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Vereinbarung der wnrtemberg. Regierung 
mit dem bell. Stuhle. 

(Schloss.) 

Artikel X. Das Vermögen, welches die Kirche als ihr Eigenthum 
besitzt oder in Zukunft erwerben wird, ist beständig unverletzt zu er¬ 
halten, und wird dasselbe ohne Zustimmung der Kirchengewalt niemals 
eine Veränderung oder Veräusserung erleiden, noch werden dessen 
Früchte zu anderen Zwecken verwendet werden: indessen unterliegt das¬ 
selbe den öffentlichen Lasten und Abgaben, sowie den übrigen allge¬ 
meinen Gesetzen des Königreichs wie alles andere Eigenthum. 

Das Kirchenvermögen wird im Namen der Kirche unter der Auf¬ 
sicht des Bischofs von Jenen verwaltet, welche nach Vorschrift des 
canonisehen Rechts, oder nach dem Herkommen oder durch ein Privi¬ 
legium und eine besondere Bestimmung für irgend eine milde Stiftung 
zu solcher Verwaltung berufen sind. Alle Verwalter aber sind gehalten, 
auch wenn dieses auf Grund der eben angeführten Titel Andern gegen¬ 
über zu geschehen hat, zugleich auch dem Bischof oder seinen Bevoll¬ 
mächtigten jährlich Rechenschaft von ihrer Verwaltung abzulegen. 

Mit Rücksicht auf die bestehenden Verhältnisse gibt sofort der 
beü. Stuhl seine Zustimmung, dass die einzelnen Kirchenfabriken, sowie 
die übrigen kirchlichen Localstiftungen im Namen der Kirche in der 
Weise auch ferner verwaltet werden, wie sie im Lande eingeführt ist) 
nur sollen Pfarrer und Landdecane ihre diesfallsigen Verrichtungen im 
Auftrag des Bischofs ausüben. Ueber die specielle Ausführung dieser 
Angelegenheit wird die k. Regierung mit dem Bischof ein Ueberein- 
kommen treffen. 

Ueberdies willigt der beil. Stuhl ein, dass,, so lange die Staats¬ 
kasse zu den allgemeinen oder örtlichen Bedürfnissen der Kirche Bei¬ 
träge leistet,, die vacanten Pfründen und der Intercalarfond unter der 
Oberleitung den Bischofs und im Namen dir Kirche durch eine ge- 

1 * 
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mischte Commission verwaltet werden. Die eine Hälfte der Mitglieder 
dieser Commission erwählt der Bischof, hauptsächlich aus Geistlichen, 
die andere die künigl. Regierung aus Katholiken; Men Vorsitz hat der 
Bischof oder dessen Bevollmächtigter. Die genaueren Uebereinstimmungen 
hierüber werden in einem Uebereinkommen »wischen der künigl. Regierung 
und dem Bischöfe festgesetzt werden. 

Die Einkünfte des Intercalarfonds werden vor Allem stets sur Er¬ 
gänzung der Pfarrgehalte bis zur Congrua, zur Anweisung von ange¬ 
messenen Pensionen für altersschwache oder gebrechliche Pfründner, 
zu den Tischtiteln für neu zu weihende Geistliche und zu den Kosten 
der nothwendigen ausserordentlichen Vicarien, etwaige Ueberschüsse aber 
nur für andere kirchliche Bedürfnisse verwendet werden. 

Ueber die Erhaltung des Grundstocks des Intercalarfonds, sowie 
über Verwendung der Erträgnisse desselben wird die genannte Com¬ 
mission der künigl. Regierung stets Gewissheit geben. 

So lange die gemischte Commission sur Verwaltung des Intercalar¬ 
fonds besteht, übt dieselbe die Aufsicht auch über die Verwaltung der 
besetzten Pfründen, welche deren jeweilige Inhaber nach canonischer 
Vorschrift zu führen haben. 

Die ID. Beilage enthält noch den Zusatz: „Die k. Regierung wird 
nickt hindern, dass der Bischof einen Theil der Ueberschüsse aus den 
Erträgnissen des Intercalarfonds auf bischöfliche Seminarien verwende, 
— vorausgesetzt, dass vor Allem die in der Convention festgesetzten 
Verbindlichkeiten des Intercalarfonds immer erfüllt seien.“ 

Die Beleuchtung im Staatsanzeiger macht folgende Bemerkungen: 
»Der erste Absatz spricht über die Unverletzlichkeit des kirchlichen 
Eigenthums Grundsätze aus, die schon dem seitherigen Rechtszustand 
entsprechen und in dem §. 70 der Verfassungsurkunde ihre besondere 
Begründung finden. 1 ) 

„Dem Princip, das der zweite, dem Tridentinum entnommene Satz 
aufstellt, fehlt zwar nach unsern katholischen Verhältnissen ein Object 
der concreten Anwendung, so fern bei jeder der vier im Lande be¬ 
stehenden Gattungen von Kirchenvermögen (Bisthumsdotation, Intercalar- 


*) §. 70 lautet: „Jeder der drei im Königreiche beateltenden christlichen Con- 
feasionen wird freie Öffentliche Religionsübung, und der volle Genuss ihrer 
Kirchen-, Schul- und Armenfonds gesichert.“ 

Im Ganzen dasaelbe besagt schon $. 63 des Reichsdeputatiqashanpt- 
schlusses: 

„Die bisherige Religlonsübnng eines jeden Landes soll gegen Aufhebung 
und Kränkung aller Art geschützt sein, insbesondere jeder Religion der Be¬ 
sitz und ungestörte Genuss ihres eigenthihmRdheB Kirchenguts, auch Sehulfonds 
nach der Vorschrift des westphälischen Friedens ungestört verbleiben.“ 
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fand, Pfrttnden, kirchliche Localstiftungen) eigentümliche Verhältnisse 
vorwalten, welche die Anwendung jenes Princips bereits in sich schliessen, 
oder unentbehrlich machen. ') 

„Dieser Satz hat aber seine wesentliche Bedeutung in Verbindung 
mit den darauf folgenden und dient vorzugsweise dazu, das in dem 
dritten Absatz enthaltene Zugeständnis der Kirche zu motiviren. 

Bei der Verwaltung des kirchlichen Localvermögens nämlich räumt 
das Verwaltungsedict zwar dem Ortsgeistlicben und dem Decan einen 
wichtigen Antheil ein, es keimt aber keine Beziehung des Bischofs zu 
der Verwaltung des localen Kirchenrermögens. In dieser Hinsicht wahrt 
nun das Übereinkommen das kirchenrechtliche Princip ohne eine Ab¬ 
änderung des Gesetzes dadurch, dass die Geistlichen und Decane in 
jenen Functionen als Beauftragte des Bischofs anzusehen sind.“ 

„Der aus den Überschüssen erledigter Pfründen gesammelte und 
allmälig auf ein Kapital von circa 600,000 fl. angewachsene Intercalar- 
fond wurde schon seither als ein Gut der Kirche behandelt und unter 
Mitaufsicht des Bischofs verwaltet. Die Regierung hätte sich' in An¬ 
erkennung des kirchlichen Charakters dieses Fonds darauf beschränken 
können, das allgemeine Oberaufsichtsrecht ausüben zu wollen, wie sie 
es gegenüber von jeder Stiftung ausfibt, und wie es auch der sechste 
Absatz des Artikels noch ausdrücklich erwähnt. Sofern jedoch in Er¬ 
manglung eines anderweitigen allgemeinen Kirchenvermögens der Staat 
überhaupt fortwährend für kirchliche Zwecke, örtliche wie allgemeine 
Beiträge leistet und der Intercalarfond zu den §§. 81 und 82 der Ver¬ 
fassungsurkunde eine bestimmte Beziehung hat, hatte die Regierung eben 
so ein Recht als ein Interesse, auch im Einzelnen fortlaufend sich zu 
überzeugen und dabei mitzuwirken, das jener durch die vieljährige 
Sorgfalt der Regierung angesammelte Fond gut und seinen Zwecken 
entsprechend verwaltet werde. Im übrigen wird gerade dieser Theil 


') Administrator«, tarn ecclesiasticl, quam laici, fabrlcae cujusvis ecclesiae, etiam 
catfcedralis (aess. 7 cap. ult. de ref.) hospitalis, confraternitatis, eleemosinae 
montJs pletatis, et (dem. quia contiogit: Ut autem praemlssa. de relig. domib. 
fnfr. aess. 25. c. 8. de ref.) quorumcunque piorum looorum, aingulis annis 
teneantur reddere ratlonem administrationis ordinarlo: consuetudinibus et Privi¬ 
leg ils quibuscunque in contrarium siiblatis, nisi secus forte in Jnstitutlone et 
ordlnatione talis ecclesiae seu fabrlcae expresse cautum esset. Quodai ex con- 
snetudlne, aut prlvilegio, aut ex constitutione aliqua looi, aliis ad ld deputatis 
ratio reddenda esset, tune cum ils adhibeatur etiam Ordinarius: et aliter 
factae liberationea dlctis administratoribus minime suffiagentur.“ Trident, sesa. 
XXU, c. 9 de ref. cf. Trident, sesa. 24. can. 10. 
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der Vereinbarung noch näheres Uebereinkommen im $inselnen erfordern, 
and erst nach der Art der Vollsiehong genauer su bourtheilen sein. 

Dies die Beleuchtung im Staatsanseiger. Es unterliegt keinem 
Zweifel, dass die Hauptabsicht des heil. Stuhles bei diesem Artikel 
dahin geht, das canonische Recht, welches in der Diücese Rottenburg , 
wie in den übrigen Diöcesen der oberrheinischen Kirchenprovinz in 
Betreff der Verwaltung des KirchenvermSgens fast gänzlich verdrängt 
worden ist, wieder zur Gültigkeit zu bringen . 2 ) 

Desshalb wurden die Bestimmungen des Concils von Trient an die 
Spitse gestellt, wie dies auch in dem baierischen und österreichischen 
Concordate in Betreff dieses Punktes der Fall ist. 3 ) 

Anlangend die Verwaltung der Kirchengüter, namentlich die Ver¬ 
waltung des Localkirchenvermögens, so heisst es in Art. XXX des 
österreichischen Concordates: „Die Verwaltung der Kirchengüter wird 
von denjenigen geführt werden, welchen sie nach den KirchengeseUen 
obliegt.“ 


*) Auf die SS* Öl und 82 der Verfassungsurkunde haben wir bereits aufmerksam 
gemacht und deren Inhalt angegeben. 

*) Als eine grosse Beschwerde der Kirche, heisst es in der II. Denkschrift der 
Bischöfe der oberrheinischen Kirohenprovinz, und eine Verkümmerung ihres 
Eigenthumsrechts erscheint der Zustand, wie er auf dem Wege des Factums 
und einseitiger Regierungsverordnungen bezüglich der Verwaltung desKirchen- 
vermögens sich gebildet. Diese Verwaltung befindet sich nämlich, wenn man 
von Ausnahmen absieht, factisch ganz und gar in den Händen des Staate f. 
Was insbesondere das Localkirchenvermögen betrifft , so bestehen zwar kirch¬ 
liche Localverwaltnngen desselben, allein diese stehen durchaus unter, der 
Oberverwaltung des Staates. Der Staat allein schreibt die Art und Weise der 
Verwaltung vor, bestimmt und organisirt die Verwaltungsbehörden; er ge¬ 
nehmigt da» Kirchenbudget, ohne seine Genehmigung kann nicht die mindeste 
kirchliche Ausgabe gemacht werden. $.12. 

*) Im baierischen Concordate heisst es Art. VIII. Bona Seminariorum, Parochiarum, 
Beneficiorum, Fabricarum, onmiumque aliarum Eeclssiasticarum fundationum 
semper et integre conservanda erunt, nec distrahi, nee in pensiones mutari 
poterunt. Ecclesia insuper jus habebit, novas aoquirendi possessiones, et quid- 
quid de nova acquisierit, faciet sunm, et censebitur eodem jure ac veteres 
fundationes Ecclesiasticae, quarum uti et illarum, quae in posterum fient, nulla 
vel suppressio vel unio fieri poterit absque Sedis Apostolicae auctoritatis inter- 
ventu, salvis facultatibus a sacro concilio Tridentino Episcopis tributis.“ — 
Hiemit stimmt auch Art. XXIX des österreichischen Concordates überein, wo es 
heisst: ,>Ecclesia jure suo pollebit, novas justo quovis titulo libere aequirendi 
possessiones ejusque proprietas in omnibus, quae nunc possidet, vel in po- 
sterum aequiret, inviolabilis solemniter erit. Proinde quoad antiquas novasque 
eoclesiasticas fundationes nulla vel suppressio vel unio fieri poterit, absque 
interventu auctoritatis Apostolicae Sedis salvis facultatibus a sacro concilio 
Tridentino Episcopis tributis. 



Alkin in Anbetracht der P ntcra flt zu ng, welche Se. Majestät «er 
Bestreitung der kirchlichen Bedürfnisse ans dem Öffentlichen Sehatce 
huldreich leistet, und leisten wird, solle« diese Güter weder vertauscht, 
noch mit einer beträchtlichen Last beschwert werden, ohne dass sowohl 
der hl. Stuhl, als auch Se. Majestät der Kaiser oder jene, welche dieselben 
hiemit zu beauftragen finden, dasu ihre Einwilligung gegeben haben. *) 

Rttck8iehtlich des Geschichtlichen über die Verwaltung des Kirchen» 
Vermögens verweisen wir auf die Abhandlung F. A. Loberachinert Im 
II. Bd. 3. und4.Hft. dieses Archivs: ,Aat kirchliche Güterrecht und die 
Verwaltung de» kirchlichen Vermögens.“ 8.16 ft-»-178. An die Stelle des 
canonischen Rechtes traten in der oberrheinischen Kirchenprovins in 
Betreff der Verwaltung des Kirchenvermögens eine Masse landesherr¬ 
licher Verordnungen und Edicte 2 ) In Würtemberg ist insbesondere 
das k. Verwaltern gs-Edict vom 1. Min 1832 nebst einigen naehtiiglichen 
k. Verordnungen massgebend und soll es auch fernerhin bleiben. *) 

Denn es heisst ja im Absatz DI des Art. X: „Mit Rücksicht auf 
die bestehenden Verhältnisse gibt sofort der heil. Stuhl seine Zustim¬ 
mung , dass die einzelnen Kirchenfabriken , sowie die übrigen Local¬ 
stiftungen im Namen der Kirche in der Weise auch ferner verwaltet 
werden, wie sie im Lande eingeführt ist ; nur sollen Pfarrer und Land- 
decane ihre diesfallsigen Verrichtungen im Aufträge des Bischofs ausüben. 

Auch die Beleuchtung im Staatsanzeiger bemerkt ausdrücklich, es 
soll das bisherige Gesetz nicht abgeändert werden. 

Wir müssen nun aufrichtig gestehen, dass es uns bisher völlig un¬ 
klar ist, wie dieser Absatz III mit Absatz I und II des Art. X, welcher 
die Bestimmungen des canonischen Rechtes enthalt , in üeher eins timmung 
zu bringen sei. 

Die Beleuchtung Im Staateanzeiger gesteht selbst zu, dass das 
Verwaltungsedict keine Beziehung des Bischofs zu der Verwaltung des 
localen Kirchenvermögens kenne ; was auch, wie wir nachweisen werden, 
ganz richtig ist. 

Wenn nun dieses Edict nicht abgeändert werden soll, so wird der 


') Rücksichtlich der Verwaltung des Religlons- and Studienfonds gibt Art XXXI, 
und in Betreff der Verwaltung der Erträgnisse der erledigten Pfründen Ar¬ 
tikel XXXII nähern Aufschluss. 

*, Wir verweisen der Kürze wogen tat die Darstellung der Rechtsverhältnisse 
der Bischöfe in 4er oberrheinischen Kirchenprewiez ww j^gner S. 290—389. 

') Das Vefwaltungs-Ediet für die Gemeinden, Oberäinter und Stiftungen im König¬ 
reiche Würtemberg mit den dasselbe abänderndeo, ergänzenden eder erläu¬ 
ternden, überhaupt hierauf bezüglichen Gesetzen, Verordnungen und andern 
Nonmüen von C. F. v. Weisser. 1L Aul. Stuttgart 1844. 
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Einfluss des Bischofs resp. der Pfarrer und Decan«, welche «war fortan 
Im Namen, oder als Beauftragte des Bischofs handeln sollen, stets nur 
ein illusorischer sein, wie sich aus einer nähern Beleuchtung des Ver- 
waltungnedictes ergeben wird. 

Der bisherige Antheil, welchen die Pfarrer und Decane an der Ver¬ 
waltung des Localstiftungsvermögens hatten, war so bedeutend nicht, 
als er im Staatsanseiger geschildert wird. Sie handelten mehr als 
Staats -, denn als Kirchendiener , da sie als Mitverwalter des Kirchen¬ 
vermögens vom Bischöfe, su welchem das Verwaltungsedict keine Be¬ 
gleitung kennt, getrennt waren und nur «um k. Oberamt und der 
k. Kreisregierung in Besiehung standen. 

Das Verwaltungsedict bat «war seine Licht-, aber auch eine starke 
Schattenseite. 

Wir wollen die letstere in kursen Andeutungen suerst «u beleuchten 
suchen. 

Wollte das Verwaltungsedict nach allen Seiten hin beleuchtet wer¬ 
den, so müsste ein ganges Buch über dasselbe geschrieben werden. 

Der hochw. Bischof von Rottenburg hat in seiner Specialeingabe 
an die k. Staatsregierung vom 16. Juli 1853 derselben wiederholt die 
angelegentlichste Bitte unterbreitet, unter Abberufung der die Grund- 
principien der katholischen Kirche vielfach beeinträchtigenden Gesetze 
solche gesetzliche Anordnungen zu treffen, die das Recht der katholischen 
Kirche auf selbstständige Ordnung ihrer Angelegenheiten gehörig berück¬ 
sichtigen. Als solche beeinträchtigende Gesetze sind unter Anderm 
hauptsächlich bezeichnet: 

Das Verwaltungsedict in seiner die Verwaltung des Kirchen- und 
Stiftungsvermögens betreffenden Bestimmungen und in der darin ge¬ 
schehenen gesetzlichen Ueberpflanzung der protestantischen Einrichtungen 
von den gemeinschaftlichen Oberämtem und Kirchen -Conventen auf 
katholisches Gebiet 

Das Verwaltungsedict ist ganz und gar auf protestantischen Prin- 
cipien und auf das Centralisationsprincip des modernen Staates be¬ 
gründet. Wie nach oben der Bischof nichts anderes sein sollte, als ein 
Präsident eines Collegiums, in welchem der Domdecan dirigirt und 
alles collegialisch per majora entschieden wird, und der Bischof nur 
per vota paria vorhanden, eine entscheidende Stimme haben sollte *), 

*) $. 21 der Verordnung vom 30. Jänner 1830 lautet: „Das Domoapitel einer 

jeden Cathedralkirche tritt in den vollen Wirkungskreis der Presbyterien und 

bildet unter dem Bischöfe die oberste Verwaltungsbehörde der DiOoese; die 

Verwaltungsform ist collegialisch} der Decan führt die Direetibn.“ 

Das k. Fundationsinstrument enthält Z. 8 noch die nähere Bestimmung: 

„Das Domcapitel tritt in den vollen Wirkungskreis der Presbgterien. (i 
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so sollte es auch nach unten geschehen. Die Pfarrer sollten in den 
Stiftungsrathscollegien and in den Kirchen-Conventen »war präsidiren, 
der weltliche Ortevorstand dirigiren and alles per vota majora durch 
die weltlichen Gemeinderathsmitglieder entschieden werden, der Pfarrer 
nur, wo vota paria vorhanden sind, eine entscheidende Stimme haben. 

S. 120 des k. Verwaltangsedictes handelt von der unmittelbaren Auf¬ 
sicht der Stiftungen. 

Hier heisst es nan: 

„Die in jeder Gemeinde vorhandenen Stiftungen für Kirchen-, 
Schal- und Armenbedürfnisse, mit Einschluss der für diese und ähnliche 
Zwecke bestimmten Familien- und andern Privatstiftungen, sind, wofern 
die Stifter keine andere Aufsichtsbehörde benannt haben, unter die be¬ 
sondere Obhut der geistlichen und weltlichen Ortsvorsteher gestellt.“ 

Allein man fasse wohl in’sAuge, was die folgenden §. §. besagen. 

§. 121 handelt von der Bildung des Stiflungsrathes. 

Hier heisst es nun: 

„Der Stiftungsrath besteht aus den OrtsgeistUchen und dem Stadt- 
und Gemeinderathe. 

Die Leitung der Geschäfte steht dem ersten OrtsgeistUchen und dem 
eisten Ortsvorsteher gemeinschaftlich so; ausserdem gebührt dem welt¬ 
lichen Ortevorsteher die erste ordentliche , dem geistlichen Vorsteher 
hingegen im Falle der Stimmengleichheit die entscheidende Stimme. 

Die übrigen Geistlichen des Orts, wo sich deren mehrere beftnden, 
stimmen nach dem weltlichen Vorsteher vor den übrigen Rathsmitgliedern. 

Wo jedoch für einseine Kirchen des Orte besondere Stiftungen be¬ 
stehen, gebührt nur dem, bei der betreffenden Kirche angestellten Geist¬ 
lichen eine Stimme über die Angelegenheiten derselben. Das Stimmrecht 
der weltlichen Rathsmitglieder wird durch kein Parochialverbältniss 
beschränkt. 

S. 122 handelt von dem Verkältnisse der Mitglieder des SUf- 
tungsrathes, und lautet also: 

„Ist der Gemeinderath aus Mitgliedern von verschiedenen Glaubens¬ 
bekenntnissen susammengesetst, so sind die katholischen Mitglieder des¬ 
selben von den Berathungen über die Verwaltung evangelischer Stiftun¬ 
gen, und umgekehrt die evangelischen Confessions-Verwandten von dien 
Berathschlagungen über die Verwaltung katholischer Stiftungen, in so 
weit ausgeschlossen, als diese Stiftungen blas für gottesdienstliche 
Zwecke bestimmt sind.“ 

Man merke hier wohl, dass eine itio in partes nur dann statt¬ 
findet, wenn die Stiftungen blos für gottesdienstliche Zwecke bestimmt 
sind , sonst sind da, wo gemeinschaftliche Stiftungsräthe bestehen, die 
protestantischen Mitglieder Mitverwalter des katholischen Stiftungsver- 
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mügens, haben wie die hatholisehen Mitglieder eine entscheidende 
Stimme. 

In neuerer Zeit sollen sogar Juden als Mitverwalter der kathol. 
Stiftungen sogeiaasen werden wollen. *) 

Wer verwaltet und beaufsichtigt also in I. Linie das katholische 
Localstiftungsvermögen ? 

Der politische Gemeinderath unter. Mitaufsicht und Berathung des 
Ortspfarrers. 

Der Ortspferrer handelt beim Stiftungsrathe nicht als Kirchen¬ 
beamter, sondern als Staatsdiener, ebenso der Decan. 

Erst in Folge der Convention sollen der Ortspfarrer and Decan 
im Namen der Kirche und als Beauftragte des Bischofs handeln. 

Es ist gewiss merkwürdig, dass im ganzen Verwaltungsediete des 
Bischofs, des bischöflichen Ordinariates oder der kirchlichen Oberbe¬ 
hörde auch nicht mit einer Sylbe erwähnt wird. 

Denn nach dem Yerwaltungsedict steht ja das Kirchen- oder Stif- 
tongsvermögen in keiner Beziehung zum Bischof. 

Wenn nun in Folge der Convention die Pfarrer und Deeane Ihre 
diessfallsigen Verrichtungen bei Verwaltung des LocalkircbeBvermÖgens 
auch im Aufträge des Bischofs aasüben sollen, so wird ihre Stellung 
und ihr Einfluss, wenn das Yerwaltungsedict unverändert bestehen soll, 
nicht viel besser. 

Der Ortspfarrer steht nach wie vor den weltlichen Gemeinderäthen 
gegenüber, welche nicht blosse Räthe, sondern Mitverwalter mit ent¬ 
scheidender Stimme sind , während der Ortspfarrer nur bei Stimmen¬ 
gleichheit eine entscheidende Stimme hat; ein Fall, der selten eintrltt. 

Wenn die Kirche auch bei Verwaltung des Localkirchenvermügens 
die Beiziebung von Laien gestattet, so ist dooh das protestantische 
Collegialsystem und das Aufdringen der von der politischen , nicht der 
Kirchengemeinde gewählten Gemdnderäthe, welche verschiedenen Con- 
fessionen angehören können, etwas ihr ganz Fremdes und ihren Prin- 
cipien Widersprechendes. 

Nach §. 4 des Verwaltungsedicts besteht der Gemeinde- (in Städten) 
Stadtrath mit Einschluss des Vorstandes aus sieben bis einundzwanzig 
Gliedern. 

Die Mitglieder des Gemeinderathes werden durch die Bürgerschaft 
aus ihrer Mitte nach der Stimmenmehrheit gewählt (§• 5). 

Ausgeschlossen von der Wählbarkeit sind nur Minderjährige , Ver-r 
schwender, Gantleute, Criminalverbrecher und alle diejenigen Bürger, 


•) Vgl. „Die würtembergisohe Convention.“ Eine Studie von Dr. Florian ßiess. 
Freibarg bei Herder 1858, VII. Cap. S. 116 — 124. 
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welche nlt dob Ifontaitd» oder ehren* andern Mfegtfode des Stadt- oder 
Gemeinderathe* im I. and 11. Grade (nach bürgerlicher Berechmmgs- 
weise) verwandt oder verschwägert sind. 1 ) (§. 6.) 

Die Mitglieder des Gemeinderathea werden auf sechs Jahre ge- % 
gewählt. 

Je nach swei Jahren tritt ein Drittheil aus und wird durch eine 
neue Waid ersetzt, wobei die Austretenden wieder gewählt werden 
können. (Art. b. des Gesetzes vom 6. Juli 1849.) 

Wer wefes nun nicht, wie durch solche liberale Wahlgesetz 
namentlich seit den unheilvollen ^Jahren 1848 und 1849 der Partei¬ 
leidenschaft und dem Privatinteresse Thür und Thor geöffnet ist, wie 
oft die biedersten und ehrenwertheaten Männer aus den Gemeinderaths- 
coliegien Verdrängt und Männer ohne sittlich religiösen Halt und Cha¬ 
rakter, namentlich von kirchenfeindlicher Gesinnung, und nur ihren 
eigenen materiellen Interessen huldigend, gewählt werden. 

Wie schlimm ist die Stellung des Ortspfarrers als Vorstand des 


*) Nach dem 6esetze vom 6. Juli 1849 kommen die gemeindebürgerlichen Wahl- 
nnd Wählbarkeitsrechte allen denjenigen volljährigen oder für volljährig er¬ 
klärten Gemeindegenossen (Bürger und Beisitzer) zu, welche in dem Ge¬ 
meindebezirk ihren W r obnsi(z haben, und irgend eine Steuer an die Gemeinde- 
kasse zahlen, oder falls eine Steuer für die Gemeinde elngeführt würde, Tri 
derselben beizutragen hätten. Ein Beisitzer, welcher in den Gemeinderath 
oder Bürgerausschuss gewählt wird und diese Wahl annimmt, erwirbt dadurch 
die Befugniss, die Aufnahme in das Bürgerrecht gegen Entrichtung der Auf¬ 
nahmegebühren zu verlangen. (Art. 1.) 

Ausgeschlossen von dem gemeinderäthlichen Wahl- und Wählbarkeits¬ 
rechte sind: 

1. Personen, welche unter Vormundschaft oder Pflegschaft stehen; 

2. selche, welche im- laufenden oder vorangegangenen Rechnungsjahre — 
den Fall eines vorübergehenden unverschuldeten Unglücks z. B. einer 
Krankheit, ausgenommen — Beiträge zu ihrem oder ihrer Familie Unter¬ 
halt aus einer öffentlichen Kasse empfangen haben, oder zur Zeit der 
Wahl empfangen. Ein Verzicht auf diese Beiträge ist hinsichtlich der 
Wahlrechte ohne Wirkung; 

3. Diejenigen, gegen weiche ein Gantverfahren gerichtlich eröffnet ist, während 
der Dauer des Gantverfahrens. (Art. 2.) 

Ausser den Gemeindegenossen steht auch denjenigen würtembergischen 
Staatsbürgern, welche abgesehen von der Gemcindegenossenächaifc die in Art 
1 und 2 bezeichnten Erfordernisse haben, und seit den drei dem Wahltermine 
vorangegangenen Rechnungsjahren innerhalb des Gemeiqdebezirks ununter¬ 
brochen nicht pur Wohusteuer entrichten, sondern auch aus einem der Be¬ 
steuerung dieser Gemeinde unterworfenen Vermögen Einkomment-Seuer 
entrichten, oder wenn sie gefordert würde, zu entrichten hätten, das Wahl- 
und Wahlbarkeitsreoht zu, RegbL 1849* Nr. 38. 10. Juli 1849. 



Stiftangsrathes sokben weltlichen Gemeinderathsmkgliedern gegenüber, 
wenn sie die Majorität bilden! 

Man erwäge noch, dass sehr viele Heiligenpflegen an einem Deficit 
* leiden, welches, wenn kein Dritter zur Deckung derselben eine Ver¬ 
pflichtung hat, von der Gemeinde gedeckt werden muss. 

Wenn es sich nun um die Bestreitung von Cultbediirfnissen, um 
Anschaffung von Paramenten, Kirchenwasch , um Restauration der 
Kirche und Altäre handelt, wie wird es da den Anträgen des Pfarrers 
ergehen, solchen Gemeinderäthen gegenüber? Werden sie nicht sammt 
und sonders per majora durchfallen, qder wenigstens ad calendas graeoas 
verschoben werden? 

Der Anblick manches Gotteshauses und mancher Altäre, und der 
Einblick in die Sakristeien und Kirchenschränke wird unumstöSsliehes 
Zeugniss biefür geben. 1 ) 

Dagegen, wenn es sich um sonstige Ausgaben handelt, wo die 
Gemeinde eintreten sollte, namentlich um Kranken- und Armenunter- 
stützung, um Bezahlung von Schulausgaben u. dgl., wie liberal sind da 
solche Gemeinderäthe, wenn die Stiftung auch keine besondere Verbind¬ 
lichkeit hiezu hat. — Obgleich das Kirchenvermögen verfassungsmässig 
zu keinen andern als kirchlichen Zwecken verwendet werden soll, 
so liesse sich doch durch viele schlagende Beispiele nachweisen, wie 
das Localkirchenvermögen und namentlich einzelne fromme Stiftungen, 
Bruderschaftsgelder etc. zu ganz fremdartigen Zwecken verwendet wer¬ 
den. At exempla sunt odiosa. 

Wir wollen hoffen, dass es in Folge der klaren Bestimmungen der 
Convention besser werde. 

Anderwärts werden die weltlichen Mitglieder des Stiftungsrathes 
wenigstens aus der Kirchengemeinde gewählt und von der Kirche be¬ 
stätigt , wie z. B. in Baden und in den Neupreusst’sch-HohenzoUer- 
schen Ländern. 

Nach §. 4 der Vereinbarung über die Verwaltung des Kirchen¬ 
vermögens im Hohenzollerschen, wird dasselbe, soweit nicht stiftungs- 
mässig ein Anderes bestimmt ist, unter dem Vorsitze des Pfarrers an 
jedem Orte durch eine Heiligenpflege verwaltet, welche aus zwei bis 
vier von der kirchlichen Behörde bestellten geeigneten Mitgliedern der 
Pfarrgemeinde besteht. 

Die Leitung und Beaufsichtigung der Heiligenpflege steht unter 
dem erzbischöflichen Ordinariate . *) 

_ * 

l ) Würde nicht frommer und religiöser Sinn mancher Privatwohlthäter eintreten, 
so stände es noch schlimmer. 

*) Siehe Archiv U. Bd, 7. und 8, Heft. S. 495 fg. 
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D«r SttfluBgsrath wählt nach $. 124 des würtembergischen Ver- 
waltungsedictes durch Mehrheit der Stimmen die erforderlichen Süf- 
tungspfleger (Heiligen pfleger, Spitalpfleger, Armenvögte, etc.) und stellt 
sie dem gemeinschaftlichen Ober amte sur Bestätigung und Verpflichtung 
vor. *) 

Sie werden entweder auf ihre Lebensdauer oder auf eine bestimmte 
Zeit, wenigstens aber auf die Zeit von drei Jahren gewählt und können 
nur unter denselben Voraussetsungen wie die Ortsvorsteher und Ge¬ 
meindepfleger von ihrer Stelle' entfernt werden. Dem ersten Ortsvor- 
steher kann die SHftungspflege nicht Übertragen werden. 

Dem Stiftungspfleger gebührt von Amtswegen, wenn er auch nicht 
Mitglied des Gemeinderathes ist, Sits und Stimme im Stiftungsrath. 

Die Stellen der Messner , Organisten, Cantoren, Musikdirectoren 
werden, soweit dieselben für sich (ohne Verbindung mit einem Schul¬ 
amte) bestehen und nicht Dritte das Ernennangsrecht dasu aas beson¬ 
deren Titel hergebracht haben, von den örtlichen Stiftungsräthen besetst. 
An der Ausübung des Rechts nehmen jedoch in Orten, in welchen sieb 
Einwohner verschiedener Gonfessionen befinden, nur die der betreffenden 


*) ln da* Eides Verpflichtung der StHtungspfleger Ist nicht das Geringste von 
einer Verpflichtung gegen den Bischof oder die Kirche enthalten. Dieselbe 
lautet also: 

„Sie werden als Stiftongs- oder Heiligenpfleger einen feierlichen Eid 
zu Gott dem Allmächtigen schwüren. 

Sr. k. Majestät, unserm allergnädigsten König und Herrn, getreu und 
gehorsam zu sein und alle Obliegenheiten ihres Amtes nach Vorschrift der 
Gesetze und Verordnungen und nach den Weisungen der zuständigen Behörden 
mit Eifer, Fleiss und Genauigkeit zu erfüllen, und dabei die Verfassung und 
die durch dieselbe begründeten Rechte stets gewissenhaft zu wahren. 

Insbesondere geloben Sie, das Ihnen anvertraute Stiftungsvermögen mit 
strenger Gewissenhaftigkeit zu verwalten, pflichtlich dafür zu sorgen, dass 
die Einkünfte den vollen Ertrag, den sie nachhaltig gewähren können, auch 
wirklich abwerfen, sie ordnungsmässig einzuziehen, getreu zu verwahren und 
ausschliesslich und zur gesetzten Zeit zu den vorgeschriebenen Ausgaben 
zu verwenden, für die Beurkundung der Einnahmen und Ausgaben in der 
gesetzlichen Form zu sorgen, die Rechnung vorschriftsmässig und gewissen¬ 
haft in der gesetzlichen Frist abzulegen; auch von der Erfüllung ihrer Amts¬ 
pflichten durch keine Rücksichten oder Beweggründe Irgend einer Art, weder 
durch Gefälligkeit, Familienverbindung oder Gaben, noch durch Feindschaft, 
Privatinteresse oder Mensohenfnrcht sich abwendig machen zu lassen, vielmehr 
stets und in Allem so zu handeln, wie Ihre Pflicht es erfordert, und wie Sie 
vor dem Allwissenden Gott es zu verantworten sich getrauen. 

Welsser a. a. 0. S. 927, 928. Diese Eidesformel muss in Folge der 
Convention nothwendlg abgeändert werden, und sind die Heillgenplleger von 
der Kirche ln Pflicht zu nehmen. 
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Confessidn angehörigen Mitglieder des Stiftungsrath es Antheil. K; Ver¬ 
ordnung votn 29. September 1836. 

Wenn die Messnerei oder der Organistendienst mit einer Schuistettt 
verbunden ist, vergibt der k. katholische Kirchenrath, oder der Patron 
die Stelle. ' 

Die für die Verwaltung des Localkirchenvermögens staatsgesetslich 
festgestellten Normen haben »war ihr Gutes, aber auch ihr Schlimmes 
und Schfidliohes. 

So sagt z. B. $. 128*. mit dem Schlüsse des Rechnungsjahres legt 
der Stiftungspfleger dem Vorstande des Stiftungsrathes (dem gemein i- 
schaftliehen Unteramte Pfarrer und Schultheiss) den Zustand iseiner 
Kasse, den baaren öeldvorrath, den Sturzsettel und das Verzeichniss 
seiner Ausstände und Passivrtickstände vor. 

Unter Zugrandlegung des Vermögensstandes und der vorhergehen- 
den Rechnung entwirft das gemeinschaftliche Unteramt mit Zuziehung 
des Stiftungspflegers eine möglichst genaue Berechnung der voraus- 
richtliehen Einnahmen und Ausgaben der Stiftung — Etat — und leg/t 
denselben dem versammelten Stiftungsrathe zur Prllfung und weiteren 
Berathung vor. 

Nach $. 129 ist hiebei das Hauptaugenmerk dahin zu richten, dass 
einestheils die den Stiftungen nach dem Willen der Stifter und ihrer 
ursprünglichen Bestimmung obliegenden Ausgaben, besonders Zü frommen 
und milden Zwecken, wirklich und vollständig geleistet, anderntheils 
aber der Grandstock des StiftuUgsVermögens unangegriffen erhalten und 
ungeschmälert der Nachkommenschaft überliefert werde. 

Es hat gewiss sein Gutes, dass solche Etats entworfen werden. 

Allein, welche Sehiksale haben dieselben? Zuerst prüft sic der 
versammelte Stiftungsrath und Bürgerausschuss des modernen Völks- 
tribunals. Schon hier werden oft die kleinlichsten Ausstellungen ge¬ 
macht und Positionen gestrichen, welche nothwendig sind zur Bestreitung 
für Cultbedfirfnisse, z. B. der Aufwand für das Oel zum ewigen Lichte. 
Es gibt in Würtemberg gar viele Kirchen, wo das sogenannte ewige 
licht vor dem Allerheiligsten nur zur Zeit des Gottesdienstes brennt, 
dann wieder ausgelöscht wird, und weder bei Tag noch bei Nacht 
brennt. In vielen andern Kirchen, wo es brennt, wird es von milden 
Beiträgen frommer Gläubigen unterhalten, weil die weltlichen Mitglieder 
mit der Bemerkung ad quid perditio haee? die Position streichen. 

Hat der Etat die Prüfung des Gemefnderaths and Börgeräus- 
schusses bestanden, so wandert er an das k. gemeinschaftliche Öber- 
amt, — Oberamtmann und Decan. 

Das Oberamt revidirt denselben und schickt ihn sodann dem Decane 
zur Unterschrift zu. • >. 



Von katholischen wie protestantischen Re vfeionsbeatnten werden 
oft namentlich in Betreff der Anschaffung von Coltbedttrfnissen die 
bteinlkfctten nöd pedantischsten Bemerkungen gemacht. „ Zuviel für 
Wachs , Oel und Weihrauch! Das Normale ist überschritten , passift 
nicht.“ 

Dies ist fast eine beständige Revistonsbemerkang. 

In Würtemberg erliess nämlich schon im Jahre 1811 die k. Krott- 
Domainen-Section ein Decret mit einem Regulativ über die Culterfor- 
dernisse. In diesem ist genau angegeben, wie viel Mess- and Cornmu- 
nicantenwein, Wachs, Oel, Weihrauch, Hostien, wo ein , zwei oder drei 
Geistliehe angestellt sind, gebraucht werden darf. 

Zur Vollsiehaag des Etats sind die Kirehenconoente aafgeäteilt. 
Diese bilden den beständigen Ausschuss des Stiftungsrathes. 


*) Für Mess- und Communicantenwein sind postirlich: 

a) wo 3 Geistliche angestellt sind ..30 fl. 

b) 8 w » ....... 20 fl. 

d w d • • • i2 II. 

Wachs . 

ad a) 40 Pfand 
„ h) 30 ,, 

99 C ) D 

Oel zum ewigen Licht und Schmiererei der Uhr und Glocken 52 Pf. 

ad q), Ü Pf. guter Weihrauch in die Pfarrkirche und 4 P. Waidtauoh zum 
Begraben. ? 1 

ad b. c. 1 Pf. guter Rauch und 4 Pf. Waldrauch für jede dieser Pfarrkirchen. 

Für Hostien . 
ad ä) jährlich 7 fl. 

99 bj „ 6 fl. 

99 n ® 

Für Kirchenwasch. 
ad a ) jährlich 16 fl. 

9} b) „ W fl. 

99 C J ® A* 

Für Besen, Dochte zum ewigen Liohte, Kohlen, Baumwolle, Salz, Nägely 
Glufen, Schmeer und für das Directorium in jeder Pfarkirche, auch andere 

Kleinigkeiten.* ... 4 fl. 

Dieses Regulativ wurde unterm 12. Mai 1815 in Betreff des Mess- uniA 
CommuniebntenweiBes etwas modifioirt, weil die Weinpreise gestiegen. 

Obgleich non dieses Regulativ zunächst für solche Kirchen gegeben ist, 
wo der Staat, — die k. Finanzkammer, die Cultbedürfnisse zu bestreiten, bat, 
so halten sieh doch die Revisoren im ganzen Lande, oft mehr als an das 
Evangelium, an dasselbe. 

Zur Ehre der k. Finanzverwaltung muss gesagt werden, dass sie nicht 
so pedantisch an die Sache hält, wie die Oberamtsrevisoren und autonomen 
Gemeinderäthe und Volkstribunen. 
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, Der Kirchenconvent hat die Kostensettel su decretiren und die 
laufenden Geschäfte su besorgen. Ausserdem hat er die Bestimmung 
für die Erhaltung der Sitten - Kirchen - und Sckulpolizei Sorge zu 
tragen. 

Der oder die Ortsgeistlichen, der erste Ortsvorsteher und der 
Stiftungspfleger sind von Amtswegen Mitglieder des Convents. Zwei 
bis drei weitere Beisitser werden von dem Stiftungsrathe aus seiner 
Mitte gewählt. (§. 132*3 

Das Verhältnis des Ortspfarrers saw Kirchenconvent ist im 
Gänsen dasselbe, wie das sum Stiftungsrathe. 

Ohne die schriftliche Genehmigung des Kirohenoonvents ist kein 
Stiftungspfleger ermächtigt, irgend einen Kauf, Verkauf, Aceord, Pacht 
oder sonstigen Contract im Namen der Stiftung absuschliessen, irgend 
eine nicht bereits im Voraus bestimmte Ausgabe su leisten, irgend 
etwas an Geld oder Naturalien aussuleihen. 

Für jede diesfallsige Versäumniss hat der Stiftungspfleger — für 
jedes ohne Beobachtung der gesetslichen Vorschriften genehmigte An¬ 
lehen, haben die sämmtlichen Mitglieder des Kirchenconvents, jedes in 
seinem Betreff, subsidiarisch aber für das Ganse su haften. 

Deber das Verhältniss des Kirchen-Convents sum Stiftungsrathe 
sind in $. 134 folgende Bestimmungen enthalten: 

Wenn 

1. die Verbindlichkeit der Stiftung su diesen oder andern Ausgaben 
nicht gans unzweifelhaft; oder 

3. von Uebernahme einer neuen Verbindlichkeit auf die Stiftung; 

3. von einer neuen Besoldung, Besoldungssulage, Pension oder sonst 
jährlich wiederkehrenden Ausgabe; 

4. Von einer ausserordentlichen Verehrung, von einem Nachlasse oder 
sonstigen Begünstigung; 

5. von abgängiger Verrechnung eines Ausstandes die Rede ist, oder 

6. wenn ein Mitglied des Kirchen-Conventes persönlich bei der Sache 
interessirt ist; 

7. wenn ein Contract ohne gesetslichen Aufstreich oder Abstreich ab¬ 
geschlossen ; 

8. ohne richterliches Erkenntniss irgend ein Recht der Stiftung aufge¬ 
geben, oder ein bestrittener Anspruch an dieselbe anerkannt; 

9. eine Erwerbung oder Veräusserung von Gebäuden, Grundstücken oder 
Gefällen, oder 

10. eine Cäpital-Aufnahme (ausser su Ablösung anderer Capitalien}; 


l ) Longner a. a, 0. S. 309 fg. 



11. ein Vorempfang auf die Einkünfte folgender Jahre geschehen; 

12. die laufenden Ausgaben durch Ablösung eines Activ-Capitals gedeckt; 

13. eine stiftungsmässige Ausgabe beschränkt oder eingestellt; 

14. eine wesentliche Veränderung in der Verwaltung, oder Benützung 
des StiftungsvermOgens getroffen; 

15. der Stiftungs - Etat auf irgend eine andere Weise überschritten oder 
verändert, oder endlich 

16. eine Abweichung von den gesetzlichen Normen der Verwaltung ge¬ 
macht werden soll; 

so hat der Kircben-Convent die Sache zwar in vorläufige Berathung za 
ziehen, sodann aber dem versammelten Stiftungsrathe zur nähern Prü - 
fmg vorzulegen , und diesem die weitere Entschliessung anheim zu 
geben. 

Diese Bestimmungen wären im Ganzen sehr zweckmässig, wenn 
der Stiftungsrath im rechten Verhältnisse zur Kirche und zum cano- 
nischen Rechte stünde; was aber bisher nicht der Fall ist. 

Nach $.138 soll die Jahres - Rechnung in der Regel durch den 
Stiftungspfleger selbst gestellt werden. 

Allein die wenigsten Stiftungspfleger sind im Stande, die Rechnung 
selbst zu stellen, weil die Normen, nach denen sie gestellt werden 
sollen, allzu eoniplicirt sind. Die meisten Rechnungen werden durch 
die Verwaltungs-Actuare gestellt; was nicht wenige Unkosten ver¬ 
ursacht. Die alten Rechnungen, wie sie noch gestellt wurden, als die 
Stiftungen unter kirchlicher Aufsicht standen, waren weit einfacher, 
klarer und durchsichtiger. 

Sobald die Rechnung gestellt ist, so muss sie nach $. 139 darch 
den Rathschreiber der Gemeinde — der politischen , in welcher sich Katho¬ 
liken, Protestanten und Juden befinden können, vorgelesen, sodann durch 
den Stiftungsrath in Abwesenheit des Rechners geprüft und dem Bürger¬ 
ausschuss zu gleichmässiger Durchsicht mitgetheilt werden. 

Die Bemerkungen des Ausschusses werden im Stiftungsrathe be¬ 
gutachtet, sofort aber mit der Rechnung und allen dazu gehörigen 
Acten zum gemeinschaftlichen Oberamt eingeschickt. 

Das k. Oberamt hat nach der ihm für die Revision der Gemeinde- 
Rechnungen ertheilten Vorschrift, die Rechnung nach Form und Inhalt 
zu prüfen, sodann unter Anschluss sämmtlicher Defecte dem Decan zur 
Einsicht und zu etwaigen Bemerkungen mitzutheilen. Die AbhOr ge¬ 
schieht entweder in der Oberamtsstadt, oder am Orte selbst, in der 
Oberamtsstadt mit Beiziehung des Decans, wenn er seinen Sitz da¬ 
selbst hat. 

Moy’t Archiv für kath. Kirchenrecht. UL Band. 
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Iq qllea di« einzelnen Localstiftuagen betreffend«» Angelegenheiten 
bildet der Oberemtajann mit dem Decan, in dessen Sprengel die Stiftung 
gelegen, das gemeinschaftliche Ober amt oder die Aufsichtsbehörde für 
den Stiftungsrath. ') 

Allein bisher handelte der Decan nicht eis Organ des Bischofs, 
sondern des Staates. 

Bisher wurden die Stiftungsrechnungen nicht der bischöflichen Be¬ 
hörde, dem Ordinariate, sondern der k. Kreisregierung zur Super- 
revisun mkgethcilt. Das bischöfliche Ordinariat erhielt nur bisweilen, 
etwa bei einem eintretenden Coliisionsfall zwischen Oberamtmann und 
Decan anfällige {Ceantniss einer Rechnung. 

In Folge der Konvention, da Pfarrer und Decan im Namen und 
als Bevollmächtigte des Bischofs handeln sollen, müssen natürlich die 
Rechnungen auch dem bischöflichen Ordinariate mitgetheilt werden, und 
dieses muss auch das Recht haben, zu recessiren, sonst ist das Recht 
des Bischofs nur eh) illusorisches. 

Da aber da« Verwaltuagsedict unverändert fort bestehen soll und 
nach demselben das k. Oberamt und auch die k. Kreisregiaruag re¬ 
cessiren, so ist leicht vorauszusehen, dass oft widersprechende Recess« 
erfolgen werden. 

Dem gemeinschaftlichen Oberamte sind ausser den Stiftungs-Etats 
uqd ßtiftangsrechnungen diejenigen Beschlüsse des Stiftungsratbee yorfcu- 
leggp, durch welche entweder irgend ein persönliches Interesse der Mit¬ 
glieder desselben, oder der Vermögensfonde der Stiftung auf irgend eine 
Weise berührt, der ordentliche Etat derselben Überschritten oder ver¬ 
ändert wird. 

Namentlich sind hierunter begriffen: 

1. diejenigen Fälle, welch« nach den Bestimmungen des $. 134 von 
dem Kirchen-Convente zur stiftungsmässigen Berathung vorgelegt wer¬ 
den) mit einziger Ausnahme der dort unter Nr. $ and 7 angeführten 
Fälle; 

2. diejenigen Beschlüsse des Stiftuugarathee, bei welchen der Vorstand 
oder irgend ein anderes Mitglied desselben persönlich betheiligt ist. 

Wer hat in Wijrtemberg die Oberaufsicht übar die Stiftungen? 

Nach dem k. Verwaltungs-Edict die k. Kreisregierung. 

Wenn nun dieses nicht ahgeändert werden soll, so ist und bleibt 
das caponische Recht auf den Kopf gestellt — die Ordnung ist eine 
verkehrte» 

Nach § 14$ hat das gemeinschaftliche Oberamt die Beschlüsse des 


') Deber den Wirkungskreis der gemeinen Oberämter vgl. Lang Klrdbengeeetze 
S,. 629. 686. 



Stiftungsrathes in nachstehenden Fällen der betreffenden Kreisregierang 
*ur höheren Entschliessuvg vorzulegen: 

1. wenn der Oberamtmann und der Decan in ihren Ansichten nicht 
übereinstimmen; 

2. wenn einer von ihnen, oder ein GehUlfe des Oberamtmanns, oder ein 
anderer Staatsbeamter, ein Kirchen- oder Corporationsdiener per¬ 
sönlich bei der Sache interessirt ist; 

3. wenn von einer zweifelhaften Verbindlichkeit der Stiftung oder von 
Cebernahme einer neuen Verbindlichkeit auf dieselbe; 

4. von einer neuen Besoldung, Besoldungszulage, Pension oder sonst 
jährlich wiederkehrenden Ausgabe, von ausserordentlichen Verehrungen, 
oder ähnlichen Begünstigungen die Bede ist; 

5* bei jeder Veräusserung von Gebäuden, Grundstücken oder Gefällen, 
bei wichtigem oder lästigem Erwerbungen dieser Art; 

6. bei Capitalaufnahmen oder erheblichen Vorempfängen auf die Ein¬ 
künfte folgender Jahre, in sofern solche nicht zur Ablösung von 
Passiv-Capitalien verwendet werden; 

7. Wenn ein zum Grundstock des Stiftungsvermögens gehöriges Activ- 
capital zur Deckung der laufenden Ausgaben verwendet werden soll; 
oder endlich 

8. wenn eine sonstige wesentliche Veränderung in der Verwaltung oder 
Benützung des Stiftungsvermögens getroffen wird. 

Alle diese Bestimmungen wären sehr gut und zweckmässig, nur 
tollte statt der k. Kreisregierung das bischöfliche Ordinariat die re - 
sortirende Behörde sein. 

Hiebei soll dem Staate ein Mitaufsichtsrecht nicht bestrittenwerden. 
Dr. Schulte macht die ganz richtige Bemerkung: „Hat der Fiscus die 
Verpflichtung zur Bestreitung der dauernden und festen Beschaffung be¬ 
stimmter Ausgaben und Fonde, so kann ihm das Recht nicht bestritten 
werden, in deren gesetzmässige Verwendung Einsicht zu nehmen, eine 
ungesetzmässige zu verbieten, denn hier muss er als der Verpflichtete 
die Möglichkeit von Garantien haben, dass ihm nicht die Erfüllung 
seiner Verbindlichkeiten erschwert und illusorisch gemacht werde. Er 
ist aber offenbar nach seiner Natur befugt, dieses Aufsichtsrecht direct 
durch eigene Organe in so weit ausüben zu lassen, als dadurch die 
kirchlichen Autoritäten in ihrem Wirkungskreise nicht gehindert werden. 


0 In der Vereinbarung über die Verwaltung des Kirchenvermögens In den hohen- 
zoilern’scben Ländern heisst es $. 3: „Die über die Verwaltung dieser Fonds 
aufzustellenden Voranschläge, sowie die darüber von dem Verwaltungsrathe 
gelegten Rechnungen werden, sobald deren Prüfung nnd Feststellung bei dem 
erzbischöflichen Ordinariate erfolgt ist, der k« Regierung zu Sigmaringen all- 
' Jährlich zur Einsichtnahme mitgetheilt 

3 # 



Hierin ist sogleich die Frage über den Einfluss des Staates auf die 
Verwaltung beantwortet. 

Diese steht den Personen au, denen das Recht der Kirche sie au¬ 
weist. Ein Mitverwaltungsrecht oder Aufsichtsrecht des Staates a priori 
lässt sich durchaus nicht begründen unter der angenommenen Voraus¬ 
setzung eines nichtkatholischen Staates, aus den gleichen Gründen. Bei 
der beschriebenen Verpflichtung ergibt sich von selbst, dass sich das 
.Aufsichtsrecht auf die Verwaltung erstreckt. *_) 

In Betreff der Verwaltung durch den Stiftungsratb, Kirchenvorstand 
etc. bemerkt er ebenso richtig: 

„Dieses Collegium hat lediglich die Stellung, welche der Beneficiat 
in Betreff seiner Beneficialgüter einnimmt, ist somit nur zur Administra¬ 
tion nicht zu Acten der Veräusserungen u. s. w. berechtigt, steht unter 
Aufsicht des Decans und des Bischofs, dessen Instruction dasselbe %\i 
vollziehen hat. 2 ) 

Auch gebührt dem Bischöfe das unbedingte Disciplinarrecht über 
die Mitglieder, sowie das Absetzungsrecht. )m Einzelnen waren überall 
die Befugnisse und Pflichten durch genaue Instructionen geregelt. An 
diesen Grundsätzen ist im heutigen Rechte insofern Vieles geändert 
worden, als die Selbstverwaltung der Kirche nur eine particuläre ist, 
deren Recht vielmehr in den meisten Ländern auf eine blosse Einftcht 
eingeschränkt und nicht einmal zu einer Mitaufsicht oder Controle aus¬ 
gedehnt ist — wie dies bisher in Würtemberg der Fall war. Das ist 
offenbar, namentlich bei der feierlichen Garantie ihres Vermögens eine 
Ungerechtigkeit und widerspricht den einfachsten Rechtsgrundsätzen. 
Warum soll ein Recht oder gar eine Pflicht bestehen, eine solche Cor¬ 
poration von der Verwaltung ihres Eigenthums auszuschliessen, während 
nicht einmal die Gemeinden so eingeschränkt sind und höchstens einem 
Verschwender die administratio entzogen wird ? Die Sorge für die Kirche 
ist es im Allgemeinen gewiss nicht; sie rechtfertigte unter allen Um¬ 
ständen auch nur eine Oberaufsicht und Repressivmassregeln, niemals 
eine Entziehung von Rechten. 3 ) 

Durch die Convention ist der cationische Rechtsboden wiederher- 
gesteüt. 

Die Lösung des gordischen Knotens, Absatz 1 und 2 einerseits; 
und Absatz 3 und 4, Art. X andererseits, nach welchen letzteren das 


*) Kl rohen recht II. Bd. Prlratrecht $. 97. 
*) Schulte a. a. 0. J. 109. 

') Schlüte a. a. 0. $. 109. 
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k. Verwaltungs-Edict unverändert fortbestehen soll, müssen wir höherer 
Weisheit überlassen. 

Anlangend die Verwaltung der Bisthumsdotation, so sind die be¬ 
schränkenden Bestimmungen in Beilage C. des k. Fundationsinstrumenles , 
wornach das bischöfliche Ordinariat jährlich den Etat dem k. katho¬ 
lischen Ktrchcnrathe vorzulegen, die in diesem Etat befolgte Rubriken¬ 
ordnung beizubehaltcn, für diejenigen Rubriken, welche mehr Aversal¬ 
summen als stehende Ausgabe-Sätze enthalten, namentlich fUr Cultkosten, 
Baukosten, Priesterseminar specielle Voranschläge beizufügen und in 
nachstehenden Fällen die besondere Zustimmung der Staatsbehörde ein¬ 
zuholen hatte: 

a) wenn der Bischof, der Vorstand oder ein Mitglied des Domcapitels, 
oder ein sonstiger Angestellter bei der Domkirche, der bischöf¬ 
lichen Kanzlei oder dem Priesterseminar persönlich bei der Sache 
interessirt ist; 

b) wenn von einer neuen Besoldung, Besoldungszulage, Pension oder 
sonst jährlich wiederkehrenden Ausgabe, von ausserordentlichen 
Verehrungen, oder ähnlichen Begünstigungen die Rede ist; 

c) wenn es sich von Erwerbung eines Gebäudes, Grundstückes oder 
Grundgefälls handelt — nunmehr aufgehoben. Ebenso die weitern 
Bestimmungen, wornach es bei jeder Etatsüberschreitung dem katho¬ 
lischen Kirchenrathe unter Anschluss der erforderlichen Belege 
unverweilt Mittheilung zu machen und zur Deckung eines Mehr¬ 
bedarfs die geeigneten Vorschläge beizufügen hatte. 

Wenn unter der einen oder andern Rubrik des Verwaltungs - Etats 
bisher Ersparnisse eintraten, so konnten solche ohne besondere Zustim¬ 
mung der Staatsbehörde weder zur Deckung etwaiger Ausfälle unter 
andern Etats-Rubriken, noch zu andern, nicht etatsmässigen Ausgaben 
verwendet werden, sondern diese waren zur allmäligen Bildung eines 
Hülfsfonds zu benützen. 

Dieser Hülfs- und Aufbesserungsfond konnte so w'enig, als die 
ursprünglichen, im Fundationsinstrumente aufgeführten Bestandtheile der 
Bisthumsdotation ohne besondere k. Genehmigung auf irgend eine Weise 
angegriffen, mit Schulden oder sonstigen Verbindlichkeiten beschwert, 
verpfändet, vermindert oder veräussert werden. 

Dagegen musste das Deficit des Seminars aus diesem Hülfsfond 
gedeckt werden, obgleich, wie der •{* Bischof v. Keller in seinem Voll¬ 
ziehungserlass der Bulle „Provida solersque“ sagte, das Versprechen 
gegeben war, dergleichen Bedürfnisse aus der Staatskasse zu befriedigen.') 


■) VgL Archiv Bd. II. Heft 5. 6. S. 283. 



Zar Wahrung der Freiheit and Selbstständigkeit der Kirchen in 
dieser Beziehung sind daher neue Bestimmungen im Einvernehmen mk 
der Staatsbehörde za treffen and dem heil. Stuhle vorzulegen. 

In Betreff der Verwaltung des Pfründeermögens und des katholischen 
Intercalarfonds soll, wie am Schlüsse des Art. X der Convention be¬ 
merkt ist, eine gemischte Commission niedergesetzt werden. 

Das bischöfliche Ordinariat soll seine Vorschläge in dieser Beziehung, 
bereits gemacht und entschieden verlangt haben, dass diese Commission 
ihren Sitz in Rottenburg habe; was gewiss sehr angemessen ist. 

Artikel XI. „Der Bischof wird mit allen königl. Behörden un¬ 
mittelbar verkehren/* 

Bisher war der k. katholische Kirchenrath die vermittelnde Be¬ 
hörde. Es fällt durch die Bestimmung der Convention ein weiterer 
wichtiger Grund für die Nothwendigkeit der Existenz des k. katho¬ 
lischen Kirchenrathes hinweg. 

Allein die Beleuchtung im Staatsanzeiger gibt wenig Hoffnung auf 
die Aufhebung dieses Collegiums ; denn es heisst: 

„Was die künftige Stellung des katholischen Rirchenraths betrifft, 
80 ist sein Fortbestehen als ein besonderes Collegium schon durch den 
§.79 der Verfassungsurkunde nothwendig, welcher besagt:, „die in der 
Staatsgewalt begriffenen Rechte über die katholische Kirche, werden von 
dem Könige durch eine aus katholischen Mitgliedern bestehende Behörde 
ausgeübt, welche auch bei Besetzung geistlicher Aemter, die von dem 
Könige abhängt, jedesmal um ihre Vorschläge vernommen wird/* 

Die vorstehenden Artikel zeigen hinreichend, dass die Hoheitsrechte 
des Staates durch diesen Vertrag theils gar nicht berührt, theils nur in 
der Form ihrer Ausübung näher festgestellt werden, und nur die un¬ 
mittelbare Mitwirkung bei Verwaltung der innern Angelegenheiten der 
Kirche Wegfällen wird. Ueberdies ist der katholische Kirchenrath nach 
dem Gesetz vom 29. Sept. 1836 zugleich die katholische Oberschulbe¬ 
hörde für das Elementarschulwesen und der Artikel 78 desselben gibt 
auch dem seitherigen Namen dieses Collegiums eine gesetzliche Grund¬ 
lage. — 

Artikel XII. „Die mit der vorstehenden Vereinbarung im Wider¬ 
spruch stehenden k. Verordnungen und Verfügungen treten ausser Kraft; 
soweit aber gesetzliche Bestimmungen derselben entgegenstehen, werden 
diese geändert werden.“ 

Die IR. Beilage gibt den Zusatz: 

„Unter den mit der jetzigen Convention unvereinbaren and soweit 
aasser Kraft tretenden Verordnungen versteht die k. Regierung selbst¬ 
verständlich vorzugsweise die Verordnungen vom 30. Jänner 1830 und 
1. März 1853, sowie das Funda tionsins trument vom 14. Mai 1828, 



n*«K solches sieht von der Dotation des DMfetuus hamfclt, nebst Bei¬ 
lagen C und D tu diesem Instrumente :“ 

Der Vorbehalt der ständischen Zustimmung sa de» etwaige* Ge*- 
setxesänderungen wurde nicht an dieser Stelle, sondern ln dem dies¬ 
seitigen Ratificalionsinstrument selbst ausgedrUckt. ■' 

Artikel XIII, letster Artikel. „Sollte sieb in Zukunft In Betreff 
dieser Vereinbarung irgend eine Schwierigkeit ergeben, So werden Seihe 
Heiligkeit und Se. ktfnigl. Majestät sieh su freundschaftlicher Beilegang 
der Sache in’s Einvernehmen setsen“ bedarf keiner weiteren Erläu¬ 
terung. 

Die Beleuchtung im Staatsanseiger macht am Schlosse die Bemer¬ 
kung: Wie die ganse seitherige Ausführung neigt, hat die Regierung 
ihren Standpunkt in dem Capitel der Verfassungsurkunde von dem Ver¬ 
hältnis» der Kirehe sam Staate genommen und in der OeberseHgung 
gehandelt, dass der §. 78 derselben eine andere Abgrinnung der Com- 
petens «wischen Staats- und Kirchenbehörden als die seitherige erfor¬ 
dert und begründet, dass daher die ganse Aufgabe ndr darin bestehe, 
den Begriff der innern Verhältnisse der Kirche in einer Welse näher 
und im Einseinen festxusteilen, wobei das ebenfalls verfassungsmässige 
Oberaufsichtsrecht der Staatsgewalt gewahrt wird. 

Wir haben darauf aufmerksam gemacht, dass alles darauf unkotnme, 
wie der Begriff von innern Angelegenheiten und der verfasswngsihässigen 
Autonomie der Kirche aufgefaast werde. Es wollte uns wiederholt be- 
dünken, derselbe sei nach dem Standpunkte der Convention, welcher 
der des canonischen Rechtes ist, su eng gefasst und es werden staat¬ 
liche Beziehungen geltend gemaeht, wo rein kirchliche, oder wenigstens 
gemischte sind, uud es wollte uns bedünken, es sei mit dem alten Sy¬ 
steme der ängstlichen Uebenoaekung und des Misstrauens gegen die 
Kirche noch nickt ganz gebrechen. 

Wir wissen übrigens gar wohl, dass *s nichts Vollkommenes ontdr 
der Sonne gibt, und stimmen dem bei, was die Beleuchtung sagt: „Eine 
unbefangene, auf Kenntniss des Staats und des Kirchenrechts gegründete 
Prüfung, wird wie wir glauben, su dem Ergebniss führen, dass jene 
Aufgabe in allen wesentlichen Punkten richtig gelöst ist. Im Einseinen 
mag der eine diesen der andere jenen Punkt nach entgegengesetsten 
Richtungen hin anders wünschen, es liegt aber in der Natur einer Ver¬ 
einbarung, sunml einer solchen, die von heterogenem Standpunkte aus 
xu erreichen war, dass sie ohne beiderseitige Annäherung und Einräu¬ 
mungen nicht su Stande komme. Ebenso soll nicht gesagt werden, 
dass mit diesem (Jebereinkommen nun alle Differensen für die Zukunft 
gelöst seien, und dasselbe nicht möglicherweise auch den Keim neuer 
Streitfragen in sich schliesse. Tragen doch manche Stellen selbst in 
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der Fassung noch die Spnren anfänglichen Widerstreits and mühsamer 
Einigang an sich. Es wird auch hier, wie überall ebensoviel auf die 
Vollziehung and den (Seist, in welchem die beiderseitigen Befognisse 
gehandbabt werden, als auf die Formulirung der Vertragspunkte an¬ 
kommen. 

Dies kann aber nicht hindern, den Vertrag im Gänsen als ein 
Werk des Friedens und der klaren und principienmässigen Regelung 
der gegenseitigen Stellung zu bezeichnen. 

Wir haben gleichfalls darauf hingewiesen, dass das Sehreckbild der 
Hierarchie ein eitles sei, und dass ein mittelalterliches Priesterregiment 
nicht su fürchten sei. 

Wie wahr es sei, was der Verfasser der Beleuchtung im Staats- 
anseiger sagt: 

„Aber freilich, es ist unglaublich, wie wenige Menschen unbefangen 
genug sind, um dem einfachen Gedanken der Parität nach allen seinen 
Consequensen su folgen, und in wie naiver Weise auf dem confessio- 
nellen Gebiete fast noch mehr, als auf dem politischen täglich sieh der 
8pruch des Dichters bewährt: 

„Jene machen Partei, welch’ frevelhaftes Beginnen!“ ' 

Aber unsere Partei, freilich versteht sich von selbst, — darauf haben 
wir durch Hinweisung auf solche Parteien und deren Gebahren, sowie 
durch Auszüge aus ihren Schriften hingewiesen. 

Wir wollten durch unsere Bemerkungen zunächst nur, diejenigen 
unserer Leser, welche mit den bisherigen Verhältnissen der katholischen 
Kirche in Würtemberg weniger bekannt waren, auf dieselben aufmerk¬ 
sam machen und zeigen, wie in Folge der Convention ein wesentlich 
besserer Zustand eingetreten sei, und einige Andeutungen geben, wie 
eine wahre Concordia sacerdotii et Imperii erzielt werden könne, bei 
welcher sich bewährt, was Ivo von Chartres sagt: Höret et fruetificat 
Ecclesia , quando Regnum et Sacerdotium inter se eonvemunt. 



Das Studium des KircDenreehtes. 


Wenn ein neuer Zustand begründet, ein neuer Bau aufgeführt wer¬ 
den soll, bedarf es mehr als je einer festen Unterlage. Dass unser 
Concordat im kirchlichen Leben einen neuen bessern Zustand herbei-' 
führen, eine neue Epoche in dem katholischen Oesterreich anbahnen 
soll, wer wollte das bezweifeln ? Aber wie sieht es aus mit den Grund¬ 
lagen? Das Concordat selbst gewahrt nur die Möglichkeit eines 
solchen neuen bessern Zustandes, nicht auch schon die Wirtlichkeit 
Um diese letztere herzustellen, wird noch ein tüchtiges StUck Arbeit 
erfordert, wovon der allergrösste Theil auf den Klerus fällt, doch so, 
dass ihm von Seite der Laien guter Wille entgegen komme. Das Con- 
cordat hat. die alten Fesseln gelöst; doch die Hände sind unter dem 
vieljährigen Drucke starr geworden und wollen sich nicht regen. Da¬ 
mit soll keineswegs gesagt sein, dass man etwa hastig und täppisch 
sugreifen soll (leider geschieht dieses hie und da!), sondern dass nur 
zuerst und vor Allem die geistige Arbeit beginne. 

Das Erste ist, dass die Träger der Kirchengewalt sich in den 
Geist der Kirchengesetze hineinarbeiten und dann aus diesem heraus 
die kirchlichen Zustände gestalten, den jungen Klerus tüchtig heran¬ 
bilden, auf dem Gebiete der Wissenschaft ihre Stimme kräftig erheben 
und so der höhern Wahrheit in Theorie und Praxis Eingang verschaffen. 
Es ist aber dieses Eindringen in den Geist der Kirchengesetze keine 
leichte Aufgabe. Das kirchliche Gesetzbuch — Corpus Juris Canonici, 
von wie Vielen ist es auch nur äusserlich gekannt? von wie Vielen 
auch nur Einmal gelesen? von wie Vielen endlich auch nur halbweg 
verstanden? Was würden wir von einem Juristen denken, der nie das 
allgemeine bürgerliche Gesetzbuch, nie das Strafgesetzbuch, nie die 
allgemeine Gerichtsordnung, nie die Civil-Process- Ordnung gelesen 
hätte? 

Das kirchliche Gesetzbuch könnte freilich ein veraltetes and dess- 
halb unbrauchbares scheinen, da bekanntlich sein erster Theil, das 
Decretum Gratiani schon in der Mitte des zwölften Jahrhunderts ge¬ 
sammelt wurde, der zweite Theil — die Deeretalen-Sammlungen dem 
13. und 14. Jahrhundert angehören. Es liesse sich hierauf, ohne weiter 
in die Sache ein au gehen, ganz einfach - erwiedem: Die römischen 
Rechtssammlungen, Institutionen, Patfdecten, Codex, sind noch viel älter, 
und dennoch gibt es keinen tüchtigen Juristen ohne das Studium des 
römischen Rechtes — des Corpus Juris civilis; und in der richtigen 



Erkenntnfss dieser Wahrheit geschieht in der neuesten Zeit gerade bei 
ons in Oesterreich so viel zur Hebung des römischen Rechtes. Es 
lässt sich jedoch für das Corpus Juris Canonici noch ungleich mehr 
anführen, als für da* Corpus Juris civilis, am dessen Bedeutung für 
ein gründliches Studium des Rechtes einleuchtend su machen. 

Das Kirchenrecht ist eine stetige Fortentwicklung der von Christas 
in Seiner heil. Kirche niedergclcgten Wahrheiten und Grundsätze, so 
ferne diese die äussere Ordnung der Kirche gestalten, die äussern Ver¬ 
hältnisse aller Mitglieder der Kirche unter einander bestimmen, auf 
ihre Rechte und Rechtspflichten Einfluss haben. Daraus ergibt sich, 
dass in den Gesetzen der Kirche von ihrer ältesten bis herab in die 
neueste Zeit gewisse Grundsätze unwandelbar feststehen. Man könnte 
diese die Seele der Kirchengesetze, den Geist der kirchlichen Gesetz¬ 
gebung nennen. Die kirchliche Gesetzgebung fand ihre erste reiche 
Entwicklung in den vielen Synoden des vierten und fünften, des sechsten 
und siebenten Jahrhunderts im Orient, in Afrika, Italien, Gallien und 
Spanien; sowie in den zahlreichen uns erhaltenen Entscheidungen der 
Päpste seit P. Shricius (J. 384—98) vorzüglich aber durch die Päpste 
Leo den Grossen (J. 440 — 61) und Gregor den Grossen (J. 590 — 
604.) 

Diese Gesetze enthalten aber, weil durch das Bedürfniss des Le¬ 
bens hervorgerufen und für die Gestaltung des Lebens bestimmt, so¬ 
gleich ein wandelbares Moment, welches eben in den Umständen liegt, 
die dem Gesetz die nächste äussere Veranlassung und gewöhnlich auch 
die besondere Form gaben. Wie die Verhältnisse und Umstände wech¬ 
seln, zeigt sich allmälig das Bedürfniss neuer Gesetze; werden diese 
nicht zur rechten Zeit und in rechter, den Verhältnissen entsprechender 
Weise gegeben, so sprengt das unaufhaltsame Leben die Fesseln alter 
unbrauchbar gewordener Gesetze und wälzt einem Strome gleich die 
fessellosen Finthen formlos und zerstörend vorwärts. Darum hat die 
Kirche im Bewusstsein ihrer hoben Aufgabe nie versäumt, zur rechten 
Zeit ihre gesetzgebende Gewalt zu üben. Dabei hält sie unwandelbar 
ihre von Oben empfangenen ewigen Wahrheiten und Grundsätze fest, 
erwägt aber jedesmal mit der grössten Sorgfalt die besondern Verhält¬ 
nisse der Zeiten und Orte, um zu finden, in welcher Weine ihre Grund¬ 
sätze bei diesen Verhältnissen wahrhaft heilsam und erspviesslich anzu- 
wenden seien; und so entstehen die neuen Gesetze der Kirche. Wül 
man daher diese Gesetze recht verstehen und ia ihren Geist eindringen, 
um den unwandelbaren ewiges Grundsatz von dar zufälligen Form des 
einzelnen Gesetzes zu scheiden und die beste Art der Anwendung eines 
solchen Grundsatzes aus verschiedenen Gesetze», die alle aus denselben 
Grundsätze hervorgehen, zu lernen, so muss mau eben diese Gesetze 
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ln Ihrer Reihenfolge durchstudieren, and man wird an Eide ans vielen 
Gesetzen einen oder zwei Grundsätze in der mannigfachsten Anwendung 
gefunden und gerade hieraus jene Umsicht nnd Ifässfgnng gewonnen 
beben, wodurch sich die echte Regierangsweisheit der Kirche von dem 
unverständigen Festhalten an einem anfällig gefundenen Buchstaben eines 
alten Gesetzes unterscheidet Darum hat unser Concerdat zweimal auf¬ 
merksam gemacht, dass man sich an die „gegenwärtige,“ dermal in 
Kraft stehende Disciplin“ der Kirche au halten habe. 

Hieraus ist ersichtlich, wie jene alten Kirchengesetze weder ganz 
unbrauchbar, noch auch ganz einfach anwendbar seien. Das gilt nicht 
nur von den oberwähnten frohesten Anfängen der kirchlichen Gesetzge¬ 
bung, sondern ebenso von der spätem carolingischen Zeit mit ihrer 
umfassenden Thätigkeit auf dem Gebiete der Gesetzgebung, insbesondere 
im neunten Jahrhundert, und wieder von der Zeit jenes kräftigen Auf¬ 
schwunges im kirchlichen Leben, den die Geschichte im eilften Jahr¬ 
hundert, sowie im Beginne des zwölften nachweist. Diese ganze lange 
Zeit £vom vierten bis in’s zwölfte Jahrhundert) mit ihren Gesetzen 
repräsentirt der erste Theil des kirchlichen Gesetzbuches — das Deere- 
tum Gratiani. Gratian hat es unternommen, die grosse Masse des 
Stoffes in ein, wenn auch noch unvollkommenes System zu bringen und 
ihm eine wissenschaftliche Unterlage zu geben, bei welchem letztem 
Theile seiner nicht geringen Aufgabe er sich zaineist an den heil. Isidor 
von Sevilla hielt, in dem sich gleichsam das Wissen der alten classischen 
Zeit, wie in einem Spiegel concentrirte und für das beginnende Mittel- 
alter passend reflectirte. Es liegt im Decrete Gratian’s eine Folie von 
Ideen, man könnte sagen, theilweise ungeschliffener Edelsteine, das 
Hauptresultat der Gesetzgebungsthätigkeit iu der Kirche Gottes während 
ihres ersten tausendjährigen Bestandes. 

Aber gerade im zwölften Jahrhundert, als diese Sammlung nach 
manchen vorausgegangenen ähnlichen Versuchen Anderer zum Abschluss 
kam und bald allgemeine Geltung erlangte, gab sich auf dem Gebiete 
der Rechtswissenschaft überhaupt eine Bewegung kund, welche für die 
Entwicklung derselben von höchster Bedeutung war, und für die Gestal¬ 
tung der neoern europäischen Verhältnisse kaum hoch genug ange¬ 
schlagen werden kann« 

Das alte römische Recht, wie es durch Kaiser Justinian zum Ab¬ 
schluss gekommen war, wurde in den Kreis der geistigen Thätigkeit 
jener Zeit aufgenommen, als ein Hauptbestandteil der wissenschaftlichen 
Bildung. Die Kirche entzog , sich dieser Strömung der Zeit so wenig, 
dass vielmehr unter ihrem Schutze und durch ihre Forderung wesentlich 
das rasche Aufblühen der Rechtswissenschaft erfolgte, und gerade die 
Häupter dev Kirche am eifrigsten in dieser Richtung sich beteiligten. 



Die Päpste Alexander QI., Innocenz III., Honorius IQ., Gregor IX., 
Innocenz IV. and Bonifaz VIQ. waren eben so im alten römischen, wie 
im kirchlichen Rechte bewandert, und darch vieljähriges Studium mit 
dem Geiste beider Rechte vertrant geworden. Das hatte zur Folge, dass 
gerade durch die genannten Päpste und die zahlreichen allgemeinen 
Concilien jener Zeit, die sich vorzugsweise mit der kirchlichen Disciplin 
befassten, das Kirchenrecht eine ungemeine Ausbildung erlangte. Es 
lag in der Natur der Verhältnisse, dass auf diese Ausbildung des 
Kirchenrechtes die hohe Blüthe des römischen Rechtsstudiums einen 
wesentlichen Einfluss hatte. Denn an diesem grössten der menschlichen 
Gesetzgebungswerke hatte sich die rechtliche Anschauung der damaligen 
kirchlichen Gesetzgeber entwickelt und herangebildet, ähnlich wie sich 
an dem classischen Studium des alten Hellas und Rom die grossen 
Kirchenväter des vierten und fünften Jahrhunderts formell gebildet hatten. 
Da lernten die jungen Männer an der Universität zu Bologna die klare, 
scharfe und bestimmte Form des Gesetzes kennen, da lernten Sie di«? 
strenge consequente Entwicklung eines aufgestellten Grundsatzes fflr die 
mannigfachen Verhältnisse des praktischen Lebens, da lernten sie auch 
jene überall wiederkehrenden Grundsätze des Rechtes, welche der mensch¬ 
lichen Seele von ihrem Schöpfer tief eingeprägt eben so gut in der 
Kirche, wie im Staate ihre Geltung und Anwendung Anden. In solcher 
Weise herangebildet, verbanden diese Päpste mit gründlicher, umfassender 
Kenntniss des alten römischen Rechtes, und mit durchdringendem, Wahr¬ 
haft bewundernswerthem Scharfsinn das höchste unbestrittene Ansehen 
in der Christenheit, so dass sie von allen Seiten mit Anfragen bestürmt, 
die schwierigsten Fälle von Nahe und Ferne ihnen zur Entscheidung 
vorgelegt wurden. Aus diesen Entscheidungen wurden die principiell 
wichtigsten allmälig in Sammlungen gebracht und in ein gewisses neues 
System geordnet. So entstanden endlich im Auftrag und unter der Auf¬ 
sicht der Päpste jene Ztarefa/en-Sammlungen, welche jetzt den Haupt¬ 
bestandteil des kirchlichen Gesetzbuches bilden (vom J. 1234—1313.) 
Daraus ist leicht zu ersehen, welche hohe Bedeutung diese authentischen 
DeCretalen-Sammlungen für ein gründliches Studium des canonischen 
Rechtes haben. Es ist in ihnen die Summe des damals geltenden ältern 
Kirchenrechtes, in wie ferne ed auf die neuern Verhältnisse noch An¬ 
wendung fand, sowie des alten römischen Rechtes, in wie ferne es auf 
kirchlichem Boden allerdings vielfach gemildert sieb, besonders im Pro- 
eesse, brauchbar erwies, niedergelegt. 

Auf dieser Rechtsgrundlage hat später das Concil von Trient in 
den Reformationsdecreten fortgebaut, viele alte Anordnungen der Decre- 
talen erneuert, andere modificirt, andere den Bedürfnissen gemäss neu 
hinzugefügt, doch auch diese ganz im Sinne und Geist der alten, ja 
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bisweilen der ältesten Kirche. Es kann daher Vieles in den Reform«- 
tions-Decreten des Concils von Trient nicht verstanden werden ohne 
genaue Kenntniss des Decretalen^Rechtes; Anderes, was auf den ersten 
Bliek neu erscheint, reicht mit seinen Wurzeln in die frühesten Zeiten 
der Kirche hinauf, und so manche Anordnung, die einem flüchtigen 
Blicke minder bedeutend scheinen könnte, gewinnt an Bedeutung, 
wenn man ihren Ursprung bis hinauf in die Nähe der apostolischen 
Zeiten verfolgt und ihre gewissenhafte Befolgung bei den grössten Män¬ 
nern der Kirche findet, vielleicht sogar mit Angabe der Gründe. 

An das Concilium von Trient schliesst sich in mannigfacher Weise 
die Entwicklung der neuern Kirchendisciplin, welche P, Benedict XIV. 
theils in seinem Builarium, theils in seinem:vortrefflichen Werk: „De 
fiynodo Dioecesana“ wieder in einer Art von Abschluss zusammengefasst 
hat. Da hat man schon so ziemlich den Standpunkt unserer Zeit. Aber man 
wird «Vieles nicht verstehen, ohne die Kenntniss der ältern Quellen; und 
man findet hier eben nur das, was einer Aenderung bedurfte. Bene¬ 
dict XIV. wollte so wenig, als dasGoncil von Trient ein neues System 
des Kirchenrechtes geben, oder eine erschöpfende Darstellung desselben. 
Beide wollten ehen nur nachhelfen, wo eine Naohhülfe nöthig war, und 
modificiren, was einer Modification bedurfte. Sie setzen aber überall 
die genaueste Kenntniss des Decretalen-Rechtes voraus, wie das gründ¬ 
liche Studium der Decretalen die Kenntniss des Decretum Gratiani und 
des alten römischen Rechtes voraussetzt, ja bisweilen auch des ältern 
germanischen Rechtes. ... 

Aus allem dem ergibt sich, dass die Decretalen den Kern und 
Mittelpunkt eines künftigen camnhchen Rechtsstudiums bilden. Wie 
das gemeint sei, wird aus Folgendem erhellen. 

Die authentischen Decretalen-Sammlüngen ruhen zunächst auf dem 
Decrete Gratian’s und auf dem alten römischen Rechte. Es ist daher 
bei jeder einzelnen Materie, oder bei jedem Titel zürnst nöthig, sich 
über den Standpunkt zu orientiren, auf dem die Gesetzgebung in jener 
Zeit ständ. Dazu dient < vornehmlich das historische Material in Gratians 
Decret, so Weit es die betreffende Materie angeht. Das wird historisch 
geordnet, kritisch gesichtet und manchmal auch ergänzt; dabei wird auf 
die einschlägigen Parthien des alten römischen Rechtes (Institutiones, 
Digests, Codex. Justin, und Novellae) Rücksicht genommen. Das alles 
zusammen gibt die historische Einleitung für jeden Titel der Decretalen; 
mit dieser steht man dann bei dem Beginn der Lesung auf dem Stand¬ 
punkte, welcher zum richtigen Verständniss desselben eiforderlich ist: 
Mit Bezugnahme auf die hiedurch schon gewonnene Anschauung werden 
nun die in jener Blüthezeit der kirchlichen Gesetzgebung, erflosseiien und 
in dem betreffenden Titel nicht planlos gesammelten, sondern in ihrer 
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stets fortschreitenden Entwicklung zusammen gestellten Entscheidungen 
gdesen and einzeln erklärt, am Ende aber das principielie Resultat 
daraas gezogen, und in Einen Ueberblick gebracht. Doch die Zeiten 
stehen nieht still. Alte Einrichtungen verschwinden allmälig und neue 
treten an ihre Stelle. Diese werden dort angeschlossen, wo ihre Wurzel 
schon in den Deeretalen vorliegt, oder doch dort eingereiht, wo’ihre 
natürliche Stellung ist, wo sie gewissermassen eine Lücke ausfüllen. 
So scfaliessen sich an die Deeretalen bei jedem Titel als Fortsetzung die 
spätem Extravaganten, die römischen Kanzleiregeln, die Tridentinischen 
Beschlüsse und ihre Erklärung durch die S. Congregatie Concilii Tri¬ 
dentin i Interpretum, sowie die neuen päpstlichen Bullen bis herab zum 
österreichischen Concordat. 

Auf diesem Wege lässt sich, wie Jeder leicht einsieht, eine tiefe 
gründliche.Kenntniss des canonischen Rechtes wieder gewinnen, die uns 
seit langer Zeit völlig abhanden gekommen. Man lernt nicht blos die 
leitenden Grundsätze des Kirchenrechtes kennen, sondern auch ihre 
allseitige Anwendung unter den verschiedenartigsten Verhältnissen; man 
lernt das Wesentliche vom Zufälligen scheiden; man lernt den ernste« 
and doch zugleich milden Sinn der Kirche kennen und wird ihn bei 
fortgesetztem Studium allmälig sich aneignen. Es ist eine wahre Lust, 
so ein einzelnes Rechtsverhältnis oder eine Einrichtung der Kirche 
durch die verschiedenen Entwickln)gsphasen hindurch zu verfolgen, bis 
es in seiner heutigen Gestalt uns vor Augen steht, zu sehen, welche 
Krisen, welche Erschütterungen zeitweilig eintraten, welche Kämpfe es 
oft brauchte, um das Wesen der Sache zu retten; endlich fiel eine alte 
Form in Trümmer, aber die neue Form batte sieb bereits gebildet,'und 
erstarkte rasch, denn sie . trug ja den lebensfähigen, in der Kirche Gottes 
medergelegten Keim der Zukunft in sieb. Mit den Formen wechselten 
such die Namen. So kömmt es, dass moderne Einrichtungen ha der 
alten Zeit unter ganz andern Namen Vorkommen. Wer sich nicht auf 
die obige Weise in den Quellen orientirt hat, weiss eben so wenig für 
gewisse neuere kirchliche Einrichtungen die kirchenreehtlichen Bestimm 
mungen in den Quellen selbst zu verstehen. Ja bisweilen führt das 
Missverständniss der in den Quellen gebrauchten Ausdrücke zu ganz 
unrichtigen Schlüssen; und da diese Schlüsse wieder den Grund für dis 
Theorie oder Praxis bilden, so leuchtet von selbst ein, wie gefährlich 
solche Missverständnisse seien, indem sie einerseits dazu führen, die 
kirchlichen Rechtsquellen in Misskredit zu bringen, andererseits durch 
eine solche falsche Anwendung grosse und schädliche Verwirrungen 
herbeigeführt werden können. < 

Bei so bewandten Verhältnissen könnte Jemand glauben, sei es 
vielleicht besser, gar nicht an diese alten Quellen zurückzugehen. Man 



31 


könnte das mit eisigem Scheine sagen, wenn es sieh dal)ei nicht um 
das Gesetzbuch der Kirehe handelte. Aber wer wird za behaupten 
wagen, dass der Priester das Gesetzbuch der Kirche ignuriren dürfeT 
Ist es nötWg, an das alte, immer gleich wahre Wort des heil. Papstes 
Cölestin I. vom J. 429 zu erinnern? „Nulli Sacerdotum suos licet ca- 
nones ignorare, nec quidquam facere, quod Patrum possit regulis ob- 
viare. Quae enim a nobis res digna servabitur, si Decretalium norma 
constitutorum pro aliquorum Jibitu, Iicentia populis permissa, frangatur ? w 
Epist. V, n. 1. cd. Maur. Oder an die eindringliche Mahnung des vierten 
Toletanischen Concilwms? (J. 633) Ignorantia mater cunctorum errorum 
maxime in sacerdotibus Dei vitanda est, qui docendi officium in populis 
susceperunt; sacerdotes enim legere S. Scriptura admonet, Paulo Apo- 
stolo dicente ad Timotheum: Intende leetioni, exhortaiioni , doclrinae , 
temper permane in his. Sciant igitur sacerdotes Scriptaras Sanctas et 
canones, nt omne opus eorum in praedicatione et doctrina consistat, atque 
aedificent cunctos tarn fidei seientia, quam operum disciplina.“ (Concil. 
Tobet. IV. c. 25.) Man darf nicht vergessen: Wo nicht das Gesetz 
herrscht, da herrscht die Willkür; und wo die Willkür herrscht, da 
regt sich um so schneller der Widerstand gegen die Autorität, der ohne¬ 
dies heutzutage ein Krebsübel unserer Gesellschaft ist. Nur eine weise 
Gesetzgebung, die mit Ernst and Milde zugleich fest gehandhabt wird, 
dürfte das sinkende Princip der Autorität kräftig aufrecht halten, ohne 
welches die kirchliche Ordnung nicht zu. bestehen vermag. Darum, ist 
es von so grosser Wichtigkeit, das kirchliche Gesetzbuch aus langer 
Vergessenheit hervorzuziehen und mit dessen Inhalt sich wieder vertraut 
za machen. Wenn die Staaten, welche doeh ihre neuen Gesetzbücher 
haben, die Notbwendigkeit erkennen, das Studium des alten römischen 
Rechtes zu fördern und zu heben, um wie viel mehr müssen wir diese 
Notbwendigkeit fühlen, unser altes canonisches Gesetzbuch zu studiren, 
welches, wenn auch mit bedeutenden spätem Zusätzen und Modificationen, 
das noch heute ln Kraft bestehende Gesetzbuch der Kirche ist? 

Doch zugegeben die Wichtigkeit und Notbwendigkeit dieses Stu¬ 
diums, Sind wohl nicht etwa die Schwierigkeiten imübersteigltch ? Gross 
sind dieselben, das lässt sich sicht läugnen, und Jeder wird es fühlen, 
welcher die Lesung des kirchlichen Gesetzbuches versucht. Sie liegen 
Zum Theü in den schon oben berührten Umständen, indem das Ver- 
ständniss der Decretalen die genaue Kenatniss des Gratianischen De¬ 
kretes und manchmal auch' des alten römischen Rechtes, ja mitunter 
Sogar des Kitgermanischen Rechtes voraussetzt, fernere an vielen Orten 
die Kenntnis« der allgemeinen oder besondere Verhältnisse des eilften, 
zwölften und dreizehnten Jahrhunderts erfordert wird, und endlich bei 
sielen Stücken, wo nur die Hacptentscheidung aus einer längsras 
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päpstlichen ’Decretale aasgehoben ist, der ganze Inhalt der be¬ 
treffenden Decretale für die richtige Auffassung der im Corpus Juris 
mitgetheilten Hauptentscheidung von grösster Wichtigkeit, manchmal 
fast unerlässlich ist. Dazu kommt, dass die nothwendige Fort¬ 
entwicklung der im Corpus Juris enthaltenen Gesetzgebung noch 
weitere Studien über das Conciüum von Trient und dessen spätere 
authentische Erklärungen, über die neuern päpstlichen Bullen, über die 
römischen Kanzleiregeln u. s. w. fordert, wodurch erst das jetzt be¬ 
stehende Recht genau ermittelt wird. Das übersteigt nun allerdings die 
Kräfte des gewöhnlichen Lesers; und selbst die Hülfsmittel, wodurch 
diese Schwierigkeiten gehoben werden, sind filr den Einzelnen schwer 
aufzubringen, da sie zum Theil in Werken bestehen, die selten ge¬ 
tänden und theuer bezahlt werden. 

So braucht man zur Kenntniss der einzelnen Decretalen in ihrer 
Vollständigkeit, wodurch ihr Sinn oft ungemein deutlich wird und die 
durch Kürzung und Auslassung entstandenen Schwierigkeiten des Ver¬ 
ständnisses auf die einfachste Weise gehoben werden, jene Sammlungen^ 
aus welchen der Text des kirchlichen Gesetzbuches mit einiger Umbil¬ 
dung genommen wurde. Die ersten vier Sammlungen, welche der 
Decretalen-Sammlung Gregor IX. als nächste Quelle dienten, sind heraus¬ 
gegeben von dem spanischen Bischof Antonio Agostino unter dem Titelt 
Antiquae Collectiones Decretalium, cum Antonii Augustini Episcopi Iler- 
densis Notis. Ilerdae (Lerida in Spanien) 1576 fol. Davon erschien 
auch später eine vermehrte und verbesserte Auflage. Paris 1609 und 
wieder 1621. — Die fünfte Sammlung, welche nebst diesen vier aki 
nächste Quelle der Decretalen-Sammlung Gregor IX. diente, fehlt je¬ 
doch in der Augustinischen Ausgabe und muss daher wieder eigens ge¬ 
sucht wurden. Diese fünfte Sammlung ist herausgegeben von dem ge¬ 
lehrten französischen Ganonisten Innocentius Cironius, Professor zu 
Toulouse, unter dem Titel: Quinta Compilatio epistolarum DecretaUum 
Honorii QI. ed. Cironius Tolosae 1645 fol., wieder abgedruckt mit 
Verbesserungen von Jos. Anton, de Riegger. Vindobonae 1761 in 4. 
Doch diese nächsten Quellen sind ebenfalls nicht immer ganz vollständig, 
so dass man oft auf die letzten Qaellen zurückgehen muss, auf die Concilien- 
Sammlungen (von Mansi, Harduin, Labbe oder Cossart), dann insbesondere 
bei P. Alexander QI. auf den s. g. Appendix Concilii Lateranensis IQ. und 
bei P. Innocenz QL auf die zwei sich gegenseitig ergänzenden Hauptaus¬ 
gaben seiner Briefe von Stephan Baluz (Paris 1682. Q Bde. fol.) und 
von Brequigny (Paris 1791. fol.) Zwar lässt sich das Zurückgehen 
auf diese Qaellen einigermassen ersetzen durch die neuern Ausgaben des 
Corpus Juris canonici von Böhmer (erschienen zu Halle 1747) und 
Richter. (Leipzig bei Taachnitz 1839.) Doch ist der Ersatz nur ein 
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theilweiser, schön desshalb, weil in den erwähnten Briefsammlongen der 
Päpste manchmal verschiedene Briefe sich auf eine Angelegenheit be¬ 
stehen, wovon die Decretalen-Sammlung nur Einen aushob, welcher dann 
auch in den beiden genannten Ausgaben allein vorhanden ist, während 
auf die andern zur Sache gehörigen und das Yerständniss fördernden 
Briefe nur hingewiesen wird. Zudem darf bei dem Gebrauch der Aus¬ 
gabe des Corpus Juri» canonici von Böhmer oder Richter ja nie über¬ 
sehen werden, dass nur der Text der authentischen Sammlung Gesetzes¬ 
kraft habe. Nun sind aber gerade in diesen beiden Ausgaben die aus 
den Quellen aufgenommenen Ergänzungen des Textes der authentischen 
Sammlung in fortlaufendem Zusammenhänge gedruckt, allerdings mit 
verschiedener Schrift, so dass man den eigentlichen Gesetzestext nur 
mit grosser Vorsicht aus dem Ganzen herausfischen muss. 

Es könnte wohl scheinen, als wäre diese Ergänzung des Textes 
nicht so sehr nothwendig, wenn der Papst selbst einen authentischen 
Auszug in Gesetzesform verfertigen Hess. Diese Meinung aber beruht 
nur auf einer ungenauen Kenntniss des wahren Sachverhaltes. Man 
darf sieh die Decretalen-Sammlung Gregor IX. weder ganz in der Art 
der alten römischen Gesetzbücher, noch auch unserer neuen Gesetzbücher 
vorstellen. Sie hat vielmehr folgende eigenthümliche Beschaffenheit. 
Voran stehen die allgemeinen Grundsätze der in dem betreffenden Titel 
(oder Hauptstück) abgehandelten Materie, meist aus dem alten Recht 
herübergenommen. Daran schliesst sich in natürlicher Folge die weitere, 
aus dem Leben selbst hervorgehende Entwicklung, und zwar in doppelter 
Form, entweder als Antwort auf gestellte Anfragen, oder als Entschei¬ 
dung in vorgelegten wirklichen Fällen. Diese sind so ausgewählt, dass 
jede Frage und jede Entscheidung einen Fortschritt in der Gesetzgebung 
bildet, eine genauere Bestimmung des allgemeinen Rechtssatzes nach 
irgend einer Seite hin enthält, und so in consequenter Fortbildung die 
Gesetzgebung mit der Lebensentwicklung selbst gleichen Schritt hält. 
Beispielweise möge der Titel: De electione et electi potestate hiefür als 
Beleg dienen, wo die merkwürdigen Wahlstreitigkeiten des zwölften und 
dreizehnten Jahrhunderts sammt der päpstlichen Entscheidung darüber 
und den Motiven dieser Entscheidung Vorkommen. Das gibt lebendige 
Rechtsanschauung, nicht blos abstracte Theorie. Es leuchtet aber von 
selbst ein, dass, je genauer man den Fall selbst kennt, desto richtiger 
auch die Entscheidung in ihrer allseitigen Beziehung und in ihrer ganzen 
Tragweite erfasst wird. Es haben wohl auch die gewöhnlichen Ausgaben des 
Corpus Juris canon. ihre s.g. partes decisae zur Ergänzung des Textes; aber 
diese sind nicht blos sehr mangelhaft und ungenügend, sondern nicht selten 
auch sehr fehlerhaft und sinnstörend. Beispielsweise mögen die beiden für 
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Ungarn erlassenen Decretalen c. 4 de postulatione Praelatorura und 
c. 4. de electione erwähnt, werden, wovon besonders die letztere an den 
Erzbischof von Colocza grosses Interesse hat, unter Anderem durch 
die merkwürdige Stelle der vollständigen Decretale: „Numquid Hun- 
garico Principi (a Christo) dictum est; Et tu aliquando conversut con- 
firma fratres tuos?“ 

Aber wenn man nun auch den vollständigen Text vor Augen hat, 
das genügt zum Verständniss noch keineswegs in allen Fällen, obwohl 
es manchmal viel dazu beiträgt. Die einzelnen Stellen bieten manch¬ 
mal noch ihre eigenen Schwierigkeiten, sei es durch die eigenthiimliche 
Ausdrucksweise, sei es durch die uns ganz unbekannten Sitten und Ge¬ 
wohnheiten der ältern Zeit in weit entfernten Gegenden. So setzt 
z. B. das Verständniss von c. 3. de consuetudine die Kenntniss des 
altgermanischen Gerichtsverfahrens voraus, um diese an den Bischof 
von Passau gerichtete Decretale gehörig zu verstehen. Dessgleichen 
setzt der ganze Titel: De servis non ordinandis (lib. I. tit. 18.) eine 
sehr genaue Kenntniss der alten römischen Sclaverei und ihres allmä- 
ligen Ueberganges zur vollen Freiheit, sowie der Leibeigenschaft und 
Hörigkeit nach germanischem Rechte voraus. Man könnte sagen: Das 
ist nicht mehr praktisch. Allerdings bei uns hat dieser Gegenstand 
(Dank dem weisen, humanen Einfluss der kirchlichen Gesetzgebung!) 
aufgehört praktisch zu sein. Aber sollen wir blos österreichisches Kir¬ 
chenrecht treiben? Und hat etwa die Sclaverei überall aufgehört? Zu¬ 
dem gibt es wohl kaum einen so lehrreichen Gegenstand, um daran die 
Gesetzgebungsweisheit der Kirche zu studiren, als gerade die Aufhebung 
der Sclaverei, welche ohne alles gewaltthätige Eingreifen, ohne Klage 
von Seite des Herrn oder der Sclaven seit den ersten Schritten des 
Apostels Paulus von Jahrhundert zu Jahrhundert weiter geführt wurde, 
bis die Sclaverei ohne alle und jede sociale Erschütterung von selbst 
zusammensank und unmerklich verschwand. Unsere kurzsichtige Zeit 
nimmt gar so gerne die vollendeten Thataachen hin, und schreibt wohl 
noch zum Ueberfluss sich, selbst das ganze Verdienst davon zu, ohne 
die langen, höchst umsichtigen und mühsamen Vorarbeiten vergangener 
Jahrhunderte auch nur eines dankbaren Blickes zu würdigen, viel minder 
eines eingehenden Studiums. Oder um noch ein anderes Beispiel anzu¬ 
führen, beruht der Titel: De officio et potestate Judicis delegati 
(I. 29.) auf der Grundlage des römischen Rechtes de jurisdictione 
mandata und de judice dato, allerdings in einer neu gestalteten und 
weiter entwickelten Anwendung auf die kirchlichen Verhältnisse der 
mittlern Zeit. Dabei kommen so manche Grundsätze des römischen 
Rechtes nicht selten wörtlich oder auch etwas modificirt in den Decre¬ 
talen vor, ohne dabei gerade immer auf die Quelle des alten römischen 



Rechtes zuriickzaweisen, dass ohne Berücksichtigung der bei den ein¬ 
seinen Stellen dem Urheber der Decretale vor Augen schwebenden Ge¬ 
setzesstellen der Pandecten oder des Codex die ganze Sache doch nur 
halb verstanden oder gar unrichtig aufgefasst wird. Um nun derlei 
Schwierigkeiten bei so vielen Decretalen möglichst zu heben, dienen 
wohl vorzüglich die Commentare zu den Decretalen-Sammlungen, und 
zwar insbesondere: Gonzalez Commentaria in Decretales Gregorii IX., 
dann für den Liber sextus: Passerini Commentaria in Librum YI. De- 
cretalium (Romae 1667 in 3 Foliobänden) und für die Clementinen: 
Alteserra Commentarii in libros Clementinarum. Paris 1680, sowie Cle- 
mentis Y. Constitutiones illustratae a Baldassinio Romae 1769 (jedes 
dieser beiden Werke in Einem Quartband). Ganz besonders wichtig 
aber für das richtige Yerständniss der Decretalen-Sammlungen ist die 
dazu gehörige, seit der römischen auf Befehl Gregor XRI. veranstal¬ 
teten Hauptausgabe von 1582 öfter wieder abgedruckte Glossa, als 
Wort- und Sacherklärung des Textes, wovon Papst Benedict XIY. sagt: 
„cujus auetoritas non levis esse debet“ (Benedicti XIV. Bullarium 
Tom. IY. Constit. 57. §. 2. p. 426. edit. Rom. origin). Allein selbst 
diese umfassenden und im Ganzen sehr gründlichen Arbeiten bleiben 
dennoch hie und da hinter den Anforderungen zurück, welche die 
Rechtswissenschaft heut zu Tag an die Auslegung der Decretalen stellt. 
Es müssen daher die Resultate der neuern Forschungen auf dem Gebiete 
des römischen und germanischen Rechtes, sowie der Geschichte mit zu 
Rathe gezogen werden, wenn es sich um das rechte Yerständniss un¬ 
serer Decretalen-Sammlungen handelt. 

Aber selbst hiemit ist die Sache noch keineswegs abgethan. Man 
kann die Decretalen-Sammlungen gut verstehen, und doch in mancher 
praktischen Frage noch immer nicht Bescheid wissen. Wenn man die 
Decsetalen gut versteht, so hat man die allgemeinen Principien des 
Kirchenrechts, wie sie in jeder Zeit gelten, und eine sehr umsichtige 
und besonnene Anwendung derselben, wie sie für jene Zeit vorzüglich 
passten. Allein die Zusätze und Modificationen, welche im Concil von 
Trient, sowie in den spätem päpstlichen Constitutionen, besonders in 
denen von Benedict XIV., endlich in Entscheidungen der verschiedenen 
römischen Congregationen und in den neuem Concordaten enthalten 
sind, müssen nothwendig auf diese principielle Unterlage als praktischer 
Aufbau zur Vermittlung der echten canonischen Grundsätze mit dem 
wirklichen Leben, wie es sich in unserer Zeit gestaltet hat, dazu kom¬ 
men. Hiefür ist nun bei der umfangsreichen und sehr heikein Arbeit 
ein vortreffliches Hülfsmittel das unter dem Titel: Expositio Juris Pon- 
tificii juxta recentiorem Ecclesiae disciplinam auctore Ubaldo Giraldi 
Rom 1769 (and wieder Rom 1829. 2 Th eile in 3 Foliobänden) er- 
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schienene Werk, welches an vielen Stellen, wie überhaupt auf diel neuere 
Gesetagebung der Kirche, so insbesondere auf die Werke von Papst 
Benedict XIV. sorgfältige Rücksicht nimmt, jedoch bei seiner mehr 
fragmentarischen Behandlung des gesammten canonischen Stoffes von 
den Decretalen an bis herab in seine Zeit mehr ein reiches höchst 
werthvolles Materiale bietet, als eine geniessbare Verarbeitung desselben 
so einem harmonischen Gänsen liefert. Auch fehlt darin die so sehr 
nothwendige historische Grundlage der Decretalen. Ueberdies sind in 
diesem Werke, wie es die Stellung des Verfassers mit sich brachte, 
vorwiegend, wenn auch nicht gerade ausschliesslich, die italienischen 
Verhältnisse berücksichtigt, und die manchmal blos für Italien erlassenen 
Gesetse oder Weisungen aufgenommen. Das macht bei der Benütsung 
dieses Werkes eine gewisse Vorsicht nöthig, um nicht einseine Anord¬ 
nungen, die blos particulare Geltung und Verbindlichkeit haben, gegen 
den Willen des Gesetsgebers su generalisiren und auf Verhältnisse an- 
suwenden, für welche sie nicht gemeint sind. 

Dieser suletst erwähnte Umstand ist denn wohl auch eine Mit¬ 
ursache, und vielleicht nicht die geringste, dass sich in den einseinen 
Hauptländern des katholischen Europa eine jedem besondern. Land 
eigentümliche canonische Literatur herangebildet hat. Die Berechtigung 
hiesu liegt in der Eigentümlichkeit des Entwicklungsganges einseiner 
Völker und Reiche, welche durch die Kirche nie unterdrückt, sondern 
nur weise sum Wohle des Einseinen, wie des Gänsen geleitet wurde. 
So haben Italien, Frankreich, Spanien und Deutschland ihre berühmten 
canonischen Rechtslehrer, welche, jeder in seinem Land, die besondern 
Verhältnisse und Gesetse berücksichtigen. Das hat eine sweifache 
Folge. Jeder von diesen angesehenen canonischen Rechtslehrern vertritt 
nämlich ein doppeltes Element, das allgemeine und das betoniere. So 
wie jenes erstere schon seinem Begriffe nach überall gilt, hat auch Rie¬ 
ses letstere schon seinem Namen nach nur eine beschränkte Geltung 
im eigenen Lande (c. 1 de Constitutionibus in VI. 0 ). Darauf beruht 
einerseits das grosse Ansehen dessen, worin die berühmten Canonisten 
aller Länder übereinstimmen — genannt „communis Doctorum senten- 
tia,“ und andererseits die nothwendige Vorsicht im Benütsen canonischer 
Auctoritäten aus fremden Ländern. Ueber jenen consensus Doctorum 
äussert sich P. Benedict XIV. also: „Nobis persuasum manet, opiniones 
Doctorum communes non ita facile parvipendendas esse, idque didicimus ex 
celeberrimo Melchiore Cano, qui in suo Tractatu de Locis theologicis lib. 
8. cap. 7. ita de communibus Canonistarum sententiis in his, quae per¬ 
tinent ad doctrinam canonum, loquitur: In hujusmodi canonum inter- 
pretatione Ecdesiae judices et administri concordem omnium Jurecon- 
sultorum sententiam amplectuntur; qui «nim in actionibus vel judiciig 



eeclesiasticis soo sensu et non commani Jurisperitorum omnlam dncere- 
tor, sine dubio suo illum jadicio Ecclesia coerceret“ (Bened. XIV. 
Bullar. Tom. I. Constit. 113. §• 8. edit. Romae 1746 p. 455). Was 
sodann das Besondere, in den einseinen Ländern Verschiedene betrifft, 
so bedarf es, wie gesagt, auf der einen Seite grosser Vorsicht, um 
nicht etwa das Besondere, was dort gut sein mag, hier aber es nicht 
wäre, sofort auf die eine oder andere Autorität hin auch gleich bei uns 
anzuwenden, was manchmal grosse Verwirrung und bedeutende Störun¬ 
gen des kirchlichen Lebens herbeifuhren und die kirchliche Rechtsord¬ 
nung bei Unkundigen in ein ganz falsches Licht stellen könnte. Aber 
es droht andererseits! noch eine sehr gefährliche Klippe; es gibt näm¬ 
lich nicht blos ein wohlberechtigtes, von der Kirche nie unterdrücktes 
Besondere im Rechtsleben der einseinen Völker, sondern das Besondere 
EigentbUmliche hat sich auch manchmal in einer Weise breit gemacht, 
dass darunter die kirchlichen Grundsätze mehr oder minder beeinträch¬ 
tigt, ja in neuerer Zeit mitunter schwer verletzt wurden. Vor dieser 
Klippe muss man. sich gleich sorgfältig hüten; sonst treibt das Schiff¬ 
lein unter dem Scheine der freien Bewegung und des heimischen Rechtes 
langsam in die gefährliche Strömung des verdeckten oder offenen 
Schisma. Es ist bekannt, wie es in Frankreich in dieser Beziehung 
ging. Aber selbst wenn die Umkehr von dieser Bahn in der canoni- 
schen Literatur eines Landes wieder erfolgte, sind dessen canonische 
Rechtslehrer mit einer gewissen Vorsicht zu brauchen, weil im Kampfe 
gegen eine herrschend gewordene falsche Richtung der hinreissende 
Eifer für die gute Sache ihrer Verfechter mitunter Uber die wahre 
Gränzlinie hinausträgt und zu Behauptungen führt, die sich am Ende 
nicht wohl halten lassen. Auch hiefür dürfte die neueste in Frankreich 
erschienene canonisehe Literatur den Beleg bieten. Aus all’ dem 
ergibt sich, dass mit der nöthigen Umsicht auch die communis Docto- 
rum seutentia, welchen zunächst die wissenschaftliche streng conse- 
quente Fortentwicklung der canonischen Rrchtsprincipien in der Theorie 
obliegt, wohl zu beachten ist. Um hier bei den einzelnen Canonisten 
sicher zu entscheiden, ob unter ihrem Besondern das Allgemeine nicht 
gelitten habe, wird ihr Gebrauch und ihr Ansehen bei den höchsten 
Kirchenbehörden in Rom sicher massgebend sein. Da sind nun ausser 
den schon genannten Papst Benedict XIV., Gonzalez und Giraldi 
noch sehr gebraucht und geachtet: Cardinal de Luca, und Cardinal 
Vinccntiu8 Petra, dann Prosper Fagnani, Monacelli, Lucius Ferraris, 
Rigantius, Devoti, sämmtlich aus Italien; dann aus Spanien und Portugal 
ausser Gonzalez noch Barbosa und in der Ehe Sanchez; fernere aus Deutsch¬ 
land P. Anaclet Reiffenstuel, Schmalzgruber, Pirhing, Engel und Zallinger. 
Aber wer wird diese Alle lesen und vergleichen, ja selbst nur aufbringen? 



Eben desshalb, weil die auf solche Art behandelte Idee des Decretalen- 
Becbtes die Kräfte des Einseinen in gewöhnlichen Verhältnissen über¬ 
steigt, and dennoch die Grundlage einer geistlichen Reform unseres so 
sehr verkommenen und verkümmerten Kirchenrechtes unter der Aegide 
des Concordates werden muss, ja weil das Concordat ohne gründliches 
Studium des kirchlichen Rechtes von Seite des Klerus blos Name und 
Schein bleiben würde, was für Kirche und Staat nur verderblich sein 
könnte, darum wurde an der Universität in Wien die Lehrkanzel des 
Decretalen-Reehtes errichtet, deren Idee, wie sie in der Wirklichkeit 
nach Kräften angestrebt wird, der vorstehende Aufsatz entwickelt. Sie 
ist bestimmt, um talentvolleren Priestern den Weg zu zeigen, auf dem 
eine gründliche Wissenschaft des Kirchenrechtes erlangt und der Auf¬ 
bau des kirchlichen Lebens nach seiner rechtlichen Seite hin begonnen 
und ausgeführt wird. Gott, der Herr, von dem alles Gute kommt und 
zu dem alles Gute führt, wolle Seinen reichen Segen dazu geben, auf 
dass Viele daran sich bilden und noch weit Mehreren die Sache zum 
Heile gereiche! Prof. Fessler. 


IIc clitsfäIle. 

Furcht der Ehrerbietigkeit. — Nichtigkeit der Ehe. — 
Mangel an Einwilligung. — Schaden. — Ungerechte 

Furcht. 

Die Furcht der Ehrerbietigkeit (timor reverentialis) kann ein Grund 
der Nichtigkeit einer Ehe sein aus Mangel an Einwilligung, wenn es „metus 
gravis, conjunctus scilicet cum timore gravis damni, ac propterea qui 
cadit in constantem virum“ und ferner „injuste incussus“ ist. 

Wenn nun ein Vater seiner Tochter, so ferne sie die ihm erwünschte 
Ehe nicht eingeht, droht, sie an einen einsamen Ort zu versetzen, so 
ist diese Drohung weder ein grosser Schaden, noch eine ungerechter 
Weise eingeflösste Furcht (timor injuste incussus), und zwar hat dies 
um so weniger bei einer Tochter statt, welche nach langer Ueberlegung 
das Vaterhaus verlässt, Um zu ihrem Geliebten zu entfliehen, mit welchem 
sie gegen das Verbot des Vaters einen Briefwechsel unterhalten hat. 

Erzbischöfliches Gericht zu Genua: 

Am 5. October 1852 erklärte Frau Louise Carlev aris, Tochter 
des Herrn Paulo, beim Gerichte zu Sarzana, aus dem Trauungsbuche 
von St. Martin zu Sarzanello gehe hervor, dass sie am 28. Mai 1842 
mit einem gewissen Paskal Ciumei , geboren in Livorno, gegenwärtig 
in Porto-Mhurisio sich aufhaltend, getraut worden sei; 
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dass diese Ehe nichtig wäre ans Mangel der Einwilligung, die sie 
nicht frei gegeben, sondern die ihr durch Irrthum, Betrug und mit Ge¬ 
walt abgenöthigt worden wäre, — aus Ursache weil sie, Carlevaris, mit 
Zustimmung des Vater?,’versprochen habe, einen gewissen Johann Bar- 
tolini su ehelichen, in welchen sie verliebt war, und der sie häufig 
besuchte; 

dass in der Folge, nachdem Bartolini aus reiner Knickerei des 
Vaters der Klägerin aus dem Hause Carlevaris entlassen worden sei, 
Pasfcal Ciumei unter dem Vorgeben, als wäre er von Bartolini beauf¬ 
tragt, ihr fortwährend Versicherungen der Standhaftigkeit in seinen ge¬ 
machten Versprechungen su überbringen, sie öfters su besuchen ange¬ 
fangen habe; 

dass Ciumei unter dem Scheine eines Vertrauten, aber in der Ab¬ 
sicht, sie sich selbst an seiner Statt sum Weibe su nehmen, die Re- 
currentin am 24. Jänner 1842 dahin vermocht habe, das väterliche 
Haus in seiner Begleitung su verlassen, als hätte er sie Bartolini an¬ 
geführt, während er im Gegentheile, nachdem er sie in einem Hause 
untergebracht hatte, ihr unverschämter Weise sein Vorhaben und die 
entschiedene Absicht sie su heirathen er öffnete; 

dass sie, nachdem sie die bittersten Thränen vergossen hatte, und 
aufs äusserste bestürzt war, indem sie sich ihrer Flucht wegen schuldig, 
des erlittenen Verrathes halber entmuthigt und vom Vater bedroht fühlte, 
an einem einsamen Orte eingesperrt su werden, da er unerbittlich darauf 
bestand, dass sie jenen, mit dem sie entflohen, heirathe, am darauffol¬ 
genden 28. Jänner die vorgebliche Ehe mit Ciumei eingegangen sei, 
welcher sie wenige Monate darnach verlassen habe. 

Sie wendet sich nun an den Capitel-Vicar mit der Bitte, dass nach . 
Vorladung des Paskal Ciumei und des Vertheidigers der Ehe, besagte 
Ehe für nichtig erklärt und der Act im Trauungsbuche getilgt werden 
möge. — 

Zufolge des oben vorgelegten Gesuches wurden nun vorläufig die 
verlangten Vorladungen des Paskal Ciumei und des Vertheidigers der 
Ehe erlassen, und nachdem Letzterer in Vertretung des Ersteren er¬ 
schienen war, wurden von Seite der Klägerin 16 Punkte zur Erhärtung 
ihrer Behauptung angeführt und von Seite des Vertheidigers der Ehe den 
zu vernehmenden Zeugen 29 Fragen vorgelegt. 

Nachdem man endlich die Aussagen der verhörten Zeugen vernom¬ 
men und selbe veröffentlicht hatte, nachdem von der Klägerin und vom 
Vertheidiger der Ehe, immer in Stellvertretung des Ciumei, die Gründe 
für und wider die Gültigkeit der fraglichen Ehe erörtert worden waren, 
kam besagte Frage zum Spruche, welchen der Capitel-Vicar am 12. März 
1854 that. In demselben entschied der kirchliche Richter, die Ehe der 
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Klägerin Louise Carlevaris mit Paskal Ciumei sei gültig and gesetz- 
mässig geschlossen worden, und sie müsse dem zu Folge als gültig und 
gesetzmässig in all’ ihrer Kraft und Wirksamkeit angesehen und auf¬ 
recht erhalten werden. 

Nachdem obiges Urtheil den Parteien zu wissen gethan worden 
war, ergriff die Klägerin am 22. Mai 1854 dagegen den Recurs an den 
heil. Stuhl, und derselbe delegirte uns mit Breve vom 14. Jänner 1856, 
versehen mit dem königl. Exsequatur laut Decret vom 26. April d. Js. 
als Richter in dieser Recurs-Sache. 

Es wurden daher in Folge des Recurses der Appellantin und nach 
Einsicht des obigen Breve’s unsererseits schriftliche Vorladungen an 
Paskal Ciumei und den Vertheidiger der Ehe, dem hochw. Herrn Johann 
Siri, erlassen und ihnen beiden gehörig mitgetheilt, und so wurde dieser 
Recursprocess begonnen and fortgeführt bis zur Anberaumung des Ur- 
theils vom 15. Februar 1857. 

Aus der Prüfung der Acten und der gemachten Zeugenaussagen 
ergab sich nun folgender Thatbestand: 

1) Dass Louise Carlevaris damals, als sie sich hcrbeiliess, dem Paskal 
Ciumei als Braut die Hand zu reichen, weder in Furcht, noch un¬ 
schuldig war. 

Nicht unschuldig, denn durch lange Zeit unterhielt sie mündlich 
und schriftlich mit Bartolini ein Liebesverhältniss. Sie war nicht 
in Furcht, denn trotz des väterlichen Verbotes setzte sie ihre Liebes- 
händel mit Bartolini fort, bis es so weit kam, an die Flucht zu 
denken und sie auszuführen, was am 24. Jänner 1842 mit Ciumei 
auch geschah. Auch kann man nicht einwenden, dass sie auf dieser 
Elucht in Irrthum geführt worden sei, wie die List und der Betrug 
jedenfalls nur in Bezug auf die Person, nicht aber in Bezug auf den 
Act der Flucht stattgehabt hätte. Das Wagniss aber besteht in 
der Flucht. 

Dazu kommt noch, dass man die Liebeshändel der Carlevaris 
mit Bartolini nicht als Wirkung einer heftigen Leidenschaft ansehen 
kann, denn ein Mädchen, das leidenschaftlich liebt, als welches die 
Carlevaris gelten will, würde sich nicht dazu verstanden haben, im 
kurzen Zeiträume von fünf Tagen nach der Flucht den Ciumei zu 
heirathen, auch würde es das frühere Verhältniss nicht so leichter- 
dings vergessen haben, wie man doch aus ihrer Aufführung in den 
spätem Jahren schliessen kann. 

2) Dass der Vater zwar für die Ehre seiner Familie eiferte, dass er 
aber seine Tochter niemals misshandelt habe. Dass die einzige 
Drohung gegen seine Tochter Louise aus Anlass ihrer Flucht mit 


* 
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Ciumei nar darin bestand, sie an einem einsamen Orte einzusperren, 
falls sie sich nicht entschliessen würde, den, mit welchem sie ent¬ 
floh, so heirathen. Wohl ist auch, es ist wahr, in den Zeugen¬ 
aussagen von Kerker find Finestrelle (eine Festung) die Rede: da 
aber diese Aussagen vereinzelst dastehen, und mit den allgemeinen 
Zeugenaussagen im Widerspruche sind, so kann man darauf kein 
Gewicht legen. 

8) Dass der Tater, Herr Paulo Carlevaris, bei der Hochseitfeier seiner 
Tochter mit Ciumei gegenwärtig war. 

4) Dass die Carlevaris im Zeiträume von fünf Tagen nach der Flucht 
mit Ciumei die Ehe eingegangen sei; eine Ehe, von welcher sie 
nicht läugnen kann, dass sie auch vollsogen worden sei, was man 
auch sowohl aus den Zeugenaussagen, als auch aus dem späteren 
Zusammenleben mit ihrem Manne während einigen Monaten und den 
Reisen, die sie mit ihm gemacht, entnehmen kann. 

5) Dass die in der That bestehende Scheidung zwischen Carlevaris und 
ihrem Manne stattgehabt habe, weil dieser sie verlassen hat, wie 
dieselbe Klägerin in der beim Gerichte von Sarzana eingereichten 
Klage behauptet. 

6) Dass die Carlevaris zehn Jahre seit der Hochzeitfeier verstreichen 
liess, ehe sie die Klage auf Nichtigkeit versuchte, obgleich sie schon 
früher Zeit und Gelegenheit gehabt hätte, dies zu thun, und darf 
man gewissen Gerüchten Glauben beimessen, so habe sie jetzt 
diesen Process versucht, aus Anlass eines verdächtigen Verhältnisses 
zwischen ihr und einem Andern, der aber wohl verschieden sei von 
Bartolini. Auf diese Thatergebnisse hin, entnommen aus der Prü¬ 
fung der Acten und Zeugenaussagen: 

Anerwogen, dass die Drohungen, welche der Vater Carlevaris 
seiner Tochter gemacht haben soll, d. i. mit Finestrelle und mit dem 
Gefängnisse, nicht actenmässig erwiesen, überdies auch unwahrscheinlich 
sind, in Betracht, dass von genanntem Herrn Paolo, während er sich 
Ober die von seiner Torhter durch die Flucht zugezogene Schande so 
empfindlich zeigte, nicht vorauszusetzen ist, dass er zur Schande noch 
Schande hätte hinzufügen wollen, indem er sie in eine öffentliche und 
entehrende Strafanstalt abgegeben hätte; 

Dass andererseits jene Personen selbst, welche cs unternommen 
hätten, die Tochter bei ihrem Tater zu vertheidigen, sie gewiss beredet 
and ermuthigt haben würden, dass sie sich durch solche eitle Drohungen, 
die nichts weniger als durch die Gesetze begünstigt würden, nicht sollte 
schrecken lassen; 

Dass die wahre und einzige Drohung, die der Vater gemacht hätte 
and auch durch die Acten bewiesen wäre, nur die mit einem einsamen 
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Orte gewesen wäre, eine nicht harte, vielleicht von Seite der Tochter 
wegen ihrer Flacht verdiente Strafe, eine Strafe endlich, welcher sich 
viele Mädchen, die in gleichen Verhältnissen wie Carlevaris sich be¬ 
finden, unterzogen haben and täglich unterziehen; 

Dass die Gegenwart des Herrn Paolo Carlevaris bei der Hochzeit- 
feier Ciamei’s eben so wenig an and für sich, als durch die Umstände 
weder den Charakter, noch den Anschein eines Zwanges habe, dahin 
sielend, der Tochter Furcht einsnjagen, vielmehr ein Zeichen der Ver¬ 
gebung and der ausdrücklichen Gutheissung des von der Tochter ein¬ 
gegangenen Bündnisses genannt werden könnte, wodurch Herr Carlevaris 
nicht blos seine Zuneigung, sondern auch seine entschiedene Einwilligung 
ausgesprochen hat. Und es war in der That nur su natürlich, dass, 
indem sich die Tochter, sei es auch mit Aufopferung ihrer eigenen 
Neigung, dem Willen des Vaters fügte, dieser nach Brauch der Hoch- 
seitfeier beiwohnte; 

Dass die Klägerin Carlevaris, als welche, wie erhellt, ihre Liebes- 
händel mit Bartolini gegen das Verbot des Vaters fortsetzte, und darch 
lange Zeit mit dem Plane, aus dem Vaterhause zu entfliehen, umging, 
den sie nachher aach in der That ausgeführt hat, in keinem Falle als 
ein Mädchen von solcher Gemüthsbeschaffenheit angenommen werden 
bann, das sich schlechthin durch die Furcht der Ehrerbietigkeit dahin¬ 
bringen hätte lassen, eine ihr verhasste Ehe wider Willen einzugehen; 

Dass für die Carlevaris die Wahl zwischen einem einsamen Orte 
and der Ehe mit Ciumei nichts weniger als zweifelhaft hat sein müssen, 
wenn sie diesem wahrhaft abgeneigt und in Bartolini leidenschaftlich 
verliebt gewesen wäre, wie sie glauben machen will, weil sie an ihrem 
einsamen Orte würde ledig geblieben sein, dazu noch einen Beweis ihrer 
Treue gegeben und die Hoffnung hätten nähren können, sich eines Tages, 
wenn der Vater besänftigt wäre, mit Bartolini zu verehelichen, während 
im Gegentheiie ein anderes Ehebündniss, wenn nicht etwas anders, 
wenigstens den Schein des Leichtsinnes an sich hatte, und, was noch 
höher anzuschlagen ist, alle Hoffnung, je mit vorgedachtem Geliebten 
sich vereinigen zu können, abschnitt. Auch sind die Beispiele von noch 
weit grössern Opfern, welche junge, furchtsame Mädchen aus weniger 
lebhaft geschilderten Leidenschaften, als jene der Louise Carlevaris, 
gebracht haben, nicht selten; 

Dass man sich über die Liebeshändel ßartolinis mit der Carlevaris 
schlechterdings kein gegründetes Urtheil bilden kann, eben so wenig 
als über ihre Abneigung gegen Ciumei. — Nicht über jene, weil, 
während die Carlevaris in der Meinung floh, sich zu Bartolini zu be¬ 
geben, sie selbst wohl wusste, dass die Unterhandlungen mit dem Vater 
aus Interesse abgebrochen worden waren; weil weder Bartolini in den 
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Tagen von der Flocht bis sur Verheirathong der Flüchtigen nachfragte, 
noch noch diese, da sie doch den Math hatte, aas dem väterlichen 
Hause su entfliehen, eine «weite Flucht versuchte, um den Geliebten 
aufsufinden; weil, da einige Zeugen über die ehrbare Aufführung der 
Klägerin nach Eingehung der Ehe Bedenken äussern, es nicht scheine, 
als hege sie noch irgend einen Gedanken an Bartolini. — Nicht ttber 
die Abneigung gegen Ciumei, weil nach so vielen Thränen und Jammer 
und bei einer so grossen Abneigung der Zeitraum von nur fünf Tagen 
hinreichte, dass dieCarlevaris sich herbeiliess, seine Gattin su werden, weil 
sie die Ehe vollsog, bei ihm blieb qnd mit ihm reiste, und ihn nicht 
verliess, ehe er selbst 6ie verlassen hatte; 

Dass die Carlevaris erst nach Verlauf von sehn Jahren die Klage 
auf Nichtigkeit der Ehe erhob, und dann nur deashalb, weil sie, wie 
das Gerücht verlautet, in einem verdächtigen Verhältnisse so einem 
Andern, der von Bartolini verschieden sei, stehe; 

In Anbetracht, dass, wenn die Furcht der Ehrerbietigkeit wegen 
Mangel an Einwilligung Ursache der Nichtigkeit einer Ehe soll sein 
können, sie sein muss „gravis, conjunctus scflicet cum timore gravis 
damni, ac propterea, qui cadit in constantem virum.“ Und dass im 
Falle der Carlevaris der ihr angedrohte Schaden kein grosser genannt 
werden kann, da er nichts anders war, als ein einsamer Ort, eine 
Strafe, die bei weitem gelinder und ohne Bedenken einem verabscheuten 
EhebQndnisse, wie das von ihr mit Ciumei eingegangene sein soll, 
vorsusiehen sei; 

Dass die Androhung eines einsamen Ortes auch in Besag aaf ein 
Mädchen nicht als eine schwere angesehen werden kann, weil aas dem 
Gänsen der Aussagen bervorgebe, dass die Carlevaris sur Zeit der 
Flucht nieht so gar furchtsamen Gemüthes war, um sich so leichter- 
dings einschüchtern oder überlisten su lassen; 

Dass die Furcht der Ehrerbietigkeit, um dadurch die Ehe null und 
nichtig su machen, überdies sein muss „injuste incussus,“ was sich im 
gegenwärtigen Thatbestande nicht erwahrte: weil doch ein einsamer Ort 
für ein Mädchen, das nach langer Ueberlegung vorsätslich das väterliche 
Haus verliess, um sum Geliebten su entfliehen, mit welchem sie gegen 
das väterliche Verbot im Briefwechsel stand, eine nicht ungerechte, ja 
gewiss heilsame Strafe ist. 

Dass endlich suletst der kurse Zeitraum «wischen der Flacht und 
der Hochseit, der Vollsug der Ehe, die Monate, welche sie mit dem 
Gemahle lebte und reiste, und der Verlauf von sehn Jahren, ehe sie die 
Klage auf Nichtigkeit versuchte, ein Beweis wären, dass die Carlevaris 
selbst die von ihr eingegangene Ehe für gültig erklärte. 

Daher haben wir erklärt, und erklären wir, nachdem wir die 
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mündliche Verhandlung, die ln unserer Gegenwart stattgebabt, angeh Ort, 
nachdem wir die Acten sorgfältig geprüft und den göttlichen Beistand 
angernfen haben, indem wir, in wie ferne es nOthig, die Entscheidung 
des Vicars von Sarzana bestätigen und die von Louise Carlevaris 
und Paskal Ciumei eingegangene Ehe als gesetzmässig und gültig auf* 
recht erhalten, in Stellvertretung des bewussten Ciumei, dass der Recurs 
schlecht, die Entscheidung aber gerecht sei. 

Unkosten zwei Drittheile auf Rechnung der Klägerin, die übrigen 
abgerechnet. 

Genua, den 3. Juli 1857. 

(Aus der Gazzetta dei Tribunall dl Milano 1858 Nr. 12.) 


Her JProce*» Uber rta* ML&lner MfontbiM dm tWahre 

M8&9. 

Im Kölner Dome ist in einer der Kapellen ein berühmtes Altar¬ 
gemälde. Man nennt es schlechthin das Dombild. Dasselbe besteht 
aus drei Theilen. Auf dem mittleren grösseren Theile stellt es die 
Anbetung des in dem Schosse der heil. Jungfrau Maria ruhenden Chri¬ 
stuskindes dar, während auf den beiden zum Verschlüsse des mittleren 
Theiles dienenden Seitenflügeln die Patrone der Stadt, der heil. Gereon 
und die heil. Ursula, sich befinden. „Das Gemälde zeichnet sich durch 
Feierlichkeit und Gemessenheit der Gesammt-Anordnung, durch eine 
Tiefe und Kraft des Tones, durch einen Reiz und eine Harmonie der 
Färbung aus, welche, trotz der sonst minder günstigen Tempera-Malerei, 
hier an die Pracht der venetianischen Oelmalerei gränzt. Die Compo- 
sition ist in grossartiger Einfalt angeordnet, die Ausführung des reichen 
Details mit sorglichstem Fleisse beendet, und über das Ganze der Hauch 
einer idealen Anmuth und Schönheit hingegossen, der in der Lieblich¬ 
keit der Maria mit ihrem Kinde, in der Würde der anbetenden Könige, 
in der jugendlichen Fülle und Zartheit der heiligen Jungfrauen und der 
begleitenden Ritter auf gleiche Weise hervorleuchtet. So 'wird das Bild 
von Rugier (Handbuch der Geschichte der Malerei. Bd. II. S. 33 fg.) 
uns beschrieben. Man darf dasselbe sowie den Meister Stephan von 
Köln, dem es zugeschrieben wird, als den Hauptrepräsentanten der be¬ 
rühmten Malerschule betrachten, die gegen Ende des 14. Jahrhunderts 
in Köln geblüht. 

Das Dombild wurde auf Bestellung des souveränen Rathes der 
freien Reichsstadt Köln im ersten Jahrzehnt des 15. Jahrhunderts ge¬ 
malt, und zwar als Altarblatt für die Kapelle im Rathhause, in welcher 
der Rath sich vor Beginn seiner Sitzungen zur Anhörung der heil. 
Geistmesse versammelte. Seit dem Jahre 1425 bis zum Jahre 1794 




45 


war das Gemälde in der städtischen an der Stelle der früheren Jadensyna- 
goge errichteten Kapelle verblieben. Ais die Fransosen in Köln ein¬ 
gerückt waren und mit Eintritt der Fremdherrschaft und mit Aufhebung 
der ehemaligen Reichsverfassung auch die Benütsung der Rathskapelie 
aufgehört hatte, wurde das Bild von den Vätern der Stadt ans der 
Rathskapelle entfernt und gewissermassen in einem der Rathhaussäle 
versteckt gehalten, um das berühmte Kunstwerk den Späherblicken der 
von der neuen Regierung nur Vervollständigung der Pariser Gemälde- 
Gallerien ausgeschickten Emissäre su entstehen, und so das Bild vor 
einer unfreiwilligen Auswanderung nach Frankreich su bewahren. Um 
später das Bild gegen die etwaigen Gelüste der Fransosen noch mehr 
su sichern, scheint es, dass die Kirchmeister der Dompfarre mit dem 
Maire von Köln, einen Herrn von Wittgenstein, dahin Verabredung ge¬ 
troffen haben, das Bild im Dome aufsustelien, um dasselbe seinem 
ursprünglichen kirchlichen Zwecke entsprechend, sur res sacra su ma¬ 
chen. Es liegt in der That ein Schreiben der Kirchmeister ddo. Köln 
4« November 1809 in den Acten des Kölnischen Oberbürgermeister- 
amtes, worin der Maire von Köln ersucht wird, das Bild der Stadt¬ 
patrone in der Domkirche aufrichten su lassen, indem letstere sur 
ersten Stadtpfarre und somit auch sum Versammlungsorte der Beamten 
bei allen feierlichen Gelegenheiten geworden, besiehungsweise vollkom¬ 
men an die Stelle der ehemaligen Rathskapelle getreten sei. Eine Ant¬ 
wort auf diese Eingabe liegt nicht vor. Wohl aber seigt eine unter 
dem Bilde angebrachte, und von dem verdienten Archäologen und Grün¬ 
der des nach ihm benannten Museums, dem verewigten Professor 
Wallraf, verfasste lateinische Inschrift, dass das Bild nach dem Dome 
gebracht und daselbst mit Genehmigung des Stadtraths durch den Unter- 
präfecten des Arrondissements Köln und des Maire von Köln am 6. 
Januar 1810 an der Stelle, wo es sich noch heute befindet, in der süd¬ 
lich von dem Schreine der heil. Könige befindlichen Kapelle aufge¬ 
stellt und feierlich geweiht wurde. 

Wenn hierdurch auch das Eigenthum der Stadtbehörde an dem 
Bilde nicht ausdrücklich aufgegeben war, so liess sich doch behaupten, 
dass sie demselben durch die feierliche Dedication auf unwider¬ 
rufliche Weise seine Stelle im Dome angewiesen hätte, und desshalb 
das Domcapitel berechtigt sei, sich der Entfernung des Bildes von der 
fraglichen Stelle su widersetsen. Die juristische Commission der Stadt- 
verordneten-Versammlung war indessen anderer Meinung, und gab ihr 
Gutachten dahin ab, dass die Stadt nicht nur das Eigenthum des Bildes, 
sondern auch die volle Dispositionsbefugniss darüber beibehalten habe. 
Man beabsichtigte nämlich das Gemälde demnächst in das neue städtische 
Museum su übertragen. Das hochw. Domcapitel liess sich jedoch nicht 
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geneigt finden, das Eigenthumsrecht und die Dispositionsbefagniss der 
Stadtgemeinde anzuerkennen. Die Stadt erhob nun Klage gegen das 
Domcapitel auf Rückgabe des Bildes, da dasselbe in dem fortwährenden 
Eigenthume der Stadt verblieben und der Kirche nur auf deren beson¬ 
dere Bitten zu einem jederzeit widerrufbaren Besitze ad ostentationem 
Übertragen worden. Das Domcapitel, indem es das rechtmässige der- 
malige Eigenthum des Bildes in Anspruch nahm, trug auf Abweisung 
der Klage an. Das Capitel bestritt, dass im Jahre 1810 die Stadt 
noch ein Recht an dem Gemälde gehabt habe, da dieses als ein früheres 
Eigenthum der freien Reichsstadt Köln bei der französischen Occupation 
auf den französischen Staatsfiscus übergegangen und nach Inhalt der 
intermediären Gesetze (18. Germinal, 20. Prairial, X., 25. Frimaire 
XIII.) Kirchenvermögen geworden sei; jedenfalls glaubten aber die 
Verklagten durch ihren mehr als dreissigjährigen Besitzstand jedes vor¬ 
her vorhandene Recht der Stadt durch Verjähruug beseitigt zu haben. 
Das öffentliche Ministerium — (bekanntlich beaufsichtigt nach dem fran¬ 
zösischen Rechte, welches am linken Rheinufer in Geltung ist, die 
Staatsanwaltschaft den gesammten äusseren Gang der Rechtspflege und 
muss in den Givillprocessen auch am Schlüsse der Verhandlungen ge¬ 
hört werden —) stellte seinen Antrag im Sinne der Klage zu Gunsten 
der Stadt. 

Nachdem die Sache so vor dem h. Landgerichte zu Köln in der 
Sitzung vom 14. April 1857 verhandelt worden war, erging am 22. 
April desselben Jahres das Urtheil des Landgerichtes zu Gunsten der 
Stadt, indem es annahm, dass letztere Eigenthümerin des Bildes geblie¬ 
ben und das Domcapitel zur Rückgabe desselben verpflichtet sei. 

Gegen dieses Urtheil wurde von Seiten des hochw. Domcapitels 
das Rechtsmittel der Berufung ergriffen, und Uber diese Berufung wurde 
in den Sitzungen des rheinischen Gerichtshofes vom 21. und 28. Oktober 
1857 verhandelt. Das Plaidoyer der Anwälte beider Parteien (für das 
Domcapitel: Justizrath r. Hontheim, für die Stadt; Justizrath Esser I.) 
bewegte sich aqeh hier der Hauptsache nach um die Eigenthumsfrage 
und um die Frage der Verjährung. Hinsichtlich der Eigenthumsfrage 
stellte der Vertreter des hochw. Domcapitels auch hier die Behauptung 
auf, dass das Bild niemals Eigenthum der jetzigen Stadtgemeinde Köln 
gewesen sei, deren es bis zur französischen Zeit gar keine gegeben 
habe. Dasselbe habe vielmehr dem souveränen Rathe der Reichsstadt Köln 
angehört, sei mithin Staatsgut gewesen, und hätte seiner Zeit mit allem 
Eigenthum dieser letzteren gemäss dem Lüneviller Frieden an den fran¬ 
zösischen Fiseus übergehen müssen, und würde aus diesem in das Ei¬ 
genthum des preussischen Staates übergegangen sein. Da es inzwischen 
vor dem Fiseus verhehlt und später nach dem Dome gebracht worden 
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sei, «0 wäre es narb dem Gesetse vom 23. Mai 1818 als verheim¬ 
lichtes Staatsgut der Kircbe, io deren Bezirk es sich befand, geschenkt 
worden, und ferner, das Gesetz vom 18. December 1831 schütze jeden 
ruhigen Besitz eines Gegenstandes vom 1. Januar 1815 gegen etwaige 
Rechtsansprüche des Fiscus. Das Rathhaus sei erst 1811 vom Kaiser 
Napoleon der Stadtgemeinde Köln geschenkt worden; damals habe sich 
aber das Bild, welches 1809 dem Dome übergeben gewesen sei, nicht 
mehr im Rathhause befunden, und sei also auch nicht in dieser Schen¬ 
kung begriffen gewesen. Tn Bezug auf die Verjährungsfrage handelte 
es sich darum, ob die Verjährung vom 6. Januar 1810 oder von dem 
Tage ab zu laufen beginne, wo die Stadt im vorigen Jahr ihr Eigenthums¬ 
recht bei dem hochwürdigen Capitel reclamirt habe. Das k. Landge¬ 
richt hatte sich fiir letztere Alternative entschieden. In der Sitzung 
des Appellhofes vom 28. October ging der Vertreter des Öffentlichen 
Ministeriums, (General-Advocat v. Groote ) auf die von den Anwälten 
ausgeführten Gründe nur in der Kürze ein, legte aber desto mehr Ge¬ 
wicht darauf, dass es nach den vorliegenden Acten unzweifelhaft Inten¬ 
tion gewesen sei. dass die hohe Domkirche au die Stelle der Raths- 
kapelle habe treten sollen, und dass, so lange die Rathskapelle nicht 
wieder hergestellt sei, das Bild im Dome verbleiben müsse. Subsidia¬ 
risch nahm der Herr General-Advocat ferner an, dass eine Verjährung 
su Gunsten des jetzigen Inhabers, also des hochwürdigen Domcapitels 
eiiigatreten sei. Er schloss seine Ausführungen mit dem Anträge, dass 
der rheinische Appellations-Gerichtshof das Urtheil des k. Landgerichts 
vom 22. April 1857 reformiren und die Stadt Köln mit ihrer Klage 
abweisen wolle. Der Gerichtshof vertagte die Publication des Urtheils 
auf vier Wochen. 

Erst am 23. Dezember 1857 erfolgte der Spruch des Appellations¬ 
gerichtes in dem Rechtsstreite zwischen der Stadt Köln und dem Me- 
tropolitan-Domcapitel wegen des Dombildes. Die Entscheidung der 
Sache fand nach wiederholter Verhandlung derselben statt; eine solche 
war unter Zuziehung eines neuen Mitgliedes um desswillen nöthig ge¬ 
worden, weil einer der früheren Beisitzer vor dem Urtheilsspruehe er¬ 
krankt und bisher noch nicht wieder im Stande war, den Gerichts¬ 
verhandlungen beizuwohnen. Der Spruch des Hofes fiel dahin aus, dass 
das Urtheil des k. Landgerichtes zu reformiren, und die auf Heraus¬ 
gabe des Bildes gerichtete Klage abxuweisen sei. Als Entscheidungs¬ 
grund wurde nicht die Einrede der Verjährung angenommen, sondern 
der Satz, dass die Stadt Köln, welche allerdings Eigenthümerin gewesen, 
es der Domkirche unter der Bedingung für immer und so lange über¬ 
tragen, als diese das Bild seiner heiligen, kirchlichen Bestimmung zu 
weihen, nicht aufhöre. Diesen Entscheidungsgrund entnahm der Appelhof 
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aus der Eingabe von 1809, in welcher die Kirchmeister den Bürger¬ 
meister um das Bild bitten, und aus der lateinischen Inschrift, welche 
die Stadt nach Uebergabe des Bildes auf ihre Kosten unter demselben 
anbringen liess. Da diese Entscheidung nicht auf einer Interpretation 
rtm Gesetsesstellen, sondern von Urkunden beruhte, so schien ein 
Oassationsrecurs gegen das Urtheil nicht zulässig, und fand damit eine 
Streitfrage ihre endliche Lösung, welche ein Jahr lang nicht.nur das 
Kölner Publikum, sondern auch weit und breit insbesondere die Kunst¬ 
kenner in einem nicht geringen Grade interessirte. 

In Ermangelung anderer Quellen haben wir die vorstehenden Mit¬ 
theilungen aus einigen Zeitungsberichten (der Zeitung „Deutschland 1 , 
Beilage 152 in einem der Kölner Zeitung entnommenen Artikel, und 
249 vom 31. October 1857 in einer Correspondens aus Köln, ddo. 
28. October, und der „Kölnischen Zeitung“ Nr. 104, 112, 300, 357 
unter den Kölner Localnachrichten, Beilage 1 su Nr. 275 und Beilage 
su Nr. 279) entnommen. Wir hoffen später in dem su Köln erschei¬ 
nenden „Archiv für das Civil- und Criminalrecht der k. preussischen 
Rheinprovinsen“ einen vollständigen Bericht über den Verlauf und Ent¬ 
scheid des Processes su finden, und wir werden dann darauf surück- 
kommen. P. 


JParticipirt eine Bruderschaft au der Juristischen 
Bersönlichheit der Birche, welcher sie sieh äuge» 

schlossen halt 

Das österreichische Concordat, indem es (im Art. 28 und 34) für 
kirchliche Institute das canonische Recht nicht blos auf dem eigenen 
Gebiete der Kirche, sondern auch auf dem staatlichen Gebiete sur Gel¬ 
tung kommen lässt, anerkennt damit auch die Stellung der religiösen 
Congregationen, der Klöster und auch der Bruderschaften, Confraterni- 
täten, sowohl der bestehenden, als der nach dem Rechte neu errichteten, 
als Corporationen, welche demgemäss auch Vermögenserwerbsfähigkeit 
besitsen, ohne dass es einer besonderen Verleihung dieser im Gebiete 
des bürgerlichen Rechtes wirksamen Rechtsfähigkeit im einseinen Falle 
bedürfte. Dasselbe lässt sich fürBaiern nach dem Concordate (Art. 17 
cfr. Art. 7) behaupten. Jedoch das vielfach den im Concordate von 
und für Kirche und Staat vertragsmässig stipulirten rechtlichen Bestim¬ 
mungen widersprechende Edict von 1818 erklärt in §.76 die Errichtung 
geistlicher Gesellschaften und sonstiger Institute schlechthin für Gegen¬ 
stände gemischter Natur. Auch nach dem würtembergischen Concordate 
(vgl. Art. 4 lit. g.) und Florian Riess , die würtembergische Convention 
(S. 84—86) scheinen die Corporationsrechte der religiösen Genossen- 
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schäften vom Staate ein für alle Mal anerkannt zu werden. Wo man 
den kirchlichen Instituten das Corporationsrecht vorenthält, ist das 
freilich von Seiten der Staaten ein Eingriff in das den Katholiken 
völkerrechtlich garantirte Kirchenrecht. Da aber die Fragen über den 
Vermögenserwerb dem Civilrechte und der Jurisdiction des Civilgerichts 
des Staates anheimfallen, der vom Staate bestellte Richter aber nur die 
von den gesetzgebenden Organen des Staates in verfassungsgemässer 
Weise ausgegangenen öder anerkannten und in rechtmässiger Form vor¬ 
liegenden Gesetze bei seinen Entscheidungen zu Grunde zu legen hat: 
so lässt sich überall dort das Corporationsrecht und die Vermögens¬ 
erwerbsfähigkeit der kirchlichen Institute auf dem Gebiete des Staates 
nicht durchführen, wo und so weit der Staat die Corporationsrechte der 
kirchlichen Institute in seiner Gesetzgebung nicht zugesteht, resp. von 
einer besonderen Verleihung im einzelnen Falle abhängig macht. 

In Preussen und anderen deutschen Staaten und in Frankreich be¬ 
steht keine generelle staatliche Anerkennung der Corporationsrechte 
kirchlicher Institute, welche nicht bereits mit solchen bestehen, oder 
solche fernerhin speciell verliehen erhalten. (Vgl. Richter, Kirchenrecht 
$. 280* Rosshirt, Canonisches Recht S. 395, Schulte, Kathol. Kirchen¬ 
recht II. S. 172 z. E.) In Frankreich lässt der Staat zwar nach dem 
katholischen Princip auch geistliche Gesellschaften »u und für die Ge- 
sellscfaaftsmitglicder unter sich, für ihre Verhältnisse zu einander leistet 
nach französischem Rechte die einfache Gesellschaft schon ganz ähn¬ 
liche Resultate wie eine Corporation. Nur im Verhältniss zu dritten 
fehlt die rechtliche Stellung, die den Corporationen namentlich in Bezug 
auf den Erwerb von Vermögen zukommt. In Preussen sind allerdings 
durch die in der Verfassungs-Urkunde Art. 12 ff. anerkannte kirchliche 
Freiheit und Selbstständigkeit auch alle kirchlichen Institute und Vereine 
als erlaubte anerkannt. Dieselben erscheinen jedoch im Gebiete des 
Staates und des bürgerlichen Rechtes nur dann als Corporationen mit 
Vermögenserwerbsfähigkeit (Gesetz vom 11. März 1850. Cirkular- 
verfügung vom 1. August 1850, bei Vogt , Preussisches Kirchen- und 
Eherecht I. S. 49 ff), wenn sie diese bereits von früheren Zeiten her 
besitzen (wie z. B. das preussische allgemeine Landrecht Th. II. Tit. 11 
§. 940 ff die corporative Stellung der noch bestehenden religiösen Orden 
anerkannte), oder wenn sie später Corporationsrechte ausdrücklich ver¬ 
liehen erhielten (wie z. B. vor kurzem während der Regentschaft Seiner 
k. Hoheit des Prinzen von Preussen sieben in der Mark Brandenburg 
gebildeten kathol. Pfarreien Corporationsrechte verliehen wurden). 

Wenn übrigens sich ein kirchlicher Verein, eine religiöse Genossen¬ 
schaft bildet, welche sich ganz an ein bestehendes und mit Corporations- 

Motfs Archiv für kath. Kirchenrecht. III. Band. 4 



rechten versehenes kirchliches Institut anschliesst, wenn z. B. eine 
Bruderschaft sich an ein mit juristischer Persönlichkeit begabtes Kloster 
oder sonst eine Kirche anschliesst: sollte man da nicht denken, dass 
dieser religiöse Verein, diese Bruderschaft, welche nur die allgemeinen 
Zwecke der Kirche in einer bestimmten Weise zu verwirklichen strebt, 
mit dem Anschlüsse an die bestimmte Kirche gleichsam als ein Theil 
oder doch eine Pertinenz derselben auch an der corporativen Stellung 
der betreffenden Kirche Theil nimmt, insbesondere auch wie diese Ver¬ 
möge nserwerbsfähigkeit besitzt? Ob und in wie weit dieses der Fall ist; 
dass es schwer, wenn nicht unmöglich ist, nach dem bürgerlichen Rechte 
des Staates dort, wo und wenn Bruderschaften nur als erlaubte Vereine, 
und nicht an sich schon als Corporationen gelten, jenen Satz vor dem 
bürgerlichen Gerichte durchzuführen; dass und wie desshalb testamen¬ 
tarische Zuwendungen in solchen Fällen vorsichtig abzufassen seien; in 
allen diesen Beziehungen ist sehr belehrend der folgende Reebtsfall, 
welchen wir dem von einem aus dem Herrn General-Procurator am rhei¬ 
nischen Appellationsgerichtshofe zu Köln, den drei Herren General¬ 
advokaten und vier Mitgliedern des Advokatenstandes bestehenden Verein 
herausgegebenen „Archiv für das Civil- und Criminalrecht der k. preussi- 
achen Rheinprovinzen (Bd. 52, Hft. 3 oder Neue Folge Bd. 45, Hft. 3. 
Köln 1856. S. 150—155) entnehmen: 

„Die Fabrik einer Kirche ist nicht legitimirt , die Rechte einer 
bei dieser Kirche bestehenden Bruderschaft, welche nicht ausschliesslich 
der Ausübung religiöser Verrichtungen und der Veranstaltung kirchlicher 
Feierlichkeiten, sondern auch der Armen- und Krankenpflege gewidmet 
ist, auf ein dieser Bruderschaft zugewandtes Vermächtniss im Wege 
der Klage zu vertreten.“ 

Seit dem Anfänge des vorigen Jahrhunderts besteht in Bonn ein« 
Kevelarisch-Marianische Bruderschaft, welche sich Anfangs der Kirche 
in dem dortigen Kapuzinerkloster, nach Aufhebung desselben aber der 
Kirche des heil. Remigius daselbst angeschlossen hatte. Der Zweck 
derselben ist, durch eine besondere Verehrung der heil. Jungfrau Maria 
die Frömmigkeit und christliche Tugenden zu heben, zugleich aber auch 
die Mitglieder in Krankheits- und Dürftigkeitsfällen zu unterstützen. 
Das Vermögen, welches diese Bruderschaft besitzt, kam zu Anfang der 
Fremdherrschaft an die Armenverwaltung in Bonn. Diese überantwortete 
jedoch in Folge einer Verfügung der k. Regierung zu Köln vom 3. Mai 
1817 in diesem Jahre dasselbe an die Kirchenfabrik, und wurde zwi¬ 
schen dieser und dem Vorstande der Bruderschaft am 1. Juli 1817 
vereinbart, dass die Kirchenfabrik das ausgeantwortete Vermögen ver¬ 
walten, die Hälfte der Einkünfte zu gottesdienstlichen Zwecken, die 
andere Hälfte zur Unterstützung der Kranken- und bedürftigen Mitglieder 



der Bruderschaft zu verwenden habe. Bei der Brüderschaft wurde non 
eine besondere Krankenkasse. geführt, welche naeh Inhalt der vorer¬ 
wähnten Regierungs-Verfügung unter Oberaufsicht des Oberbürgermeisters 
verwaltet werden soll. 

Dieser Bruderschaft vermachte die im Februar 1851 zu Beuel ver¬ 
storbene Maria Elisabeth Mehlem in ihrem notariellen Testamente ein 
Legat mit folgenden Worten: 

„Ich vermache eigenthiimlich der Kcvelaerer Bruderschaft in 
St. Remigius zu Bonn 500 Thlr.,“ 

wobei sie ferner verfügte, dass dasselbe erst drei Jahre nach ihrem 
Tode ausbczahlt werden solle. Der Herr Erzbischof zu Köln geneh¬ 
migte unterm 29. April 1851 dasselbe, und ermächtigte den Vorstand 
der Kirchenfabrik St. Remigius zu dessen Annahme, mit der Auflage, 
das Capital anzulegen und die Zinsen dem beabsichtigten Zwecke ge¬ 
mäss zu verwenden. Die landesherrliche Genehmigung erfolgte durch 
allerhöchste Cabinets-Ordre am 24. Jänner 1855. Ausser diesem Le¬ 
gate an die Bruderschaft waren der Kirche St. Remigias Selbst 1000 Thlr. 
vermacht. Als Universalerbe war der Vicar Müller eingesetzt. Nach 
dessen Tode liess die Kirchenfabrik, gestützt auf dieses Testament und 
die Bestätigungen desselben, unter Autorisation des Herrn ErzbischofeS 
gegen die Intestaterben des Müller, den Pharmazeuten Moeren undCon- 
gorten, bei dem Pastor Hartmann zu Oberdollendorf einen Arrest auf 
alle Gelder, welche er den Erben des Müller verschulde, für die Haupt¬ 
summe von 500 TJhlr. nebst Zinsen und Kosten anlegen, und stellte 
am 1. Februar 1850 bei dem Landgerichte in Bonn eine Klage auf 
Gültigkeit des Arrestes und auf Verurtheilung zur Zahlung der 500 Thlr. 
gegen die Erben des Müller an. Sowohl in dem Arrestacte als der 
Klage qualificirte sich die Kirchenfabrik ausdrücklich als „die Rechte 
der Kcvelaerer Bruderschaft wahrnehmend.“ Verklagte trugen auf Ab¬ 
weisung der Klage an, weil die Bruderschaft keine Corporationsrechte 
habe, daher unfähig sei, ein Legat zu erwerben, und weil jedenfalls 
die Kirchenfabrik nicht legitimirt sei, dieselbe zu vertreten. 

Durch Urtheil vom 21. April 1856 erkannte das Landgericht unter 
Verwerfung dieser Einreden, der Klage gemäss. Es erwog, dass zwar 
das Legat nicht der Kirche, sondern der Kevelaerer Bruderschaft in 
St. Remigius ausgesetzt sei, dass aber nach den Decreten vom 17. Juli 
1805 (28. Messidor J. XIII.) und Art. 36 des Decrets vom 30. Dec. 
1809 das Vermögen der Bruderschaften den betreffenden Kirchen über¬ 
wiesen, und jenen die Disposition darüber auch nach dem Staatsraths- 
Gutachten vom 21. August 1810 entzogen worden sei, dass, wenn auch 
zunächst diese Bestimmungen nur das damalige Vermögen der Bruder¬ 
schaften betrafen, doch durch die von dem Herrn Erzbischof dem 

. 4 * 
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Kirchenvorstande ertheilte Ermächtigung zur Annahme des Legates die 
Legitimation der Kirche genügend dargethan werde, indem die Bruder¬ 
schaften als religiöse mit einer Kirche verbundene Vereine und deren 
Vermögen jedenfalls der Aufsicht der geistlichen Oberen unterworfen 
seien, — dass ferner die Einrede, dass diese Bruderschaft keine Cor- 
porationsrechte habe, und nicht erbfähig sei, durch die allerhöchste 
Cabinets-Ordre vom Jänner 1855 Uber die Bestätigung des Legates be¬ 
seitigt werde. Die Verklagten ergriffen die Berufung. 

Wie in Frankreich durch das Gesetz vom 18. August 1792, so 
seien in der Rheinprovinz durch das Gesetz vom 20. Prairial J. X. die 
Bruderschaften aufgehoben, das Vermögen derselben sei durch die De- 
crete vom 28. Messidor J. XIII. und 30. December 1809 (Art. 36) den 
Kirchenfabriken überwiesen. Von da an habe die Existenz dier Bruder¬ 
schaften als juristischer, des Vermögens-Erwerbes fähiger Personen auf¬ 
gehört, sie hätten nur noch als geduldete Vereinigungen fortbestanden. 
Um einer derselben wieder die juristische Persönlichkeit beizulegen, 
hätte es eines landesherrliehen Erlasses bedurft. (Cfr. Dailoz. repert. 
sub voce Culte.) Ein solcher liege für die Kevelaerer Bruderschaft 
nicht vor, namentlich nicht in der allerhöchsten Cabinets-Ordre vom 
24. Jänner 1855, da diese nach §. 7 der a. h. Cabinets-Ordre vom 
13. Mai 1833, über Schenkungen und letztwillige Zuwendungen an An¬ 
stalten und Gesellschaften, auf die Frage, ob das Vermächtniss wegen 
Mangels einer erbfähigen Person ungültig sei, gar keinen Einfluss habe. 
— Ebensowenig könne der Erlass des Herrn Erzbischofs den Mangel 
der landesherrlichen Verleihung der juristischen Persönlichkeit ersetzen. 

Hiernach könne von einer Vertretung der Rechte der Bruderschaft 
durch die Kirchenfabrik schon und desswillen nicht Rede sein, weil es 
an einem Rechtssubject fehle, welches vertreten werde. 

Wolle man aber annehmen, dass die Bruderschaft als juristische 
Person noch bestände, so sei demnach die Kirchenfabrik zu deren 
Vertretung nicht befugt, weil die Decrete vom 28. Messidor J. XHI. und 
30. December 1809 den Fabriken zwar das damalige Eigenthum der 
Bruderschaften, nicht aber auch das zukünftige überwiesen, und namentlich 
nicht die Verwaltung der letztem hätten Ubergeben können, da gerade 
jene Gesetze von der Unterstellung ausgegangen seien, dass die Bruder¬ 
schaften aufgehört hätten, juristische Personen zu sein, und als solche 
Überhaupt noch Vermögen zu erwerben. Endlich sei das Vermächtniss 
auch nicht als ein für die Kirche sub modo Bestimmtes zu erachten, da 
die Testatrix dadurch, dass sie der Kirche selbst 1000 Thlr. vermacht 
habe, zu erkennen gegeben, dass sie die Bruderschaft als eine von der¬ 
selben getrennte Persönlichkeit oder Stiftung angesehen und als solche 
habe bedenken wollen. 
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Für die appellatücke Kirchenfabrik wurde entgegnet: 

Di« Bruderschaften seien in der Rheinprovins • nicht aufgehoben, 
indem das Gesets vom 18. August 1792 für nicht publicirt, das Gesets 
vom 30. Prairial J. X. sich nicht auf dieselben besiehe, da sie nicht 
unter den dort aufgehobenen etablissemens ecclessiastiques za begreifen 
seien. Sie konnten daher anch noch jetst Vermögen erwerben. Die 
Decrete vom 28. Messidor J. XHI. und 30. Besember 1809 hätten die 
Verwaltung des KirchenvermOgens derselben den Kirehenfabriken über¬ 
tragen. 

Uebrigens sei auch die rechtliche Existens derselben durch die 
Regierung anerkannt, indem sie die bei der Bruderschaft bestehende 
Krankenkasse unter die Aufsicht des Oberbürgermeisters su Bonn ge¬ 
stellt habe. Derartige Wohlthätig keits-Anstalten, die auf solche Weise 
anerkannt seien, hätten aber nach Th. n. Tit. 19 §. 42 des Allg. 
Preuss. Landrechts die Rechte moralischer Personen, und kOnne eine 
solche Anerkennung auch nach §. 17 Nro. 117 der Instruction vom 
25. Oktober 1817 von den Regierungen ausgehen. 

Eventuell behauptete die Appellatin, dass das Testament so inter- 
pretirt werden müsse, als wenn die Kirche selbst sub modo instituirt sei. 

Das Öffentliche Ministerium schloss sich den Ausführungen der 
Appellanten an. 

Der Hof erkannte reformatorisch. 

ürtheil: 

I (n). E (rwägung)., dass das streitige Vermächtniss nach den 
ausdrücklichen Worten des Testaments vom 7. Juni 1850 der Keve- 
laerer Bruderschaft in St. Remigius su Bonn sugewendet worden ist; 

dass die Klage von der Kirchenfabrik der Pfarrkirche St. Remigius 
in Bonn in Vertretung der Rechte der genannten Bruderschaft angestellt 
und auf Verurtheilung des Verklagten, der Klägerin das Legat mit 
Zinsen su sahlen, gerichtet, von den Verklagten aber auch in sweiter 
Instans eingewendet ist, dass die Klägerin die Bruderschaft vor Gericht 
nicht su vertreten habe und demnach und swar ersten Ortes die Activ- 
legitimation der Prüfung unterliegt; 

LE., dass durch das Decret vom 28. Messidor J. XHI. alle Güter 
und Renten der Bruderschaften (confreries) den Fabriken der beibe- 
haltenen Kirchen überwiesen, und in Folge dessen die Einkünfte dieser 
Güter und Renten im Art. 36 Nr. 1 des Decretes vom 30. December 
1809 als su dem Einkommen der Kirchenfabriken gehörig aufge- 
flftrt sind; 



Dass jene Ueberweisung auf die im voraupgegangenen Gesetze aus¬ 
gesprochene Aufhebung der Bruderschaften gegründet und von selbst 
anf dasjenige Vermögen beschränkt war, welches die Leistern vormals 
besessen hatten, mithin sich nicht auf spätere Einnahmen erstreckte, 
welche den Bruderschaften, während sie als gesetzrechtliche Vereine 
factiscb fortbestanden, aus Beiträgen ihrer Mitglieder und sonstigen 
Zuwendungen unter dem Schutze des Privalrechtes zugeßossen sind und 
ferner sufliesseu mögen, diese vielmehr einen von dem Kirchenvermögen 
völlig getrennten Fond bilden, dessen den Statuten gemässe Verwal¬ 
tung und Verwendung den Bruderschaften selbst überlassen geblieben ist; 

Dass dieselben als zur Erfüllung religiöser Pflichten und zur Pfle- 
gung gottesdienstlicher Verrichtungen gestiftete Vereine, und in so weit 
sie dieses sind, in allen, diesem Zwecke dienenden Beziehungen der 
Aufsicht und der Leitung der geistlichen Behörden und insbesondere 
den von der Pfarrkirche, der sie angcschlossen sind, ausgehenden kirch¬ 
lichen Anordnungen unterworfen sind, von dieser Unterwerfung aber 
alles dasjenige nicht betroffen ist, was sich auf die Erwerbung, Erhal¬ 
tung und Verwendung der zur Erfüllung jenes kirchlichen Zweckes 
dienenden Mittel oder auch auf andere Zwecke bezieht, deren sie sich 
nebenbei noch gewidmet haben; 

Dass dem zufolge die gegenwärtige Stellung der, wenn auch nur 
als erlaubte Vereine bestehenden Bruderschaften zu den Pfarrkirchen, 
denen sie angeschlosscn sind, nicht die Bewandtniss hat, in welcher 
die Ansicht Begründung findet, dass die Hechte der erstem in Ange¬ 
legenheiten, welche nur rein materielles Interesse derselben berühren 
und namentlich denselben gemachte Geldzuwendungen zum Gegenstände 
haben, von den betreffenden Kirchen wahrzunehmen und Letztere be¬ 
fähigt seien, die Bruderschaften in der Verletzung solcher Interessen 
mit formell rechtlichem Bestände zu vertreten; 

I. E., dass soviel den vorliegenden Fall betrifft, die von der Ap- 
pellatin beigebrachten Schriften darüber keinen Zweifel gestatten, dass 
die Kevelaerer Bruderschaft dermalen der Pfarrkirche St. Remigius in 
Bonn angeschlossen, und der Fabrik der Letztem in Vollziehung des 
Dccrets vom 2S. Mcssidor J. XIII., das vormalige in Capitalien beste¬ 
hende Vermögen dieser Bruderschaft im Jahre 1817 incorporirt worden 
ist, dass aber aus diesen Vorlagen auch hervorgeht, dass der bruder- 
schaftlicbe Verein nicht ausschliesslich der Ausübung religiöser Ver¬ 
richtungen und Veranstaltung kirchlicher Feierlichkeiten, sondern auch 
der Armen- und Krankenpflege gewidmet ist und für jeden dieser 
Zwecke besondere Kassen eingerichtet hat, so wie denn auch die Hälfte 
der Revenuen, welche die Fabrik Ton den ihr überwiesenen Bruder- 
schafts-Capitalien erhebt, gleich anfänglich der dem Vereine verbliebenen 
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Krankenkasse aasgeantwortet werde und einen Bestandteil derselben 
bilde, gleich wie neae Zuwendungen, wenn sie nicht einem der beiden 
Zwecke besonders «»gewiesen sind, «um Theil dieser Kasse sufliessen 
wflrden, welche gänzlich ausser dem kirchlichen Gebiete steht. ’) 

Dass sonach in jeder Beziehung Verhältnisse obwalten, unter wel¬ 
chen die Vertretung der Rechte der Kevclaerer Bruderschaft durch die 
appellatische Kirchenfabrik in dem vorliegenden Rechtsstreite für nicht 
Statthaft, und die Einrede der mangelnden Activlegitimation su der an- 
gesteliten Klage für begründet zu erachten, bei gleichmässiger Bewandt¬ 
nis« aber der auf Anstehen der Appellatin angelegte Arrest als unge¬ 
rechtfertigt aufzuheben ist. 


Aus diesen Gründen 

weist der Appellationsgerichts-Hof unter Abänderung des Urtheils des 
k. Landgerichts ln Bonn vom 21. April v. J. die Appellatin mit der 
mittelst Ladung resp. vom 1. Februar und 29. Mär« v. J. angehobenen 
Klage als zu derselben nicht qualificirt ab, und hebt den mittelst Ge¬ 
richtsvollziehers cte vom 26. Januar und 26« Mär« v. J. darin dem 
Pastor Theodor Hartmann su Oberdollendorf angelegten Arrest auf. 

(II. Senat. Sitzung vom 14. Mär« 1857, Advocaten: Esser I. — 
[Wallraf] Mallraf). Soweit das Rheinische Archiv a. a. 0. Ob und 
wie die Sache noch vor dem k. Obertribunale verhandelt und von die¬ 
sem entschieden ist, darüber haben wir noch keine Notiz gefunden. 
8ollte uns darüber etwas bekannt werden, so werden wir im Archiv 
für Kircbenrecht davon Mittheilung machen. V. 


Literatur. 

Das dritte Heft des praktischen Handbuches des katholischen Ehe¬ 
rechts für Seelsorger im Kaiserthum Oesterreich — von M. J. 
Binder etc . 

Die erste Lieferung dieses dritten Heftes, die uns bereits vorliegt, 
behandelt, nach einer kurzen Einleitung Über die Ehehindernisse im 
Allgemeinen, die Hindernisse der Gültigkeit. (Impedimenta dirimentia) 


*) Dass diese Auffassung des Gerichtshofes der Armen- und Krankenpflege als 
rein weltlicher Dinge, dass diese den s. g. liberalen, richtiger illiberalen 
Ydeen entsprechende Ansicht, nicht die der Kirche ist, brauchen wir wohl 
kam zu erwähnen. Vgl. auch Walter, Kirchenrecht S* 328 fg. 
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nach der Ordnung der Anweisung f. g. G, bis zum Hindernisse der 
bürgerlichen Verwandtschaft oder Adoption. 

Wir haben auch dieses Heft mit vieler Befriedigung gelesen, und 
wiederholen unsere bereits in einem früheren Hefte dieses Archiv’s aus¬ 
gesprochene Meinung, dass dieses ein vortreffliches Handbuch des ka¬ 
tholischen Ehereclits für Seelsorger zu werden verspricht. Es ist ge¬ 
diegen und gründlich bearbeitet. Unbeschadet der nothwendigen Kürze 
und Bündigkeit eines praktischen Handbuches geht der Herr Verfasser 
der Sache stets auf den Grund, übersieht auch nichts, was irgend eine 
praktische Anwendung für Sellsorger in Oesterreich, für die es zunächst 
bestimmt ist, haben könnte. Wir weisen hier z. B. auf das Hinderniss 
der Irrthums in Betreff des Sdavenstandes hin (S. 14 — 15), wo zu¬ 
erst der innere Grund dieses Ehehindernisses, der Beweggrund, warum 
die Kirche dieses Hinderniss aufstellt, aus Schulte’s Handbuch des 
katholischen Eherechtes trefflich nachgewiesen, und dann, aus dem aus¬ 
gezeichneten Hirtenschreiben Sr. Eminenz des Herrn Fürsterzbischofes 
von Wien Cardinal Rauscher, ddo. 21* December 1856» der Grund und 
die praktische Anwendbarkeit dieses Hindernisses auch für unsere 
Länder, in einem aus dem Leben gegriffenen Beispiele, gezeigt wird. 
(Sieh diese Stelle des erwähnten Umlaufsschreibens Sr. Eminenz etc. 
an den hochw. Klerus der Wiener-Erzdiöcese, rüchsichtlich der Aus¬ 
führung der Anweisung für die geistlichen Gerichte; in unserem Archiv 
I. B. S. 242. VI.) 

Ebenso gründlich ist das Hinderniss der Impotenz, so wie auch 
das der Unmündigkeit behandelt, wo namentlich der Unterschied einer 
blossen Sententia decläratoria, und der eigentlichen Dispens, rück¬ 
sichtlich dieses Hindernisses, genau bezeichnet wird. 

Aach das Hinderniss des widerrechtlichen Zwanges (Imped. vis et 
metus) ist sehr gut behandelt, nur scheint uns der Herr Verfasser in 
der Bestimmung der metus juste incussus zu weit zu gehen. 

Wir hatten dieses schon im 2. Hefte dieses Handbuches wahrge¬ 
nommen, und in Betreff eines vom Herrn Verfasser dort S. 21, gege¬ 
benen Beispieles angedeutet, dass auch durch eine an sich den Gesetzen 
nicht zuwiderlaufende Handlung, dennoch eine metus injuste illatus ent¬ 
stehen könne. (Sieh Archiv, IL Bd. S. 78.) — 

Nun gibt der Herr Verfasser in diesem 3. Hefte S. 31 die sieben 
wesentlichen Merkmale des Hindernisses vis et metus zwar sehr rich¬ 
tig nach §. 18 der Anweisung f. g. G. an; dass nämlich 1) ein 
grosses , 2) unvermeidliches Uebel, 3) widerrechtlich , 4) von wem im¬ 
mer , 5) zum Zwecke des Eheabschlusses, 6) ztigefügt, oder 7) ange- 
drohet werde ; allein zur näheren Erklärung der Bedeutung: wider¬ 
rechtlich fügt er S. 40 bei: „Wir machen widerholt aufmerksam, dass 
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hier die offida justitiae and die officia charitatis strenge auseinander zn 
halten sind, und Ehen, sh deren Abschluss Jemand gegen seinen 
Willen, nach dem bekannten Satze „Summum jus sornma saepe injuria“ 
durch ein allerdings vor dem Forum der Moral verwerfliches („summuni 
jus“) aber auf Grund eines Bechtsanspruches (summum jus“) eingehaltenes 
Vorgehen eines Dritten vermocht worden ist, keineswegs auf Grund 
widerrechtlichen Zwanges angefochten werden können. (Sieh hierüber 
das von uns (Heft. 2, S. 21) gegebene Beispiel vom Gläubiger und 
der verschuldeten Witwe.)“ 

Der Herr Verfasser setzt also auch hier das Widerrechtliche de» 
Zwanges zur Erwirkung eines Eheabschlusses, nicht darein, dass der 
Zwingende oder Drohende eben nicht berechtigt ist, die Ehesckliessung 
xu fordern; sondern einzig und allein nur in die Gesetzwidrigkeit der 
Handlung an sich selbst, durch welche die Drohung, der moralische 
Zwang ausgeübt wird. Daher ist, nach seiner Ansicht, jeder moralische 
Zwang, wodurch eine Eheeinwillignng abgenöthigt wird, so ferne er 
nur durch keine gesetzwidrige, also legale Handlung (summum jus) 
bewirkt wird, mag dieselbe auch in Folge der Umstände moralisch 
verwerflich (summa injuria) sein; mag die dadurch erregte Furcht auch 
wirklich eine metus gravis; mag der Drohende sur Forderung des Ehe¬ 
abschlusses berechtigt sein oder nicht; immer noch ein rechtlicher , 
und folglich die der Art erswungene Ehe, weil nur eine metus juste 
incussus vorliegt, vollkommen gültig. Gerade im Gegensätze sur frü¬ 
heren im österreichischen Eherechte festgehaltenen Meinung, dass die 
Ehe selbst dann ungültig sei, wenn deijenige, von dem der Zwang aus¬ 
geht, das vollste Recht der Drohung hatte. (Sieh HeHüerts Handbuch 
des Kirchenrechtes, 3. Aufl. S.- 453.) — Die Wahrheit wird nun wohl 
auch hier in der Mitte liegen. — Die Kirche nimmt allerdings nicht 
nur eine metus levis, sondern auch eine metus gravis juste incussus 
an, die die Gültigkeit der Eheschliessung nicht aufhebt; wie dieses 
auch in dem Schreiben Sr. Eminenz des Hrn. Hrn. Cardinais Fürsters- 
bischofes von Wien (über fl. 196 der Anw. f. g. G.) an Se. Excellens 
den hochw. Herrn Bischof von Siebenbürgen*) in bündiger Kürze genau 
ausgesprochen ist. „Igitur quamvis impedimentum vis et metus nulla- 
tenus habeatur, nisi adsit libertatis coarctatio, quam necessitas ex duo- 
bus malis ununi seligendi infert, ea tarnen per se non sufficit, sed 
requiritur, ut coarctationis hujus causa in injuria consensam extorquendi 
ergo illata reposita sit. Qui jure suo utitur, nemini facit injuriam, 


<) Litterae ab Eminentisslmo Cardinale Rauscher, Principe Arehlepisoopo Vien- 
nensi, ad Excellentissimnin Episoopnm Transsiivaniensem datae 21. Februarii 
1857. (Archiv L Bd. S. 488— die bezeichnete Stelle S. 449.) 
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<quocirca valori non «best, si quem beneflcii Subtrahend!, sive mall jwte 
infligendi metus ad ttatrlmonio consentiendam perpulit.“ 

Weil aber der Herr Verfasser (S. 41.) eben auf diese letzten Werte qui 
jure suo utitur u. s. w. sich beruft, so müssen wir uns darüber desNäheren 
verständigen. Der Herr Verfasser bringt nämlich S. 41. in der Anmerkung 
aus dem Cursus theologiae Moral. (Patavii 1844) folgendes dem früheren 
(Heft 2, S. 21.) sehr ähnliches Beispiel, von einem Wucherer, der die 
Tochter seines Schuldners nölhigen will seinen Sohn zu ehelichen: 
„Lucullus, vir usuris dcditus minatur Lucretiae, se patrem ipsius aere 
alieno «naxime gravatum in judicium vocaturum, et rebus omnibus 
spoliaturum, ob pecuniam sibi debitam, nisi Pantaleoni filio suo nubat; 
si vero nubat, promittit se patrem ejus omni aere alieno überstimmt, 
Lucrctia patris «mantissima Pantaleoni nupsit.“ — Gegen die im Cur¬ 
sus theol. gegebene Lösung dieses Falles, welche auf Ungültigkeit der 
Ehe wegen widerrechtlichen Zwanges lautet, folgt nun die Bemerkung: 
„Diese Entscheidung, welche eine metus injuste incussns aus den dar- 
gelegten Thaisachen herausdeutet, lässt sich nach den oben erläuterten 
Grundsätzen nicht rechtfertigen, da es nicht zu bestreiten ist, dass eine 
metus jutte incussus vorlicgt.“ „Der Grund der Gültigkeit jener Ehe,“ 
fährt der Herr Verfasser fort, „liegt darin, dass die Aufkündigung de« 
Capitata ein dem Gläubiger zustebendes Recht und die längere Befassung 
desselben in den Händen des Schuldners eine blosse Vergünstigung 
(beneßeium, ein Werk der Nächstenliebe) ist, auf weiche Letzterer 
keinen Rechtsanspruch erheben kann; weshalb di« Aufkündigung auch 
keine widerrechtliche (wenn gleich in Folge der Umstände moralisch 
verwerfliche) Handlung genannt werden kann; sie fallt als blosse Ver¬ 
weigerung eines Werkes der Liebe (subtraotio beneficii) nicht unter 
die Herrschaft des Rechtes und resultirt somit aus derselben auch kein 
Ehehinderoiss, wie diea ausdrücklich in dem vorerwähnten Schreiben 
Sr. Eminenz des Herrn Cardinal Fürsterzbiscbofes von Wien be¬ 
stimmt i#t: „Qui jure suo utitur , nemini fucit injuriam: quocirca 
valori non obest, si quem beneficii subtrahendi sive mal) juste infligendj 
metus ad matrimonio conspntiendum perpulit.“ 

Was nun vor Allem diese Auslegung der Worte Sr. Eminenz etc. 
betrifft, so erscheint es uns wenigstens klar, dass hier erstens unter 
mdi juste infligendi metus, womit eben die in Rede stehende metus 
incussus bezeichnet wird, nicht jedwede, durch was immer für eine, 
wenn nur an sich legale, nicht gesetzwidrige Handlung verursachte 
Furcht, sondern eben nur die von demjenigen zugefügte, Farcht ver¬ 
standen werden könne, der sie zur Erlangung des Eheabschlusses (sei 
es wegen eines vorausgegangenen Eheverlöbnisses, sei es wegen Her¬ 
stellung der geraubten Ebro u. s. w.) zttzufügen, dos Recht hatte ; 
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denn nur tm diesem kann ata» sagen: „uHtur tu» jure.“ Jemand 
hingegen, der mich, durch weich’ immer lOr ein«, nenn auch an sich 
gesetsmässig«, .legale Handlung, zu Etwas nüthigen will, wozu ich nicht 
verpflichtet bin, und das er von mir zu fordern kein Recht hat, über¬ 
schreitet offenbar die Grinsen seines Rechtes, oder seiner Amtsgewalt, 
and ist nicht mehr in seinem Rechte „In suo jure}“ ebenso wie der** 
jenige, dessen Drohung die vom Gesetze gegen den Widersetzlichen 
verhängte Strafe überschreitet; daher heisst es: mali jutle infligendi 
mtu*. 

Wenn wir nun dies auf das Beispiel vom Gläubiger und der ver¬ 
schuldeten Witwe (HR. H. S. 21) oder auch auf das vom Wucherer 
LuculJns — anwenden wollen, so ist cs zwar einleuchtend, dass der 
Gläubiger oder Wucherer allenfalls in seinem Reckte ist, wenn er seinen 
Schuldner zur Zurückzahlung der Schuld durch Androhung der Pfändung 
des gansen Vermögens nOthigen will; allein, will er — durch plötzliche 
Schuldaufkündigung, oder Drohung der Pfändung — die Witwe oder die 
Tochter des. Schuldners zur Eheeinwilligung drängen, so tritt er offen¬ 
bar, and eben dadurch, über seine Rechtsansprüche hinaus, und Ist nicht 
mehr in seinem Rechte . 2 ) 

Er will durch Androhung eines grossen Uebel«, das allerdings in 
seiner Gewalt ist, die verschuldete Witwe (oder die Tochter des Schuld¬ 
ners) xu . etwas nöthigen, wofür er gar keinen Rechtsgrand hat, and 
wozu sie hinwiederum nicht im Mindesten gegen ihn verpflichtet ist; 
and das ist eben die „injuria consensum extorguendi ergo iJlata.“ Ein 
solcher Zwang ist daher offenbar widerrechtlieh, und die daran« ent¬ 
springende Furcht eine metus injuste incussus. s ) 

Weil aber der Herr Verfasser a. a. 0., wie wir gesehen, sieh 
namentlich auch auf jene Worte des gedachten Schreibens Sr. Eminenz 

. . . , 

0 Sieh Conc. Trid. edit. Richter et Schalte. (Lyps. 1853.) Die verschiedenen 

Fälle: 73. caus. Hydrant., 75. Gravin., 77. Croton., 78. Laccoriens., die alle 
in diesem Sinne von der Congr. Cono. entschieden wurden. 

*) Nimmermehr kann man von einem Solchen sagen ntitur, sondern abntltar mm 
jage; und so wahr es ist: qni atitar suo jure, nemini facit iujuriem, so falsch 
lat es zu behaupten: etiam qui abutitar suo jure, nemini facit injpiriam. 

*) Eber liesse sich das Hinderniss von Vis et metus im vorliegenden Falle be> 
streiten, wenn z. 6. das angedrohte Uebel kein grosses — unvermeidliches 
genannt werden könnte, oder wenn die Schuldanfkttndignng nickt znm Zweck« 
der Ehe angedroht worden wäre; sondern aus andern Zwecken schon voraus- 
gegangen war, und dann erst der Witwe etc., unter Zusicherung der Abwen¬ 
dung dieses Uebels, die Heirath angeboten würde; wenn nicht, selbst in diesem 
Falle, ihre Eheeiuwiliignng nur als unmilteibare Folge jenes zugefügten Uebel« 
sich erweisen möchte. (Sieh diese Bemerkung zur causa Vigiliens. in Schulte’« 
Handbuch d. katb. Eherechts S. 130, worauf wir noch einmal zurgckkajnmcn 
werden.) 



L «. «I quem benefioii subtrahendi metns o. s, w. beruft; so erlauben 
wir uns su bemerken: dass aus der Furcht vor Entziehung einer schlecht- 
billigen Wohlthat, wie sie hier im Schreiben Sr. Eminens, dem gewöhn¬ 
lichen Sprachgebrauche gemäss, durch beneficii subtrahendi metus be- 
seichnet ist, allerdings keine metus irritans matrimonium resultire; demr 
erstens ist die Entsiehung einer gewöhnlichen Wohlthat an und für sich 
noch kein schweres, relevantes Uebel, welches, wenn anch >injuste ad 
obtinendum matrimonium sugefilgt 1 ), doch nur eine metus levis hervor* 
bringen könnte, die die Gültigkeit der Ehe nicht beeinträchtiget. Ferners 
ist su einer solchen Furcht eine Wohlthat su verlieren, nicht immer 
ein äusserer Zwang, eine Drohung erforderlich: es kann sehr wohl auch 
nur eine metus ab intrinseco dabei gedacht werden; endlich kann hie¬ 
durch dem Mitcontrahenten gleichsam nur die freie Wahl gegeben sein, 
durch Eingehung in den Wunsch des Wohlthäters, sich die Wohlthat 
noch länger su erhalten; wo dann offenbar in allen diesen Fällen keine 
injuria consensum extorquendi ergo illata, vorkommt. Alle diese Fälle 
sind in dem einfach hingestelhen „st quem beneficii subtrahendi metus “ 
subsummirt, und von der „mali juste infligendimetust“ unterschieden; denn 
die Stelle handelt, wie der Context lehrt, nicht einsig und allein von 
metus juste incussus, sondern drückt vielmehr die verschiedenen Arten 
der metus matrimonium non irritans in den swei Hauptbeispielen der 
Furcht des beneficii subtrahendi und malt juste infligendi (sive juste 
incussi) in gedrängter Kürse vollkommen aus. 

Sollten aber in einem speciellen Falle (fügen wir mit Rücksicht 
auf die Auslegung des Herrn Verfassers S. 41 bei) die Umstände von 
der Art sein, dass wirklich die Entsiehung einer sogenannten Wohlthat 
den Nächsten in’s grösste unvermeidliche Unglück stürzen könnte, so 
würde die Androhung der Entsiehung einer solchen Wohlthat in An¬ 
drohung eines wahrhaft schweren, relevanten Uebels, und folglich an¬ 
dererseits in metum gravem, qui cadit in constantem virum, übergehen, 
was ich „sine injuria“ nur dann als Mittel sur Erlangung einer Sache 
und namentlich einer Eheeinwilligung, su gebrauchen berechtiget bin, 
wenn der Andere ex justitia verpflichtet ist, mir dieselbe su geben, und 
ich das Recht habe, sie von ihm su fordern; und selbst dann darf ich 
mit keinem grösseren Uebel drohen, als das Gesets sur Wahrung 
meines Rechtsanspruches mir gestattet, oder selbst über den Wider- 
spänstigen verhängt. Widrigenfalls überschreite ich neuerdings die 


*) Daher nehmen die Canonisten, wie bekannt, auch eine metns levis injnste 
incussus ad obtinendum matrimonium an, und sagen, dass diese die Gültig¬ 
keit des Ehe-Conscnses nicht aufhebt, und berufen sich auf c. 6. eum dilectus 
de his, quae vis et metus. o, 28 de sponsalibus etc. 
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Grinsen meines Rechtes, and Ae so erregte Fareht wird abermals eine 
metns injuste incussas sein. ‘ 

Ferner führt der Herr Verfasser S. 39 aach Sanches and Seavini 
für seine Meinung vor. Da nun der Herr Verfasser diese Minner der 
alten Schale für sich in Anspruch nimmt, so müssen wir vor Allem 
sehen, was die alte Schale unter metus juste incussus verstanden 
haben mag. *) 

Den besten Aufschluss darüber wird ans Lucii Ferraris prompte 
bibliotheca, deren Autorität allgemein bekannt ist, su geben im Stande 
sein. Wir finden dort (ad verb. Imped. matrim. a 1. n. 101.) sehr 
deutlich and klar den Unterschied »wischen rechtlichem nnd widerrecht¬ 
lichem Zwange (»wischen metus jaste, et injuste ad matrimoniam ex- 
torquendum incussus) aasgedrückt: 

„Metus juste incussus est, cum quis minatar alter! gravem peenam, 
nisi fiaciat aliquid, ad qaod de jastitia tenetar, v. g. nisi dacat vel dotet 
pnellam, quam violavit. Metus injuste tncussus e contra est, cum quis 
ftinator alteri gravem poenam, nisi faciat aliquid, ad quod de justitia 
non tenetur, v. g. nisi ducat pnellam, cid nec ratione promissionis, nec 
ratione violatibnis tenetur/* — (Auch in Kutschker’s Eherecht. 4. Bd. 
S. 197 fast mit denselben Worten.) Vgl. auch Reiffenstuel, Jas Canon. 
L. 1. decr. Tit. 40 sqq. and L. IV. Tit. 1. de spons. et matr. n. 329. 
— Schmakgrueber. L. IV. Tit. 1. n. 389. — Reiffenst. theol. mor. 
tr. 14. Ast. 13. de Matrim. n. 32. — Laymann, theol. mor. 1. 5. 
tr. 10. p« 2. c. 5. n. 2. S. Alph. de Ligorio. theol. mor. 1. 6. tr. 6. 
c. 3. de imp. matr. n. 1045 und 1048. 

Alle diese Canonisten und Moralisten stimmen darin Überein, dass 
eine Drohung (oder ein anderes »um Zweeke der Ehe sugefügtes Uebel) 
nur dann eine metus juste incussus zur Folge habe, wenn der Be¬ 
drohet« sur Eheschliessung gesetemässig verpflichtet war, als ». B. 
wegen eines vorausgegangenen Verlöbnisses, oder wegen eines Verbrechens, 
»u dessen Sühne das Gesetz, unter gegebenen Umständen, die Ehe- 
sehliessang annimmt oder befiehlt. Uns ist auch keine einzige Ent¬ 
scheidung der Congr. Conc. bekannt, die in einem andern Sinne die 
metus juste incussus in causa matrimonii angenommen hätte. Selbst in 
jener vom Herrn Verfasser S. 39 aus Schalters Eherecht S. 126 für 


*) Wir wollen ebensowenig es tadeln, dass der Herr Verfasser znr Begriffsbe¬ 
stimmung dieses Ausdruckes sieb auf die alte Schule beruft, als dass er den¬ 
selben überhaupt gebraucht, denn, wenn auch bei den neueren Canonisten dev 
Ausdruck selbst — metus juste incussus — fast gar nicht mehr vorkommt, so 
kommt die Sache doch überall vor, und es ist ein kirchlicher Ausdruck im 
canonischen Rechte, dessen sich die Kirche immer noch, im Sinne der alten 
Schule, ln ihren Entscheidungen bedient. 



sieh vorgebrachten cansa Hydrunt. vom 13. Sept. and 2t. Not. 1721 
ist dasselbe ersichtlich, da cs dort heisst: „quia EG. PP. punctum causa« 
(oh nämlich die von Lobellus aus Furcht ciagegangene Ehe gültig sei) 
consislere arbitrati sunt in prebatione stupri, quod commissum crcdi non 
poterat, nisi cum expressa fide matrimonii.“ (Sieh die ausführliche 
Verhandlung in Conc. Trid. 1. c. n. 73 und in Kutschkcrs Ebereeht. 
4. Bd. S. 227.) 

Uebrigens hält auch Sanches, den der Herr Verfasser, wie oben 
bemerkt wurde, für seine Meinung aulführt, dieselbe Bedeutung der 
metus juste et injuste incussus fest. Sanches sagt z. B. sehr klar: ,.Si 
judex praecise cogat Stupraiorem, ut ducat virginem a se vitiatam, abs-r 
que fide matrimonii, non valet matrimonium, quia injuste et per in* 
juriam extorquet, cum tantum possit cogere: ducerc vel dotare.“ *) Der 
Zwang wäre also nach Sanchcz widerrechtlich, weil das Stuprum allein 
keine absolute Verpflichtung zur Ehcschlicssung nach sieh zieht —r 
sondern nur, wenn der Schuldige die Verletzte nicht dotiren könnte oder 
wollte; oder wenn ein Eheversprechen damit verbunden war. Nur dann 
wäre die Verpflichtung zur Eheschliessung gesetzmässig vorhanden» und 
folglich der Zwang: „ut ducat“ ein rechtlicher, und die metus juste in*, 
cussus da. Sanches fordert also auch von Seite des Gezwungenen oder 
Bedrohten eine gesetzliche Verpflichtung zur Eheschliessung, damit eine 
metus juste incussus vorhanden sei. Fehlt diese Verpflichtung von Seite 
des Gezwungenen, so ist jede Drohung oder Nöthigung zur Eheschlie%r 
sang, selbst wenn sie von einem sonst befugten Richter ausginge, stets 
widerrechtlich und eine metus injuste incussus. 

Am ausführlichsten hat diesen Gegenstand Basilius Pontius in seinem 
berühmten Tractat De Sacramento Matrimonii. L. IV. de Consensu ex 
metu et dolo behandelt, wo wir vorzüglich auf Cap. 13.: Quem effcctum 
habeat metus juste incussus in nliis, exccpto matrimonio et sponsalibus 
— und Cap. 19. An metus juste illatus reddat nullum matrimonium, 
und namentlich auf die. Regula sccunda et tertia de metu juste inousso 
eap. 13. n. 4. et 7 und cap. 19. n. 7 et 12 besonders aufmerksam 
machen. 

Ihrer besonderen Klarheit und Kürze wegen citiren wir noch die 
Worte Schmalsgruebcrs L. IV. Tit. 1. n. 389: „Metus gravis — ei 
juste i. e. ab eo incussus est, cui jure compelil grave malum, nisi, 
matrimonium contrahatur , inferre, matrimonium ex metu contractum 
non irritatur.“ Es ist übrigens einerlei, fährt Schraalzgrueber fort, ob 
diese Furcht vom Richter selbst, oder von einer Privatperson sagefügt 


*) Thomas Sanchez S. J. Dlsputationum de Sancto Matrimonii Sacramento tom. i. 
L. IV. disp. 13. n. 7. 



wurde, weil «ine solche Furcht, siebt «o «ehr von der Person de* Rich¬ 
ters oder des gekränkten Vaters« eis vielmehr von dem Gesetse seihst, 
oder von Demjenigen, gleichsam sich selbst, augefügt wird, der etwas 
begangen oder gethan hat, weshalb es nach dem Gesetse erlaubt ist, 
ihn su jener Ehe durch eine solche Androhung su nöthigen: „quin talis 
metds censetur illatus, non tarn a Judice vel a parente, quam a Legs 
vel ipseraet, qui metum hunc patitnr; dum sua culpa fecit id, propter 
quod nuptias, sub taJi comminatione, ab eo exigi Jura permiseruat.« 
Behr beachtenswerth sind auch die weiteren Gründe, die Schmalsgneber 
hier beifügt: „Conjugia motu extorta irritantur, non praecise, quia is 
perfectam et ad consensum spoutaneum requisitam libertatem tollit, sed 
quia harne tollit injuste, sau modo non permisso a Jure. Ponro, matri* 
monium metn gravi injuste extortum irritatur, quia ejusmodi matrimonia 
difficiles solent habere exitus, atqui ex matrimonio coacto per metnm 
juste incusaum, non timentur tarn infelices exitus, quia animus aliquan* 
tum quiescit, cum quis considerat, ge juste cotnpulsum esse ad contra« 
hendum.“ Nun aber müssen wir insbesonders noch die vom Herrn 
Verfasser S. 39 aus Sanches nur Bestätigung seiner Meinung beige¬ 
brachte Stelle erläutern. Der Herr Verfasser citirt dielbe nach Kutsch« 
ker’s Eherecht 4. Bd. S. 201 folgend ermessen: „Ergo dum quis malam 
justum minatur reperto in delicto (vel debitort) e. g. te accusabo, nisi 
contrahas matrimonium, non censetur metum inferre, sed pothis metum 
et delicto (vel debitd) jam concepturo auferre, offerendo immunitatem.“ 
(Bei Sanches 1. c. 1. IV. disp. 13. n. 3.) 

Vorerst inüssen wir darauf aufmerksam machen, dass die Einschal« 
tung (vel debitori, vel debito) bd Sanches a. a. 0. ganz und gar nicht 
vorkommt} denn Sanches versteht hier unter „< delietum“ einzig nur eia 
tolclies Vergehen, welches eine Verpflichtung zur EheschÜestung nuch 
sich zieht . Ja Sanches sagt uns dieses selbst ausdrücklich. Wir brauchen 
nur das Blatt umsukehren, und finden dort (1. c. sub n. 7) folgende 
Bemerkung in Bezug auf die besagte Stelle (J. c. n. 3). „Undc dum 
tertiae sententiae doctorcs, relati sub n. 3., exemplificant in hot Caan 
valere matrimonium, intelligendi sunt, quando stuprator ad td icncbalur* 
Es bezieht sich also Jenes: „Ergo dum quis malum justum minatur 
reperto in delicto cinsig und allein nur auf einen Stuprator, und swar 
nur für den Fall, dass derselbe gesetzlich sur Eheschliessung verpflichtet 
war: quando ad id tenebatur. Es kann daher nicht jeder beliebig« 
Schuldner, der keine solche Verpflichtung hat, dafür substituirt werden« 

Es ist somit klar, dass Sanchez auch an dieser StcUo von des 
Auflassung des Begriffes der metus juste incussus, wie wir ihn obea 
dargelegt haben, nicht im Mindesten abweicht. Wenn man also diese 
und andere ähnliche Stellen in den alten Autoren richtig auffasgen soll« 
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darf mall die, weil selbstverständlich, nicht immer ausgesprochene 
Voraussetzung nie ausser Acht lassen: dass nämlich der in Rede stehende 
Zwingende oder Drohende gesetzlich berechtiget war, die Eheschliessung 
zu fordern. - • 

Wir wollen nun aber auch noch die fragliche Stelle, wie sie bei 
Sanchez selbst lautet, in ihrem ganzen Zusammenhänge darstellen. 
Sanchez behandelt hier 1. c. in der Disputatio XIII. die Frage: Ob eine 
metus cadens in virum constantem —juste illatus—ad extorquendum matri- 
monium die Gültigkeit der Ehe aufhebt? Er führt darüber drei verschie¬ 
dene Meinungen an. Die Doctores primae sententiae meinen: Jede 
metus gravis hebe, wenn auch juste incussus, doch die Gültigkeit der 
Ehe auf, weil dieselbe nicht minder als die injuste illatus die Willens-^ 
freiheit beschränkt. — Die zweite Meinung gibt zwar die Gültigkeit der 
Ehe ex metu juste illatö zu, wenn der Zwang von der Person des be¬ 
fugten Richters, kraft des Gesetzes erfolgt, keineswegs aber, wenn ein» 
Privatperson Jemanden durch Androhung gerichtlichen Einschreitens zur 
Ehesehliessung nöthigen wollte. — Die Doctores tertiae sententiae end¬ 
lich, denen auch Sanchez beipfiichtet, behaupten: Die metus juste in¬ 
cussus, mag sie vom Richter oder von einer Privatperson ausgehen, hebe 
niemals die Gültigkeit der Ehe auf. 

Die beanstandete Stelle lautet nun wörtlich also: (1. c. n. 3.): 
„Tertia sententia (cui tamqnam probabiliori adhaereo) docet: inetum 
minime irritum reddere matrimönium, quando juste incutitur. Probabitur 
primo: qaia quoties metus incutitur alicui damni debiti delicto, quem 
incutiens juste inferre potest, tune magis censetur Ute metus oriri ex 
lege et natura delicti, et proinde ab intrinseco magis, quam ab extrin- 
seco incuti: eo quod inter illum est justa causa timendi, initiumque et 
radix timoris. Quare Spiritus Sanctus dixit: „fugit impius nemine per- 
sequente“: significans delinquenti, ut timeat, minime opus esse, ut ali- 
quis comminetur malum. u Nun folgt: „Ergo dum quis malum justum 
mnatur reperto in delicto, verbi gratia, Te accusabo, nisi contrahas 
matrimönium, non censetur metum inferre, sed potius metum jam ex 
delicto conceptum auferre offerendo immunitatem, si ducat uxorem; in 
quo casu diximus disput. praeced. num. 9. non vitiari matrimönium 
metu.“ 

Sanchez entwickelt also hier keineswegs den Unterschied zwischen 
metus juste und injuste illatus; dieser wird als bekannt vorausgesetzt. 
Er vertheidigt hier blos jene dritte Meinung gegen die beiden Anderen, 
bringt daher auch für die Gültigkeit der Ehe ex metu juste incusso nur 
solche Gründe vor, die auch jenen DD. entgegengesetzter Meinung ein¬ 
leuchten müssen. 1 Der erste Grund ist ganz der nämliche, den wir kurz 
vorher aus Schmalzgrueber angeführt haben. 



Die metus juste incussus bebt die Gültigkeit der Ehe, mag sie aacb 
von einer Privatperson zugefUgt werden, dessbalb nicht auf, weil eine 
solche Fnrcht, für jeden Fall, doch nur ans dem Gesetze selbst, and 
aus der Natur des Verbrechens, ex lege et natura delicti hervorgeht, 
welche den Schuldigen mit der gesetzlichen Strafe (z. B. der Galeeren¬ 
strafe) bedrohen, wenn er nicht gutwillig die pflichtmässige Ehe ein gehen 
wollte; wesshalb eine solche Furcht vollends mit einer metus ab intrin- 
seco verglichen werden könne, von der allgemein zugegeben wird, dass 
sie die Gültigkeit der Ehe nicht gefährde. Der zweite Grund, den 
Sanchez hier geltend macht, ist nun folgender: dass in einer solchen 
Androhung einer Privatperson: „Te accusabo, nisi contrahas matrimo- 
niumeigentlich kein metus inferre, sondern vielmehr eine Vergünsti¬ 
gung und Nachsicht gegen den Pflichtvergessenen liege; indem der Be¬ 
rechtigte ihn nicht sofort zur verdienten Strafe ziehe, sondern vorläufig 
noch ermahne, seinen Widerstand abzulegen, die pflichtschuldige Ehe gut¬ 
willig zu schliessen und hiedurch der ihm bevorstehenden Strafe zu 
entgehen. Das liegt deutlich in jenen Worten: Ergo dum quis minatur 
malom jus tum reperto in delicto.... non censetur malum inferre , sed 
potius auferre off er endo immunitatem, si ducat uxorem: in quo casu 
diximus disput. praeced. num, 9. non vitiari motrimonium metu.“ Dass 
aber in solchen Fällen, wo eigentlich keine „metus infertur,“ d. h. kein 
Uebel zugefügt, sondern blos eine Immunität von einem sonst schon 
vorhandenen angeboten wird, keine metus irritans matrimonium resultire, 
das, sagt Sanchez weiter, sei bereits (disp. praeced. num. 9, 10) ein¬ 
leuchtend nachgewiesen worden: „in quo casu diximus disp. praeced. 
n. 9. non vitiari matrimonium metu.“ Er sehe daher keinen Grund, 
warum eine metus juste incussus, mag sie auch von einer Privatperson 
ausgehen, die Gültigkeit der Ehe aufheben sollte. 

Das ist der einzig richtige Sinn jener Sanchez’schen Stelle. *) 
Wollte man aber daraus deduciren, dass, weil eine metus juste incussus, 
nach Sanchez, mit Recht eine metus ab intrinseco genannt werden könne, 
und weil nur gleichsam ein offerre immunitatem darin liege, folglich 
jede metus ab intrinseco, und jeder Zwang, wo ein offerre immuni- 


') Wir wollen übrigen* hlemit durchaus nicht Anlass geben, zu glauben, dass 
wir mit Sanchez in Allem, was er in dieser disp. 13 vertheidlgt, überein¬ 
stimmen. Namentlich wird seine Meinung sub n. 8; dass die Ehe auch dann 
gültig sei, wenn der Richter nach den vorliegenden Beweisgründen zwar ein 
richtiges, aber in Wahrheit — ein irriges Vrthell gefällt hätte, von den spä¬ 
teren Canonlsten and Moralisten allgemein als unhaltbar verlassen; sowie auch 
die Meinung disp. 14, dass die Furcht und der Zwang die Ehe blos nach 
positivem Rechte ungültig mache. 

Motfi Archiv für kath. Kirchenrecht, Ul. Band. S 



taten vorkommt, gleichbedeutend mit metas juste Hiatus, mit einem 
rechtlichen Zwange sei, so ginge man offenbar zu weit, and müsste 
nothwendig eine Verwirrung und Verwechselung der Begriffe daraus 
entstehen. 

Jenes Citat ex dfspUt. 12. num. 9. 10, worauf Bauchen a. oben 
ä. 0. hin weist, enthält Uun eben dasselbe Beispiel, welches der Herr 
Verfasser S. 39 als weitere Begründung seiner Meinung nach Scavini 
also angibt: „Vftlebit,“ schreibt Scavini, „conjugium, si quis juste ad 
mortem dämnatus ducat filiam judicis sibi oblatam, ut mortem vitet, quia 
metas nott infertnf a judice, sed anfertur. Erit e Contra irritum, si 
judex, ut ilium ad hoc induceret, injustam tulisset sententiam.“ 

Wir müssen gestehen, dass wir in diesem Beispiele gar nichts so 
entdecken im Stande sind, was eine metas juste incassus im Sinne des 
Herrn Verfassers bezeichnen künnte. Der Herr Verfasser sagt »war: 
„aus diesen Beispielen erhelle die Bedeutung und der Sinn des Rechts- 
satses „Juris exCcutio non hübet injuriamallein der beigefügte Grund 
„quia inetus Uött infertur a judice, sed aufertur“ deutet auf etwas ganz 
Anderes hin. -fit liegt nicht darin, dass hier eine metus juste incassus 
vor liege, sondern einzig darin, dass hier überhaupt keine zum Zwecke 
der Eheschliessung sugefügte Drohung (nach Scavini keine metus incassus 
ad extortjuendum matrimonium) obwalte, indem die dem Verbrecher 
drohende Todesstrafe nicht erst ad Cxtorquendakn matrimonium über ihn 
verhängt wurde, sondern schon im Voraus da war, und nun dem Ver- 
urthelften ein Mittel angeboten wird, sich der Todesstrafe zu entziehen: 
d. h. „quia metus non infertur a judice, sed aufertur. (> Noch deutlicher 
ist derselbe Grund bei Sanchez 1. c. ausgesprochen: „quia metus non 
injicitür ad matrimonium ineundum, Bed jam conceptus aufertur, tradttur- 
que evadendi periculum mbdus$“ und fügt ganz consequent noch bei: 
„Caeterum existimo parum referre ad matrimonii hujus valorem, sive 
juste sive injuste damnatus Bit, ‘) 

Weil aber Scavini, der dem S. Alph. Liguori folgt, hier hinzufügt: 
„Erit e contra irritum, si judex, ut ilium ad hoc induceret, injustam 
tulisset sententiam,“ so konnte man doch veranlasst werden, zu meinen, 


*) Mehrere andere Autoren stimmen hierin mit Sanchfez nicht überein. Einige 
sind mit Ponce 1. C. to. 9 n. 12 in beiden Ffillen entgegengesetzter Meinung, 
sive juste, sive in juste damnatus slt; andere Autoren hingegen namentlich 
S. Liguori 1. c. n. 1050 nur im zweiten Palle, weil ln diesem Falle die metus 
ab lntrihseco movens ad eligendum matrimonium, in eine metus ab extrin- 
seco (vom bösen Willen eines Menschen zugefügt) übergehe) wenn auch der 
Richter anfänglich nicht in der Absicht, die Ehe zu erzwingen, das unge¬ 
rechte Todesurtheil gefällt habe, so missbrauche Cr doöh jetzt diese Furcht 
des Veruftheiltea zum zwecke der Ehe: Cd CttCrguCttdum mghlinonium. 
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Scavini spreche hier wirklich von einer metos joste and injaste in- 
cassas. Allein wir dürfen die eingefügte Clausei „ut illom ad hoc 
indaceret“ nicht übersehen. Endlich kann dies schon deshalb nicht 
wohl angenommen werden, weil Scavini (Tom. 3. disput. 3. de imped. 
Hatrim. cap. 2. art. 4. quaest. II.}, dieses Beispiel nicht auf n. 2, wo 
er von dem Unterschied der metus joste et injaste incussas spricht, 
sondern gerade aof n. 3 anwendet, wo er die metas ad extorquendam 
matrimonium incossus erklärt. (Sieh Petr. Scavini Theologin Moral, 
oniversa tom. 3. tr. 12. disp. 3. cap. 2. art. 4. quaest. 2. n. 3. nota 
1) Uebrigens sagt es Scavini 1. c. in der Note ganz ausdrücklich 
selbst: „quia in hoc secundo tantum caso metas est ad extorquendam 
matrimonium illatus.“ 1 ) Also ist nach Scavini, diese Ehe, im Gegen¬ 
sätze zu der früheren, nicht deshalb ungültig, weil durch die Unge- ^ 
rechtigkeit des Urtheils allein der Zwang ein widerrechtlicher geworden, 
sondern vielmehr deshalb, weil in diesem zweiten Falle das Todes¬ 
artheil in der bösen Absicht über den Unschuldigen verhängt wurde, 
am ihn zu einer Eheeinwilligang zu drängen, za der ihn das Gesetz 
nicht verpflichtet. 

Ganz übereinstimmend sagt auch Schalte 1. c. S. 130« „Ist der 
Zwang, die Gewalt ausgeübt worden, damit die Ehe eingegangen werde, 
so ist der Consens anfrei. Waren die Handlungen aber nicht zd die¬ 
sem, sondern zu anderen Zwecken^ z. B. zur Strafe, Sühne eines Ver¬ 
gehens a. s. w. gesetzt, so ist die Ehe gültig, wenn gleich der Fürch¬ 
tende durch die Eheschliessung nur ein grösseres Uebel abwenden 
wollte— fügt aber noch folgende sehr zu beachtende Bemerkung 
hinza: „Erscheint hingegen aach in einem solchen Falle dessen Wille 
nar als eine unmittelbare Folge einer derartigen Handlung, so muss 
derselbe für unfrei und die Ehe dirimirend erachtet werden," und be¬ 
ruft sich in der Note 14 auf die causa Vigilien. 5. Juli 1725, and 
namentlich auf die Worte des Referenten (Bened. XIV.} Et in eo, 
quod spectat jus, quidquid sit de quaestione speculativa... in praxi et 
in foro matrimonia haec nullitatis vitio laborare, statim ac constat, 
fiusse contracta post metum ab armatis illatum 

Eine - ähnliche für den Begriff der metas joste incussas sehr be- 


') Die ganze Stelle lautet: Scavini 1. c. 3 . „Ad matrimonium extorquendam; 
quia matrlmoninm ex metn contractnm etiam gravisslmo, qni non sit ln castus 
ad iptum extorqaendum, valid um profeeto est — Res explioantur exemplo: 
81 pater invenlat. 

Nota 1. Ita pariter, si qnis joste ad mortem damnatos, docat filiam judl- 
cis ei oblatam, ut mortem vitet, valebit oonjugium. Erit e contra irritum, si 
jodex, nt illum ad hoc indaceret, injustam tullsset sententiam; quia insecun- 
lo tantum easu metas est ad matrimonium extorquendam Hiatus,« 

5 # 
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«dehnende Bemerkung finden wir auch bei Laimann 1. e. e. 5. n. 3* 
•„Si antecedens culpa, v. g. commissi homicldii, furti, per se non requi- 
rat consensum in matrimonium, tanquam poenam delicti — aut damni 
compensationem, tune judicem, vel hominem privatum injuriam facturum 
esse tarn delinquenti, quam ipsi Sacramento matrimonii, si ita minetur 
,e. g. Ego te ita meritum occidam, vel te ita meritum accusabo, nisi 
hanc duxeris; quare matrimonium tali metu contractum irritum censeri 
debet, sicuti colligitur ex c. veniens de spons. Aliud vero dicendum, 
si ipsemet reus, sui liberandi causa, tale medium oblatum sponte eligat, 
et judicis v. g. filiam in matrimonium ducere velit, ut supra dictum est, 
et fuse explicat Sanche« 1. 4. disp. 12.“ 

Aus Allem geht nun deutlich hervor, dass nicht jede beliebige 
' Schuld oder Verpflichtung, die sich Jemand gegen einen Andern «uge- 
sogen hat, für diesen ein Recht begründet, jenen Schuldigen oder gegen 
ihn Verpflichteten durch Einschüchterung oder Drohung «u einer wider- 
willigen Eheschliessung su drängen; sondern einsig und allein nur eine 
solche Schuld oder Verpflichtung, welche den bestehenden Gesetsen #u- 
folge, die Eheschliessung als Sühne jener Schuld, oder als Erfüllung 
jener Verpflichtung erheischt. Es ist daher die Forderung der Ehe 
durch Zwang nur damals rechtlich «u nennen, wenn der Zwingende auf 
die Eheschliessung ein gesetzlich begründetes Recht hatte. — In allen 
übrigen Fällen ist und bleibt jeder Zwang zur Ehe ein widerrechtlicher. 

Wir glauben nun den Unterschied des zur Erwirkung eines Eheab¬ 
schlusses widerrechtlich und rechtlich sugefügten Zwanges hinlänglich 
erörtert zu haben. Es erübrigt uns nur noch zur Lösung des vom 
Herrn Verfasser S. 41, aus dem Cursus Theol. patavin. vom J. 1844 
gebrachten Beispieles von dem Wucherer Lucullus einige Bemerkungen 
beizufügen. 

Wir können selbstverständlich, aus allem bisher Gesagten, mit der 
.Meinung des Herrn Verfassers, dass hier, in diesem Beispiele, «war 
eine metus gravis — und ad extorquendum matrimonium — aber juete 
incusws vorliege, unmöglich einverstanden sein. Wir geben aber gerne 
«u, dass auch uns die von Cursus Theol. patav. 1. c. für die metus 
injuste incussus vorgebrachten Gründe nicht vollends befriedigen. Es 
heisst z. B. dort: „Hunc praeterea metum Lucretiae a causa libera in- 
cussum, eoque directo fine injectum esse, ut ipsa ad ineundum cum 
Pantaleone matrimonium compelleretur, liquido apparet. — Idem metus 
fuitne justus, quum Lucullus jure posset debitorem suum in judicium 
vocare, et, si opus esset, judiciali sententia bonis omnibus exspoliare, 
ut quod sibi deberet, reciperet? Si non justitiae, charitatis certe legem 
is maxime violat, qui jus suum eo usque repetit, ut honestum patrem 
familias ad extremam miseriam redigere paratus sit. Tritum est «er- 
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mone proverbium: „sammum jo«, «umm« injuria.“ Animadvertitnus 
etiam, Lucullnm esse hominem usnrfs deditum. Saepe accfdit, at ntmis 
capidi foeneratores pro peoania mutuo tradfta plus Incri paciscantur et 
»xigant, quam justitiae ratio ferat, et leges patiantur. Potait ergo Ln- 
cretiae pater iniquo foenore Ha a Lucullo gravari, ot progressu temporis 
impar solvendo factüs sit. — Hinc praesumi potest, injustam, si non 
omnino, aliqna saltem ex parte fuisse causam, qaamobrem Lucullus 
cor am Locretia se patri ipsius tarn grave malom illaturum comminatus 
est.“ — Diese Bemerkungen sind allerdings sehr richtig, and es 
dürfte vielleicht nicht schwer fallen, diese Handlung des Lucollas, auf 
Grund des verübten Wuchers, nicht blos für eine, vor dem christlichen 
und natürlichen Sittengesetse, verwerfliche und ungerechte, sondern 
selbst auch vor dem Staatsgesetse, als eine rechtswidrige su erklären; 
allein es handelt sich hier nicht so sehr um die Frage, ob die causa 
an und für sich eine rechtswidrige, illegale, oder eine moralisch unge¬ 
rechte Handlung gewesen, sondern: ob die causa in ordine ad extor- 
qaendum matrimeniam, eine causa josta genannt werden könne. Dass 
aber diese Handlungsweise des Lucullus, sum Zwecke der Erswingung 
der Ehe Lucretias mit seinem Sohne Pantaleon eine durchaus wider-* 
rechtliche su nennen sei, halten wir aus dem bisher Gesagten für genüg¬ 
sam erwiesen. Denn es liegt gar nichts vor, wodurch sich Lucretia 
eine Verpflichtung sugesogen hätte, den Sohn des Lucullus ehelichen 
su müssen. 

Der Curaus Theo], erwähnt wohl auch, nur etwas su unbestimmt 
und undeutlich, dieses Hauptmerkmal der metus juste incussus in jenem 
Satse: Idem metus fuitne justus ... —, so wie auch am Schlüsse mit 
folgenden Worten: Sed demus iniquum non esse, qui cum tanto debitoris 
damno, quod suum est, se vindieeturum profitetur, quis tarnen neget, ini¬ 
quum esse, qui jure suo abutitur.ad filiam patris amantissimam terrifi- 
candam et ad consensum ejus in rem, quae prorsus libera esse debet, 
extorquendum ? Si malUm, quod huic adolescentulae Lucullus minatus 
est, non fuit injustam ex parte rei, certe ex parte modi ac finis injus- 
ti88imum fuisse nemo sanae mentis inficiabitur.“ Dieser Schlussats ist 
allerdings ein sehr emphatischer Spruch, allein es gebricht ihm an 
klarer Begründung. Ferners, da der Cursus im Obigen so weitläufig 
nur die Widerrechtlichkeit der causa an steh nach su weisen sich bemühet, 
and endlich doch nur su dem Resultate gelaugt: Si non justitiae, chari- 
tatis certe legem is maxime violat. .. ., und wiederum: Hinc praesumi 
potest, injustam, si non omnino, aliqua saltem ex parte fuisse causam... 
so möchte dieses wohl dem Herrn Verfasser su jenem, oben von uns 
bemerkten Missverständnisse Anlass gegeben haben, als ob hier für 
eine metus injuste incussus kein voller rechtsgültiger Beweis beige-* 



bracht werden könnte) nnd folglich nur eine metus juete inenewpa tot# 
liege. Wir verweisen desfalls auf das von uns hierüber Gesagte (S. 68). 

Allein) wenn es auch nach den oben erläuterten Grundsäteen keinem 
Zweifel mehr unterliegt, dass hier wirklich eine metus — ad extor- 
quendum matrimonium injuste incussus obwaltet, so bleibt doch noch 
ferner nachzuweisen übrig: dass das angedrohete Uebel auch wirklich 
im Sinne des canonischen Rechtes ein schweres und unvermeidliches 
gewesen sei. Dagegen liesse sich allerdings Manches einwenden, Es 
biethen sich jedoch gewöhnlich in solchen Fällen mancherlei Mittel 
dar, den Bedrückungen eines Wucherers au entgehen, oder doch das 
Härteste des drohenden Uebels abzuwenden; ja die Gesetee selbst ge¬ 
währen dem betreffenden Schuldner in so eklatanten Fällen den an¬ 
gemessenen Schute. Hätte nun Lucretia diese leicht zu gebrauchenden 
Mittel nicht anwenden wollen, sondern lieber die Heirath als Rettungs¬ 
mittel gewählt; so könnte freilich eine solche metus levis, wenn auch 
injuste incussus, rechtlich nicht in Betracht kommen. — Wohl aber 
wären ihre Individualität, ihr Charakter, alle Umstände des Ortes und 
der betreffenden Personen in Betracht zu ziehen; auch ob und welche 
guten Gründe Einfluss nahmen, dass Lucretia es wirklich für ein so 
grosses, und nicht anders vermeidliches Uebel gehalten habe, weil 
hinwiederum keine metus absolute, sondern nur relative gravis erfor¬ 
derlich ist. Ferner wäre auch zu erforschen; ob etwa nicht so 
sehr die Androhung dieses grossen Uebels, als vielmehr die sehr an¬ 
ziehende Vergünstigung, welche Lucullus andererseits für die Heirath. 
anbiethet, Lucretia bewogen habe, die unangenehme Ehe zu schliessen; 
oder, ob sie vielleicht ein freiwilliges Opfer für das Wohl ihres Vaters 
bringen wollte. Dann hätte Lucretia nicht aus Furcht vor dem ange¬ 
drohten, vermeintlichen oder wirklichen grossen Uebel, sondern aus 
freiwilliger Ueberlegung, um ihres Vaters, und ihres eigenen zeitliehen 
Wohles willen, die Ehe gewählt. Ist das der Fall, so hat Lucretia 
unvernünftig und im Widerspruche mit sich selbst gehandelt, wenn sie 
keine aufrichtige Einwilligung zur Ehe gegeben, und unmittelbar darauf 
und fernerhin, auf eine so hartnäckige Weise, (wie es der Cursus theol. 
Im Folgenden besagt) ihren Widerstand gegen die eingegangene Ehe 
an den Tag gelegt hat. — 

Sollten übrigens die Verhandlungen keinen Zweifel übrig lassen, 
dass das angedrohte Uebel im Sinne des canonischen Rechtes wirklich 
ein grosses (ein malum grave), und die Eheschliessung Lucretia’s rein 
nur eine Folge einer solchen Furcht, quae cadit in constantem foemi- 
nam, gewesen, so ist allerdings ihre nachmalige Widerstandsleistung 
massgebend; und es müsste, in derartigen Umständen, wohl mit Recht 
auf eine metus gravis ad extorquendum matrimonium injuste incussus 
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erkannt werden, r- Allein Locretia (wollen wir Boch weiter bemerr 
ken) wird durch dieses Urtkeil in seitlicher Beziehung, sammt ihrem 
Vater, in keine bessere Lage kommen, als sie Beide es unmittelbar vor 
jener Eheschiiessung waren; ja es steht, wo wöglich, noch Aergeres 
für sie und ihren Vater von Lueallns sa erwarten, wenn die Hie non 
rückgängig gemacht würde. Es wäre daher in praxi noch gerathen, 
ihr dieses vorsnstellen, und noch einen Versuch su machen, ob sie 
denn nicht vielleicht, wenn es ihr anders thunlioh ist, sich doch in ihr 
Schicksal fügen, den Consens, nun im Geheimen aufrichtig erneuern, 
weil, wie wir voraussetsen, er das erste Mal, schon juxta formam 
Tridentini abgegeben war, und fortan im Frieden mit ihrem Manne 
leben wolle. Sollte sie sich aber nicht gutwillig hiesu bequemen wol¬ 
len, so müsste man ihr folgerecht ihre Freiheit gestatten, und fände 
sich allenfalls, vor jener Consens-Erneuerung, ein anderer hraver wohl¬ 
habender Mann, der durch ihre traurige Lage gerührt, sich anbüthe sie 
su ehelichen, und Lucretia wäre damit einverstanden, so wäre Lueretia 
ohne weiters, nach der ohnehin, wie gesagt, vorausgegangenen Nichtig¬ 
keitserklärung der Ehe mit Pantaleon, für ihr seitliches und geistliches 
Beste su dieser »weiten Eheschliessung susulassen. „Si aliquis injueta 
vi ad contractum ineundum compulsus fuerit, (wir führen hier noch¬ 
mals das ofterwähnte Schreiben Sr. Eminenz, des Cardinais Rauscher 
ddo. 21. Febr. 1857 an) nullum ex hoc actu oritur jus petendi, ut 
coaetus promissis stet, ac proinde neo obligatio juris correspondens. 
Hane justitiae regulam Ecclesia ad contractum matrimonialem eo magis 
transtulit, quod intolerabile foret, si vi injusta fretus conscientiae inique 
oppressi vincula quasi injicere et eidem gravissima, quae ex matrimonio 
Christiano consequentur offieia, imponere posset.“ — 

Wir haben uns nun wohl bei diesem Einen Punkte länger aufge¬ 
halten, als es Anfangs unsere Absicht war. Wir sind übrigens dem 
Herrn Verfasser nur Dank schuldig, dass er uns durch seine in diesem 
3. Hefte vorkommenden gegenteiligen Bemerkungen Anlass gegeben 
hat, in diesen so wichtigen und schwierigen Gegenstand etwas tiefer 
einxugehen. „Quaestio haec, sagt Stnches (1. c. disp. 13, n. 1) selbst, 
difficillima est ob confusionem et brevitatem, qua a Doctoribus tractatur.“ 
Dies dürfte für des Herrn Verfassers und unsere eigene Rechtfertigung 
genügen. — In der That, ist diese Frage vom rechtlichen, die Ehe 
nicht dirimirenden Zwange (de metu juste incusso matrimonium non 
irritante) bei den älteren wie bei den neueren Canonisten selten klar 
auseinandergehalten, meistens mit andern, ganz andere Umstände der 
Furcht betreffenden Fragen und Beispielen vermengt, selten deutlich und 
ausführlich genug behandelt; vorzüglich wohl darum, weil dieser Fall 
in praxi nur selten, und selten gans allein vorkommt, und überhaupt 
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von der jeweiligen bürgerlichen and geistlichen Gesetzgebung in Ehe- 
Sachen ganz abhängig ist. Wir sind daher auch weit entfernt dem 
Herrn Verfasser es hoch anzorechnen, dass er in einem die bündigste 
Kürze fordernden praktischen Handbache für Seelsorger in diesem Einen 
Punkte nicht alle Ungenaaigkeit vermieden habe. 

Das nächstfolgende in dieser 1. Lieferung des 3. Heftes vorkom¬ 
mende Hinderniss, ist das der Entführung (raptns S. 42), welches 
ebenfalls vortrefflich behandelt ist. Wir erwähnen namentlich die sehr 
gut motivirte Anmerkung 1 (8. 43), dass dieses canonische Hinderniss 
im Gegensätze zum früheren österreichischen Eherecht, nur aaf Ent¬ 
führung einer Frauensperson Bezug habe, und für den möglichen Fall, 
dass ein Jüngling oder Mann mit Gewalt entführt würde, um ihn zur 
Ehe zu zwingen, nur auf Grund des widerrechtlichen Zwanges (des 
Imp. vis et metus) die Nichtigkeit der Ehe implorirt werden könnte; 
(Wie auch §. 173 der Anw. f. g. G. andeutet, und Schulte 1. c. S. 304 
ausdrücklich nachweiset. Sieh auch de Ponce 1. c. 1. 7. c. 69. n. 6). 
Das Hinderniss des bestehenden Ehebandes (Ligamen S. 50.) biethet 
namentlich für die Praxis bedeutend verwickelte Fälle dar. Der Herr 
Verfasser hat daher auch diesem Hindernisse 26 Seiten gewidmet, die 
schwierigsten Fälle durch treffliche Beispiele beleuchtet, und Alles, 
worauf bei diesem Hindernisse ein Seelsorger Rücksicht zu nehmen bet, 
mit gediegener Genauigkeit besprochen. Ebenso sind auch die Hinder¬ 
nisse der höheren Weihen und Ordensgelübde (Ordo sacer et Votum 
solemne) (S. 76), der Religionsverschiedenheit zwischen Getauften 
und Ungetauften (Cultus disparitas) (S. 79), der Verwandtschaft, 
Blutsverwandtschaft (consanguinitas) (S. 84), Geistliche Verwandt¬ 
schaft , (cognatio spiritualis) (S. 103), und bürgerliche Verwandt¬ 
schaft (cognatio et afffnitas civilis) (S. 119), w elches Letztere noch nicht 
ganz vollendet ist, in dieser Lieferung, mit vielen vorzüglichen prak¬ 
tischen Anwendungen gründlich durchgeführt. Wir sehen nun mit 
Freuden noch dem Schlosse dieses dritten Heftes und dem baldigen 
Erscheinen der zwei noch übrigen bereits angekündigten letzten Hefte 
dieses gediegenen praktischen Handbuches entgegen. A. 
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Anhang;. 

JDer MnigM, Mathoiiaehe Mirmhemrath am «AmmfVfoJto 

MReemtaiütnter* *) 

In Folge der Vereinbarung mit dem heil. Stahle vom 8. April 
1857 kat die k. Regierang sich veranlasst gesehen, die bestehenden 
Vorschriften über die Verpflichtung der katholischen Geistlichen gegen¬ 
über dem Staat einer Durchsicht *u unterwerfen, am dieselben mit den 
Grandsätsen der Yereinbarang in vollkommene Uebereinstimmung zu 
bringen, and es ist die Form der Verpflichtung der Seelsorgs-Geist- 
lichen in der Weise festgestellt worden, wie das Decanalamt aas den 
angebogenen gedruckten Formularen entnehmen wird. 

Das eine dieser Formulare wird gleichmässig bei den Pfarrern, 
den Caplänen, den Pfarr- and Capfaneiverwesern and bei den Caraten, 
das andere allein bei den Vicarien, in allen von jetst an sich ergeben¬ 
den Fällen, aur Anwendung kommen. 

Hiebei wird Folgendes bestimmt: 

1) Die Verpflichtung der Vicare hat bei ihrem ersten Eintritt in den 
Kirchendienst nach erlangter Priesterweihe, die der Pfarr- and 
Caplaneiverweser bei ihrer erstmaligen Verwendung in dieser Ei- 


*) Stuttgart , den 1. April. Der Staatsanzeiger meldet in seinem amtlichen 
Theile: Vermöge höchster Entschliessung vom 27. März d. J. haben Se. k. 
Majestät — unter dem Vorbehalte einer nähern Feststellung über den künf¬ 
tigen Geschäftskreis und die künftige Organisation des katholischen Kirchen - 
raths, wie sie sich ln Folge der durchgängigen Vollziehung der mit der 
römischen Curie abgeschlossenen Convention ergeben wird — von den bei 
vorgedachtem Collegium erledigten Stellen, die Stelle eines Direclors dem 
seitherigen interimistischen Vorstande, Oberkirchenrath r. Schmidt , mit dem 
Titel und Rang eines Regierungs-Directors gnädigst übertragen; zu Rälhien 
des CoHegiums mit dem Titel und Rang von Regierungsrätheh die seitherigen 
Collegialmitglieder, den katholischen Stadtpfarrer von Esslingen Kaufmann , 
den Oberkirchenrath Bleyer und den Assessor, Oberkirchenrath Hummel, zu 
Assessoren mit dem Titel und Rang von Regierungs-Assessoren, die seitheri¬ 
gen Hülfsarbeiter dieses Collegiums, Rost und Steher gnädigst ernannt, die 
erledigte Stelle des Secretärs bei dem katholischen Kirchenrathe, dem Kanzlei- 
Assistenten desselben, Secretär Got% und die erledigte Registratorsstelle derem 
Verweser dem Kanzlisten von Arand gnädigst übertragen, endlich den Regie¬ 
rungsrath Kaufmann zugleich zum ordentlichen Rath des Studienrathes er¬ 
nannt. 

Diese neuen Ernennungen sprechen deutlich genug aus, was von der 
Aufhebung des k. katholischen Kirchenraths zu halten sei; eines weitern Com- 
mentars bedarf es nicht. 



genschaft, die der Coraten endlich beim Antritt der Coratle dnrch 
den betreffenden Decan, mittelst Abnahme eines HandgelUbdes statt¬ 
zufinden. In jedem dieser FJflle ist die mit dem Datum der Ver¬ 
pflichtung versehene and von dem betreffenden Geistlichen Unter¬ 
zeichnete Verpflicbtungsurkijnde, anter decanalamtlicher Beglaubigung 
der Unterschrift, an die diesseitige Staatsbehörde ohne Verzug ein¬ 
zusenden. 

Bei dieser Einmaligen Verpflichtung der Vicare, Pfarr- und 
Caplanei-Verweser und der Coraten hat es sein Bewenden. 

2) Die staatliche Verpflichtung der Pfarrer ist vor ihrer feierlichen 
Einsetzung in das Kirchenamt, in dem Ortspfarrhause, in Gegen¬ 
wart des* bisherigen Verwesers und der zwei ersten Gemeindevor¬ 
steher, gleichfalls mittelst Abnahme des Handgelttbdes, zu vollziehen. 
Die Verpfiichtungsurkunde soll mit dem Datum, der vollständigen 
Namensunterschrift des Pfarrers und mit seinem Siegel versehen 
sein; ein Duplicat derselben wird dem Pfarrer selbst zugestellt. 
Die Verlesung dieser Urkunde in der Kirche hat, entsprechend der 
diesfälügen neuesten Anordnung des bischöflichen Ordinariats hin¬ 
sichtlich der Verpflichtung gegen die Kirche, in Zukunft zu unter¬ 
bleiben. 

Bei Dienstveränderungen in gleicher Eigenschaft soll die förm¬ 
liche Verpflichtung nicht wiederholt werden, es genügt vielmehr, 
dass der Pfarrer auf die beim Antritt seiner frühem Stelle gesche¬ 
hene Verpflichtung mündlich hingewiesen werde, worauf jedoch die 
Verpflichtungsurkunde gan» so wie bei seiner ersten Anstellung als 
Pfarrer von ihm auszustellen ist. 

8) Für Capläne kommen die gleichen Bestimmungen, wie die zu Ziffer 
2 für die Pfarrer gegebenen, zur Anwendung. 

4) Die Verpflichtungsurkunden der Pfarrer und Capläne sind, wie bis¬ 
her, nebst der Bescheinigung über die Pfründübergabe nach Vor¬ 
schrift des $. 13 des allgemeinen Erlasses vom 12. Decbr. 1826, 
mit der Anzeige von der Einsetzung des Pfarrers oder Caplans der 
diesseitigen Staatsbehörde vorZulegen. 

5) In Ansehung der Zustellung der Pfründbeschreibung und einer be¬ 
glaubigten Abschrift des nach der letzten Erledigung angenommenen 
Untersochungs-Protocplls, sowie der Eröffnung der seit der Erledi¬ 
gung und bei der Wiederbesetzung der Stelle ergangenen Verfügun¬ 
gen bezüglich der Pfründe bleibt es vorerst bei der Vorschrift des 
allgemeinen Erlasses vom 17* Februar 1828, an dessen Stelle in 
allem übrigen die vorstehenden Bestimmungen treten. 

Die Decanalämter werden aufgefordert, sich künftighin genau 
nach Massgabe gegenwärtiger Anordnung zu benehmen. 
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Fflr die staatliche Verpflichtung der unständigen Geistlichen ist 
eine Ankahl Formulare hier angesehlossen; fflr die Pfarrer und Capläne 
•werden den auf deren Ernennung bezüglichen Erlässen die nflthigen 
Exemplare, damit es daran nie fehle, jedesmal beigelegt werden. 

Stattgart, den 29. Mir» 1868. 

Der interim. Vorstand 
Schmidt. 

(Beilage A.) 

Staatliche Verpflichtunggurkunde für Pfarrvertoeser , Pfarrer, Capläne 

und Curaten. 

Ich schwöre qnd verspreche bei den heiligen Evangelien Gottes: 
Seiner Königlichen Majestät ton Würtemberg and AUerhöchstdcren 
Thronfolgern Gehorsam and Treue. 

Aach verspreche ich, kein Einverständnis za unterhalten, an keiner 
Beratschlagung Theil zu nehmen qnd weder im In- noch im Aaslande 
Verbindungen einzugehen, welche die öffentliche Rohe gefährden, viel¬ 
mehr wenn ich von irgend einem Anschlag zam Nachtheil des Staats 
Kunde erhalten sollte, solches der mir Vorgesetzten Staatsbehörde za 
eröffnen. 

Ferner gelobe ich, bei Ausübung der mit meinem Ante verbun¬ 
denen staatlichen Functionen, insbesondere was die mir obliegende Auf¬ 
sicht über die Volksschule und die mir zqgewiesene Betheiligung bei 
der Verwaltung von bürgerlichen Angelegenheiten der Gemeinde betrifft, 
mich genau nach den Gesetzen and Verordnungen des Staates zu achten, 
den 18 

(Beilage B.) 

Staatliche Verpflichtungsvrkunde für Vicare. 

Ich schwöre and verspreche bei den heiligen Evangelien Gottes: 
Seiner Königlichen Majestät von Würtemberg and AUerhöchitderen 
Thronfolgern Gehorsam and Treue. 

Aach verspreche ich, kein Einverständnis zu unterhalten, an keiner 
Beratschlagung Theil za nehmen and weder im In- noch im Auslande 
Verbindungen einzugehen, welche die öffentliche Ruhe gefährden, viel¬ 
mehr wenn ich von irgend einem Anschlag zum Nachteil des Staats 
Kunde erhalten sollte, solches der mir Vorgesetzten Staatsbehörde zu 
eröffnen. 

Ferner gelobe ich bei etwaiger Ausübung staatlicher Functionen 
mich genau nach den Gesetzen und Verordnungen des Staates zu achten, 
den 18 
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JD«t öimeMöflieMe Ordinariat in Mlottenbarg an «t an 
JkoeJkw, Hteru» Oer Hi&eeae wmf am <Me J. r. Herren 
Patrone Mathot « HireMenatetten• 

Bei privatpatronatischen Ernennungen und Präsentationen auf katho¬ 
lische Kirchenstellen ist bekanntlich bis jetzt das Verfahren eingehalten 
worden, dass der Patron nach einem ihm von Staatswegen vorgeschrie¬ 
benen Formular die Ernennungs- und Präsentations-Urkunde ausstellte, 
und dieselbe dem ernannten Geistlichen zufertigte, welcher sie sofort 
mit einer Bittschrift um Ertheilung der b. Bestätigung dem k. katho¬ 
lischen Kirchenrathe vorzulegen hatte. Diese Behörde gab sodann dem 
bischöflichen Ordinariat von der ertheilten landesherrlichen Bestätigung 
Nachricht, worauf letzteres nach Massgabe der canonischen Vorschriften 
das Weitere verfügte. 

Bezüglich dieses Verfahrens hatte weder die Convention, noch die 
dem Bischöfe für Ausführung derselben zugestellte päpstliche Instruction 
in ausdrücklicher Weise eine Disposition getroffen. Es konnte Uns aber 
nicht zweifelhaft sein, dass dasselbe zufolge des in der Conventioh 
Art. IV. lit. a. bezüglich der Pfründeverleihungen ausgesprochenen all¬ 
gemeinen Princips, verglichen mit der Bestimmung der Instruction in 
Absicht auf Geistliche, welche aus erheblichen und auf Thatsachen ge¬ 
stützten Gründen der k. Regierung in rein bürgerlicher oder politischer 
Hinsicht missfällig sind, eine Aenderung zu erhalten haben wird. 

Die k. Regierung kam Unserm diesfalls gemachten Anbringen ent¬ 
gegen, und es hat Hochdieselbe mittelst Regierungsblattes vom 22. Fe¬ 
bruar d. J. Nr. 1 die Normen bekannt gegeben, nach welchen sie in Ange¬ 
messenheit zu der mit dem heil. Stuhle getroffenen Vereinbarung für die 
Zukunft ihre Bezüge zu patronatischen Ernennungen auffassen und 
üben wird. 

Damit nun aber die wichtige Angelegenheit der patronatischen Er¬ 
nennungen auf katholische Kirchenstellen auch bisohöflicherseits, nach 
Massgabe der Kirchensatzungen geordnet werde, so verfügen Wir hieuiit 
zur allgemeinen Nachachtung, wie folgt: 

1. Bei eingetretener Erledigung einer patronatischen Kirchenstelle 
ernennt und präsentirt der zuständige Patron innerhalb dar kirchenge¬ 
setzlichen Frist dem Bischof einen für definitive Betrauung mit einem 
Kirchenamte qualificirten Priester. 

2. Die hierüber von dem Patron auszustellende und eigenhändig 
zu vollziehende Urkunde wird von ihm beziehungsweise dessen Besaitung 
unmittelbar dem bischöflichen Ordinariate vorgelegt. 

3. Die Präsentations-Urkunde ist nach folgendem Formular zu 
fertigen: 
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„Ich N. N. (Wir Fürst, Graf etc.) habe mich (haben Vna) 
bewogen gefunden, auf die durch das Ableben (die Beförde¬ 
rung, Versetzung etc.) des N. N. in Erledigung gekommene 
Pfarrei (Kaplanei) in N. vermöge des mir (Uns) hierauf an¬ 
stehenden. Patronatsrechts den N. N. wegen (einzuschalten im 
Allgemeinen dessen Prädicat und Ernennungsfahigkeit) zu er¬ 
nennen. Ich entstehe (Wir entstehen) daher nicht, dem hoch¬ 
würdigsten Herrn Bischof von Rottenburg den gedachten Priester 
N. N. für die besagte Kirchen pfründe in N. mit der gehor¬ 
samsten Bitte hiemit zu prfisentiren, demselben die kirchliche 
Institution in Gemässhelt der kirchlichen Satzungen zu ertheilen, 
auch das Weitere zu verfügen, was nach der bestehenden 
Kirohenverfassung sich gebührt. 

Urkundlich dessen habe ich (haben Wir) gegenwärtige 
Präsentation - Urkunde eigenhändig unterschrieben und mit 
meinem (Unserm) Insiegel versehen. 

N., den 

(L. S.) Unterschrift des Patronatsherrn.“ 

4. Besitzt der präsentirte Geistliche die für die Verleihung einer 
Kirchenstelle canonisch geforderten Eigenschaften, so dass das bischöf¬ 
liche Ordinariat denselben für würdig erachten darf, eine Kirchenpfründe 
conferirt zu erhalten, so wird für denselben die canonische Institution 
verfügt, auch alles Weitere eingeleitet und angeordnet, was nach den 
bestehenden Diöcesan-Einriehtungen gefordert erscheint. 

5. Da der heil. Stahl für Unsere DiöeeSe Dispensaäon von dm 
tridentinischen Form der Concursprüfung eintreten liess, und die Ab¬ 
haltung von allgemeinen Befähigungsprttfiingen gestattete, so kann ein 
Patron nur einen solchen Priester für eine Kirchenstelle präsentiren, 
welcher die allgemeine Concursprüfung mit dem Zeugnisse der Befähi¬ 
gung bestanden hat, wie auch bezüglich der im k. Patronate verbleibenden 
Kirchenpfründen der k. würtembergische Bevollmächtigte dem heil. Stuhle 
eine hierauf lautende Zusicherung ertheilte. 

6. Durch das gemein-kirchliche Recht, wie nicht minder durch den 
in der Convention Artikel IV a. speciell ausgesprochenen Rechtsgrund- 
satz, begründet sich das bischöfliche Devolutionsrecht, kraft dessen der 
Bischof die Besetzung der Kirchenstelle verfügt, wenn Seitens des Pa¬ 
trons die kirchengesetsliche Frist versäumt wird, oder die Präsentation 
nicht ordnungsmässig geschieht. 

7. Da hiernach die Cognition über die Einhaltung der für die Ein¬ 
reichung einer Präsentation durch das Kirchengesetz festgesetzten Zeit- 
friat dem Bischof zusteht, so haben sich die Patrone, falls sie sich in 
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4er Lage befinden, am Gewährung einer Fristverlängerung so bitten, 
mit ihren diesfälligen Gesuchen an das bischöfliche Ordinariat au 
wenden. 

Gegeben Rettenburg im bischöflichen Ordinariat, den 2. Mira 1858. 

f JOSEPH, Bischof. 


\ 

Auf bischöfliche Ordinariat in Rottenburg an den 
hechte. Uterus der Mliöeese und an die T. T» Herren 
Hatrane hathol • MLirchenstelten . 

Bei Unsern gegenwärtigen Bestrebungen, das gesemmte Kirchen¬ 
dienstwesen nach Massgabe des kirchlichen Rechts and der in der Con¬ 
vention enthaltenen Principicn au ordnen, Sind Wir anoh auf die seit¬ 
herige Behandlung der Gesuche von Geistlichen um Genehmigung einer 
beabsichtigten Resignation und Permutation geführt worden. Da Wir 
au erkennen hatten, dass diese Behandlung den kirchlichen Rechtsnormen 
in mehrfacher Weise weniger entsprach, so haben Wir mit der k. Re¬ 
gierung wegen Abänderung der seither vorwiegend staatlichen Cognition 
und Genehmhaltung geeignetes Benehmen gepflogen, und befinden Uns 
nunmehr, nachdem die k. Regierung Unserer Darlegung eine sehr 
rühmenswerthe Würdigung angedeihen liess, in dem erwünschten Falle 
Unsetm hochw. Diöcesanklerus und den T. T. Herren Patronen katho¬ 
lischer Kirchenstellen in Absicht auf Resignation**- und Permutation*- 
Gesuche Nachstehendes bekannt au geben, bedehangsweise au deren 
Nachachtung au verfügen. 

L Naeh den gemeingültigen kirchlichen Sataungen hat die Resig¬ 
nation auf eine Kirchenpfründe in die Hände desjenigen KircheaebeTn 
au geschehen, welcher das Benefieium conferirt oder auf dasselbe iastb- 
tuirt hat. Unter Unsern Verhältnissen ist dieser Kirchenobere gegenüber 
sämmtlichen kirchlichen Beneficien der Bischof. Der Kirchenobere hat 
die kirchengesetaliche Gültigkeit der Gründe, aus welchen die Geneh¬ 
migung einer Resignation nachgesucht wird, au prüfen, und je nach 
Erfand willfahrt er der Bitte, oder bescheidet dieselbe abweisend. Ist 
das Benefieium, auf welches vernichtet werden will, eine Patronatspfründe, 
so ist au einer ordnungsmässigen Gestattung der Resignation die Er¬ 
bringung des Consenses des Patrons erforderlich. 

Indem die Convention in Artikel IV a. das ordentliche CoHatarrecht 
des Bischofs aur Anerkennung gebracht hat und dasselbe nur durch 
rechtmässig erworbene Patronatrechte beschränkt sein Misst, hat dieselbe 
eben damit nach bei üns wieder das Princip hergestellt, aus Welchem 
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die katun gedachten Grundsätze des kirchlichen Rechts äbgeflöSsdn sind. 
Demgemäss sind 

1. die Gesuche der Geistlichen um Entlassung vom kirchlichen 
Dienste oder um Genehmhaltung einer beabsichtigten Resignation auf 
eine Kirchenstelle künftighin durch das vorgesetste Decanat bei dem 
bischöflichen Ordinariat einsubringen. 

2. Besieht sich die Resignation auf eine patronatisehe Kirchenstelle, 
sei es, dass der Landesherr oder ein Private der suständige Patron ist, 
so hat der Bittsteller den patronatischen Consens su seinem Vorhaben 
su erholen und denselben urkundlich dem bischöflichen Ordinariat vor- 
salegen. 

3. Das bischöfliche Ordinariat prüft und würdigt nach Maisgabe 
der kirchlichen Vorschriften die Gründe, welche für ein Resignations¬ 
gesuch vorgetragen werden, und gewährt oder versagt, je nach dem 
Erfund, die erbetene Genehmigung. 

4. Wenn mit einem Entlassungsgesuche noch weitere Bitten, s. B. 
um Gewährung einer staatlichen Pension, um Auswertung eines Susten- 
tationsgehalts ans dem Interealarfonde etc. in Verbindung stehen, so 
verfügt das bischöfliche Ordinariat die Entlassung vom kirchlichen Dienste 
nicht Cher, als bis Solche Weitere Bitten je in dem betreffenden Resäort 
unter dem geeigneten Benehmen der rfesp. Behörden ihre Erledigung er¬ 
halten haben. 

5. Eine bischöflich stattgegebene Resignation Wird tfflter def Formel: 
„Die von dem katholischen Pfarrer (Kaplan} N. N. in Ni nachgesuchte 
Dienstentlassung ist kirchenregimentlich genehmigt worden“ Öffentlich 
bekannt gegeben; auch wird solche als eine kirchliche Verfügung majoris 
mementi speeiell der k. Regierung notificirt, 

fl. Unter der Resignation begreift das kirchliche Recht auch die 
Pehnutation, indem zwei Geistliche je auf die von ihnen bis dahin inne 
gehabten Kirchenstellen in der Absicht und unter dem Vorbehalte re- 
signiren, dass je der Eine die seitherige Kirchenstelle des Andern über¬ 
tragen erhalte. Ein solcher Stellentausch kann gleichfalls nur mit Ge¬ 
nehmigung des Kirchenobern, und sind die Stellen, oder eine derselben, 
Patronatspfründen, mit patronatischem Consens geschehen. Demgemäss 
ergeben sich nachstehende Bestimmungen: 

1) Die Gesuche um Genehmigung eines beabsichtigten Stellen¬ 
tausches sind bei dem bischöflichen Ordinariat einzureichen. 

2) Bei Patronatspfründen ist die Zustimmung des oder der Patrone 
su erbringen, welche Zustimmung mitttels Ausstellung förmlicher 
Präsentationsurkunden su ertheilen ist, und swar unter Einhaltung der 
für Präsentationen gegebenen allgemeinen Vorschriften. 
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3) Wenn Pfründen bischöflicher Collator die Objecte des beabsich¬ 
tigten Tausches bilden, so bestimmt der Bischof sein weiteres Verfahren 
nach der ihm in der Instruction des heil. Stuhls für die Collation der 
Pfründen gegebenen Weisung. 

4} Das bischöfliche Ordinariat cognoscirt über die kirchengeset*- 
liche Zulässigkeit eines Stellentausches und vollsieht die wirkliche Ge¬ 
nehmigung eines solchen durch die Ertheilung der canonischen Institution 
bei Patronatspfründen, und bei Stellen der bischöflichen Collatur durch 
den Act der Verleihung. 

5) Die öffentliche Bekanntmachung geschieht nach dem je bei den 
Pfarreien des Patronats oder der bischöflichen Collatur üblichen Modus* 

Gegeben Rottenburg im bischöflichen Ordinariat, den 2. Mär* 1858* 

+ JOSEPH, Büchof. 


Andrea», Mt ei ei Apostotieae Sedi» graiia Arehiepie- 
eopne €toritien*i» eie . 

Venerabili Clero archidioecem Goritiensis salutem et benedicttonem 

a Domino! 

In Art. 24. Concordati inter Sanctam Sedem et Majestatem Suam 
C. R. apost. initi statuitur: 

„Parochiis omnibus providebitur publico indicto concursu et ser- 
vatis Conoilii Trid. praescriptionibus.“ Hae praescriptiones in eo con- 
sistunt, ut per cxaminatores synodales et prosynodalea cum concurren- 
tibus examen ex diversis Theologiae disciplinis instituatur pro vacante 
Beneficio parochiali tantummodo validum. Praeterea Examin atores re- 
spectu quoque habito ad reliquas qualificationes judicium proferunt, qui- 
nam ex petitoribus digni sint, quibus parochia vacans conferri possit. 

In Austriae dioecesibus ad confoederationem germanicam pertinen- 
tibus in conferendis Beneficiis curatis alius usus invaluit, qui a prae¬ 
scriptionibus Concilii Trid. in quibusdam differt, in essentialibus tarnen 
eundem scopum assequitur. Uti ven. Clero notum est, ad comprobandam 
scientiam parochis necessariam apud nos examen pro concursu singulis 
annis bis, tempore verno et autumnali, locum habet. Qui examen pro 
concursu semel felici cum successu subivit, per sex annos subsequentes 
absque novo examine pro parochiis vacantibus concurrere potest. 

Qui semel examen feliciter subierit et merita peculiaria sibi acquisi- 
verit, ab ulteriori examine dispensari potest, donec aKam parochiam 
nanciscatur. 
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Reliquas concurrentium qualificationes pro determlnato Beneficlo 
curato Episcopus, adhibitis plerumque consiliariis consistorialibas, examinat 
et omnibus mature ponderatis digniori parochiam confert, vel si juris 
patronatus est, competentes, qui apti reputantur, Patrono commendat, 
qui unum ex pluribus eligit et Episcopo canonice instituendum praesentat. 

Hic usus in conferendis Parochiis in Austria hucusq. servatus etiam 
ad notitiam Sedis Apost. pervenit, uti videre est ex literis apostol. die 
17. Martii 1857 ad S. R. E. Cardmales, Archiepiscopos et Episcopos 
Vlennae congregatos directis, ubi inter alia sequentia occurrunt: „Nobis 
autem innotuit, in quibusdam germanici territorii dioecesibus aliquas 
circa Parochiarum collationem invaluisse consuetudines et nonnollos ex 
Vobis optare, ut hujusmodi consuetudines serventur. Nos quidem pro- 
pensi sumus ad adhibendam indulgentiam, postquam tarnen easdem con¬ 
suetudines ab unoquoque Vestrum speciatim ac perdiligenter expositas 
debito examine perpenderimus, ut eas intra illos permittamus limites, 
quos necessitas ac praecipua locorum adjuncta suadere poterunt, cum 
pro Apostolici Nostri ministerii munere curare omnino debeamus, ut 
canonicae praescriptiones generatim sedulo observentur.“ 

Verum omnino est, Austriae Episcopos saltem in partibus confoede- 
rationis germanicae valde optare, ut consuetudines superius expositae 
serventur. Etenim jam anno 1849 Episcopi austriaci ex germanicis 
partibus Viennae congregati usum in conferendis Parochiis vigentem 
conservandum esse cenBuerunt. 

Similiter Austriae Episcopi an. 1856 Viennae congregati conserva- 
tionem consuetudinis memoratae optarunt, conüderantes, in majoribus 
dioecesibus vix fieri posse, ut competitores in ipso concursu scientiae 
examini ea, qua par est, diligentia subjiciantur, nisi collatio'parochiarnm 
vacantium nimium differatur. 

Quum autem expediat, ut parochiis vacantibus quam citissime pro- 
videatur, Episcopi congregati perutile esse censuerunt, ut in posterum 
quoque statis temperibus scientiae examina pro concursu parochiali 
habeantur. 

Perpendentes, arcbidioecesim Goritiensem sat amplam esse et plcwes 
Parocbias et Capellanias in montibus sitas a curia archiepiscopali longe 
distare, Suae Sanctitati Pio PP. IX. supplicavimus, ut pro archidioecesi 
Goritiensi gratiosissime permittere dignetur servare ea, quae Episcopi 
Imperii Austr. anno elapso Viennae congregati quoad concursum paro- 
chialem in Austriae dioecesibus retinenda esse censebant, ut scilicet: 

1. Examen quoad scientiam pro beneficiis paroch. obtinendis quo- 
libet anno bis locum babeat. 

Uoy > t Archiv für ktUh. Kfrchemrecht. UL Sand. 
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2. üt ejusmodi examen generale semel bono vel optimo soccessu 
factum per sex annos subsequentes valeat; et 

3. ut nobis liceat dispensare cum viris bene meritis, qui jam semel 
examen felici cum successu subierunt et de quorum scientia sacra nollum 
dubium superest. 

Sancta Sedes Apost. petitioni nostrae benignissime annuens desuper 
resolutionein ad nos direxit sequentis tenoris: 

Ex Audientia Emnentimmi et Reterendissimi Domini Cardinalit 
Antonelli. Die 18. Maß 1857. 

Eminentissimus ac Reverendissimus Dominus a SSmo. Dno. Nostro 
Pio PP. IX. special iter deputatus referente me infrascripto Secretario 
S. Congregationis negotiis ecclesiasticis extraordinariis praepositae, at- 
tentis circumstantiis animum suum moventibus Archiepiscopo Goritiensi 
Oratori ad decennium hinc proximum tantum benigne concessit, ut vi- 
gentem in sua Dioecesi praxim exercere pergat, habendi scilicet bis in 
anno concursus pro approbandis quoad scientiam Sacerdotibus, qui 
Parocborum munere fungi vel int. Id tarnen ea lege coscessum yoluit, 
ut hujusmodi concursus habeantur per synodales Examinatores ad sa- 
crorum canonum normam electos,“ veluti monet Bened. XIV. de Synodo 
dioecesana lib. IV. cap. VII. et quoties hi (lesint, per Examinatores pro¬ 
synodales Apostolica auctoritate peculiariter delectos, diligenter servatis 
canonicis sanctionibus, ac praesertim Apostolicis ejusdem Bened. XIV. 
Litteris, quae incipiunt. „Cum Mud.“ 

Ut autem Sacerdotes admittantur ad ejusmodi concursus, iis dotibus 
poliere debent, quas sacri canones et Lex dioecesana postulant, ac tum 
voce, tum scripto respondere debebunt quaestionibus, quae ab Exami¬ 
natoribus fuerint propositae, quaeque inter caetera de positive, uti dicunt, 
Dogmatica, et Morali Theologia, itemq. de positivo Jure canonico erunt 
ferenda«. 

Quovis exeunte sexennio, qui approbati fuerint, denuo concorsul se 
sistant oportet, a quo onere dnmtaxat ecclesiastici eximentur viri, qui in 
praesentia inter synodales vel prosynodales Examinatores sunt adsciti, 
quique propter muneris aut beneficii, quo frunntur, dignitatem, vel propter 
diuturnam operam, qua Ecclesiae cum laude servierunt, de eorum scientia 
probationem satis superque exbibeant, quique idcireo ab Archiepiscopo, 
audita Examinatorum seatentia, ab hao concursus lege immunes fuerint 
declarati. 

:. Praeterea Eminentissimus Dominus permittit, ut cum quaevis Paro- 
chia suo fuerit orbata Rectore, prae oculis habita praedicta approbatione 
quoad scientiam, habeatur per commemoratos synodales aut prosynodales 
examinatores de collatione concursus, in quo ipsi eam adblbentes oautio- 
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nem, quae in usu est, judicent, qui ex petitoribus digni sint, qaibas 
parochia sit conferenda, servato tarnen semper Archiepiscopo jure eil— 
gendi inter sic approbatos, qaem ipse digniorem in Domino censaerit. 

Contrariis qaibuscumqoe minime obfuturis. 

Datam Romae e Secretaria ejusdem S. Congregationis, die, mense 
et anno praedictis. 

Joann. Bapt. Cornelia, 
Secretarius. 


Hisce adjnngimas, quae sequuntur: 

1. Examina generalia pro concnrsu parochiali ad scientiam com- 
probandam singulisannis bis, verno scilicet et autumnali tempore locom 
habebunt diebus in Directorio dioecesano quovis anno designatis. 

2. In ipsa petitione pro Beneficio curato vacante, probata scientia 
per tentamen generale, instituendum erit examen circa concurrentiom 
aetatem, morum probitatem, prudentiam, et caeteras qualitates, quibus 
pracditum esse oportet, cui animarnm regimen committitur. 

3. Utrumque examen instituent Examinatoren synodales vel pro¬ 
synodales. Priores nominabit Archiepiscopus synodo dioecesana con- 
sentiente, posteriores pariter ab Archiepiscopo obtenta desaper f&cultate 
a S. Sede apost. de consensu Capituli metrop. designabuntur. 

4. Examinatores in aynodo dioecesana eligendi ad minus sex esse 
debent, attamen numerum viginti non excedant. Eadem valent juxta 
observationem Bened. XIV. de syn. dioec. 1. c. de Examinatoribus pro- 
synodalibus. Cum vero Sedes Ap. nobis facultatem concesserit duo- 
decim Examinatores prosyn. eligendi, eorum numerus augebitur, ut mox 
memoratum attingat. 

5. Attamen in examine generali, quoad scientiam et in speciali, 
quoad reliqua requisita non omnes Examinatores adhibebuntur, sed ii 
domtaxat, quos Archiepiscopus designaverit, ita tarnen, ut ad mentem 
concilii Trid. sess. 24. et Bened. XIV. ad minimum tres examinatores 
tentamen instituant praeside Commissario archiepiscopali. 

6. Examinator um est judicare, qninam Competitores idonei sint. 
Archiepiscopo integrum erit, concurrentem, quem examinatores idoneum 
renuntiaverint, propter conversationis sacerdotalis defectam reprobare. 

7. Ad mentem Episcoporum Viennae an. 1849 et 1856 congrega- 
torum tamquam lex dioecesana valeat, ut ad examen pro concnrsu paro¬ 
chiali accessus pateat cunctis sacerdotibus fide moribusque integris, post- 
quam in animarum cura per triennium laboraverint, vel saoramentum 
poenitentiae dispensandi facnltate, per qoinquennium potiti facrint 
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8. Ad comprobandam scientiam qaaestiones positivae, exdusis qui- 
busvis disquisitionibas subtilibus, ad qaae tum voce, tum scripto re- 
spondendum eilt, proponentur ex disciplinis theologicis, sicut hucusque 
in usu erat, scilicet: ex theologia dogmatica, morali et pastorali, nec 
non ex jure canonico. His accedunt paraphrasis sacrae scripturae N. P., 
adumbratio et ex parte elaboratio conclonis vel homiliae, demum per- 
oratio et cateehesis. 

9. Inhabiles judicati tentamen instaurent oportet. Qu! ex una 
tantum disciplina non satisfecerit, examen ex respectiva materia infra 
ftfinnm repetere poterit. 

10. Lex austriaca, qua hucusque Theologiae Professores et alii ab 
examine pro concursu parochiali immunes erant, abrogata est. Attamen 
yiris, qui scientiae et rerum gerendarum peritiae specimida alio jam 
modo dederunt, permittetur, ut examen extra tempus praescriptum, 
forma tarnen debita, subeant. 

Datum Goritiae, die 29. August! 1857. 

ANDREAS, m. p. Arcbiepiscopus. 


VenerabiH (Nero eurato areMMoeceaia Goritienaia. 

Litteris Nostris die 4. Novembris 1856 editis promulgavimus In- 
structionem pro Judiciis ecclesiasticis, quoad caussas matrimoniales una- 
cum analoga Lege caes., ddo. 8. Oct. 1856, adjunctis quibusdam ob- 
servationibus et promissis, si opus fuerit, ulterioribus explicationibus et 
instructionibus ad rem facientibus. 

Cum hodie experientiam unius anni habeamus, tempus est, ut ad 
Instructionem memoratam necessarias explicationes et admonitiones ad- 
jungamus. 

Primum quidem in pertractandis negotiis matrimonialibus observa- 
vimus plures R. D. Parochos et Curatos lectioni et Studio dictae In- 
structionis et analogae Legis caes. sufficientem operam non impendere, 
licet illud litteris Nostris superius memoratis summopere commendaverimus. 
Hoc Nos movet, ut lectionem et Studium dictae Instructionis et Legis 
denuo impense commendemus. 

Facile perspicitur, ex matrimoniis invalidis plurima mala oriri; 
quapropter animarum Curatores ad ea praecavenda omnem operam im- 
pendant necesse est. Hunc in finem sequentia, ut observentur, prae- 
scribimus: 

4. Quando sponsi et sponsae matrimonium contrahere volentes sese 
sistunt coram Parocho Tel Curato, instituendam est com iisdem examen, 
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nt appareat, utrum aoram matrimonio aliquod lmpedimentum sive cano¬ 
nicum , dive civile obstet. Hoc sponsoram examen differt ab examine 
quoad religionem, quod postea sequitur. 

Com illicita sint matrimonia, quae parentibus justis ex cansis as- 
sensum denegantibus contrahuntur (§. 68 Instr.), insistendum est, ut 
parentes vel saltem pater cum sponsls personaliter coram parocho com- 
pareant vel, si hoc impossibile esset, alio modo assensom säum mani¬ 
festen t. Notandum vero est hoc valere etiam de filiis et fialiabus 
majorennibus, cum etiam hi patrem et matrem honorare teneantur, et 
aequum sit, ut parentes hoc casu saltem sensa sua manifestent, etiamsi 
matrimonium filiorum majorennium impedire non valeant. 

Si sponsi minorennes sint, patris Consensus coram Parocho et 
duobus testibus declarandus et declaratio in actis matrimonialibus as- 
servanda est. 

2. Ut omnia rite procedant, expedit quaestiones propositas et re- 
sponsa nec non alias notitias ad rem pertinentes in libro, seu folio se¬ 
parate annotare. 

Quaestionum materiam constituunt: 

a) Sponsorum: nomen, cognomen , conditio (an coelebs, anviduus), 
aetas , domicilium verum et quasidomicilium, 

b) Genitorum nomen, cognomen, conditio et domicilium. 

c) Sponsalta. 

d) Impedimenta matrimonii respectu babito Instr. SS« 13 et seqq. 
Attendendum vero inprimis est ad impedimenta, quae crebro occurrere 
solent, uti sunt: consangidnitas, cognatio spiritual*t, affinita» ex copula 
Ucita vel illicita, justitia publicae honestati», aetas tmnorennis, statu» 
militari», defectus licentiae politicae etc. 

3. In indagandis matrimonii impedimentis Parochus matricula* 
parochiales diligenter pervestiget; attamen superfluum esset testimonia 
sive attestata ex matriculis forma debita conscribere, si uterque sponsus 
et aliae personae, de quibus agitur, membra parochiae domesticae sint. 

4. Antequam Parochus ad matrimonii denunciationem procedat, 
examen e doctrina christiana cum sponsis instituat, sicut praecipit S. 74 
Instructionis. 

Si fidei rudimenta sponsos ignorare deprehenderit, ea vel maxime, 
quae ad salutem necessaria sunt, non eos ante denunciet aut matrimonio 
jungat, quam sufficienter instructos invenerit. 

5. Concil. Trid. praecipit, ut in posterum, antequam matrimonium 
contrahatur, ter a proprio contrahentium parocho tribus contmuis diebus 
festivis inter Missarum solemnia publice denuntietur, inter quos matri¬ 
monium sit contrahendum. Hoc praeceptum in §. 60. Instr. annuente 
S. Sede Ap. eam modificationem subiit, ut matrimonium a parocho sponsi 
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et sponsae tribus diebns dominicis Tel festi vis publice denanolandam alt. 
Non igitur semper opus cSt, ut dominicae vel dies festi sint contigui; 
melius enim est orto rumore circa aliquod impedimentum proclamationes 
interrompere. 

Dies festi sunt dies de praecepto Ecclesiae generali vel Indultu 
speciali celebrandi; hinc proclamationes fieri non debent festis pro foro 
externo suppressis, molto minus diebns ferialibus, etiamsi concursus 
populi habeatur. 

Proclamationes fiant post concionem vel homiliam, etiamsi ex in¬ 
dultu Superiorum sermo ad populum ante vel post Missam fiat. 

Cum denunciationes secundum Concil. Trid. eo fine fieri debeant, 
ut si quis fidelium aliquod impedimentum inter coutraherc volentes nosset, 
illud quam primum ad Parochum deferat, Parochi et Curati populum 
doceant gravis peccati eos esse reos, qui impedimenta, quae norunt, sive 
metu, sive favore ducti non illico detegunt, vel ad legitimes nuptias im- 
pediendas, aut protrahendas falsa ex odio aut malevolentla proferunt. 
Docebunt tandem, eos, qui matrimonium cum impedimento scienter con- 
trahere praesumunt, non solum gravissimum peccatum committere, verum 
etiam absque spe consequendae dispensationis separandos esse. 

6. Notura est, Episcopis et aliis Ordinariis a Concil. Trid. (sess. 
24.) facultatem concessam esse in proclamationibus dispensandi, quod 
nonnisi propter urgentem, gravem et legitimam causam fieri potest. 
Causae dispensationis legitimae censentur: o) si matrimonium dtfferri 
non possit absque damno vel scandalo, vel absque periculo animae, cor¬ 
poris aut fortunae; b) si sponsus statim in longinquas regiones proficisci 
teneatur, quod certo constare debet; c) si sponsi valde senes vel dis- 
paris conditionis sint, ne pudore perfundantar; d) si tempus Adventus 
vel Quadragesimae immineat, et simul ex dilatione roatrimonii prae- 
judidum timendum sit. Hane ultimam causam plerumque adferunt sup- 
plicantes, quin dicant, se de industria tempus proclamationum protraxisse. 
Admonendi sunt itaque fideles, ne rem differant, sed tempore opportuno 
necessaria praestent, ita ut trina proclamatio ante tempus clausum fieri 
possit. 

Libelli supplices ad consequendam dispensationem super una alterave 
proclamatione ad Ordinariatum archiep. dirigendi sunt per respectivum 
animarum Curatorem, cujus est rem ingenue exponere et attestari, null um 
hoc casu matrimonii impedimentum notum, neque timendum esse, ne ali- 
quod detegatur, sponsos in doctrina christiana bene instructos esse etc. 1 3 


*) Si agltnr de dispensatione eccleslastlca super proclamatione slve bannn, vel 
super aliquo inatr. imped. canonico, llbellus supplex in Charta sollte absque 
slgno vulgo „Stempel, bollo“ dicto scrlbendus est. Decr. i. r. Minist. Cultus 
ddo. 25. Febr. 1858. N. 2802. 
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Obtenti dispensatione ecclesiastica, impetranda est dispensatio qaoad 
denunciationes etiam a competente auctoritate politica. 

7. Decet, at sponsi priusquam matrimonium contrahant, SS. Sacra- 
menta Poenitentiae ei Eucbaristiae digne susciplant. Confessio spon- 
sorum non ad ultimum dlem, quo nuptlae celebrandae sunt, tdifferatur. 
In confesslone enim quandoque deteguntur impedimenta oceulta dirimentia 
▼. g. affinitas inhonesta. 

8. Terminatis denunciationibus, si null am impedimentum detegitur, 
ad matrimonii celebrattoneni procedendum est. 

Constitutio 19. synodalis arcbid. Gor. provide monet, ad celebra- 
tionem matrimonii nunquam eadem die procedendum esse, qua postrema 
denunofatio facta est, nt impedfmentis, si qua subsint, detegendis tempus 
et mora detur. Haec cautio tune inplrimis adhibenda est, quando super 
una vel plane super duabus denunciationibus dispensatum est. 

In eadem Constitutione vetitum est, ne quis sacerdos andeat cele- 
brationi matrimonii a meridie assistere, sed semper matutino tempore 
orto jam sole et quidem in eedesia parocbiali vel filiali, exdusis ec- 
clesiis Monialium, Regularium, oratoriis et aedibus privatis absque ex- 
pressa Ordinariatus licentia. 

9. Nuptiarum benedictio non est ipsa celebratio matrimonii, qua 
sponsus et sponsa suum consensum in matrimonium coram Parocbo et 
duobus testibus exprimunt; benedictionem constitnunt illae preces, quae in 
Hissali infra Missam votivam pro sponso et sponsa post matrimonii 
celebrationem occurrunt. Vigore declarationis 8. C. Conc. benedictio 
noptiarum non est conferenda ä) naptiis secundis ex parte viri et mu- 
lieris; b) naptiis secundw ex parte solius mulieris; c) nuptiis tempore 
clauso celebrati8. 

Admonendi sunt itaque sponsi (attamen non cogendi), ut post con- 
tractum matrimonialem Missae mtersint et infra eandem benedictionem 
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recipiant. Quodsi ex rationabili causa post praestitum consensum matr. 
benedictio nuptiarum in alteram.diem conferri contingeret, monendi sunt 
sponsus et sponsa, ne juxta praeceptum Concilii Trid. ante benedictionem 
in templo suscipiendam matrimonium oonsumment; quodsi fieret, bene¬ 
dictio locura non habet. 

Notandom vero est, sacerdotem non teneri Missam applieare pro 
sponsis absque stipendio, et in eadem Missa plure« sponnos benedici 
posse. 

Quando Mitta totiva pro sponsis diei possit, patet ex Rubricis 
Missalis et Directorio dioec. Oiebus, quibus Missa votiva pro sponsis 
propter ritum dici non potest, dicenda est Missa de die cum commem. 
Missae pro sponso et sponsa et reliqois orationibos, quae in eadem 
Missa votiva pro benedictione nuptiarum habentur. 



Missa votiva pro sponso et sponsa aut commemoratio in Missa 
dici non potest, si infra «andern benedictio ex cansis Nro. 9 allatis 
danda non est; privilegia enim huic Missae concessa sunt propter bene- 
dictionem infra eam faciendam. Potest yero celebrari Missa de die, yd 
si rabricae permittunt, alia Missa votiva absque tarnen commemoratione 
nnptiarom. 

Per se facile patet, non licere sponsos in Missa pro defunetis 
benedicere. 

Conciliam Trid. (sess. 23, c. 10 de Ref. mat.) tempore Adventos 
et Qoadragesimae solemnem nnptiarom celebrationem prohibet. Nomine 
yero solemnitatis veniunt: solemnis traductio sponsae aliaque externa 
laetitiae signa, deinde benedictio nuptiarnm. In dioecesibus yero Anstriacis 
joxta Instr. pro Jnd. eccl. §. 59 nuptias etiam absqoe solemnitatibos 
tempore sacrato celebrare vetitum est. 

Exceptio a regula ab Ordinariato archiep. non daretor, nisi ex 
grayissimis causis. Proclamationes yero etiam tempore yetito incipere 
possont, ita ut elapso tempore claoso nuptiae sine mora celebrari yaleant. 
Hac determinatione modificatur Decretom Ordinariatus archiep., ddo. 
16. Apr. 1852. Nr. 589. 

10. $.71. Instr. p. I. ecc. covetur, ne exteri aliter, quam ser- 
yatis omnibos, qoae ad matrimoniom rite celebrandum reqoirontor, illad 
contraherepermittantur. Com leges Ecclesiae quoad matrimonia ubiqoe 
terrarom eaedem sint, etiam exteri in Austria matrimonium contrahere 
yolentes easdem observare tenentur. Quoad effectus civiles vero habi- 
litas exterorum juxta leges civiles eorum patriae dijudicanda est. Caeterum 
Parochi et Curati in hoc negotio non procedant, quin prius singulos 
Casus Or.dinariatui archiep. dijudicandos proposuerint. 

11. Dispensationes vulnera legis appellantur. Ne yero, quod salu- 
berrime institutum est, in detrimentum animarum cedat, si necessitas 
yel major utilitas suadeat, Ecclesia animarum salutis curam gerens matri- 
monii impedimenta relaxat. 

12. Dispensatio vero conceditur vei a Rom. Pontifice vel ab Epis- 
copo, sive Ordinario, qui vel jure proprio, vel potestate delegata dis- 
pensat. 

Competit Episcopis facultas ordinaria ex justa causa dispensandi in 
impedimentü impedientibus, excepto impedimento orto ex sponsalibus 
cum altero initis, quod isto invito sine ejusdem injuria remitti nequit, 
et illud, quod oritur ex voto ingrediendi ordinem religiosum aut ex 
voto perpetuae castitatis, quae, nisi conditionata fuerint, summo Pontifici 
reservata sunt. 

Reservationi pontificiae pariter subjaoet impedimentum ex haeresi 
in matrimoniis mixtis. 
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18. Poteatate a 8. Sede Apost. die 25. Marti! 1855 ad tempus 
indeterminatum Nobis benigne delegata pro foro externo dispensamus 
a) in tertio et quarto gradu coneanguirdtaUs et affinitatie nedum com 
panperibos, sed etiam com nobilibus et divitibus in contrahendis; in 
contractis vero com haereticis conversis etiam in secnndo simplici et 
mixto, dommodo nullo modo attingat prjpum gradnm. b) Dispensamos 
porro jure delegato super impedimento publicae honestatis justis ex 
sponsalibus proveniente; cj dein super impedimento criminis, neutro 
tarnen conjugum machinante; demum d) super impedimento cognatio- 
nis spiritualis, praeterquam inter levantem et levatum. Eadem facultate 
licet Nobis restituere jus petendi debitum conjugale amissum. e) Vi- 
gore facultatis ex speciali Pontificis gratis die 8. Junii 1857 pro ali¬ 
quot casibus Nobis delegata dispensamus super impedimento quarti et 
tertii consanguinitatis et affinitatis gradus etiam cum eecundo gradu 
ndsti. 

f) Tandem die 14. Maji 1857 accepimus a S. Sede Ap. facultatem 
quinquennalem dispensandi super impedimento mixtae religionie, dum- 
modo tarnen cautum omnino sit conditionibus ab Ecclesia praescriptis, 
praesertim de amoyendo a catholico conjuge perversionis periculo deque 
conversione conjugis acatholici ab ipso pro viribus curanda ao de uni- 
versa prole utriusque sexus in catholicae religionis sanctitate omnino 
educanda. Pars acatholica tenetur desuper extendere literas reyersales 
ab ipsa et a duobus testibus catbolicis subseriptas coram Parocho, qui 
easdem pariter subscribat et in archivio paroch. reponat. Matrimoniis 
itaq. mixtis assistendum non est absque petita et obtenta Ordinariatus 
licentia, si agatur de assistentia passiva, et dispensatione, si assistentia 
activa praestanda sit. Vide Epist. past. dd. 4. Nov. 1856 n. L - 
14. A majore Summi Pontificis Poenitentiario die 18. Apr. 1855 
sequentes obtinuimus facultates quinquennales pro foro interno: 

d) Dispensandi ad petendum debitum conjugale cum transgressore 
voti eastitatis, qui matrimonium cum dicto voto contraxerit. 

bj Dispensandi cum Incestuoso sine cum Incestuosa ad petendum 
debitum conjugale, cujus jus amisit ex superveniente occulta affinitate 
per copul am carnalem babitam cum consanguinea vel consanguineo, sive 
in primo sive in primo et secundo, sive in secundo (aequali) gradu 
suae uxoris vel respectivi mariti; remota occasione peccandi, et injuncta 
gravi poenitentia salutari et confessione sacramentali quolibet mense per 
tempus arbitrio dispensantis statuendum. 

cj Dispensandi super occulto impedimento primi, nee non primi et 
secundi, ac secundi (aequalis) tantum gradus affinitatis ex illicita car- 
nali copula provenientis, quando agatur de matrimonio cum dicto im¬ 
pedimento jam contracto / et quatenus agatur de copula cum putatae 
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uxoris matre, dummodo lila secnta fuerit post ejusdem putatae uxoris 
nativitatcm et non aliter; monito poenitente de necessaria secreta reno- 
vatione consensns cum sua putata uxore aut suo putato marito, certio- 
rato seu certiorata de nullitate prioris Consensus sed ita caute, ut ipsius 
poenitentis delictum nusquam detegatur; remota occasione peccandi ac 
injuncta gravi poenitentia salutari et confessione sacramentali semel in 
mense per tempus dispensantis arbitrio statuendum. 

d) Dispensandi super dicto occulto impedimento seu impedimentis 
affinitatis ex copula illicita etiam in matrimoniit contrahend.it \ quando 
tarnen omnia parata sint ad nuptias, nec matrimonium absqae pericalo 
gravis scandali differri possit usque dum ab Apost. Sede obtineri possit 
dispensatio; remota semper occasione peccandi, et firma manente con- 
ditione, quod copula cum matre mulieris hujus nativitatem non antecedat; 
injuncta in quolibet casu poenitentia salutari. 

e) Dispensandi super occulto criminis impedimento (Vide: Instr. 
$$ 36 et 37.), dummodo sit absque ulla machinatione et agatur de 
matrimonio jam contracto; monitis conjugibus de necessaria consensns 
tecreta renovatione (sine parocho et testibus), ac injuncta gravi poeni¬ 
tentia salutari et confessione sacramentali semel quolibet mense per 
tempus dispensantis arbitrio statuendum, 

15. In reliquis impedimentis, super quibus nec jure ordlnario nec 
potestate delegata jus dispensandi Nobis competit, dispensatio expetenda 
est a S. Sede apostol., quae absque gravibus causis eandem non conce- 
dit. De hujusmodi impedimentis observat Instr. pro Jud. ecc. $. 81, 
unanimi conatu agendum esse, ut efficax eorum vigor aut asseratur. 
aut restituatur. Ubi matrimonia inter consanguineos (et affines) pro- 
ximiores inita frequentiora occurrunt, corrumpunt intima familiarum 
commercia, utpote cupidinem pravam ejusque suspicionem excitantia. 

Omnibus igitur viribus adnitendum est Parocbis et Curatis, ut 
fidelium mentes a connubiis inter propinquiores consanguinitatis et affini¬ 
tatis gradus avocent, super quibus dispensandi facultas Sedi Apost. 
reservatur. 

Plurimum igitur interest, ut in bis disciplina eccL stricte servetur; 
nam plerique, qui istis gradibus sanguine sive affinitate slbi juncti sunt, 
aut sub eodem tecto convivunt aut frequentissime invicem conversantur, 
Quapropter si dispensationis facile obtinendae spes adesset, quotidiana 
conversatione pudor naturalis inter propinquos paullatim ex animis 
evelleretur, quo expulso datoque dispensationis remedio nefondis incesti- 
bus aditus pateret. Non sine moerore et stupore observavimus in Ar- 
cbidioecesi Goritiensi praesertira inter horaines plebejos et ruricolas 
propen8ionem grassari inter proximos gradus affinitatis matrimonia com* 
trahendi, quod mirum non est, cum in ipso Clero reperiantur, qui affini- 
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tatem parvi Tel nullins momentl esse censeant, non considerantes, in 
linea moral i pro affinitatis impedimento easdem fere cansas pngnare, 
propter qnas matrimonfa inter consanguineos vetita sunt. 

Animarnm Coratorum est, hujnsmodi snpplicantes super rei gravi- 
tate edocere, non vero ad Curfam archiepiscopalem delegare, ut passim 
fieri solet. 

16. Sine justis causis dispensationes super matrimonii impedi- 
mentis non conceduntur. Si agitur de impedimentis super quibus Nobis 
auctoritate propria Tel delegata dispensare licet, una alterave dispensandi 
causa sufficit. Si vero agitur de impedimentis, super quibus dispensatio 
Eomae petenda est, plures causae concurrere debent, et in Übel Io sup- 
püci adducendae sunt. 

Dispensationum causae ex jure canonico notae sunt. Hoc loco 
nonnisi praecipuas et frequenter occurrere solitas breviter indigitamus. 

d) Extinciio gratis inimicitiae vel compositio litis super bonorum 
successione. 

b) Angustia loci, quae foeminis soluro (non viria) ex bonestis 
parentibus ortis suffragatur. 

c) Imcompetentia dotis, quae pariter solis foeminis suffragatur et 
debito modo comprobanda est. 

d) Aetas foeminae superadultae, (24 an. vel ultra). 

e) Copula camalis perpetrata cum Consanguinea, affine vel alio 
impedimento ligata, si propalata sit, ut famae mnlieris consulatur, quae 
alias innupta maneret et virura paris conditionis non inveniret, et ut 
scandala insecutura evitentur. Si peccarunt data opera et sub spe faci- 
lius dispensationem impetrandi vel per pervicaciam obtinendi, dispensa- 
tionis concessio difficilior redditur; si copula reticetur. dispensatio 
nulla est. 

f) Periculum haeresis, quod adest, quando oratores catholici, locus 
vero mixtae religionis est. Cum apud nos paucissimi acatholici repe- 
riantur, sponsis defectionem a fide catholica minantibus non facile cre- 
dendum est. Praeterea talis defectio vix aliquid juvaret, cum in Austria 
etiam acatholicis matrimonia in propinquioribus consanguinitatis et affini¬ 
tatis gradibus vetita sint, et lege civili cautum Bit, ne hac de causa ab 
Ecclesia catholica deficientibus dispensatio super impedimentis in Codice 
civili occurrentibus concedatur. 

17. Li bellum supplicem pro dispensatione obtinuenda vel ipsi oratores 
concipiunt et subscribunt, vel hoc fit ab alia persona eorum nomine. Hoc 
casu libellus per respectivum Parochum, cujus est indicare, utrum adducta 
dispensationis motiva veritate nitantur et adjioere ea, quae pro vel con¬ 
tra dispensationem militant, ad Ordinariatum Archiep. transmittendus 
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est. Maxime rei conveniens est, si Parochus ipse oratoram nomine 
libellom snpplicem componit. Imprimis vero necessariam est, at coasae, 
quae sive ab oratoribos sive a Parocho ailegantar, verae sint, alias 
dispensatio foret invalida; dispensatio enim pontificia plerumque expres- 
sam claasolam adjonctam habet: Sipreces veritate nitantur. Admonendi 
snnt itaque oratores, ne addacant falsa (obreptitio) vel reticeant vera 
quae ad rem pertinent (snbreptitio). Sunt vero sequentia, ad qaae in 
componendo libello supplici prae eeteris attendere oportet: 

a) Si agitor de dispensatione pro foro externo nomina et cogno- 
rnina oratoram accurate indicanda sunt, nec non eorum aetas, et »tattu 
(an coelebs, viduus). 

b) Impedimentum vel impedimenta clare et . in saa specie exponenda 
sunt. Si agitur, quod plerumque fit, de impedimento ex consanguinitate 
vel affinitate proveniente, addendum est consanguinitatis vel affinitatis 
Schema. Si ambo sponsi oratores ex eadem parochia sunt, non opus 
est adjungere attestata Iegalia ex matriculis paroch. descripta, sed sufficit, 
si parochus post diligens examen sub fide sacerdotali confirmet, petentes 
hoc illove gradu invicem conjunctos (consanguineos) esse vel se invicem 
attingere (affines). Si oratores gradu proximiori et inaequali invicem 
conjuncti sunt vel sese attingunt, cognationis ratio specialiter exprimi 
debet, v. g. A. et B. conjuncti sunt in primo et tertio consanguinitatis 
gradibus, exinde quod orator sit patruus magnus oratricis, etc. Ad rem 
illustrandam in margine libelli supplicis vel folii, quo parochus eundem 
comitatur, simplex Schema consanguinitatis vel affinitatis designan- 
dum est. 

c) Si fors inter oratores copula carnalis habita fuerit, ea expressa 
commemoranda est, sive sit occulta sive publica, et qualecumque ‘impe¬ 
dimentum fuerit, super quo dispensatio desideratur. 

Si reticetur copula habita ex malitiosa intentione, ut dispensatio 
facilius obtineatur vel si ex eodem motivo falso asseritur, dispensatio 
nulla esset. Si oratores post petitam dispensationem et ante dispensa- 
tionis executionem copulam iilicitam inter se habuerint, respective itera- 
verint, dispensatio irrita est et denuo Romae petenda esset. 

d) Pro diversitate gradus consanguinitatis vel affinitatis et conditio- 
nis oratoram solvenda est Romae compositio sive taxa. Conceditur 
vero dispensatio apost. pro foro externo in forma pro nobilibus, in 
forma communi et in forma pauperum. Pauperes et miserabiles repu- 
tantur omnes, qui proprio labore et industria tantum sicut agricolae 
et opifices communiter vivunt. S. Sedes enim in suis literis tamquam 
conditionem id requirit: „dummodo ipsi pauperes et miserabiles sint, et 
ex labore manuum et industria tantum vivunt .“ 
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Ubi agitur de personis pauperibus et miserabilibus, scripto attestato 
opus non est, sed sufßcit confirmatio Parochi. Si vero oratores pauperes 
diei non possint, id indicandum et circa eorum fortunam scriptum 
testlmonium adferendum est. 

e) Demum Parochus testari debet, oratores catholicae fidei cultores 
et in religione saltem sufficienter instructos esse, nec aliud obstare im- 
pedimentum canonicum Tel civfle. 

18. Dispensatio Romae impetrata fit In regula in via commissoria 
i. e. S. Sedes apost. non ipsa dispensat, sed dispensationis Breve juxta 
hodiernam praxim mittit ad Officialem Archiepiscopi vel Episcopi cum 
facultate illud exequendi, postquam sibi persuaserit, adductas dispensationis 
causas veritate niti. Licet hodie dispensationes in regula non concedantur 
nisi mediante respectivo Ordinario, cujus est facta prius diligenti in- 
formatione sibi persuadere, allatas dispensationis causas veritate niti: 
fieri nibilominus potest, ut tempore dispensationis rerum adjuncta nota- 
biliter mutata sint. Hino executor respectivi Brevis pont., antequam 
ad ejusdem executionem procedat, persuasum sibi habest, rei statum 
interim non fuisse immutatum, v. g. per copulam carnalem, quae post 
factam supplicationem locum habuerit, vel si praecipuum dispensationis 
motivum v. g. per mortem prolis legitimandae cessaverit, vel si ora¬ 
tores propter obtentam pinguem haereditatem pauperes non sint. Si 
dispensatio conceditur in forma pauperum et simul ob causam inhones- 
tam vel diffamantem a delegato apost. haecce praestanda sunt sub poena 
nullitatis: 

d) Parocho sponsorum injungitur, ut ipsos separet, ne in peccato 
perseverent. b) Si durante hac separatione vel ante obtentun^ a dele¬ 
gato dispensationis decretum oratores se denuo carnaliter cognoverint, 
opus est nova dispensatione, quam ,J*erinde valere* l appellant. c) Ora- 
toribus poenitentia salutaris injungenda est, qua peracta d) juramentum 
ab oratoribus exigendum est, quod incestus reatum sub spe facilius 
obtinendae dispensationis non perpetraverint. 

Quibus peractis dispensationis decretum executioni mandatur et 
postea ad Acta matrimonialia reponendum est. 

19. Si agitur de dispensatione pro furo int emo , Parochus sive 
Confessarius tecto nomine rem ad Ordinariatum archiep. deferat etiam 
casu, quo dispensatio a Poenitentiario majore S. Sedis ap. petenda esset. 
Dispensationis decretum Confessarius respectivus exequitur, cujus est in 
actu confessioms sacramentatis cum oratore poenitente interrogatorium 
instituere circa veritatem eorum, quae pro dispensatione consequenda 
allata sunt. 
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Post confessionem sacramentalem et peractis, quae dispensationis 
literis praescribuntur, nee non praemissa consueta absolutione: „ Domi¬ 
nus noster J. Ch. etc.“ subj ungat Confessarius: „Et insuper auctoritate 
ApostoJica mihi specioliter delegata dispenso (v. g.) super impedimento 
primi affinitatis gradus, proveniente ex copula illicita, quam cum sorore 
tuae putatae conjugis antea habuisti, ut illo non obstante, renovato con- 
sensu cum praefata conjuge, matrimonium cum illa contrahere, consum- 
mare et in eo remanere licite valeas et possis. In nomine Patris etc. 
Et pariter eadem auctoritate Apost. prolem, siquam suscepisti et in 
futurum susceperis, legitimam fore declaro. In nomine Patris etc.“ 

Notanda est hac in re decisio S. Poenitentiariae hujus tenoris: 

„S. Poenitentiaria ad propositum dubium respondet, quod, dummodo 
Confessarius, literarum S. Poenitentiariae executor servet, quae sibi in 
iisdem literis praescribuntur, tune datae vigore earumdem literarum 
dispensationes vaiidae erunt, ctiamsi contingat poenitentem ex sua indis- 
positione a peccatis rite absolvi non posse, curare debet eundem poeni¬ 
tentem recte disponere vel si disponi nequeat in praesenti, unacum ab- 
solutione a peccatis differre quoque praedictas dispensationes, nisi forte 
urgens aliqua necessitas suadeat dispensationes easdem accelerare (i. e. 
absque sacramentali absolutione concedere). 

20. Obtentä dispensatione post matrimonium contractum, matri- 
monii convalidatio institui debet, et quidem sine repetitione proclama- 
tionum coram parocho et duobus testibus, si super impedimento publico 
dispensatum est. Concessa dispensatione pro foro interno tantum, 
sufficit renovatio consensus inter partes sine Parocho et testibus. Vide: 
Instr. §§. 87 — 90. 

In Nostris literis dd. 4. Not. 1856 n. HI. notavimus, Nos acce- 
pisse a S. Sede Ap. facultatem sanandi in radice omnia matrimonia, 
quae in archidioecesi Goritiensi praeteritis temporibus usque ad 20. 
Junii 1856 sine Sedis Apost. dispensatione cum impedimentis ibi enu- 
meratis contracta fuere. Ad omne dubium hac in re tollendum decla- 
ramus, talia matrimonia esse tamquam valida consideranda, utpote a 
Nobis auctoritate apost. in radice sanata. 

Datum Goritiae ex aedibus archiepiscopaübus die 20* Febr. 1858. 

ANDREAS m. p. Pr. Archiepiscopus. 
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Verordnung de» Ministerium» für Cuttua und Unterm 
rieht vom 96. JtMüre tSS8, 

gültig für den Umfang des Reiches, betreffend die Behandlung der znm Vorschein 
gekommene* Beete „Wen -Jerusalem, Nen-Salemiten, Johannesbrüder, Bekenner 

der reinen christlichen Lehre/ 4 

Nach den Grundzügen der Glaubenslehrsätze, zu denen sich die 
Anhänger der unter den Namen „Neu-Jerusalem, Neu-Salemiten, Jo¬ 
hannesbrüder, Bekenner der reinen christlichen Lehre“ in neuerer Zeit 
zum Vorschein gekommenen Secte bekennen, läugnen dieselben die Noth- 
wendigkeit der öffentlichen Gottesverehrung, gleichwie sie dem zu dem 
Bestände jeder Gesellschaft unerlässlichen Verhältnisse zwischen Vorge¬ 
setzten und Untergebenen die Anerkennung versagen, und eine kirchliche 
Autorität nicht zulassen, wesshalb ihnen die Elemente einer Religions¬ 
genossenschaft abgehen. 

Bei diesem Sachverhalte kann die erwähnte Secte im Sinne des 
kaiserlichen Patentes vom 31. December 1851 (Reichsgesetzblattes vom 
Jahre 1852, Nr. 3) nicht als Kirche oder Religionsgesellschaft anerkannt 
werden, und sind die Anhänger derselben als Glieder jener Religions¬ 
genossenschaften anzusehen und zu behandeln, denen sie nach Ausweis 
des Taufactes oder eines in gesetzlicher Weise erfolgten Uebertrittes 
angehören. Demnach wird im Einvernehmen mit den Ministerien des 
Innern und der Justiz und mit der obersten Polizeibehörde verordnet, 
dass gegen Jene, welche die genannte Secte befördern, oder an der¬ 
selben Theil nehmen, auch wenn damit eine andere strafbare Handlung 
nicht verbunden sein sollte, nach $. 304 des Strafgesetzbuches, und wo 
diese gesetzliche Bestimmung nicht anwendbar erscheint, nach Massgabe 
der Ministerialverordnungen vom 3. April 1855 (Reichsgesetzblatt, 
Nr. 61) und vom 30. September 1857 (Reichsgesetzblatt, Nr. 198) 
vorzugehen ist. 

Graf Thun , m. p. 


Verordnungen der Dläeese Caanai auad Temeavar. 

Funduales in Ubros inspectto adurgetur. 

Annus jam prope evolvitur, ex quo sollicitudinem Vestram medio 
Circularium, ddo. 20. Febraarii 1857, Nr. 351 in eo provocavimus, ut 
fundis parochialibus intendere et inspectis libris ftmdualibus certam Vobis 
scientiam pro curare, omnes fundos rite esse incriptos, ac subin in con- 
spectu tabellari statum proprietatis Ecclesiarum parochialium et scholarum 
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isthuc exhibere curetis. — Com vero usque in praesens vix pancissimi 
bis ordinibus morem gesserint, herum Serie praedictos ordines republi- 
camus et eornm observantiam serio reinculcamus, — onus responsionis 
et indemnisationis in ipsos reclinantes, qui sua culpa et negleptu, in ob- 
versum juramenti sui investituralis damna quaepiam Ecclesiis et Parochiis 
causaverint. 

Datum Temesvarini, die 11. Februarii 1858. 


Spornt in tribus bannt$ dispensati non iterent jusjurandum coram 

civili Magistrate. 

Erga positam per hunc Ordinariatum apud c. r. Cultus et Institu- 
tionis Ministerium quaestionem intuitu juramenti per nupturientes in 
tribus bannis dispensatos conformiter §. 85 Instructionis et §§. 39 et 
40 legis matrimonialis civilis nuncupandi, quod quidam magistratus 
civiles etiam posteaquam nupturientes coram Parocho proprio dictamine 
§. 85 Instructionis 6ub fide jurata affirmassent, quod ipsis nullum con- 
junctioni suae impedimentum obstans notum sit, ab iisdem nupturientibus 
secundo deposcebant et sibi nuncupari faciebant, — praeveneratum Mini¬ 
sterium edita ben. resolutione, ddo. 28. Januarii a. 1. Nr. 1222/39 de- 
claravit: sufficere si nupturientes quaestionatum juramentum semel tantum 
coram parocho proprio, adhibito quatenus id fieri possit, etiam testi- 
monio legali nuncupaverint, et desuper scriptum documentum confectum 
fuerit inter acta parochialia registrandum. 

Vestrum itaque erit Y. F. et F. D. in eventuris casibus huic nor- 
mali resolutioni conformiter juramentum saepefatum deposcere et respec- 
tivos nupturientes praemonere, eosdem ad iterandum coram Magistratu 
Civili juramentum non obligari. 

Datum Temesvdrini, die 12. Februarii 1858. 


Concursuali ab examine dispensatur nemo; depositum autem post sex 

annos exspirat. 

Cum non obstantibus ordinibus Circularibus, quorum tenoribus prae- 
monebantur singuli quique seu Parochi, seu Administratores, hoc utique 
magis Capellani, quod habilitatem pro candidatione vel recipienda prae- 
senta ad effectum obtinendi beneficii, exclusa dispensationis gratia, non 
aliter quam superato cum effectu debito examine concursuali possint ac- 
quirere, inveniantur, qui ad praevium effectum, consequendi nimirum 
beneficii seu per candidationem, seu simplicem praesentam Patroni pro 
gratia dispensationis ad Ordinariatum recurrant, — necessarium duximus 
tenore praesentium dedarare, recursibus hujusmodi hoc etiam minus 
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dehinc posse locum dari, quod Art. XXIV. Coneordati sancitum sit: 
„Parochiis providendum esse publico indicto concursu et servatis Con- 
cilii Tridentini praescriptionibus.“ — Accedunt bis praescriptionibus re- 
solutiones qacrae Congregationis editae, quibus statuitur 1. Posse Epis- 
copum examinare parocbos et reotores semel approbatos ad curam ani- 
marum, quando adest vehemens suspicio de illorom imperitia; 2 Posse 
ad hujusmodi examen procedere etiam extra Visitationen!. 3. Ad dic¬ 
tum examen faciendum haud necesse esse, ut judiciales probationes im- 
perltiae praecedant. (20. Aug. 1628, — 13. Jan. 1635, — 15. Jan. 
1667.) 

In horum itaque conformitate declaramus, recursus pro gratia dis- 
pensationis dehinc exhibendos simpliciter seponendos fore. Denique 
reflexos volumus etiam illos, qui examen concorsuale subiverunt, illius 
vim post elapsum sexennium exspirare. 

Datum Temesyarini die 15. Febrnarii anni 1858. 


Lapsas contra personas, impraegnatores et concubinarios vetitum eccle- 
siasticum sancitur , agendorumque nortna praescribitur. 

E conspectu tabellari illegitimarum prolium decursu anni 1857 in 
lacem editarum — utut plures Districtus (quorum nominibus ea spe 
parcimus, fore ut bis lectis neglecta compensent) jussis Nostris ddo. 
20. Februarii 1857 Nr. 341 pag. 127 puncto 2 editis morem gerere 
neglexerint — non sine gravi animi moerore perspeximus morum coru- 
ptelam, quae olim ad civitates tantum et oppida frequentiora erat re- 
stricta, jam etiam rurales pagos attigisse in iisque strages edidisse 
deplorandas. 

Concubinatus scelesta contagio pari fere passu invalescit; neque 
desunt inveterata arbitraria divortia, quae malorum horum cumulum 
adaugent, quibus, nisi repagula tempestive fuerint adhibita, verendum 
est, ne ex illis utraque respublica detrimenta capiat, quae medelam non 
jam admittant. 

Non est hojus loci ad tuendum sextum Dei praeceptum in arenam 
descendere et multis prosequi: parem esse omnium decalogi praecep- 
torum vim et sanctiönem, neque minus obligare sextum, quam primum 
et ultimum, quintum vel septimum. At vero tanto magis necessarium 
ducimus Vestrum V. F, et F. D. et vigilantiam acuere et selum exci- 
tare, ut ad mortifera animarum corporumque vulnera, quae eo magis 
stmt exitialia, quo minus in censnm vocantur, consananda et praecavenda 
omnem operam conferatis. 

Est vero prima mali medicandi conditio, ut cognoscatur, sed et 
Moy’s Archiv für kath. Kirchenrecht. III. Band. 7 
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prima pastoralis officii recte procurandi lex est: cognoscere oves soas 
et errantes requirere, pereuntes ad salutem revocare. In eo igitur prima 
enra ponenda est, ut nihil Vos lateat eorum, quae opem operamque 
Vestram deposcant* Alterum est: meminisse, Christi servum esse non 
posse, qui hominibus magis quam Deo displicere metuat, et tnanum malo 
tollendo absque personarum acceptione admovere, aut certe Nostram 
opem interpellare, cum conatus Vestros in irritum abire videritis, aut 
abituros ob adiuncta singularia forsan praevideritis. 

Haec in genere. — Speciatim aatem quod spectat lapsas, — or- 
dinamus: 

1. Omnes personas lapsas, seu viduae eint seu innuptae, si matri- 
monio jungi voluerint, etiamsi per impraegnatores, respective defloratores 
suos essent cohonestaßdae, teiüo Ecclesiastico afficimus, a quo dispen- 
sationem elargiri Nobis reservamus. — Idem valet de impraegnatoribus 
et defloratoribus (non tarnen de concubinariis, qui suas concubinas 
voluerint, dummodo null um obstet canonicum vel civile impedimentum 
cohonestare) seu defloratas seu alias in matrimoniale consortium expe- 
tierint. — Attamen 

2. Minime id intendimus hac ordinatione, ut impedimenta pona- 
mus lapsarum per subsequens matrimonium cohonestationi. Quare si 
adjuncta singularia in speciali casu forsan obversantia rigorem hunc 
temperandum suaderent, non inhaeremus litterae; volumus tarnen, ut de 
talismodi casibus Curati referant et dispensationem tempestive a Nobis 
expetant gratis utique elargiendam. — Ad prudentiam pastoralem spec- 
tabit Casus hujusmodi indulgentiae dignoscere. 

3« Lapsas et impraegnatores, nonsecus concubinarios notorie tales, 
denique in arbitrario divortio viventes ab officio patrinorum et matri- 
narum, item testium matrimonialium arcemus. Caeterum supervacaneum 
existimamus monere bac Nostra dispositione minime derogari Circulari- 
bus, quas nuper de coSrcendis et ad vitae christianae legem revocandis 
concubinariis edidimus. 

4. Praemissa ex ambone — ibi ubi praefatorum delictorum rei 
deprehensi fuerint — ad notitiam fidelium perferenda volumus, ne de 
non publicata poenali sanctione jure quodam queri possint, qui sese 
eidem obnoxios reddiderint. 

5. Concubinarios notorios non secus in arbitrario divortio existentes, 
denique personas prostituti pudoris — nisi manifeste dederint ante 
mortem (non utique repentinam et improvisam, qua copia signa peniten- 
tiae dandi et respective observandi excluditur) poenitentiae signa — 
inter publicos peccatores referendos, eisque sepulturam ecclesiasticam 
denegandam esse, non est, quod multis inculcemus. 
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Quod porro spectat ad immatriculationem prolium illegitimarum, 

sequentia observanda praescribimus: 

1. Nomen genuinum, aetas, conditio (coelebs vel vidualis) domi cilium et 
religio matris diligenter percontanda sunt. 

2. Idipsum observandum circa matrinas, quae tali occasione passim non 
ab omni parte probatae solent adhiberi. 

3. Nometa patris non inscribatur, nisi ipsemet coram testibus reeognos- 
cat, ac tum tarn pater qaam testes Matricae inserendi, si scripturae 
sint ignari (quodipsum adnotetor) secus vero ipsiment nomina sua 
inscribant. 

4. Prudenter et caute indagandum est in patrem prolis illegitimae, 
quamquam ad recognoscendam paternitatem, nisi aperta sint argumenta, 
minime cogendus. 

5* Deniquc opportunum duximas monere Caratos, ut non patiantor infan¬ 
tibus in baptismo imponi nomina' profana, uti Hectoris, Arpadi, 
Zoltani etc., quae in martyrologio non leguntur. 

Datum Temesvarini in Residentia Episcopali die 8. Martii 1858. 


Domicilii veri et quasi-domiciHi sponsorum, horumve promulgalionis 

intuitu instructio datur. 

Cum circa applicationem §.61 Instructionis pro Judiciis Ecclesia- 
sticis Imperii Austr. „Si sponsus vel sponsa non tantum verum sed 
etiam quasi-domicilium habet, trina promulgatio tarn a parocho veri 
quam a parocho quasi-domicilii eorum instituenda est“ hincinde dubia 
emersissent, non erit superfluum nonnulias clarificationes in hoc merito 
in medium afferre, et quidem eo magis, quod per debitum normalium 
circa denunciationes praescriptarum observamen possint tantum matri- 
monia illegalia et invalida praecaveri. 

Nomine domicilii veri intelligitur locus, in quo quis pro se vel 
familia sua mansionem seu residentiam destinatam et permanentem habet 
vel exclusive, vel saltem principaliter ita, ut abinde absens, peregre ab¬ 
esse dicendus sit. Quasidomicilium vero est locus, in quo quis manen- 
tem sedem quidem figere non intendit, sed ubi tarnen longiori temporis 
tractu propter certum finem degit ita, ut quajndiu hic commoratur, domo 
absens censendus sit. 

Quod minorennes attinet, hi verum domiciünm ibi habent, ubi 
parentes, nutricii vel tutores eorum resident; (quod tarnen de majoren- 
nibus haud obtinet) hinc Studiosi, qui studiorum causa e. g. Temes- 
varinum a parentibus mittuntur, utut hic longiori tempore commorentur, 
quasi-domicilium tantum nanciscuntur; idem valet de sodalibus opificum, 
et aliis in servitiis privatis constitutis, necnon operariis minorennibus. 

7 « 
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Omnes hi si ad vota matrimonii transire cupiunt, tarn in quasidomi- 
cilio quam in vero domicilio, ubi parentes vel tutores degunt, promul- 
gandi veniunt. — Saepe evenit, ut minorennes locum commorationis 
suae, qui eisdem quasidomicilium dabat, mutent et novum quasi-domi- 
cilium per hoc acquirant; hi proinde tarn in hoc novo quasi-domicilio 
quam in vero promulgari debent, — quodsi tarnen in novo quasi-domi¬ 
cilio nondum sex hebdomadas transegissent, promulgatio tarn hic, quam 
in ioco, ubi ultimario sex hebdomadibus habitabant, neenon in vero suo 
domicilio, adeoque tribus in locis erit instituenda. 

Officiales et servi publici verum domicilium ibi habent, ubi munere 
suo ordinarie defunguntur et servitia ordinarie praestant. Si tarnen ab 
hoc vero domicilio suo ad extraordinarias functiones alio exmittantur, 
et hic diutius commorentur, quasi-domicilium acquirunt, proin tarn hic 
quam in vero domicilio promulgandi. 

Servi privat! in loco servitii sui quasi-domicilium tantum habent. 
Sed qui servitii causa locum commorationis continuo mutare cogitur, 
talis neque quasi-domicilium acquirit; ubi vero herus quasidomicilium 
habet, acquirit etiam ejus servus. 

A vero domicilip et quasi-domicilio distingui debet locus natalis 
et locus indigenatus, seu ubi quis jure indigenatus gaudet, neenon locus 
commorationis, quamquam fieri possit, ut ex his plura simul coincidant; 
e. g. si quis in loco natali permansit, ibi simul domicilium verum ha¬ 
bet; quod tarnen de illo haud obtinet, qui parentibus peregre agentibus 
extra actuale suum verum domicilium natus est, vel cujus parentes 
paulo post ejus nativitatem aliorsum transmigrarunt. 

Commorationis locas ille dicitur, ubi aliquis nec permanenter nec 
majori temporis tractu, sed solum transennaliter propter certum negotium 
et finem commorari intendit. In hunc censum veniunt e. g. qui vero 
domicilio suo quidem penitus valedixerunt, quin tarnen conditiones ad 
consequendum novum stabile domicilium adimplessent; mercatores, qui 
commercii causa in aliquo loco brevi tempore commorantur; peregrinantes 
in genere, etiamsi fors infirmitate correpti in uno loco majori temporis 
spatio detinerentur; personae refocillandarum virium causa ad thermas 
proficiscentes et ibi diutius commorantes, neenon, quorum occupatio Con¬ 
tinua cum peregrinatione conjuncta est, quales sunt: diversi commis- 
sionarii, personae ad circum equestrem pertinentes, funambuli, comici 
etc. — omnes hi in his locis ubi commorantur, nec verum nec quasi¬ 
domicilium obtinent. 

Doctrina de quasi-domicilio nostris imprimis temporibus, ubi cum 
multiplicatione viarum ferrearum quisque occasionem nanciscitur domi¬ 
cilium suum industriae causa sine magnis difficultatibus permutandi et 
quasi-domicilium acquirendi, maximi est momenti. Innumeri enim sunt, 
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qai a diversis orte ad nostram plagam oonvolant e. g. opifices, ope- 
rarii, qui io exstruendis vite ferreis operam navant, item persooae ad 
theatrnm spectantes etc., omnes isti hie quasi-domioilium habent ao pro- 
inde ad vota matrimonial ia transeontea per parochum tarn quasi-domicilii 
sui, quam veri domicilii promulgari debent. Si tarnen verum domicilium 
nullibi haberent et in quasi-domiciiio spatio onias anni nondum fuissent 
morati, tune promulgatio instituenda est simul in loco indigenatus vel 
isto deficiente in loco natali, in qaantum fieri potest. 

His praemissis opportunum erit regulas in promulgationibus prae 
oculis habendas evidentiae causa adnectere. 

1. Si sponsus vel sponsa verum tantum domicilium babent, pro¬ 
mulgatio tantum per parochum proprium erit instituenda. 

2. Sponsi vel sponsae praeter verum etiam quaeidomiciHum habentes 
promulgandi sunt tarn per parochum veri, quam per parochum quasi- 
domicilii. Si quis tarnen sponsorum plura quasi-domicilia haberet, suf- 
ficit, si denunciatio in parochia veri domicilii et in uno loco quasidomi- 
cilio instituetur. Instr. §.61. 

Notandum. Si sponsus vel sponsa nec in vero, nec in quasidomi- 
cilio suo, ubi promulgatio institui deberet, per sex sattem hebdomadas 
habitet, promulgatio fieri debet etiam in parochia illius loci, ubi ulti- 
mario sex hebdomadas transeglt §. 62. 

3. Qui tantum quasi-domicilium habent, et hic unum annum non¬ 
dum transegerunt, promulgandi sunt tarn hic in quasi-domilio, quam 
etiam in loco ubi jure indigenatus pollent, vel si hoc excidissent, in 
quantum fieri potest, in loco natali. §. 63. Sex hebdomadarum com- 
moratio sufficit quidem, ut quis parochianus fiat, non tarnen relaxat prae- 
missas promulgationes. 

4. Qui nec verum, nec quasidomicilium habent, promulgandi sunt 
per parochum loci, in quo actu commorantur, et in loco indigenatus, si 
vero hoc carerent, in quantum fieri potest, in loco natali. §. 63. — 
Talium tarnen copulatio sine speciali indultu Ordinarii prohibetur. §.73 
Instructionia. 

Regulae hic recensitae deserviunt instar cynosurae etiam in insti- 
tuendis denunciationibue personarum ad müiliam stabilem , proinde ad 
jurisdictionem parochi civilis pertinentium. 

Cumque bis accurata observatio legum praescriptarum impensius 
commendatur, simul in memoriam revoeatur in omni emergente dubio 
ad Ordinariatum recurrendum esse. 

Datum Temesvarini, die 9. Martii 1858. 



Intiructio pro Juditii EppoHs Matrimonialis Commssariü in Dioe- 
cesihtu, Jaurinensi, Csanadiensi et Temewaretui. ') 

' Dt fideles Dioecesis meae omni legetenug admissa facilitate fruantnr, 
vigore §.214 Instructionis pro Judiciis ecclesiasticis quoad causas matri¬ 
moniales editae, Commissarios episcopales designandos ac deputandos 
esse censtii, qui in remotioribus Dioecesis oris causas in ordine ad ob- 
tinendum mensae ac thori divortium suscitatas cognoscant, et praeviam 
inquisitionem peragant. 

Ac proinde Commissarii hi delegata sibi ab Ordinario potestate 
recipient: 

1. Actiones, quae ad divortium quoad thorum et mensam moventur. 

2. Instituent praeviam super hujusmodi actione inquisitionem. Et 
bis definitur omnis ipsorum activitas quantum ad causas matrimoniales, 
hanc autem etjara activitatem exercebunt non jure proprio, quod ipsis 
nullatenus competit, et vigore Cap. XX, Sess. XXIV de reform. Concil. 
Trident, neque competere potest, sed jure delegato, cujus delegationis 
Commissarios nunquam non memores esse oportet, quamque in omnibus 
suis relationibus exprimant, est necesse. Recte quia praeattactam activi¬ 
tatem jure delegato Episcopi, seu Judicii matrimonialis episcopalis 
exercent, iccirco illam alteri subdelegare nequeunt; si proinde contingeret 
ipsos in exercitio delegatae activitatis impediri, alterum loco ipsorum 
semper Episcopus delegabit. Ceterum actiones scopo obtinendae separa¬ 
tio nis quoad thorum et mensam recipere, et quoad receptas praeviam 
inquisitionem adornare possunt fundamento decreti, quo in Commissarios 
episcopales deputantur, quin quoad similes causas in singulis casibus 
opus foret nova delegatione. Nihil autem ultra praeattactos activitatis 
limites vi ejusdem decreti agere ipsis licitum est, quare non possunt in¬ 
quisitionem stricte judiciariam i. e. probatoriam neque in causis pro 
obtinendo divortio quoad thorum et mensam inotis instituere, multo 
minus in causis vincularibus vel miniuium actum judicialem praesuscipere, 
nisi peculiariter ab Episcopo, seu a Judicio matrimoniali episcopali de- 
Iegentur. Imo si eveniret, ut praevia inquisitio, quam vi decreti generalis 
adornant in causis pure divortialibus non posset continuari, quin super 
äliquo incidenti puncto interlocutoria sententia feratur, inquisitionem in- 
choatam suspendent, rein ad Judicium matrimoniale episcopale referent, 


t) Fraesentem Instruotionem perRsm. Ordlnariatnm Jaarlnensem pro Commtsaariis 
Judicii Eppalls Matrimonialis editam, propter concinnam claritatem, qua agenda 
Commissariorum per leges novellares matrimoniales praescripta in unum coiligit, 
eorumque praxlm succincte nec minus tarnen exacte proponit, instar normae 
in sua quoque Dioecesi praescribendam ao publicandam duxit Rvmus. Temes- 
varlensis Episcopus. 
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illiusque decisionem opperientur. Commissarii cajuslibet acttvitas porro 
restringitur ad assignatum sibi in decreto nominationis territoriam, i. e. 
ad omnes et solas illas parochias, qnas dictum territorium complectitur. 
Commissarii munus est ad nutum Ordinarii revocabile, cui etiam jus 
competit pro singularibus casibus alium quoque ad agendas in territorio 
matrimoniales causas deputandi; Commissarii munus ipso facto cessat, 
si transferatur ad* alium beneficium, quod non est in territorio eidem 
assignato. Commissario adjungetur per Ordinarium Notarius, qui Om¬ 
nibus inquisitionibus per Commissarium instituendis interveniat, est ne- 
cesse. Tarn Commissarius, quam Notarius, antequam munere hoc fungi 
incipiant, juramentum nuncupabunt juxta formam, ab Ordinario prae- 
scribendam. 

I. Tenore §. 215. Instruction» pro Judiciis ecclesiasticis actio ad 
impetrandum divortium scriptotenus vel oraliter proponi potest. In ar- 
bitrio divortium petentis situm est, hunc vel illum modum eligere. 
Nullam actionem, quomodocunque propositam, recipiat Commissarius nisi 
certum et concernentis parochi testimonio coinprobatum sit, reconciliationis 
tentamen cum conjugibus ad exlgentiam $§.211, 212, 213 Instruction» 
pro Judiciis matrimonialibus institutum flösse. Actione enim ad divor¬ 
tium sine praemissis idmodi tentaminibus locus esse nequit. 

II. Cum sententia in foro incompetente lata nulla.sit, investiget 
porro Commissarius, num ratione causae movendae Judicium matrimoniale 
episcopale sit competens. Haec competentia pendet partim a religione 
partim a loco domicilii litigantium conjugum; Ad rectum de competentia 
fori judicium formandum prae oculis habeat Commissarius dispositiones 
SS. 59 et 66 leg» Civilis matrimonial», item §§. 41 et 96 Instruction» 
pro Judiciis ecclesiasticis, quibus conformiter Judicium matrimoniale 
episcopale est forum competens a) ratione omnium pure catholicorum 
matrimoniorum, b) ratione ejusmodi mixtorum matrimoniorum, quae talia 
fuerunt ab origine, et quidem sine respectu ad religionem partis ac- 
toreae, ac proinde hoc in casu etiam acatholicus conjux divortium non- 
nisi apud Judicium matrimoniale episcopale sollicitare potest et debet, 
c) ratione ejusmodi mixtorum matrimoniorum, quae tardius per conver- 
sionem unius conjugum facta fuere mixta, si nimirum ad divortium agat 
pars ad catholicam fidem conversa, — Insuper conjuges in caus» 
matrimonialibus subsunt Episcopo, in cujus Dioecesi maritus domicilium 
habet, quod uxor, ut citato $.41 Instruction» dicitur, sequi tenetur. 
Ab hac regula excipitur Casus, si nimirum maritus uxorem suam mali- 
tiose deseruisset. in hoc casu uxor actionem ad divortium coram foro 
matrimoniali illius Episcopi movere potest, in cujus Dioecesi ipsa domi¬ 
cilium habet. Si Commissarius bas dispositiones legis attenderit, nullo 
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negotio determinare poterit, num actionem ad divortium recipere possit, 
aut rejicere debeat. 

UI. Competentia fori ad liquidum deducta videat dein Commisarius, 
num conjux divortium petens hoc jure etiam gaudeat. Causae, ob quas 
separatio a thoro et mensa jure peti potest, innuuntur §§. 207, 208, 
209, 210 Instructionis pro Judiciis ecclesiasticis. Qui null! e causis, 
quae in praecitatis $. §. enumerantur, petionem divortii superstruit, jure 
illud petendi non pollet. Gommissarius itaque ad vertat, utrum causa, 
cujus fundamento conjugum unus actionem ad divortium movere vult, sit 
canonica, cumque actori incumbat etiam onus probandi, mox quaerat ab 
illo, num existentiam causae, quam allegavit, etiam evincere possit, et 
quidem probis, quae per legem requiruntur, et in §§. 223 — 233 In¬ 
struction» pro Judiciis ecclesiasticis proponuntur. 

IV. Fieri potest, ut querulans conjux jure petendi divortium, quod 
aliquando habuit, exciderit, v. g. quod adulterium alterius conjugis ap- 
probaverit, permiserit. Iccirco Commissarius investiget porro, num conjux 
divortium petens hoc suum jus non amiserit. 

V. Conjugem, qui divortium non fundamento causae canonicae soll!— 
citat, vel qui causam quidem canonicam allegat, sed sufficientia et prae- 
scripta probationis media indicare nequit, ab actione quidem movenda 
non repellat Commissarius, imo actionem hujuscemodi etiam conjugis 
recipiat, addita tarnen declaratione, me tuend um esse, ne Judicium matri¬ 
moniale episcopale actionem ductu §. 216 Instruction» pro Judiciis 
ecclesiasticis rejiciat. 

VI. Actor, i. e. divortium petens conjux juxta dispositionem §. 215 
Instruction» pro Judiciis ecclesiasticis statim dum actionem proponit, 
indicare debet diem et annum initi matrimonii cum conjuge, a quo se- 
parari vult, praeterea numerum et aetatem prolium, si quae ex illo 
prognatae fuerint. Si Commissarius observet in actione scripta haec 
desiderari, illa mox suppleat est necesse, ita tarnen, ut in ipsum libellum 
actionalem nihil inscribatur, sed quae in illo desunt, in distincta ebarta 
notentur. 

VII. Actio scripto proposita nunquam ad Commissarium, sed semper 
ad Judicium matrimoniale episcopale dirigi, eidemque etiam inscribi 
debet, etiamsi a Commissario recipiatur. 

VIII. Si querulanti conjugi actionem oraliter proponere placuerit, 
tune super eadem a Commissario et Notario protocollum sic dictum 
actionale conficiendum est. Praemittatur annus, dies, mens» confeeti 
protocolli, adnotetur objectum v. g. sic: Actio contra N. N. ad Separa¬ 
tionen! perpetuam vel temporaneam a thoro et mensa propter adulterium 
vel malitiosam desertionem etc. etc. dein querulans conjux provocetur 
ad dicendum tarn suum, quam conjugis alterius nomen, cognomen, Reli- 
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gionem, aetatem, locum domicilii, conditionem (opificium), tempus initi 
matrimonii, oumerum, aetatem et sexum prolium, denique ad producenduin 
reconciliationis per parochum tentatae testimonium; quidqnid Actor re- 
sponderit describatur. His babitis Commissarius querulantem ad cohabi- 
tandum alten conjugi permovere studeat. Effectu non subsequuto ad 
causam circumstantialiter proponendam provocetur, et quod proposuerit 
per Notarium protocoilo inscribatur. Causa proposita Actor interrogetur, 
num velit ac possit, quae proposuit, probare sufficientibus, et quibus in 
specie medtis e. g. per instrumenta üteraria, per testes etc. etc. — 
Actio proposita et in scriptum redacta Actori legntur, ex eodemque 
quaeratur, num Actio rite protocoilo inserta sit, num nihil mutare, aut 
adjicere cupiat. Eesponsum protocoilo mandetur, illudque claudatur, et 
apposito anno, die mense subscribatur per Actorem ex una, per Com- 
miasarium et Notarium ex alia parte. Idem modus tenendus est in 
otnnibus Inquisitionibus in quibusvis causis ex delegatione Ordinarii in- 
vestigandis. 

IX. Fieri potest, ut Actor asserat, se conjugale vitae consortium 
continuare non posse, quin salüs animae, vel vita aut valetudo ipsius 
praesenti objiciatur discrimini, ac proinde ante decisionem causae habi- 
tationem separatem et sustentationem honestam rei conventi impensis 
sibi assignari petat, ut §. 236 Instructionis pro Judiciis ecclesiasticis 
exponitur. Ei Actor similem petitionem proponeret, illa in protocoilo 
actionis adnotari deberet. 

X. Beflectat Commissarius etiam ad casum, de quo $. 242 Instruc¬ 
tionis pro Judiciis ecclesiasticis loquitur, quo eveniente primo conficiat 
protocollum actionis, modo superius descripto, seu audiat agentem ad 
divortium conjugem, dein recipiat confessionem alterius i. e. rei conventi 
conjugis, conficiendo nimirum pariter protocollum super ejusdem quoque 
confessione. 

XI Commissarius omnem coram se sive oraliter propositam, et 
secundum praemissa — si opus fuerit — redintegrandam aotionem, ut 
$.216 Instructionis pro Judiciis ecclesiasticis praescribitur, Tribunali 
matrimoniali Episcopali exhibeat, cujus est decidere, num Actio ad- 
mittenda ac in ulteriorem pertractionem sumenda sit, necne. Et his 
quae adusque dicta sunt, absolvitur activifcas Commissarii quantum ad 
recipiendas actiones, quae ad divortium moventur. 

Judicium matrimoniale, nisi divortium e causis manifeste insuffi- 
cientibus petatur, praeviam inquisitionem decernet, illiusque adoroandae 
provinciam in regula Commissario deferet, apud quem Actio ipsa pro¬ 
posita fuit, cui eadem hoc scopo remittitur. Praevia haec inquisitio a 
probatoria bene distinguenda est; prior non est stricte judiciaria, quare 
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qui illam instituit, formte per Jara stabilitis alligatus non est. Scopus 
praeviae inquisitionis in cansis divortialibus est, inquisitionem probato- 
riam saperflaam reddere, aut illam debite praeparare, si deelinari non 
possit. Inquisitio probatoria superflua evadit, si Gommissario durante 
inquisitione praevia succedat vel litigantes conjoges reconciliare, vel 
reum eonventum ad fatendam causae contra se motae veritatem inducere, 
vel eundem de hac veritate per instrumenta, quae ab ipso ceu genuina 
recognoscuntur, convincere. Recte propter hos gravissimos fines actioni 
omni, sive sit illa vincularis, sive vei'o divortialis, praevia inquisitio vi- 
gore 8$. 140, 216, 218 Instructionis pro Judiciis ecclesiasticis inomtese 
praemittenda est. 

Hane instituturus Commissarius sequentia observet: 1. aceepto man- 
dato inquteitionem ordiatur a citatione partium i. e. Actorte et rei conventi. 

2. Citationes omnes instituantur scriptotenus, in iis clare exprimatur 
persona citata, dies hora, quando, locus, ubi comparere debeat, dein 
negotium, ob quod, et mandatum Tribunalis episcopalis, vi cujus qute 
citatur. 

3. Curandum, ut litterae citatoriae ad concernentium personarum 
manus certe ac opportuno tempore deveniant; scopo hoc Commissarius 
optime opera parochorurfi utetur, qnorum testimonium de peracta cita¬ 
tione actis adjungator. Primae citationi, sine effectu institutae, addattir 
altera sed jam cum declaratione, quod, si etiam secundae citationi sine 
sufficienti causa morem gerere neglexerit persona citata, eatenus funda- 
mento §§. 145, 234. Instructionis pro Judiciis ecclesiasticis assistentia 
Jurisdictionis civilis imploranda sit; intelligitur concernens Officium 
Judicte nobilium, ad quod in proposito casu recurrat Commissarius. 

4. Quod in specie ad litigantes adtinet, bi in cansis matrimonialibus 
citati, etiamsi minorennes adhuc sint, coram Tribunali matrimon. aut 
Commissario semper personaliter comparere tenentur, ita disponente 
8. 217 Instructionis pro Judiciis ecclesiasticis. Conjugibus liberum est, 
advocatos secum adducere, verum ut §. 143. Instructionis pro Judiciis 
ecclesiasticis statuitur, eae tantum declarationes, quas ipsi conjuges pro- 
nunciant, qua ipsorum mentem exprimentes et explicantes protocollo 
inserendae sunt. Quodsi advocatus proprio nomine qnaedam, ad causam 
controversam adtinentia, deponat, haec ita excipienda et tractanda sunt, 
quomodo excipi et pertractari deberent, si ipse non qua advocatus com- 
paruisset. Praeter parentes et tutores minorennium conjugum ceu ad- 
vocati ii tantum admittendi sunt, qui reipsa sunt tales, ac ideo sic dicti 
sollicitatores seit subalterni advocatorum, imo ipsi publici Notarii, facul- 
tate in causis controversis coram Jure agendi destituti, rejioiendi sunt. 
Quivis advocatus fassioni illius conjugis tantum potest interesse, cujus 
partes tuetur. Notet insuper Commissarius, quod ad oalcem 8. 143. 
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fnstruct. pro Judiciis ecclesiasticis dicitur, ipaiua nempe esse atatuere, 
ut advocatua negotium inquiaitionis perturbans loco excedat. 

5. Super inquisitione protocollom sic dictum inquisitionale a No¬ 
ta rio CommiSBarii conficiendum est. 

6« Poatquam Conjuges litigantea citati coram Gommiasario compa- 
ruerunt, hic attento inquiaitionis praeviae scopo, ante omnia inter eos 
reconciliationem testet, proponendo validissima motira, quae lex Dei, 
matrimonii dignitas et aanctitas, bonum prolium etc. etc. suppeditant. 
Tentamen reconciliationis una cum effectu in protocollo diserte adnote- 
tur. Si reconciliatio certia sub conditionibna inita eat, hae in protocollo 
dare exprimantur. Si reconciliatio successerit, ulterior inquiaitio hoc 
ipso superflua evasit, et protocollum Tribunali Matrimoniali Epiacopali 
submittatur, in quo conficiendo observentur, quae sub Vlli. notata sunt. 

7. Beconciliatione non succedente ad sic dictam benevolam litigan- 
tium conjugum fassionem procedendum est. Omnium primo audiendua 
eat Actor super proposita per eundem actione, nempe super singulis 
actionis punctis et probis in illa indicatis. Si actio oraliter proposita 
fuisset, illiusque singulas partes Commissarius probe nosset e confecto 
a se super eadem protocollo, adhuc tarnen audiatur Actor, ut campum 
nanciscatur intentiones suas uberius exponendi, dubia quaepiam clari- 
ficandi etc. 

8. Actore reoedente in conspectum Commissarii vocandns est con- 
jux, contra quem causa agitur. Solitis de nomine, cognomine etc. inter- 
rogationibus praemissis, et reaponsis, quae ad illas depromuntur adno- 
tatis, libellus actionalis aut protocollum actionale eidem per extensum 
praelegatur; dein provocetur, ut suas, quas habet, ad singula illius 
puncta observationes protocollo inserendas veritati conformiter propo- 
nat. Responsa sua ad calamnm Notarii dictet vel ipse conconjux iü 
causam attractua, vel Commissarius. — Suapte intelligitur responsa 
fidelisssime adnotanda esse. 

9. Si ut $. 242. Instructionis pro Judiciis eccleaiast. dicitur, que- 
rulans conjux in sua actione ad facta provocavit, quae legitimam separa- 
tionis postulandae causam constituunt, et alter conjux horum factorum 
▼eritatem in benevola fassione non neget, sed potius rem ita, ut Actor 
assarit, se habere confiteatur, in hoc casu per propriam accusati con- 
jugis confessionem plena probatio causae habetur, • qua obtenta praeviae 
inquisitioni finis imponendus, et protocollum super ea confectum ad Tri¬ 
bunal matrimoniale transponendum est. E. g. uxor quaedam petit di- 
vortium perpetuum ob adulterium mariti, et aaserit, hunc a se in facto 
adulterii cum ancilla commissi deprehensum fuisse; quodsi maritus 
facti hujus veritatem coram Commissario fateatur, ad plenam causae 
probatiouem nihil ultra requiritur. 



IQ, Non absimiliter praevia inquisitio finem nanciscitur, et proto- 
collum Tribonali matrimoniali submittendum est, si nt $. 221. innuitur, 
conjux in cansam attractus de eornni veritate, ad quae Actor provocavit 
per instrumenta, omnem exceptionem excludentia, convictus est. 

11. Si autem conjux, contra quem causa mota est, nec ad confes- 
sionem induci, nec per instrumenta, omni exceptione majora, convinci 
potuit, inquisitio per Commisearium continuanda est, eo suapte intellecto, 
quod, ut superius dictum, etiam conjugis hujus cunctae observationes, 
obmotae ab illo contra actionem difficultates, una cum mediis, bas pro- 
bantibus, in protocoUo quam accqratissime adnotatae, eidemque prius- 
quam dimitteretur, praelectae et ab ipso subscriptae fuerint. 

12. Dimisso conjuge in causam attracto, Commissarius in faciem 
sui vocabit Actorem, quocum benevolam alterius conjugis fassionem per 
extensum communicabit, nam $. 218. Instruct. pro Judiciis ecdesiast. 
dicitur „cuilibet parti assertiones alterius una post alteram ordine, quem 
successus temporis vel nexus inter causam et effectum indicat, propo- 
nendae sunt“, quidquid Actor responderit seu replicuerit, in protocollum 
inferatur. 

13. Si assertiones Actoris ab assertionibus alterius conjugis ratione 
factorum et circumstantiarum essentialiter differant, ambo conjuges invi- 
cem confrontandi sunt (§. 218 Insruct. pro Judiciis ecclesiasticis) occa- 
sione bac assertiones, ratione quarum differentia obtinet, tarn uni quam 
alteri proponantur per Commissarium, cujus est instare, ut quaevis pars 
ad quaestionem praecise respondeat, et prudenter avertere, ne conjuges 
in vehementiorem impetum erumpant. Quidquid durante confrontatione 
ex conjugum tarn uno quam altero quaesitum, quidquid ab bis respon- 
sum fuerit, protocoUo inseratur. Si confrontatio optatum produxit 
effectum, eum nimirum, ut conjux in causam attractus veritatem causa«, 
contra se motae, confessus sit, Commissarius bac etiam adbuo vice 
reconciliationem conjugum tentabit, qUa non succedente, cum confessio 
rei conventi ac ideo plena causa« proba babeatur, inquisitio praevia 
concludenda, nihilque ultra agendum, sed protocollum ad Tribunal ma¬ 
trimoniale submittendum est. 

14. Si confrontatio effectum, qui sperabatur, non produxit, inqui¬ 
sitio praevia ultro continuanda, est. Commissarius tarn ab Actore, quam 
ab altero . conjuge media probantia postulet per ipsos prius jam indicata; 
media haec sunt vel instrumenta litteraria, vel testes, vel utrumque 
simuK Si una pars ad instrumenta privata provocet, altera, contra 
quam illa producuntur, interrogetur, num eadem genuina esse agnoscat, 
ita disponente S. 218 Instruct. pro Judiciis ecclesiasticis. 

15. Dein exanrnandi sunt protocollariter testes non tautum, quos 
quaevis pars — ambo nimirum conjuges statuerint, sed alii etiam, quos 
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Commissarius ad promoYendum scopum inquisitionis praeviae, qai est causae 
in controversia positae, ejusque adjanctorum clara et plena cognitio, aptos 
fore censuerit. Vigore enim §. 220 toties memoratae Instructionis Commis- 
sario competit jus, personas, quarum depositionibus quaestionem facti diluci— 
datum iri sperat, etiam quin partes qua testes eas designaverint, interrogare. 

16« Insuper in praevia inquisitione qua testes tales quoque admit- 
tendae sunt personae, quarum depositiones ob manifestum partium Stu¬ 
dium, aut ob defectum fidedignitatis probationem judicialem fundare non 
possunt, apud quas autem ■ accurata factorum, de quibus quaeritur, notitia 
merito supponitur, §. 219 Instruct. pro Judiciis ecclesiast. Testes exa- 
minandi per Gommissarium citentur, mutatis mutandis — modo superius 
indicato. Testes in praevia inquisitione propterea examinantur, ut facta 
causae dilucidentur, item ut in causam attractus conjux ad confitendam 
veritatem adducatur, aut pro re nata Actor ad deponendam infundatam 
suam actionem permoveatur. 

17. A testibus in praevia inquisitione juramentum nec postulandum, 
nec excipiendum est; moneantur tarnen serio prius, quam examinati 
fuerint, ut juxta optimam suam scientiam et conscientiam fateantur tanto 
magis, quod fieri possit, ut fassiones suas juramento confirmare debeant. 

18. Quia Commissarius in praevia inquisitione Juris formis ad- 
strictus non est, ab arbitrio ejus dependet, quales quaestiones Testibus 
resolvendas proponere velit, 

19. Testium 'examini partes i. e. conjuges litigantes interesse non 
possunt; singulus testis seorsim examinetur. 

20> Fassio cujuslibet testis una cum quaestionibus per Commissa- 
rium propositis, protocollo diligenter inseratur. 

21. Depositiones testium cum conjuge, qui per easdem gravatur, 
communicandae sunt, et conjux interrogandus, an fassione testis non 
obstante in sua negatione porro perseveret; — si res ita se habest, 
conjux cum teste confrontandus est, ita disponente etiam §.218 Instruct. 
pro Judiciis ecclesiasticis; in hoc tarnen casu Commissarium praevie de 
eo certum esse oportet, quod testis paratus sit ad depositionem suam 
coram conjuge iterandam et confirmandam; quamobrem e testibus occa- 
sione examinis quaerendum est, num si opus fuerit, id quod edixerunt 
coram Commissario, edicere velint etiam coram conjuge. 

22. Evenire potest, ut dum conjuges contraria asserunt, etiain 
testes in suis depositionibus adeo discrepent, ut unus favorabilia actori, 
alter favorabilia in causam attracto conjugi fateatur; in jioc casu vigore 
ejiisdem §. 218 testes etiam, contraria deponentes sibi invicem con- 
frontari possunt, quod tarnen raro et magna cum cautela fiat, an autem 
fieri debeat §. 220 Instructionis pro Judiciis ecclesiasticiis prudenti 
Commissarii jadicio relinquitur. 
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23. Observationes per conjuges ad communicatas secam testiam 
depositiones factae, qaemadmodum etiam num confrontatio conjugum 
cam testibus, et horum ad invicem instituta sit, denique effcctus quo- 
que confrontationis protocolJo inscribantur. 

21. Concluso testium examine finem habet etiam praevia inquisitio, 
nee aliud restat, quam at Comtnissarius protocollum inquisitionis una 
cum cunctis ad causam pertinentibus actis, comite relatione sua abs 
mora Tribunali Matrimoniali Episcopali substernat, nihilque ultra in 
causa hac vi officii sui agat. Activitas enim ipsius ultra instituendam 
praeviam inquisitionem non exporrigitur. 

Forma externa protocolli ex adusque dictis nullo negotio intelligi- 
tur. In capite scribatur: Protocollum confectum, apud Commissarium 
Episcopalem N. N. die — mense — anno — praesentibus N. N. — 
Objectum: praevia inquisitio in causa divortiali ab N. N. incola pos¬ 
sessionis N. N. — fundamento v. g. (adulterii) mota coram Venera- 
bili Tribunali Matrimoniali Episcopali N. N. contra maritum (uxorem) 
N. N. incolam possessionis N. N. instituta vigore gratiosi mandati de- 
legatorii ejusdem V. Tribunalis Matrimonialis ddo. — Nr. — Quae- 
stiones generales ad conjuges dirigendae superius indicatae sunt. Ad 
quemlibet festem dirigendae generales quaestiones sunt: de nomine, 
cognomine, loco habitationis, statu sive conditione, aetate et Religione. 
Quantum ad speciales quaestiones, bas in praevia inquisitione pro 
arbitrio conficit et proponit Comtnissarius, ut superius aeque dictum est, 
qui nunquam negligat festem etiam de causa scientiae eorum, quae fate- 
tur interrogare. Testi fassio per eum deposita praelegatur, atque ad 
illam subscriptione sui nominis roborandam provocetur. Si protocollum 
ob diuturnitatem temporis aut aliam causam interrumpi debuit, haec 
circumstantia in eodem adnotetur — dies, mensis, annus conclusi pro¬ 
tocolli in fine notetur, ac per Commissarium neenon per Notarium sub- 
scribatur. Suapte intelligitur fassiones tarn conjugum quam testium illa 
lingua protocollo inserendas esse, qua eaedem depositae fuerunt. 

Hymnus „Urbis et Orbis“ a pule scholastica in Ecclesia ei sckola 
decantandus praescribitur. 

Si aequum ac justum est, uti assolet, ut subditi suam in terrae 
Principem fidelitatem et adhaesionem hymnis etiam, quos Nationales vo- 

*) Commlssarii nunquam non meminerint ocoaslone Inquisitionis partes litigantes 
provooandas esse, utrum favore per leges matrimoniales signanter S. 244. 
Instructlonis pro Judlciis et $§. 30, 64. Leg. civ. matrim conoesso uti, et ad 
regulandas circa bona temporalia quaestiones in arbitrale Judicium Tribunalis 
matrim. oonspirare et compromittere vellnt, de quo, si partes unanimes fuerint, 
lnstrumentum proponant oportet, ita disponente 264 praeclt, Instruct. 
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cant, testatam reddant, eas opportonis temporibos decantando: non plane 
Unpari jure orbis universus Catholicus suam in Vicarium Christi et 
Princijpis Apostolorum Successorem fidem et teneram pietatem hymno , 
quem „Orbis et Urbis“ dixerimus, palam faciat oportet. 

Nostis Y. F. et F. D. hymnum hujusmodi per Eminentissimum Car- 
dinalem, Archiepiscopum Westmonasteriensem fuisse in lucem editum et 
cura praestantissimi Redactoris paginarum „Religio“ in patrium idioma 
hungaricum translatum ac melodia quoque accomoda pro visum, cujus 
exempla advolvuntur. ' 

Hunc igitur hymnum non impari, imo vero potiore, — quo divina 
humanis praestant — loco religioni habentes hymno Nationali associamus, 
volentes ac mandantes, ut eundem scholares omnium, omnis gradus et 
nomims tarn publicarum, quam privatarum scholarum et educatoriorum 
Jnstitutorum ediscant et ad morem hymni Nationales datis opportuni- 
tatibus decantent. 

Occasiones vero opportunes fore significamus sequentes: 

1. Diem S. Pio V. P. C. sacram, quae est 5. Maji. 

2. Diem electionis Beatissimi Patris, quae est dies 16. Junii; 
quibus diebus populo eatenus Dominica praecedente praemonito Sacrum 
Cantatum (hora feriali consueta) habeatur et hymnus praefatus in Ec¬ 
clesia post „Ite missa est“ organo comitante decantetur. 

3. Visitationem Episcopi, vel accessum alterius dignitarii Ecclesiastici; 
porro visitationem Dioecesani vel Districtualis Scholarum Inspectoris. 

4. Examina semestralia aperienda sunt (praemissis consuetis pre- 
cibus) hymno Nationali, et concludenda hymno Urbis et Orbis, non uti- 
que ut totus, sed una tantum aliave stropha decantentur. 

Notamus hac opportunitate, etiam hymnum Nationalem dum in Ec¬ 
clesia decantandus est, post „ Ite missa est“ esse intonandum, eundem- 
que in uno folio simul cum hymno Urbis et Orbis Impressum in Can- 
cellaria Dioecesana haberi posse. 

Hymne ewr J Ehre de» heiligen Tsster». 

Wo im Hersen Roms, des ew’gen, 

Petrus heil’ge Reste ruhen, 

Tönt’s in aller Völker Zungen, 

Fromm von Pilgerschaar gesungen: 

Gott erhalt’ den heil’gen Vater, 

Unsern grossen guten Papst. 

Sieben Hügel, gold’ne Dächer, 

Marmorwände, Prunkgemächer, 
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Dnd des Vaticanes Hallen 
Laut vom Echo wiederschallen: 

Gott erhalt’ den heil’gen Vater, 

Unsern grossen guten Papst. 

Wogend tönt’s in Gruftenräumen, 

Hin su der Verklärung Keimen, 

Ueber Eb’ne, Alpen, Meere 
Braust der Ruf, der grosse, hehre: 

Gott erhalt’ den heil’gen Vater, 

Unsern grossen guten Papst. 

Und von Süd— su Nordpols Schwelle 
Rauscht des Lied’s harmon’sche Welle; 

Nirgend doch es wahrer klinget, 

Als aus unsern Hersen dringet: 

Gott erhalt’ den heil’gen Vater, 

Unsern grossen guten Papst. 

Wie der Draht, der Funkenleiter 
Magisch trägt Gedanken weiter, 

Zuckt, vom Mund der Kinder stammend, 

Es vom Hers sum Hersen flammend: 

Gott erhalt’ den heil’gen Vater, 

Unsern grossen guten Papst. 

Dringt’s hinan sum Sits der Sel’gen, 

Die mit uns im Bund, dem ew’gen, 

Gleich dem Thaue Heil uns bringen, 

Segnend unser Lied mitsingen: 

Gott erhalt’ den heil’gen Vater, 

Unsern grossen guten Papst. 

Datum Temesvarini in Residentia Nostra Episcopali die 13. Aprilis 
1858. 


I/iturgiea. 

/. Fontis baptismalis Benedictio. 

Urbevetanae Ecclesiae ut primum renunciatus fuit Episcopus R. P. 
D. Joseph Maria Vespignani, pastoralis sui muneris partes suscipiens 
illud animadvertit conveniens minus, imo universal! praxi et rubricarum 
sanctioni contrarium, quod in ecclesia, ubi fons baptismalis reperitur, 
ipsius fontis benedictio semel tantum per annum, nimirum ante Resur- 

\ 



rectionem Domini peragebatur, quin eadem benedictio relteretnr sabbato 
etiam ante Pentecosten. Immemorabili huic in sna dioecesi consuetudini 
quam snffragare compererit legcs Synodales, quin pro suo arbitrio quid- 
quam in re decerneret memoratus Praesul, Sac. Rit. Congregationem hu- 
millimis datis precibus adivit, atque rem ipsam exponens enixe rogavit 
ut declarare dignaretur: num immemorabili huic consuetudini standum 
sit? Emi vero ac Rmi. Patres sacris tuendis ritibus praepositi in ordi- 
nario coetu ad Vaticanum hodierna die coadunati, audita refatione a me 
subscripto Secretario facta, attentis rubricarum sanctionibus ac aliis de- 
cretis, praesertim in Lucana die 12. Aprilis 1775, in quo dilucide edi- 
citur, Parochos fontem baptismalem sabbatis diebus Paschae et Pente- 
costes benedicere debere, respondendum censuerunt, consuetudinem velut 
abusum et rubricis contrariam eliminandam. Atque ita exequendum 
mandarunt 7. Dec. 1844. Urbevetana. 

Perdurantibus belli civilis calamitatibus in regno Hispaniarum ae- 
cidit ut Rmus Oriolen. Episcopus superiori anno 1836. olea sacra fer. 
V. in Coena Domini consecrare nequiverit pro solenni benedictione fon- 
tium baptismalium parochialibus in ecclesiis peragenda insequente sab¬ 
bato sancto, neque eadem olea a vicinioribus Episcopis Parochi habere 
potuerint, siquidem ob communia incommoda pene omnes Episcopales 
sedes proprio sunt viduatae Pastore. Hinc quaeritur: 

1. An benedictio fontis baptismalis fieri debeat cum Chrismat#et 
oleo praecedentis anni? an potius ommittenda sit infusio Chrismatis et 
olei usque dum accipiantur recenter consecrata? 

2. An in baptismo solenni infantium utendum sit hujusmodi aqua 
benedicta quidem cum reliquis caeremoniis Missalis sed absque conse- 
cratione seu mixtione sac. Chrismatis et olei? an vero aqua consecrata 
praecedenti anno, quae ad hunc finem conservetur? 

3. An supposito quod aqua baptismalis benedicta sit cum veteribus 
oleis, eo quod recenter consecrata non habeantur, infundi debeat in pw- 
cinam stmul ac nova recipiantur olea et herum cum his alia benedicenda 
sit aqua juxta Caeremonias Ritualis Romani? an vero illa conservari et 
uti debeat usque ad benedictionem in vigilia Pentecostes, prout in 
Missali ? 

4. An in baptismo solenni ungendi sint infantes oleo et Chrismate 
praecedentis anni, dum recenter consecrata non habeantur? an vero 
omittenda sit haec caeremonia et postea supplenda, quum novum oleum 
et novum Chrisma recipiantur? 

Resp. Ad 1. Affirmative ad primam partem, negative ad secandam. 

Ad 2. Negative ad utrumque, sed fieri debet hova benedictio fontis 

Moy’s Archiv für kath. JOrchenrechf. III. Sand. 8 
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cum oleis am* praecedentis, seu provisum in prima parte superioris 
dubii. 

Ad 3. Negative ad primam partem, affirmative ad secundam. 

Itaque cautum est medio inter Sabbatum sanctum et vigiliam Pente- 
costes tempore benedictionem fontis baptismalis suscipere statim ac olea 
recentia afferuntur, sed utendum eat aqua in Sabbato sancto benedicta 
cum veteribus oleis usque ad vigiliam Pentecostes. 

Ad 4. 'Affirmative ad primam partem, negative ad secundam. 23. sept. 
1837. Oriolen. 

An fas sit Parochis uti in collatione Sacramenti Baptismatis aqua, 
cui privatim et separatim et non in ipso actu benedictionis Baptismalis 
infusa fuerint Olea sacra? Et S. C. censuit rescribendum: Parochi , qvd 
ante Fontis Benedictionem Olea Sacra recipere nön potuerunt, illa 
subinde privatim ac separatim in aquam mitlere poterunt. 12. April. 
Lucana. 

An Benedictio aquae in Sabbato sancto sine infusione olei sancti 
fieri possit in Ecclesiis non habentibus fontem Baptismalem? S. R. C. 
respondendum censuit: Negative. 13. Julii 1697. Januen. 

Hoc decreto cavetur, ne in ecclesiis non habentibus fontem baptis¬ 
malem — quales sunt in filialibus — benedictio aquae Sabbato sancto 
etiam si tantum ad usum lustrationis, fiat. 

4 In horum nexu republicamus, curae Nobis esse ut praeter vascula 
ex argento vel alio metallo ad usum oleorum, etiam vascula vitrea in 
thecis lamineis pro conservandis s. oleis in Cancellaria dioecesana praesto 
sint, aut erga desiderium Curatorum apparentur; una praecipimus ut 
singula Ecclesia hujusmodi lagunculis vitreis thecae seu capsae inclusis 
pro Conservatione s. oleorum destinatis provideatur. 

II. Colores Paramentorum. 

Rmo. Archiepiscopo Pisano. Acceperunt Emi. Patres Sac. Rit. 
Congregationi praepositi ex tuo supplici libello, in quodam rurali sacello 
peragi functiones nec non sacrosanctum Missae sacrificium cum para- 
mentis textilis serici violacei coloris, etiamsi Missae colori non respon- 
deant. Quae omnia quum Emi. Patres rubricarum dispositionibus ob- 
stare cognoverint, et ex parte Sacrorum Rituum indemnitati provideri posse 
confiderint: rescribendum censuerunt in Congregatione ordinaria sub infra- 
seripta die coacta ad Vaticanum: Archiepiscopus provideat omnibus juris 
remediis etiam nomine Sacrae Congregationis. Et Amplitudini tuae diu- 
turnam ex animo exopto felicitatem. 19. Decembris 1829. In Pisana. 

Ex hoc decreto patet, colorem in Missa officio respondere debere 
juxta praesoviptum Directorii et neutiquam esse in arbitrio sacerdotis a 
praescripto rubricarum quacunque de causa recedere. 
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Inter poatalata a Rmo Episcopo Vicen. in visitatione ad Limina 
transmissa unum exstat, quo ipse jure conqueritur de confusione colorum 
in paramentis sacrosancto Missae sacrificio aliisque functionibus deser- 
vientibus, quae etiamsi sacris ritibus opposita, indicta tarnen civitate et 
in caeteris Episcopatus ecdesiis conspicitur. Huio propterea abusui pro- 
videre, imo de medio tollere volens humillime supplicavit idem Epis- 
copos pro opportuno remedio. Et Sac. Rit. Oongregatio in ordinario 
coetu ad Vatieanum coacto respondendum censuit: Paranfenta debent 
esse tantum unius coloris, vel saltem unus ita praedominetur, ut para- 
menta dici possint unius potius quam alterius coloris. Declaratur non 
posse continuari usum illarum ecclesiarum, quae utuntur pro colore albo, 
rubro, viridi et violaceo paramentis mixtis floribus diversi coloris. 
Potest tarnen Episcopus permittere Ecdesiis pauperibus illo uti donec 
consumantur. Item pro casulis albis cum cruce rubra et vice versa. 
19. Dcbr. ln Vicen. 

Itaque Casulae e materia diversi coloris compositae, in quibus co- 
lores confunduntur, tolerantur tantum ob paupertatem Ecclesiae, usque- 
dum usu atterantur. Quare novas casulas confuso colore procurare vetitum est. 

Potestne continuari usus illarum ecclesiarum, quae pro colore tarn 
albo, quam rubro, viridi et violaceo utuntur paramentis flavi coloris, vel 
mixtis diversis coloribus, si colores a rubrica praescripti in floribus re- 
periantur ? Resp. Omnino eliminandus est usus coloris flavi vel caerygei 
tarn in Sacrificio Missae quam in expositione S. S. Sacramenti. 12. 
Nov. 1831. Marsor. ad dub. 54. 

NB. Hinc patet colores flavum et caeruleum (seu profund! seu lu- 
cidi coloris), absolute prohiberi, ita quidem ut cum confusio colorum non 
sit toleranda, neque ex parte dicti colores flavus et caeruleus in ullis 
paramentis sacris locum habere possint. Attamen tolerandos duximus, 
usquedum hujusmodi paramenta consumantur* 

Utrum liceat uti colore flavo vel caeruleo in sacrificio Missae et 
expositione ss. Sacramenti? Resp. Negative. 16. Mart. 1853. InVeronen. 
ad dub. 4. 

An licitum sit ad celebrandam Missam ornamentis uti, quorum tex- 
tura vitrea est mixta auro vel argento? Resp. Negative. 11. Sept. 1847. 
in Atrebaten. 

NB. Paramenta hujusmodi e fiiis vitreis ita imitantur aurum et 
argentum, ut eminus ab his metallis vix distinguantur. In Gallia in- 
valuerunt et ad nos quoque sensim transferuntur. 

Dum vesperae solenniter celebrantur cum expositione ss. Sacramenti 
et concione ad populum, ac postea recitatis precibus fit ss. Sacramenti 
reservatio solennis, quinam color in paramentis sacris egt adhibendua 
pro tali reservatione? Resp.: 


8 * 
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Quutenus Sacerdos , qui vespertu paratas celebravit, non recedat 
ab altari , et assistat tum condoni tum precibus, reservatimem facien- 
dam esse cum paramentis coloris respondentis Officio diei et velo 
humerali albi coloris, si illud adhibeatur. Qualems vero recedat et 
reservatio habeatur tamquam functio omnino separata et distincta ab 
Officio vesperarum, utendum est paramentis coloris albi. 20. Sept. 1806. 
Matriten, seu Toletana. 

NB. Ex hoc decreto patet, Telum pro SSmo Sacramento semper 
debere esse coloris albi etiam tune, dum in aliis paramentis color of- 
ficii permittitur. Itaque vela exclusive albi coloris sunt adhibenda in 
expositione Sanctissimi. 

/ ***‘“^ .. ' 

Der stnnaisctte ISechenachaftsbericM. *) 

Der $.18 betrifft die k. Verordnung vom 21. December 1857, 
betreffend die Bekanntmachung einer auf die Verhältnisse der katho¬ 
lischen Kirche im Königreiche Würteniberg bezüglichen päpstlichen Bulle, 
und zwei Verfügungen des Ministeriums des Kirchen- und Schulwesens 
vom 27. Jänner 1858, betreffend die staatliche Aufsicht und das Ver¬ 
fahren bei privatpatronatischen Ernennungen auf katholische Kirchen¬ 
pfründen und vom 9. März 1858, betreffend die Bekanntmachung des 
Ergebnisses der vorgenommenen Pfründenausscheidung. Der ständische 
Anschuss bat in einer Eingabe vom 13. Jänner d. J. die beiden k. Mini¬ 
sterien, welche die Verordnung vom 21.Dec. 1857 contrasignirt hahen, 
sowohl um Mittheilung der Beilagen zu der Hauptübereinkunft, als um 
geneigte Aeusserung über die für die Ständeversammlung zu erwartenden 
Vorlagen. Mit Antwortsnote der beiden Ministerien vom 15. April 
werden die Beilagen übermittelt^ die Beilage I. enthält die vom päpst¬ 
lichen Stuhle an den Bischof erlassene Instruction, in welcher das An¬ 
erkenntnis der von der k. Regierung gemachten Rechtsvorbehalte und 
ausgesprochenen Voraussetzungen zu einzelnen Bestimmungen der Con¬ 
vention kirchlicherseits niedergelegt wurde; die Beilage II. betrifft die 
päpstliche Genehmigung des Pfründenausscheid ungsgeschäftes behufs der 
Herstellung des Collaturrcchtes des Bischofs neben den der Krone ver¬ 
bleibenden Patronatrechten; die Beilage IR. endlich umfasst einige Er¬ 
klärungen der k. Regierung gegenüber der Curie zu einzelnen Bestim¬ 
mungen der Convention. 

„Was nun,“ fährt die Antwortsnote fort, „die weitere Bitte des 
ständischen Ausschusses betrifft, dass demselben diejenigen Punkte der 
Vereinbarung im Einzelnen namhaft gemacht werden, hinsichtlich welcher 

4 ) Wir theilen diese das würtembergisclie Concordat betreffende Urkunde als eine 
interessante Ergänzung der auf diesen Vertrag bezüglichen bisherigen Ver¬ 
öffentlichungen mit. Die Red , 



die ständische Zustimmung als Vorbehalten anzunehmen ist, so bedauern 
die Unterzeichneten, diesem Wunsche für jetzt nur in unvollständiger 
Weise entsprechen zu können. Die Gesetzesvorlagen, mit deren Vorbe¬ 
reitung die k. Regierung beschäftigt ist, werden theils diejenigen Punkte 
der Vereinbarung betreffen, deren Vollziehbarkeit unmittelbar von der 
vorgängigen Abänderung bestehender Gesetze abhängig ist, theils aber 
auch sich auf solche Bestimmungen erstrecken, welche die Staatsregie¬ 
rung ihrerseits als Consequenzen des nunmehr zur Geltung kommenden 
Verhältnisses des Kirchenregiments zur Staatsgewalt betrachtet. In beiden 
Beziehungen sind ebenso zwischen den betheiligten Ministerien als mit 
dem bischöflichen Ordinariat umfassendere Verhandlungen im Gang, vor 
deren Abschluss einlässlichere Mittheilungen nicht zulässig sind. Gleich¬ 
wohl glaubt der Unterzeichnete Departementschef des Kirchen- und Schul¬ 
wesens, um dem Wunsche des ständischen Ausschusses thunlichst ent¬ 
gegenzukommen, über den dermaligen Stand der Vollziehung der Con¬ 
vention mit der Curie einige nähere Mittheilungen machen zu können. 
Die Bestimmungen der Convention zerfallen hinsichtlich ihrer Vollzieh¬ 
barkeit in drei Klassen. In die erste sind diejenigen Punkte derselben 
zu rechnen, welche für jetzt überhaupt unvollziehbar sind und erst durch 
die ständische Verabschiedung zur Verwirklichung gelangen können; die 
zweite Klasse begreift diejenigen Bestimmungen der Convention, welche 
zwar ohne ständische Zustimmung vollziehbar sind, zu ihrer Vollziehung 
aber vorausgehende Verhandlungen und Verständigungen mit dem bischöf¬ 
lichen Ordinariat oder besondere Vollzugsverordnungen von Seiten der 
Regierung bedürfen. In die dritte Klasse endlich fallen diejenigen Punkte, 
welche keine weiteren Vorbereitungen erfordern, sondern unmittelbar mit 
der Verkündigung der päpstlichen Bulle im Gesetzesblatt vollziehbar ge¬ 
worden sind. Unter diesem Gesichtspunkt ist über die einzelnen Artikel 
der Convention Folgendes zu bemerken. Der Art. 1 ist als bereits in 
Geltung stehend zu betrachten und in den jüngsten Erledigungsfallen 
von Domcapitularstellen bereits zur Anwendung gekommen; indem von 
der früheren Absendung eines k. Commissärs zur Leitung und Beaufsich¬ 
tigung des Wahlacts Umgang genommen worden und an die Stelle der 
früheren Bestätigung diejenige Veröffentlichung des Wahlergebnisses ge¬ 
treten ist, welche aus der Nr. 79 des Staatsanzeigers zu ersehen ist. 
Ebenso ist Art. 2 vorkommenden Falls ohne Weiteres vollziehbar. Auch 
hinsichtlich der Diensteide der Decane und Geistlichen sind indessen 
die aus den beiliegenden Formularien ersichtlichen Aenderungen einge¬ 
leitet worden, deren wesentliche Bedeutung darin zu suchen ist, dass 
die Geistlichen einerseits den aligemeinen Eid der Treue und des Ge¬ 
horsams gegen den König, andererseits einen besonderen Diensteid gegen¬ 
über der Staatsbehörde für ihre bürgerliche Geschäfte zu schwören haben. 
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während der eigentliche, das kirchliche Hauptamt betreffende Diensteid 
dem Bisehof abgelegt wird. Der Art. 3, welcher überhaupt nur eine 
bereits vorher bestehende Verbindlichkeit des Staates wiederholt, gibt 
hier zu keiner Bemerkung Anlass. Die Bestimmungen des Art. 4 gehören 
theils in die zweite, theils in die dritte der oben aufgezählten Klassen, 
und enthalten keinen die Gesetzgebung berührenden Punkt. Was zu¬ 
nächst die Besetzung der Pfarreien betrifft, so hat auf Grund des von 
der k. Regierung anerkannten Princips, dass die Landeshoheit als solche 
ein allgemeines Patronatrecht gegenüber von den Organen des Kirchen¬ 
regiments nicht begründe, die Patronatrechte der Krone vielmehr sich 
auf besondere Rechtstitel stützen müssen, eine Untersuchung über die 
rechtlichen Verhältnisse sämmtlicher Pfründen stattgefunden, deren sohliess- 
liches Ergebniss aus der Veröffentlichung des Cultusministeriums vom 
9. März d. Js. ersichtlich ist. Bei dieser Ausscheidung sind im Allge¬ 
meinen diejenigen Pfründen, welche vor der Einverleibung der betreffenden 
Landestheile in den Staatsverband von Bischöfen oder geistlichen Digni¬ 
täten und Corporationen besetzt, oder aus allgemeinen oder localen 
kirchlichen Mitteln neu errichtet, oder auf dieCongrua gebracht worden 
sind, soweit nicht im Einzelnen besondere Verhältnisse Ausnahmen be¬ 
gründeten, der bischöflichen Collatur zugefallen. Bei den dein k. Pa¬ 
tronate verbliebenen Pfründen erfolgt die Besetzung ganz in der früher 
üblichen Weise, nur dass die Verleihung derselben den Namen und 
Charakter einer Nomination hat. Bei den von dem Bischof zu ver¬ 
leihenden Stellen wird der Regierung zuvor die Bewerberliste vorgelegt, 
und die auf eine von der Regierung nicht beanstandete Person fallende 
Wahl durch den Staatsanzeiger zur öffentlichen Kenntniss gebracht. Die 
Decanate betreffend, sind von dem Bischof im Einvernehmen mit der 
k. Regierung die früheren Capitelswahlen wieder hergestellt worden, 
und die Bestätigung erfolgt in der nach Beilage I. der Convention verein¬ 
barten Weise. Hinsichtlich der Prüfnng der Candidaten für die Auf¬ 
nahme in das Priesterseminar, welche bisher zugleich den Charakter einer 
akademischen Schlussprüfung, sowie einer Abgangsprüfung aus dem Con- 
victe an sich trug, sind noch Verhandlungen zwischen der Regierung 
und dem Ordinariat anhängig. Im Uebrigen betrachtet die k. Regierung 
die dem Bischof in Art. IV. lit. a—f zugescbiedenen Befugnisse als so¬ 
fort vollziehbar. Die lit. g betreffend, so hat die Einführung eines neuen 
religiösen Ordens oder einer Congregation bis jetzt nicht stattgefunden; 
die k. Regierung ist zunächst damit beschäftigt, in einem allgemeinen 
Statut diejenigen in den Gesetzen begründeten und zur Wahrung des 
obersthoheitlichen Aufsichtsrechts erforderlichen Bedingungen festzustellen, 
von deren Erfüllung die Zustimmung der k. Regierung zu Errichtung 
eines religiösen Ordens in allen Fällen zam Voraus und abgesehen von 
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den concreten Verhältnissen des Einselfalls abhängig zu machen sein 
■wird. Ausser den in Art. IV. unmittelbar namhaft gemachten Punkten 
sind auf Grund der in dem Eingang des Artikels ausgesprochenen Prin- 
cipien, wornach überhaupt das bischöfliche Ordinariat als das ordentliche 
Organ des Kirchenregiments anzusehen ist, einige weitere Verhältnisse 
nach vorgängigem Benehmen zwischen der k. Regierung und dem Bischof 
geregelt worden, wie z. B. die Besetzung der im Privatpatronat stehen¬ 
den Pfründen auf die aus der Verfügung vom 27. Jänner d. J. ersicht¬ 
liche Weise; ebenso das Verfahren bei Permutationen und Resignationen 
auf geistliche Stellen durch einen Erlass des bischöflichen Ordinariats 
vom 2. März d. Js.; ferner die Vorschriften Uber Beurlaubungen von 
Geistlichen, wobei von dem Grundsatz ausgegangen wurde, dass die 
Competenz der Staatsbehörde sich auf die Wahrung der aus dem Con- 
victsgenuss erwachsenden Verbindlichkeit, sowie auf die staatlichen Func¬ 
tionen der Geistlichen zu beschränken habe. Ueber ähnliche Punkte unter¬ 
geordneter Art sind noch Verhandlungen zwischen der Regierung und 
dem Ordinariat anhängig. Der Art. V. mit den darauf bezüglichen Be¬ 
stimmungen der Beilagen umfasst vorzugsweise solche Punkte, welche 
theils in die erste, theils in die zweite der oben bezeichnten Klassen 
faUen. Insbesondere wird es der Gesetzgebung Vorbehalten sein, die 
entsprechenden Aenderungen in dem ehegerichtlichen Verfahren herbei¬ 
zuführen, sowie die Bestimmungen darüber zu treffen, ob und unter 
welchen Voraussetzungen zu Vollziehung kirchlicher Strafen der weltliche 
Arm geliehen werden und denselben überhaupt eine bürgerliche Wirkung 
zukommen kann. Ebenso wird es sich darum handeln, einige der Aus¬ 
übung der bischöflichen Disciplinargewalt entgegenstehende Hindernisse 
theils im Wege der Gesetzgebung, theils in dem der Verordnung zu be¬ 
seitigen. In allen diesen Richtungen aber finden zur Zeit noch Ver¬ 
handlungen des Cultusministeriums theils mit anderen Ministerien, theils 
mit dem Bischof statt, deren Resultat noch nicht festzustellen ist, und 
es ist bis jetzt im Allgemeinen an der vor Abschluss der Convention 
in Geltung stehenden Uebung hinsichtlich der kirchlichen Gerichtsbarkeit 
keine Aenderung eingetreten. Ebenso ist hinsichtlich des Art. VI. zu be¬ 
merken , dass das Placet seit Abschluss der Convention genau in derselben 
Weise gehandhabt wird, wie es schon vorher auf Grund der k. Verord¬ 
nung vom 1. März 1853 und überhaupt im Wesentlichen seit dem Jahre 
1848 geübt worden war. Den Art. VII., welcher nur in so weit eine 
Aenderung bestehender Einrichtungen in sich schliesst, als der katholische 
Religionsunterricht an studienräthlichen Lehranstalten nur solchen Pro¬ 
fessoren übertragen werden kann, die auch der Bischof hiezu für geeignet 
erklärt, hält die Regierung für sofort vollziehbar. Der Art. VIR. berührt 
das Gebiet der Gesetzgebung dadurch, dass für die Zukunft der Vorstand 
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des WilhelmsjAifts als ein vom Bischof widerruflich ernannter Diener 
aas dem Verzeichniss der in Art. 1 des Gesetzes vom 6. Juli 1842 
aufgezählten Lehrer za streichen sein wird. Ueber die genauere Ab¬ 
grenzung der beiderseitigen Befugnisse und über die künftige formelle 
Behandlung der verschiedenen Convicts-Angelegenheiten finden noch Ver¬ 
handlungen zwischen dem Ministerium und dem Ordinariate statt; im 
Uebrigen betrachtet die k. Regierung die Bestimmungen dieses Artikels 
als sofort vollziehbar geworden. Auch der Art. IX. ist als sofort auf 
die nach Abschluss der Convention angestellten Lehrer anwendbar an¬ 
zusehen. Bei der vor Kurzem erfolgten Besetzung von zwei theo¬ 
logischen Lehrstühlen wurde das der Convention entsprechende Verfahren 
in der Weise eingehalten, dass die Vorschläge, wie zuvor, von der 
Facultät und dem Senat ausgingen, dass sodann die Regierung bei dem 
Bischof anfragte, ob er den Vorgeschlagenen auch seinerseits die kirch¬ 
liche Lehrvollmacht zu ertheilen geneigt sei, und nach erfolgter Bejahung 
dieser Frage die k. Ernennung in der sonst üblichen Weise und mit 
Verleihung der Dienstrechte der ordentlichen Universitätsprofessoren er¬ 
folgten. Der Art. X. schliesst nach der Ansicht der k. Regierung keine 
Aenderung eines bestehenden Gesetzes in sich, dagegen sind die in dem 
Artikel selbst vorgesehenen Verhandlungen zwischen der Regierung und 
dem Ordinariat über die nähere Ausführung der vereinbarten Bestim¬ 
mungen zwar eingeleitet, aber noch nicht zum Abschluss gelangt. Es 
ist somit zur Zeit eine Veränderung in der Behandlung der kirchlichen 
Vermögensangelegenheiten nicht eingetreten. Der Art. XI. macht eine 
Abänderung der Ministerialverfügung vom 21. Mai 1828 nothwendig, 
welche demnächst erfolgen wird. Die Art. XII. und XIII., welche für 
sich nichts Materielles festsetzen, geben za keiner weiteren Bemerkung 
Anlass. Durch die vorstehenden Erläuterungen glauben die Unterzeich¬ 
neten dem Wunsche des ständischen Ausschusses so weit entsprochen zu 
haben, als es in dem jetzigen Stadium dieser Angelegenheit überhaupt 
möglich ist; sie haben nur die Ben^rkung zu wiederholen, dass die 
obigen Andeutungen über den Inhalt einer künftigen Gesetzesvorlage nur 
als vorläufige zu betrachten sind, und dazu dienen sollen, über den 
dermaligen Stand der Vollziehung der Convention nähere Auskunft zu 
geben, dass dagegen die definitive Feststellung der erforderlichen Ge¬ 
setzesvorlagen nach allen Ribhtungen noch von weiteren Vorverhand¬ 
lungen und Berathungen abhängig ist.“ 
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Heber die s. g, „gallihaniscbe Kirche.“ 

Von 

Dr. Job. Friedrich Schalte, 

k. k. ord. öff. Professor der Rechte, fürsterzbischöfl. Consistorial- und Ehe- 

gerichtsrathe ln Prag. 

Unter dem Ausdrucke „gallikaräache Kirche“ pflegt man die katho¬ 
lische Kirehe in Frankreich zu verstehen, mit Rücksicht auf den eigen- 
thümlicben kirchlichen und politischen Charakter, welchen derselben die 
Stellung des französischen Königs zum Papste und zu den Landes¬ 
bischöfen, sowie die factische Stellung der letzteren zum Papste einge¬ 
prägt *hat» Es. ist hierüber zwar in wissenschaftlichen und populären 
Werken genug geschrieben; gleichwohl dürfte es in der Tendenz des 
Archivs liegen, gerade für seinen Leserkreis eine karze Darstellung zu 
bringen, welche einerseits die innere UnhaUbarkeit des Gallikanismus 
vom kirchenrechUicben Standpunkte aus zeigt, andererseits darauf hin¬ 
weist , welchen Einfluss die demselben zum Grunde liegenden Ideen in 
socialer und politischer Beziehung gehabt haben* Wie überhaupt, so 
wird ganz besondere eine ruhige und objective historische Entwickelung 
uns am besten leiten 

Schon im römischen Gallien und dem späteren merovingischen und 
karolingischen Franken reiche hatte die Kirche eine gewisse Abge¬ 
schlossenheit nach der kirchlichen, seit der Christiaaisirung auch nach 
der politischen Seite hin erlangt. So wurden schon im dritten Jahr¬ 
hundert päpstliche Vicarien zur Beaufsichtigung und Oberleitung der 
kirchlichen Verwaltung ernannt. 1 ) Hierdurch erlangte der Episcopat 
eine gewisse Abgeschlossenheit, zu welcher wesentlich beitrug, dass die 
Kirche seit ihren Anfängen bei dem Verhältnisse Galliens zu Rom in 
Gallien festen Boden gefasst und ein reges kirchliches Leben .entwickelt 
hatte. Mit der staatlichen Anerkennung der Kirche im römischen Reiche 
fing man daher sofort' an, dem kirchlichen Leben auch eine äussere feste 


*) Seit dem vierten Jahrhundert die Bischöfe von Arles als Primates Galliae. 
Freilich kam diese Würde hernach auch an andere und wurde ohne praktische 
Bedeutung. Mein System des Kirchenrechts S. 203, Phillips Kirchenrecht 
Bd. 2 (3. Aufl.), S. 74. 

Moy’a Archiv für kalh* Kirchenrecht, III. Band. 9 



Gestaltung su geben. Schon im Jahre 314 ward die erste Synode su 
Arles gehalten. Auf diese folgte eine Reihe von Diöcesan- und Provin- 
sialsynoden, auf denen im Anschlüsse an die ökumenischen, die orienta¬ 
lischen Particularsynoden des 4. Jahrhunderts, später die italienischen 
und spanischen Synoden nach den besonderen Bedürfnissen des frän¬ 
kischen Reiches das kirchliche Leben nach allen Richtungen hin ge¬ 
ordnet und fixirt wurde. So gewann man für die besonderen Bedürf¬ 
nisse früh eine Summe von Canones. Neben diesen bediente man sich 
der im Gebrauche befindlichen Rechtssammlungen. Eine schnelle Ver¬ 
breitung und Autorität fand besonders die Sammlung des Dionysius 
Exiguus sowohl in ihrer älteren, als der vermehrten Gestalt, worin sie 
den Namen der Hispana (seil. CoMectio canonum) oder s. g. Isidoriana 
trägt. Zur Bildung und Abschliessung der Disciplin trug noch gans 
besonders der Umstand bei, dass Papst Hadrianus L auf Bittern Karls 
des Grossen als diejenige Sammlung, welche ein Ausdruck des kirch¬ 
lichen Rechtes sei, diesem einen vermehrten dionysischen Codex sum 
Geschenk gab. Dieser Codex canonum, s. g. Codex Dionysio-Hadrianus 
wurde im Frankenreiche als förmliches Gesetsbuch angesehen. *) Gleich¬ 
seitig mit dieser Abrundung in Betreff der inneren Rechtsdisciplin war 
die Kirche allmälig in ein eigenthümliches Verhältniss su den Königen 
getreten, und hatte eine politische Stellung eingenommen, die nicht nur 
auf manche Seiten ihres Recbtslebens einen entschiedenen Einfluss ge¬ 
wann, der noch im heutigen Kirchenrechte seine direoten Wirkungen 
seigt, sondern auch wesentlich dasu beitrug, ihr in den übrigen nach 
und nach dem Christenthume gewonnenen Ländern eine gans analoge 
Stellung su geben. Die Würdenträger der Kirche waren nach dem 
Könige unbedingt die grössten Grundbesitser 2 ), standeB aus diesem 
Grunde und als besonderen königlichen Schuts geniessend in dem gleichen 
Verhältnisse mit den übrigen Grossen da als Glieder der Reichsver¬ 
fassung. Hiervon war die natürliche Folge ein bedeutender Einfluss der 
Könige in kirchlichen Dingen, welcher um so leichter sich festsetsen 
musste, als sowohl die Zeit nicht danach angethan war, Gebiete der 
geistlichen und weltlichen Macht su scheiden, und der Eifer der Könige 
für die Kirche und den Klerus auch nicht den entfernten Gedanken auf- 
kommen liess, dass die Könige su manchen Dingen eigentlich keine 
Berechtigung hätten. So sehen wir die Besetsung der Bischofssitse in 


‘) Karl liess dieselbe auf der Synode zu Aachen 802 förmlich anerkennen. An- 
nales Laureshamenses a. 802. Phillips Ktrehenr. Ad. 4, S. 44 ff. 

*) Am Ende des siebenten Jahrhunderts besass die Kirche, wie sich mit ziemlicher 
Sloherhelt nachweisen lässt, ein Drittel alles Grundelgenthums. Vgl. P. Roth 
Geschieht» des Beneficialwesens, Erlangen 1850, S. 240. 
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ihrer Hand, und »war nicht auf’s Beste gehandhabt; bei Berufang von 
Synoden sind dieselben thätig, und bestätigen deren Beschlüsse auch 
ihrerseits; die kirchlichen Angelegenheiten werden auf den grossen 
Reichsversammlungen (Placita) gleichfalls verhandelt. Nach Analogie 
dieses Verhältnisses übten die einseinen weltlichen Grossen auf ihren 
Besitzungen Rechte über die Kirche und den Klerus aus, die gewiss 
nur höchst selten Widerspruch fanden, tyeil sie als Ausfluss der Grund¬ 
herrlichkeit zu sehr in nationalen Anschauungen wurzelten, somit vom 
Klerus selbst getheilt wurden. Meistens war jener Einfluss des Königs 
im Einklänge mit den kirchlichen Satzungen, musste aber immerhin die 
allmälige Ausbildung eines förmlichen Gesetzgebungsrechtes bewirken. 
Es wurde diese Entwickelung, obwohl die Verbindung mit dem aposto¬ 
lischen Stuhle zu keiner Zeit unterbrochen wurde 1 ), dadurch besonders 
unterstützt, dass vom Ende des fünften Jahrhunderts bis zur Mitte des 
achten die eigenthümlichen Zustände in Italien und speciell in Rom 
nämlich die förmliche Herrenlosigkeit während langer Zeit, das Factions- 
wesen, die ewigen Angriffe auf die Stadt u. s. f., dem Papste nicht ge¬ 
statteten, stets kräftig den mancherlei Missbrauchen 3 ) entgegenzutreten. 
Unter den Karolingern wurden zwar diese Verhältnisse geregelter, der 
vom Könige geübte Einfluss aber um so weniger vermindert, als die 
Päpste den Königen, vor Allem Pipin dem Kurzen und Karl dem 
Grossen zum grössten Danke verpflichtet waren und deren Handeln im 
kirchlichen Geiste nur durchaus billigen und anerkennen mussten, gegen 
manche zu grosse Ausdehnung ihrer Fürsorge aber nicht auftreten 
konnten, weil sie einmal die Dankbarkeit, sodann die Zeitrichtung ab¬ 
hielt. Noch grössere Rechte erlangten die Könige, seitdem Karl mit 
der Kaiserkrone die Advocatie über die Kirche und den römischen Stuhl 
überkommen hatte, somit als „erster Sohn der Kirche“ eine wirklich 
kirchliche Stellung einnahm. Es war ein Zustand nicht blos des Frie¬ 
dens, sondern in mancherlei Beziehungen, der Vereinigung , der Einheit 
zwischen Kirche und Staat, richtiger zwischen Klerus und Laien in 
ihren Repräsentanten eingetreten. Die Capitularien beweisen zur Genüge, 
wie die königliche Sanction den bischöflichen Beschlüssen die äussere 


*) Dies hat F. Waller in seinem Kirchenrechte an mehreren Stellen nachge¬ 
wiesen. 

*3 Diese kennen wir jetzt in einem sehr genauen Grade aas Felix Papencordt 
Geschichte der Stadt Rom im Mittelalter. Ans dessen Nachlasse heransgeg. 
von C. Uöfler. Paderborn 1857. 8., für welche mühsame und aufopfernde 
Herausgabe man Höfler zum grossen Danke verpflichtet ist. 

*) Von diesen kann man ein Bild finden bei Roth Beneficialw. S. 330 ff., das 
nur eine Seite im Auge hat, und daher noch sehr vervollständigt werden 
könnte. 


»* 
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Geltung und Anerkennung gab und zusicherte. Während aber in dem 
seit dem Jahre 888 vom Frankenreiche für immer getrennten Deutsch¬ 
land die Kirche freie Hand bekam zur Entfaltung ihres Rechtslebens, 
weil durchgbhends, ja die längste Zeit hindurch ausnahmslos, die Bi¬ 
schöfe und viele Prälaten, Territorialherren wurden, erhielt sich, nach 
Ueberwindung der im 9. und 10. und 11. Jahrhundert stattgehabten 
Schwankungen und des unendlich schlechten öffentlichen Rechts- und 
Friedenszustandes und nachdem sich die königliche Macht wieder in 
den ziemlich festen Alleinbesitz der Landeshoheit gesetzt hatte, in 
Frankreich die alte Stellung der Könige zu den Bischöfen und übrigen 
Prälaten. Auch findet man bereits einmal im neunten Jahrhundert in 
der Opposition gegen die Anwendung der pseudoisidorischen Decretalen, 
sodann in der Weigerung einiger französischer Metropoliten, von Rom 
das Pallium zu erbitten, die Berufung auf die Sonderstellung der 
,gaüikanischen Kirche (ecclesia gallicana) ausgesprochen. Hierunter 
verstand man aber nichts weiter, als dass nur das Recht der alten 
Canones, der usus canonum receptus Geltung haben solle. Dies nennt 
die eigentümliche und unklare Anschauung jener Zeiten ein Privilegium, 
während es ja stets und überall der Grundsatz der Kirche war, dass 
das Rechtsleben durch die Canones geleitet werden müsse. Freilich ver¬ 
stand man Seitens der Kirche darunter nie die Canones nur einer be¬ 
stimmten Zeit , sondern den Inbegriff der von der Kirche aufgestellten 
Sätze, wie derselbe sich jeweilig fixirt hatte, nicht eine starre lebens¬ 
unfähige Masse von Sätzen. Eine feste Masse können nur die funda¬ 
mentalen Canones bilden, welche ewig gleich, ewig lebenskräftig bleiben, 
weil die Kirche ihrem Wesen nach die stets gleiche ist; diejenigen 
Sätze hingegen, welche das blosse Rechtsleben der für alle Zeiten , für 
alle Nationen, für alle Gegenden gestifteten Kirche leiten, können und 
müssen sich fortbilden nach Bedürfniss von Zeit, Ort und Personen. So 
lag im Keime jener Anschauung der überhaupt den Kern aller Oppo¬ 
sition gegen den Papst bildende falsche Gedanke: ein äusseres Ab¬ 
weichen der Päpste von dem in den ersten Jahrhunderten befolgten 
Gebrauche sei gegen die Canones, ein Eingreifen derselben in angeblich 
bischöfliche Rechte, und es bedürfe zur Ausübung eines Rechtes auch 
beim Papste des Nachweises, dass er dasselbe in den ersten Jahrhun¬ 
derten ausgeübt habe, weil diese der apostolischen Zeit am nächsten 
ständen, somit am zuverlässigsten Aufschluss geben müssten. Dabei 


*) Veber diesen gibt ausser den bekannteren geschichtlichen Werken ein gutes 
Bild und zugleich den Nachweis, wie die Kirche Anfangs allein denselben zu 
bessern vermochte, die Schrift: A. Kluckhorn Geschichte des Gottesfriedens. 
Leipzig 1857. 8. 
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ist nur übersehen, dass gerade in den ersten Jahrhunderten nach der 
Natnr der Verhältnisse (geringerer Umfang der Kirche, grösserer Eifer, 
Opposition von Aussen, die sur desto stärkeren Festigkeit antrieb u.s.f.) die 
Päpste am wenigsten einsugreifen brauchten, and dass es überhaupt 
nicht darauf ankommt, nachsuweisen, ob man ein Recht ausgeübt habe, 
sondern darauf: ob dasselbe aus einer Stellung nothwendig folge. *) 
Eine rechte Bedeutung erlangte dieser Begriff einer Particularkirche 
erst nachdem durch das apostolische Auftreten des Papstes Inocenx UL 
gegen den König Philipp (III.) August von Frankreich wegen Ver- 
stossung der rechtmässigen Gemahlin Ingerburg und Annahme eines 
Kebsweibes, a ) dann durch die Kämpfe 8 ) «wischen Bonifacius VIII. 
und Philipp (IV.) dem Schönen das Verhältniss «wischen Papst und 
König sich bedeutend gelockert hatte. Philipp hatte den Klerus darch 
enorme Steuern gedrückt, Bonifacius trat dem entgegen (Bulle „Clericis 
laico8“ in c. 3. de immunit. eccles. in 6. HL 23}. Nunmehr verbot 
K. Philipp die Ausfuhr von Geldern aus Frankreich, mithin auch die 
an den Papst «u entrichtenden, und suchte auf diese Art den Papst 
von dem Episcopate «u trennen. Was seitdem auch Bonifacius that, 
das gute Einvernehmen ward nicht wieder hergestellt. Die in diesem 
Streite Seitens Frankreichs hervorgetretene Opposition gegen die bis¬ 
herige Uebung der päpstlichen Rechte wurde wiederum gestütst auf den 
Usus canonum d. h. nach der gallikanischen Auffassung die in Gallien 
angeblich allein su Recht bestehende Disciplin. Als ob in einem ein¬ 
seinen Lande ohne Gefahr der Abirrung und des Schisma eine Disciplin 
sich bilden und erhalten könnte, welche trots ihrer Abtrennung von 
dem Communicationswege mit dem Haupte und trots der Abweichung 
von der allgemeinen Disciplin der Kirche noch gar für die richtige su 
halten wäre. Vom Papste appellirte man sodann an ein allgemeines 
Concil. Zur Reife gelangte die mit dem Worte des „Gallikanismus" 
beseichnete Auffassung theils in Folge der Abhängigkeit, in welcher die 
so Avignon residirenden Päpste von den fransösischen Königen stan¬ 
den, sodann durch die Streitigkeiten «wischen Ludwig dem Baier und 


•) Dass aber im Primate des Papstes von wesentlichen and anwesentlichen Rechten 
keine Rede sein könne, and diese ganze Unterscheidung falsch sei, zeigt 
mein System des Kirohenrechts. Vgl. darüber noch besonders Phillips 
Kirchenrecht Bd. V. 

*) Eine weitläufige und genane Darstellung dieses Kampfes findet man in Friedrich 
Hurters Geschichte Papst Innocenz^lII. und seiner Zeitgenossen. Hamborg 1834. 
in den beiden ersten Bünden. 

»j Eine erschöpfende Darstellung dieses Kampfes findet man bei Phillips Kirchen¬ 
recht Bd. 3, S. 243 ff., welcher die von ihm benutzte Literatur und Quellen 
angibt. 
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dem Papste, *) in denen sich jener gleichfalls anf ein allgemeines Con- 
dl berief, (22. October 1324) endlich nnd hauptsächlich darch die 
Theorien eines Wilhelm von Okkam , Marsilius von Padua (de Menan- 
drino) Über das Verhältniss «wischen Papst und Kaiser, dann die von 
Pierre d’AiUy (Cardinal de Alliaco, Bischof von Cambrai) und Gereon 
(Johannes CharUer) über das Verhältniss des Episcopates «um Papste. 
Nachdem dann die Synode von Pisa (1409) versucht, die von Kostnitz 
and Basel aber verleitet durch jene Theorie den Grundsat« ausdrück¬ 
lich ausgesprochen und factisch gehandhabt hatte, dass der Papst unter 
dem allgemeinen Concile stehe, wurden diese Grundsät«e in Frankreich 
durch Staatsgesetze als die der gallikanischen Kirche, dem alten in 
Frankreich geltenden usus canonum entsprechenden sai^tionirt. Zuerst 
fabricirte man «u dem Ende, um jenen ein höheres Alter und die Au¬ 
torität eines grossen Namens zu geben, eine s. g. Sanctio pragmatica 
Ludwigs des Heiligen angeblich von 1268 2 ) und verbreitete dieselbe. 
Alsdann erlies im Juli 1438 Carl VII. seine diese Lehre bestätigende 
Sanctio pragmatica Letztere blieb indessen nicht bei diesem theo¬ 
retischen Satze stehen, sondern hob die päpstlichen Reservate s ) auf, 
untersagte die Zahlung der Annaten an den Papst, die Ausfuhr irgend¬ 
welcher sonstigen Gelder, und verbot endlich die Appellationen an den 
Papst,' that somit die nöthigen Schritte, um ein vollständiges Schisma 
herbeizuführen. Sie wurde vom Pariser Parlamente unterm 13. Juli 
1439 einregistrirt, und seitdem jede Klage, welche sich auf behauptete 
Verletzung derselben stützte — und diese Behauptung war leicht, da 
dieselbe in ihren drei und zwanzig Titeln ein alle Materien umfassen¬ 
des, meistens dem jus commune zuwiderlaufendes separatistisches Rechts¬ 
system enthält — als Appel comme d’abus d. i. Berufung von einem 
Missbrauche der geistlichen Amtsgewalt von Gerichten und Parlamenten 
angenommen. Die pragmatische Sanction wurde «war von Karl selbst, 
später beschränkt, sodann im Concordate von 1515 (1516, 1517) 
zwischen Leo X. und lYanz I., ferner durch spätere k. Verordnungen 
aufgehoben. Gleichwohl setzte sich die bereits gegen Einregistrirnng 
dieser aufhebenden Gesetze entstandene Opposition durch die Wissen- 


*) Auch über diesen Streit gibt Phillips a. a. 0. S. 202 ff. erschöpfende Auskunft. 
Es sind bei ihm genau die Schriftsteller und ihre Werke aufgeführt, welche 
in diesem Kampfe auftraten, und von denen oben nur die uns zunächst be¬ 
rührenden angeführt sind. 

*) Die Unechtheit dieses Dooumentes hat neuerdings nacbgewiesen Rosen „die 
pragmatische Sanction, welche unter dem Namen Ludwigs IX., des Heiligen... 
anf uns gekommen ist.“ Münster 1854. In dieser Schrift findet man auch die 
Literatur angegeben. 

*) Ueber diese vgl. mein System des Klrchenrechts. S. 324 ff. 
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sebsft and io den Parlamenten in -dein Masse fort, dass die letaleren 
vollständig die Sätee der Sanction handhabten, und et stets eines kö uig l. 
Machtepruches (lit de jusÜee) bedurfte, am entgagunstehende Verord¬ 
nungen und Decrete sar Ausführung su bringen. 

Durch die Hinneigung der Parlamente und den Abfall vieler Räthe 
sora Kalvinismus wurde jene Opposition noch entschiedener, so dass es 
dem Bpiscepate auch niebt gelang, die Refarmationadecrete des Coneils 
ven Trient einsuführen. Einen neuen Halt gewann der Gallikanismus 
durch das dem Könige gewidmete Werk dis Pierre Pithau unter 
dem Titel: Le» Libertez de l’Eglise Gallium«. Paris 1594 und das 
andere anonym erschienene, von Pierre Du Pup verfasste „Preuves 
des Libertes de l’Eglise Gallicane“, welches die Dooumente enthielt. 
Gegen beide trat der Episcopatmit Entschiedenheit auf *), die darin ent¬ 
haltenen Grundsfitae feierlich verwerfend in einem offenen Schreiben. 
Dieses wurde aber nicht allein vom Parlamente proscribirt, sondern 
jene Werke in neuer Auflage mit königlichem Privileg versehen ge¬ 
druckt, das von Pithou durch Du Puy commentirt 2 ), durch neue Be¬ 
lege vermehrt und auch von Petrus de Marca vertheidigt. 3 ) 

Der Streit in Folge des Jansenismus, welcher im Parlamente seine 
grösste Stütze fand, die Zwistigkeiten mit dem Papste Uber das von 
Ludwig XIV. im weitesten CJmfange beanspruchte jus regaUae {droit 
de regale J ), endlich die Streitigkeiten Uber das in Frankreich Seitens 
der Staatsgewalt einseitig aufgehobene, von Ludwig hingegen in seinem 
Gesandtschaftsbotel su Rom in einer die Gruadsatae des Völkerrechts wie 
die Souveränetät des Papstes verletzenden Weise geübte Asylrecht, endlich 
die in Rom erfolgte Condemnation eines arret du Parlament de Paris 
und der Befehl an die Bischöfe, dies Urtheil su verbrennen, welches in 
einem Streite des Ersbischofes von Paris mit dem Kloster su Chgronne 
su Gunsten des ersteren nicht blos ohne Competens sur Entscheidung • 
der Frage überhaupt sondern offenbar ungerecht gefallt war, und von 
dem unterliegenden Theile durch Appellation an den Papst angegriffen 


*) In der Epistola Cardinalium, Archiepiscoporom, Episcoporum Parisils degen- 
tium de damnandis voluminibus inscriptis: Traitds des libertez de l’Eglise 
Gallicane avec les preuves. Paris 1639. 

*) Commentaire sur le Traitd des libertez cet. de Malstre Pierre Pitfaou. Paris 
1652. 4. 

*) In dem Werke: De Conqordia saoerdotii et Imperli 1641. Er hat aber diese 
Schrift später dem Urtheile Roms , unterbreitet, und noch eine Schrift zu dessen 
Gunsten verfasst, die jedoch von Baluze dem Publikum vorenthalten Ist. 
Phillips Kirchenrecht Bd. 3. S. 350. Anm. 27. 

4 ) Hierunter verstand man das Recht des königl* Eisens auf die Früchte der va- 
canten Benedeien, die Intercalarfrüchte. 
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•wurde; alle diese Ereignisse Hessen es endlich dahin kommen, dass 
Ludwig eine Versammlung des französischen Episcopats nach Paris be¬ 
rief, die unter Leitung von Bossuet dem Könige sich fügend unter Re¬ 
daction Bossuet’s im Jahre 1682 die „Declaratio Cleri Galli - 
cani u abfasste und dem Könige überreichte. Dieselbe ward registrirt 
im Parlamente; publicirt, musste vom Clerus beschworen werden. Weder 
schriftlich noch mündlich wurde bei Strafe verboten, Anderessulehren; 
bei jeder Promotion sollte mindestens eine Proposition derselben öffent¬ 
lich vertheidigt werden. Ludwig XIV. hat dieselbe auf Bitten des 
sterbenden Papstes Alexander VIII. surückgenommen'); sein desfallsiges 
Edict ist jedoch vom Parlamente nicht einregistrirt worden. 

Bossuet wurde mit der Verteidigung dieser Declaration beauftragt, 
arbeitete daran bis su seinem Tode, ohne sie vollenden zu können oder 
su wollen. Sechs und swansig Jahre nach seinem Tode erschien ein 
Werk unter dem Titel: „Defensio Declarationis conventus Cleri Gallieani 
an. 1682 de ecclesiastica potestate. Auctore ill. ac rev. D. Jacebo 
Benigno Bossuet Ep. Meldensi, Luxemb. 1730.“ 2 ) ihm ist somit 
offenbar keine Authenticität beizulegen. Obwohl durch die Päpste feierlich 
verworfen (s. B. durch Constitutio Alexandri VIII. „Inter multiplices“ 
a. 1690, BuUe PU VI. „Auctorem fidei“ a. 1794), von dem Episcopate 
selbst wiederholt aufgegeben s ), von Ludwig XIV. ausdrücklich si- 


») Dies erzählt umständlich unter Nachweisung der Belege Maistre in dem an¬ 
zuführenden Werke S. 162 ff. Dort ist zugleich die wahrhaft rabulistische 
Weise dargethan, wie Ludwig später gegenüber Innocenz XU. sein Wort zu 
verdrehen und zu deuteln versuchte, dabei aber dem Papste Dinge zumuthete, 
welche höchstens ein verschmitzter Advocat angeben könnte, um eine faule 
Sache aufzuhalten. 

*) Später ist dasselbe unter gleichem Titel zu Amsterdam 1745 durch einen 
Neffen Bossuets neu aufgelegt worden, nachher noch einigemale gedruckt. 
Z. B. Mainz 1788, 2 Bde. 4. 

Maistre S. 216 ff. hat die Schwankungen Bossuets bei Abfassung seiner 
Vertheidigung umständlich erzählt, auch nachgewiesen, dass derselbe ein 
Manuscript dem Könige übergeben hat, dass diesem■ selbst nicht mehr daran 
gelegen war, die Vertheidigung gedruckt zu sehen. 

») Bei Maistre S. 179 ist Anm. 1. aus deren Schreiben an den Papst folgende 
Stelle mitgetheilt: 

„Ad pedes Sanctitatis Vestrae provoluti, profitemur ac declaramus, nos 
vehementer et supra id, quod diel potest, ex corde dolere de rebus gestis in 
comitiis praedictis, quae S. V. et ejnsdem praedecessoribus summopere dis- 
plicuerunt: ac proinde quidquid in iis comitiis circa ecclesiasticam potestatem, 
pontificalem auctoritatem decretum censeri potult, pro non decreto habemus 
et habendem esse declaramus.“ 



stirt *), ln späteren Concordaten durch deutliche gegenteilige Bestim¬ 
mungen aufgehoben, haben sich gleichwohl die Grundsätze der Declaration 
nebst den Folgerungen aus derselben durch die beständig in Opposition 
mit Rom befindliche Theorie in der Magistratur und in späteren Gesetzen 
des Staates bis auf die neueste Zeit erhalten, wo sie von dem Epi- 
scopate in wiederholten Erklärungen aufgegeben sind, während die Re¬ 
gierung sie je nach den Umständen anwendbar findet 8 ) 

Mit dem Worte y gallikamsche Kirche“ kann man nun die Stellung 
bezeichnen, in welcher die Kirche zufolge der in den besprochenen 
Documefiten enthaltenen Sätze sich befindet. Wir können die Darstel¬ 
lung der dreiundachtzig Sätze von Pithou 4 ) übergehen und uns auf 
die „Declarätio“ beschränken. Deren vier Artikel lauten in wortgetreuer 
.Uebersetzung also: 5 ) 

„I. Dem heil. Petrus und seinen Nachfolgern, den Statthaltern 
Christi und der Kirche selbst ist von Gott überliefert die Macht über 
die geistlichen und auf das ewige Heil sich beziehenden Dinge, nicht 
aber die über die weltlichen Dinge, indem der Herr spricht bei Joan. 
XVm. 36: Regnum meum non est de hoc mundo und wieder bei 


*) Ludwig XIV. sagt in seinem Schreiben vom 14. Spt. 1693 an Papst Innocenz XTI.: 
„...Je suis bien aise de faire sqavoir ä Votre Saintete que j’ai donnd lea 
ordres necessaires, afin que les affaires conteaues dans mon Edit du 2. de 
mars 1682 concernant la defclaration falte par ie Clergd du Royaume (a quoi 
les conjonctures d’alors m’avaient obligdj n’eussent point de suite... 44 

*) So namentlich in den Articles organiques publicirt mit dem Concordate, den 
8. April 1802, welche, im völligen Widerspruche mit dem Concordate vom 
selben Datum vom damaligen ersten Consul Napoleon publicirt, vom Papste 
aber niemals anerkannt, wohl aber verworfen wurden. 

*) Solches beweist der im Archive Bd. I. S. 311—313, 410—426 vom Heraus¬ 
geber besprochene Appel comme d’abus, welchen die Regierung auf Berufung 
von einem IJrtheile des Bischofs von Moulins im vorigen Jahre dem Staatsrathe 
zur Entscheidung vorgelegt hat. Wie nichtig das ganze Verfahren war, hat 
Herr v. Moy zur Genüge dargethan. Um sich aber für solche Fälle zu orientiren, 
wird der obige Aufsatz etwas beitragen; ihm sollen gelegentlich andere über 
die neapolitanischen Decrete in kirchlichen Dingen folgen. 

4 ) Dieselben sind von Neuem abgedruckt in dem zu citirenden Buche von Dupin 
p. 1—92. 

ft ) Der Eingang lautet: „Ecclesiae gallicanae decreta et libertates a majoribus 
nostrls tanto Studio propugnatas, earumque fundamenta Sä. canonibus et patrum 
traditione nixa multi ruere moliuntur; nec desunt, qui earum obtentu pri- 
matum B. Petri ejusque successorum Romanorum pontificum a Christo insti- 
tutum, iisque debitam ab Omnibus christianis obedientiam, sedisque apostolicae, 
in qua fides praedicatur et unltas servatur ecclesiae, reverendam omnibus 
gentibus majestatem imminuere non vereantur. Haeretici quoque nihil praeter- 
mittunt, quo eam potestatem, qua pax ecclesiae eontinetur, invtdiosam et 
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Lac. XX. 25. Beddite ergo, quae tunt Caestiris, Gassari, et quae 
sunt Lei , Leo; and deshalb muss jenes apost. Wort gelten Born. XIII. t. 
2. Omni» anima potestatibus sublimtoribus subdita eit ; non eet enm 
potestas nisi a Leo: quae autem sunt, a Leo ordinata sunt. Itaque 
qui potestati resistit , Lei ordinatior» resistit . Die Könige undFfirsten 
sind also nach göttlicher Anordnung in weltlichen Dingen keiner kirch¬ 
lichen Gewalt unterworfen, und können nicht direct oder »direct durch 
die kirchliche Schlüsselgewalt abgesetst, noch können deren Unfeerthanen 
von Treue and Gehorsam, and dem geleisteten Eide der Treae entbanden 
werden; dieser Grundsats ist als nöthig für die öde nt liehe Rahe, der 
Kirche and dem Staate nützlich, der Tradition der Väter entsprechend 
and dem Beispiele der Heiligen gemäss unbedingt festsuhalten. 

II. Dem apostolischen Stuhle and den Nachfolgern Petri als Christi 
Stellvertretern wohnt in der Art bei die Vollgewalt in geistlichen Dingen, 
dass su gleicher Zeit in Geltung bleiben und unbewegt dastehen die 
vom heil. Stuhle gebilligten, durch die Uebang der römischen Bischöfe 
and der ganzen Kirche bestärkten, und von der gallikaniscben Kirche 
in beständiger Ehrfurcht bewachten (perpetua reljgione custodita) De- 
crete der heil, allgemeinen Synode von Konstanz über die Autorität der 
allgemeinen Concilien, welche in deren 4. and 5. Sitzung enthalten 
sind; diejenigen werden nicht von der gallikanischen Kirche anerkannt, 
welche die Kraft jener Decrete, als hätten dieselben zweifelhaftes An¬ 
sehen and seien weniger gebilligt, za schwächen, oder aaf die blosse 
Zeit des Schisma zu beziehen streben. 

III. Desshalb ist der Gebrauch der apostolischen Gewalt zu massigen 
(leiten, „moderandum“) durch die unter Beistand des heil, Geistes ge¬ 
machten und durch die Ehrfurcht der ganzen Welt geheiligten Canonen; 
es bestehen auch za Recht die Kegeln, Gebräuche and Institute (Ein¬ 
richtungen), welche von dem gallikanischen Königthum und Kirche re- 
cipirt sind, und die Satzungen (terminos) der Väter bleiben uner¬ 
schüttert; and das gehört zur Grösse des apostolischen Stuhles, dass 


gravem regibus et populis ostentent, iisque fraudibtis simplices animas ab 
ecclesiae matris Christique adeo communione dissocient. Quae ut incommoda 
propulsemus, nos arcbiepiseopi et episcopi Parisiis mandato regio congregati, 
ecclesiam G&liicanam repraesentantes, una cnm caeteris eoelesiastici* viris 
nobiscum deputatis, diligenti tractatu habito, haec sancienda et decldraoda esse 
duximus.“ Der Schluss lautet: „Quae acoepta a patribus ad omnes ec des las 
GallLo&nas atque epispopos iis Spiritu 5. autore praesidentes. mittend« decre- 
vimns, ut idipsum dicamus omnes, simusque in «Odern sensu et in eadem 
sententia.“ Datirt 19. März-1682, unterschrieben von acht Erzbischöfen, 26 Bi¬ 
schöfen, 37 Gelehrten, Agenten u. s. f. Einreglstrirt ist da« dieselbe bestäti¬ 
gende kßnigl. Decret unterm 23. Harz 1682, 
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die Statuten und die daroh Ueberehretimmtaig eines so erhabenen Stahles 
and der Kirchen bestärkten Gewohnheiten ihre eigene Festigkeit (Geltang 
behalten. 

IV. Aach in Fragen des Glaubens (praecipaas sammi pontificis 
esse partes) hat der Papst vorzügliche Autorität, and seine Decrete ver¬ 
binden alle und die einzelnen Kirchen (ad.. pertiner&‘ ), sein Urtheil 
ist jedoch nicht unabänderlich, bevor nicht der Consens der Kirche hinzu- 
gekommen ist.“ — 

Nicht so sehr der Wortlaut dieser Erklärung, denn dieser lässt 
sich zum Theil gar nicht bestreiten und ist za einem Theile mindestens 
controvers, als vielmehr die sich beigelegte Befugniss, dieselbe überhaupt 
geben zu können, ferner die daraas za ziehenden Folgerungen and 
endlich die ihr zam Grande liegende Absicht schlugen der za Recht 
bestehenden kirchlichen Disciplin eine klaffende Wände. Im ersten Ar¬ 
tikel liegt offenbar eine zum mindesten jener Versammlung nicht zu- 
stehende Kritik des Verfahrens früherer Päpste gegenüber deutschen 
Kaisern und französischen Königen. Der zweite und dritte Artikel 
ordnete deutlich den Papst dem allgemeinen Concile unter. Dass aber 
zu statuiren konnte (abgesehen von der im zweiten Artikel vom ge¬ 
schichtlichen Standpunkte aus falsch dargestellten Controverse über die 
Kostnitzer Synode) dem Klerus eines einzelnen Landes nie zustehen. 
Derselbe Artikel vindicirt weiterhin offenbar dem französischen Episco- 
pate das Recht, jeder ihm nicht zusagenden päpstlichen Verfügung — 
und mochte zu deren Erlassung der Papst an sich, selbst nach gallika- 
nischer Anschauung, unbedingt berechtigt sein — unter Berufung auf die 
Canones in Gallia reeepti sich zu widersetzen, negirte also die Noth- 
wendigkeit einer Entwickelung des kirchlichen Rechtes, stellte in Abrede 
die Befugniss des Papstes, die einzelnen Bischöfe beschränken zu kön¬ 
nen, gab der Kirche in Frankreich eine beinahe an das Schisma, weil 
die Einwirkung und Oberaufsicht des zur selben Zeit nominell aner¬ 
kannten Primates ablehnend, streifende Sonderstellung, sanctionirte mit¬ 
hin eine Menge von Sätzen, welche zwar in Frankreich per abusum 
factisch geübt wurden (z. B. Ertheilung von Dispensen bei trennenden 
Ehehindernissen ohne päpstliche Facultät dazu), aber dem hergebrachten 
auf allgemeinen Concilien festgesetzten Rechte widersprachen. Der 
letzte Artikel enthielt mindestens desshalb eine Anmassung, weil er eine 
dogmatisch unentschiedene, somit auch die gegentheilige Ansicht mit 
gleichem Rechte wenigstens zulassende Frage entschied. Indem er aber 
den Primat dem Concile unterordnet, begeht er die logische Inconsequenz 
über den Papst eine Versammlung zu setzen, welche über ihm desshalb 
gewiss nicht stehen kann , weil ohne den Primat zufolge fester Dogmen 
die Kirche undenkbar ist, mithin ohne ihn keine Versammlung der all- 
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gemeinen Kirche existirt, ohne ihn der Episcopat auf Infallibilitit keinen 
Anspruch machen kann. Denn jeder einseine Bischof hat kein Recht, 
über den Papst zu entscheiden. Wie sollte er es blos dadurch erlangen» 
dass er mit anderen, gleichfalls rächt berechtigten zusammen tritt? 

Die praktischen Consequenzen, welche man Seitens des Episcopates 
und allgemein in Frankreich aus den Artikeln zog, waren besonders 
die folgenden 

1) Man erkannte nicht an die römischen Congregationen und ihre De- 
crete, welche gerade seit dem tridentinischen Concil für die Rechts¬ 
bildung der wichtigste Factor sind; 

2) sprach den päpstlichen Legaten jede Jurisdiction ab, 

3) forderte in Betreff der päpstlichen Constitutionen Reception und 
Publication durch den einzelnen Bischof, damit sie Geltung erlangten, 

4) verwarf die päpstlichen Regulae Cancellariae. 

Hierzu kamen dann die von der Staatsgewalt gezogenen, im dritten 
Artikel implicite bereits zugestandenen Folgerungen, unter denen die 
wichtigsten sind: 

1) dass zur Abordnung von Legaten die Genehmigung des „ tres-chretien“ 
Königs gehöre, welche jederzeit zuriicbgenommen werden könne, 
womit die Legaten sofort ihre Functionen einzustellen haben, 

2) dass der Papst nicht dispensiren könne von Hindernissen, welche 
fOr den Empfang von Benedeien entgegenstehen, dass dem Könige 
die factisch geübten Besetzungsrechte Zuständen, 

3) das jus regaliae dem Könige gebühre, 

4} das Asylrecht fortgcfallen sei, 

5} dass der König Synoden berufen könne, dieselben zu bestätigen 
habe, 

6) dass gegen Verfügungen oder Urtheile der geistlichen Gewalt der 
Appell comme d’abus (appellatio tanquam ab abusu) an den König 
eingewendet werden könne, 

7) dass ohne königliche Genehmigung keine päpstliche oder bischöfliche 
Verordnung publicirt werden dürfte (jus placeti regit) u. s. w. 

Vom kirchenrechtlichen Zustande aus betrachtet, war dieser Zustand 

y 

eine offenbare Knechtschaft, keine Freiheit. Das hat selbst ein Fleury 
zuletzt anerkannt, wenn er sagt : „La grande servitude de l’Eglise 
gallicane, c’est l’etendue excessive de la juridiction temporelle; on pour- 
rait faire un traite des servitudes de l’Eglise gallicane, comme on en a 
fait des libert&s; et Ton ne manquerait point de preuves... Les appel- 


*) Sie werden z. B. aufgezählt bei Fleuri Opnscnles nooveaux u. A. 
*) Opnscnles page 89, 95. 97. 



lations comme d’abus ont acheve de reiner la juridiction eccl&siastique.“ 

Aehnlich sagt F6n61on *): „Le roi, dans la pragmatique, est plas chef 

de l’Eglise que le Pape «n France. Libertys ä l’egard du Pape; servi- 
tude ä l’ßgard du roi. Autoritä du roi sur l’Eglise, d&volue aux juges 

laüques. Les laüques dominent les 6vßques. Abus enormes de l’appel 

comme d’abus. Cas royaox ä rdformer. Abus de vouloir qae des 
laüques examinent les bulles sur la foi. Autrefois l’Eglise, sous pre- 
texte du serment appose aux contrats, jugeait de tont; aujourd’ hui les 
laüques, sous prCtexte du possessoire jugent de tout...“ Und selbst 
Bessuet lässt sich also vernehmen 2 ): „...Peut on enfin esp^rer que 
les jaloux de la France n’ auront pas Cternellement ä lui reprocher les 
libert&s de l’Eglise , toujours employees contre ellemöme?“ Schwerlich 
kann auch Freiheit überhaupt, und so auch die der Kirche darin be¬ 
stehen , sur Stagnation verurtheilt su sein, sich nicht ihrem Rechte ge¬ 
mäss bewegen su können, die Macht des Primates und damit die Ord¬ 
nung und Wirksamkeit der Kirche untergraben su sehen. Es bedarf 
wohl keines weiteren Nachweises, dass die ganse gallibanische Theorie 
alles Grundes, aber auch jeder Consequens und jedes Nutsens entbehrt; 
der Mühe werth dürfte es aber sein, dieselbe mit einigen Worten auch 
vom politischen und staatsrechtlichen Standpunkte su beleuchten. 

Von diesem aus betrachtet erscheint offenbar die Kirche dem Staate 
völlig und förmlich untergeordnet, indem jede nicht genau hergebrachte, 
von der Civilgewalt nicht anerkannte oder geduldete Regung des kirch¬ 
lichen Lebens, jede Entwicklung und Weiterbildung des kirchlichen 
Rechts, jede Freithätigkeit auf hört, und der König factisch die Rechte des 
Primates ausübt. Bei dieser Sachlage sind freilich keine Uebergriffe in’s 
staatliche Gebiet su befürchten, weil der Staat nicht Präventiv-, noch 
Repressiv-Massregeln handhabt, sondern recht eigentlich die Gesets- 
gebung und Jurisdiction auf kirchlichem Gebiete. Schon hierin liegt aber 
einerseits sicherlich eine grosse Verrückung des richtigen Standpunktes; 
andererseits kann dieser Zustand auf Seite des Staats leicht sum De¬ 
spotismus in religiösen Dingen, auf Seite des Episcopates su unkirch¬ 
lichem Absolutismus führen. Jenes, weil nichts näher lag, als kirch¬ 
liche und Weltliche Zwecke su verwechseln, politische Tendensen mit 
kirchlichen Mitteln su verfolgen , der Kirche und Religion sur Erreichung 
politischer und unlauterer, selbstsüchtiger Tendensen um so sicherer sich 
su bedienen, als der Cäsaropapismus hier die Maske des Schutsherrn 
der Kirche bei ihrer althergebrachten Verfassung annahm, und so gegen 


*) Mdmoires de Fdndlon. Id seiner Hlstoire, Tome 111. Pidces justificatlves du 
livre VII. p. 482. ' 

*) ln der Oralson fondbre da chanoelier Le Tettier. 
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die PSpste als „Neuerer“ kämpfte! Sonderbar in dem vorzugsweise für 
katholisch gelten wollenden Frankreich wirft man ihnen unkatholische 
Neuerung, in dem protestantischen Deutschland Stagnation vor. Wem 
fällt da nicht das Wort des Simeon ein über Den, Dessen Statthalter 
der Papst ist? „Ecce positus est hie.... in signum, cui contradicetur.“ 
(Lucas II. 34.) Die Vorgänge gegen die Protestanten in Frankreich* 
die Bestrebungen Frankreichs gegen den Kaiser und das Haus Habsburg 
durch die Protestanten in Deutschland haben die Absichten der franzö¬ 
sischen Könige deutlich enthüllt. Der Episcopalismus erzeugte mit Noth- 
wendigkeit Absolutismus auf kirchlichem Gebiete. Allgemeine Concilien 
können nicht stets gehalten werden, die gehaltenen erkannte man nur 
so weit an, als dies behagte, wie in Betreff des Concils von Trient 
bekannt ist. Appellationen an den Papst wurden als den gallikanischen 
Freiheiten zuwider nicht geduldet, etwaige trotzdem in Rom gefällte 
(Jrtheile nicht vollstreckt. Ein geordnetes Verfahren entfiel damit von 
selbst; eine Oberaufsicht des Papstes existirte nicht. So hatte der 
Episeopat, wenn er nur mit König und Parlamenten ging, keine Schranke, 
durfte Alles wagen. Daher kam es, dass der niedere Klerus in Frank- * 
reich vielfach rechtlos war, in Unwissenheit versank, dass höchstens eine 
nur dem gewöhnlichsten Lebensbedürfnisse genügende Bildang der 
Meisten angestrebt wurde, während man so ziemlich die Candidaten der 
Bischofssitze von Jugend auf sich ausersah, und in den Maximen jener 
Theorie zu gefügigen Werkzeugen heranzog. Aber der Klerus über¬ 
haupt blieb ohne Schutz und Halt. Religion und Kirche verlor bei 
einem grossen Theile des Klerus, dem grösseren der Gebildeten alles 
Ansehen, wie die Vorgänge seit der Mitte des 18. Jahrhunderts, die 
Sittenlosigkeit, der Unglaube, der Einfluss der Encyklopädisten u. s. w., 
vor Allem aber die fürchterlichen Ereignisse seit 1789 bewiesen haben. 
Auch der Episeopat konnte, weil er selbst seinen natürlichen Halt- und 
Stützpunkt verloren hatte, für das Recht und das Wohl des Volkes und 
Landes seine Stimme nicht mehr erheben, nicht mehr den Grossen ihre 
Pflichten in’s Gedächtniss rufen. Einzelne, ein Fen61on, Bossuet, Mas- 
sillon haben wiederholt und ernstlich gemahnt; aber welchen Eindruck 
konnte auf die Dauer das Wort von Männern haben, deren factische 
Stellung mit deren Willen zumeist eine Verletzung ihrer heiligsten 
Pflichten fortdauernd bekundete? Sie waren grosse Redner. Man hörte 
sie gern und liess sie auch mahnen, verweisen, belehren, weil das ihr 
Beruf ist; diesen Beruf aber umschrieb man mit engen Gränzen nach 
eigenem Gutdünken. Will aber die Kirche wahrhaft wirken, so musB 
sie, nicht zwar in weltliche Dinge sich mischen, wo sie hierzu nicht 
berufen ist, nicht eine politische Macht ausüben, aber frei nach ihrer 
Lehre und ihrem Rechte leben und handeln können. 
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Dieter Zustand Frankreichs war endlich geeignet, auch die bürger¬ 
liche, individuelle Freiheit desto besser vernichten zu helfen. Achtete 
man die Rechte der Kigjhe, dieser vom rein weltlichen juristischen 
Standpunkte ans betrachtet ältesten und mächtigsten Corporation, die 
älter war, als der Staat selbst, nicht, wozu dann die des Adels, der 
Prälaten, der Stände, der Individuen achten? Dass man aber nicht etwa 
die Kirche nach dem „Usus canonum“ leben liess, sondern wo das 
passte, alle drei und achtzig Pithou’sche Sätze rücksichtslos anwandte, 
beweisen die Gesetze, Urtheile u. s. f. zur Evidenz. So entwickelte sich 
mit dem Steigen des Gallikanismus zuerst jenes Ueberhandnehmen der 
Macht der Parlamente, vor Allem des Pariser, wodurch die königliche 
Macht zum Schatten herabzusinken drohte. Die Parlamente hatten sioh 
aber als Werkzeuge gebrauchen lassen, ja waren zum grossen Theil die 
Urheber der kirchlichen Knechtschaft. Warum nicht die eigene Waffe 
gegen sie kehren? Gewiss waren sie so selbst Schuld daran, dass erst 
die lits de justice zur Regel wurden, ihre Selbstständigkeit fiel, und 
so sich jenes System in Frankreich ausbildete, welches jede individuelle 
Regung in den Provinzen unterdrückend selbst jedes natürlichen Haltes 
entbehrte, die Geschicke des Staates Neuerern in die Hände legte, welche 
es verstanden, die Volksmasse der dominirenden Hauptstadt zu beherr¬ 
schen , und als die Umstände günstig waren, den letzten Hebel zer¬ 
brachen, damit aber den Umsturz alles Bestehenden ermöglichten. Das 
hat der Gallikanismus nicht allein, aber er hat es zu einem grossen 
Theile mit bewirkt. Fern liegt es gewiss jedem denkenden Beurtheiler, 
zu tadeln, was nicht aus dem Mittelalter stammt, weil es nicht aus 
diesem stammt, zu verkennen, dass besonders im 14. und 15: Jahr¬ 
hundert die Stellung und Macht der Bischöfe allzusehr durchbrochen 
war in Folge der mancherlei Eingriffe Seitens der Legaten gegen Auf¬ 
trag und Recht, der zu vielen Exemtionen u. s. f., dass manche der 
Kirche höchst schädliche Zustände existirten, Abmahnungen und Vor¬ 
stellungen der Bischöfe und Regenten gerechtfertigt waren. Der grosse 
Fehler lag nur darin, dass man nicht beim Nothwendigen stehen blieb, 
sondern dass der politische Dünkel Ja gründe nation“ allmälig eine 
besondere Grösse darin erblicken liess, auch kirchlich auf vermeintlich 
strengem Boden stehend als die einzige, echt kirchliche Nation glänzen 
zu wollen, und nachdem man den Papst nicht mehr im Lande haben 
konnte, doch nominell unter ihm ohne ihn leben zu können. So wurde 
der Gallikanismus, indem er den Papst als Haupt der Kirche seines 
bisherigen Einflusses auf Fürsten und Völker beraubte, zwar hierdurch 
eines der Momente, welche den Charakter der Neuzeit schärfer aus¬ 
prägten; aber er ist auch eine der Hauptursachen, welche nicht blos 
die unbedingte Trennung der politischen und kirchlichen Gewalt in vielen 
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Staaten hervorgebracht, somit die mittelalterlichen Zustände zur Anti¬ 
quität gemacht, sondern auch das Völkerrecht und die Politik auf lange 
Zeit au einem Rechte der Willkür und des Egoismus gestämpelt haben. 
Wie aber jeder welthistorische Kampf nach Eintritt ruhigen Ueberlegens 
manches Gute hervorbringt, indem er die Zustände klarer erkennen ge¬ 
macht hat, so ist , das lässt sich nicht läugnen, auch der Gallikanismus 
die Veranlassung gewesen, dass die Kirche zwar ihre frühere äussere, 
ihr fast zuletzt mehr eine Fessel als ein Förderungsmittel darbietende 
Stellung grossentheils eingebüsst, die meisten der nicht durch ihr Wesen 
bedingten Rechte auf staatlichem Gebiete verloren, dafür aber die Freiheit 
auf ihrem innersten Lebensgebiete in um so höherem Grdde wiederge¬ 
wonnen hat, als gerade die gewaltigen welthistorischen Ereignisse seit 
dem Ende des vorigen Jahrhunderts Völkern und Königen mehr denn 
jemals den Satz bewiesen und in’s Gedächtniss eingeprägt haben, dass 
Friede der geistlichen und weltlichen Gewalt eines Staates festes Fun¬ 
dament ist, weil er am Sichersten die einzig feste und dauerhafte Grande 
läge der gesellschaftlichen Ordnung durch gemeinsames Zusammenwirken 
schaffen lässt: die Religiosität, dadurch die Sittlichkeit der Völker und 
den Gehorsam gegen die von Gott geordnete Obrigkeit. Nicht das 
blinde Eifern gegen jene Lehren kann daher Zweck der geschichtlichen 
Betrachtung sein, sondern das Ziel muss sein, durch die Einsicht von 
der Falschheit jener und zugleich das Erkennen dm* Ursachen, welche 
dieselben hervorriefen, dahin zu gelangen, ähnlichen Zuständen mR 
Kraft vorzubeugen, sich des gemeinsamen und besonderen Gebietes beider 
von Gott geordneten Gewalten klar zu werden, um aber dies doppelte 
Wirken stets zu ermöglichen, auch nie zu vergessen, dass Zeiten und 
Umstände andere Institutionen verlangen. Solche kann und muss die 
Kirche stets nach dem wahren Bedürfnisse der Zeit schaffen, weil sie 
für alle Zeiten und Völker geordnet ist. Zieht man diese Lehren und 
Folgen aus der Geschichte überhaupt und insbesondere dem uns hier 
beschäftigenden Gegenstände, so. wird man den richtigen Massstab für 
die Beurtheilung der heutigen Concordate ohne Mühe gewinnen, und sich 
stets vor Augen halten, dass der Usus canonum nicht in dem Inbe¬ 
griffe der Sätze besteht, welche in den drei oder sechs ersten Jahrt- 
hunderten oder im Corpus juris canonici fixirt sind, sondern in der 
tigern Ecclesiae disciplina d. h. <rem Inbegriffe derjenigen (Rechts-) 
Sätze, welche die Kirche durch die Anerkennung und Autorität des 
apostolischen Stuhles mit Rücksicht auf die Bedürfnisse der heutigen 
Zeit als die ihr Rechtsleben leitenden handhabt. ?) 


l ) Was die Literatur betrifft, so findet man ausser ln den bereits genannten 
Werken die Belege aiemlich vollständig bei Guy du Rosseaud de la Combe 
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Heber die Entschädigung welche die hathol. 
geistl. Ehegerichte in Oesterreich nach $,111 
der Anweisung fiir die geistl. Gerichte ans 
einem Verlöbnisse zusprechen können. 

Von 

Dr. Job. Friedrich Schulte, 

k. k. ord. öff. Professor der Rechte, fürsterzbisohöfl. Consistorial- und Ehe- 

gerichtsrathe in Prag. 

Im 1. Hefte der Denen „ Oesterreichischen Vierteljahrsschrift für 
Rechts - und Staatswissenschaft , herausgegeben von Prof. Dr. Haimerl, 
Wien 1858, Wilhelm Braumüller,“ hat der t. k. ord. öff. Professor der 
Rechte an der k. k. Universität su Pesth, Herr Dr. Peter Harum, fol¬ 
gende Ausführung abdrucken lassen. 

„S. 58, 15. Zum Schlüsse dieser Erörterung Uber die bürgerlichen 
Wirkungen der Ehe muss auch noch die Bedeutung jener Bestimmungen 
der Anweisung für die geistlichen Gerichte (Anhang II) beleuchtet 
werden, welche diese Wirkungen berühren. Da nach Art. X des Con¬ 
cordates die Jurisdiction über die bürgerlichen Wirkungen der Ehen und 
Verlöbnisse ausschliesslich der bürgerlichen Gewalt anbeimgestellt bleibt, 
so scheint es, dass die Anweisung fiir die geistlichen Gerichte gar 
keine darauf bezüglichen Bestimmungen enthalten sollte, oder wenn 
sich solche dennoch darin finden, dass diesen keine Wirksamkeit *u- 


Reeueil de jurisprudence canonique et bdudficiaire par ordre alphabdtique, 
Paris 1748. fol. im Anhänge. Weiter bei Münch Concordate Bd. I., RoskovAny 
Monumente catholica Tom. I. 

Abhandlungen: Traites des droits et libertds de l’dglise galllcane von 
Jacque Gillot (Paris 1609), J. L. Brunei (Paris 1731), Durand de Maillane 
(Lyon 1771), — bei Hericwrt Les iois eccldsiastiques de France. •— A. 
Chartas De libertatibus ecclesiae gallicanae, Romae 3. Ausg. 1720. —• Li Her 
Briefe über die s. g. vier Artikel des galükanischen Klerus. Aus dem Fran¬ 
zösischen, Münster 1844. — J. de Maistre De l’Eglise galllcane dans sou 
rapport avec ie souverain Pontife. Lyon und Paris 1854. — Dupin Manuel 
du droit public eccldsiastique franijais, Paris 1847. — Vgl. auch Phillips 
Kirchenrecht Bd. 3.; mein System des Kirchenrechts Giessen 1856. 

Moy’s Archiv für kath. Kirchenrecht, III, Band. 10 
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kommen könne. *) Allein der oben entwickelte juristische Charakter 
dieser Anweisung, namentlich für das weltliche Forum, nöthigt uns, 
näher auf diese Frage einzugehen, denn da sie für die bürgerlichen Ge¬ 
richte die Kraft eines Staatsgesetzes hat, so würden die darin enthal¬ 
tenen Bestimmungen über bürgerliche Rechtsfolgen allerdings die bisher 

darüber bestandene Gesetzgebung zu-modificiren geeignet.“. 

Folgt Etwas über Schiedsgerichte. . .. 

„Hingegen finden wir in der Anweisung selbstständige Bestimmungen 
über die vermögensrechtlichen Ansprüche aus Verlöbnissen , die sogar 
eine Jurisdiction der geistlichen Gerichte zu involviren scheinen, während 
ihnen Art. X des Concordats dieselbe [— Seite 59 —] doch nur über 
den Bestand der Verlöbnisse und deren Einfiuss als Ehehinderniss ein¬ 
räumt. Oie §§. 8, 9, 10, dann 109 und 111, Art. (muss heissen 
Anhang ) II., enthalten solche Bestimmungen. Sie stimmen zwar im 
wesentlichen ganz mit den entsprechenden Vorschriften unserer bürger¬ 
lichen Gesetzgebung überein; allein sie sind mit denselben doch nicht 
vollkommen identisch. *) Es entsteht daher die Frage, wann und von wem 
eben die Bestimmungen der Anweisung zur Anwendung zu bringen sind? Der 
§. 2 Anhang I. verweist im Eingänge auf die Jurisdiction der geistlichen 
Gerichte ganz im Sinne des Art. X. des Concordats, und fügt dann 
hinzu: „Ob und in wiefern aus dem Eheverlöbnisse e ine Rechtsverbind¬ 
lichkeit zum Schadenersätze entstehe, entscheidet der ordentliche Richter 
nach §§. 45 und 46 des a. b. G. B.“ Hierin ist also unzweifelhaft 
ausgesprochen, dass diese Entscheidung nur dem weltlichen Gerichte 
zustehe, und dass sich dieses dabei lediglich an die Vorschriften des 
bürgerlichen Gesetzbuches zu halten habe. Die obgedachten Bestimmungen 
der Anweisung, welche, ungeachtet sie den Charakter eines Staatsge¬ 
setzes hat, doch zunächst nur für die geistlichen Gerichte bestimmt ist, 


i) Das ist sicher noch Niemanden so vorgekommen, als Herrn Harum. Denn es 
ist dem Papste, der lieber die Jurisdiction auch in diesen Fragen den Ehe¬ 
gerichten zugewiesen, als abgesprochen gesehen hätte, nicht in den Sinn ge¬ 
kommen, Rechten die Wirksamkeit abzusprechen, die Etwas wieder geben, 
was er nnr anfgegeben hat zu Gunsten des Mitcontrahenten, der sie wieder¬ 
gibt. Dass aber der Kaiser das auch nicht meinen wird, der selbst die In¬ 
struction als Gesetz erlegt, liegt auf der Hand. Endlich kannte man die In¬ 
struction sehr gut, als man Art. X machte. 

*) So ist z. B. nach §. 9, Anh. II. der Schade, welcher für den einen Theil aus 
dem Rücktritte vom Verlöbnisse „ entsteht , nach Massgabe der Personen und 
Verhältnisse zu vergüten.“ Dies weist auf eine Festsetzung der Vergütung 
nach billigem Ermessen. Der $. 46 b. Z. B. gewährt aber nur den Anspruch 
auf den Erfolg des )} wirklichen Schadens^ welchen der eine Theil ans dem 
Rücktritte su leiden „beweisen“ kann. Anm. Harum’s. 
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können gegen diese klare Verfügung des §. 2. A. I. nicht in Betracht 
kommen. (!). Die geistlichen Gerichte selbst könnten aber zufolge der¬ 
selben Bestimmung (?) nur als Schiedsgerichte in die Lage kommen, 
über jene Ansprüche zu entscheiden; als solche sind sie aber eben wieder 
an „die österreichischen Gesetze“ gebunden (§. 244, Art. [rectins Anh.] 
II.) unter welchen in dieser Stelle offenbar nur die bürgerlichen Gesetze 
im Gegensätze zum Kirchengesetze, also auch zur Anweisung selbst 1 ), 
verstanden sein können, so dass die erwähnten Bestimmungen der letZr 
teren auch von den geistlichen Gerichten nicht als Entscheidungsquelle 
zur Anwendung gebracht werden können/' 

„Dennoch müssen diese Bestimmungen für die geistlichen Gerichte 
eine praktische Bedeutung haben, und diese ist unseres Erachtens fol¬ 
gende. Der §. 111 A. II. weist das Ehegericht an, auf ein Ueberein- 
kommen der Parteien über den Schadenersatz wegen des Rücktritts von 
einem gültigen Verlöbnisse unter billigen Bedingungen [— S. 60 —) 
hinzuwirken. Der hiermit Beauftragte muss also genau wissen und die 
Parteien zu belehren im Stande sein, ob und in wie weit ihnen das 
Recht unter den gegebenen Voraussetzungen einen Ersatzanspruch ge¬ 
währt; nur auf Grund der Ueberzeugung vom Rechte wird ein billiges 
Abkommen zu treffen, und werden die Parteien am sichersten zu dem¬ 
selben zu bewegen sein. Da nun die richtige Auffassung der betreffenden 
Bestimmungen unsers bürgerlichen Gesetzbuchs keineswegs so auf dej 
Hand liegend und jedenfalls nur im Zusammenhänge mit den Bestim¬ 
mungen über den Schadenersatz im allgemeinen möglich ist, so mochte 
es zweckmässig erscheinen, den geistlichen Gerichten auch hierüber 
gleich in der Anweisung die nöthige Belehrung zu geben; und diesem 
Zwecke entsprechen die angeführten §. §. derselben, da sie mit den 
Bestimmungen des bürgerlichen Gesetzbuchs (nach deren richtiger Inter¬ 
pretation) im wesentlichen übereinstimmen, und es sich hier nur um 
einen Anhaltspunkt zur billigen Ausgleichung handelt. Hierin liegt also 
auch die praktische Bedeutung jener Bestimmungen der Anweisung.“ 


*) Dies glaube Ich auch, aber dieser Argumentation Hesse sich vielleicht folgende 
entgegenstellen: die Ehegerichte können und dürfen nur nach dem Kirchen- 
gesetze erkennen. Dies ist für sie die Anweisung. Diese aber ist zugleich 
Staatsgesetz. Solches aber kann sie selbst, soweit sie für die Ehesachen in 
sensu stricto Bestimmungen trifft, nicht hervorkehren, well es gegen das 
Princip wäre. Wo aber eine Frage des Vermögensrechts in Betracht kommt, 
entscheiden die staatlichen i. e. österreichischen Gesetze. Unter diesen be¬ 
greift sie sioh auch, weil sie ein solches ist. Deshalb hat sie absichtlich nicht 
gesagt: allg. bürgerl. Gesetzbuch. Ich halte diese Argumentation für falsch, 
nur für ebenso richtig, als die des Textes. Anm. von Schulte. 

10 * 
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„Hierauf reducirt sich auch jene Bestimmung des 8. 111, A. II, 
nach welcher das Ehegericht auf das Ansuchen wenigstens eines Theils 
auch einen Entschädigungsbetrag aussprechen kann. Dass hiermit keine 
Entscheidung des Rechtsanspruchs, auch keine schiedsrichterliche, die ja 
stets nur auf beiderseitiges Begehren erfulgen konnte, gemeint sei, er¬ 
gibt sich schon aus der unmittelbar nachfolgenden Bestimmung, dass es 
dem hiermit nicht zufriedenen Theile stets unbenommen bleibt, wegen 
des Schadenersatzes beim weltlichen Gerichte Klage zu führen. Allein 
dieser den Entschädigungsanspruch nach dem bestehenden Rechte genau 
bemessende Ausspruch des Ehegerichts wird sehr geeignet sein, beide 
Theile zu überzeugen, dass sie auch im ordentlichen Rechtswege keine 
bedeutend abweichende Entscheidung zu hoffen haben, und wird sie 
daher mit Rücksicht auf die Unwahrscheinlichkeit eines solchen Erfolges 
und auf die Processkosten geneigt machen, sich entweder unmittelbar 
auf den vom Ehegerichte ausgesprochenen oder auf einen annähernden 
Entschädigungsbetrag zu vergleichen .“ 

So weit Herr Harum. In nuce sagt diese Deduction Folgendes: 
Die Ehegerichte können nur an der Hand der Bestimmungen des a. b. 
G. B. annähernd, so weit nämlich die Köpfe ihrer Mitglieder fähig sind, 
die Bestimmungen von jenem im Zusammenhänge richtig aufzufassen, 
den Betrag aussprechen, welchen etwa der ohne Grund Zurücktretende 
dem Anderen als civilen Schadenersatz zahlen müsste, falls letzterer 
beim weltlichen Gerichte klagend auftreten würde. Ein solcher Aus¬ 
spruch hat nur den Zweck, die Parteien zur Einsicht zu bringen, dass 
dieser Betrag ungefähr dem entspricht, den auch das Givilgericht durch 
Urtheil suerkennen würde, und sie dadurch zu veranlassen, sieh auf 
diesen oder einen anderen Betrag zu vergleichen. Ist aber nach dem 
a. b. G. B. dem verlassenen Theil gar kein Anspruch auf Schadenersatz 
zuzuerkennen möglich, weil er nach dessen Sinne keinen zu erleiden 
beweisen kann, so können die Ehegerichte auch keinen Ausspruch thun, 
weil sich ein „den Entschädigungsausspruch nach dem bestehenden 


*) Schulte in seiner ,, Darstellung des Ehejtrocesses <c (Moy’s Archiv, 1. Bd. 
S. 147) findet hierin eine Jurisdiction der Ehegerichte über die bürgerliche 
Rechtsfrage, und will diese „ anscheinende “ Abweichung von der Bestimmung 
des $. 2. Art. L dadurch beseitigen, dass dieser Entschädlgungsausspnioh des 
geistlichen Gerichts das Abgehen von dem Verlöbnisse motivire (7), wobei er 
einen Unterschied zwischen der „Entschädigung“ des f. 111, A. IL und dem 
,,Schadenersatz“ des $. 0, A. IL und $• 2, A. I. machen will, ungeachtet der 
§. 111 selbst beide Ausdrücke abwechselnd und offenbar synonym gebraucht 
Er erklärt dies zwar als seine „ Privatansicht “ — (wozu diese Kautel T) — 
findet aber, dass sie den Gegenstand „offenbar sehr gut“ ordne; wir be¬ 
dauern, ihm hierin nicht beistimmen zu können.“ 
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Rechte genau beinessender Aussprach des Ehegerichts“ alsdann nicht 
denken lässt. Der $.111 hat nun «war allgemein dm Ausspruch einer 
Entschädigung auf Antrag selbst nur eines Theiles zugelassen. Aber 
dies ist nicht so genau zu nehmen, weil Oberhaupt die Bestimmungen 
der Anweisung über diese vermögensrechtlichen Fragen nur theoretische 
Winke, keine für die Ehegerichte bindende oder ermächtigende gesetz- 
liche Normen sind. Zu dieser Belehrung musste man sich im Hinblick 
auf die gewiss Anfangs gar nicht später wahrscheinlich nur mangelhaft 
vorfindliche Rechtskenntniss im Schoosse der Ehegerichte gedrungen 
fühlen. Ein Anderes ist es, wenn sie als Schiedsgerichte alle jene 
schwierigen Fragen, betreffend die Ehepacten, Alimentation, Auseinander¬ 
setzung u. s. f. su entscheiden haben. Ja dazu können sie studiren. 

Dem gegenüber behaupte ich nun: $. 111 ermächtigt ganz allge¬ 
mein die Ehegerichte, auf Antrag auch nur einet Theiles einen Entschä¬ 
digungsbetrag auszusprechen, gegen dessen Entrichtung' bes. Annahme 
in rechtsverbindlicher Form dem ZurUcktretenden, wenn der Gegentheil 
sich damit zufrieden stellt, die Erlaubnis zur beabsichtigten Eheschlies¬ 
sung gegeben, der Einspruch also behoben wird. So motivirt diese 
Entschädigung direct die Behebung des Verlöbnisses Seitens des Gerichts. 
Vorausgesetzt ist natürlich, dass die Parteien sich nicht verglichen haben. 
Denn ist das der Fall, so ist jener Ausspruch überflüssig. 

Wie sich zeigt, ist hier auch darüber gekritelt, dass ich meine 
Ansicht als eine „private“ hinstelle. Daraus kann aber wohl Jeder 
entnehmen, dass ich damals die Ansicht über diesen Punkt nur als eine 
zweifelhafte, über die ich selbst noch nicht ganz im Reinen sei, habe 
hinstellen wollen. Ich habe manche Aufschlüsse über die Instruction 
und das Ehegesetz, welche den Meisten unbekannt sind, besass aber 
gerade über diesen Punkt keine. Ausserdem hegte ich seit langem den 
wegen Zeitmangels bisher unausführbaren Entschluss über die mögliche 
Thätigkeit der Ehegerichte in vermögensrechtlicher Beziehung für das 
Archiv eine Abhandlung zu schreiben. 

Ich habe nun in meiner „Darstellung des Processes vor den kathol.- 
geistlichen Ehegerichten Oesterreichs. Giessen 1858 (erschienen im 
November 1857) 8. 5 gesagt: „Zufolge positiver Uebertragung Seitens 
des Staates ist aber eine Jurisdiction der Ehegerichte auch in solchen 
Fragen eingeräumt worden in folgenden Fällen: 1. Beim Verlöbnisse, 
wenn ein Theil sich dasselbe einzugehen weigert, kann das Ehegericht 
auf Ansuchen eines Theiles eine Entschädigung aussprechen, welche ein 
Ahgehen von dem Verlöbnisse motivirt. *) Anm. 3) Instr. $. 111« Nur 
anscheinend könnte man hier eine Abweichung von $. 2 des (Civil-) 
Ehegesetzes finden, denn in Wirklichkeit ist eine solche nicht möglich, 
weil die Instruction auch Staatsgesetz ist, folglich alle Dispositionen 



derselben gleiche Kraft mit denen des Gesetzes vom 8. October 1856 
haben. Möglich wäre aber, dass mit der „Entschädigung“ des %. 111, 
Instr. 'auch nur der „ Schadenersatz“ von §. 9. Instr. und 8. 2 des 
Ehegesetzes gemeint wäre ; indessen ist das, wenn man den Wortlaut 
von $. 111 der Instr. annimmt, nicht wahrscheinlich. Die hier ange¬ 
nommene Ansicht ordnet aber den Gegenstand offenbar sehr gut.“ 

Wegen der Wichtigkeit des Gegenstandes soll im Nachfolgenden 
eine genaue Erörterung gegeben werden, fGr die ich nur die Bemer¬ 
kung vorauszuschicken mir erlaube, dass es mir gleichgültig ist, ob der 
Eine oder Andere nochmals mich hart anfahren und zu ärgern vermeinen 
wird durch den 'Einwand: „dass logisch gedacht, der Sinn dem Gesetze, 
die Absicht aber dem Gesetzgeber angehöre und eine Combination von 
jenem Sinn und dieser Absicht in der „ Erläuterung des Gesetzes “ 
schon darum unthunlich sei, weil der wahre Sinn des Gesetzes sich eben 
nie ohne die Absicht des Gesetzgebers bestimmen lasse.“ Wer die 
Worte des Vorwortes meiner „Erläuterung des Gesetzes vom 8. October 
1856. Prag, Calve’sche Buchhandlung 1856“ (einer lediglich zum 
Zwecke der Orientirung über ein neues Gesetz nicht zur Darstellung 
des österreichischen Eherechts geschriebenen Broschüre), dass ich das 
Gesetz „nach seinem wahren Sinne und seiner wahren Absicht zu er¬ 
klären“ die Absicht hätte, ohne die niedrige Absicht zu lästern und sich 
einmal auszuschimpfen liest, würde aus obigen Worten sicher entnommen 
haben, dass ich wohl in der Lage war, die Absicht des Gesetzgebers 
zu kennen, und hätte dann noch viel weniger gerade solche Punkte an¬ 
gegriffen, die eben die lithographirten Absichten und Ansichten enthalten, 
welche dem Gesetzgeber mit Vorlage des Entwurfs unterbreitet worden 
sind. Sapienti sat! 

Die „Anweisung behandelt das Verlöbniss zunächst in den §§. 2 
bis 10, und setzt hier die materiellen Rechtsgrundsätze auseinander, 
welche in Betreff desselben zu beachten sind, so weit es als ein die 
Eheschliessung vorbereitender Act, als die Quelle des Anspruches auf die 
Eheschliessung mit einer bestimmten Person und der Grund eines Ehe¬ 
hindernisses (Anw. §. 35) in Betracht kommt. In den §§. 107—112 
sind sodann die Sätze enthalten, welche massgebend sind, wenn ein 
Eheversprechen zu dem Ende geltend gemacht wird, um die anderweite 
Verehelichung eines angeblichen Mitverlobten zu verhindern. 

Wer diese Paragraphen mit den §§. 45, 46 des a. b. G. B. und 
6> 2 des Gesetzes vom 8. Oct. 1856 zusammenhält und unbefangen 
betrachtet, wird zu der Ueberzeugung gelangen, dass die Instruction das 
mit Erfolg gekrönte Bestreben zeigt, die Sätze des jus commune eccles., 
in so weit letztere auf einer gewissen Nothwendigkeit beruhen und nicht 
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etwa rein historische, particulire Bildungen sind, in einer Weise wieder 
in das Rechtsleben in Oesterreich einzuführen, dass weder der Gegensatz 
«wischen dem neuen und alten Zustande zu schroff hervortrete, noch 
eine Praxis sich bilde, welche dem Geiste der kirchlichen Gesetzgebung 
aus dem Grunde selbst widersprechen würde, weil sie gegen die Freiheit 
der Ehe ginge. 

Die Gesichtspunkte, von denen man bei Feststellung der das Ver- 
löbniss betreffenden Sätze ausgehen musste und ausging, waren: 

1) der Gedanke, dass dem ernstlichen, von hierzu fähigen Per¬ 
sonen abgegebenen Versprechen, eine Ehe mit einander schliessen zu 
wollen, desshalb nicht alle rechtliche Wirkung dürfe abgesprochen werden, 
weil man sonst zu sehr dem Leichtsinne Vorschnb leiste, Menschen, 
welche sich kein Gewissen daraus machen, die Ruhe und das Glück 
eines Mädchens einem Zeitvertreibe oder vielleicht noch unedlem Ab¬ 
sichten zu opfern, keinen Zügel anlege. Zwar kann die Furcht, in der 
öffentlichen Meinung gebrandmarkt dazustehen, Manchen abhalten, leicht¬ 
sinnig ein Eheversprechen zu machen und zu lösen; Manchen hält sein 
religiöses, sittliches Bewusstsein zurück. Da indessen selten der Rück¬ 
tritt von einem Verlöbnisse um so weniger eine mehr als locale Ver¬ 
breitung erlangt, weil es im Interesse der Getäuschten liegt, das Ver¬ 
hältnis möglichst wenig bekannt werden zu lassen; da Jeder weiss, 
wie schwer es heut zu Tage hält, einen Hausstand zu gründen, wie 
schwer es den Müttern wird, ihre Töchter anzubringen; da endlich das 
Bewusstsein, aus einem Verlöbnisse höchstens zum Schadenersätze ver¬ 
pflichtet zu werden, nicht geeignet ist, zu sehr abzuhalten, indem selten 
ein damnum emergens vorliegt: so musste dem Verlöbnisse eine recht¬ 
liche Wirkung auch darüber hinaus zugesprochen werden, und sollte 
dieselbe auch nur darin bestehen, dass der Verletzer sich der Gefahr 
eines Einspruches {.egen eine anderw r eite Eheschliessung selbst ohne 
dauernden Erfolg aussetze. 

2) Man konnte unmöglich verkennen, dass ein gültiges Ehever¬ 
sprechen die moralische Verpflichtung herbeiführe, die Ehe abzuschliessen. 
Diese sollte im Gesetze anerkannt werden. Dabei aber musste man 
zugleich wohl im Auge behalten, dass, weil nach der Natur der Sache 
für ein Verlöbniss nur geringere Bedingungen gefordert werden können 
als für die Eheschliessung, Alles zu vermeiden sei, wodurch eine unbe¬ 
dachtsame Eingehung von Verlöbnissen hätte können herbeigeführt werden, 
dass ferner jedem Umstande Rechnung getragen werden müsse, der be¬ 
fürchten lasse, die beabsichtigte Ehe könne eine unglückliche werden, 
dass endlich alle Rücksichten auf die Rechte der Eltern zu nehmen 
seien. So musste man 
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3) jeden Zwang nur Eingehung ausschliessen. Desshalb ist die 
Ermahnang als Mittel, den Wortbrüchigen sur Einhaltung su bewegen, 
statuirt, die Zufügung von weltlichen oder kirchlichen Strafen ausge¬ 
schlossen, die Stipulirung einer Conventionalstrafe u. dgl. jeder recht¬ 
lichen Wirkung beraubt, die Aufhebung wegen veränderter Umstände, 
begründeten Einspruches der Eltern u. s. f. durch Richterspruch gestat¬ 
tet, ja für den äussersten Fall, wenn kein Grund sur Aufhebung vor¬ 
liegt, und trotsdem der Sachfällige sein Versprechen nicht einhalten 
will, erklärt, „dass die Gestattung der beabsichtigten Ehe als das klei¬ 
nere Uebel angesehen werden müsste.“ 

Hiernach müssen offenbar den Richter bei Behandlung der Klagen 
aus Verlöbnissen folgende Rücksichten leiten: 

1) Ein Zwang sur Realisirung des gegebenen Eheversprechens findet nicht 
statt; desshalb sind weder kirchliche Strafen, noch Censuren sulässig. 

2) Es ist durch Ermahnung dahin su wirken, dass das gegebene Ver- 
sprehen gehalten werde. Kann das nicht erreicht werden, oder er¬ 
geben die Umstände, dass, obgleich directe Aufhebungsgründe nicht 
vorliegen, eine Ehe swischen den früheren Verlobten nicht einmal 
wünschenswerth ist, so ist 

mit aller Kraft dahin su wirken, dass die Parteien einen Vergleich 
schliessen, sich friedlich verständigen und so durch gegenseitiges 
Einverständniss das Verlöbniss aufheben. 

Zu letzterem bietet §.111 Instr. ein besonderes Mittel in der den 
Ehegerichten eingeräumten Befugniss, auf den Antrag eines Theiles eine 
„Entschädigung“ susuerkennen. 

Der Ausweg durch eigentlichen Vergleich und der sweite, die Ehe 
gestatten su können, ohne auf den äussersten Fall des §. 112 recur- 
riren su müssen, musste sich als sehr erwünscht darstellen. Auf den¬ 
selben kann man leicht, sobald man erwog, dass, wenn zwischen Ver¬ 
lobten Abneigung sich einstellt, ja ein Theil bereits surückgetreten ist, 
bei den höheren und mittleren Ständen in der Regel der verschmähete 
Theil den Treubrüchigen frei handeln lässt, selbst gehabte Vermögens¬ 
verluste nicht weiter in Anschlag bringt, es sei denn, dass die Familie 
glaubt, sur Ehrenrettung das gemeine Verfahren eines wortbrüchigen 
Menschen brandmarken su müssen; ein Mittel,. welches meist seinen 
Zweck verfehlt, ja dem, der es an wendet, häufig am meisten schadet. 
Hingegen bei der niedern Volksklasse bildet in solchen Fällen meistens 
der materielle Verlust, die gehabten oder doch nur desshalb gemachten 
Auslagen, weil ein Verlöbniss vorlag, das grösste Hinderniss der Aus¬ 
söhnung und friedlichen Beilegung des Streites. Man begreift dies 
leicht, wenn man bedenkt, dass für solche Leute fast immer die ge¬ 
ringste Einbusse an Geld sehr empfindlich ist, dass auch diese als 
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Verlobte Ausgaben machen, die man nicht unter die Categorie „Schaden- 
ereats“ subsumiren kann, und dass sie die ihnen natürliche Argumenta¬ 
tion anwenden „wenn du verlassen bist, willst du wenigstens wieder 
su deinem Gelde kommen.“ 

Nun sichert freilich bereits 8» 46 a. b. G. B. Schadenersats su, 
$. 2 des Ehegeses. erkennt dies an. Diese Zusicherung beschränkt 
sich aber auf den „Ersatz des wirklichen Schadens welchen der 
Theil, von dessen Seite keine gegründete Ursache sU dem Rücktritte 
entstanden ist, aus diesem Rücktritte su leiden beweisen kann.“ Das 
mag genügen, wenn ein Verlöbniss selbständig durch Klage geltend ge¬ 
macht wird, ein Fall, der uns hier nicht berührt. Wir beschränken uns 
auf den ungleich wichtigeren und häufigeren, dass ein Verlöbniss 
als Einspruch gegen eine beabsichtigte Eheschliessung 
geltend gemacht wird. Sollte für dessen Behebung mit Erfolg ge¬ 
wirkt werden können, so musste dem Ehegerichte die Möglichkeit ge¬ 
geben werden, das aus etwaigem Vermögensinteresse entstehende Hin¬ 
dernis su entfernen. - 

Dasu bietet sich einmal das Mittel in der den Ehegerichten einge¬ 
räumten schiedsrichterlichen Cognition. Um aber diese vornehmen su 
können, müssen beide Theile in der gesetslichen (Anw. $. 244., Eheg. 
8. 64.) Form das Ehegericht sum Schiedsgerichte erwählen. Das ist 
nun gewiss sulässig, obwohl das Civilgesetz (8. 64) mit keinem Worte 
den Fall des Streites aus einem Verlöbnisse erwähnt, weil überhaupt 
den Parteien freisteht, Schiedsrichter su wählen, dies aber um so mehr 
rücksichtlich der Behörde sulässig sein muss, welche das Gesets für 
ungleich wichtigere Sachen selbst beseichnet. Immerhin ist abdr be¬ 
merkenswert!), dass 8« 64 diesen Fall nicht erwähnt. Nun ist gerade 
die Einstimmigkeit der Parteien, das Zustandekommen eines Vergleichs, 
in Verlöbnissachem eine Seltenheit. Wäre demnach das Ehegericht dar¬ 
auf beschränkt, als Schiedsgericht su erkennen, so würde es in vielen 
Fällen dahin kommen, dass man su den §. 112 Anw. greifen müsste, 
nämlich den verletsten Theil aus einem für gültig erklärten Verlöbnisse 
an das Civilgericht su verweisen und die beabsichtigte Ehe des anderen 
susulassen. Damit wäre nichts geholfen. Der letste Grund hiervon 
liegt in dem Umfange und der Art des erlittenen Schadens. Ein 
Rechtsanspruch ist nur gegeben wegen erlittenen wirklichen Schadens. 
Für unseren Zweck ist nicht nöthig, auf eine Erörterung über die 
Grundsätse des a. b. G. B. betreffe des Schadenersatses uns hier ein- 
sulassen. Hat doch selbst Herr Harum dies nicht für erforderlich 
gehalten, obwohl es ihm nahe lag, um die Richtigkeit seiner Behaup¬ 
tung su seigen. Uns genügt, dass der Anspruch auf Schadenersats 
nach dem a. h. G. B. nichts enthält als eine Schadloshaltung , keine 
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Genugtkuung. Es kann folglich nur dann die Rede sein von Schaden- 
ersat», wenn der verletste Theil Verluste gehabt hat; %. B. wenn 
Auslagen fUr die Hochseit, Anschaffungen gemacht sind, welche er eben 
nur mit Rücksicht auf das Verlöbniss *u machen guten Grund batte, 
u. dgl. m. Haben solche Gegenstände für ihn nach dem Rücktritte 
keinen Werth, so kann er offenbar den Schätsungswerth verlangen; 
jedenfalls kann er nie mehr fordern, als er beweisen kann, wirklich 
am Vermögen eingebttsst su haben. Ist ihm durch das Verlöbniss ein 
auch noch so grosser Gewinn entgangen, hätte er 2 . B. eine Stellung, 
die ihn ernähren könnte, mit Rücksicht auf das Verlöbniss, selbst auf 
den Wunsch des anderen ausgeschlagen u. s. w., so könnte er keinen 
Ersats dafür verlangen. Er kann andere Ansprüche aus anderen Grün¬ 
den ( 2 . B. einer hinsugekommenen Schwängerung) ableiten, aus dem 
Eheversprechen nicht. Ja selbst nicht alle positiven Auslagen kann er 
ersetst verlangen. Z. B. ein Mädchen hätte mit Rücksicht auf den 
Stand ihres Bräutigams auf dessen Wunsch grosse Auslagen gemacht, 
um sich noch mehr aussubilden, während sie ohne dies Verhältniss 
dasu gar keinen Grund gehabt hätte, so wird sie diese schwerlich 
ersetet verlangen können, weil sie im Sinn des a. b. G. B. keinen 
wirklichen Schaden involviren, ja im Gegentheile die höhere Bildung 
ihr nur nütnen kann. 

Die Vorschriften der Anweisung und des a. b. G. B. sind, wie 
Harum ausdrücklich anerkennt, „nicht vollkommen identisch “ Er führt 
davon in der ersten Note ein Beispiel an, sagt dann (S. 60) ohne jede 
nähere Begründung, dass dieselben „im wesentlichen übereinstimmen.“ 
Direct widersprechen sich scheinbar diese Behauptungen nicht. Denn 
nicht vollkommen identisch sein „und im wesentlichen übereinstimmen,“ 
lässt sich gans gut mit einander reimen, ist aber eine vage Behauptung, 
welche ermöglicht, über die Sache hinwegsugehen und die aufgestellte 
Hypothese demjenigen plausibel su machen, welcher nicht näher ein¬ 
geht. Gans anders stellt sich die Sache, wenn man auf den Grund 
sieht. Für uns steht 1) fest, dass nach dem a. b. G. B. nur der Er¬ 
sats des wirklichen Schadens gefordert werden kann, 2) dass, wenn 
die Ehegerichte als Schiedsgerichte sprächen, [— aber wo steht im 
$. 111 Anw. ein Wort davon, dass sie dies hier thun —] 
und wenn die Vorschriften der Instruction mit denen des a. b. G. B. im 
Wesentlichen übereinstimmten, die Ehegerichte nur auf den Ersatz 
des wirklichen Schadens erkennen könnten. Denn wenn die Anweisung 
darüber hinaus su gehen erlaubte, stimmte sie mit dem a. b. G. B. 
nicht im wesentlichen überein, weil ohne Weiteres erhellt, dass eine 
solche Differens einen wesentlichen Punkt, nämlich das Princip für 
die Bemessung des Schadenersatzes selbst, beträfe. Nun liegt meines 
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Erachtens eine solche wesentliche Differenz allerdings vor. Denn die 
Anweisung behüt im §. 8 für den Fall, dass ein Verlöbniss dureh eine 
anderweite Ehe rechtlich und factisch aofgehoben wird, nar den An¬ 
spruch auf Entschädigung vor, versteht hierunter aber sicher nur den 
Ersata des wirklichen Schadens, wie besonders der lateinische Text 
beweist (jus, quod alteri parti quoad damnum resarciendum pro re 
nata competit), und awar mit vollem Rechte, weil nach dem Fortfalle 
des Verlöbnisses durcb eine Ehe der geistliche Richter gar nicht mehr 
über dasselbe au erkennen hat, 1 ) die vermögensrechtliche Frage also 
lediglich den Civilrichter interessirt, welcher sich hier allein an §§. 45, 
.46, a. b. 6. B. nach §. 2 Eheges. au halten hat. Ebenso verweist §. 
111 Anw. den Kläger einfach an das Civilgericht wegen des Schaden- 
ersataes, wenn kein Uebereinkommen au Stande gebracht wird. Wenn 
aber nun §. 9 den, der ohne rechtmässigen Grund aurücktritt u. s. f. 
für verpflichtet erklärt, „dem anderen Theile den Schaden, welcher für 
denselben aus dem Rücktritte entsteht, nach Maasgabe der Personen 
und Verhältnisse zu vergüten wenn weiter §.10 für den Fall, dass 
ein Theil durch sein Verschulden Umstände herbeigeführt hat, welche 
die Voraussetaung erzeugen, dass eine awischen den Verlobten einge¬ 
gangene Ehe unglücklich sein würde, diesem Theile die Verpflichtung 
auflegt, „dem anderen jenen Schaden, welcher für denselben aus der 
Täuschung seiner gerechten Erwartungen entspringt, nach Kräften 
zu vergüten so kann das unmöglich für im Wesentlichen überein¬ 
stimmend erachtet werden mit der oben beschriebenen Verpflichtung aum 
Ersatae des wirklichen Schadens, welchen man aus dem Rücktritte au 
leiden beweisen kann. Freilich ist die Vergütung des Schadens nach 
Massgabe der Personen und Verhältnisse, des Schadens, welcher aus 
der Täuschung gerechter Erwartungen entspringt, der Vergütung nach 
Kräften, noch weit entfernt von einer s. g. Abfindung, wie sie sich in 
gemeinrechtlichen Ländern ausgebildet hat und gewissermassen auf der 
Anschauung beruhet, dass man durch das Eheversprechen die Verbind¬ 
lichkeit übernehme, die Person au heirathen, oder, falls man das nicht 
wolle oder könne, für ihren Unterhalt au sorgen, wie man das ja auch 
hätte thun müssen, wenn man sie geheirathet hätte. Denn es wird 
auch im §. 9, und 10 vorausgesetet, dass die Person aus dem Rück¬ 
tritte Schaden habe. Aber dieser ist offenbar verschieden von dem 
wirklichen Schaden, den au erleiden man beweisen kann, umfasst offen¬ 
bar auch Nachtheile, welche keinen positiven Vermögensverlust, keine 
Minderung des Vermögens enthalten, aber dadurch Nachtheile und Ver- 


•) Die Frage über das impedimentum jastltiae publicae honestatis ex sponsali- 
bus proveniens geht uns hier nichts an. 
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mögensverkürzungen sind, dass die begründete Voraussetzung, sie wer¬ 
den nicht nachtheilig werden, fortgefallen ist. Es ist weiter keine 
Rede von einem strengen Beweise des Schadens als Grund der Zuer¬ 
kennung. Vielmehr soll derselbe bemessen werden nach Massgabe der 
Personen und Verhältnisse. Dadurch ist die Schätzung, wie Harum 
selbst andeutet, in die Hand des Richters gelegt, dessen Ermessen an¬ 
heimgestellt, und zwar einem billigen Ermessen, denn, der zurücktre¬ 
tende soll andererseits auch nur zur Vergütung nach Kräften angehal¬ 
ten werden. Könnte namentlich von Letzterem die Rede sein, wenn 
es sich nur um Ersatz des bewiesenermassen wirklich erlittenen Scha¬ 
dens handelte? Da würde einfach die bewiesene Summe zuerkannt, 
auf Antrag exequirt u. s. f., und von einem Inanspruchnehmen nach 
Kräften wäre da keine Rede. Somit kann hier ein Verlust höher ange¬ 
nommen werden, als er mit Rücksicht auf den blossen Geldbetrag, also 
in Wirklichkeit, rein objectiv ist. Diese der Billigkeit entsprechende, 
nach billigem 1 ) Ermessen zu bestimmende Entschädigung ist das Ziel, 
anf welches der Richter sein Augenmerk zu lenken hat. Während nun 
§. 9 und 10 den materiellen Rechtssatz aufstellen, nach welchem ein 
nicht begründeter oder verschuldeter Rücktritt zu beurtbeilen ist, ent¬ 
halten die §§. 107 — 112 Anw. die Vorschriften für das Verfahren, 
wenn aus einem Verlöbnisse gegen eine beabsichtigte Eheschliessung 
Einspruch erhoben wird. Schon früher wurde angedeutet, dass dies 
wohl im Auge zu behalten ist und nicht verwechselt werden darf mit 
dem Falle, wo ein Eheversprechen blos als solches zur richterlichen 
Cognition gelangt, z. B. wenn Einer auf Lösung desselben, auf Voll¬ 
ziehung der Ehe klagte. In diesem Falle, für den die Anweisung mit 
Absicht keine directe Vorschriften enthält, würde man wie überhaupt 
in den Ehesachen und mit ihnen zusammenhängenden Sachen den Weg 
der Ausgleichung zu versuchen haben. Gelänge eine solche nicht, so 
wäre nach Lage der Sache die Klage abzuweisen, das Verlöbniss auf¬ 
zuheben, für gültig zu erklären. Um die Ausführung des Urtheils im 
letzten Falle kümmert sich der Richter nicht; ein Zwang findet nicht 
statt, dasselbe könnte also entweder benutzt werden um Einspruch ge¬ 
gen eine spätere Eheschliessung zu erheben, oder um eine Schadener¬ 
satzklage anzustellen u. s. w. 

t) Dass unter billig hier keine wohlfeile d. h. möglichst geringe, sondern eine 
den Personen, beiden Theilen, ihren Verhältnissen (Stand, Lebensweise u. dgl.) 
entsprechende Entschädigung für die Verluste verstanden sei, lehrt, wenn es 
nicht schon die gesunde Vernunft sagt, der lateinische Text, der auch Origi¬ 
nal ist, und §. 111 und 112 von aequa compensatio, aequis sub conditionibus 
redet. Diese Bemerkung ist freilioh überflüssig; indessen warum Jemand 
Raum zu einem Missverständnisse geben? 
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Gans anders stellt sich die Sache,,im Falle der $8. 107 fgg. Wird 
Einspruch gegen eine Gheschliessung erhoben, so ist ein Theil bereits 
factisch vom Verlöbnisse surfickgetreten, der Wille desselben ersichtlich, 
den andern Theil nicht su heirathen. Würde man hier einen recht¬ 
lichen Zwang 1 ) sur Einhaltung des Versprechens anwenden, so wäre 
das, wenn das Versprechen ein gesetsmässiges ist, an sich kein Unrecht, 
aber es stände su befürchten, dass in fast allen Fällen die Ehe, weil 
nicht mehr durchaus der freien unbeeinflussten Neigung entsprechend, 
keine glückliche sein würde. Das mus vermieden werden. Aber eben¬ 
sosehr muss verhütet werden, dass die Ehe eingegangen werde, so 
lange ihrem Abschlüsse ein gesetzliches Verbot entgegensteht. Ein 
solches aber liegt im Bestände eines Eheversprechens. Sie soll somit 
nicht geduldet werden, bevor dieses hinfort gefallen ist Der Fortfall 
ist nun möglich durch den beiderseitigen Willen oder einseitige richter¬ 
liche Erlaubniss. Dass jener Modus den unbedingten Vorsug verdiene, 
Ist klar. Hierauf mus also das Hauptgewicht gelegt werden. Vorher 
Ist aber nothwendig die gütliche Vorstellung, Ermahnung su versuchen, 
um den Wortbrüchigen sur Sinnesänderung su bewegen, da vielleicht 
der Abbruch nur auf Leichtsinn, Unbedachtsamkeit beruhet. So macht 
möglicherweise der Zurücktretende das Unrecht durch Wiederanknüpfung 
der ersten Verbindung wieder gut, worüber der jetst getäuschte Theil 

sich nicht beschweren kann, weil ein sweites Verlöbniss nicht gültig 

sein kann, so lange eins su Recht besteht. Gelingt diese übrigens aus 
naheliegenden Gründen mit Vorsicht su versuchende Umkehr nicht, so 
muss eine Aufhebung des Verlöbnisses mit Einverständniss der Parteien 
ersielt werden. In manchen Fällen wird dies dem Pfarrer gelingen, 
sumal wenn die Bekanntschaft leichtsinnig angeknüpft ist, in den mei¬ 
sten aber (das lehrt die Erfahrung, besonders weil in fast allen Fällen 
des Einspruches auf Grund eines Verlöbnisses bereits eine Schwängerung 
vorliegt) wie wenigstens im Sprengel des Prager Ehegerichts und nach 
Mittheilungen auch in andern der Fall ist, sobald es sich um Leute 

aus niederem Stande handelt) ist ein einfacher Versieht Seitens des 

verlassenen Theiles nicht su erreichen. Muss es auf diese Weise su 
einer Entscheidung kommen und fällt diese für die Gültigkeit 2 ) des 
Verlöbnisses aus, so liegt die gesetste Alternative vor. Es erhellet nun 


*) Wie das in den meisten gemeinrechtlichen Ländern, ln Italien nnd anderen 
geschieht, deren Zustand mein Handbuch des Eherechts, S. 291 fg. vor Augen 
hat. 

*) Ist es für ungültig erklärt, so ist die Sache nach $. 110 erledigt. Eine Ap¬ 
pellation gegen ein solches Erkenntniss ist ohne Wirkung für die beabsich¬ 
tigte Ehesohliessung. Uebrlgens ist eine Darstellung des Verfahrens hier 
nicht gewollt. 
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sofort, dass der äusserste Fall des §. 112 Anw. möglichst za vermei¬ 
den ist, da, selbst abgesehen von der hier nicht zu erörternden Folge 
für das\ forum internum , so lange ein Anderes erreicht werden kann, 
es misslich erscheint, die einfache Erlaubniss zur Trauung zu geben, 
bevor das Verlöbniss behoben ist oder bevor nicht die Billigkeit gestat¬ 
tet, von demselben Umgänge zu nehmen. Das Eheversprechen gibt ein 
Privatrecht, eine Dispensation von demselben im eigentlichen Sinne gibt 
es nicht und eine solche ist auch dem Kirchenrechte unbekannt. Dass 
kein gesetzlicher Grund verliege, von demselben zu entbinden, ist hier 
vorausgesetzt, ln den meisten Fällen wird das einzige Hinderniss in 
der Vermögensfrage liegen. Um dieses hinweg zu räumen hat §.111 
Anw. den Ehegerichten ein Mittel gegeben, welches sich verschieden 
gestalten bann. 

Auszuscheiden ist vorerst der Fall, wenn der verlassene Theil er¬ 
klärt, er bestehe auf dem Verlöbnisse nicht, verlange aber Schadenersatz, 
für dessen Festsetzung er das Ehegericht als Schiedsgericht angehe. 
Ist der andere damit einverstanden, so findet §. 64 Eheges. und §. 244 
Anw. Anwendung. Der Eheschliessung steht hier nichts entgegen; dies 
wird dem Pfarrer einfach notifizirt. Ueber den Schadenersatz entscheidet 
alsdann das Ehegericht nicht als Ehegericht , sondern als Schiedsgericht, 
folglich nach den österreichischen d. h. bürgerlichen Gesetzen. Für diesen 
Fall ist das von Herrn Harum Gesagte zutreffend. Aber man behalte wohl 
im Auge, dass §. 64 Eheges. und §. 111 Anw. dieses Falles gar nicht 
gedenken, auch derselbe nicht im §. 244. Anw. enthalten ist, weil er sich 
nicht als Folge eines Spruches in Ehesachen darstellt, ja, wenn man 
streng technisch reden will, und das ist der Fall im §. 244, Ehesachen 
die Verlöbnisssachen nicht umfassen, wie Art. X. ConCordati beweist. 

Es bleiben uns mithin folgende Fälle übrig: s 

1) Derjenige Theil, welcher factisch vom Verlöbnisse zurückge¬ 
treten ist und Einspruch gegen seine beabsichtigte Eheschliessung erlei¬ 
det, — mag nun er auf Behebung des Einspruches geklagt haben, oder 
das Verlöbniss durch Klage auf Untersagung der Ehe geltend gemacht 
sein, — erklärt sich bereit, dem anderen Theile eine Entschädigung za 
geben, die er entweder in einer bestimmten Summe anträgt, oder dem 
Ermessen des Ehegerichts zu fixiren anheimstellt. 

2) Der verlassene Theil erklärt seine Bereitwilligkeit, gegen eine 
billige Entschädigung, deren Betrag er entweder angibt oder seinerseits 
dem Ehegerichte festzusetzen überlässt, den anderen seiner Verpflich¬ 
tung zu entbinden. 

3) Beide Theile kommen überein unter der Bedingung der Hin¬ 
gabe resp. des Empfangs einer Entschädigung ihr Verlöbniss aufzuheben, 
können sich aber über deren Betrag nicht einigen, — denn sind sie 



einig, so ist durch Vergleich der Streit beendigt, — und überlassen 
dem Ehegerichte die Festsetzung. 

4} Ein Theil erklärt, auf keine Entschädigung eingehen zu wollen, 
trägt auf Qestattung der Ehe an und will die Civilansprüche des anderen 
auf den ordentlichen Rechtsweg verwiesen wissen. 

5) Beide Theile erklären, von einer Entschädigung nichts wissen 
su wollen, sondern verlangen die Entscheidung blos über das Verlöb- 
niss, der Eine unter der Erklärung, er werde den anderen Theile nicht 
heirathen, sur Behebung des Einspruches, der Andere zur Aufrechthal¬ 
tung des Verlöbnisses. 

Ad 1 . Nach $. 111 Anw. kann hier auf die Entschädigung er¬ 
kannt werden, entweder in dem angebotenen oder einem höheren Be¬ 
trage; einen niedrigeren zuerkennen wäre offenbar unzulässig. Bei der 
Bemessung des Betrages wird das Ehegericht sich allerdings gegenwär¬ 
tig zu halten haben, ob nach dem a. b. G. B. der verlassene Theil 
(diesen versteht offenbar die Instruction unter dem Ausdrucke „Kläger,“ 
weil derselbe in der Regel auch der Kläger ist, jedenfalls durch den 
Einspruch das Verfahren beginnt ; ich werde mich dieser Anschauung 
anschliessen) einen Anspruch auf Schadenersatz habe. Zu dieser Er¬ 
wägung bieten die Paragraphe der Instruction selbst schon einen An¬ 
haltspunkt, reichen aber dazu nicht aus, weil der zu beweisende An¬ 
spruch auf Ersatz des erlittenen wirklichen Schadens und eine billige 
Entschädigung nicht wesentlich übereinstimmende Dinge sind. Führt 
aber auch diese Erwägung zu dem Resultate, dass kein Citilan- 
epruch auf Schadenersatz vorliegt, so kann gleichwohl nach §. 111 
eine Entschädigung zuerkannt werden. Denn es können Umstände vor¬ 
liegen, welche, ohne den Bedingungen des Civilgesetzes zu genügen, 
für den verlassenen Theil doch immerhin Schaden hervorgebracht haben, 
es kann in der Art des Verhältnisses, dessen Dauer, der trostlosen 
Lage, worein die Verlassene durch ihren Bräutigam gesetzt ist, bei den 
guten Vermögensverhältnissen des letzteren, zumal wenn nach Einge¬ 
hung des Verlöbnisses Schwängerung stattgefunden hat, Grund genug 
liegen, ihm eine billige Entschädigung zuzumuthen. Dazu kommt in 
diesem Falle, dass der Wille dee Zurücktretenden vorhanden ist, die 
Instr. $. 111 aber wörtlich diesen Fall vorsieht, indem sie auf das 
Ansuchen von wenigstens „Einem Theile“ einen solchen Anspruch ge¬ 
stattet, aber nicht sagt, welcher Theil ansuchen müsse, ergo den einen 
oder den anderen im Sinne hat. ■ Sind beide Theile mit der festge¬ 
setzten Summe einverstanden, so ist die Sache abgethan, der Kläger 
hat dadurch seine Einwilligung zur Aufhebung des Verlöbnisses gege¬ 
ben, das Gericht erlaubt die Eheschliessung. Man wird es nun leicht 
begreifen, dass ich sage: „dass die Entschädigung ein Abgehen von 



dem Verlöbnisse motivire.“ Die Sache ist abgethan, ohne ron dem $. 
112, der nothwendig ist aber gewiss so spärlich als möglich zur An¬ 
wendung kommen soll, Gebrauch machen zu müssen; auch pro foro 
interno ist Alles abgethan. — Ist der Kläger nicht zufrieden mit der 
Entschädigung, so hat der Zurücktretende gethan, was an ihm liegt 
und das Gesetz verlangt. Der Einspruch wird behoben und der Kla¬ 
ger mag sich wegen seines Anspruches ans Civilgericht wenden. Will 
der Beklagte die Summe aber dennoch nicht entrichten, so bleibt nur 
§. 112 übrig. In diesen beiden letzteren Fällen hat der Ausspruch 
keine weitere Folge, ist für das Civilgericht unverbindlich. Denn die 
Anweisung räumt offenbar nur sur raschen und billigen Erledigung der 
Einsprachen den Ehegerichten die dargestellte Befugniss ein, nicht aber 
tun neue civilrechtliche Verpflichtungen aufzustellen . Für das Civil¬ 
gericht kommt mithin nur da9 Urtheil über die Gültigkeit des Verlöb¬ 
nisses in Betracht, das Weitere entscheidet dasselbe nur nach dem Ci- 
vilgesetse. 

Ad 2. Es entscheiden dieselben Gesichtspunkte, welche vorher 
(ad 1.) angegeben sind. Stellt sich Kläger und Beklagter sufrieden, 
so ist die Sache in derselben Weise abgethan; stellt sich der Kläger 
nicht sufrieden, so wird sein Einspruch verworfen; ist der Beklagte 
nicht gewillt, die Entschädigung zu geben, so tritt eventuell Anw. §. 
112 ein. Wegen des Civilansprucbes sind in den letzteren Fällen die 
Parteien alsdann einfach an den Civilrichter su verweisen. 

Ad. 3. Dieser Fall erledigt sich aus dem Vorgetragenen von 
selbst dahin, dass mit dem Ausspruche des Ehegerichtes die Sache ab¬ 
gemacht ist. Träte trotzdem der Beklagte zurück, sich weigernd die 
Entschädigung zu entrichten, so müsste nach den angegebenen Grund¬ 
sätzen verfahren werden. Ueber die Fälle sub 4 und 5 ist es gleich¬ 
falls nicht nöthig Etwas hinzuzusetzen. 

In der dargelegten Befugniss der Ehegerichte, welche sich gewiss als 
das geeignetste Mittel erweist, Einsprachen rasch und auf eine der Billig¬ 
keit, den Anforderungen der Religion und Moral gemässe Weise zu entfer¬ 
nen, liegt nun keine „Entscheidung des Rechtsanspruches.“ Das Ehegericht 
spricht durchaus nicht aus, dass dem klagenden Theile der rechtliche An¬ 
spruch zustehe, die fixirte Summe zu fordern. Wollte es dies thun, so 
würde es, ohne dass die Parteien auf dasselbe als Schiedsgericht compro- 
mittirt hätten, seine Competenz überschreiten. Es erklärt einfach: dass 
nach den Umständen gegen den Entschädigungsbetrag der Einspruch 
gegen die beabsichtigte Eheschliessung des beklagten Theiles werde be¬ 
hoben werden. Es liegt hierin keine Entscheidung der civilrechtlichen 
Frage. Aber es- ist auch keine Entscheidung vom Ehegericht in der 
Eigenschaft eines Schiedsgerichtes gefällt. Denn abgesehen davon, dass 



nicht im Entferntesten die Bede davon ist im §. 111, dass die im $. 
244 und §. 64 des Eheges. vorgeschriebene Form angewendet werden 
müsse, dass auf einseitigen Antrag gesprochen werden kann, folglich 
das Gegentheil eines Compromisses ausdrücklich im §. 111 liegt, so 
wird ja über den civilrechtlichen Entschädigungsanspruch gar nicht ge¬ 
sprochen, vielmehr in allen Fällen, wo es auf diesen hinausläuft, die 
Partei an den Civürichter verwiesen; ja die Parteien sind ja nicht ein¬ 
mal daran gebunden. 

Es besteht mithin der Zweck und Inhalt der oft citirten Paragraphen 
darin, dass den Ehegerichten auch ohne schiedsrichterliche Ermächti¬ 
gung das Mittel in die Hand gegeben werden soll, die Streitigkeiten 
aus einem Verlöbnisse im gesetzten Falle durch Eingehen auf die ver¬ 
mögensrechtliche Seite abthun zu können, ohne dass es eines Verglei¬ 
ches der Parteien hierzu bedarf. An sich wäre hierzu das Ehegericht 
nicht competent gewesen, weil es über die civile Seite der Ehesachen 
und des Verlöbnisses nicht sprechen kann (Goncordat. Art. X.), es be¬ 
durfte folglich dazu einer ausdrücklichen Ermächtigung. Da man nun 
aber offenbar ausser dem Falle des §. 64 Eheges. (Anw. §. 244.) eine 
wirkliche Befugniss zur Entscheidung der Vermögensfragen mit Wirkung 
für das Civilforum den Ehegerichten beizulegen nicht beabsichtigte, so hat 
der Ausspruch derselben im Falle des §.111 Anw. eigentlich nur durch den 
hinzukommenden Willen der Parteien Wirkung. Deshalb schweigt auch das 
Ehegesetz davon und verweist im §. 2 lediglich auf das a. b. G. B. 
Weil dieser ehegerichtliche Ausspruch nur für das Verfahren vor dem 
Ehegerichte Zweck und Bedeutung hat, steht jene Ermächtigung auch 
nur in der Anweisung, an welche sich die Ehegerichte allein zu halten 
haben, soweit sie nicht andere Quellen vorbehält. So wird im eigentlichen 
Sinne über die vermögensrechtliche Frage nicht verhandelt, wohl aber 
wenn man nur auf das Object, nicht auf die Wirkung sieht, weshalb 
ich nicht zuviel in dem mitgetheilten Ausspruche gesagt habe. 

Aus dem Dargestellten dürfte sich nun zunächst ergeben, dass die 
Harum’sche Argumentation überflüssig und gegenstandslos ist. Aber die¬ 
selbe wird auch durch inneren Widerspruch aufgehoben. Denn sagen: 
die Anweisung ist Staatsgesetz, aber sie kann nicht gegen die klare 
Verfügung des §. 2 des Eheges. in Betracht kommen, ist ein einfacher 
Widerspruch. Beide sind gleichzeitig, ja sogar, wenn auch durch ein 
Versehen — das weiss ich allerdings positiv, dass das Gesetz nicht als 
Anhang I. des Patentes bezeichnet werden sollte — als Anhänge eines 
dritten Gesetzes publicirt worden. Widersprechen sich dieselben nun 
scheinbar, so muss man dies doch zu lösen versuchen. Das aber ge¬ 
schieht sicher durch obige Erörterung. „Aber, sagt H. weiter, die geist- 
Uoy’s Archiv für kath. Kirchenrecht, lll, Bands ^ 
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liehen Gerichte selbst könnten aber“ o. s. w. Freilich, wenn die Ehe» 
gerichte als Schiedsgerichte erkennen, sollen sie die Vorschriften der 
Civilgesetze zur Anwendung bringen. Das schreibt ihnen eben die 
Instruction vor im §. 244; im Falle des §. 111 erkennen sie aber 
eben nicht als Schiedsgerichte, deshalb wird ihnen nicht ein strenges 
Halten an das Civilgesets Torgeschrieben, sondern an die Billigkeit, 
die Rücksicht auf Personen und Verhältnisse, wodarch, wie gezeigt ist, 
weder dem Civilgesetse noeh den Parteien Eintrag geschieht, weil Alles 
von ihnen abhängt. Es begreift sich das Gesagte, wenn man sich ein¬ 
fach vor Augen hält, dass Harum von der petitio principii 1 ) ausgeht: 
die Instruction gebe im §. 111 nur eine theoretische Anweisung, und 
hieraus folgert. Es dürfte aber gewiss keinem Zweifel mehr unter¬ 
liegen, dass $. 244 und §. 111 ganz verschiedene Dinge im Auge ha¬ 
ben, dass schon darin ein Wink liegt, dass im $. 64 des Civileheges. 
von den Vermögensstreitigkeiten aus Verlöbnissen gar keine Rede ist, 
dass endlich der Wortlaut der erklärten Paragraphen unmöglich die 
Interpretation Harum’s znlässt. 

Zum Schlüsse möge noch bemerkt werden, dass die hier darge¬ 
legte Ansicht in praxi wahrscheinlich überall befolgt wird. In Prag 
ist sie in einer grossen Anzahl von Fällen befolgt und hat zum Ziele 


*) Damit thue ich dem genannten ^errn kein Unrecht. Denn in demselben 
Hefte* derselben Zeitschrift S. 25 fg. hat derselbe in einer Erörterung über¬ 
schrieben: , yder juristische Charakter der Anweisung für die geistlichen 
Gerichte des Kaiserthnms Oesterreich in Betreff der Ehesachen“ das S. 32 in 
folgenden Worten zusammengefasste Resultat zu deduciren sich bemüht: „die 
Anweisung (Anh. II.) hat für das bürgerliche Forum den Charakter eines 
Staatsgesetzes; für das kirehliohe Forum erscheint sie in einem kleinen 
Theile ihrer Bestimmungen als particuläres Kirchengesetz, ihrem Hauptinhalte 
nach aber als doctrinelle Formulirung des gemeinen Kirchenrechts; doch 
kann dieselbe duroh Gewohnheitsrecht den Charakter eines allgemeinen öster¬ 
reichischen Kirchengesetzes erlangend — Da die hochwürdigsten Herren 
Bischöfe, welche etwa dies interessante Resultat lesen, sowie die Mitglieder 
der Ehegerichte in der Lage sind, mit stillem Behagen an dieser harmlosen 
Desavouirung und Degradirung der Instruction sioh zu ergötzen, da der übrige 
Klerus, welcher ohne Zweifel die Mehrzahl der Leser dem Archive liefert, 
, nach demjenigen , was seit November 1856 über den Charakter der Instruc¬ 
tion amtlich und privatim veröffentlicht ist y und schwerlich auch jenem Herrn 
in Ungarn entgangen sein kann, gleichfalls über diese Auffassung lächeln 
wird, ohne sich in dem Bewusstsein irre machen zu lassen, dass die Bischöfe 
seeundum und praeter jus commune Gesetze erlassen können, und dass die 
Instruction als Gesetz in jeder Diöcese gilt; so halte ich es für unnöthig, im 
Arehive eine Widerlegung jener Argumentation einzurücken, werde dies aber in 
einem späteren Hefte derselben Zeitschrift thun, um vielleicht einige meiner 
juristischen Collegen von ihrer Aengstlichkeit und übergrossen Sorgfalt für die 
volle Integrität des jus commune zu erlösen. 
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geführt; es sind Entschädigungen von 5 bis 300 fl. C. M. an geboten, 
zugesprochen, gezahlt, selbst wenn §§. 45, 46 a. b. G. B. in foro 
civili und im schiedsrichterlichen keine Entschädigung begründet hätten. 
Dass sie auch in anderen Gerichten befolgt wird, ist mir von der com- 
petenten Seite mitgetheilt worden. — 


Das Privilegium Canonis. 

Von 

Dr. Httffer, 

Privatdocenten in Bonn. 

In neuester Zeit hat Kober durch ein gelehrtes und umfassendes 
Werk über den Kirchenbann die Aufmerksamkeit auf diese schwerste, 
tief eingreifende Kirchenstrafe gelenkt. Ich möchte hier Einiges über 
ihre Anwendung in dem besondern Falle nachtragen, in welchem sie 
wegen thätlicher Beleidigung eines Geistlichen oder gegen den Verletzer 
des Privilegium Canonis verhängt wird. Dies Vorrecht, im Mittelalter 
von höchster praktischer Bedeutung, hat dieselbe auch jetzt nicht ganz 
verloren, und die Art wie es allmälig ins Leben gerufen, durch die 
spätere Gesetzgebung und Wissenschaft erweitert und verändert wurde, 
die mannigfachen Streitfragen, die es hervorrief, verdienen wohl eine 
etwas eingehendere Berücksichtigung. 2 ) 

Dass den Priestern, den unmittelbaren Dienern der Gottheit, für 
ihre Person eine vorzügliche Ehre und ein besonderer Schutz zu ge¬ 
währen sei, .wurde schon von den heidnischen Völkern im Alterthume 
anerkannt und in den heiligen Büchern der Juden bedeutsam hervor¬ 
gehoben. 3 ) Noch entschiedener musste diese Ansicht in der christ¬ 
lichen Kirche sich geltend machen, als die Geistlichen durch die Ordi¬ 
nation mit besondern Gnaden und Befugnissen ausgestattet, als beson¬ 
derer Stand den Laien gegenübertraten. Auch erkannten schon die 
christlichen Kaiser die hervorragende Stellung des Klerus vollkommen 
an; indem sie ihm mancherlei Privilegien ertheilten und persönliche Be¬ 
leidigungen eines Geistlichen, insbesondere während des Gottesdienstes, 

*) Kober, der Kirchenbann nach den Grundsätzen des canonischen Rechts, 
Tübingen 1857. 

*) Das folgende ist im Wesentlichen einem Aufsatz entnommen, der schon im 
Jahre 1855 geschrieben und der juristischen Facultät ln Bonn vorgelegt 
wurde. 

») Zachar. U, 9. Fs. 140, 15. 


lljf* 
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mit den schwersten Strafen belegten. J ) Selbst die rohen germanischen 
Völker sachten schon in ihren Volksrechten 2 ) die persönliche Sicherheit 
des Kleras wenigstens darch ein ausserordentlich hohes Wehrgeld zu 
schätzen, das für den Mord oder die Verletzung eines Geistlichen er¬ 
legt werden sollte, und es lässt sich denken, dass auch die Gesetz¬ 
gebung der fränkischen, besonders der karolingischen Herrscher in diesem 
Sinne nicht weniger sich thätig zeigte. 3 ) 

Wenn man jedoch an die Zustände des sinkenden karolingischen 
Reiches sich erinnert, wenn man nur einmal die Klagen des heiligen 
Agobard liest 4 ), welche den traurigen Zustand und die Erniedrigung 
der Geistlichen auf den Besitzungen der Vornehmen schildern, so wird 
es begreiflich genug, dass alle diese Gesetze wenig fruchteten, und 
gleichwohl die Geschichte nur zu viele Frevel gegen Geistliche und 
selbst gegen Bischöfe uns erzählen muss. Allen weltlichen Gesetzen 
sprachen die gewalttätigen Männer jener Zeiten Hohn, nur die Ehrfurcht 
vor den kirchlichen und die Farcht vor den folgenden ewigen Strafen 
konnte die rohen aber glaubensvollen Gemüther noch einigermassen in 
Schranken halten. So wurde es denn für die Kirche unabweislich auch 
ihrerseits für die Sicherheit ihrer Diener und Beamten möglichst Sorge 
zu tragen, und in den folgenden grossen Rechtssammlungen des Regino 
von Prüm 5 ), des Burkard von W T orms 6 ) und des Ivo von Chartres 7 ) 
finden wir zahlreiche Gesetze, welche durch hohe Geldstrafen und 
schwere kirchliche Bussen die Verletzung eines Klerikers ahndeten. 
Dagegen wird die Strafe der Excommunication nur spärlich und 
mit grosser Vorsicht angewendet, in den ältern Gesetzen meistens 
nicht einmal erwähnt und regelmässig nur über diejenigen verhängt, 
welche die schuldige Genugthuung hartnäckig verweigerten. In der 
verhältnissmässig strengen Verordnung des Papstes Nicolaus des Ers¬ 
ten an den Erzbischof Tado von Mailand aus den Jahren 860 — 67 
wird derselbe angewiesen, er solle die, welche Geistliche geschlagen 
oder getödtet hätten, dreimal in brüderlicher Liebe ermahnen; wollten 
sie ihn nicht hören, so möge er ihnen in der Kirche die Communion 
verweigern; erst wenn sie auch dann, in ihrer Verstocktheit verharrend, 


') C. 10, 33 $. 6, Cod. de episc. I, 3, Novella 123, o. 31. 

*) Lex Ripaariorom tlt. XXXVI. LexBajuvarlorum tit. I. 8—10. Lex Alamannorum 
tlt. IX—XVI. 

*) Vgl. Phillips deutsche Geschichte IL 313 c. 27. 28. C. XVIL Q. 4. 

*) Agobardl episcopi Lugdunensls (f 840) de privil. et jure sacerd. c. 11. Vgl. 

Walter Kirchenrecht §. 150, Note 3. 

•) De dlsclpl. ecoles. 11b. II, 40, 42, 43, 44, 381. 

•) Burcardl decretum 11b. VI. c. 6—11. 

T ) Ironia deoret, HL 98 Pannorm. VIII. 5 ff. 
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die priesterlichen Ermahnungen verachteten, werde ihm die Erlanbniss 
ertheilt, sie durch den Bann aus der Kirche auszuschliessen. Sobald 
sie aber Reue zeigten, stehe es ihm frei, sie nach angemessener Genug¬ 
tuung wieder aufzunehmen. *) Zu erneuter Thätigkeit und grösserer 
Strenge wurde jedoch die kirchliche Gesetzgebung veranlasst durch die 
zahlreichen im elften und zwölften Jahrhundert entstehenden Ketzereien 
der Katharer, Petrobrusianer, Henricianer und anderer Vorgänger der 
Waldenser . und Albigenser. So verschieden auch ihre Irrthümer sich , 
gestalten, mochten, so war doch Allen das gemeinsam, dass sie mit der 
heftigsten Erbitterung gegen den Klerus als solchen sich richteten. 
Sie läugneten nicht nur die göttliche Einsetzung des Priesterthums, 
sondern versuchten auch die Geistlichen ihrer weltlichen BesitzthQmer 
und Ehren zu berauben und desshalb überall den Laienstand gegen den 
Klerus aufzuregen. Besonders in Frankreich nahmen diese Bewegungen 
zu Anfang des zwölften Jahrhunderts einen immer gefährlicheren Cha¬ 
rakter an. Man hörte oftmals von Gemeinden, die von ihren Bischöfen 
oder Pfarrern sich losgesagt, von Priestern, die vertrieben, ibrer Habe 
oder gar ihres Lebens beraubt waren. Zwei wahnsinnige Schwärmer, 
Tanchelm und Eon, durchzogen predigend die Bretagne. In Aquitanien 
reizte Peter von Bruys die Bevölkerung auf. Der gefährlichste von allen 
aber war ein ehemaliger Cluniacenser, Namens Heinrich, welcher gleich¬ 
falls im südlichen Frankreich durch seine wüthenden Reden den Klerus 
auf das Höchste gefährdete. l 2 ) Gerade während dieser Unruhen kam 
Papst Innocenz II., vor seinem Gegner Anacletus fliehend, im Herbste 
des Jahres 1130 nach Frankreich und konnte solchen Gefahren gegen¬ 
über nicht unthätig bleiben. Am 18. November 3 ) versammelte er eine 
Synode zu Clermont, deren Beschlüsse insbesondere darauf gerichtet 
waren, die Lage der Geistlichkeit zu verbessern 4 * ), strengere Zucht 
wieder einzuführen, alte Missbräuche abzustellen 9 ) und die Eingriffe 
der Laien in die kirchlichen Angelegenheiten abzuwehren. 6 ) Unter 
diesen Beschlüssen finden wir nun auch zuerst den Canon: „Si quis 
suadente diabolo hujus sacrilegii reatum incurrerit, quod in clericum vel 
monachum manus injecerit, anathemati subjaceat. Quod si fecerit, eX- 
communicetur.“ 7 ) 


l ) Ivo, Decret. X. 20. c. 23. C. 17. Q. 4. 

*) Zeugnisse gleichzeitiger Schriftsteller über diese Personen und Verhältnisse 
sind gesammelt in Gieseler’s Kirchengeschichte II. 2. S. 530. 4. Aull. 

*) Vgl. Mansi Conoiliorum amplissima collectio XXI. pag. 439. 

4 j Synodus olaromont. Can. 2, 4, 5. 

*) Can. 1. 7. 9. ibid. 

«) Can. 3. 6. ibid. 

T ) Can. 10. ibid. Conc. Remense can. 13. Mansi. 1. o. p. 461. 
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Schön im folgenden Jahre erneuert ihn eine Synode an Rheims am 
18. October und fügt die Bestimmung hinzu: „et nullus episcoporum 
illum praesumat absolvere, donec apostolico conspectui praesentetur et 
ejus mandatum suscipiat.“ 

So wurde also die thätliche Beleidigung eines Geistlichen nun¬ 
mehr durch die schwerste Kirchenstrafe geahndet und dieselbe dadurch, 
dass der Papst die Lossprechung sich vorbehielt, noch bedeutend ver¬ 
schärft. Alle, die nicht gänzlich von der Kirche sich lossagen wollten, 
konnten solche Drohungen nicht verachten. Es ist begreiflich, dass ein 
so nützliches, den damaligen Bedürfnissen so sehr entsprechendes Gesetz 
bald auch in andern Ländern Verbreitung fand. Auch lässt sich deutlich 
verfolgen, wie seine oftmalige Wiederholung immer mit bedeutenden 
Ereignissen in der Geschichte jener kirchenfeindlichen Bewegung sich 
verknüpft. 

Am nöthigsten musste es in Italien erscheinen, wo Arnold von 
Brescia 1 ) gerade damals die feindseligsten Lehren gegen die Geistlichkeit 
verbreitete, mit um so grösserem und gefährlicherem Erfolge, je mehr 
sie den Bestrebungen der Stadtgemeinden gegen die Herrschaft der Bi¬ 
schöfe entgegenkamen. Im Jahre 1135 am 30. Mai versammelte Inno- 
cenz II. ein Concil zu Pisa 2 ), auf welchem jener Heinrich ihm gefangen 
vorgeführt und zur Einsperrung verurtheilt wurde. 3 ) Dort wurde 
mit den meisten der zu Clermont und Rheims erlassenen Beschlüsse 
auch unser Canon wiederholt. Nur erhielt er den Zusatz, dass bei 
dringender Todesgefahr (articulo mortis urgente periculo) von dem 
päpstlichen Vorbehalt der Lossprechung sollte abgesehen werden. Aber 
wie zum Hohn gegen diese Bestimmungen wurden viele der französischen 
Prälaten, die gerade von dieser Synode zurückkehrten, bei Pontremoli 
gefangen, verwundet und eingekerkert, was der Abt Peter von Clugny 
bald darauf dem Papste klagend berichtete. 4 ) Das zweite allgemeine 
Concil vom Lateran (1139) konnte also schon desshalb sich veranlasst 
finden, den Canon unter seine Beschlüsse aufzunehmen 5 ) und dadurch zu 
einem allgemeinen* für die ganze Kirche verbindlichen zu erheben. 


*) Vgl. Otto von Freisingen, Geschichte Friedrichs. Lib. 11. c. 20. Ein anderer 
Geschichtsschreiber bemerkt, Arnold habe es dahin gebracht: Ut jam ludibrio 
sacer extremoque pudori Clerus haberetur. Günther in Lignrino III. 295. 

*) Conoilium Pisanum c. 12 bei Mansi 1. c. XXI. p. 490. Dass diese Synode nicht 
wie gewöhnlich geschieht, in das Jahr 1134, sondern 1135 gesetzt werden 
müsse, zeigt Jaifd, Regesta Romanorum Pontificum p. 573. 

*) Acta episcoporum Cenomannensium angeführt bei Mansi 1. o. p. 488. 

4 ) Petri Cluniacensis ep. 17 angeführt bei Mansi 1. c. pag. 486. 

*) Concil. Lateran, c. 15 bei Mansi 1. c. p. 526. 
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Der dringendste Beweggrund aber waren die bittern Klagen des Bi¬ 
schofs Ton Brescia gegen Arnold, dessen Lehren nebst denen des Peter 
von Bruys denn auch ausdrücklich vom Concil verdammt wurden. Alle diese 
Beschlüsse vermochten jedoch die gefährliche Bewegung nicht au beseitigen. 
Sie überdauerte die Regierung Innocens’ 11. und konnte in Frankreich 
erst lange nachher durch die Albigenserkriege wenigstens äusserlich 
unterdrückt werden. Eon und Heinrich, den man der Haft entlassen 
hatte, setzten nur noch eifriger ihre frühem Bestrebungen fort. Erst 
im Jahre 1147 wurde der letztere durch die Bemühungen des heiligen 
Bernhard und des päpstlichen Legaten Alberich mit Hilfe des Grafen 
von Toulouse wieder eingefangen und dem Bischöfe jener Stadt über¬ 
geben. *) Wenig später wurde man auch Eons habhaft, und führte ihn 
dem Papste Eugen III. vor, gerade als er, aus Deutschland kommend, zu 
Rheims ein grosses Concil versammelt hatte. 2 ) Offenbar in Folge solcher 
Ereignisse wurde hier am 21. März 1148 mit den schon oft wiederhol¬ 
ten Gesetzen auch unser Canon abermals bekräftigt 8 ), und man kann ihn 
dann noch weiter unter den Beschlüssen mancher Provinzialconcilien ver¬ 
folgen. Schon im Jahre 1138 hatte der Cardinalbischof Alberich von 
Ostia, der als päpstlicher Gesandter England bereiste and besonders in dem 
Kloster Hagulstat viel von ermordeten Mönchen, geraubtem Klostergut und 
ähnlichen Freveln hören musste, am 13. December eine Synode zu London 
versammelt, die als das geeignetste Mittel, solchem Unheil zu steuern, 
unsern Canon in folgender Fassung wiederholte: Si quis clericum vel 
monachum vel sanctimonialem vel quamlibet aliam personam ecclesia- 
sticam occiderit, incarccraverit, vel nefarias ei manus intulerit, nisi tertio 
submonitus satisfecerit, anathemate feriatur; neque quisquam ei praeter 
Romanum pontificem nisi mortis urgente periculo tnodum poenitentiae 
finalis injungat. Si autem impoenitens mortuus fuerit, corpus ejus in- 
humatum remaneat. Im Jahre 1142 wurde er dann, nach den Berichten 
des Roger Wendower 4 ), vom Bischof Heinrich von Winchester, als 
päpstlichen Legaten, auf einem Concil zu Yxradon nochmals eingeschärft. 


*) Vgl. Gieseler «. a. 0. S. 539. 

*) Die Zeugnisse der Quellen bei Mansi XXI. p. 720. 

*) Cono. generale Remis in hasilica St. Mariae habitum c. 13 bei Mansi I. c. 
p. 713. Dass Phillips Kirchenrecht S.654 mit Berufung auf Gonzalez Tellez 
Commentar ad cap. i. Super eo de Sent. ezcom. V. 39 angibt, der Canon 
sei von Eugen 111. auf einer Synode zu Rom wiederholt worden, ist durch 
einen Felder bei Gonzalez Tellez veranlasst, der a. a. 0. zwar das richtige 
Jahr 1148 nennt, aber statt Remis c. 13, Romae c. 3 geschrieben hat. 

4 J Rogerius de Wendower (und nach ihm Mathaeus Paris) ad an. 1142. Die 
merkwürdige Stelle lautet: W'ilielmus Wintoniensis episcopus et sedis aposto- 
licae legatus in media quadragesima apud Londonias conoilium rege praesonte 
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Wollte man die gleichseitigen Schriftsteller durchsuchen, man könnte 
noch durch eine Menge von Zeugnissen die hohe praktische Wichtigkeit 
Toranschaulichen, die diesem Kirchengesetz in den damaligen stürmischen 
Zeiten zukommen musste. In Deutschland hat insbesondere eine kölnische 
Synode yon 1262 *), dem damaligen Standpunkte der Decretalen gemäss, 
nicht nur den Canon wiederholt, sondern auch über seine Anwendung 
im Einseinen die genauesten Bestimmungen gegeben, sugleich aber den 
gewaltsamen Freveln der kaiserlosen Zeit gegenüber sur äussersten 
Strenge und einem fast masslosen Gebrauch des höchsten kirchlichen 
Strafmittels sich veranlasst gesehen. Begreiflicherweise liess auch die 
Wissenschaft ein Gesets, das den Geistlichen so grosse Vorrechte er- 
theilte, nicht unberücksichtigt. Gratian nahm es mit den Beschlüssen 
des Concils vom Lateran in seine Sammlung auf , und die Glosse 
liess ihm ausführliche Erläuterungen zu Theil werden. Ja man kann 
sagen, die späteren Gesetzgeber, die Päpste selbst und besonders der 
weiseste, rechtskundigste, Innocenz III. sind seine Commentatoren ge¬ 
worden. Unter den 60 Decretalen des Titels: <,De sententia excom- 
municationis“ (V. 39.) beziehen sich 32 unmittelbar auf dieses Vorrecht, 
zudem noch mehrere in dem Liber sextus und den Clementinen. Nach 
dem Canon, der das Privilegium ertheilt, und durch die Excommunication 
geschärft hatte, nannte man beide Privilegium und excommunicatio ca- 
nonis si quis suadente oder noch kürzer Privilegium und excommunicatio 
canonis. Der geistvolle Cardinal von Ostia in seiner „Summa aurea,“ 
Navarras in seinem „manuale confessariorum,“ Gonzalez Tellez im 
Commentar zu den Decretalen und Fragosi in seinem grossen Werke 
Uber die Regierung der Kirche, haben diesem Gesetze eine vorzügliche 
Aufmerksamkeit zugewendet. Als Beispiel unerreichbarer Geschmack¬ 
losigkeit kann man den „Tractatus de effectibus clericatus“ von Carolus 
de Grassis anführen, der in 320 Paragraphen, alle mit den Worten: 
ampliatur, limitatur, oder sublimitatur anfangend, die Anwendbarkeit 
des Canons zu erweitern oder zu beschränken sucht. Unter den neuern 
Schriftstellern hat nur Phillips in seinem Kirchenrecht den Gegenstand 
ausführlicher behandelt, und durch sorgfältige Zusammenstellung des 


et eplscopls oelebravit. Nullus enim honor vel reverentla ferebatur Del ec- 
clesiae vel ejus ordinatis a praedonibus sceleratis, sed aeque derlei et laici 
capiebantur, redimebantur et in vineuiis tenebantur. Sancitum est ergo 
ibi et generaliter constitutum, ne aiiquis, qui ecclesiam coemeteriumque vlo- 
laverit, vel in clericum aut virum religiosum manus injecerit violentas ab alio 
quam ipso Papa possit absolvi. Edit. Coze. p. 232. 

4 ) Conc. coloniense o. 1 ff. bei Hartzbeim Concilia Germaniae. IU. pag. 617. 

*) c. 20 , C. xvn. 0. 4. 
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weithin zerstreuten Materials jeder späteren Bearbeitung eine Grundlage 
gegeben. 

Dasselbe lässt sich am zweckmässigsten als die Beantwortung fol¬ 
gender vier Fragen ordnen. 

Wem steht das Privilegium zu ? 

Wer kann es verletzen? 

In welcher Weise kann die Verletzung geschehen? 

Welche Strafen hat sie znr Folge? 

Als solche, denen das Privilegium zusteht, nennt da» Gesetz nur 
Kleriker und Mönche. Diese Worte wurden aber im weitesten Sinne 
interpretirt. Schon das angeführte Londoner Concil begreift unter ihnen 
jede kirchliche Person; Bonifacius VIII. ausdrücklich auch die Novizen 
und -Conversen, noch ehe sie die Gelübde abgelegt haben. 1 ) Sämmtliche 
Schriftsteller sind einig, dass Allen, die nur die Tonsur empfingen, 
ferner den Angehörigen aller vom Papste genehmigten Orden, auch der 
Ritterorden, das Privilegium zusteht. Selbst einmal verheiratete 
Kleriker sind berechtigt, wenn sie nur die Tonsur und geistliche Klei¬ 
dung tragen. Damit aber nicht ganz unwürdigen Menschen die Rechts- 
wohlthat zu Theil werde, sind alle diejenigen ausgeschlossen, welche 
wegen offenkundiger, schwerer Verbrechen der Acht oder dem Bann 
verfielen; ferner alle die, welche thatsächlich (actu) degradirt, der 
geistlichen Vorrechte verlustig erklärt und der weltlichen Gerichtsbarkeit 
überliefert wurden 3 ), endlich diejenigen, welche an einem Aufruhr, 
Streit oder ähnlichen verbrecherischen Unternehmungen sich beteiligen. 4 ) 
Das Gleiche bestimmt Innocenz III. für die Kleriker, welche nach Art 
der Laien lebend ihre geistliche Kleidung ablegen, Waffen tragen, Bart 
und Haare wachsen lassen, wenn sie nach dreimaliger Mahnung von 
ihrem weltlichen Treiben nicht ablassen. 5 ) Insbesondere war diese 
Bestimmung gegen jene fahrenden Kleriker gerichtet, welche sich, nach 
einem fabelhaften Bischof Golias, Goliarden ®) nannten, dichtend und 
singend umherzogen und in der ungebundensten Lebensweise aller 


*) C. 21 ln VI. de sent. excom. V. 11. 

*) Glossa ad vocem Clericum in c. 29. dt. Navarras manuale confessariorum 
c. 27. n. 79. Ferraris Prompta Bibiiotheca s. v. derions art. I. n. 5—9 (cie- 
ricus) 10—18 (monachns). Grassis 1. e. effectus IX. n. 08 u. 69. 

*) Benedictl XIV. de Synodo dioecesana Hb. 9. e. 6. $. 3 ln f. 

4 ) Fagnani Comment. ad c. oontinglt (45) v. B. h. t. n. 14. 

9 ) C. 25 n. 45 X. h. t. Ebenso nrtheilt auch der Schwabenspiegel an der be¬ 
kannten Stelle: Wie Pfaffen unde Juden ir recht Verliesen. (Schwabenspiegel 
Landrecht §. 210 bei Waekernagel, 255 bei Lassberg.) 

•) Man vergleiche über sie den Aufsatz Giesebrechts ln der (Kieler) allgemeinen 
Monatsschrift. Jahrgang 1853. S. 20 ff. 
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Pflichten ihres geistlichen Standes vergassen. Schon das Concil vom 
Lateran (1215) hatte gegen sie geeifert, aber gerade im dreizehnten 
Jahrhundert wurden sie immer zahlreicher und zügelloser. Bonifacius VIII. 
nahm ihnen und jedem Kleriker, der nach dreimaliger Mahnung nicht 
aufhört, sich als Spassmachcr und Schauspieler zu erniedrigen, mit allen 
übrigen geistlichen Vorrechten auch das Privilegium Canonis. ') 

ln Betreff der Personen, welche das Privilegium verletzen und also der 
Excommunication verfallen können, bemerkt schon die Glosse, dass durch 
das Wort „quis“ sowohl Weiber, als Männer bezeichnet werden. Ob 
der Verletzende Kleriker oder Laie sei, macht keinen Unterschied, nur 
muss er getauft sein, weil Ungetaufte nicht excommunicirt werden 
können. Schon durch die folgenden Worte „suadente diabolo,“ welche 
man immer als malitia, vorsätzlichen bösen Willen des Verletzers deu¬ 
tete, werden aber alle diejenigen ausgeschlossen, welche einen bösen 
Willen entweder nicht haben, oder rechtlich nicht haben können, weil 
sie unzurechnungsfähig sind. Als solche nennt schon die Glosse 2 ): 
Geisteskranke, Knaben 3 ), Unmündige, junge Kleriker, die zum Scherz 
aufeinander losgehen. Ihnen rechnet Innocenz QI. auch die zu, welche 
unwissentlich einen Kleriker, ohne ihn als solchen zu erkennen, ver¬ 
letzen würden. Doch erinnert schon die Glosse, der Irrthum müsse 
durch wahrscheinliche Gründe sich entschuldigen lassen. 4 ) Wenn 
jemand die Tonsur sah und doch glaubt, er habe keinen Kleriker vor 
sich, so soll er dem Banne unterliegen. In jedem Fall fordert In¬ 
nocenz IQ. eine Bekräftigung des Irrthums durch Eid. Wird er ver¬ 
weigert, so tritt die Strafe ein. Alexander III. befreit auch denjenigen, 
der einen Kleriker in sträflichem Umgänge mit seiner Frau, Mutter, 
Schwester oder Tochter ertappte und vom Zorn zu thätlicher Beleidi¬ 
gung sich hinreissen liess. •') Doch soll nur für ein so nahes Ver- 


*) Cap. im. de vita et honest, der. in VI. UI. 1. 

*) Glossa ad can. 29 cit. ad v. violentas. 

*) Glossa eit. C. 1. X. h. t. Fragosi. Regimen reipubllcae Christianae pars 11. Lib. I. 
Disputatio II. $. 2. n. 11. Nach c. 60 X. h. t. können sie jedenfalls, wenn sie 
(wohl wegen besonders erschwerender Umstände) der Excommunication ver¬ 
fielen, vom Bischof losgesprochen werden. 

4 ) Cap. 4. X. h. t. Glossa s. v. Ignoraverlt. Hostiensis (Summa aurea lib. V. rubr. 
29. u. 10), der die Glosse abschreibt. Unrichtig citirt Phill ips die Glosse für 
seine entgegengesetzte Ansicht, welche die Anwendung des Gesetzes unmöglich 
macheu würde. Vgl. Kirchenrecht S. 657. Anm. 24. Ich welss meinen Dank 
gegen dies ausgezeichnete Buch nicht besser auszudrticken, als indem ich zu 
etwaiger Benutzung in den rasch sich folgenden Ausgaben auch diese kleinen 
Irrthtimer anmerke, die in einem so umfassenden Werke ebenso schwer zu 
vermeiden, als hei der Untersuchung im Einzelnen leicht zu verbessern sind. 

i ) Cap. 3. X. h. t. und Glossa ad. v. si vero. 
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wandtschaftsverhältniss und im Augenblicke der Entdeckung die Ent¬ 
schuldigung gelten; den Bräutigam allein will die Glosse mit eingerechnet 
wissen. Eine Ausnahme, welche die Sitten der Zeit unabweislich machten, 
musste auch Alexander III. schon mit der vorigen verbinden. So lange 
die Geistlichen trotz aller Verbote gewännet mit in die Schlacht zogen, 
konnte man nicht verbieten, ihnen gegenüber im Kampf sich des Rechtes 
der Waffen zu bedienen. Nothwehr entschuldigt allgemein, „denn Gewalt 
mit Gewalt abzuwehren, ist durch alle Gesetze und Rechte gestattet.“ 
Endlich ist auch der entschuldigt, welcher durch seine Stellung oder ein 
Amt zu strafen berechtigt ist; also der Vater, der seine Söhne, der 
Lehrer, der seine Schüler züchtigt, solange sie nur die niedern Weihen 
erhalten haben. Der Bischof darf die untergebenen Geistlichen, der Abt 
die Mönche zu körperlicher Strafe verurtheilen; doch soll sie stets durch 
einen Geistlichen vollzogen werden, was jedoch, wie Fragosi bemerkt, 
nicht überall beachtet wurde. Im einzelnen Falle wird man stets 
die besondern Umstände und Verhältnisse zu berücksichtigen haben. Ein 
Geistlicher hatte einen Mönch und eine Nonne, die muthwillig den 
Gottesdienst störten, mit eigener Hand aus der Kirche gestossen. 
Clemens III. erklärte ihn für entschuldigt. l 2 ) Dagegen verurtheilte die 
Congregation des Concils am 16. Mai 1733 einen Pfarrer, weil er einen 
jungen Kleriker, den er bei sich wohnen liess und zu häuslichen Diensten 
gebrauchte, auf rohe Weise geschimpft und geschlagen hatte. 3 ) 

Auch die Beleidigungen, welche der Canon durch die Worte: 
„manus violentas injicere“ bezeichnet, sind durch spätere Decretalcn und 
die Praxis im weitesten Sinne interpretirt. Wer einen Geistlichen be¬ 
speit, ihm Fusstritte versetzt, aus einem Fenster etwas auf ihn herab¬ 
wirft, überhaupt jeder, der eine thätliche Beleidigung, eine Realinjurie 
wirklich vollführt, ist dem Bann verfallen. 4 ) Innocenz III. verhängt 
die Strafe sogar über diejenigen, welche einen Geistlichen gewaltsam, 
aber ohne körperliche Verletzung gefangen nehmen und in Haft halten. 5 ) 
Diese Bestimmung war zunächst gegen weltliche Richter, besonders aber 
auch gegen Könige uud Fürsten häufig anwendbar. In der Bulle Gre¬ 
gors IX. gegen Friedrich II. wird als ein Hauptgrund des Bannes an¬ 
geführt, dass im Königreich (Sicilien) Geistliche gefangen und einge- 


l ) C. 24. X. h. t. Fragosi 1. c. n. 8 und 9. 

*) C. 16. X. h. t. 

s ) Vgl. Resolutiones ad c. 6 Sess. XXIV. n. 37 in der Ausgabe des Tridentinums 
von Richter und Schulte. S. 342. 

A ) Hostiensis 1. c. n. 10. Glossa can. 29 ad v. violentas. 

5 ) Vgl. C. 29. X. h. t. und das angeführte Londoner Concil. Mit der grössten 
Ausführlichkeit richten sich die Strafbestimmungen der angeführten Kölner 
Synode von 1262 gegen diesen Fall. 
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kerkert würden *); ebenso wirft die Bannbulle Innocen*’ IV. dem Kaiser 
als Sacrilegium vor, dass er die nach Rom zum Concil reisenden Car- 
dinäle, Bischöfe und Geistlichen habe fangen lassen. 2 ) Nur das musste 
doch nachgegeben werden, dass durch die Belagerung eines Schlosses, 
in dem etwa ein Bischof sich befinde, die Strafe noch nicht verwirkt 
sei 3 ). Ob die Beleidigung heimlich oder öffentlich geschah, macht 
keinen Unterschied. 4 ) Auch trifft die Strafe nicht nur den unmittel¬ 
baren Thäter, sondern auch den Helfer und Miturheber 5 ); den, der 
den Auftrag, die Beleidigung zuzufügen, nicht rechtzeitig zurücknimmt, 
oder die in seinem Namen zugefiigte gutheisst 6 ), endlich sogar den, 
der sie verhindern konnte und doch geschehen lässt. 7 ) Der vorherige 
Verzicht des Klerikers auf sein Privilegium kann den Verletzer nicht 
entschuldigen, weil es, zur Ehre des ganzen Standes ertheilt, von einem 
Einzelnen nicht aufgegeben werden darf. So missbilligt innocenz III. 8 ) 
in einem Briefe an den Erzbischof von Brakara durchaus, dass sich 
Geistliche nach dortiger Sitte zur Sühne für eine Beleidigung freiwillig 
dreissig oder vierzig Stockschläge geben Hessen, und verhängt nicht 
nur über den Schläger, sondern auch über den Geschlagenen die Ex- 
communication. Ueber den Versuch der Beleidigung waren die Ansichten 
getheilt. Die meisten entschieden aber richtig mit dem Cardinal von 
Ostia, dass der Versuch ohne zur Ausführung zu kommen, die Strafe 
nicht herbeiführe, dass also derjenige, welcher im Glauben einen Kle¬ 
riker zu schlagen, einen Laien verletze, dem Bann nicht unterliege. 9 ) 
Im Anschluss an diesen Fall bespricht der Cardinal die alte Streitfrage 
zwischen den Glossatoren Alanus und Tankred, ob nämlich der, welcher 
in der (unerlaubten) Absicht den Laien Petrus zu verletzen, den Kle¬ 
riker Martinas schlage, gebannt sei. Hier entscheidet er aber mit 
Alanus und der Glosse für die Excommunication, weil ein Kleriker ver¬ 
letzt sei, und der Teufel die Verletzung angerathen habe. 10 ) 

Wichtiger und schwieriger als diese ist die letzte Frage, nach der 
Strafe, welche den Verletzer des Privilegiums treffen solle. Schon seit 


') Vgl. die Bulle bei Rainald, annaies ecclesiastioi ad an. 1239 n. 2 ft. 

*) Rainald 1. c. ad 1245. c. 2. de sententia et re jndicata in VI. II. 14. 

*) Fagnani Comment. ad c. nuper (29) X. h. t. n. 10. 

4 ) Cap. 7. X. h. t. 

*) Cap. 6. §. 1. X. h. t. 

•) Cap. 23 in VI. b. t. 

») Cap. 47. X. h. t. 

8 ) Cap. 36. X. b. t. 

*) Hostiensis 1. c. n. 9. Phillips a. a. 0. Anm. 25 lässt ihn unrichtig im entge¬ 
gengesetzten Sinne entscheiden. 

*°) Glossa ad cap. 4. si vero X. h. t. ad. v. ignoraverlt Anderer Meinung ist Fra- 
gosi a. a. 0. n. 36. 
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langer Zeit hat man darüber gestritten, ob die durch den Canon ange¬ 
drohte Excommunication ursprünglich latae oder ferendae sententiae ge¬ 
wesen sei. Van Espen 1 ) und Becardi 2 ) vertheidigen die letztere Ansicht, 
dagegen hat sich Phillips für die Excommunicatio latae sententiae 3 ) 
erklärt. Die Frage ist «war jetat ohne praktische Bedeutung, da sie 
aber einmal angeregt wurde, so wird wohl der Versuch erlaubt sein, 
durch einige bisher noch nicht hervorgehobene Gründe die Entscheidung 
au geben. Phillips führt für seine Ansicht folgendes an: Der Ausdruck 
anathemati subjaceat könne sowohl das eine, wie das andere bedeuten; 
doch biete die Auffassung desselben in dem Sinn einer Excomnfunicatio 
latae sententiae sich als die natürlichere; dies gehe aunächst aus dem 
Zusammenhänge der Worte hervor, da unmittelbar nach dem Drohen 
mit der Excommunication den Bischöfen das Absolutionsrecht abgesprochen 
werde; ferner daraus, dass durch eben dieses Gesetz einem ausserordent¬ 
lichen Uebel, welches durch die Arnold’sche Ketzerei Nahrung fand, auf 
ausserordentliche Weise habe begegnet werden sollen, sowie endlich aus 
der unmittelbar an das Gesetz sich anschliessenden Praxis. Aber von 
allen diesen Gründen ist doch keiner entscheidend, vielmehr die ent¬ 
gegengesetzte Ansicht fast unwiderleglich als die richtige nachweisbar. 
Auf den Grund, dass das ausserordentliche Uebel auch ein ausserordent¬ 
liches Mittel erfordert habe, wird man schwerlich viel Gewicht legen 
dürfen, denn auch als excommunicatio ferendae sententiae ist die Strafe 
noch immer schwer genug, ja sogar wegen des päpstlichen Vorbehaltes 
der Lossprechung, gerade wie Phillips verlangt, eine ausserordentliche. 
Die enge Verbindung zwischen dem Vorbehalte mit der Excommunication 
hätte nicht auffallen können, wenn bisher beachtet wäre, dass derselbe 
nur ein Zusatz des Concils von Rheims ist. Statt dessen hat das 
Concil zu Clermont, falls Mansi nicht unrichtig gelesen hat, die Worte: 
Quod si fecerit, excommunicetur, fasst also unzweideutig die Excom- 
munication als ferendae sententiae auf. Dass aber das Concil zu Rheims 
mit demselben Ausdruck desselben Canons ein Jahr später eine andere 
Bedeutung habe verbinden wollen, ist durchaus nicht anzunehmen. Lag 
dies in seiner Absicht, so war es nöthig, sie deutlicher erkennen zu 
lassen, besonders in jener Zeit. Zwar irrt van Espen, wenn er be¬ 
hauptet, es sei damals die excommunicatio latae sententiae noch gar 
nicht vorgekommen, aber sie war doch immer eine Ausnahme, und es 
widerspricht allen Regeln der Interpretation, einen Ausdruck, der eben so 
wohl die eine, als die andere Strafe bedeuten kann, ohne besonderen 


*) Jus ecclesiasticum. Pars III. tlt. XI. Cap. VII. n. 20—23. 

*) Gratiani Canones Genuin! Pars II. Tom. U. Cap. ultimum p. 303. 
*) Kirchenrecht S. 660, 8. AuA. 666. 


\ 
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Grund auf die schwerere und ungewöhnliche zu beziehen. ') Dieser 
Ausdruck wird zudem vom Concil zu Rheims noch zweimal gebraucht. 
Im siebenten Canon sagt es von den Laien, welche die Kirchengfiter 
an sich rissen: „aut restituant aut excommunicationi subjaceant,“ die 
sich hier doch schwerlich ohne vorherige Mahnung und Verurtheilung 
denken lässt. Der dritte Canon bestimmt: Wer den Nachlass eines 
Bischofs beraubt, „anathemati subjaceat.“ Dass aber hier die exeom- 
municatio ferendae sententiae gemeint sei, lässt mit Bestimmtheit die 
Glosse dieses Canons erkennen, der gleichfalls unter die Beschlüsse des 
Concils "vom Lateran und von Gratian in das Decret aufgenommen 
wurde. 2 ) Der eigene Sprachgebrauch des Concils entscheidet also für 
die excommunicatio ferendae sententiae. Nach allem diesem noch ein 
Grund, der, wie es scheint, wohl allein entscheiden könnte. In der 
ältesten Zeit ist die Excommunication als ferendae sententiae nachweislich 
angenommen worden. Das angeführte Londoner Concil, welches, unter 
dem Vorsitze eines päpstlichen Legaten und Cardinalbischofes von Ostia 
versammelt, den wahren Sinn der Kheimser Beschlüsse doch sicher 
recht wohl kannte, bestimmt unzweideutig, der Bann solle erst nach der 
dreimaligen Mahnung bei fortdauernder Hartnäckigkeit gegen den Ver¬ 
letzer verhängt werden. 

In mehreren neuern Lehrbüchern des Kirchenrechtes wird die hier ver¬ 
teidigte Ansicht auf einen Grund hin angenommen, der nicht ganz ausrei¬ 
chend scheint. Richter 3 ), Permaneder 4 ), Schulte 5 ), Walter 6 ) geben an, 
die Glosse behandle die Excommunication noch als ferendae sententiae. Selbst 
Phillips hat sich diese Behauptung gefallen lassen 7 ). Sie ist aber so wenig 
richtig, dass gerade im Gegenteil die Glosse h ) bemerkt: Hic canon est latae 
sententiae. Der Irrtum mag dadurch veranlasst sein, dass sonderbarer Weise 


*) Kober (Kirchenbann S. 62) bemerkt mit Berufung auf Fagnanl (Comment. ad 
cap. 48 X. de sent. exeom. n. 56, 57), durch eine eigene Entscheidung der 
Congregation des Concils werde bestimmt, dass der Ausdruck ecclesiastico 
subjaceat interdicto die excommunicatio latae sententiae bezeichne. So 
viel man aus Fagnani sehen kann, spricht jene Entscheidung«nur von 
einem andern Ausdruck: excommunicationem inourrat. Wollte man aber 
auch beide Ausdrücke als ganz gleichbedeutend nehmen, so ist doch ein¬ 
leuchtend, dass die Entscheidung für jene Zeit und diesen Fall nicht von 
Gewicht sein kann. 

*) Vgl. Casus in Glossa ad can. 47. C. 12. 0- 2* 

*) Kirohcnrecht $. 106, note 3. 

4 ) Kirchenrecht 3. Aufl. S. 244. note 5. 

*) Kirchenrecht S. 159, note 4. 

6 ) Kirchenrecht 12. Aufl. $*215. note 4. 

7 ) In der dritten Auflage S. 666. Amn. 46. 

8 ) Glossa ad v. subjaceat in c. 29 cit. 
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in einer Ausgabe 1 ) wirklich gedruckt ist: Hic canon non est latae sententiae. 
Dass hier aber durch einen Druckfehler die »weite Silbe des Wortes 
canon verdoppelt wurde, beweisen alle übrigen Ausgaben, die ich — 
und »war in grosser Zahl — vergleichen konnte, und auch innere 
Gründe. Denn «u der Zeit, ais die Glossa ordinaria »usammengestellt 
wurde, ja noch vor dem Ablauf des zwölften Jahrhunderts, hatten sich 
Gesetzgebung und Praxis entschieden für die excommunicatio latae sen¬ 
tentiae ausgesprochen, deren Anwendung auch gerade in damaliger Zeit 
durch die Decretalen, wie später durch die Clementinen immer gebräuch¬ 
licher wurde. Schon die Briefe Alexanders 111. und Clemens’ IQ. reden 
unzweideutig in diesem Sinne 2 ), und Innocen» IV. zählt in der lectura 
super decretales zu C. IX de sent. exeom. unter den Fällen der ex¬ 
communicatio latae sententiae die percussio clerici ausdrücklich als den 
vierten auf. 

Diesen Charakter hat die Excommunication stets behalten und 
indem sie noch jetzt den Gebannten nicht nur von der Kirche 
ausschliesst, sondern auch sofort die Gemeinschaft mit ihm untersagt, 
nimmt sie unter ähnlichen Kirchenstrafen eine ganz ausgezeichnete 
Stellung ein. Bekanntlich hat Papst Martin V. auf dem Concil zu 
Constanz die ältern nicht mehr haltbaren Verbote des Umganges mit 
Gebannten insofern gemildert, dass hinfort nur diejenigen müssten ge¬ 
mieden werden (excommunicati vitandi), gegen welche die Excomrnu- 
nication vom Richter speciell und ausdrücklich bekannt gemacht sei. 8 ) 
Er fügt jedoch die Ausnahme hinzu; „Salvo si quem pro sacrilega 
manuum injectione in clericum in sententiam latam a canone adeo no- 
torie constiterit incidisse, quod factum non possit aliqua tergiversatione 
celari, neque ullo sufragio excusari, nam a communione illius licet de- 
nunciatus non fuerit, volumus abstineri juxta canonicas sanctiones.“ 
Es blieb also in Bezug auf diejenigen, welche einen Kleriker verletzten, 
das alte Recht unverändert, nämlich durch die Excommunication auch 
ohne vorherige Publication der Umgang mit ihnen untersagt. Nur sollte die 
Beleidigung so offenkundig und notorisch sein, dass sie durch keine 
Ausflüchte verhehlt und in keiner Weise entschuldigt werden konnte. 
Ob diese Bedingungen vorhanden sind, muss allerdings zunächst dem 
Urtheile jedes Einzelnen überlassen bleiben. Es ist aber einleuchtend, 
dass sie in den meisten Fällen und für die meisten Personen nur durch 
eine Untersuchung des Tbatbestandes von Seiten des Richters festge- 


1 ) loh habe sie vor längerer Zeit bei Richter gesehen, dem sie zum Handgebrauche 
dient. Wenn ich mich recht erinnere, eine pariser Ausgabe von 1585. 

*) Vgl c. 7 und 14. X. h. t. 

*) Vergl. Kober a. a. 0. S. 248 fg. 
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stellt werden können, und dass regelmässig nur der Richter eine allge¬ 
mein verbindliche Erklärung über Notorietat und Unentschuldbarkeit ab-» 
zugeben im Stande sei. Man darf also annehmen, dass der Bann auch 
nach der Constitution Martin’s V. nur selten ohne richterliches Verfahren 
auf die Umgebung des Gebannten seine Wirkung äussern kann. Diese 
Ansicht wird auch durch die Praxis bestätigt. Zwei Entscheidungen 
der Congregation des Concils setzen durchaus ein richterliches Verfah¬ 
ren gegen den Beleidiger voraus, ehe dieser öffentlich als Gebannter zu 
meiden war. Die eine erklärt sogar das ganze Verfahren und die Pu- 
bücation des Bannes für nichtig, weil man den Beklagten nicht gehörig 
zu den Untersuchungen citirt hatte. 1 ) 

Eine besondere Verschärfung erhielt aber die Excommunication da¬ 
durch, dass die Lossprechung dem Papste Vorbehalten war und regel¬ 
mässig bei ihm persönlich in Rom erbeten werden sollte. Es ist dies, 
soviel bekannt, das erste Beispiel eines päpstlichen Vorbehaltes dieser 
Art, und daher für die Rechtsgeschichte nicht ohne Wichtigkeit. Da nun 
aber eine Reise nach Rom für Manchen gar nicht möglich ist, so er¬ 
gibt sich schon daraus das Bedürfniss erleichternder Ausnahmen. Die 
erste wurde auf dem Concil in Pisa anerkannt, nämlich der Fall dro¬ 
hender Todesgefahr, und hier muss nach den Grundsätzen des kirchli- 
lichen Rechtes nicht nur der Bischof, sondern jeder Priester zur Los¬ 
sprechung befugt sein. Häufig berechtigte auch der Papst, wenn man 
sich brieflich an ihn gewendet hatte, einen Bischof zur Lösung des 
Bannes. 2 ) Einem Legaten a latere steht ein solches Recht selbst ohne 
besondern Auftrag zu. 3 ) Regelmässig löst auch der Bischof nach dem 
Rechte der Decretalen solche Personen, welchen ihres Geschlechtes, 
Alters oder Standes wegen die Romfahrt unmöglich wird, also: Weiber, 
Minderjährige und Leibeigene 4 ), die ohne Erlaubniss ihrer Männer, Eltern 
und Herren nicht reisen dürfen; ferner Kranke, Greise, Verstümmelte, 
Verwundete, überhaupt solche, denen ein begründetes Hinderniss im 
Wege steht 5 ); doch sollen sie eidlich versprechen, sobald veränderte 
Verhältnisse es möglich machen, die Romfahrt anzutreten. Aus ähnlichen 
Gründen dürfen Mönche, die sich innerhalb ihres Klosters schlugen, 
von ihrem Abte losgesprochen werden. 6 ) 

Die meisten neuern Schriftsteller erkennen dem Bischöfe auch das 
Recht zu, den Bann allgemein bei leichten (leves) Beleidigungen zu 

*) Vergl. Resolutiones ad c. 3 Sess. XXV. n. 1. u. 0, a. 8. 0. S. 440. 

*) C. 7. 10. X. h. t 

*) C. 20. X. h. t. 

*) C. 3. 60. 37. X. h. t. 

•) C. 6. 11. 15. 17. 26. X. h. t. 

*) C. 2. 32. X. h. t. Vergl. auch C. 21. ln VI, b. «. 



169 


lösen, von denen dann schwere (graves) und aussergewöhnlich schwere 
(enormes) unterschieden werden. Doch machen sie ihm zur Pflicht, den 
Begriff der leichten Beleidigung nicht übermässig auszudehnen, und nicht 
nur die Verletzung an sich, sondern auch die begleitenden Umstände, ins¬ 
besondere das VerhäHniss der beiden Betheiligten zu einander, wohl zu 
berücksichtigen.‘) Unter den Glossatoren war diese Berechtigung sehr 
bestritten, und streng genommen lässt sie sich auch aus den Decretalen 
nicht mit Sicherheit erweisen. Doch hat die Praxis allgemein für das 
Recht des Bischofes entschieden, 2 ) und es wurde, so viel ich bei dem 
erzbischöflichen Generalvicariate in Köln erfahren konnte, bis in die 
neueste Zeit ohne Bedenken geübt. Ihm widerspricht auch nicht die 
Fassung der Quinquennaifacultäten, 3 ) obgleich sie selbst für das Gewis¬ 
sensforum dem Bischof nur kraft päpstlicher Delegation, also nicht zu 
eigenem Rechte die Befugniss ertheilen absolvendi ab £xcommunica- 
tione ob manus violentas injectas in clericos, aut presbyteros, vel in 
reguläres, dummodo non fuerit sequuta mors vel mutilatio, seu lethale 
vulnus aut ossium fractio; et dummodo Casus ad Forum externum 
deducti non fuerint; injunctis injungendis, et praesertim, ut parti laesae 
competenter satisfiat. Denn hier werden zunächst die aussergewöhnlich 
schweren (enormes) Beleidigungen dem Bereiche des Bischofes ganz 
entzogen; es bleiben aber noch die schweren, hinsichtlich welcher er den 
Bann nur dann lösen darf, wenn sie nicht vor das Forum externum ge¬ 
bracht wurden. Dass auch die leichten gerade so anzusehen und zu be¬ 
handeln seien, und dessfaalb die allgemein übliche Praxis verändert werden 
müsste, lässt sich aus den angeführten Worten nicht entnehmen. Dank 
den sanftern Sitten unserer Zeit, sind übrigens Vorfälle, auf welche 
der Canon seine Anwendung findet, überhaupt äusserst selten geworden. 
Dafür dass er wirklich eine Reise nach Rom veranlasst hätte, liess sich 
in neuerer Zeit kein Beispiel ausfindig machen, und es ist einleuchtend, 
dass bei so mannigfachen Entschuldigungsgründen nur ein Zusammen¬ 
treffen ausserordentlich erschwerender Umstände, etwa eine schwere Be¬ 
leidigung des eigenen Bischofs oder Pfarrers, eine solche Reise unum¬ 
gänglich erscheinen Hesse. In den meisten dieser Fälle würde aber 
regelmässig dann das Eingreifen der weltlichen Obrigkeit die Reise 
unmöglich machen, wie aus entsetzlichen Ereignissen des vergangenen 


*) Phillips a. a. 0. S. 662. 3. Aufl. 660. Fragosi 1. c. n. 52 u. 53 gibt auch die 
Litteratur genau an. 

*) Vgl. Fagnani Comment. ad c. Pervenit 17. de sent. exc. wo man auch die 
Gründe und Gegengründe erörtert, und die Literatur angegeben findet. 

*) Vgl. Facultates pro foro interno, art. 1. bei Schulte: Kirchenrecht S. 425. 
Moy’s Archiv für kaih. Kirchenrecht UI. Band. 12 
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Jahres nur zu wohl noch erinnerlich ist. Sollte mir Weiteres Ober die 
neueste Praxis bekannt werden, so denke ich es nebst einigen Bemer¬ 
kungen über den Standpunkt der staatlichen Gesetzgebungen in einem 
folgenden Hefte mitzutheilen. 


Heber das impedimentum raptus nach cano- 

nischem Rechte, 

mit besonderer Berücksichtigung der an der Minderjährigen begangenen 

Entführung. 

Eine Inauguraldissertation 

von 

Dr. Maximilian Kaiser. 

Einleitung. 

f . . 

Meine Aufgabe soll sein, das impedimentum raptus nach römischem 
und canonischem Rechte in Vergleichung mit den Bestimmungen, welche 
darüber in den germanischen Volksrechten gefunden werden können, 
mit vorherrschender Berücksichtigung des Falles nachzuweisen, in wel¬ 
chem ein unserer Zeit angehöriger Act der vereinten staatlichen und 
kirchlichen Gesetzgebung etwas ganz Neues, die bisherige Theorie in 
diesem Punkte Bedrohendes eingeführt zu haben scheint. Es ist dieses 
die Entführung, verübt an der minderjährigen Tochter, begangen mit 
ihrer Zustimmung, doch wider Wissen und Willen ihrer Eltern. 

Nachdem die Anweisung für die g* G. Oesterreichs, welche durch 
den ron Sr. apostol. Majestät dem Kaiser von Oesterreich zum Ab¬ 
schluss des Concordats bevollmächtigten Cardinal Rauscher ausgegeben 
und von Rom aus gut geheissen wurde, den vorliegenden Fall ausdrück¬ 
lich in die Kategorie der vom impedimentum raptus umfassten Fälle 
aufgenommen hat, entsteht die Frage, ob die Bestimmung wirklich den 
Charakter eines ganz particulären Gesetzes trägt, oder ob es vielmehr 
das richtige Resultat einer in diesem Punkte lange unentschieden 
schwankenden Forschung, und der consequente Abschluss einer nach 
diesem Ziele dringenden inneren Entwicklung gewesen sei. 

Ich glaube das Letztere zeigen zu können, obwohl die allgemeine An¬ 
sicht der neueren Literatur dahin geht, dass die Entführung einer Minder- 
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jährigen, wenn dieselbe nicht ein willigt, einfach zusammenfällt mit der 
Entführung einer selbständigen Person, dass dagegen, wenn die Ent¬ 
führte eingewilliget hat, dann der Entführung die Wirkung des impedi- 
mentum raptus nicht beigelegt werden könne. 1 ) 

Hieraus ergibt sich weiter, dass die allgemeine Meinung dem Civil- 
und Strafgesetze des einzelnen Landes auf die Gestaltung dieses impe- 
dimentum keinen Einfluss zugesteht. Da nun einige Civilgesetse, wie 
in Frankreich, England, Oesterreich, die Ehe des Entführers und der 
Entführten für nichtig erklären, wenn 'die Einwilligung der Eltern fehlt, 
so liegt die Collission auf der Hand, welche aufzuheben sich auch darin 
der Mühe lohnt, wenn das betreffende Rechtsinstitut in einem civilisirten 
Staate nur selber praktische Anwendung bekommen mag. 

Aber gerade auch dieses ist die Aufgabe vorliegender Abhandlung. 
Es soll gezeigt yerden, dass das canonische Recht deshalb eines eige¬ 
nen Begriffes des raptus nicht bedurfte, weil es sich ganz auf das 
recipirte römische Recht stützte, und von diesem Begriff und Anwen¬ 
dung des raptus auf eherechtliche Verhältnisse empfing, mithin Alles, 
was in dem eigentlichen Gebiete des canonischen Rechtes von Anfang 
herein Platz finden konnte. 

Vor AHem, als die Grundlage des Ganzen, sind daher die Bestim¬ 
mungen des Rechtes über das crimen raptus einer näheren Prüfung zu 
unterstellen. 


Römisches Recht. 

I. Das römische Recht bis auf Constantin kennt die Entführung 
nicht als ein spezifisches, auf die Ehe einwirkendes Verbrechen eines 
Mannes, begangen an einem Weibe, sondern nennt raptus jeden Rauh, 
der an einem Freigebornen begangen wurde ohne Unterschied des Ge¬ 
schlechtes. Verbrechen dieser Art wurden nach den Leges Julia e de 
vi bestraft, Obwohl diese selbst nach der besseren Ansicht keine Be¬ 
stimmung über den raptus enthielten,sondern nur in Folge einer 


O Devoti , Institt. I. pag. 549. Schenk/, institt. jur. eccl. $. 619. H. p. 307. seqq. 
ed 11. Stapf, pag. 137, seqq. Waller, Kirchenrecht pag. 596 §. 305. Belfert, 
Kirchenrecht III. Aofl. Prag 1846, pag. 454. Cherrier, Enchirldion jur. eccl. 
II. pag. 196. A. Müller Lexlcon sab voce „Entführung“ II. pag. 725 fg. 
Permaneder Kirchenrecht §. 390. Pachmann Kirchenrecht II. pag. 261, Knopp, 
Eherecht §. 29. Schulte, Eherecht in der deutschen Ausgabe, pag. 306. 1. f. 
des $. 34. 

*) „Hoc jure utimur,“ sagt Ulpian in fragm. 152 de R. J., „nt quidquid omnino 
per vim hat, ant in Tis pnblieae aut in privatae crimen (sc. accnsatio) 
inddai.“ 


12 * 
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seit Aogustus per responsa prudentum rechtskräftig vermittelten Ansdeh- 
nting die accosatio aas diesen Leges Juliae de vi gegen diese lind ähn¬ 
liche Verbrechen gegeben wurden. 1 ) Die Anwendung dieser accusatio 
blieb in Kraft bis auf Diokletians Zeiten; wir haben ein Kescript die¬ 
ses Kaisers, in welchem dieselbe in zwei Fällen ausdrücklich anerkannt 
wurde, deren Zusammenstellung beweist, dass man das Verbrechen für 
sich, ohne Rücksicht auf eine Ehe noch auf die dem Raube zu Grunde 
liegende Tendenz bestrafte; es ist nämlich von der Entführang der 
Braut des Filiu^ Familias und von der Entführung (gewaltsamen De- 
tention) eines freigebornen Knaben die Rede nnd in beiden so hetero¬ 
genen Fällen wird die nämliche accusatio ex lege Julia de vi ge¬ 
stattet. 2 ) Vor ihm schon hatte Antoninus Pius das nämliche bezüglich 
des Raubes an einem freigebornen Knaben bestimmt, ohne die Strafe 
selbst anzugeben, 3 ) und endlich besagt ein Fragment aus den In¬ 
stitutionen des Juristen Aelius Martianus, 4 ) welcher um die Zeit des 
Kaisers Alexander Severus lebte, dass der mit dem Tode bestraft wer¬ 
den solle, welcher eine unverheirathete oder verheirathete Person ent¬ 
führt hatte. 

Diese drei Bestimmungen. sind das einzige, was wir von der frü¬ 
heren Periode des Rechtes vor Constantin haben. Sie beweisen so viel, 
dass zunächst nur die Rücksicht auf das öffentliche Wohl, die Ruhe 
und persönliche Freiheit des römischen Bürgers der Massstab für Be- 
nrtheilung und Bestrafung dieses Verbrechens war. Denn die Leges de 
vi gehörten jenem Zeitalter (8. Jahrhundert nach Erbauung der Stadt) 
an, in welchem gewaltsame Störungen des Rechtsfriedens durch Bewaffnung 
von Dienerschaft, mit denen die Grossen sich unter einander befehdeten, 
eine Reihe von Volksschlüssen nothwendig machten, unter denen auch 
die leges Juliae de vi ihre Stelle haben. 5 ) Hätte man die Entführungen 
von Weibern oder Knaben von einer andern Seite nach dem Charakter 
von Unzuchtsverbrechen bestrafen wollen, was sie in beiden Fällen 


Siehe Wächter Abhandlungen aus dem Strafrechte I. pag. 43. Verwandt, aber 
in der gerichtlichen Verfolgung strenge vom raptus geschieden ist im röm. 
Recht der Handel mit freien Menschen; gegen dieses Verbrechen ist die accu¬ 
satio ex lege Fabia de Plagiariis gegeben, cf. I. 6 Dig. h. t. (48, 15). 

*) Fr. 3. C. 9, 12: Si oonfidis sponsam Filii tui raptam esse vel filium tuum 
inclusum: instituere solenni more legis Juliae de vi accusationem apud 
Praesidem pro'vinciae non prohiberis. 

») Fr. 6 Dig. 48, 6. 

4 ) Fr. 6 Dig. eod. 

®) Puchta Institution. I, §. 71, und von Wächter, Revision der Lehre vom Ver¬ 
brecheni der Gewalttätigkeit, neues Archiv des Criminalrechtes XUI, 1. 
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höchst wahrscheinlich waren,*) so hätte die lex Jalia de adnlteriis zur 
analogen Anwendung sich besser geeignet. 2 ) 

Allein aus diesen Stellen ergibt sich noch nicht, welche Merkmale 
zum Thatbestande der Entführung gehört haben; insbesondere nicht, 
ob es als Entführung angesehen worden sei, wenn eine freiwillig fol¬ 
gende Person mit Verletzung der Familiengewalt des Hausvaters weg¬ 
gerührt wurde. In der oben citirten 1. J. §. 2. O. 48. 6. ist nur ge¬ 
sagt, dass nicht allein der Vater das Recht habe ex lege Julia de vi 
aufzutreten, sondern jeder Fernstehende eben so gut, da die L. Julia 
(als ein Plebisscit und wegen ihres weitergreifenden Inhaltes) nicht 
durch das Merkmal der verletzten patria potestas ihre Anwendung und 
Geltendmachung bedinge. 3 ) Aus einer Bestimmung (Konstantins, ent¬ 
halten im Theod. Cod. IX, 24, soll hervorgehen, 4 ) dass mit Beziehung 
auf diesen Punkt das ältere Recht von dem durch ihn eingeführten 
verschieden gewesen sei. Das muss wohl heissen, dass früher durch 
die Einwilligung der Entführten zum Raube die strenge Anwendung der 
Gesetze, was das Ehehinderniss, die Nichtigkeit der mit der Geraubten 
abgeschlossenen Sponsalien anbetrifft, suspendirt worden sei; allein da¬ 
von steht in der Stelle kein Wort, sondern vielmehr das gerade Gegen- 
theil. Constantin beruft sich in der angezogenen Stelle auf die Ueber- 
einstimmung seines Gesetzes mit dem alten Rechte, welches den Spon- 
sionen der Hauskinder ohne Mitberathung und Einwilligung der Eltern 
jede rechtliche Wirkung versagte, 5 ) und was er an den alten Gesetzen 
schärfte, bestand in dem neuen Zusatze, dass in dem Falle der Einwil¬ 
ligung des Mädchens zur Entführung „ipsa puella potius societate cri- 
minis obligetur.“ Jene andere Erklärung beruht auf einer unrichtigen 
Interpretation der Worte secundum jus vetus; im Zusammenhänge mit 


*) v. Wächter, Abhandlungen aus dem Strafrechte, I.pag. 43. 

*j §. 4. Institt. de Publ. jud. 4, 18 . .. eadem lege Julia etlam stuprl flagitium 
punitur, quum quis sine vi vel virginem vel viduam honeste viventem stupra- 
verit. Insofern Entführung an der Ehefrau vorlag, concurrirte die 1. Julia de 
adulteriis mit der 1. Julia de vi. Vgl. Ovid. Fort. II. 13930: Tu rapis: hlo (sc. 
Augustus) castas duce se jubet esse maritas. Tu recipis luco, submovet 
Ille nefas. Citirt bei D. Gust. Haenel , Corpus legum ab imperat. rom. ante Jus- 
tinian. lat. Lips. 1857. 

*) Si pater injurlam suam precibus exoratus remiserit; tarnen extraneus sine 
quinquennii praesoriptione reum postulare potest, cum raptus crimen legis 
Juliae de adulteriis potestatem excedat. loc. cit 

4 ) Wächter cit. Abhandlung I. pag. 44 und Jakob Gothofredus in seinem Com- 
mentar zu dieser Stelle; dieselbe citirt unten sub nr. 1. S. 174. 

*) C. pr. J. de nnpt. L 10, Fr. 11. Dig. 1, 5. 6. 7. Cod. h. t 5, 4. 
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dem Vorausgehenden 1 ) muss der Schlusssatz heissen: Es soll ihm 
nach unserem Gesetze so wenig als nach dem älteren Gesetze eine 
solche formlose ungültige Sponsalienform etwas nützen. Das Neue, was 
Constantin hinzufügte, war blos die Schärfung der Strafe: das Princip 
des alten Gesetzes bezüglich der Ungültigkeit einer solchen Verbindung 
wird von ihm aus dem alten Gesetze herüber genommen; die Strafe wird 
auch auf die freiwillig dem Entführer Folgende ausgedehnt, und in §.2 
wiederholt angedroht und dieses entspricht ganz dem Standpunkte des 
Gesetzes, welches die Entführung eben schon als Unzuchtsverbrechen 
ahndet. Gleichwohl ist dieses Gesetz für die Beurtheilung des Ver¬ 
brechens des raptos von grosser Wichtigkeit; denn es ist das erste 
(gegeben 317 n. Chr.), welches den Thatbestand der Entführung in 
einer unseren Begriffen näher liegenden Auffassung formulirt. Constantin 
hat nur eine Entführung von Frauenspersonen im Auge ; auf die Qua¬ 
lität der Entführten, ob sie verheirathet sei oder nicht, kommt es ihm 
ebenso wenig an als auf die der Entführung zu Grunde liegende Ten¬ 
denz; er fasst und bestraft das Verbrechen als Unzuchtsverbrechen; 
es blieb ihm nur diese rechtliche Auffassung übrig, nachdem er den 
alten Unterschied zwischen vis publica und vis privata, und somit den 
Inhalt des crimen vis aufgehoben, und an diesen älteren Gesetzen keinen 
Anknüpfungspunkt für neue mehr hatte. Sein uns naheliegendes Gesetz 
leidet an grossen Härten. Nicht nur dass die Todesstrafe den Entführten 
und die Entführte treffen soll, sondern letztere sei sogar, wenn sie auch 
nur gezwungen folgte, mit dem Verluste der Erbfolge in das väterliche 
Vermögen zu bestrafen. 2 ) Den Wärterinnen solcher Haustöchter, wenn 
sie die Entführung begünstigt haben, soll geschmolzenes Blei in den 
Schlund gegossen werden. 3 ) Den Eltern ist nicht einmal gestattet, sich 
der richterlichen Verfolgung ihrer Kinder freiwillig zu entschlagen, wie 
es früher zulässig war (C. 5. §. 2. Dig. 48, 6), und wenn sie es 
gleichwohl thun, sind sie mit Deportation bedroht. 4 ) 

Zweifelhaft konnte bleiben, ob Constantin auch die Entführung der 
eigenen Braut mit seinem blutigen Gesetze im Auge hatte. Die Glossa- 


*) Theod. Cod. pr. C. 1. 1 IX, 24. (de raptu Virgin, et viduarum) Si quis nihil 
cum parentibus puellae ante depectus invitam eam rapuerit vel volentem ab- 
duxerit, patrocinium ex ejus responsione sperans, quam propter vitium levita- 
tis et sexus mobilitatem atque consilii a postulationibus et testiraoniis omnibus- 
que rebus judiclariis antiqui penitus arouerunt, nihil ei secundum jus vetus 
prosit puellae responsio, sed ipsa puella potius socletate crlminis obllgetur. 

*) „Bis poenam levlorem imponimus, solamque eis parentum successlonem negari 
praeolplmHs.“ §. 2. 1. clt. 

*) $. 1. 1. eit 
4 ) $. 4. 1 . dt. 
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toren sowie Jacob Gothofredas behaupten dieses mit Berufung auf jenen 
passus in seinem Gesetze, der uns weiter oben schon einmal beschäf¬ 
tiget hat, in welchem es heisst: St quis nihil cum parentibus ante de- 
pectu# invitam eam rapuerit Tel volentem abduxerit.... nihil ei secun- 
dum jus vetus prosit puellae responsio. Allein der Wortsinn dieser 
Stelle erlaubt nichts anderes wahrzunehmen, als dass Constantin einer 
Verabredung mit dem Mädchen vor der Entführung in Form von Spon- 
salien, also mit dem Versprechen der zukünftigen Ehe jede Kraft ab¬ 
sprechen wollte, die neu festgesetzte strenge Strafe zu mildern, wie 
derlei Versprechen schon naqh dem älteren Gesetze keine civilrechtliche 
Gültigkeit und Folgen hatten. 1 ) Es ist nicht unwahrscheinlich, dass 
vom Standpunkte des älteren römischen Strafrechtes der Mangel phy¬ 
sischer Gewalt hätte ein dem Entführer der freiwillig Folgenden gün¬ 
stiger Umstand sein können; denn der Römer hielt streng an dem Wort¬ 
begriff von rapere, an dem Merkmal angewandter Gewalt bei erfolglosem 
Widerstreben fest. 2 ) Constantin sagt nun, solche mit Umgehung der 
Familiengewalt der Eltern, darum nicht rechtmässig und rechtsgültig ge¬ 
schlossene Sponsalien sollen dem Entführer nicht den geringsten Vortheil 
bringen. Dass aber Constantin auch die sponsa rite desponsata in einem 
solchen Falle für todesschuldig erklären wollte, geht aus seiner ganz 
allgemeinen Bestimmung hervor, sowie daraus, dass nicht anzunehmen, 
dass die ausdrückliche Anwendung des crimen raptus auf die Entführung 
der sponsa in das spätere Justinianische Gesetz als eine neue Zutbat 
gegen dieses Constantinische Gesetz, welches sich Justinian im Allge¬ 
meinen zum Vorbild genommen hatte, gekommen sei, und dass also 
Justinian gleichsam die Susserste Strenge dieses Gesetzes noch habe 
ttbertreffen wollen. 

Diese Bestimmungen Constantins, unpraktisch durch ihren Rigorismus, 
gegenüber einer noch keineswegs den Lastern und der Zügellosigkeit 
der jüngstvergangenen Periode entrissenen Zeit, kamen theils wegen 
ihres eigenen Inhaltes, theils wegen der milderen Gesinnung späterer 
Kaiser 3 ) niemals ganz zur Anwendung; wir begegnen einem bedenk¬ 
lichen Schwanken in den Constitutionen späterer Kaiser, unter welchen 
wir nur einer Constitution von Valens, Gratian und Valentinian erwähnen, 


*) L. 7. $.1. Dig. 23, i: „In sponsalibus etiam consensus eorum exigendus est, 
quorum in unptils desiderdtur.“ 

*) Aliud autem esse rapi, aliud moverl, palam est. Siquidem allquld amoveri 
etiam sine vi possit, rapi autem sine vi non potest. VgL auch $• 4, J. de 
publ. jud. 4, 18. 

*) V. Amm. Maroelllnus 16, 5. 
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in welchen fflr dieses Verbrechen Straflosigkeit nach fünfjähriger Prä¬ 
scription aasgesprochen war. 1 ) 

Wohl veranlasst durch die Inconseqaenz in Anwendung und Bestim¬ 
mung der Strafmittel gegen dieses Verbrechen gab Justinian eine neue 
umfassende Verordnung, in welcher er sich zu dem das Constantinische 
Gesetz beherrschenden Principe bekennt, 2 ) ohne alle jene grausamen 
Strafmittel zu Hülfe zu nehmen. Die Todesstrafe 3 ) blieb die gesetz¬ 
liche Reaction gegen den Entführer, und wenn er im Complotte die 
Entführung verübt hatte, auch gegen seine Mitschuldigen; dagegen wurde 
die Strafe nicht mehr wie im Constantinischen Gesetze auf die Entführte 
ausgedehnt. 

Ferner wird hier das crimen raptus ausdrücklich auf alle Fälle der 
Entführung, begangen an Frauenspersonen, ausgedehnt, virgines 4 ), in- 
genuae, viduac, quaelibet feminae; auch die Entführung einer Ehefrau 
oder einer gottgeweihten Jungfrau wird unter das Gesetz ausdrücklich 
subsumirt. 

Aus dem Constantinischen Gesetze wiederholt wird die Bestimmung 
gegen die Eltern, dass sie mit Deportation bestraft werden sollen, wenn 
sie die Entführung irgendwie begünstigt haben. 

Eine in diesem Gesetze zuerst hervortretende Bestimmung, welche 
bis auf die neueste Zeit sich in particulären Gesetzen erhalten hat 5 ), 
ist, dass die geraubte Frauensperson von ehrbarem Lebenswandel sein 
müsse (In pr. 1. c. Raptores virginum honestarum). Dieser in Verbin- 


*) L. 3. Cod. Theod. IX, 24. Ein neuer Beweis von der Verschiedenheit des 
gesetzlichen Standpunktes im älteren und neueren römischen Rechte. Dort 
war die fünfjährige praescr. zugelassen bei der 1. Julia de adult., weil diese 
einen vorwiegend correotorischen, die Sittlichkeit befördernden Zweck hatte, 
dagegen war sie ausgeschlossen bei den leges de vl, unter welche das crimen 
raptus fiel, weil diese vom Standpunkte des öffentlichen Rechtes gegeben 
waren, und ihre Verletzung eine Verletzung des populus Romanus war. [Cf. 
1. 5. $. 2. Dig. 48, 6.] Siehe dasselbe 1. un. Cod. IX, 13. 

*) Secundum antiquae Constantinianae legis defipitionem. Ausdrücklich aufge¬ 
hoben wurden leges Juliae de vi und der übrigen Kaiser. 

*) Wahrscheinlich die zuletzt von Constantius festgesetzte Schwertstrafe. Siehe 
c. 2. Cod. Theod. IX, 24: „Tantummodo capitalem poenam constituimus; nur 
gegen Sklaven sollte strenger mit Feuertod verfahren werden: „Perurendi 
snbjicientur ignibus.“ 

4 ) Virgines hier im Gegensätze zu den Folgenden mit der Bedeutung: filiae 
familias innuptae. 

5 ) II faut que la fille qui est seduite soit ou passe dans le monde pour une fille 
d’honneur. Confer, ecclesiast. de Paris sur le mariage t. II. livr. V, 2, 57. 
Aber auch im gemeinen deutschen Rechte: Carolina art 118. 
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dang mit anderen Ans drucken *), welche Justinian in seinem Gesetze 
gebraucht, berechtigen zu sagen, dass sein Gesichtspunkt noch wesentlich 
die Ahndang des auf die weibliche Tugend gerichteten Attentates, des 
Unsuchtverbrechens, daher derselbe wie Constantin’s war. 

Eine Streitfrage, die schon bei dem Coustantinisohen Gesetze be¬ 
rührt worden ist, taucht auch hier wieder auf, ob nämlich die Entfüh¬ 
rung an der eigenen Braut möglich sei. Wächter 2 ) verneint im All¬ 
gemeinen die Frage; lässt es schliesslich im Zweifel, ob es nach Justi- 
nian’s Sinne crimen raptus sein soll, wenn die noch unter väterlicher 
Gewalt stehende mit dem Willen des Vaters verlobte Braut freiwillig, 
jedoch gegen des Vaters Willen folgte. Ich entscheide mich dafür, dass 
auch der Raub der eigenen Braut hieher gerechnet werden mUsse, und 
»war aus folgenden Gründen: 

1. Justinian erklärt ungefähr in der Mitte , seiner Constitution mh 
ausdrücklichen Worten, dass nie und nimmermehr die Ehe zwischen 
dem raptor und der rapta zu Stande kommen dürfe; und zwar könne 
weder die Geraubte sich den Entführer zum Manne wählen, noch die 
Eltern ihm die Tochter geben. Hier wird also unter alben Umständen 
und ganz allgemein selbst den Eltern die Erlaubniss zu solcher Ehe ab¬ 
gesprochen. Man kann dagegen nicht geltend machen, dass hier keine 
gewaltsame Entführung in Mitte liege; denn Justinian geht über das 
Merkmal der Gewalt hinaus, und nennt ausdrücklich odiosae artcs *) 
als hinreichende Vorbereitungsmittel des wahren raptus. 

2. Auch der Grund, aus welchem die Strafe der Unfähigkeit zur 
intendirten Ehe den raptor, in dem besprochenen Falle auch die rapta 
treffen soll, spricht ganz dafür, dass Justinian die gegen den Willen 
der Eltern zur Entführung bereite, ordentlich verlobte Braut nicht aus- 


*) ..[hoc crimen] ad ipsius omnipotentis Dei irreverentiam coramittitur... nulli 
mulieri sive volenti sive nolenti peccandi locus relinquetur. 

*) Abhandlung aus dem Strafrechte I. pag. 60—63. 

*) Justinian hat für jeden Fall der Einwilligung des Weibes in die Entführung 
die strafbare Anwendung solcher Verführungskünste präsumirt. „Nisi etenim 
eam sollicitaverit, nisi odiosis artibus circumvenerit, non faciet eam veile in 
tantum dedeous sese prodere.“ §. 2. I. oit. Cf. Conferences eccl. tom. II. 
pag. 381: „Enfin, une fille n’ a pu se ddterminer ä faire un pas si deshono- 
rable ä sa famille, et qui lui fait tant de tort dans Je monde, sans y avoir 
6t6 coiyune forcde par les caresses et les promesses d’ un homme „odiosis 
artibus.“ Von diesem ethischen Standpunkte aus hat im Geiste des Justinian 
die französische Gesetzgebung den Begriff des rapt de sdduetion entwickelt) 
er hat aber keine praktische Besonderheit erlangt, weil er immer mit dem 
raptus in parentes zusammenfallt, nur auf die Minderjährige angewendet 
wird. Juristisch wäre er wenig haltbar; denn ein rechtlich zureichender 
Wille ist eben doch vorhanden. 
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genommen haben wollte. Denn dieser Grand lantet: Es soll ihnen 
keine Ehe desshalb gestattet werden, Weil sie dieselbe aaf eine dem 
Staatswohl nachtheilige and gefährliche Art und Weise, hostili tnore, 
herbeiführen wollten. Das ärgerliche Beispiel, eine schrankenlose, dem 
Polizeistaat Justinian’s völlig unerträgliche Eigenmächtigkeit liegt aber 
in dem Entführen der eigenen Braut ebenso gut als wie in jedem an¬ 
deren qualificirten Falle des raptus. Diesen adminiculirt ferner der 
Umstand, dass Justinian uno tenore hier die Ehe inter raptorem et 
raptam verbietet, und die volle Strenge des alten Rechtes bezüglich der 
Yereheliehung von Haustöchtern wiederholt (cui parentes voluerint). 
Man darf nicht vergessen, dass der Einfluss der väterlichen Gewalt auf 
die Ehen der Kinder entscheidender, besonders qualifieirt war, wenn es 
sich um die Verehelichung einer Tochter, nicht so, wenb es sich am 
die Verehelichung eines Sohneg handelte. 1 ) Die eine wie der andere 
konnten keine gültige Ehe sch Hessen ohne den Willen des Vaters; aber 
dem filiua familias war ein wirksames und unbeschränktes Widerspruchs¬ 
recht gegen die vom Vater intendirte Ehe eingeräumt; der Tochter nur 
ein sehr beschränktes; bei ihr wurde immer, einen einzigen Fall ausge¬ 
nommen, volle Uebereinstimmung mit dem Willen des Vaters gesetzlich 
vermuthet. Wie konnte nun Justinian, welcher das volle freie Ver- 
fügungsrecht der Eltern über ihre Töchter anerkennt, und welcher ganz 
allgemein auf ihre Anklage hin die Strafen und übrigen gesetzlichen 
Folgen des raptus eintreten lassen will, diesen Fall ausgenommen wissen 
wollen? Es bleibt nichts übrig, als zu sagen, dass jeder äussere Act 
der Entführung von Justinian' als crimen raptus bestraft werden sollte. 

Wie verhielten sich nun diesen kaiserlichen Gesetzen gegenüber die 
Canonen der Kirche? Hierauf ist zu erwiedern: 

I. Nirgends ist eine Bewilligung der blutigen Härte, mit welcher 
dieses Vergehen von der weltlichen Gewalt verfolgt wurde. Die Kirche 
war aber den Kaisern, unmittelbar nach Constantia, gegenüber nicht 
immer in der Lage, jede Spur heidnischer Grausamkeit aus der Gesetz¬ 
gebung auszutilgen. Daraus mag es sich erklären, wie jene harten Be¬ 
stimmungen Constantin’s und selbst Justinian’s, so lange Zeit unüber¬ 
wunden von der Kirche blieben. 2 ) 


*) L. 11, 12. Dig. 23, 1 (de spons.) „Sponsalia sient nnptiae oonsensn contra- 
hentium filmt, et ideo sient uuptiis Ita sponsalibus filiam familias consentire 
oportet. Sed quae patris voluntatl non repugnat, consentire intelligitnr. Tune 
antem solum dissentiendi a patre llcentia fiJiae conceditur, si indignum mo- 
ribns vel turpem sponsum ei pater eJigat.“ Dagegen 1. 13. eod. ganz allge¬ 
mein von den Söhnen: „Filio familias dissentiente sponsalia nomine ejus fieri 
non possunt.“ 

*) (Ans Cono. Milevit c. 26.) Bezüglich der Entführer von Nonnen: Nos vero, 
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II. Die Bestrafung des raptus war an and für sieb wenig für die 
Behandlung durch kirchliches Gesetz geeignet. - Handelte es sich um ein 
civilrechtliches Verbot der zukünftigen Ehe, so war die Kirche in den 
ersten Jahrhunderten n. Chr. unter dem Drucke der Verfolgungen und 
bei der Strenge der ihre Bekenner beherrschenden Anschauungen sehr 
geneigt, sich solchem Verbote unbedingt anzuschliessen, da jedes Zu¬ 
standekommen der beabsichtigten Ehe nichts Nothwendiges war, auf keinem 
moralisch zwingenden Grunde beruhte, und nicht einmal den vollkomm- 
neren, irdischen Zustand des Christen herbeiführte. Was das kirchliche 
Gesetz im Laufe der Zeit nothwendig in seinen Bereich ziehen musste, 
war offenbar diese Frage nach der Gültigkeit der geschlossenen Ehe, und 
nach der Zalässigkeit der künftigen Ehe inter raptorem et raptam, und 
wir sehen allerdings in diesem Punkte einen völligen bis in spätere 
Jahrhunderte hinabreichenden Anschluss der Kirche an das Staatsgesetz. 4 ) 
Denn wie in allen anderen Punkten, so konnte auch in diesem die Kirche 
ihre Grundsätze nur allmälig und unter beständiger Rücksichtsnahme auf 
das herrschende Civilrecht zur Geltung bringen. Sie konnte nur ver¬ 
bieten, was heidnisch war, gedulden, was ihrer Verfassung nicht zu¬ 
wider war, bestätigen, was auf dem Gebiete des bürgerlichen Lebens 
die Erfüllung ihrer höheren Mission fördern konnte. 

Zu einer solchen Bestätigung waren die bestehenden blutigen Ge¬ 
setze über den raptus gewiss nicht geeignet; ein solche hat die Kirche 
auch niemals gegeben; sie hat überhaupt in der ersten Zeit um diesen 
Punkt sich wenig gekümmert; einem Canon, dem 66. unter den soge¬ 
nannten apostolischen, ist ein so grosser Werth schon desshalb nicht 
beizulegen, weil eine andere Cebersetzung, die gewiss richtiger ist, als 
die v. Moy gewählte, ihn ausser Zusammenhang mit dem raptus setzt 


quos lex perlt» 1 jubet, sl capinnt audire praeconem, volumns, ut eonvertantur 
ad vitam; »am perimendi sunt orls giadio et a communione prlvandl. 

*) So z. B. Cono. Turon. II. (a. 567) c. 20. (es Ist von Entführern die Rede); 
Nos vero hoc sequentes, quod vel apostolns Paulus vel papa Innocentlus sta- 
tuit, in canonibus nostris statuamus observandum, ut nullus sacratam Deo 

Yirglnem. rapere praesumat, quia etiam lex Romana constituit, ut.... 

(Codex Theod. de raptu vel matr. lib. I, 2.) 

*) Can. ap. 60. Hardouin Conoi). T. I. p. d5; *Ei tig TtaQd'tvov dßvr'jOTEVzOv 
/ ßiaaaßsvog iXei, dq>OQit,£G&ü). ßi) llgeivai dfj avzoi tzeQav laß- 
ßavsiv, all' bteivTjv, rjv f^eziaazo, xdv nsviXga zvyXavrj. — 
v. Moy (Gesch. d. isr. Eherechts II, §. 5, p. 59) findet hierin Bestimmungen 
gegen die gewaltsamen Entführungen. Allein wenn man die Stelle sich näher 
ansieht, so ist der Eindruck nicht abzuwehren, dass von der Entführung nicht 
ein Wort in derselben enthalten ist; es ist vielmehr nur von der Nothzucht 
die Rede und es lässt sich auch nicht indirecte hieraus auf gewaltsame Ent- 
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and Basilius besangt (in seinem Briefe ad Amphilochium c. 30.) aus¬ 
drücklich: liegt twv dqna^ovtwv xavova gev naXaiov ovx eXogev ; 
er selbst setst eine Kirchenbasse von drei Jahren and weiter nichts 
gegen den raptor fest. Er lässt nicht undeutlich die ausschliessliche 
Competens des Staates in diesen Händeln mit den Worten sU: werte 
twv Xqrjgdtov f t gXv ov cpQOvztazfov. Derselbe Kirchenvater bekundet 
aber die Anschauung der Kirche seiner Zeit über den raptus, wenn er 
verordnet, diejenigen, welche verlobte Jangfrauen geraubt hatten, sollten 
nicht eher sar Busse gelassen Werden, als nachdem die Geraubte ihrem 
Bräutigam zurück gestellt worden sei, damit letzterer sich entscheide, ob 
er sie noch nehmen wolle, oder nicht. Dieses ist fast gleichlautend 
mit dem 11. Canon des Conc. Ancyranum 1 ), welches einige Jahrsehnte 
früher 314 (Basilius geb. 329) gehalten worden ist. Hier wird das 
Recht des dritten gewahrt, wie in späteren Kirchengesetsen. 

Wichtig aber für den speciellen Zweck unserer Abhandlung, welcher 
die Beurtheilung des Raubes an der Minderjährigen ist, erscheint der 
nun folgende Ausspruch des Basilius als das erste reine, von staais- 
gesetzlicher Beimischung freie Zeugniss über die Anerkennung der ab¬ 
soluten väterlichen Gewalt über die Ehen ihrer Kinder im Falle der 
Entführung: „Wenn Einer eine Ledige entführt habe, so solle sie von 
ihm getrennt und denjenigen zur Verfügung gestellt werden, welche 
Gewalt über sie haben. Wollen diese dann sie dem Raptor übergeben, 
so soll die Ehe stattfinden; gezwungen aber sollen sie nicht werden.“ 2 ) 


führungen ein Schluss machen, weil stuprnm und raptus ln dem römischen 
Recht nicht confundirt worden sind. Die Stelle heisst wörtlich übersetzt: 
Wenn Einer eine unverlobte (/ uvrjozevijeiv tivi tlva, einem ein Mädchen 
verloben) genothzüchtigt hat, so soll er von der Kirchengemeinschaft ausge¬ 
schlossen werden; es soll ihm aber nicht erlaubt sein, eine andere zur Frau 
zu nehmen, sondern jene, welche er sieh vorher (zu seinem unerlaubten Ge¬ 
nüsse) ausersehen hat.“ So bezieht sich dieser Canon nicht auf den raptus, 
sondern auf das einfache stuprum, und es lässt sich jetzt besser begreifen, 
wie Basilius sagen Konnte: die raptores betreffend haben wir keinen alten 
Canon. 

*) Conc. Ancyr. can. XI.: „Tag gvrjozevUeioag xoqag xai gezd tavtavn y 
dXXwvaqnayeiaag %dolgev änodidoaSai tolg nqogvTjatevaagivoig 
el xai ßtav VTZ avtwv nad'Oiev .“ (Concubitus non facit nuptias.) 

*) Tovg aqnayfjg eXovtag yvvaXxag el gev äXXotg nqogegrjgatev- 
givag liev d^prjQrjgevoi, ov nqoteqov Xqrj naqadeXea&ai, nglv rj 
äepeXeod'ai avtwv xai in ilgovola twv !§ äqXfjg neg.vfjatevg.ivwv 
noifjaat, eite ßovXoivto XaßeXv avtag, el'te änoazfjvai ... «. 22* 
ejusd. Basll. 
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Hier ist ganz allgemein die Entscheidung, ob die betreffende Ehe 
stattfinden soll oder nicht, in den Willen des rechtlichen Gewalthabers 
gelegt. Eine Modification gegenüber dem strengen römischen Rechte 
finden wir in den letzten Worten. Ein Zwang zur Ehe soll überhaupt 
nicht stattfinden; das christliche Princip über Freiheit der Ehe war 
schon in so weit zum Bewusstsein gekommen, dass die oben angeführte 
gesetzliche Vermuthung für den Consens der Haustochter nicht mehr 
festgehalten werden konnte. *) 

Diesen singulären Fall bei der Haustochter ausgenommen, be¬ 
schränkte sich das kirchliche Gesetz zunächst darauf, das Unrecht der 
Gewaltthat am raptor zu bestrafen, der Ehe selbst sollte kein Hindere 
niss in den Weg gesetzt werden, und nicht ein Abgehen von dieser 
Disciplin, sondern nur eine Steigerung des ayoqtgfiog oder der tempo¬ 
rären Excommunication zum Anathem, d. h. zu der lebenslänglichen 2 ), 
enthielt das Concilium von Chalcedon 3 ), und mit Unrecht hat aus der 
geschärften Strafe ein späteres Provinzial-Concil das absolute Eheverbot 
gefolgert. 4 ) Diese Bestimmung des Concil von Chalcedon hat das 
Conc. Trullanum (a. 692) einfach erneuert. 5 ) 

Die Kirche beschränkte sich daher ihre Strafen, die Excommuni¬ 
cation , bald in schärferer, bald in gelinderer Form auszusprechen, und 
nirgends finden wir ein absolutes Verbot der Ehe, ja später sehen wir 
sogar die Ehe mit der Entführten zur Pflicht gemacht. (Gregor der 
Grosse, Ende VI. Jahrhd. epist. 40.) 6 ) Daher hatte sich auch eine 
nicht undeutliche Anklage gegen die Milde der Kirche von Seite der 
weltlichen Gewalt erhoben in Nov. Leon. 35 princ., auf welche zuerst 
Schulte in seinem Eherechte p. 301 aafinerksam gemacht hat. 

Ehe wir nun zu dem canonischen Rechtsbuche selbst übergehen, 
müssen wir noch einen Blick auf die germanischen Rechtsanschauungen 
werfen, weil dieselben, wie sich sogleich ergeben wird, nicht ohne 
Einfluss auf das canonische Recht geblieben sind. 


*) Oben p. 178 Note *). 

*) Siehe darüber v. Moy Gesch. d. Eherechts p. 153, nr. 288 not., and vergl. 
das oben mitgetheilte c. 38 Bas. im Briefe ad Amphiloch, und can. ap. 66. ’ 

*) Conc. Chalced. c. X£VI: Tovg aqnaCflvzag yivatxccg xai Iti ovo/xatt 
avvotxeoiov rj ovfiTtqavtovtag rj ovvcavovvtag. 

4 ) C. 4. c. XXXVI qn. 2. 

s ) Conc. Quinis. c. 92: Tovg aqnciQovtttg .... üqioev rj ayta ovvodog, 
el y.iv xXrjqixoi el'ev exnlitteiv tov olxeiov ßccbfiov, ei di Xcdxoi, 
ävcc9-eficczi£,sa&ca. 

6 ) Siehe Knopp Ehereoht p. 417. 
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Germanisehe Reeh tagrun da ätz e Aber die Entführung. 

Wir bemerken folgende eigenthümliche Züge in der Auffassung der 
germanischen Gesetze über die Entführung. 

I. Dieselbe musste beurtheilt -werden nach der Verletzung jenes 
gesetzlichen Erfordernisses einer echten Ehe, welches in dem Institute 
des Frauenkaufes seinen Ausdruck findet. Eine rechtmässige Verbindung 
von zwei freien Personen konnte bei den Germanen nur durch einen 
Vertrag (Kaup) zwischen beiden Familien zu Stande kommen und die 
Familie des Weibes erschien hier mehr als gewährender Theil; von 
der Frauen Seite wurden daher auch in der Regel die Bedingungen fest- 
gesetzt. Das Weib bedurfte hiebei nicht blos der Berathung, sondern 
auch der Einwilligung ihrer Verwandten; das Verlöbniss war eine 
Familienangelegenheit. 1 ) 

Hiernach ergab sich die Entführung im Allgemeinen als eine Ver¬ 
letzung der Mundschaft, die mit Friedlosigkeit (so im gothländischen 
Gesetze Gutalagh XXIV., §. 7) od. mit Wehrgeld (so im bay. und 
burgundischen Rechtsbuche XU, 1) bestraft und gesühnt wurde, ohne 
dass die eheliche Genossenschaft als solche irritirt worden wäre; nur 
galt dieselbe als ein blos erlaubtes Verhältnis, und unterschied sich von 
der ordentlich vorbereiteten „Ehe“ besonders dadurch, dass die Fra# 
keinen weiteren Anspruch auf die Hülfe und Berathung ihrer Verwandten 
hatte. (Ostgoth. Gesetz IV, p. ,910 

U. Die ältesten germanischen Gesetze unterscheiden strenge 2 ) 
zwischen Frauenraub und Entführung; ersterer ist die gewaltsame, 
letztere die Wegführung des einwilligenden Weibes, immer zum Zwecke 


’) Vgl. hierüber Wilda Strafrecht der Germanen, p. 800. Sehr gewagt erscheint 
was ein neuerer französischer Schriftsteller behauptet, dass dieser Frauenkauf 
vom Anfang her ein Palliativ gegen den Raub gewesen sei. Hu c. 31 der 
anglosächsisch. legg. Inae. („Si quis feminam mercetur, det pecuniam“) sagt 
er: Cet usage quelque barbare qu’ il nous paraisse, dtalt un premier moyen 
de regulariser l’union conjugale; il dtait preferable au rapt si frdquent ohez 
les peüples barbares.“ D’Espinay, l’influence du di^oit canonique snr Ia 
legislation frane. 1856 sect. II, §. 1. Der Frauenkauf beruhte auf der Mund¬ 
schaft, welche an den Mann übergehen sollte, und war mehr Symbol als 
eigentliches pretium dieser Gewalt Siehe Wilda loc. cit. 

*) So streng geschieden erscheinen beide Begriffe in der Gragans (Codex jnr. 
Ialandor. antiquissimus qui nominatur Gragas, Hafniae 1829 c. 38—42, I. 
p. 353 — 356.) Hier war beiden zusammen die Weihe bis zum nächsten All¬ 
thing gemeinsam. (Grag. Vagsl. c. 13. n. p. 17); dem Frauenraub ist elgen- 
thümlich die Ausdehnung der Strafe auf die Folgsohaft — Eben so genau 
wird unterschieden ln der unten citlrten L, Saxon. X, 51 sqq. 
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der Ehe; ausserdem fällt die Handlang unter den Begriff des ausser» 
ehelichen Beilagen oder der Nothzucht. 

BI. Die Entführung hatte für das Weib grössere Nachtheile als der 
Frauenraub, während sich bei dem einen und andern Verbrechen die 
Schuld des Mannes gleich verhielt; dieser hatte sich eines Friedens¬ 
bruches schuldig gemacht, er musste daher Composition an den Mund¬ 
walt der Geraubten zahlen. Diese aber, wenn sie sich entführen liess, 
gelangte zu keiner echten Ehe mit dem Entführer, sie wurde ein 
Gnadenweib ihren Freunden gegenüber, von deren gutem Willen es ab¬ 
hing, ob sie ihr verzeihen und ihr eine Ausstattung aus dem Familien¬ 
gute geben wollten *); ein Gnadenweib auch dem Manne gegenüber, 
sie batte sich ihm auf Gnade ergeben, sie war nicht rechtmässig ge¬ 
kauft, und darum hing es von des Mannes Willen ab, welche Vortheile 
in der Ehe er ihr einriumen wollte. 2 ) 

IV. Die Zurückgabe der Entführten wird nicht immer ausdrücklich 3 ) 
gefordert, so nirgends in den scandinavischen Gesetzen; es wird der 
Preis des Ehekaufes und für den Friedensbruch ein doppeltes Wehrgeld 
geleistet. Doch ist ein Unterschied zwischen Frauenraub und Entführung 
darin, dass es bei ersterem darauf ankommt, ob die Geraubte später 
einwilligt 4 ); wenn nicht, so kommt ein weiterer Grundsatz des ger¬ 
manischen Rechtes in Betracht, dass es immer dem Mundwalt freistand, 
die Entführte zur Ehe zu zwingen. 5 ) Wer die Braut eines dritten 
geraubt hat, zahlt das doppelte Wehrgeld, welches zwischen dem Vater 
des Mädchens und dem Bräutigam gleichheitlich getheilt wird. 6 ) 

V. Eine bedeutende Verschiedenheit von römisch - canonischem 
Recht zeigt sich in germanischen Gesetzen bei der Entführung einer 
fremden Braut. Während dort der sponsus die Wahl hat, ob er die 
Entführte noch* will oder nicht, und jedenfalls wegen des vorausgegangenen 
Verbrechens der Entführer keinen Ansprach erwirbt: so gilt hier gleieh- 


*) Wästmannalagh Aersp. c. XVI; Jfit. L. 1, 8. 

■*) Lex Lnttprandi (longobard. 6.) c. 114. 

*) L. Angl. X, 5- 1: Qui liberam ferninam rapuerit, reddat eam cum solid. 200 
et. quidquid cum ea tulerit, restituat addens ad unamquamque rem sol. 10 
(Letzteres wegen eod. XII: Quidquid homo altert fecerlt, quod injAstnm factum 
dlcatur, 10 solidis componat aut cum qninque juret) 

4 ) L. Saxon. VI, $. 1. Uxorem ducturus 300 solid, det parentibus ejus. §. 2. Si 
0 autem sine voluntate parentum puella tarnen consentiente dscta fuerit, bis 300 
solid, parentibus ejus componat. §. 3. Si vero nee parentes neo puella con- 
sensernnt, id est si vi rapta est, parentibus ejqs 300 solid, puellae 240 com- 
• ponat, eamque parentibus restituat. Bier Wehrgeld, Busse, $. 2: Wehrgeld, 
Frauenkauf 
•j L. Saxon. X, $. 1. 

®) L. Roth. c. 190 nicht ohne Beschränkung. 
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sam ein Rächt des Stärkeren, dessen Recht (mundium Ehe) onanstreitbar 
wird, sobald er dem Mundwalt Kaufpreis und Composition bezahlt hat. 
Natürlich, nach deutschem Recht hat der Sponsus nur eine Hoffnung, 
noch gar kein Recht auf die Braut; mtervenirt ihm ein anderer freier 
Mann, so bleibt dieser blos den Verwandten, welche das Mundium noch 
haben, zur Sühne verpflichtet. Nirgends ist dieses so deutlich gezeigt, 
als im Longobarden-Recht, wo für den Raub der Jungfrau oder Witwe, 
wie für die Entführung der (freiwillig folgenden) fremden Braut ganz 
dieselben Buss-Quantitäten bestimmt sind. *) 

Aus dem Ganzen geht hervor, dass nach dem deutschen Recht von 
keinem perpetuellen Ehehindernisse die Rede sein kann, wohl aber der 
raptus nur gesühnt werden kann durch Erwerb der manus (des Mun¬ 
dium), welche etwa noch ein Anderer über die Entführte hatte; ebenso 
dass der Standpunkt des deutschen Rechtes von Anfang her ein com» 
binirter war, indem die Entführung auch als Friedensbruch gestraft wurde. 

Im westgothischen Gesetzbuche (DI, 3) und ebenso bei Gratian 2 ) 
zeigt sich uns eine Vermischung deutscher und römisch-kirchlicher An¬ 
schauungen; er versteht unter raptus Frauenraub und Entführung; auch 
nimmt er aus dem Concil von Orleans Bestimmungen auf, welche Frei¬ 
heitstrafe über den Entführer verhängen, aber den Loskauf von der 
Strafe gestatten. 

Die nämliche Combination von deutschen und römischen Rechts¬ 
grundsätzen, jedoch mit stetiger Progression der letzteren ist im frän¬ 
kischen Reiche in den Capitularien der fränkischen Könige bemerkbar. 
Vom Anfang herein wurde die genaue Unterscheidung von Frauenraub 
und Entführung hier ferne gehalten, dagegen aller Nachdruck, wie Ju- 
stinian das Vorbild dieser Gesetzgeber in diesem Punkte schon gethan, 
auf die Einwilligung der Eltern gelegt, beziehungsweise die Nichtigkeit 
der Ehe inter raptorem et raptam aus dem Mangel des elterlichen Con- 
senses bei der in Gewalt befindlichen Tochter herausconstruirt. *) 


*) L. Rothar, c. 188: Si puella libera aut vidua sine votuntate ad maritam am- 
bulaverit, liberum tarnen, tune maritus qui eam acceperlt, componat pro ana- 
grlp (aussereheliches Beilager) sol. 20 et propter faldam. (Wilda erklärt propter 
invidiam, wegen des ln der Entführung liegenden Unrechtes) alios 20. 

L. Rotbarls c. 190: Sl quis puellam ant vldnam alter! desponsatam, illa 
tarnen consentiente , tulerit ad uxorem, componat parentlbus mulleris id est 
patrl aut fratrl ejus vel ad quem mundium perttnuerlt pro anagrip sol. 2% et 
propter faldam allos 20 et mundium ejus qualiter s leterit, faciat. 

*) c. 1. Dec. Grat. C. XXXVI. qu. 1. u. c. 3. cod. Leg. Wislgoth. III. 3. wird Lei¬ 
besstrafe von 200 Hieben, Verstossung in die'Sklaverei, Verlust des halben Ver¬ 
mögens gegen den raptor verfügt. Niemals soll er die Geraubte heirathen kön¬ 
nen; hier wieder das Hereinragen des neuern römischen Rechtes. 

*) Siehe das sogleich citirte Capltulore von 797, und Conc. Toronto. II. 
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Schon die Aufnahme dieses Vergehens, welches in den alten Volks¬ 
rechten schon vorgesehen war, in den Tenor der königlichen Gesetze, 
ihre Verteilung unter den Königsbann zeigte an, dass ein neues Rechts¬ 
system für die Beurtheilung des raptus aufgestellt werden sollte, neue 
Strafgesetze, wie sie durch vorwiegend römischrechtliohe Begriffe zu¬ 
sammen mit dem veränderten Rechtsbedürfnisse eines grossen monarchi¬ 
schen Staates vermittelt werden sollten. 1 ) 

Der raptus wurde^ jetzt angesehen als eine Störung des Gemein¬ 
friedens, das Verbot der Ehe inter raptörem et raptam galt in perpe- 
tuum; und diese Gesetze bilden auch heutzutage die Grundlage der 
französischen Gesetzgebung in diesem Punkte, wie sich am Schlüsse 
der vorliegenden Abhandlung zeigen wird. 


Cnmdaltse und Anschauung des Beeretum firatlanl 

über den raptus. 

I. Gratian sieht den äusseren Charakter des raptus nur in einer 
physischen Uebergewalt, Vergewaltigung. 

Seine Betrachtung lehnt sich an folgenden Fall. Ein junger Mann 
lockt wider Wissen und Willen ihres Vaters ein Mädchen in sein Haus 
zu einem Gastmahle, nach dessen Beendigung er ihr Gewalt anthut. 
Später geben die Eltern des Mädchens ihre Zustimmung zur ehelichen 
Verbindung mit dem Verführer; sie wird von demselben dotirt und 
als Eheweib gehalten. 

Die beiden Fragen, welche den Inhalt der beiden quaest. der Causa 
XXXVI. bilden, sind: 

1. ob hier ein wirklicher raptas vorliege; 


(a. 567) Domini glorlosae memorlae Chlldebertus et Clotarias reges con- 
stitatlonem .... serva(verunt), quam nunc dominus Charibertus rex successor 
eorum roboravit, ut nullus ullam pueilam absque parentum voluntate trahere 
aut diripere praesumat. 

*) Ein Capltulare von 707 (Pertz Monum. germ.) zählt unter acht Bannfällen, in 
welchen ein besonderes Schutzrecht des Königs verletzt war, ad nr. 5: Qui 
raptum faoit, hoc est qui Ingenuam femlnam trahit contra parentum vo- 
luntatem. 

Cap. Lib. VII c. 395: Plaoult, ut qui rapiunl feminas vel furantur aut se- 
duount, ut eas nullatenus habeant uxores, quamvis etc. Si quis autem uxorem 
habere voluerit, canonice et legaliter ean» acciplat et non rapiat. Qui vero eam 

rapuerit.nunquam eam uxorem habest, sed proplnquis suis eam te- 

Uoy’s Archiv für kath. Kirchenrecht. III. Band. 13 
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2. ob die Ehe gültig sei, and ob zu deren Gültigkeit der väterliche 
Consens genüge. 

Die erste Frage wird bejahend entschieden. Sehen wir aber nach 
dem bestimmenden Grunde, so liegt derselbe allein in der angewandten 
physischen Gewalt. Diese hatte ihre Erfüllung in dem verbrecherischen 
Acte des stuprum. Hic raptum admisit, quia florem virginitatis puellae 
renitenti violenter eripuit. *) Zu diesem Resultate gelangt Gratian nur 
durch ein sehr verwickeltes und künstliches Verfahren, dessen er nicht 
bedurft hätte, wenn er sich hätte entschliessen können, Uber den engeren 
Begriff einer physischen Gewalt hinauszugehen. Eine solche konnte in 
den Vorbereitungen des stuprum noch nicht wahrgenommen werden; es 
lag nur List und Verführung, aber keine eigentliche Entführung vor, 
und nur diese hatte das kirchliche Gesetz vorgesehen, welches in c. 2. 
I. cit. ausgesprochen ist. 2 ) Daher stellt Gratian einen andern Begriff von 
raptus auf, in welchem auf das Merkmal der abdactio keine Rücksicht 
genommen, und raptus mit stuprum identificirt wird. Raptus quoque 
illicitus coitus a corrumpendo est dictus; unde qui rapta potitur stu- 
pro fruitur. 3 ) Von diesem Begriffe aus gelangt Gratian durch Her¬ 
beiziehung der römisch rechtlichen rapina dahin, auch denjenigen als 
raptor zu bezeichnen, welcher sich der gewaltsamen Dekoration eines 
Mädchens schuldig gemacht hat, und demgemäss den vorliegenden Fall da¬ 
hin zu entscheiden, dass hier wirklich raptus begangen worden sei. 

Wie unhaltbar diese Deduction sei, zeigt Gratian selbst am besten, 
indem er uns die gewöhnliche unbestrittene Auffassung des raptus in 
den Worten mittheilt: „Raptus admittitar, cum puella violenter e domo 
patris abducitur, ut corrupta in uxorem habeatur; eine Auffassung, 
welche ihm unmöglich im gegebenen Falle zu helfen vermochte, wenn 
das vorgesezte Ziel seiner Untersuchung, das vollendete Verbrechen des 
raptus festzuhalten, erreicht werden sollte. Daher behält er nur jenes 
bei, was ihm das allein wesentliche Merkmal des raptus zu sein scheint, 


gibus reddat et in triplnm plenum bannum dominicum componat et insnper 
canonice publicam poenitentiam gerat. Ferner 

Conc. Turon. II. oben citirt a. 567: Qaaecunqne ergo timet violentiam et non 
vult habere maritum, refugiat ad eeclesiam , donec propinqul possint eam 
principis imperio aut sacerdotis vel ecclesiae beneficio liberare et defensare 
ao condlgno sociare marito. 

*) Dict. Grat, ad c. 8. C. XXXVI. qn. 1. 

*) Lex illa praeteritorum Prlncipnm ibi raptum dlxit commissum esse, ubl puella 
de cujus ante nuptils nihil actum fuerlt, videatur dbducta. c. 2. C. XXXVL 
qu. i. 

•) C. 1. L eit. 



die physische Vergewaltigung an der Person. Diese ist allerdings im 
Acte der gewaltsamen Defloration vorhanden. Daher seine Entscheidung. 

So sehr nun auch diese Verwechslung des raptus mit stuprum der 
Rechtsbildung in früherer und späterer Zeit widerspricht; *) so ist sie 
doch ein vollgültiger Beweis dafür, dass der raptus bedingt war durch 
die Anwendung physischer Gewalt. Keineswegs aber ist erforderlich, 
dass diese physische Gewalt sich direct gegen irgend welche Personen 
bethätige; ihre Anwendung kann sich darauf beschränken, dass sie 
rechtlich geordnete Verhältnisse der Familie zerstört , dass sie für die 
geraubte Tochter einen Zustand hervorruft, in welchem ihrem natürlichen 
und rechtlichen Vertreter und Beschützer auf sie einzuwirken nicht ver¬ 
gönnt ist. — Daher nennt Gratian 

II. bereits auch den raptus begangen propter injuriam, quae fit 
parentibus. „Aliquando, sind seine Worte, vis infertur parentibus et 
non puellae . . . si puella raptori consenserit. Noch bestimmter: Rap- 
tuB committitur, cum puella violenter a domo patris abducitur, sive 
puellae solummodo, sive parentibus tantum sive utrisque vis illata con- 
stiterit. Diese Anerkennung des s. g. raptus in parentes, verübt an 
einer in ihrer Gewalt befindlichen Tochter, steht im engsten Zusammen¬ 
hänge mit dem Grundsätze des römischen Rechtes: Consistere non 
possunt nnptiae, nisi consentiant omnes, id est, qui coeunt, quorumque 
in potestate sunt. Nach dem römischen Rechte ist es aber zunächst 
nur der pater familias, auf dessen Einwilligung es bei der Ehe der 
Hauskinder ankommt; daher beschränkt sich der raptus in parentes im 
Sinne des gratianischen Decretes auf die Einwilligung des Vaters. Von 
dem rechtlich erfolgreichen Widerspräche der Mutter ist nirgends die 
Rede und, wenn auch einige Male der Ausdruck „parentes“ gebraucht 
ist, so darf man doch nicht an eine Gleichberechtigung der Eltern in 
diesem Punkte denken,, sondern muss parentes für Verwandte d. h. die¬ 
jenigen nehmen, welche das Mundium haben. 

Die Verletzung des väterlichen Rechtes durch den Raub der in 


i) Später wurde die Zulässigkeit jenes Begriffes aus Isidors Etymologie, nach 
welchem Gratian hier entschieden hat, in ihre rechte Gränzen verwiesen: 
Quia raptus plerumque cum stupro in idem concurrit, ideo quandoque unum 
pro alio ponitur. (Thom. Aquin. Summ. 2. 2. qu. 154 art 7.) 

*) Lex Wisigoth X, 1, 17, eod. IV, 2, 13; 3, 1; Bignon ad Marculf. s. 14 p. 037. 
So ist das Wort auch in neuere Gesetze übergegangen: ... „pour parvenlr ä 
un mariage ä l’ins^u ou sans le consentement des peres, meres, tuteurs ou 
oourateurs et parens fous Ja puissance ou autoritd des quels ils sont.“ 
Declar. de Louis XV vom 22. Novbr. 1730, abgedruokt bei Guy du Rous- 
seaud Recueil eto. 


13 * 
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Gewalt befindlichen Tochter hat zur Folge, dass das Verbrechen nur 
dann gesühnt wird, wenn 

1. die Tochter an den berechtigten Vater zurückgegeben, und 

2. dem Vater eine Genugtuung für die zugefügte Unbilde gegeben 
wird. Diese besteht in nichts Geringerem, als dass der raptor als 
Sclave in das dominium des Vaters kömmt; jedoch kann er sich los¬ 
kaufen. Aber auch diese Strafe genügt nur dann, wenn der raptor ad 
ecclesiam confugerit; ausserdem unterliegt er den strengeren Strafen des 
weltlichen Rechtes. Es ist mithin bei der in Gewalt befindlichen Tochter, 
wenn sie auch zur Entführung eingewilligt hat, die Ehe mit dem Ent¬ 
führer so lange ungültig, als die Eltern ihre Einwilligung nicht geben. 
Nicht der raptus als solcher, sondern der mangelnde Consens der Eltern 
lässt kein matrimonium legitimum zu Stande kommen. Hiemit beant¬ 
wortet sich die zweite Frage, zu welcher der gegebene Fall Gelegenheit 
geboten hat. 

Durch die Unterstützung, welche etwa die Eltern dem Raube zu¬ 
gewendet haben, hört die Tochter nicht auf, als rapta betrachtet zu 
werden, wenn ihr Widerstreben gewiss ist. 

Dl. Gratian kennt keinen raptus an der Desponsata. Wer sich der 
eigenen Braut mit Gewalt bemächtigt, hat kein Ehehinderniss incurrirt. 
Die vorausgegangene römische Gesetzgebung (Justinian Cod. IX, 13 ; 
vgl. oben das römische Recht) hatte nicht einmal in diesem Punkte 
mit dem Kirchengesetze übereingestimmt. 

IV. Gratian kennt keinen raptus per seductionem. Wie viel leichter 
wäre es ihm geworden, den in qu. 1 vorgelegten Fall zu entscheiden, 
wenn er an die Zulässigkeit der Mittel der Verführung, die s. g. artet 
dolosae gedacht hätte. *) Er hätte die Verlockung aus dem väter¬ 
lichen Hause, die berechnete Wirkung eines üppigen Mahles als solche 
Mittel in seinem Falle leicht geltend machen können. Allein so fern 
lag dies dem rechtlichen Bewusstsein seiner Zeit, dass er die Ueber- 
tragung der nicht physischen, moralischen Gewalt (vis compulsiva) auf 
den Begriff des raptus ausdrücklich ausschliesst. Aliud est enim pro- 
missionibus aliquam seducere aliud sibi >im inferre. Unde quia neutri 
vis illata probatur, raptor hic jure dici non debet. 

V. Gratian spricht sich gegen das absolute Verbot der Ehe zwischen 
raptor und rapta aus. Es besteht ein grosser Unterschied zwischen dem 


’) C. 2. C. XXXVI, qu. 1. Raptus... „ubi puella, de cujus ante nuptlis nihil 
actum fuerit, videatur abducta.“ Ebenso c. 0. C, XXXVI, qu. 2. Ebenso 
c. 10. I. dt. (Meldense Cono. —— C. 4, 5. 1. c. — Conc. Chabilonense. — 
Gregor II.) 
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trainenden Ehehinderniss des raptas, wie es unter dem Einflasse des 
weltlichen Gesetzes und der fränkischen Capitularien auf den Concilien 
su Chalons, Gone. Meid. (Meaux), Aquisgran. (Aachen) sich ausge¬ 
bildet 1 ), und wie es andererseits von dem reinen kirchlichen Rechte 
angesehen wurde. Letzteres fasste immer den raptus als Zustand , als 
factisches andauerndes Hemmniss für die Freiheit der Ehe. Jene Con¬ 
cilien dagegen verfolgten es vom Standpunkte des Verbrechens aus nicht 
blos mit den kirchlichen Strafen, sondern setzten an die Stelle der durch 
das römische Recht verhängten Todesstrafe, auf Kosten der Freiheit der 
Ehe, das Verbot der Ehe zwischen dem raptor und der rapta in per- 
petuum. Damit war aber ein Schritt gethan, welcher keine Dauer und 
keine Berechtigung in sich trug. Denn nicht blos die Freiheit des Con- 
senses soll gesichert werden, sondern auch die individuelle Freiheit der 
Ehen darf in der Gesetzgebung nicht ohne absolute Nothwendigkeit ge¬ 
schmälert werden. Daher unterscheidet Gratian ganz richtig zwischen 
der poenitentia, welcher der raptor verfalle, und der Berechtigung zur 
Ehe, welche er habe, poenitentia peracta. Er nimmt weder die stete 
Verpflichtung zum Cölibate für den raptor, noch das absolute Verbot der 
Ehe zwischen raptor und rapta in sein Decret auf. Das von ihm an¬ 
geführte Conc. apud Aquisgranos c. 11. C. cit. qu. 2 steht nach seiner 
Anschauung im Widerspruch mit dem göttlichen Rechte, welches er in 
einer exegetischen Excursion des heil. Hieronymus (C. cit. c. 8.) zu 
finden glaubt. Aber auch das allgemeine Rechtsbewusstsein sprach sich 
nicht lange nachher dagegen aus, wie das Decretalenrecht beweist. An¬ 
geführt mögen auch werden die Worte des heil. Thomas Aquin. in 
Summa II. qu. 154 art. 7 object. 3 und resp. in Betreff des Conc. 
Meldense: „Quod dicitur in praedicto Concilio, dictum est in detestationem 
illius criminis et est abrogatum. 

VI. Gratian kennt den raptus bereits als ein öffentliches, trennendes 
Ehehinderniss. Das bedarf keines Beweises; nachdem wir erfahren, 
dass peracta poenitentia die Ehe möglicherweise inter raptorem et raptam 
sugelassen werden soll; mithin sowohl Strafe als Ehebewilligung auf 
richterlicher Thätigkeit beruhen soll. Dieselbe Ansicht hat schon Ivo 
v. Chartres (cp. XIX.) De nuptiis raptoris cum rapta, habita conside- 


! ) Dieser Standpunkt hatte sich im französischen Rechte erhalten, in welchem die 
Todesstrafe gegen den raptor ausgesprochen, in welchem ferner unter An¬ 
drohung des Verlustes des Notherbenrechtes an ihren Kindern den Eltern ver¬ 
boten wird, jemals ihre Einwilligung zur Ehe inter raptorem et raptam zu 
geben. Vgl. Declar. Louis XIII vom 26* Novbr. 1639 (contrc ceux qui com- 
mettent le crime de rapt.) nr. 1U. 
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ratione personarum, loooram et temporam, nanc canonum severitatem 
exercere, nanc indulgentiam , st expedire videatur. Aach hier ist Alles 
von dem Urtheile des Riditers abhängig gemacht, und so mittelbar die 
Fortbildung des Rechtes gegen die Strenge älterer Gesetze ausge¬ 
sprochen. 

Für unsern Zweck genügt es, das folgende Resultat festzusetzen. 

Zu einem bestimmten klar ausgesprochenen Begriffe des raptus war 
die kirchliche Gesetzgebung zur Zeit Gratians nicht gekommen. Die 
vorhandenen Bestimmungen der oströmischen Kaiser und der fränkischen 
Könige, welche auf dem Vorgänge jener beharrten, in die canones der 
Kirche aufzunehmen, war kein hinreichender Grund vorhanden; ja die 
Strenge der dort bestimmten Strafen war vielmehr ein nicht geringes 
Hinderniss dieses zu thun; man begnügte sich kirchliche Strafen gegen 
den raptor auszusprechen. 

In einem Falle der Entführung, und zwar gerade in jenem, welcher 
unser Interesse in dieser Untersuchung fesselt, war in jener Zeit kein 
Bedürfniss vorhanden, den Begriff des raptus stricte anzuwenden, weil 
dafür ein anderes Princip vollständig ausreichte; in dem Falle nämlich, 
dass eine in Gewalt befindliche Tochter Gegenstand des Raubes geworden 
war, bestimmte Conc. von Orleans von 511 (c. 3. C. XXXVI. qu. 1.), 
dass die Entführte dem Vater zurückgegeben werden müsse. Hier haben 
wir einen Grundgedanken des ältesten canonischen Rechtes, an den sich 
die neueste Entwicklung harmonisch anschliesst. 

Ob sie eingewilligt oder nicht, bleibt noch eine offene Frage für 
uns; für jene Zeit war sie bereits entschieden; das entscheidende Mo¬ 
ment, ob ein raptus vorhanden sei oder nicht, liegt in der Rechtsver¬ 
letzung und der hierdurch geübten indirecten Gewalt gegen die parentes; 
das entscheidende Moment, ob die Ehe mit dem raptor zu gestatten 
sei oder nicht, liegt nach Gratians Meinung (dict. Grat, zu c. IX C. 
cit. qu. 2.) in der späterhin erfolgten oder beharrlich verweigerten Zu¬ 
stimmung des Vaters. 

Aber Gratian vermag noch nicht das delictum raptoris von dem 

Ehehindernisse des raptus vollkommen zu trennen; daher stehen 

1) jene gesetzliche Bestimmung über die Zurückgabe der geraubten 

Tochter an den Vater und die Wirkungen des väterlichen Consenses 
für die nachfolgende Ehe noch lose und unverbunden nebeneinander; 
daher 

2) ist nach Gratians Meinung (dict. Gr. citat.) eine Ehe zwischen 

raptor und rapta erst dann möglich, wenn die Busse, die kirchliche 
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Strafe erstanden ist, poenitentia peracta. Diese hat aber nur eine 
Beziehung zu der moralisch verwerflichen That, nicht so dem Ehe¬ 
hindernisse der Entführung. Mit Recht trennte die spätere Zeit 
beide Momente. 

Dass wir im Bisherigen nicht streng »wischen den canones im De- 
crete und »wischen der sententia Qratiani unterschieden, sondern beide 
»weckdienlich gebraucht und als Beweissätse angeführt haben, kann 
nicht befremden; denn es handelt sich hier nicht um den gesetzlichen 
Werth jener Stellen, sondern einzig um die Entscheidung der Frage, 
inwiefern sieb die Einheit des Grundgedankens im canonischen Rechte 
über das Ehehinderniss der Entführung nach weisen lässt gegenüber dem 
römischen und deutschen Rechte, denen dasselbe sich »war gewisser- 
messen angeschlossen hat, jedoch so, dass die Fortentwicklung als eine 
Anschliessung an einen Grundgedanken erscheint. 

Diesen finden wir in dem Erfordernisse der Zurückgabe des ent¬ 
führten Hauskindes an den Vater, in der augenscheinlichen Bekämpfung 
des angeführten unbedingten Verbotes der Ehe von Seiten Gratians und 
der Begünstigung, welche er der Ehe inter raptorem et raptam ange¬ 
deihen lässt. 

Hierdurch wurde zugleich den Satzungen des weltlichen Rechtes, 
insoweit bei der Einwilligung der rapta in den raptus offenbar nur die 
Verletzung des väterlichen Mundiums strafbar erschien, die kirchliche 
Anerkennung gezollt. Das Erforderniss des väterlichen Consenses sur 
Ehe, wie es im römischen Rechte bedingt und damals noch anerkannt 
war, Ist die Veranlassung dieser präcisen Vorschrift geworden. 


f ) Dass die Ehe zwischen Entführer und Entführter nach dem ältesten canonischen 
Rechte verboten gewesen sei, behauptet Nie. Knopp, kathoi. Eherecht pag. 416. 
Er stützt sich auf Decr. c. 4. C. XXXVI. qn. 2., welches ein Capitulare Lud¬ 
wig des Frommen vom Jahre 816 (Richter Decr. Grat, ad h. c.) enthält. Bier 
wird durch eine willkürliche Ausdehnung das absolute Verbot dieser Ehe aus 
dem Concil. oecum. von Chalcedon (a. 451) abgeleitet, während dieses nur 
von kirchlichen Strafen, Excommunication, beziehungsweise Degradation spricht. 
Siehe auch dagegen Schulte Eherecht S. 301. — Das Anathem war allerdings 
ein Hinderniss für die kirchliche Anerkennung der Ehe, aber kein absolutes. 
Die Bestimmungen Constantins, welche Justinian 1. un. C. de rapt. virg. (9, 
13) Nov. 134 und 150 wieder herstellte, wurden von der Kirche niemals an¬ 
genommen. Jene Bestimmung des fränkischen Königs hat als rein weltliches 
Gesetz das canonische Recht ebenso wenig alterirt bei Beurtheiiung des Ehe¬ 
hindernisses des raptus, als das noch in England bestehende Gesetz, dass der 
raptor gehängt werden solle; 
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Das Deeretalenrecht. 

In den Decretalen Gregors IX. finden wir nor zwei Bestimmungen 
über den raptus mulieris. Von dem richtigen Verständnisse derselben 
hängt die Beantwortung zweier Fragen ab: 

I. Sind durch das Concilinm von Trient die darin enthaltenen ge¬ 
setzlichen Bestimmungen über den raptus aufgehoben worden? 

II. Ist insbesondere der raptus an der einwilligenden minderjährigen 
Tochter durch das Decretalenrecht im Gegensätze zu den Anschauungen 
des Decrets beseitiget worden? 

Ehe wir auf die Beantwortung der einen oder anderen Frage ein- 
gehen können, sind zunächst die Stellen selbst einzeln zu interpretiren. 

Die erste cap. 6. Quum causa X. de rapt. (V. 17) enthält folgen¬ 
den Fall: Ein Weib hatte sich von dem Manne, als dessen Gemahlin 
sie galt, abgewendet, und wurde von ihren Eltern, in deren Gewalt sie 
als minderjährig nach der Trennung von ihrem Gemahle zurückgekehrt 
war, einem andern übergeben. Weil aber diese ihre zweite Verbindung 
beanstandet wurde, wurde sie in ein Riester eingeschlossen; die Ent¬ 
scheidung: ob die erste Verbindung ein matrimonium legitimum sei, 
wurde dem apostolischen Stuhle vorgelegt. Lucius III. dringt auf die 
Aufrechthaltung des Ehebündnisses mit dem ersten Manne, auf Rückkehr 
des im Kloster detinirten Weibes zur ehelichen Lebensgemeinschaft. 
Die Gründe dieser Entscheidung sind doppelter Art. 

1. Die Ehe kann nicht angefochten werden durch die Berufung 
auf den raptus, dessen sich der erste Gemahl unter Zustimmung des 
Weibes und nach ausdrücklichen (wenn auch von den Eltern des Wei¬ 
bes abgelehnten) Sponsalien de futuro schuldig gemacht hatte. 

2. Der Eintritt in das Klosterleben steht einmal im freien Ent¬ 
schlüsse des Weibes gegen den Willen ihres ersten und allein recht¬ 
mässigen Mannes. Denn zu den sponsalia ist copula carnalis gekom¬ 
men, also nach dem Decretalenrechte eine gültige Ehe geworden. Die 
Aufnahme in einen approbirten Orden kann aber nur beim matrimonium 
ratum non consummätum dem einen Ehetheile gestattet werden 1 ), nicht 
aber auf Grund einer Entführung, w’elche unter den besonderen Um¬ 
ständen kein Ebehinderniss bildete: „Non pro eo, quod post matrimo- 
nium consummätum rapta per vim in monasterio fuerit, viri poterit con- 


’) C. 2. u. c. 7. X. HI, 32 (de oonv. conjug.) c. VI. Conc. Tr|d. S. XXIV Doctr, 
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sortiom declinare.“ Wir bemerken hier wieder, die Abneigung der 
kirchlichen Gesetzgebung, rechtliche Folgen des raptus zum Nachtbeile 
der gepflogenen Ehe unter dem einseitigen Gesichtspunkte einer Strafe 
für den Entführer geltend zu machen. 

Was uns für den Zweck dieser Abhandlung allein interessirt, und 
über den damaligen Standpunkt des geltenden Rechtes Licht verbreitet, 
ist die sub 1. angeführte Verneinung der Anwendbarkeit des rechtlichen 
Begriffes von raptus auf den gegebenen Fali. Cum ibi raptus dicatur 
admitti, ubi nil ante de nuptiis agitur: iste raptor dici non debet, cum 
habuerit mulieris assensum, et prius eam desponsaverit, quam cognoverit, 
licet parentes reclamarent, a quibus eam dicitur rapvisse. 1 J 

Der Papst fordert hiemit hier für den raptus der minderjährigen 
Tochter ein Doppeltes, sollte der rechtliche Begriff sammt seinen gesetz¬ 
lichen Folgen von der blossen Thatsache der Entführung ausgeschlossen 
werden. Es muss einmal die Entführung mit ihrem Willen stattgefunden 
haben; wäre dieses nicht der Fall, so wäre der Raub trotz der vorher¬ 
gegangenen desponsatio vollendet im juristischen Sinne des Wortes. Es 
igt hiemit die Auffassung der älteren Kirchengesetze, welche ganz all¬ 
gemein den raptus an der desponsata ablehnen, was mit Rücksicht auf 
die frühere vorwiegende Betonung des elterlichen Willens auf das un¬ 
weigerliche Recht des Entführers gedeutet werden könnte, modificirt. 
Trotz der desponsatio würde der raptus jede Verbindlichkeit gegenüber 
dem Sponsus aufgehoben und denselben strafbar gemacht haben, wenn 
die Entführte sich geweigert hätte. 

Dagegen hält zweitens der Papst auch den assensus mulieris in 
raptum für sich nicht hinreichend, sondern legt ausserdem das Gewicht 
darauf, dass desponsatio stattgefunden, ehe die Entführung geschehen 
ist. Gleichgültig ist, ob die Eltern das Verlöbniss genehmigt oder nicht. 
Ist einmal überhaupt desponsatio vorhanden, dann kann auch der raptus 
nicht mehr als ein raptus in parentes geltend gemacht werden. Es lässt 
sich nicht läugnen, dass im Vergleich zu den älteren Kirchengesetzen 
in der Stelle eine grössere Tragweite enthalten ist. Auf den Cossens 
der Eltern in das Verlöbniss soll es nicht weiter ankommen. Das war 
ein längst gegen das römische Recht durchgebildeter Grundsatz. 2 ) Ist 
aber das Verlöbniss auch gegen die Einwilligung der Eltern, aber so, 
dass diese ausdrücklich davon wussten (licet parentes reclamarent), der 
Entführung vorausgegangen, so kann auch nicht der raptus propter in- 
juriam, quae fit parentibus, wie die spätere Gesetzgebung sich ausdrückt, 
als ein Hinderniss der nachfolgenden Ehe entgegengesetzt werden. Die 


') 1b der pars deo. entspricht diesem Satze: „Qui a parentibus rapnlt eam,“ 
*) Siehe Schulte, Eherecht p. 284. 
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Eltern wussten von dem Entschlösse ihrer Tochter mit diesem Manne die Ehe 
einxugehen; ihr blosser Widerwille gegen die bevorstehende Verbindung 
konnte die Gültigkeit des beiderseitigen Versprechens nicht beeinträch¬ 
tigen; der Entführer konnte also ungestraft und ohne die Gültigkeit 
seiner Ehe zu gefährden die mit ihm einverstandene Braut durch Ent¬ 
führung dem Widerstande der Eltern entstehen. Wenn also in ältester 
Zeit der Einfluss des römischen Rechtes *) die Gültigkeit des Verlöb¬ 
nisses von der Einwilligung der Eltern abhängig gemacht haben mochte, 
so ist durch diese Entscheidung jeder Zweifel gehoben, wenigstens für 
den Fall, dass die Eltern ausdrücklich um den Willen des Kindes wuss¬ 
ten. ’ Dann geschah ihnen sicher ein minderes Unrecht, als wenn die 
Entführung mit gänzlicher Umgehung ihrer Personen und gänzlicher 
Verachtung ihrer Autorität stattgefunden hatte. Die Eltern sind die ge¬ 
borenen Zeugen für das Verlöbniss ihrer noch nicht gewaltfreien Tochter. 
Als solche haben sie ein Recht, von ihrer auf eine bestimmte Ehe ge¬ 
richteten Gesinnung Kenntniss zu bekommen. Ich glaube darum, dass 
Lucius ID. in diesem Falle, wenn keine Sponsalien vor den Eltern 
vorausgegangen wären, das Verbrechen und Ehehinderniss des raptos 
gegen den Entführer angenommen hätte, die nicht rite, weil nicht vor 
den Eltern der minderjährigen vollzogenen Sponsalien, nicht weiter be¬ 
rücksichtigt, wenigstens für dieselben den strengsten Beweis gefor¬ 
dert hätte. 

Aus dem Cap. cum Causa geht mit Evidenz hervor: 

1. Ein raptos in parentes bei der minderjährigen Tochter ist die 
Entführung widerWillen der Eltern mit Einwilligung der minderjährigen 
Tochter nicht, wenn letztere vor der Entführung dem raptor verlobt war. 

2. Der Begriff des raptus in parentes ist durch dieses Gesetz nicht 
aufgehoben. Er wurde in dem vorliegenden Falle von den Parteien oder 
von dem Richter in erster Instanz geltend gemacht — a quibus scilicet 
pprentibus eam dicitur rapuisse, — a parentibus prius rapuit eam — 
von dem apostolischen Stuhle keineswegs im Allgemeinen, sondern nur 
in concreto, für diesen Fall abgelehnt. Eine positive Darstellung jener 
Umstände, unter welchen der raptus in parentes incurrirt wird, ist 
allerdings in unserem Gesetze nicht gegeben. Hierfür war zunächst 
keine Veranlassung geboten. Genug, dass mit Sicherheit behauptet 
werden kann: Die Anschauung Gratians über eine doppelte Art des 
raptus — raptus puellae non consentientis , raptus in parentes, ist 


*V ln aponaalibna etiam consensus eorom exigendtu eat, quornm in nuptlla de- 
aiderator. 1. 7. $. 1. D. de apona. (XXIII, 1.) 
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impUcite hier enthalten, liegt der Entscheidung Lucius III. xum 
Grunde. *) 

Die »weite der für unsere Absicht entscheidenden Stellen ist eap. 
Aceedens X. de rapt. (c. 7. V, 17). Es wurde an Innocens DI. die 
Anfrage gestellt, ob ein gewaltsam, d. h. gegen ihren eigenen Willen 
entführtes und in eine andere Diöcese gebrachtes Mädchen als rapta 
gelten, beziehungsweise ihre Ehe mit dem EntfUhrer unangefochten 
bleiben könne, wenn sie späterhin in fade ecclesiae die Ehe mit ihm 
geschlossen, ihren freien Willen zur ehelichen Verbindung, also in un¬ 
zweifelhafter Weise manifestirt hat. Die Antwort lautet: 

Rapta puella legitime contrahet cum raptore, si prior dissensio 
transeat postmodum in consensum ; et quod ante displicuit, tandem in- 
cipiat complacere, dummodo vel ad contrahendum legitimae sint per- 
sonae. *) 

Der Wortlaut zeigt, dass sich die Stelle nur mit der einfachen 
Thatsache des raptus, einer eigentümlichen, gewaltsamen, gegen den 
freien Willen eines Mädchens unternommenen Entführung beschäftigt. 

Fest steht ausserdem, dass im Gegensätze zu dem früheren Rechte 
das sühnende, die Folgen des raptus abwehrende Moment in den Con- 
sens, und zwar in den erst nach der Entführung gegebenen ehelichen 
Consens gelegt ist. Hiemit ist ein wichtiger Schritt in der Rechts¬ 
bildung geschehen. Das Gesetz der Kirche hatte sich sodann von der 
einseitigen Rücksicht auf die geschehene Gewalt, sei es in raptam oder 
in raptae parentes losgesagt. Dieser Standpunkt des Gratianischen De- 
cretes, unter dessen Einfluss Vetbrechen und Ehehinderniss des raptus 
fortwährend confundirt werden musste, war durch die Erklärung des 
Papstes , dass alles auf den sicheren Bestand des Eheconsenses ankom¬ 
men sollte, so weit es sich um die Gültigkeit der Ehe inter raptorem 
und raptam handelt 3 ), vollständig überwunden. So lange die geschehene 


*) Zum Schlosse Sei noch bemerkt über cep. Cum Causa. Man hat den hier ge¬ 
gebenen Fall meistens so gefasst, als sei von der gewaltsam Entführten die 
Rede, die später ln die Ehe elngewllligt. So sagt Guy de Rousseaud unter 
dem Artikel Rapt: ... Et suivant Luce III in cap. Cum Causa le mariage est 
bon, si la Alle ravte a consentl dans la suite. Es ist dies sicher unrichtig, 
da der Papst ein Hauptgewicht darauf legt, dass kein raptus vorliege, wenn 
vor dem Factum der Entführung über die Ehe verhandelt sei („ubi nll ante 
de uuptlls agitur“), woraus sich ergibt, dass er auf das Verlöbniss, minde¬ 
stens den Willen zur Ehe vor dem raptus Gewicht legt. Das Verlöbniss vor 
dem Raube nimmt auch die Glosse an. 

*) Die pars declsa steht in c. 24. z. de praeb. III, 5. 

*) Die zu bescheidende Anfrage lautete nur: „Utrum matrimonium hujusmodi 
legitlmum alt habendem/ ‘ 
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Gewalt allein hervorgehoben wurde, war die Gesetzgebung in einer 
engeren, vom römischen Privatrecht befangenen Anschauung gefesselt; 
sobald die Freiheit dess Consenses zur Ehe auch mit Beziehung auf den 
raptus das entscheidende Moment zu werden anfing, so geschah dieses 
vermöge einer richtigen und nothwendigen Consequenz, zu welcher das 
canonische Recht in allen seinen Theilen, als ein vorzugsweise öffent¬ 
liches Recht, hingedrängt wurde. 

Wenn ein Mann das äusserliche physische Widerstreben ejnes 
Weibes durch Gewalt überwindend, sie durch diesen Act in die Bahn 
des gemeinschaftlichen ehelichen Lebens hereinzuziehen versucht, ist dis 
angewandte rohe Kraft mit ihrem Erfolge wohl für das Verbrechen des 
raptus, keineswegs aber für das Ehehinderniss der nächste Angriffs¬ 
punkt der gesetzlichen und richterlichen Verfolgung, sondern vielmehr 
der Wittenszwang, die Unterdrückung der freien Selbstbestimmung, welche 
in dem äussern Gewaltacte der abductio enthalten ist. Ist dieses innere 
Widerstreben nur auf den Act der Entführung gerichtet, so ist es mo¬ 
mentan wie dieser selbst, und gestattet noch keine analoge Übertragung 
auf die nachfolgende Ehe. Ist es fortdauernd, so findet es seinen Aus¬ 
druck unter dem dem raptus sieb anschliessenden Verhältnisse des 
Weibes zum Manne, welches dann nicht als Ehe, sondern als gewalt¬ 
same detentio aufgefasst wird, und welches so lange als ein Hinderniss 
der Ehe angesehen wird, als kein Beweis für den erfolgten freien Ehe- 
consens des Weibes erborgt werden kann. Sobald das äussere factische 
Zusammenleben zwischen raptor und rapta aus der beiderseitigen Absicht 
der Ehe hervorgeht, so besteht diese nach dem Grundsätze: Matrimonium 
semel validum semper validum. Dass aber ein nach den Principien der 
Ehe zulässiges Motiv nicht Furcht oder Zwang bereits thätig gewesen, 
konnte in dem gegebenen Falle nicht mehr Gegenstand der Untersuchung 
werden, weil die betreffenden Personen in facie ecclesiae ihren Ehecon- 
sens abgegeben hatten. 

Auf diese Voraussetzungen, beziehungsweise thatsächlichen Umstände 
des gegebenen Falles sich stützend, hat darum unser Gesetz nichts an¬ 
deres gethan, als sich gemäss der Natur der Sache an das Princip hal¬ 
tend , dass der Consens das die Ehe bewirkende innere Moment sei, 
entschieden: die Entführte könne eine gültige und gesetzlich unanfecht¬ 
bare (legitime contrahet) Ehe mit dem raptor selbst schliessen, sobald 
ihre anfängliche Weigerung gegen den Act der Entführung auf hört eine 
Vetmuthung gegen den wirklich erfolgten Eheconsens zu begründen. 
Dass dieses der Fall sei, wird durch die nach dem Raube vollzogene 
öffentliche Trauung bewiesen. Durch diesen notorischen Act hört die 


*) Siehe Schulte, Einleitung zum System des Kirchenreehtes. 
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Computern; des geistlichen Richters auf , von Amtswegen den voraus¬ 
gegangen raptus zum Nachtheile der bestehenden Ehe geltend zu machen. 

Hiemit erledigt sich die Frage, ob Innocen* III. das impedimentom 
räptus als ein besonderes öffentliches Ehehinderniss habe aufheben, und 
darch die angesogene Decretale dem impedimentum vis ac metus in 
allen Beziehungen habe gleichstellen wollen, von selbst.Denn etwas 
Anderes ist die Gültigkeit einer Ehe auf das Vorhandensein des sie 
wesentlich constituirenden Consenses zurückführen 5 das ist bei jeder 
Ehe das erste und wichtigste Erforderniss, dass freier Consens vor¬ 
handen gewesen sei; und so hindert der Mangel des Consenses allerdings 
sowohl beim impedimentum vis ac metus als bei dem impedimentum 
raptus den Eintritt einer rechtsbeständigen Ehe. Etwas Anderes dagegen 
ist das Erforderniss des Beweises für den geschehenen Consens . Beim im¬ 
pedimentum vis ac metus wird das Ehehinderniss selbst nicht ex officio 
geltend gemacht; aus demselben Grund das Vorhandensein eines freien 
und ungezwungenen Consenses von Rechtswegen vermuthet. Dagegen 
beim impedimentum raptus, sobald dieser notorisch ist, wird die Nich¬ 
tigkeit der nachgefolgten Scheinehe vermuthet und ist der Richter von 
Amtswegen befugt, gegen eine solche Verbindung einsuschreiten, wenn 
nicht ebenso notorisch die Erklärung eines freien Consenses von Seite 
des entführten Weibes der richterlichen Kenntnissnahme zugänglich ist. 
Aber gerade in diesem Falle spricht unsere Decretale. Die Anfrage des 
Bischofs 2 ) selbst ist ein Beweis dafür, dass man zu jener Zeit an dem 
Xüharnkter des öffentlichen trennenden Ehehindernisses des raptus fest¬ 
hielt, ebensogut wie die spätere Gesetzgebung; und Innpcenz RI. hat die 
Frage einfach bejahend entschieden, weil im gegebenen Falle die ordent¬ 
liche öffentliche Trauung tim berechtigte zu sagen; Es ist die frühere 
Weigerung in Einwilligung zur Ehe übergangen. 

Wie beantwortet sieh nun nach dieser Gesetzesstelle die Frage 
nach den Erfordernissen des raptus an der minderjährigen Tochter? 
Auf den ersten Anblick scheint der nudus Consensus der beiden Con- 
trahenten Alles zu entscheiden. Wäre der Inhalt des Gesetzes wirklich 
so einfach für diese Meinung, so liesse sich kein Fall denken , in wel¬ 
chem der raptus nicht auf die beschriebene Weise sanirt werden könnte. 
Allein so allgemein erscheint das Gesetz seinem Wortlaute nach keines- 


4 ) So sagt Knopp (pag. 418 seines Eherechts): „Etwa 100 Jahre später entklei¬ 
dete Innooenz III. die gewaltsame Entführung alles öffentlichen Charakters } 
indem er gan% allgemein die Ehe zwischen dem Entführer und der Entführten 
für rechtsbeständig erklärte, wenn letztere nachträglich in dieselbe die Ein- 
wMligung gegeben habe. <( Die Widerlegung dieser Auffassung zeigt der Text. 

*) Bemerke die Worte: „In allenam Dioeoesln delata.“ 
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wegs, sondern es Ist mit der Klaosel abgeschlossen : „Dummodo ad con- 
trahendnm legitlmae sint personae.“ 

Die Bedeutung, welche man diesen Worten gewöhnlich beilegt, ist: 
Wenn ihnen nur sonst kein Hinderniss (Impediment) entgegenstand. *) 
Da nun der älterliche Consens kein trennendes Ehehinderniss in der 
Regel bildete, so musste die in facie ecclesiae geschlossene Verbindung 
der entführten Minderjährigen auch als wirkliche Ehe gelten, sobald 
sie selbst ihren Consens gegeben hatte. 2 ) 

Gans entgegengesetst dieser ist die Interpretation, welche man in 
Frankreich auf diese Worte gebaut hat. 3 ) Man argumentirte hier also. Die 
Ordonnances der 'französischen Könige erklären den raptus in parentes für 
ein trennendes Ehehinderniss und die dem raptus,vorausgehende oder nach¬ 
folgende Einwilligung der Haustöchter sur Ehe mit dem Entführer für nich¬ 
tig; in dieser Besiehung heissen in jenen Ordonnances solche Hauskinder 
personnes illegitimes. Weil nun der Papst hier von personae ad contrahen- 
dum legitimae spricht, so sind die minorennen Töchter auch nach canoni- 
schem Rechte damit von der Milde dieses Gesetses ausgeschlossen. Dieses 
Argument ist unhaltbar, so lange nicht bewiesen ist, dass der Begriff der 
personae legitimae in Betreff der Eheschliessung bei anscheinendem raptus 
nach canonischem Rechte unbedingt die in der Gewalt befindlichen Haus¬ 
kinder begreift. Denn dass man den Begriff eines späteren particulä- 
ren weltlichen Gesetses in diese Decretale hineinlege, beruht auf reiner 
Willkür, zumal das canonische Recht mit aetas legitima nicht die Voll¬ 
jährigkeit, sondern die Pubertät bezeichnet, 4 ) und auch die Berücksich¬ 
tigung dieses Mangels für die Ehe selbst noch durch den herbeigesoge¬ 
nen Grundsatz: „Malitia supplet aetatem“ modificirt hat. 

Gleichwohl, wenn auch aus anderen Gründen, wage ich su behaup¬ 
ten, dass hier unter personae ad contrahendum legitimae nicht blos solche 
Personen su verstehen sind, welche nicht blos aus den ebensa heutzu¬ 
tage geltenden gesetzlichen Gründen, als Verwandtschaft, publica hones- 
tas an der Eingehung einer Ehe gehindert sind, sondern auch und viel¬ 
leicht vorzugsweise solche, welche des väterlichen Consenses sur Ehe 
nicht ermangeln; denn ' 


*) Schalte Eherecht, pag. 302. 

*) C. 23 X de spons. et matr. (IV. I.) Sufflciat ad matrimoniam solus consensus 
lllorum, de qaorum quarumque conjunctionibus agltur. 

*) Schulte, Eherecht pag. 303 not. 10. 

4 ) „Ante legltimnm consensnm qul ln dnodecimo anno spectatur.“ C. 4. XIV, 18. 
Im canonischen Rechte wird Öfter der Mangel der Pubertät mit minor aetas, 
solche Personen als minorea bezeichnet. Cf. e. 7. u. 9. IX. V, 2 (de Despon- 
satl impnb.) 
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1 . Dem Decretaienrechte stehen die Rechsbegriffe Gratians so nahe, 
d&ss dieselben, soweit sie nicht ausdrücklich aufgehoben sind, nur In¬ 
terpretation sweifelhafter Stellen angewendet werden können. Wir haben 
nun aus mehreren Stellen Gratians Sicherheit, dass er unter legitimum 
matrimonium vorsugs weise jene Ehe versteht, bei welcher die Zustim¬ 
mung der Eltern sur Ehe ihrer minderjährigen Tochter durch Ueber- 
gabe derselben von Seite der Eltern an den Bräutigam erfolgt ist. 
In seiner Sentens au c. 17. c. 28. qu. 1. stellt er eine eigene Theo¬ 
rie auf über den Unterschied von matrimonium legitimum und ma¬ 
trimonium ratum. Kommt es auf die Beurtheilung der Ehe von 
Ungläubigen an, so können diese niemals als matrimonia rata, son¬ 
dern nur in einem gewissen Sinne als matrimonia legitima in Be¬ 
tracht kommen, insoferne nämlich ihre Ehe geschlossen worden ist 
entsprechend dem Gesetae oder den Sitten des Vaterlandes. 1 ) Denn 
matrimonium ratum ist nur die auf das christliche Princip basirte, 
mit dem Charakter der Unlöslichkeit bekleidete Ehe; dieser christ¬ 
lichen Anschauung gegenüber modificirt sich dann der Begriff von 
matrimonium legitimum dahin, dass darunter jene Ehe au verstehen 
ist, welche abgesehen von ihrer ex affectu maritali materiellen Gil¬ 
tigkeit auch in der vom Kirchengesetae geforderten und vorgeschrie¬ 
benen Form geschlossen worden ist; als die einseinen Momente dieser 
gesetalichen Form führt Gratian im Besonderen an: Uxoris per 
parentes traditio, dotatio sponsac, sacerdotis benedictio. Ferner wird 
e. 12. C. XXXD qu. 2. unter jenen drei Erfordernissen einer le¬ 
gitim«! Ehe der elterliche Consens als das wesentliche und unter 
allen Umständen nothWendige Moment hervorgehoben: aliter non 
sit legitimum oonjugium, nisi a parentibus tradatur. 

Es ist unaweifelhaft, dass in den gewöhnlichen Fällen die hier 
erörterte Legitimität einer Ehe kein besonderes Moment ihrer Giltigkeit 
und Unlöslichkeit gewesen sei. Das beweist unter Anderem ein Aus¬ 
spruch von Petrus Lombardus, in welchem er die Giltigkeit einer form¬ 
los geschlossenen Ehe ausdrücklich wahrt und ihr eine Legitimität quan- 
tum ad honestatem sacramenti vindicirt. 

Allein desshalb ist nicht daran su denken, dass der Unterschied 
«wischen conjugium ratum und conjugium ratum et legitimum von jeher 
oder doch nach dem Decretaienrechte ein gänslich unpractischer gewe¬ 
sen sei. 2 ) So wurde die Legitimität der proles bedingt durch legiti- 


*) Cf. e. i. X. IV, 1 (de spons. et matrlm.) 

*) Die matrimonia rata olsndestina blieben wahre, aber nur dem gerichtlichen 
Beweise weniger zugängliche sogen. Gewissensehen cf. c. 1. et 2. X de cland. 
despons. (IV. 8.) 
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mum oonjugium, 1 ) ebenso jede Anfechtung des Erbrechtes legitimer 
Kinder ausgeschlossen durch matrimonium legitime celebratum, 5 e'in 
solches begründete, wenn es bis 211 m Absterben des einen oder andern 
Ehegatten unbestritten geblieben war, eine Rechtsvermuthung für die 
Legitimität der Erben. 8 ) Aber auch wenn 2 U Lebzeiten der Eitern 
deren Ehe mit Erfolg angefochten worden war, entschied die nämliche 
Rücksicht zu Gunsten der Putativkinder. Aus dem Zusammenhänge der 
citirten Stellen und der pars dec. zu c. 2 . X. de matr. contr. J. E. 
(IV, 16) geht mit Evidenz hervor, dass unter matrimonium legitimum 
immer verstanden wurde matrimonium in facie ecclesiae celebratum. 

Da nun Innocenz HI in der Decretale Accedens seine Entscheidung 
an einen Fall anknüpft, in welchem die Ehe in facie ecclesiae ge¬ 
schlossen worden ist, da er ferner sich des Ausdruckes legitime con- 
trahet bedient, um die Form anzugeben, in welcher eine Ehe interrap- 
torem et raptam gütig zu Stande kommen kann, so ist es keineswegs; 
gestattet, den nudus consensus als die einzige und auschliessliohe Be¬ 
dingung für die Sapirung des vorausbegangenen raptus zu fassen; in 
der solennen Form der Eheschliessung war das Hinderniss des raptus 
in dem vorliegenden Falle beseitigt, weil sie einen voügiltigen Beweis 
für die Freiheit dieses Consenses enthielt. Diese solenne Form soll 
auch für alle Zukunft gefordert werden, die Ehe des raptor cum rapta 
beruht auf einer nach dem Wesen der Ehe allgemein und absolut noth- 
wendigen Voraussetzung, auf einer conditio legis, das ist der beidersei¬ 
tige affectus maritalis, daher die Form des Ausdruckes si prior eto. 
und zweitens auf einem sicheren Kennzeichen für das Vorhandensein 
dieser Gesinnung matrimonium legitime contractum. 

Wenn nun auch der Begriff von matrimonium legitimum auf die 
Erfüllung der vorgeschriebenen 4 ) öffentlichen Trauungsform reducirt ist, 
und jenes Gratianische Prinrip: „Aliter non sit legitimum conjugium, 
nisi a parentibus tradatur,“ im Decretalenrechte durch ein entgegenstehen¬ 
des von der Freiheit der Ehen eliminirt erscheint, 5 ) so kommt anderer- 

‘) C. 7. 9. X. Qui filii sint leg. (IV, 17.) 

*) €. 2. X. I. clt: Filii eortun, (qui divortii sententia canonlce afficluntnr), non 
debent exinde sustinere jacturam, cum parentes eorum publice sine contradic- 
tlone ecclesiae inter se contraxisse noscantur. Ebenso c. 3. eod. 

*) C. 11. X. 1. cit.Cum matrimonium fuisset legitime celebratum, et 

quamdiu vixerunt, quiete permanserunt. 

4 ) C. 3. X. de cland. desp. (IV, 3) von Innocenz IIL 

B ) C. 23. X. de spons. et matr. (IV, 1). ,.Cum prohibitorium sit edictum de 
matrimonio contrahendo, ut quicumque non prohibentur , per consequentlam 
admittantnr, et sufficiat ad matrimnium solüs consensus illorum, de quorum 
quarumque conjunctionibus agitur : videtur etc. Ebenso c. 29. X; eod: Cum li- 
bera matrimonla esse debeant. 
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seits in Erwägung, dass es sich hier um eine besondere Sache handelt, 
die weder in der einen noch in der anderen Decretale ausdrücklich für 
sich entschieden wurde, die aber in dem vorausgegangenen älteren Rechte 
ihre Erledigung gefunden hätte. Dort muss, wie oben geneigt worden ist, 
die minderjährige Tochter in die Gewalt des Vaters zurückkehren und erst 
dann, wenn die Einwilligung desselben zur Ehe mit dem raptor erfolgt, 
sollte das matrimonium legitimum sein. Kann nun dieser Grundsatz für das 
Decretalenrecht schlechterdings in Beziehung auf den raptus auch abgelehnt 
werden ? Ich glaube nicht, denn noch immer hatte der raptus nicht 
aufgehört, als ein Verbrechen gegen die öffentliche Ordnung in Betracht 
zu kommen. Dafür bürgt zunächst die Stellung der beiden Decretalen 
im canonischen Strafrechte. Ist auch zunächst über die Giltigkeit der 
durch eine Entführung ermöglichten Ehen allein entschieden, so hätte 
doch sicher wenn an dem älteren, durch die Praxis der Kirche gemin¬ 
derten Rechte etwas geändert werden wollte, dieses ausdrücklich hier 
angegeben werden müssen. Nun wird hier die Ehe inter raptorem et 
raptam gestattet; das war auch schon die Anschauung Gratians und 
seiner Zeit ; nur wird bestimmt, in welcher Form diese Ehe geschehen 
muss; sie muss einmal legitime contrahirt werden; es müssen ferner 
die Personen „ad contrahendum legitimae“ sein. Dieses sind im All¬ 
gemeinen alle jene, quae non prohibentur, cum edictum de matrimonio 
contrahendo sit prohibitorium. *) 

Wenn aber die notorische Thatsache des raptus eingetreten ist, 
dann sind die zur Ehe sich verbindenden Personen nicht mehr nach den 
allgemeinen Erfordernissen zu beurtheilen, welche die Giltigkeit der 
Ehe bedingen; es kann nicht allein mehr bei dem gewöhnlichen Mittel 
des Aufgebotes sein Bewenden haben, wie es von Innocenz RI vorge¬ 
schrieben wurde, etwaige Ehehindernisse zu eruiren; es genügt auch 
nicht mehr die Abwesenheit anderweitiger öffentlicher Ehebindernisse, 
wie ligamen, ordo sacer etc., sondern die Personen, welche hier zur 
Ehe sich verbinden wollen, sind besonders qualificirt durch den voraus¬ 
gegangenen raptus, und müssen nach den hierüber bestehenden beson¬ 
deren Gesetzen beurtheilt werden, sowohl was die Sühnung des Ver¬ 
brechens, als auch was die Entscheidung der Frage anbelangt, ob sie 
ad contrahendum legitimae sint personae. 


Gf. c. 14. X. de restit. spollat (II, 13).cum per solam traductio- 

nem, quam non praecesserunt sponsalia vel Consensus legitimus , nec fuerunt 
subsecuta, nullum inter eos Obligatorium vinculum sit contractum. 

‘) Siehe no. 80, 0 . 21 X (IV, 1) 

Moy’s Archiv für kath. Kirchenrecht. III. Band. 
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Wo finden sich nnn die hiefür massgebenden Grundsätze ? Emsig 
in der Praxis der kurzvorausgegangenen Zeit. 1 ) Diese Praxis hatte sich 
ausgebildet unter dem Schwanken der weltlichen Gesetsgebnng, welche 
bald sur äussersten Strenge, der Todesstrafe sich hinwandte, bald ein 
absolutes Verbot der Ehe inter raptorem et raptam statuirte. Das ist 
der Einfluss der väterlichen Gewalt, das Moment der Entscheidung über 
den Bestand der Ehe inter raptorem et raptam, welches ebenso nach 
weltlichem Gesetze (ex lege civili- Romana) wie nach kirchlicher Pra¬ 
xis in die Einwilligung der Eltern gelegt wurde. 

Gleichwie zur Zeit der Entstehung des Decretalenrechtes durch die 
milderen Grundsätze der Canones hier wie in manchem anderen Punkte *) 
jener Rigorismus der alten kaiserlichen und späteren fränkischen Ge¬ 
setze bereits überwunden war , so muss andererseits für die nämliche 
Zeit jener Standtpunkt der Beurtheilung bezüglich der in reatu raptus 
befindlichen Personen in Anspruch genommen werden, in welchem die 
ratio legis bei dem weltlichen und bei dem canonischen Rehte wie in 
manchem anderen Paukte 3 } immer zusammen traf. Dieser einheitliche 
Standtpunkt findet sich bei dem Ehehindernisse des raptus darin , dass 
das eine wie das andere Recht den raptus in parentes anerkennt; 
dass er, wie wir aus der Decretale Quum causa gesehen, noch immer 
in der späteren Zeit geltend gemacht und von keiner höchstrichter¬ 
lichen Entscheidung abgelehnt wurde, dass mithin die Grundsätze 
Uber die Freiheit der Ehe, wie sie besonders durch Innocenz III. 
entwickelt wurden, eine Exclusive, bezüglich der Nothwendigkeit 
des elterlichen Consenses, auf den raptus nicht unbedingt ansge- 


») Gratian zu c. 7. 11. C. XXXVI qu. 2. 

*) Siehe z. B. c. 18. X. de restit. spoliat: „Saepe contingit, qaod spoliatus . . . 
propter difficultatem probationum juris (i. e. civilis) proprietatis amittit effeo- 
tum: unde non obstante juris civilis rigore sancimus etc. Ebenso c. 2. X. 
de adult. (V, 16). 

•) Ein Umstand, welchen die kirchliche Gesetzgebung als besonders günstig zur 
Einschärfung ihrer Gebote nicht selten namhaft machte. So über die Aufhe¬ 
bung der Infamie, welche nach altröm. Rechte die im Trauerjahre sich ver¬ 
ehelichende Witwe traf: c. 5* X. de sec. nupt. (IV, 21). Non debet legalis 
lnfamiae sufficere jacturam, ..... cum in his praesertim saeculares leges 
non dedignentur , sacros Canones imilari. Ebenso c. i. X. de nov. ot. nunc 
(V, 23): „Quia vero sicut leges non dedignantur, sacros Canones imitarl: 
ita et sacrorum statuta Canonum principum constitutionibus adjuvantur.“ Eben¬ 
so c. b. X. de don. int. vir. et ux. (IV, 20): „Licet ecolesia in causis vidua- 
rum se favorabilem debeat exhibere, contra justitiam tarnen non est eis fa- 
vor ecelesiasticus concedendus. Illud vero te nolumus ignorare, quod uxor 
d a re dicitur viro dotem: vir autem uxorl donationem facere propter nuptias, 
secundum legitimas sanctiones “ 



103 


dehnt werden können, Und darum die Worte: Dummodo vel ad con- 
trahendum sint legitimae personae nur diesen Sinn haben hönnen: „wenn 
die beiden Contrahenten nur auch nach den iiber den raptus geltenden 
Bestimmungen frei und ungehindert und so, dass die Ehe wirklich zu 
Stande kömmt, contrahiren können/* Da aber nach jenen Bestimmun¬ 
gen bei der minderjährigen Tochter, selbst wenn sie in die Entführung 
eingewilligt hat, auf den Willen der Eltern noch Rücksicht genommen 
werden muss, die Eltern die Zurückgabe der Geraubten verlangen, oder 
sich durch Zustimmung zu der ehelichen Verbindung beruhigen könneB, 
so ist es Sache des Richters, auch diesen Punkt bei dem raptus zur 
Geltung zu bringen, und er ist hiezu durch die angezogenen Worte der 
Decretale aufgefordert. 

Es wird durch diese Folgerungen der Begriff des canonischen Rech¬ 
tes Uber die aetas legitima nicht in Abrede gestellt, sondern nur be¬ 
hauptet : Der Begriff von personae legitimae muss ein weiterer sein, so¬ 
bald ein raptus propter injuriam, quae fit parentibus, Platz greift. Nach 
dem heutigen Standpunkte des Civilrechtes beruht die väterliche Gewalt 
auf dem Momente der Minorität der Kinder. 

Soll also ein raptus in parentes geltend gemacht werden, so ent¬ 
scheidet nicht die aetas legitima im Sinne des canonischen Rechtes, son¬ 
dern ein aus dem Civilrechte für diesen besonderen Fall ausdrücklich 
adoptirtes Verhältniss; ist der raptus vorhanden an der Minderjährigen, 
so ist diese im Sinne des canonischen Rechtes, weil nach den Be¬ 
stimmungen der lex civ. persona ad contrahendum illegitima. 

Das nächste Gesetz, welches das gemeine Recht in dieser Materie 
weiter bildete, ist das 

Coneilium Tridentinum. 

In c. VL S. XXIV de Ref. Matr. 2 ) werden die rechtlichen Folgen 
des raptus in seiner doppelten Bedeutung als Ehehindernüe und als 
Verbrechen genau unterschieden. Für das letztere aber kommt der 


l ) Denn die patria potestas des römischen Rechtes existirt nicht mehr Im heuti¬ 
gen Civilrechte, welches vorwiegend beruht auf dem deutschrechtlichen Ge¬ 
sichtspunkte der Nothwendigkeit des mundium. Dieses und mit ihm die väter¬ 
liche Gewalt fällt nun aber in der Regel weg durch die Grossjährlgkeit. 

*) „Decernit Sancta SynoduS, Inter raptorem et raptam, quamdiu ipsa in potes- 
tate raptorls manserit, nnllum posse consistere matrlmonium. Quodsl rapta 
a raptore separata, et in loco tuto et libero constltuta, illum ln virum habere 

consenserit, eam raptor in uxorem habeat, et nihilominus.Teneatur 

praeterea raptor mulierem raptam, sive eam uxorem duxerit, sive non duxerit, 
decenter arbitrio judlcis dotare. 

14 * 
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raptus als Thateache Überhaupt, für das erstere nur als Zustand in Be¬ 
tracht : Decernit.inter raptorem et raptam, quamdiu ipsa in 

potestate raptoris manserit, nullum posse consistere matrimonium. Das 
Ehehinderniss wird gehoben, sobald der anomale gesetzwidrige Zustand 
aufgehoben, d. h. die Entführte vollkommen frei, dem physischen und 
moralischen Einwirken des Entführers entzogen ist; dieses enthalten die 
Worte: Quodsi rapta a raptore separata, et in loco tuto et libero con- 
stituta, In seiner Eigenschaft als Verbrechen unterliegt der raptus, weil 
er nach dieser Seite hin nur als Handlung gefasst wird, noch immer 
den für ihn gesetzlich bestimmten Strafen. 

Wenn die vom Conc. Trid. vorgeschriebene Bedingung für die Auf¬ 
hebung des raptus erfüllt ist, so steht es in dem freien Willen des 
Weibes, die Ehe mit dem Entführer einzugehen oder nicht. Quodsi 
rapta a raptore separata etc. illum in virum habere consenserit, eam 
raptor in uxorem habeat. Dieses kann natürlich da, wo das Conc. 
Trid. promulgirt ist, nur in der für die Giltigkeit der Ehen vorge¬ 
schriebenen tridentinischen Form coram parocho et duobus vel tribus 
testibus praesentibus *) geschehen. Mit jener Bestimmung soll aber 
keineswegs eine Zwangsehe für den raptor eingeführt sein, wie es im 
römischen Rechte und auch noch in der älteren christlichen Zeit*) ge¬ 
boten war; dagegen erwächst ihm V sive eam duxerit me non duxerit“ 
aus dem raptus eine obligatio ex delicto , die Entführte nach dem rich¬ 
terlichen Ermessen zu dotiren. Teneatur praesertim raptor sive etc. 
mulierem raptam decenter arbitrio judicis dotare. 3 ) Aus der genauen 
Trennung, welche das Concil zwischen dem impedimentum raptus und 
dem delictum raptus macht, indem es das letztere noch bestraft, wenn 
das erstere gehoben ist — eam in uxorem habeat, et nihilominue raptor 
ipse etc. sint ipso jüre excommunicati — folgt: 

1 . Der Eintritt dieser Strafen ist nicht nothwendig an alle Um¬ 
stände gebunden, welche die verbrecherische Handlung zu einem trennen¬ 
den Ehehindernisse machen. Wer daher, ohne die Ehe zu beabsichtigen, 
einer Entführung sich schuldig macht, verfällt den nämlichen kirchlichen 


*) c. 1 . Conc. Trid. S. XXIV de ref. matr. 

*) Epist. 40. v. Gregor d. Gr. 

*) Diese Bestimmung ist nicht als ein blosser modus, sondern als eine wahre Sns- 
pcnsivbedingung zu fassen, wenn dem raptor in einem anderweitigen Ehehin¬ 
dernisse Dispens ertheilt wtrd : Riganti ad regul. canc. 49. u. die dort ange¬ 
führte, resolulio Congr. Conc. v. 10. Dezbr. 1583: Episcopum exsecutionem 
dispensationis legitlmae denegare posse, donec raptor effectualittr raptam de¬ 
center dotaverit. 
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Strafen, obwohl bei einem solchen von einem trennenden Ehehindernisse 
des raptus keine Rede sein kann. Aach ist er zur Dotation verpflich¬ 
tet, weil dieses unabhänging von der nachfolgenden Ehe ganz allgemein 
für jede Art der Entführung ausgesprochen ist. 

2 . Die im Decrete verhängten Strafen gehen ausdrücklich nicht blos 
gegen den Entführer, sondern auch gegen alle, die ihm Hilfe oder Vor¬ 
schub geleistet haben. Diese Ausdehnung tritt aber nothwendig auch 
dann ein, wenn der raptus aus was immer für einem Gründe nicht als 
trennendes Ehehinderniss in Betracht kommt; weil jene Strafbestimmun¬ 
gen des Concil blos das Verbrechen treffen. 1 ) 

Aus dem doppelten Charakter des raptus erklärt sich ferner: 

1 . Ein dem Ehehindernisse des raptus eigentümliches Merkmal be¬ 
steht darin, dass von demselben nicht dispensirt werden bann. So wenig 
als von dem affectus maritalis als einem wesentlichen Erforderniss jeder 
Ehe kann von dem trennenden Ehehindernisse des raptus als solchem dis¬ 
pensirt werden, weil dieser, so lange er besteht, eine rechtliche Vermuthang 
gegen den freien Consens begründet. Aber auch der Charakter des delic- 
tum widerspricht der Zulässigkeit einer Dispens. Denn da durch das Concil 
der dem raptus entgegengesetzte Zustand — rapta a raptore separata in 
]oco tuto et libero constituta die einzige zulässige Form ist, das Ehehinder¬ 
niss zu heben, so enthielte die Erlassung dieser Bedingung vi dispensationis 
eine unmoralische Entschuldigung des an dem häuslichen Frieden und 
der öffentlichen Ordnung begangenen Verbrechens. Ein Erlass der im 
Decrete bestimmten Strafen fiele selbsverständlich nicht unter den Be¬ 
griff einer Ehedispens. 

2 . Ein auf der Praxis der römischen Carie beruhender weiterer Nach¬ 
theil, welcher den Entführer trifft. Er ist nämlich verpflichtet, wenn er 
um Dispense von einem anderweitigen gesetzlichen Ehehindernisse nach- 
suCht, das vollzogene Verbrechen des raptus ausdrücklich anzugeben, 2 } 
sollte er auch bereits die vom Concil geforderte Trennung von der 
Entführten bewerkstelligt, und so das für sich bestehende Ehehinderniss 
des raptus selbst beseitigt haben. Der Grund hiefür ist: Cum raptus 
sit res pessimi exempli ac quamplurium malorum seminarium, Papa non 
intendil cum raptore dispensare. Auch abgesehen von dem Charakter 
des Ehehindernisses, bei dessen Bestand ohnehin die ertheilte ander¬ 
weitige Dispens wirkungslos sein würde, bildet der raptus als Verbrechen 
einen erschwerenden Umstand für die Entfernung eines andern seiner 
Ehe entgegenstehenden Hindernisses. Jedoch bewirkt die Clausel nur 

*) Strafen gehen nicht contra „impedimenta, sed contra vitia“ — Van Espen J. E. 

(J. Pars II tit. 13. c: 10. 

*) Riganti, Conun. ad regul. canc. 40. (de dispensationlbus ln gradibus consangul- 

nitatis). 
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dann ein Hindernies für den Erfolg der Dispensation, wenn jene ver¬ 
brecherische Handlung irgend jemals die äussere Grundlage für das 
Ehehinderniss des raptus hätte bilden können. l ) Diese Rücksicht hat 
denn auch die Curie bewogen, in solchen Dispensbewilligungen die Clau- 
sel „Si rapta non fuerit“ in Dummodo propter hoc rapta non fuerit. 2 ) 

Wir haben schon bemerkt, dass nach der Sache und dem Gegen¬ 
stand der canonischen Gesetzgebung der raptus als Ehehinderniss nur 
dann in Betracht kommen könne, wenn überhaupt die Abricht des Ent¬ 
führers auf diese Ehe gerichtet war . 3 ) Denn das Verbot der beab¬ 
sichtigten oder die Trennung der bereits eingegangenen Ehe ist schon 
in den gratianlschen Bestimmungen und im ältesten rein kirchlichen 
Rechte nicht als Strafbestimmung, sondern als nothwendige Beschrän¬ 
kung »um Schutze der Freiheit der Ehe gefasst worden. War die Frei¬ 
heit der Ehe, die Freiheit des Eheeonsenses ausser Zweifel, dann wurde 
früher peracta poenitentia, jetzt ohne Rücksicht auf die Sühnung des 
Verbrechens durch Kirchenbusse oder weltliche Strafen die Ehe inter 
raptorem et raptam zugelassen. Dieses ist der Standpunkt des Conci- 
lium von Trient; die Beurtheilung von raptus als Ehehinderniss, und raptus 
als Verbrechen sind hier streng geschieden, nur das erstere ist eigentlicher 
Gegenstand der kirchlichen Bestimmung; bezüglich des Verbrechens adhä- 
rirt die Kirche den weltlichen Strafbestimmungen über den raptus. 4 ) 

Jenes, das Ehehinderniss, wird gesetzt und wiederaufgehoben ganz 
ohne Rücksicht auf die daneben gegen das Verbrechen erlaufenden Stra¬ 
fen, nur unter der Voraussetzung, dass die Entführung in der auf Ehe 
mit der Entführten gerichteten Absicht unternommen wurde; diess hat 
aber auch die zur gesetzlichen Interpretation des Concils seit Sixtus V. 
gesetzlich autorisirte Gongregation Concilii Tridentiui ausdrücklich und 
öfter erklärt: „Raptorem ob aliam causam quam ut raptam in uxorem 
duceret, non comprehendi in capit. S. 24. de ref. Matr. Immer ist 
daher zu vermuthen, dass die letztere allein beabsichtigt. worden sei. 
Anders ist es freilich, wenn der ursprüngliche die Entführung herbei¬ 
führende und begleitende Zweck ein anderer war, und erst eine ge¬ 
raume Zeit nachher die im raptus complicirten Personen sich zur Ein¬ 
gehung der Ehe entschlossen. 5 ) 


i) Rigantl 1. clt. 

*) Bei den Dispensen super altqno gradu consangninitatis vel afflnitatis pflegt 
sie immer beigesetzt zn werden, bei den übrigen tritt ihre Wirkung von 
selbst ein. 

*) Entscheidung der congr. Cono. v. 1583 — 10 Dezbr. n. Brugnat. 14 No¬ 
vember 1648. 

4 ) Constit. Crim. Car. V. art. 118. 

*) Rigantl I. dt. 
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Keinen Unterschied macht in der Auffassung dieses Ehehindernisses 
nach canonischem Rechte und kirchlicher Praxis der Umstand, ob die 
Entführte eine minder ehrbare Person sei oder nicht, 'und in die¬ 
ser Beziehung unterscheidet sich das canonische Recht vielfach von 
weltlichen und particulftren Landesgesetzen über den raptus. 

Eine wichtige Regel für die processuale Verfolgung des impedim. 
Yaptus ist: Raptus non praesumitur; quin imo sola juris praesumtio rap- 
tum excludit. Die Folge dieser Regel ist: 

1 . Sobald unter der Clausel: Dum rapta non fuerit, dispensirt ist, 
so liegt darin f(ir den Ordinarius nicht die Aufforderung zu einer förm¬ 
lichen gerichtlichen Untersuchung*-' sondern nur za einer extrajudicalis 
informatio. 

2 . Eine solche Rechtsvermutbung Hegt besonders dann vor, wenn 
der Eid des betreffenden Mannes gegen die Bezücbtigung des Raptus 
oder wenn die Aussagen exceptionsfreier Zeugen, sie hätten nichts von 
einem raptus gehört, vorliegen. Zu solchen glaubwürdigen Zeugen 
müssen auch die Eltern der betreffenden Personen gerechnet werden 
nach einer besonderen noch geltenden Bestimmung des canonischeü 
Rechtes. s ) 

Nothwendig und durch wiederholte Entscheidung der geistlichen 
Gerichte 4 ) gehört vor Allem zum Begriffe des raptus die abductio de 
loco in locum. Dieses Merkmal wird so hervorgehoben ^ dass dagegen 
die violentia in jedwelcher später zu erörternden Gestalt erst secundo 
loco inquirit wird. Mit Recht; denn darch jenes äusserliche Merkmal 
unterscheidet sich allein mit Sicherheit der raptus von dem verwandten 
impedimentum vis ac metus, sowohl wenn es gilt, ihn als Verbrechen 
oder als Ehehinderniss für den einzelnen Fall zu bestimmen. 

Diese abductio bestimmt sich näher nach ihrem localen Ausgangs- 
puncte und nach ihrem localen Ruhepuncte. In Beziehung auf den 
ersteren ist daher eine abductio nur dann vorhanden, wenn die be¬ 
treffende Frauensperson aus ihrem Hause oder aus dem nächsten 
Umkreise desselben entführt worden ist, nicht wenn sie, wie die 
Curie sich ausdrückt „in via seu in agro“ gefunden, ebenso nicht 


<) Eod. 


*) Eod. 

») Eod. 

4 ) In Causa Olomucensi v. 17B9 wird der raplas definirt: tiolenta femlnae ab¬ 
ductio de loco ad locum matrlmonii causa. „Tria prolnde heisst es dort, ad 
constituendum raptum formalem ex common! sententla requlruntur: quod sit 
abductio mulleris de loco ad matrimonium; etc. quod sit Tiolenta rel physioe 
vel moraliter. 
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wenn sie nur einige Schritte weit geführt war, also durch keine mora¬ 
lisch bemerkbare Distann fortgebracht worden ist. *) 

Nach ihrem localen Ruhepuncte bestimmt sich die abductio nur in- 
soferne, als der Ort, wohin die Entführte gebracht worden, ein solcher 
sein muss, in welchem sie der völligen moralischen und physischen Ein¬ 
wirkung des Mannes preisgegeben ist, also z. B. sein eigenes Wohnhaus 
oder das Haus seiner Eltern oder ein den Erkundigungen der Eltern, der. 
gerichtlichen Verfolgung geraume Zeit unbekannt gcbliebe^r Ort. Dabei 
muss nach gewiesen werden, dass sich die Entführte auch factisch in der 
Detentio des Mannes befunden, dass sie wirklich und geswungener Weise 
unter seinem persönlichen Einflüsse oder dem von durch ihn geleiteter 
Personen stand. Dagegen genügt der blosse Nachweis einer Detention 
eines Gewahrsams nicht. Sie muss immer vorbereitet gewesen sein durch 
„abductio de alio loco.“ 

Streitig ist, ob letztere nur vorhanden ist, wenn sie in Verbindung 
mit violentia aasgeführt wurde, und nicht vielmehr auch List und Ver¬ 
lockung die Gewalt ersetzen. Die Frage ist von Autoritäten verneint 
worden, 2 ) Das ist jedoch unbedingt nicht zuzugeben. Denn derjenige, 
welcher überlistet, hat das Recht der Persönlichkeit gewiss nicht min¬ 
der beeinträchtiget, als wer physisch vergewaltiget. Die Ueberlistung 
verhängt einen Zwäng, der in seinen beabsichtigten Folgen kränkender, 
injuriöser ist als die physische Vergewaltigung. Von diesem Standpuncte 
aus würde zwar noch nichts gewonnen sein, weil für das Ebehinderniss 
des raptus nur die Freiheit des Consenges zunächst in Frage kommt, 
nicht die zugefügte Unbild. Mit dieser verbindet sich aber nothwen- 
dig hier auch eine besonders qualificirte Beschränkung der persönlichen 
Freiheit. Denn wer List anwendet, wer durch betrügerisches Vorge¬ 
ben oder auch nur durch unbekannt gebliebenen auf den Zweck der De¬ 
tention gerichteten Hinterhalt oder Nachstellungen einen andern über¬ 
listet, der hindert diesen geradezu durch die Kraft der Vernunft die 
Dinge ausser ihm so zu beurtheilen, wie sie sich zu seinem persönlichen 
Wohl oder Wehe wirklich verhalten. Er hindert ihn von seiner per¬ 
sönlichen Freiheit, von seinem freien Willen den vernünftigen .'Gebrauch 
zu machen, sich gegen gewaltige Einwirkungen von Aussen zu schätzen 


*) Riganti loco citato: Si rnulier etlam invita detenta fuerit per aliquod tetn- 
poris spatlum in aedibus matris virl, aut si e domo sua non educta, sed re- 
perta in via seu in agro per aliquot passus abducta fuerit, raptus non com- 
mittitur. 

■ *) Schulte Eherecht pag. 306: „Findet die Wegfiihrnng durch List, Verlockung der 
Person an «inen dritten Ort statt, so tat wiederum kein raptus vorhanden.“ 
Ebenso Knopp Eher. pag. 426. 
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schon dann, wenn er die Vorbereitung in der nachfolgenden nnd von 
Anfang an bezweckten Decretale getroffen bat. Man könnte daher das 
Erforderniss der physischen Gewalt in jener Exclusivität, wie wir sie 
bei Gratian gesehen haben, nur dann geltend machen, wenn das Conc. 
Trid. das Ehehinderniss des raptus von einem andern Gesichtsponcte 
als von dem des freien Consenses und der Sicherung des freien Con- 
senses ans, wenn es dasselbe als Hausfriedensbruch, als Verletzung 
des öffentliches! Friedens, oder wie Gratian von dem römischen Gesichts- 
puncte der väterlichen Gewalt, hätte betrachtet wissen wollen. Ich ent¬ 
scheide mich aus diesem Grunde dahin, dass die detentio in potestate 
raptoris nach dem Tridentinischen Begriffe auch dann massgebend sei 
und den raptus als Ehehinderniss begründe, wenn statt vorausgegange¬ 
ner gewaltsamer Fortführung 

1 . freie; und ohne nächste directe trügerische Einwirkung, aber 
dem raptor voraus bekannte Handlungen der betreffenden Frauensperson 
(ihr Ausgang, ihre freiwillige Entfernung vom elterlichen oder Wohn- 
hause) durch geheime der Betreffenden unbekannt gebliebene Operationen 
die Veranlassung ihrer Gefangenschaft werden — einfacher Hinterhalt, 
Ueberfall 1 ) noch mehr wenn 

2 . dieselbe veranlasst wurde durch betrügerisches Vorgeben in 
der Absicht der Entführung, gewisse Handlungen vorzunehmen, welche 
Gelegenheit geben, die arglos durch jene Vorspiegelungen in ihrem Willen 
Bestimmte leichter ihrer persönlichen Freiheit berauben zu können. 
Den letzteren Fall hat ein Gesetz, welches, wie Wir am Schlüsse die¬ 
ser Abhandlungen sehen werden, kirchlich wohl eine mehr als particu- 
Ifire Geltung bat, ausdrücklich in seinen Bestimmungen vorgesehen, und 
nach den hier entwickelten Grundsätzen entschieden. 2 ) 

Ausser diesen beiden Fällen, in welchen eine der physischen ana¬ 
loge Einwirkung durch List und Betrug zu dem gleichen Erfolge der 
ungerechten und gewaltsamen Hemmung freier Willensbestimmung führt, 
wird die abductio zu einem raptus qualificirt durch das Moment der 
Gewalt. Es muss violentia angewendet werden, sage: Darunter ver¬ 
steht man den physischen und jede solche Art moralischen Zwanges, 
der die Selbstbestimmung aus eigener Lust und Liebe zur vorhabenden 
Entführung, beziehungsweise zur Ehe mit dem raptor undenkbar macht, 
und darum die Annahme derselben rechtlich und präsumtiv für die ganze 
Dauer des aus dem raptus erfolgten Zustandes ausschliesst. 


4 ) So auch dann, wenn sie wohl in via oder agro aufgehoben, nicht aber zu¬ 
fällig aufgefunden (reperta), sondern eben erwartet wurde. Vgl. Rigantl ob«n 
und die Eichstaedter Pastoralinst. 1854. 

*) Anweisung f. g. 6. Oejtfc 



Durch diese Definition wird von vorneherein abgelehnt jede Auf« 
nähme des Begriffes der seductio, der Verführung als einer weiteren 
analogen Art von Gewalt. Ein durch Schmeicheleien, Versprechungen 
bethörtes Mädchen, mag nun diese Einwirkung von den Eltern oder von 
einem andern herrühren, fuhrt weder nach römischem noch nach cano- 
nischemRechte zu dem rechtlichen Begriffe der Gewalt; hier gilt in bei¬ 
den Rechtssystemen der Grundsatz: „volenti non fit injuria.“ Ein Wille 
ist im ersten vorhanden. Ueberredungskünste schwächen <^n freien Wil¬ 
len, lenken ihn, aber sie heben ihn nicht auf; und jeder Mensch bleibt 
nach dem Gesetze der Natur und des Christenthums verpflichtet, die 
Schwäche seines Willens durch die Rücksicht auf höhere Pflichten zu 
ergänzen. 1 } Diess ist durch einstimmige Lehre der Canonisten ausser 
Zweifel gesetzt. Als solche Mittel, welche keinen raptus hervorbringen, 
werden ausdrücklich genannt importunae suasiones, preces, blanditiae, 
dona aut aliae amatoriae artes, im canonischen Rechte zusammengefasst 
unter dem Begriffe dolosae artes. Non est locus poenis raptus (hier 
in einem weiteren Sinne) si dolis circumventa virgo extrahatur; nam 
sine violentia (proprie dicta seu vi vere illata personae, quantum potesi 
renitenti et omnino involuntariae) non datur proprie raptus, et Triden- 
tinum solummodo de raptoribus loquitur. Es ist auch hier wieder die 
genaue im Sinne des ältesten Rechtes festgehaltene Entwicklung, welche 
den raptus per seductionem nicht kennt, wabrzunehmen. 

Die violentia selbst ist schon dann vorhanden, wenn die Entführung 
vor den Augen ihres Opfers in einer Weise vorbereitet wird, dass ent¬ 
weder an ein Entfliehen und an einen erfolgreichen Widerstand nicht 
mehr gedacht werden kann; oder die Absicht günstige Mittel zur Ab¬ 
wehr des drohenden Uebels zu ergreifen momentan durch grosse Furcht 
beiseitigt wird. Das canonische Recht lässt hier die rechtlichen Wir¬ 
kungen des metus, qui cadit in constantem virum, für die so vergewal¬ 
tigte Frauensperson eintreten. 3 ) Es kann sich aber ein Zwang, vio¬ 
lentia auch da noch geltend gemacht. haben, wo unsere Vernunft ebenso 
sehr von dem Gedanken an erfolgreichen Widerstand als von der Be- 
sorgniss einer Verletzung an Leib und Leben entfernt wird. Nur darf 
ein durchaus ruhiges Verhalten nicht die Folge einer Einwilligung^sein. 
Wird diese späterhin in Abrede gestellt, so muss das Gegentheil von 
dem Entführer aus den Umständen erwiesen werden. 4 ) 


t) Dagegen die Conferences, cf. Citat anb No. 27. 

*) Etwas Anderes die oben erwähnte Art von List, dorch welche die Entfernung 
vom Wohnort herbelgefüfart wurde und diese, welche unmittelbar die Ein¬ 
willigung hervorbringen soll. 

*) C. 15. X. de spons. IV, 1. 

4 ) (Sanchez) „In Ms speetatur initium.“ Schulte Ehegericht p. 303. 
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Dieses führt dos auf ein weiteres Erforderniss der «ngewendeten 
Gewalt. Dieselbe mos sieh oSmlich sogleich in dem ersten Acte der 
wirklichen WegfUhrong vollsogen haben. Der hiefiir aofgestellte Grund- 
sats der kirchlichen Praxis lautet: „Id his spectatar initium“; es darf 
in keiner Weise weder durch Worte noch durch eonckidirende Hand¬ 
langen oder Zeichen die Einwilligung in die Entführung ausgedrückt 
worden sein. Daher wird der reptus nicht constituirt, wenn die Ein¬ 
willigung in die Entführung gegeben, obwohl die Einwilligung in die 
copola mit dem Entführer verweigert wurde. Im angekehrten Falle 
qualifieirt sich das Factum des raptus. 

Nicht nothwendig ist, dass alle Gewalt vom Anfang herein von dem 
raptor selbst ausgehe; diess ist im engeren Sinne derjenige, welchen 
Absicht der Ehe oder schnöde Lust in ein persönliches Interesse für 
die Geraubte gesogen hat. Alle, welche su dem Zwecke der Entführung 
thätig sind, arbeiten an einem und demselben Werke; wenn also die 
Eltern der eigenen Tochter in einer Weise sureden, dass ein maximus 
reverentiae timor ein tritt, so wäre der raptus dennoch vorhanden, so¬ 
weit es sich um das Verbrechen desselben handelt, und der Entführer, 
die Eltern und alle übrigen dabei Betheiligten erscheinen im weiteren 
Begriff des raptor als solche, welche den gesetslichen Strafen unter¬ 
liegen. 

Die weiteren durch Lehre und Praxis festgestellten Resultate be- 
siehen sich noch auf das eben schon angegebene aus der Natur der 
Sache sich ergebende Erforderniss, dass die Entführung stattgefunden 
haben müsse ad finem matrimonii. Wenn daher Jemand, um Rache an 
der Familie su üben, die Tochter entführt, oder sum Zwecke der Be¬ 
friedigung schnöder Lust, oder am Lösegeld von den Verwandten so 
erpressen, oder in dem Falle, dass Jemand ein Mädchen in heidnischem 
oder türkischem Lande entführte, sie su Hause ersiehen lässt in christ¬ 
licher Religion und nach seiner vaterländischen Sitte, so steht seiner 
späteren Ehe nichts im Wege, bei ihm wird causa major die Christi- 
anisirung des Mädchens pro foro externo ausschliesslich präsumirt. Den 
letsteren Fall, der seiner Natur nach eine gewisse Notorietät annimmt, 
etwa ausgenommen, wird bei jedem räuberischen Acte der finis matri¬ 
monii contrahendi gesetslich präsumirt, und unabhängig von dem gün¬ 
stigen oder ungünstigen Zeugnisse des entfernten Weibes muss der Ent¬ 
führer eine andere Ansicht streng beweisen. 


*) (Giraldi): „Quod raptor es, etiam si eas non rapltnt ad effeetnm contrahendi 
cum ipsiy matrimoniuin, aed ob alias cansas, sunt ipso jure exeonunonitati.“ 
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Die Helfershelfer and Genossen des raptor bei der verbrecherischen 
Handlang, oder derjenige, welcher ohne von dem eigentlichen Amanten 
inspirirt worden za sein, die Entführung im Interresse eines andern 
allein ausgeführt, verfällt selbstverständlich gleichfalls nicht der Wir¬ 
kung des trennenden Ehehindernisses, Wenn auch den gesetzlichen 
Strafen. 

Dieses sind summarisch die Resultate, welche sich durch Praxis und 
Lehre über den Begriff des raptus festgestellt haben. 

Durch dieselben ist die spezielle den Gegenstand dieser Untersuchung 
bildende Frage: Kann nach dem Gonailium von Trient das Ehehinder- 
niss des raptus auch geltend gemacht werden beim raptus in parentes, 
oder bestimmter bei der Entführung einer minderjährigen Tochter, die 
zur Entführung einwilligt gegen Wissen und Willen ihrer Eltern“ — 
vorbereitet, obwohl nicht gelöst. % 

Wir sehen, dass im Decretum auf Grundlage des römischen Rechts 
besonders im Punkte der patria potestas der raptus in parentes aus¬ 
drücklich unter den Begriff dieses Ehehindernisses aufgenommen ist 
Das Decretalenrecht hat weder einen diese Anschauung aufhebenden Satz 
noch die frühere Rechtsbildung gewaltsam unterbrochen. Wir zeigten, 
dass Innocenz 111 im cap. Accedens gegenüber dem römischen Rechte 
und den germanischen Gesetzen für den kirchlichen Richtet* den eigent¬ 
lichen Schwerpunct der Entscheidung als in der Freiheit der Ehe und 
in der Sicherheit des freien Consenses gelegen, hervorhebt. Es erübrigt 
uns demnach für dasTridentinischeRecht folgende Fragen zu beantworten: 

L Welche Stellung im Allgemeinen nimmt das tridentinische Ge¬ 
setz gegenüber dem vortridentinischen jus commune ein? 

II. Kann, und weshalb, und inwieweit behauptet werden, dass die 
Entführung der Minderjährigen gegen den Willen ihrer Eltern, oder ihres 
Vormünders dieses Ehehinderniss nach dem Rechte des Tridentinums 
begründe? 

/ Was die erste Frage betrifft, so ist vor Allem festzuhalten, dass 
mit Rücksicht auf die wesentlichen Grundsätze des älteren (vortrident.) 
Rechts das Concilium nichts Neues einführt. 

Wenn es die Ehe des raptor mit der rapta für zulässig erklärt, 
so vermittelt aus der früheren Zeit dieselbe Anschauung Kapitel 7 und 
sent. Grat. ad. c. XI Causa XXXVI qu. 2 und aus der späteren vortri¬ 
dentinischen Zeit das öfter genannte cap. Accedens. Wenn es Strafen für 
den raptor bestimmt, so haben dasselbe schon die Concilien von Car- 
thago, von Orleans, von Aix, von Paris, von Meaux, die Päpste Sym- 
machus und Gregor II. (IV.—V, Jahrhundert) bei Gratian c. 2.3.4.5.6.10« 
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Caus. XXXVI |u, 2 getban. Was dem Cone. v. Trient als eigentüm¬ 
lich und neu zugeschrieben werden kann, sind nur 

1 . Die ausdrückliche Erklärung, dass, durante raptu, während des 
durch die Entführung geschaffenen Zustandes, so lange rapta in pote- 
State raptoris ist, kein hinreichend sicherer pro foro externo, (welches für 
den raptus als öffentliches Hinderniss das competente ist,) giltig erwie¬ 
sener Consens und darum auch keine Ehe zu Stande kommen kann. 
Hier haben wir im Grunde nur eine negative bestimmtere Formulirung 
jener Conditio sine qua non im cap. Accedens: Si prior dissensus tran- 
seat postmodum in consensum. Prior dissensus wird so lange ver¬ 
mutet als jener Zustand noch andauert. 

2. Die Aufstellung eines bestimmten modas, wie das Ehehinderniss 
entfernt werden muss, dureh welche der dissensus raptae aufhört, Ge¬ 
genstand einer gesetzlichen Präsumtion zu sein, nemlich die „separatio 
a raptore — constitutio raptae in loco tuto et libero“. Hier haben wir 
eine positive nähere Formulirung des im cap. Accedens gebrauchten 
Wortes: Postmodum. 

Nicht eine wesentlich der früheren Gesetzgebung entfremdete An¬ 
schauung liegt also diesen Bestimmungen zu Grunde, sondern ist nur 
dem praktischen Bedürfniss Rechnung getragen, und die Art und Weise 
näher bestimmt, in welcher der nothwendige Consens frei und über 
allen Zweifel erhaben zur Ehe abgegeben werden könne. Das Consi¬ 
lium von Trient hat also nichts Anderes gethan, als für die Dauer des 
raptus als Zustandes die betreffenden Personen als personae ad contra- 
hendum illegitimae erklärt und dadurch jene Worte des cap. 7 X eit. 
weiter gesetzlich interpretirt. 

Unverkennbar ist der Grundgedanke, der hier die kirchliche Ge¬ 
setzgebung leitete. Nachdem das Concilium in cap. I de ref. matr. 
einen eigentümlichen neuen Modus der Eheschliessung bei Strafe der 
Nichtigkeit vorgeschrieben hatte, war dadurch für die rechtzeitige Kennt- 
nissnahme etwaiger Ehehindernisse erst jene Abhilfe gewonnen, für welche 
das Conc. Lateran. UI. ohne merklichen Erfolg das Gebot der öffentl. 
denunciationes matrimonii aufgestellt hatte, so lange nämlich noch die 
Giltigkeit clandestiner Eheverhältnisse nicht aufgehoben war. Nur für Ein 
Ehehinderniss konnte selbst diese ganz neue und wichtige Bestimmung 
als kein hinreichendes Expediens erfunden werden, und dieses war der 
raptus. Denn die Entführung in das Domicil des raptor bot kein Hin¬ 
derniss, die von dem Conc, Trid. in c. L vorgeschriebenen Bedingungen 
der Eheschliessung zu erfüllen; die Ehe kam äusserlich legitim zu Stande, 
wenn nicht für den raptus besondere Einschränkungen getroffen wurden. 
Diese Einschränkungen, in c. TI gegeben enthalten aber eine ganz ana¬ 
loge Anwendung derselben Rücksicht, welche das imped. dandestineitatis 
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zum Gesetz erhoben hatte. Cui malo ab ecclesia, quae de oecültis 
non judicat, succurri non potest, nisi efficacius aliquod remeditun adhi- 
beatur. Ein solches Heilmittel gegenüber dem raptos war nur die aus¬ 
drückliche factische nach allen Richtungen hin vollständige Aufhebung 
des Gewaltactes, nicht zur Sühne des Verbrechens Zunäcbst, sondern um 
den Weg zu bahnen, auf welchem allein der Consens zur Ehe als un¬ 
abhängig, von jeglicher physischen oder moralischen Einwirkung des 
Entführers angenommen werden konnte. 

Somit ist die erste Frage durch dieses zu beantworten. Es hat das 
Conc. Trid. weder eine Milderung noch eine Schärfung der Gesetze 
über den raptus aus der früheren Zeit vornehmen wollen , sondern das 
vorhandene Material vielmehr ausdrücklich anerkannt, und sich in der 
schärfer und bestimmter ausgedrflckten Weise, welche wir im cap. Acce- 
dens vermissen, an das ältere Recht angeschlossen. Dabei ist aber das 
öffentlich rechtliche Moment zum äusseren Durchbruche gekommen. Wie 
die Eheschliessung selbst durch die forma publica auch äusserlicb unbe¬ 
dingt feststehen und jeden Schein von Vermuthung ihrer möglichen Un¬ 
gültigkeit heben soll, so soll der Bruch der Rechtsordnung, der im rap¬ 
tus liegt, erst absolut gehoben, die volle Wirkung des Friedens wieder¬ 
hergestellt sein, bevor von der Eheschliessung und der durch ihre Form 
erzeugten Vermuthung die Rede sein kann: 

Was die zweite Frage angeht, so ist nicht selten, besonders von 
den Gallicanern die Meinung ausgesprochen worden , dass die Entfüh¬ 
rung der minderjährigen, gegen den Willen ihrer Eltern entführten Toch¬ 
ter durch die neue Form des Conc. Trid. als abgelehnt erscheint, und 
somit die entgegengesetzte dem älteren Rechte conforme Ausbildung des 
französischen Particularrechtes nur mehr als eine durch die Milde des 
Concils hervorgerufene spezifische Eigenthttmlichkeit des dort geltenden 
Gesetzes erscheint. So sagt Guy de Rousseaud unter dem Art. Rap. 
in seinem Recueil de juris prud. canon.: „Le Concile de Trente S. XXIV 
de ref. matr. cap. VI semble avoir ecartä cette condition par ces ter- 

mes“ Decernit etc.habeat. Les Ordonnanees de nos rois in- 

tervenues depuis le Concile de Trente se sont conform6es aux ancien- 
nes Lois, de l’eglise exterieure k l’onzieme siede, aux Constitutions de 
Justinien et aux Capitulaires de Charle Magne. 

An dieser Behauptung kann aber nur so viel als richtig zugegeben 
werden, dass die strenge Auffassung des römischen Rechtes bezüglich 
der Nothwendigkeit der väterlichen Einwilligung nicht bloss zur Ehe, 
sondern auch zum Verlöbnisse eine gegen die Grundsätze des canoni- 
schen Rechtes dem französischen Rechte verbliebene Eigentümlichkeit 
ist. Eine ganz andere Frage ist aber die nach der Nothwendigkeit der 
elterlichen Einwilligung zu Ehe und zu Verlöbniss und eine andere die, 
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ob ein „raptus propter injuriam, quae fit parentibus“ ein trennendes 
Ehehinderniss bilde, mit andern Worten, ob trotz der längst festgestell¬ 
ten Grundsätze des canonischen Rechtes über' den Consens der Eltern 
welche zuletzt in c. I. 8. XXVI de ref. ihre klare Bezeichnung gefunden 
haben, der raptus als rechtlich begründetes Ehehinderniss auch dann in 
Betracht komme, wenn die Eltern von der sträflichen Entweichung der 
minderjährigen Tochter keine Kunde haben, die nachfolgende Consens- 
erklärung der Tochter zur Ehe nur dann angenommen wird, wenn der 
Consens der Eltern gleichfalls erfolgt oder gesetzlich supplirt ist. Da¬ 
für nun, dass es nicht die Absicht des Conc. Trid. gewesen sei, das 
ältere Recht m diesem Punkte auszuschliessen, spricht 

I. der Inhalt des Decretes selbst, welcher die Tendenz zur 
grosseren »Strenge des älteren Rechtes zurückzukehren, deutlich zeigt. 
Ferner negative wird unsere Ansicht aus dem Tenor des Decrets unter¬ 
stützt, welches keine neue Begriffsbestimmung des raptus enthält. Man 
muss also nothwendig, um für das, was raptus sei, eine Autorität zu 
gewinnen, auf das gratianische Decret, beziehungsweise auf die dort ge¬ 
gebenen Begriffe von raptus per vim und raptus in parentes gelangen. 

II. Aus der Geschichte des Concil. von Trient ergibt sich, dass 
nicht bloss eine grosse Anzahl der Stimmführer, sondern der Papst 
selbst nicht abgeneigt waren, den Grundsätzen des französischen Rechtes 
über die Entführung Raum zu gestatten und den Consens der Eltern zur 
Ehe der minderjährigen Kinder als eine Prohibitiv- und Strafmassregel 
gegen den raptor d. h. als ein absolut nothwendiges Erforderniss zur 
Eheschliessung aufzustellen. Die französischen Gesandten*) hatten beim 
Beginne der Verhandlungen de reformatione matrimonii in Rücksicht auf 
die Particulargesetzgebung des von ihnen anf dem Concil vertretenen 
Landes ganz allgemein den Antrag gestellt, die Giltigkeit clandestiner 
Ehen in einer doppelten Richtung, nämlich sowohl der Ehe, welche 
ohne die vorgeschriebene kirchliche Öffentliche Form (in faeie ecclesiae) 
als auch der Ehe, welche ohne Einwilligung der Eltern geschlossen ist, 
zu verbiethen. Sie stützten ihren Antrag durch die Hinweisung auf das 
besonders starke Bedürfniss ihres Vaterlandes, „nel cui regno per aven- 
tura il disordine riusciva piü frequente.“ 2 ) Am 24. Juli übergaben sie 
im Namen des Königs eine feierliche Adresse dieses Inhaltes; eventuell 
wenn aus wichtigen Gründen das Concil auf das Verbot der clande- 
stiuen Ehe im ersteren Sinne nicht eingehen wolle (rinovandosi l’antiche 
solennitä delle nozze) lautete der Antrag dahin, es mOge etc. wenigstens 


*) Karl des IX. Vgl. Confdr. ecd. sous Card. Noailles. II pag. 370, 
*) Pallavicinl Istor, del Conc. di Trento 1 . XXII c. 1 . n. 16 . 
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Ehen der Minderjährigen gegen den Willen der Eltern verbieten, etwa 
mit der Modification, dass der filius familias, wenn er nicht innerhalb 
eines Jahres mit dem Vater über seine Verehelichung eins werden könnte, 
dann die Freiheit haben sollte, sich nach eigener selbstständiger Wahl 
su verheirathen. 1 ) 

Dieser Antrag der französischen Gesandten wurde in die Acten 
regiatrirt, und erregte sofort grosse Sensation. Ein Schreiben des 
Papstes liess die Frage ganz offen für die nachfolgende Debatte, zeigt 
aber wie derselbe der Befürwortung jenes Antrages persönlich günstig 
gestimmt war. „11 Pontefice secondo de il suo istituto, fe scriver ä Legati 
che si facesse ciocche apparisse conveniente. Ben egli haver si grand 
odio ä Ratti deüe donne , che gli sarebbe piaciuto un decreto per ad 
non potesse mai teuer matrimonio frä il rapitore e la rapita: 11 che 
essere un innovare i canoni antichi: Mä che pur in ciö voleva rimet- 
tersi. (Pallav. Ist. del C. di Tr. lib. XXII. cap. I nr. 17.) 

Die Stelle enthält zur Situation unserer Frage einen nicht unwich¬ 
tigen Beitrag. Es geht aus derselben hervor, dass der Papst den An¬ 
trag der französischen Gesandten, der ganz allgemein und ganz conform 
der Particulargesetzgebuug ihres Vaterlandes alle Eben der Mindeijähri- 
gen ohne elterlichen Consens für die Zukunft annullirt wissen wollte, in 
seinem Schreiben nur auf den Fall der Entführung bezog, dass er dem 
Mangel der elterlichen Einwilligung die Wirkung zumessen wollte, diu 
Ehe zwischen den Betreffenden perpetuell zu verhindern, dass er end¬ 
lich dieses als ein Erneuern der alten Canonen beurtheilte. 

Unter dem Eindrücke dieser Directive lieferten' auch die für und 
gegen den Antrag bezüglich der Ehen der Minderjährigen gepflogenen 
schriftlichen Verhandlungen in der Congregation das bezeichnende Re¬ 
sultat, dass unter elf Referenten fünf sioh für denselben entschieden. *) 

Und wenn nun das Concil. blos die bekannten Sätze Über den 
raptus ausdrücklich aussprach, und jene strengeren Gesetze über den 


*) Pallavic. Istor. del Conc. di Trento 1. XXII c. 1. n. 16: 

„E se alle volte per gran cagione paresse di far altramente; almeno 1 ma- 
trlmonli, non s’havessero per legitlml qnalora non v’intervenisse la presenza 
del Saeerdote e dl ixb ö piü. testimonii: e ehe insleme s’annnllassero 1 mart- 
taggl contratti da figlinoli dl famiglla senza 11 oonsenso di Genltorl, come 
per lo piü e dannosi e disconvenevoli alle famlglie et 6 matcria d’odio piü 
che d’amore trä 1 Consortl, ma per rimediare alla trascuraggine di Parenti 
nel providere ailo stato de figlinoii, si prescrivesse un termino d’anni, oltre 
al quäle se’lfigliuolo dal Patre non fosse aocopiato in matrimonio, gli devenisse 
lecito l’eleggersi compagna per sd stesso. u 

*) Pallaviclni 1. dt. c. XXII c. IV, nr. 1. seqq. 
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raptus ' in parentes ausdrücklich zu gleicher Zeit besonders in Frank*- 
reich bestanden und bald nach dem Concil ohne Widersprach der kirch¬ 
lichen Obrigkeit durch die Ordonnances erneuert worden; wenn ferner 
nicht abzuleugnen ist, dass in jenem Schreiben des Papstes eine indi- 
recte Billigung des raptus in parentes zum Mindesten zugestanden wer¬ 
den muss: so kommt man zu dem Resultate, dass das Gone, ins 
Decret aufzunehmen vermied, was sich aus dem geltenden weltlichen 
Rechte leicht zu Hilfe nehmen liess, nämlich der klare Begriff des rap¬ 
tus selbst, und dass keineswegs der Begriff des raptus in parentes vom 
Concil als ausgeschlossen gelten kann, mithin die Behauptung, als habe 
es in dieser Beziehung jedem Zweifel ein Ende gemacht, wie oben Guy 
de Rousseaud, oder es habe sich in neuerer Zeit die Verfolgung des 
raptus in parentes nur particularrechtlich geltend gemacht und gegen das 
Gesetz der Kirche entwickelt, 1 ) widersprochen werden muss. 

III. Noch mehr wird unsere Behauptung unterstützt, wenn wir auf¬ 
ein Epoche machendes Resultat der weltlichen Gesetzgebung das Auge 
wenden, welches dem Concilium von Trient einige Jahrzehnte voraus¬ 
gegangen, und bei seiner allgemeinen Wichtigkeit den dort versammel¬ 
ten Vätern gewiss nicht unbekannt geblieben war. Es ist dieses die 
peinliche Halsgerichtsordnung Carl V. (Codex criminalis Caroli) von 
1532. Im Art: 118 daselbst wird verordnet: „So eyner eyn unvor- 
leumbte jungkfrowen wider des ehelichen vaters willen entfüret ... 

darumb mag.der vater, unangesehen ob die jungkfrowe jren 

Willen dazu gibt,, peinlich klagen. . . . . „Ist and hier über die Wirk¬ 
samkeit oder Unwirksamkeit des väterlichen Dissenses für die beabsich¬ 
tigte Ehe zunächst nichts ausgesprochen, so gab die ungezogene Stelle 
doch sofort unter dem Einflüsse der bereits getrennt erscheinenden Con- 
fessionen den Anlass zur Controverse unter den damaligen CanonMen, 
und das protestantische Kirchenrecht ging schnell zur gemeinrechtlichen 
Annahme der bejahenden Ansicht fort. 2 ) 

Das katholische Kirchenrecht zögerte aus nahe liegenden Gründen 
die nämliche Anschauung als die seinige sogleich zu proclamiren; allein 
um so bedeutungsvoller erscheint jetzt das Schweigen des Tridentinischen 
Decretes über diesen Punkt; von zwei Seiten den Vertretern des fran¬ 
zösischen Königs und von dem begonnenen Streite der deutschen Kechts- 
verständigen dazu angeregt, vermied es die kategorische Entscheidung 
und überliess sie. einer späteren Zeit. Nachdem das Conc. Trid. zum 


*3 Schulte Eherecht pag. 306. 

*) Wächter Ahh. a. d. Strafr. I, pag.89„f. i. f-, not 81. 
Moy’s Archiv für kath. Kirchenrecht . UL Band, 
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Standpunkt des älteren Gratianischen Decretes *urtickgekehrt, handelte es 
sich noch darum, ob das deutschrecbtliche Element, 'welches die Ehe in- 
ter raptorem et raptam gegen den Willen der Eltern mehr begünstigte, aus 
der Praxis -jener Zeit gänslich verdrängt, und die Strenge des röm. 
Rechtes bei der Minderjährigen wieder geltend gemacht werden sollte, 
so weit sie im Gratianischen Decrete anerkannt wird. Dafür aber dass 
es nicht in der Absicht des Conc. gelegen war, in diesem Punkte das ältere 
Recht su aboliren, spricht 

IV. der Umstand, dass die Congr. Conc. Trid. so wie die Rota 
Romana in ihren Entscheidungen der Bedingung des elterlichen Consen- 
ses für die Ehe der Entführten niemals ungünstig gewesen ist, und in 
neuester Zeit diese Richtung offenbar begünstigt hat. 

Bei Riganti ad Reg. Con. 49 Commentarius von nr. 66 an wird 
die Frage erörtert: An raptus committatur respectu mulieris volentis et 
consentientis, und die Entscheidung lautet: Fuit alias in dubium revocatum. 
Riganti nimmt keinen Anstand su erklären, dass die Sache sur Klarheit ge¬ 
diehen, da über den Eintritt des Ehehindernisses beim raptus in paren- 
tes kein Zweifel mehr sei. Er führt vor Allem eine Entscheidung der 
Rota Romana an: Quod committatur raptus ob injuriam, quae fit Paren- 
tibus seu tutoribus aut fratribus non obstante consensu mulieris, quia 
aliud est raptui consentire et aliud tonsentire matrimonio , et propterea 
in consensu ad raptum non infertur Consensus ad matrimonium, atque 
ita non cessat ratio Concilii respectu illius mulieris, quae assentitur rap¬ 
tui, eum possit postea dissentire matrimonio. 

Ausgehend von der Voraussetsung, dass es dem Conc. Trid. em¬ 
sig darum su thun war, die Freiheit und Sicherheit der Ehe su schütsen, 
muss der raptus in parentes dann sugelassen werden, wenn auch in 
die Entführung eingewilliget worden ist. Denn nicht der vorübergehende 
Act der Entführung, su welchem ein su Abenteuerlichem aufgelegtes 
Gemüth leicht überredet werden kann, sondern der nachfolgende Zu¬ 
stand der ausschliesslichen Einwirkung des Entführers gefährdet in 
Wahrheit die Ehe. Wird nun in eine Entführung eingewilligt, so schütst 
die minderjährige Tochter das Elternrecht; der väterliche Widerspruch ge¬ 
gen die Ehe ist ein Hinderniss, dass jene Einwilligung sur Entführung 
als Eheversprechen, die Entführte mithin als Braut gelte, folglich das 
Ebehinderniss des raptus seiner Anwendung entbehre. 

Allein ohne es gerade schon directe aossuspreehen, handelt und 
entscheidet die Rota hier nach Rechtsgrundsätsen, die gans dem jus 
commune civile entnommen sind und gegen die Wirkungen eines Consen¬ 
sus in raptum aus Rücksicht auf den dissensus parentum in der Weise 
schütsen, dass noch immer gegen das wirkliche Vorhandensein einer 
desponsatio vermuthet, d. h. der minderjährigen jene schütsende 
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Rechtsunfähigkeit verliehen wird, welche so nie and nimmermehr auf Grand 
des canonischen Rechtes, sondern nur durch Herbeiziehung des jus ci- 
vile romanum verliehen werden kann. Ausserdem musste ja bei jeder 
Entführung dieselbe Rechtsvermuthung gegen den Eheconsens, dieselbe 
Trennung zwischen consensus in raptum und cons. in matrimonium 
geltend gemacht werden. Es ist aber kein raptus,wenn ein Weib 
sui juris ist, mit ihrem Geliebten, auf dessen Zureden oder aus welchem 
Grunde immer entOieht. Soll daher dem elterlichen Widerspruch die 
Kraft innewobnen, den Eintritt des Ehehindernisses trotz der consta- 
tirten Einwilligung in den raptus hervorzubringen, so ist dies nur durch 
die Zuhilfnahme römisch rechtlicher Anschauungen möglich. 

Dazu kommt bei Riganti eine nr. 70 citirte Resolution der Sac. 
Congreg. Conc. Trid. auf die Frage: An raptores mulierum, quae raptui 
eonsenserint, comprehendantur quoad poenam et matrimonii prohibitio- 
nem Decreto Conc. Trid. c. VI S. XXIV de ref. matr. 

Die Antwort fällt ganz allgemein bejahend aus, und stützt sich 
auf : folgende Gründe: 

Die Frage, wie der raptus zu beurtheilen, welches sein Begriff, 
welche seine Folgen wären, ist ebenso sehr durch das civile wie darch 
das canonmche Recht entschieden worden. Letzteres hatte die Ver¬ 
letzung der öffentlichen Ordnung und der bürgerlichen Freiheit des Ein¬ 
zelnen allein im Auge, und alle Bestimmungen gegen den raptus hatten 
den Charakter einer Strafe. Darum habe das weltliche Recht auch den 
Begriff der seductio aufgenommen, und sei soweit gegangen die Ehe 
inter raptorem et raptam geradezu zu verbieten. 

Allein auf dem letzteren Punkte musste sich das canonische Recht 
gegen den rigor der Civilgesetzgebang erheben; denn was die Freiheit 
der Ehe im Allgemeinen aufhebt , muss von dem canonischen Rechte 
abgelehnt werden.Die Freiheit der Ehe schützend erliess dasConci- 
lium das Gebot einer bestimmten Form den Zustand des raptus zu he¬ 
ben, und gestattete auch dann die Ehe inter raptorem et raptam. Wenn 
aber das Concil so bestimmte, ohne des Consenses der Entführten in die 
Entführung als einer Ausnahme zu gedenken, so bleibt das cap. Cum 
causa noch in Kraft, vermöge dessen selbst, wenn das Mädchen will, 
der raptus zugelassen wird, wenn nur kein Verlöbniss vorausgegangen 
ist. Es wird hiemit im Interresse der Entführten ihr Consens zum rap- 
tua als unzureichend erklärt, so lange sie minderjährig ist. Talis eon- 


*) Eichstaedter Pastor. Instr. v. 1854. 
*) C. 3. X. IV 18. 
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sensus ad raptam praesumitur extortus o viro per dolum, — aliud est 
raptui consentire —■ aliud consentire matrimonio. 

Aber das bis jetzt Erörterte sind nur Spuren, welche endlich mit 
Nothwendigkeit zu dem Satze führten, der zuerst in einer Entscheidung 
der Congregatio Conc. Trid. vom 24. Juni 1668 sich findet — bei Ri- 
ganti loc. cit. nr. 84. — Habita est Congregatio Concilii, cui inter- 
fuerunt ..... qui omnes senserunt, Concilium procedere etiam in 
mutiere volente, dum tarnen sit raptus juxta terminos juris Civilis. 
Vnus Cardinalis Montis Regalis existimavit, Concilium procedere, quoad 
nullitatem matrimonii, non autem quoad poenas; sed ceteri omnes puta- 
runt Concilium sibi vindicare locum etiam quoad poenas. 

Dadurch, dass erklärt wird, dass der Begriff des raptus gemäss 
den Bestimmungen des jus civile d. h. im Sinne der Curie des reci- 
pirten römischen Rechtes zugelassen werde, kann nun bei der Minder¬ 
jährigen an die Stelle der physischen Gewalt die seductio treten, ver¬ 
bunden mit der indirecten Vergewaltigung und Beleidigung, quae fit 
parentibus. 

Nicht gegen obige Resol. Conc. Trid. spricht das in C. Rubin. 
5. März 1714 (Conc. Trid. ed. Richter et Schulte de ref. matr. nr. 
90) Gesagte. Dort ward für die Frage des Thatbestandes festgestellt, 
dass Entführung geschehen war consentiente quin etiam proponente 
puella, quo libere exoptatum matrimonium contrahere possent, vel in- 
vitis ipsius consanguineis, qui tractatum sponsalium constanter rejece- 
runt. Subinde apud honestam matronam puella collocata fuit, ut omni- 
moda libertate perfrueretur. Die Frage war nun: An obstet praetensus 
raptus ad contrahendum? und die Antwort lautet: Nein; es ist ja die 
Aufhebung des raptus in der vom Conc. Trid. vorgeschriebenen Weise 
gesetzt und wenn dieses geschehen ist, dann ist für jede Art von Rap¬ 
tus das Moment des Ehehindernisses beseitigt. Aber niemals ist der 
Grund, warum es überhaupt entstehen konnte, ein anderer als der be¬ 
schränkte, nicht zur vollen rechtlichen Wirkung der Ehe sich eignende 
Wille der Geraubten; dieser begann nun ein beschränkter zu werden 
im Augenblicke der Vergewaltigung, oder er war schon zuvor durch 
ihre Abhängigkeit von den Eltern gesetzlich beschränkt. Der Mangel 
der elterlichen Einwilligung constituirt bei noch in väterlicher Gewalt 
befindlichen Töchtern das Ehehinderniss des raptus quoad parentes, auch 
dann wenn dieEntführte selbst eingewilligt hat. Denn nur in dem letzteren 
Merkmale ist etwas Unterscheidendes zwischen den beiden Arten ‘des 
raptus zu finden. Die Beseitigung des Ehehindernisses wird bei der 
einen wie bei der andern Art in derselben Weise vollzogen, und wir 
sind weit entfernt, von dem elterlichen oder vormundschaftlichen Dis¬ 
sens die perpetuelle Verhinderung der Ehe behaupten zu wollen. Wird 
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dieser Corneas hartnäckig oder ohne Recht verweigert, so hilft das 
Gesetz nach civilen and canohischen Grundsätzen. 1 ) 

'Eine für unseren Zweck höchst interessante Verhandlung entspann 
sich in Causa Olomuc. 29. Juli 1779. Es handelte sich um die Entführung 
eines vierzehnjährigen Mädchens; der Entführung folgte die Copulation, 
die Ehe wurde vollzogen, bedingungsweise erneuert 1766 und nach 
achtjährigem Zusammenleben entzog sich das Weib, welches zur andern 
Kirche übergetreten war 1 , dem lästigen Ehebande. Es lag nun im In¬ 
teresse des Mannes, die früher gewünschte und durch Entführung vor¬ 
bereitete Ehe auch in seiner Kirche zur Trennung zu bringen. Seine 
Beweisdeductionen hatten zwar nicht den gewünschten Erfolg, da er 
aus einem doppelten Grunde ex raptu und ex defectu clandestineitatis 
die Nichtigkeit seiner Ehe nachweisen musste, was aber nur bezüglich 
des ersteren Grundes annäherungsweise gelang. Wichtig bleibt immer¬ 
hin, dass ohne eigentlichen Widerspruch von Seite des defensor 
matrimonii er sich darauf berufen konnte: raptum formalem adessc non 
solum, quando invita capitur puella, sed etiam quando ipsa «in raptum 
consentit, insciis tarnen et invitis parentibus vel tutoribus; et hanc 
insuper sententiam semel atque iterum probasse S. Congregationem.“ 
Die Replik des defensor matrimonii stellt nicht in Abrede, dass jener 
Ausdruck Concilium procedere, dum tarnen sit raptus juxta dispositio- 
nem juris civilis, — den raptus in parentes betreffe, macht aber zwei 
Bedingungen geltend, auf welche er sich offenbar nicht mit Recht be¬ 
rufen konnte; er sagt: Non constat, ea decreta prodiisse in hypothesi 
matrimonii dissentientibus parentibus contraria muliere, quae consenserit 
tum. in raptum tum in matrimonium; quorum utrumque copulative requi- 
ritur, ut raptus matrimonii substantiae non officiat. Nihilque obesse 
clausulas in posteriori decreto adjectas: Dum tarnen sit raptus juxta 
terminos juris civilis, quia eae referendae sunt ad consensum, quem 
mulier rapta non sposte, sed falsis suasionibus ac malitiose seducta 
praestiterit. Nec divershnode intelligi posse; alias decretum aperte pug- 
naret cum dispositione Concilii Tridentini, quod parentum consensum 
ad matrimonii validitatem minime requirit. 

Der Defensor hat mit dieser Begründung das Aeusserste geleistet, 
was er seiner Stellung schuldig war; indessen wird durch dieselbe dem 
vollen Werthe jener beiden Resolutionen bei Riganti kein Abbruch ge- 
than; denn 

1. Da es nicht klar entschieden ist (non constat), dass das Con- 
cil nur eine solche im Auge gehabt habe, bei welcher der Consensus 


*) Schulte, kath. Eherecht 537, pag. 324. 
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in raptom und consensus in matrimonium concurrirt, so inass dasjenige 
angenommen werden, was dem Sinne der Worte raptus juxta disposi- 
tionem juris civilis mehr entspricht., Hicnach ist das Richtigere zu 
sagen, dass offenbar jeder raptus an der minderjährigen Tochter als 
Ehehinderniss erscheint, so lange gegen den wenn auch klar erwiesenen 
Consens der Tochter der Widerspruch der Eltern vorhanden ist. Da¬ 
gegen steht nicht, dass diese Art des raptus wie jede andere nach ca- 
nonischem Rechte durch vorausgegangene tractatus de matrimonio con¬ 
trahendo ausgeschlossen wird. Denn darunter wird nicht jede Unterre¬ 
dung verstanden, welche die Absicht der beiden Parteien, die Ehe zu 
scbliessen, vermutfaen lässt, sondern es muss tractatus conclusus sein 
d. h. beide Parteien müssen ausdrücklich und bestimmt sprechen und 
in vollem Bewusstsein sein, dass sie einen rechtsgiltigen Act vorneh¬ 
men, d. h. das Eheversprechen gemacht haben; und ausserdem muss 
der Beweis für die vorhergegangenen Sponsalien luce meridiana cla- 
rior sein. 

2. Die Einschränkung des raptus juxta dispositionein jur. ,ciy, auf 
den Fall der Seduction ist ganz willkilhrlich. Denn das römische Recht 
selbst nimmt nur bei der in Gewalt befindlichen Tochter dieses Moment 
mit auf, und legt ihm nirgends jenes Gewicht bei, welches in der Ab¬ 
hängigkeit vom elterlichen Willen allein zu finden ist. Das canonische 
Recht verleiht seiner Natur nach diesem Momente eine höhere Bedeutung, 
aber es bindet sich selbst an die Bestimmungen des jus civile. Daher 
hat Niemand ein Recht, den Kreis der Anwendung dieser Rechtsquelle 
enger zu ziehen, als es die Wahrung von, dem canonischen Rechte etwa 
eigenthümlichen Principien, erheischt. Die Bestimmungen des Conc. v. 
Trient über den Consens der Eltern zu den Ehen ihrer Kinder werden 
durch civilrechtlichen Begriff des raptus noch nicht verletzt. Denn jener 
Consens der Eltern wird nur desshalb ausgeschlossen, weil es auf den 
freien Consens der Contrahenten allein ankommen soll; und eben weil 
diese Freiheit des Consenses auch gegenüber dem raptor geschützt wer¬ 
den soll, so steht den entführten Minderjährigen die Vermuthung schützend 
zur Seite, dass ein so wichtiger Schritt« wie die Abschliessung einer 
Ehe, nicht mit völliger Freiheit und reiflicher Ueberlegung gemacht wor¬ 
den sei, wenn der verdachterregende Umstand der Entführung und die 
entgegenstehende Gesinnung der Eltern vorliegt. Nachdem der unter 
solchen Verhältnissen begangene raptus für die Minderjährige das Zu¬ 
standekommen der Ehe glücklich verhindert hat, hört auch nach dem 
raptus der mangelnde Consens der Eltern auf, ein eigentliches Ehehin¬ 
derniss zu sein. Sie können auf ihrem Willen beharren, die Ehe in der 
gesetzlichen Form schliessen und das Gesetz wird ihnen sobald jene 
Einsprache ungesetzlich ist, die Gewährung des Consenses suppliren. 





Nickt In einem solchen Sinne wie das französische Recht die Ein¬ 
willigung der Eltern für nothwendig hilf, will das canonische Recht 
denselben beim raptus zulassen, sondern vielmehr als ein Mittel die Si¬ 
cherheit des freien Consenses noch evidenter zu machen; and mithin bleibt 
trotz der singulären auf einem anderen Grunde beruhenden Bestimmun¬ 
gen beim raptus die Erklärung des Concils, dass der Consens der Eltern 
nur Ehe nicht nothwendig sei, dennoch gewahrt. Aus dieser Verschie¬ 
denheit des canonischen und einiger particulirer Staatsgesetse erklärt 
tfch auch, warum diese nicht blos den Raub der minderjährigen Toch¬ 
ter, sondern auch die Entführung durch einen filius familias in den 
Bereich ihrer Gesetze über den raptus in parentes ziehen, und auch das 
letztere als ein trennendes Ehehinderniss statuiren, während dem cano¬ 
nischen Recht eine solche Ausdehnung aus den gegebenen Gründen im¬ 
mer unbekannt geblieben ist. 

Dass der raptus in parentes, begangen, an der minderjährigen 
Tochter nach dem Conc. von Trient in die kirchliche Praxis überge¬ 
gangen, und für sich als trennendes Ehehinderniss angesehen werde, 
beweist auch ein Urtheil einer erzbischöflichen Curie aus der allerneue- 
sten Zeit, welches von der S. Congregatio episcoporum et regularium be¬ 
stätiget und worin eine solche Entführung als das kirchenrechtliche 
crimen raptus erklärt und mit Berufung auf: C. un. Cod. Inst, de r. 
virg. IX 13 bestraft wurde. Die Berufung stützt sich also einzig auf 
das gemeine Recht, und zeigt recht unverhohlen, woher das kirchliche 
Recht seine Begriffsbestimmung des raptus zu nehmen theils durch den 
Mangel näherer Bestimmungen im canonischen Rechte neuerer Zeit genö- 
thiget, theils auch geneigt ist. 

Eine neue Bestätigung, dass dieses die wahre Ansicht der kirchl. 
Gesetzgebung über den raptus sei, ergibt sich aus der in neuester Zeit 
publizirten Anweisung für die geistlichen Gerichte Oesterreichs: In §. 
19 sagt dieselbe: 

Eine Frauensperson, welche zum Zwecke der Verehelichung ent¬ 
führt worden ist, kann mit dem Entführer, so lange sie sich in der 
Gewalt desselben befindet, keine gütige Ehe eingehen. Als entführt ist 
jene Frauensperson zu betrachten, welche durch wider sie geübten 
Zwang entweder hinweggeführt oder an einem Orte, wohin sie durch 
List gelockt wurde, festgehalten wird ; imgleichen jene, welche von ei¬ 
nem Manne, dem sie nicht schon vor der That rechtmässig verlobt war, 
mit ihrer Einwilligung , doch ohne Vorwissen, oder gegen den Willen 
der Eltern oder Vormünder hinweggeführt wird. 
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Diese Bestimmung steht im äusseren Einklänge mit dem österreichi¬ 
schen Strafgesetze. Allein, wenn auch dieses ein der Execution 
kirchlicher Rechtsbestimmuugen an und für sich günstiger Umstand ist, 
so darf es doch nicht als der innere bestimmende Grand dieses Art. 
der Anweisung für die g. G. Oe. betrachtet werden, sondern vielmehr 
die aus Riganti oben naehgewiesene Praxis der römischen Curie hat 
die Aufnahme der so formulirten Bestimmung Ober den raptus unschwer 
erscheinen lassen. Diesen Zusammenhang vom wirklich geltenden ge¬ 
meinen kanonischen und dem Art. 19 der Anweisung hat auch de# 
Card. Rauscher, welcher als Bevollmächtigter des Kaisers die kirchlichen 
Verhältnisse auf Grund des Concordates zu ordnen hatte, in seinem 
Hirtenbriefe vom 21. Dezbr. 1856 sub nr. VU1 ausdrücklich erklärt, 2 ) 
und mit den Worten: „Es versteht sich von selbst, dass diess nur von 
einer Frauensperson gilt, welche noch unter der väterlichen oder vor-- 
mundschaftlichen Gewalt steht, und den ohnehin kaum möglichen Zwei¬ 
fel, dass die Bestimmung der Anweisung, „insciis vel invitis parentibus 
nur auf die filia familias zu beschränken sei, gänzlich beseitigt. 

Gestützt auf diese neueren Argumente und ganz besonders auf die 
der Instruction zu Theil gewordene Billigung des apostolischen Stuhles 3 ) 
modificieren sich die Erklärungen über den raptua in parentes, welche 
denselben nur auf dem Gebiete des particulären Staatsgesetzes oder durch 
gewohnheitsmässige Entwicklung gegen das Concil von Trient und die 
älteren Kirchengesetze erklären wollen. In denjenigen Staaten also, in 
welchen der Begriff, des raptus enger gezogen wird als er nach dem 
bisher Gesagten auf dem Gebiete des canonischen Rechtes sich ergibt, 
könnte in Zukunft nur der weitere gemeinrechtliche massgebend sein. 
So z. B. in Bayern, wo durch Gesetz vom 1813 die Entführung durch 
Einwilligung bei Personen über zwölf Jahre für ausgeschlossen erklärt 
wird, könnte dieses für die Beurtheilung des Ehehindernisses nicht mehr 
ausreichen. — Am Ende dieser Untersuchung reiht sich ein Rückblick 
auf die Entwicklung der französischen Gesetzgebung in diesem Punkte 
würdig an. Wir müssen jetzt zugestehen, dass die Conferences zu Pa¬ 
ris unter Cardinal Noailles den Standpunkt ihres particulären Rechtes 
richtig festgestellt haben, wenn sie in dem can. VI nur die Principien 


*) Oesterreichlsches Strafgesetz-Buch vom 27. Hai 1852. §. 06 und 97. 

*) Schon am 24. Jänner 1606 entschied die Cardinals-Congregation, dass das 
Binderniss auch bei einer mit ihrer Einwilligung entführten Frauensperson ob¬ 
walte, wofern nach den Bestimmungen des weltiiohen (römischen) Rechtes eine 
Entführung vorhanden sei. Diesen Ausspruch hat die Congregation später wie¬ 
derholt und hält ihn fortwährend als Richtschnur fest. 

*) Vergl. Schulte, Erläuterung des Gesetzes vom 8. Octb. 1856. Prag II. Auflage 
1857 pag 33 seqq. 
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einer ältern DiscipHn erkennend, 1 ) in der Strenge, reit welcher von deil 
Königen Frankreichs der raptus geahndet wird, so wie in der .Aner- 
kennung des raptus in parentes, oder wie sich gerade diese Gesetzgebung 
lieber, ausdrückt, in dem rapt. de seduction nichts anderes als die con- 
sequente Fortentwiklung der von der Kirche in jenem Cap. des Confc. 
Trid. wieder aufgenommenen Principien sahen. 2 ) Sie haben mit Recht 
dieses caput in seiner allgemeinsten Anwendbarkeit auch auf die Entfüh¬ 
rung der einwilligenden Minderjährigen ausgedehnt, ohne dabei an eine 
gewobnheitsmässige Rechts-Entwicklung gegen das Concil von Trient zu 
denken. Die Ordonnances von Blois unter Heinrich 111. (1579), das 
Edict von Ludwig XIII. vom 26. Novbr. 1639, ein Edict von Ludwig 
XIV. im Mars 1697, letzteres nur eine Wiederholung des vorher¬ 
gehenden, sprechen deutlich vom trennenden Ehehindernisse bei der min¬ 
derjährigen zur Entführung einwilligenden Tochter. 

Allerdings gehen diese französischen Gesetze zum Theile weiter 
als es meine Absicht war in dieser Abhandlung zu behaupten; denn sie 
begnügen sich nicht bei dem Mangel des elterlichen Consenses die Nich¬ 
tigkeit der besprochenen Ehe zu behaupten, sondern sie erneuern ganz 
eonform den Gesetzen Justinian’s das perpetuelle Verbot der Ehe inter 
raptorem et raptam, und geben selbst den Eltern kein Recht, die Ehe 
durch spätere Zustimmung entstehen zu lassen. Allein abgesehen von 
diesem Uebermass, zu welchem staatspolizeiliche Rücksichten gedrängt 
haben mochten, muss doch immerhin zugestanden werden, dass der Ein- 
fluss der väterlichen Gewalt auf eine solche Ehe, soweit er in einem 
Widersprüche gegen die geschlossene Ehe besteht, nicht gegen den Sinn 
der Tridentinischen Bestimmung zugelassen wurde. 

Endlich muss noch auf eine Analogie im Kirchenrechte aufmerk¬ 
sam gemacht werden , welche recht deutlich zeigt, wie wenig das cäno- 
nische Recht der Zuhilfenahme civilrechtlicher Begriffe widerstrebt. Es 
ist dieses die Analogie des raptus in parentes mit der Adoption. Denn 
es ist durch Praxis der römischen Curie 3 ) entschieden, dass für die Ent¬ 
stehung des impedimentutn adoptionis es hinreiche, wenn das Civilrecht 
irgend eine Annahme an Kindesstatt kenne, welche die ähnlichen Wir- 


') Confdr. tom II. liv. V §. 1, pag. 370. 

*) „Les rols de France depnis ce Decret ont aussi fait revivre l’ancien «sage 
de la Monarchie . . . conformdment ä la Constitution de ce Saint Concile ils ont de- 
clard nuls les mariages des ravisseurs avec les persones qu’ils auraient enlevdes,“ 
Conf. loc. eit. 

P) Das Nähere bei Schulte, Eherecht pag. 186 und 187. 
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kan gen des römischen Rechtes, ein elternfthnliches Verhältnis hervor- 
bringe. Diese Berufung auf das Civilrecbt findet aueh beim raptus in 
parentes statt; es ist mitbin die Subsumtion desselben unter den Triden- 
tinischen Begriff yon raptus nicht nnmotivirt, und musste die neueste 
deutliche Bezeichnung desselben als impedimentum canonicum dirimens 
zar Folge haben. 


Anhang 

Die gesammle Kirche betreffend. 

Pftpstllclie Eneyeliea an alle Patriarchen, Primaten, 
Erzbischöfe , Bischöfe and andere Ordinarien der mit 
dem hell, apostol. Stahle ln Gemeinschaft stehenden Orte. 

* Inhalt: Dass das heilige Messopfer von den Pfarrern und allen eine Seel« 
sorge versehenden Priestern für das ihnen anvertraute Volk (pro populo) 
nicht nur an den Sonn« und vor geschriebenen Festtagen, sondern auch, wie 
vor der Constitution Urbans VIII. Universa per orbem vom 13. September 
1642, an den seither aufgehobenen oder verlegten Festtagen zu appliciren 
sei, ausgenommen, wenn mit der Festfeier auch das officium auf den fol¬ 
genden Sonntag verlegt worden ist. Wegen der hierin seither vorgekom¬ 
menen Versäumnisse wird Absolution ertheilt. Dispensationsgesuche sind 
ausschliesslich an die Congregatio Concilii zu richten , ausgenommen von 
Seite derjenigen Seelsorger, welche unter der Congregatio de Propaganda 
stehen. Das Volk soll über die Heiligkeit, Nothwendigkeit und Wirksamkeit 
des heil. Messopfers belehrt und zum häufigen Besuche desselben aufgefor¬ 
dert, der Klerus zu einem dieser ihm vorbehaltenen hochheiligen Verrich¬ 
tung würdigen Wandel dringend "ermahnt werden. Frühere Entscheidungen 
über denselben Gegenstand sieh in Ginzeis Archiv für Kirchengeschichte 
und Kirchenrecht 1. Heft S. 194 — 200. 

Venerabilibus fratribus patriarchis, primatibus, archiepiscopis, episcopis, 
aliisque locorum ordinariis gratiam et communionem cum apostolica 

sede habentibus 

Pias Papa IX. 

Venerabiles Fratres. 

Salutem et apostolicam benedictionem. 

Amantissimi Redemptoris Nostri Christi Jesa Unigeniti Filii Dei tanta 
fuit erga homines benignitas et caritas, ut, veluti optime nostis, Venera- 
biles Fratres, homana indutus natura non solum saevissimos pro nostra 
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salute crueiatus atrocissiroamque enteis mortem perpeti, verum etiam in 
augustissimo sai corporis sanguinisquesacramento nobiscum semper mo- 
rari, ac nos peramanter pascere et nijtrire voluerit, quo ipse in coelum 
rediens ad dexteram Patris nos et sai numinis praesentia, et tutissimo 
spiritualis vitae praesidio communiret. Neque contentus nos tarn insigni 
ac plane divina dilexisse caritate, beneficia beneficiis cumulans, suique 
in nos amoris divitias profundens effecit, ut probe intelligeremus, quod 
com dilexisset saos, in finem dilexit eos. Namqae se aeternnm Sacer- 
dotem esse declarans secundum ordinem Melcbisedecb, säum in Catho- 
lica Ecclesia Sacerdotium perpetuo instituit, et iliad idem Sacrificiura, 
quod ipse ad Universum humanum genus a peccati jugo ac daemonis 
captivitate vindicandum et redimendum in ara crucis, pretiosissimo suo 
sanguine effuso, semel peregit, pacificans sive quae in coelis sunt, sive 
quae in terra, usque ad consummationem saeculi permanere decrevit, et 
quotidie fieri, ac renovari jussit per Sacerdotum ministerium, sola offe¬ 
rendi ratione diversa, ut salutares uberrimique suae passionis fructus in 
homines semper redundarent. Si quidem incruento Missae sacrificio, 
quod conspicuo Sacerdotum ministerio peragitur, illa ipsa vivifica litatur 
victima, quae Deo Patri nos reconciliavit, quaeque omnem merendi, pla- 
candi, impetrandi ac satisfaciendi vim habens illam, nobis mortem 
Unigeniti per mysterium reparat, qui licet resurgens a mortuis jam non 
moritur, et mors ei ultra non dominabitur, tarnen in semetipso im* 
mortaliter atque incorruptibiliter vivens pro nobis iterum in hoc mys- 
terio sacrae oblationis immolatur. 1 ) „Atque haec est munda illa obla- 
tio, quam nulla offerentium indignitas ac malitia inquinare unquam po- 
test, et quam Dominus per Malachiam nomine suo, quod magnum futu¬ 
rum esset in gentibus, a solis ortu usque ad occasum in omni loco mun- 
dam offerendam esse praedixit. 2 ) Quae quidem oblatio ineffabili pror- 
sus fructoum ubertate redundans praesentem aeque ac futuram vitam 
complectitur. Ea enim oblatione placatus Deus gratiam donumque poe- 
nitentiae concedens, crimina et peccata etiam ingentia dimittit, ac licet 
peccatis nostris graviter offensus ab ira ad misericordiam, a iustae ani- 
madvcrsionis severitate ad clementiam traducitur; ea temporalium poe- 
narum reatus et obligatio dissoivitur; ea defunctorum in Christo animae 
nondum ad plenum purgotae sublevantur; ea obtinentur quoque tempo- 
ralia bona, si tarnen potioribus non officiant; ea Sanctis, et in primis 
Immaculatae Sanctissimaeque Dei Genitrici Yirgini Mariae eximius qui- 
dam honor, cultusque conciliatur. Quocirca ex Apostolorum traditione 
divinum Missae sacrificium offerimus“ pro communi Ecclesiarum paee, 
pro recta mundi compositione, pro imperatoribus, militibus, sociis, pro 


*) S. Gregor. M. Dialog, lib. 4. cap, 58. 
*) Malacb, cap. 1. 
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ifs, qui infirmttatibus laborant, qui afflictionibus premuntur, et nniversim 
pro Omnibus qui opis indigent, et pro defanetis in pargatorio degenti- 
bus, maximnm koe credentes adjumentam illis aniurabus fore, pro qui- 
bus oratio defertur, dam saneta et perquam tremenda coram jacet vic- 
tima. 1 ) 

Cum igitnr nihil sit majns, nibil ealutarius, nihil sanctius, nihil di- 
vinius incruento Missae sacrificio, qno idem Corpus, idem sanguis, idem 
Dens et Dominns Noster Jesus-Christus Deo pro omnium salute in al- 
tari per Sacerdotes offertar et immolatur, icciro Saneta mater Ecclesia 
tanto dirini sui Sponsi ditata thesauro nun quam destitit omnen curam, 
operam, diligentiamque ln id conferre, ut tarn tremendum mysterium a 
Sacerdotibus, quanta maxima fieri posset, interiorc cordis munditia ac 
paritate perageretur, debitoque sacrarum caeremoniaram, ac ritaum appa- 
ratu, cultuque celebraretur, nt ipsius mysterii magnitudo et majestas vel 
externa quoque specie magis eluceat, et fideles ad rerum dirinarum, quae 
in tarn admirabili ac venerando Sacrifico occultae continentur, contem- 
plationem excitentur. Ac pari sollicitudine studioque ipsa pientissima 
Mater nUnqu&m cessavit suos fideles filios commonere, hortari, et in- 
flammare, nt ea, qua oportet, pietate, veneratione ac devotione ad hoc 
divinum Sacrificiam frequentissime convenirent, praecipiens, ut eidem 
omnibus de praecepto festis diebus ipsi interesse omnino deberent, ani- 
mis ad illud oculisque religiosissime intenti, quo divinam exinde mise- 
ricordiam, omniumque bonorum copiam sibifelicissime comparare possent. 

Jam vero cum omnis Pontifex ex hominibus assumptus, pro homi- 
nibus constituatur in iis, quae sunt ad Deum, ut offerat dona et sacri- 
ficia pro peccatis, tum pro egregia vestra sapientia apprime cognoscitis, 
Venerabiles Fratres, sacrosanctum Missae sacrificium ab animarum pa- 
storibus esse applicandum pro populo eorum curae commisso, et hujus- 
modi obligationem ex Divino praecepto descendere juxta Concilii Tri- 
dentini doctrinam, cum idem Concilium disertissimis gravissimisque ver- 
bis edoceat praecepto divino mandatum esse omnibus, quibus animarum 
cura commissa est , oves suas agnoscere, et prohis sacrificium off er re.“ a ) 
Notissimae quoque Yobis sunt felicis recordationis Benedicti X1Y. De- 
cessoris Nostri Litterae die 19* Augusti anni 1744 datae, quibus de 
hac obligatione copiose, sapienterque loquens, ac Tridentinorum Patrum 
mentem uberius explicans et confirmans, ad orones controversias, quaes- 
tiones dubitationesque amovendas, clare aperteque declaravit et constituit, 
parochos, aliosque omnes animarum curam actu habentes debere Missae 
sacrificium pro populo sibi concredito peragere omnibus Dominicis aliis- 


1 ) S. Cyril. Hierosol. Cateches. 23 Mystag. g de sacra Liturg. 
*) Copcil. Trld. Sess. 23. cap. 1 , De Reformat 
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que de praecepto festig diebus, et illis etiam, quibus ipse in nonnullis 
Dioecesibus dierum de praecepto festorum numerum imminuens permi¬ 
serat populis in servilia opera incumbere, sed caverat tarnen, ut ipsi po- 
poli obligationi de Sacro audiendo satisfacere deberent. Non medi- 
diocri certe jucunditate perfundimor, Yenerabiles Fratres, cum ex rela- 
tionibus, quas de vestrarum Dioecesium statu cum summa vestri nomi- 
nis lande, ao pari animi Nostri gaudio ad Nos, et hanc Apostolicam 
Sedem, veluti officii vestri ratio postolat, mittendas cnratis, agnoscamns, 
animarum curatores hujusmodi sni moneris Obligationen! diligenter im*- 
plere Dominkis et aliis, qni adhuc ex praecepto servantur, diebus, Missae 
sacrificium pro populo sibi tradito celebrare haud omittunt. Sed minimb 
ignpramus, ploribus in locis id a parochis jamdiu praetermitti solere 
aliis illis diebus, qui antea veluti festi de praecepto erant colendi juxta 
Constitutionen! felicis memoriae UrbaniVUI Decessoris pariter Nostri 2 ) 
et quibus haec Apostolica Sedes annuens variis Sacrorum Antistitum po- 
stulationibus, ac prae oculis habens causas, rationesque ab ipsis exposi- 
tas, dum imminuit festos de praecepto dies, non solum permisit, ut po- 
puli servilibus operibus vacare possent, verum etiam indulsit, ut ipsi ab 
obligatione audiendi Sacrum essent exempti. Ubi enim haec benigna 
Sanctae Sedis Indulta in lucem prodierunt, statim plurium regionum 
parochi existimantes, se hisce diebus ita reductis solutos esse ab ohli- 
gatione peragendi Sacrum pro populo, obligationem ipsam implere plane 
neglexerunt. Hinc porro invaluit consuetudo, ut earundem regionum 
Parocbi commemoratis diebus sacrosanctum Missae sacrificium pro po¬ 
pulo applicare cessaverint, nec defuere, qui ejusmodi consuetudinem tueri 
ao defendere non dubitarunt. 

Nos igitur de spirituali universi Domini gregis Nobis divinitus 
commissi bono vel maxime solliciti, ao non parum dolentes, ex hujus¬ 
modi praetermissione fideles illorum locorum populos maximis spiritua- 
libus fructibus privari, tanti momenti negotio occurrere statnimus, cum 
praesertim noscamus, hanc Apostolicam Sedem docuisse, paroohos die¬ 
bus festis etiam reductis debere Sacrum pro populo celebrare. Et sane 
quamvis Romani Pontifices Decessores Nostri enixis Sacrorum Antisti- 
tum petitionibus ac variis pluribusque fidelium populorum indigentiis, 
et gravibus rerum temporum ac locorum rationibus permoti festos de 
praecepto dies imminuendo» censuerint, ac simul benigne concesserint, 
ut populi hisce diebus servilia opera libere exercerent, quin Sacrum 
audire deberent, tarnen iidem Praedecessores Nostri in bisce Indultis 
tribuendis integram inviolatamque legem esse voluerunt, ut scilicet prae- 


1 ) Beued. XIV. Litt. Encycl. „Cum semper oblatos. „Die 19. August! 1744. 
*3 Urban, VIII Constit. „Cnirersa per orbem“ HUb. Septbr. 1942, 
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dictis diebus nihil ln Ecclesiis unquam innovaretur, qnbad consuetüm' 
divinorum officiorum ordinem et ritum, atque omnia eo prorsas modo 
peragerentar quo antea peragi solebant, cum enunciata Urbani VIII Con- 
stitutio plene vigeret, qua festi de praecepto dies servandi fuerant prae- 
scripti. Ex [quo parochi facile inteiligere poterant, se illis diebus 
minime expeditos esse ab obligatione applicandi pro populo Missam, 
quae potissima ritus pars est, animp praesertim reputantes Pontificia 
Reseripta eo plane, quem prae se ferunt, sensu esse omnino accipienda, 
et illa strictissimae esse interpretationis. Accedit etiam ut haec Sancta 
Sedes in plurimis peculiaribus casibus de hujusmodi Parochorum onere 
consulta haud omiserit per suas praesertim Congregationes sive ConCilii, 
sive Fidei propagandae, sive Sacrorum Rituum, sive etiam per Sacram 
Poenitentiariam saepissime respondere et edicere, parochos eidem oneri 
esse obnoxios applicandi pro populo Missam illis etiam diebus, qui de 
festorum ex praecepto dierum numero fuerant sublati. 

ltaque rebus omnibus maturo examine perpensis, atque in Consi¬ 
lium adbibitis nonnullis Venerabilibus Fratribus Nostris. 8. R. E. Car- 
dinalibus Nostrae Congregationis Tridentinis Decretis tuendis, interpretan- 
disque praepositae, hanc Vobis, Venerabiles Fratres, Encyclicam Episto- 
lam scribendam esse censuimus, nt certam et constantem normain le- 
gemque constitaamus ab omnibus parochis sedulo, diligenterque obser- 
vandam. Quamobrem hisce Litteris declaramus, statuimus atque de- 
cenimus, parochos, aliosque omnes animarum curam actu gerentes sacro- 
sanctum Missae sacrificiam pro populo sibi commisso celebrare, et appli- 
carc debere tum omnibus Dominids, aliisque diebus, qui ex praecepto 
adhuc servantur, tum illis etiam, qui ex hujus Apostolicae Sedis indul- 
gentia ex dierum de praecepto festorum numero sublati ac translati sunt, 
quemadmodum ipsi animarum curatores debeant, dum memorata Urbani 
VÜI Constitutio in pleno suo robore vigebat, antequam festivi de prae- 
oepto dies imminuerentur, et transferrentur. Quod vero attinet ad festos 
translatos dies id unum excipimus, ut scilicet quando una cum solem- 
nitate divinum officium translatum fuerit in Dominicum diem, una tan- 
tum Missa pro populo sit a parochis applicanda, quandoquidem Missa, 
quae praecipua divini officii pars est, una simul cum ipso officio trans- 
lata existimari debet. 

Nunc vero paterni animi Nostri caritate illornm parochorum tran- 
quillitati prospicere volentes, qui ob assertam consuetudmem memoratis 
diebus Missam pro populo applicare omiserunt, eosdem parochos ab om¬ 
nibus quibusque praeteritis omissionibus Auctoritate Nostra Apostölica 
plenissime absolvimus. Et quoniam non desunt animarum curatores, qui 
peculiare aliquod reductionis, uti dicunt, Indultum ab hac Apostolica 
Bede obtinuere, concedimus, ut ipsi hujusce Induld beneficio perfrui per- 



gant juxta tarnen eondltiones in Indolto express as, et donee parochorum 
officium exercuerint in paroeciis, quas in praesentiarum regunt et ad- 
ministrant. 

Dum autem haec statuimus, et indulgemus, in eam profecto spem 
erigimur fore, Yenerabiles Fratres, ut parochi naajore usque animarum 
studio et amore incensi huic obligationi applicandi Missain pro populo 
diligentissime ae religiossime satisfacere glorientur, serio considerantes 
uberrimam coelestium praesertim munerum, ac bonorum copiam, quae ex 
hac incruenti, divinique Sacrificii applicetione in christianam plebem eo- 
rum curae commissam abunde redundat. Cum vero Nos minime lateat, 
peculiares casus contingere posse, in quibus pro re ac tempore aliqua 
hujus obligationis remissio parochis sit tribuenda, sciatis yelimus, ab 
omnibus Nostram Concilii Congregationem unice adeundam ad husjus- 
modi obtinenda indulta, illls dumtaxat exceptis, qui a Nostra Congre- 
gatione fidei propagandae praeposita pendent, cum opportunes utrique 
Congregationi contulerimus facultates. 

Nihil plane dubitamus, Yenerabiles Fratres, quin pro eximia vestra 
episcopali sollicitudine omnibus et singulis vestrarum Dioecesium parochis, 
nulla interposita mora, sedulo manifestare yelitis, quae in hisce Nostris 
Litteris de eorum obligatione applicandi pro populo sibi oommisso sa- 
crosanctum Missae sacrificium suprema Nostra auctoritate confirmamus, 
ae denuo constituimus, yolumus, praecipimus et mandamus. Ac persua- 
sissimum quoque Nobis est, Yos maximam adhibituros esse yigilaatiam, 
ut animarum curatores hanc etiam sui muneris partem diligenter impleant, 
ac studiose observent, quae a Nobis in hisce Litteris statuta atque san- 
cita sunt. Optamus autem ut harum Litterarum exemplar in Tabolario 
episcopalis cujusque vestrum Curiae perpetuo asseryetur. 

Cum autem, Yenerabiles Fratres, probe noscatis, sacrosancto Mis¬ 
sae sacrificio magnam fidelis populi contineri eruditionem, ne intermittatis 
unquam parochos praesertim, aliosque divini yerbi praecones, et eos qui¬ 
bus demandatum est munus erudiendi christianum populum, monere, hor- 
tari, ut fidelibus populis tarn sancti tamque admirabUis Sacrificii neces- 
sitatem, praestantiam, magnitudinem, finem, fructus studiosissime et ac- 
ouratissime exponant, explicent, ac simul fideles ipsos excitent, inflam- 
ment, quo eidem Sacrificio ea, qua par est, fide, religione ac pietate fre- 
quentissime intersint, ut diyinam misericordiam, et omne, quo indigent, 
beneficiorum genus sibi comparare queant. Neque desinatis omnem 
operam et industriam itppendere, ut vestrarum Dioecesium Sacerdotes ea 
morum integritate, gravitate, eaque totius vitae innocentia, sanctitate 
emineant, quae illos omnino decet, quibus unis datum est divinam con- 
secrare Hostiam, ao tarn sanctum, tamque tremendum perficere Sacrifi¬ 
cium. Quocirca omnes sanctissimo Sacerdotio initiatos etiam atque etiam 
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monete, urgete, at serio meditantes Ministerium, quod acceperunt in Do¬ 
mino, illud impleant, et continenter memores dignitatis, ae coelestis po- 
testatis, qua praediti sunt, virtutum omnium splendore, ac salutaris doc- 
trinae laude refulgeant, summaque animi contentione in divinum oultum 
divinasque res et animarum salutem incumbant, ac seipos hostiam vivam 
et sanctam Domino exhibentes, ut mortificationem Jesu in suo corpore 
semper circumferentes puris manibus, et mundo corde placationis Hos¬ 
tiam rite offerant Deo pro sua ac totius mundi salute. 

Denique nihil Nobis gratius, Venerabiles Fratres, quam hac etiam 
uti occasione, ut iterum testemur, et confirmemus praecipuam, qua Vos 
omnes in Domino prosequimur, benevolentiam, ac simul Vobis addamus 
animos, ut majore usque alacritate pergatis omnes gravissimt pastoralis 
vestri muneris partes strenne ac seduio obire, et intentissimo Studio di- 
iectarum ovium saluti incolamitatique consulere. 

Pro oerto habete, Nos paratissimos esse ad ea omnia libentissime 
agenda, quae ad mäjorem Vestram ac Dioecesium vetrarum utüitatem 
procurandam conducere posse noverimus. Interim vero coelestium mu- 
nerum auspicem, ac studiosissimae Nostrae in Vos voluntatis festem 
accipke Apostolicam Benedictionem, quam intimo cordis affectu Vobis fpsis 
Venerabiles Fratres, cunctisque Clericis, Laicisque fidelibus cujusque ves- 
trum vigilantiae commissis amantissime impertimur. 

Datum Romanae apud Sanctam Petrum die IO. Maii Anno MDCCCLVÜI. 
Pontificatus Nostri Anno Duodecimo. 


Deere« der lil. Cengregation de« Index. 

Feria II. die 26. Aprilis 1858, 

„Sacra Congregatio Eminentissimorum ac Reverendissimorum Sanc- 
„tae Romanae Ecclesiae Cardinalium a Sanctissimo Domino Nostro Pio 
„Papa IX, sanetaque Sede apostolica, Indici librorum pravae doctrinae; 
„eorumdemque proscriptioni, expurgationi, ac permissioni in universa 
„Christiane Republica praepositorum et delegatorum, habita in Palatio 
,apostolico Vaticano, damnavit et damnat; proscripta in Indicem Li- 
,brorum prohibitorum referri mandavit et mandat opera, quae sequuntur: a 

Apologia delle leggi di giurisdixione, amministrasione e polisia 
ecclesiastica publicata in Toscana sotto il Regno di Leopoldo L Decr. 
26. aprilis 1858. 

Storia della Filosofia e de’progressi deH’umano intelletto, fatta dal 
professore Giuseppe Bagarotti. Firense 1857. Decr . eod. 

Vrais et faux catholiques par L. A. M. Decr. eod. 

La Redensione de’ Popoli. Cantica prima per Giuseppe Petriccioli. 
Decr. eod. 
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Bjesiada T7. Stycznia 1841 „id est“ Agape 17. Januarii 1841. 
Quocunque idiomate. Decr. S. Off. Feria IV. 21. Aprih's 1858. 

Dunski saeerdote zelante, e servitore dell’ Opera di Dio. Dec. S. 
Off. Feria IV. 21. Aprilis 1868. ,,Auctor dum viveret doctrinam re- 
probanerat.“ 

„Itaque nemo cujuscumque gradus et conditionis praedicta Opera 
„damnata atque proscripta, quocumque loco, et quocumque idiomate, aut 
„in posternm edcre, aut edita legere Tel retinere audeat, sed lecorum 
,,Ordinariis, aut hacreticae pravitatis Inquisitoribus ea tradere teneatur, 
„sub poenis in ludice librorum vetitorum indictis. 

„Quibus Sanctissimo Domino Nostro Pio Papa IX. per me in- 
„frascriptum S. C. a Secretis relatis, Sanctitas Sua Decretum proba- 
,,Tit, et promulgari praecepit. In quorum fidem, etc.“ 

Datum Romae, die 5. Maii 1858. 


Oesterreichische Rechtsquellen. . 

Verordnung der Ministerien für Coitus und Unterricht 
. und der Justiz, und, bezüglich der MiÜtftrgrftnze, des 
Armee-Ober-Commando vom 13. Juni 1858, 

wirksam für den ganzen Umfang des Reiches, 

betreffend die Erfordernisse und den Nachweis des gesetzlichen Besten^ 
des geistlicher Orden und Congregationen, so wie die Bedingungen, 
welche bei Abschliessung von Rechtsgeschäften für dieselben zu beob¬ 
achten sind. 

Auf Grundlage der Artikel 27 und 29 des Concordates wird be¬ 
züglich der Einführung geistlicher Orden und Congregationen und der 
Ausübung ihrer Befugniss zur Abschliessung von Rechtsgeschäften in 
Folge Allerhöchster Entschliessung vom 3. Juni 1858 hiermit angeord¬ 
net, wie folgt: 

§. 1. Der Bischof, in dessen Diöcese die Errichtung eines neuen 
Ordenshauses beabsichtiget wird, hat von diesem Vorhaben die poli¬ 
tische Landesstelle (in der Militärgränze das Landes -General-Com- 
mando) in Kenntniss zu setzen, die zur Verfügung stehenden Subsistenz^ 
mittel anzugeben, und, wenn der Orden oder die Congregation, welcher 
das zu gründende Haus angehören soll, in Oesterreich noch nicht ge¬ 
setzlich besteht, zugleich über die kirchliche Bestätigung, den Beruf und 
die Verfassung dieser geistlichen Körperschaft, unter Vorlage der Statu¬ 
ten, Auskunft zu ertheilen. 

Mojfs Archiv für hath. Kirchenrecht. 111. Band. 
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$. 2. Handelt es sich am die Gründung neaer Convente von geist¬ 
lichen Orden oder Congregationen, welche in Oesterreich bereits gesetz¬ 
lich bestehen, und ergeben sieb nicht etwa besondere Bedenken, so ist 
die politische Landesstellc (für die Militärgränze das Landes-General- 
Commando) ermächtiget, dem Bischöfe die Zustimmung zu geben; sie 
hat jedoch hievon dem Ministerium für Cuitus und Unterricht (in der 
Militärgränze dem Armee-Ober-Commando) die Anzeige zn erstatten. 

$. 3. Handelt es sich um die Einführung einer, in Oesterreich noch 
nicht bestehenden geistlichen Körperschaft, oder ergeben sich besondere 
Anstfinde, so ist die Sache dem genannten Ministerium (in der Militär- 
grinze im Wege des Armee-Ober-Commandos) vorzulegen, und im er- 
steren Falle wird dasselbe die Allerhöchste Schlussfassung einholen. Die 
allerh. Genehmigung der Einführung geistlicher Orden und Congrega¬ 
tionen, welche bisher in Oesterreich nicht bestanden, wird durch das 
Reichs-Gesetz-Blatt kundgemacht werden. 

§. 4 . Convente, welche schon vor der Wirksamkeit des mit Aller¬ 
höchstem Patente vom 5. November 1855 (Nr. 195 des Reichs-Gesetz- 
Blattes) kundgemachten Concordates vom 18. August 1855 in Oester¬ 
reich bestanden, sind auf Grundlage dieser Thatsache, welche, wenn sie 
offenkundig sein sollte, durch ein Zeugniss der politischen Landesstelle 
darzuthun ist, als gesetzlich bestehend anzusehen. Jene, welche nach 
dem 5. November 1855 gegründet wurden, haben, wo es sich um die 
Darthuang ihres gesetzlichen Bestandes handelt, nachzuweisen, dass ihre 
Einführung mit Zustimmung der Regierung geschehen sei. 

§. 5. Die in Oesterreich gesetzlich bestehenden geistlichen Orden 
und Congregationen beiderlei Geschlechtes sind befugt, mit Beobachtung 
der gesetzlichen Vorschriften und beziehungsweise der, die Veräusserung 
oder Belastung des Kirchengutes betreffenden Bestimmungen, Rechtsge¬ 
schäfte abzuschliessen, und namentlich, in soferne ihre Ordensregel es 
gestattet, Eigenthum auf jede gesetzliche Weise zu erwerben. — Hiebei 
werden sie, abgesehen von den laufenden Geschäften des gewöhnlichen 
Wirthschaftsbetriebes, durch ihre Local-Oberen vertreten, welche jedoch 
wenn sie, der Ordensverfassung gemäss, einem Provinz-Oberen unter¬ 
stehen, sich Ober die Zustimmung desselben ausweisen müssen. Ordens¬ 
vorschriften, durch welche die Local-Oberen bei Eingebung von Rechts¬ 
geschäften anderweiten Beschränkungen unterworfen werden, sind dem 
Ministerium für Cuitus und Unterricht vorzulegen, und werden zur all¬ 
gemeinen Kenntniss gebracht werden. Nur wider die Giltigkeit von 
Rechtsgeschäften, welche nach dieser erfolgten Kundmachung abgeschlossen 
wurden, kann aus solchen Statuten eine Einwendung hergeleitet werden. 

$. 6 . Bei allen Verhandlungen, welche in bürgerlichen Rechts¬ 
and anderen Angelegenheiten vor den öffentlichen Behörden gepflogen 
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werden, haben die erwähnten Ordens-Oberen über diese ihre Eigenschaft 
die Bestätigung des Bischofes ihres Wohnsitzes beizubringen. Bei Ei¬ 
genthumserwerbungen wird der Bischof zugleich bezeugen, das der be¬ 
treffenden geistlichen Körperschaft hiezu, ihrer Ordensregel gemäss, die 
Befähigung zustehe. 

§. 7. Den, mit der Führung der öffentlichen Bücher betrauten Be¬ 
hörden liegt es ob, von jeder Erwerbung unbeweglicher Güter durch 
geistliche Orden oder Congregationen der politischen Landesstelle (in 
der Militärgränze dem Landes-General-Commando) die Anzeige zu er¬ 
statten. Dasselbe hat bei allen Veränderungen hinsichtlich des, in die 
öffentlichen Bücher eingetragenen unbeweglichen Eigenthumes solcher 
Körperschaften zu geschehen, es mag sich um eine Veräussernug oder 
was immer für eine Belastung desselben handeln. 

Graf Thun Graf Nadasdy Freiherr v. Eynatten 
m. p. m. p. m. p. F.M.L. 


Erlass de« Ministerium« für Cnltus und Unterricht vom 

90. Mal 1858, 

giltig für den ganzen Umfang des Reiches, 

womit die mit Allerhöchster Entschliessung vom 19. August 1857 für 
das geistliche Ehegericht der Wiener Erzdiöcese genehmigte proviso^ 
rische Taxordnung auf die sämmtlichen Diöcesen des lombardisch-vene- 
tiauischen Königreiches ausgedehnt wird. 

Auf Grund der Allerhöchsten Entschliessung vom 19. August 1857 
hat das Ministerium für Cultus und Unterricht gestattet, dass von den 
geistlichen Ehegerichten der Erzdiöcesen Mailand, Venedig und Udine, 
dann der bischöflichen Diöcesen Bergamo, Brescia, Como, Crema, Cre- 
mona, Lodi, Mantua, Pavia, Adria, Belluno-Feltre, Ceneda, Chioggia, 
Concordia, Padua, Treviso, Verona und Vicenza, die Taxen nach Mass- 
gabe der für das Ehegericht der Wiener Erzdiöcese Allerhöchst geneh¬ 
migten provisorischen Taxordnung (XLI1I. Stück, Nr. 216 des Reichs- 
Gesetz-Blattes vom Jahre 1657) vorgeschrieben und eingehoben werden 
können. 

Graf Thun m. p. 
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Kaiserliehe Verordnung vom 3. Juni 1858, 

wirksam für den ganzen Umfang des Reiches, 

Uber die eheliche oder uneheliche Eigenschaft der Kinder aus ungiltigen 
Ehen solcher Personen, welche den Bestimmungen des Gesetzes vom 
8 . October 1856, Nr. 185 des Reichs-Gesetz-Blattes, über die Ehen 
der Katholiken, nicht unterliegen. 

Um die Kinder aus den, zwischen Personen, welche dem Gesetze 
über die Ehen der Katholiken in Oesterreich vom 8. October 1856, 
Nr. 185 desReichs-Gesetz-Blattes, nicht unterstehen, geschlossenen un¬ 
giltigen Ehen in Ansehung ihrer ehelichen oder unehelichen Eigenschaft 
mit den Kindern aus ungiltigen Ehen solcher Personen gleich zu stellen, 
deren Eheangelegcnheiten nach den Bestimmungen dieses Gesetzes zu 
beurtheilen sind, finde Ich nach Vernehmung Meiner Minister und An¬ 
hörung Meines Reichsrathes Folgendes anzuordnen: 

Kinder, welche in einer ungiltigen, zwischen Personen, welche hin¬ 
sichtlich ihrer Eheangelegcnheiten nicht den Bestimmungen des Patentes 
vom 8. October 1856, Nr. 185 des Reichs-Gesetz-Blattes, unterliegen, 
nach Kundmachung dieser Verordnung, oder zwar früher geschlossenen, 
jedoch über diesen Zeitpunct hinaus fortgesetzten Ehe erzeugt sind, 
auf was- immer für Gründen die Ungiltigkcit der Ehe beruhen möge, 
sind als eheliche anzusehen, woferne wenigstens Einem der Eltern die 
schuldlose Unwissenheit des Ehehindernisses zu Statten kommt. 

In wie weit solche Kinder von der Erlangung jenes Vermögens 
ausgeschlossen seien, welches durch Familienanordnungen der ehelichen 
Abstammung besonders Vorbehalten ist, muss nach den allgemeinen ge¬ 
setzlichen Bestimmungen beurtheilt werden. 

Laxenburg, den 3. Juni 1858. 

Franz Joseph m. p. 

Graf Buol-Schauenstein m. p. Graf Nädasdy m. p. 

Auf Allerhöchste Anordnung: 

B. Ransonnet m. p. 


Die theologischen Studien betreffend. 

Das Brixner Diöcesanblatt Nr. V bringt die im 11. und 12. Hefte 
Band II. dieses Archivs S. 756 ffg. mitgetheilte Verordnung des Mi¬ 
nisters für Cultus und Unterricht vom 29. März 1858 mit nachstehen¬ 
den Einleitungsworten zur Kenntuiss des unterstehenden Klerus. 

Laut Zuschrift des Hochwürdigsten Herrn Metropoliten v. 12. d. 
Ms. Nr. 137/Pr. haben Se. k. k. apostolische Majestät mit a. h. Ent- 
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Schliessung v. 8. März 1. J. nachstende Verordnung Ober die Regelung 
des Unterrichtes in den theologischen Wissenschaften nach Massgabe 
des Concordates zu genehmigen geruht. 


Anordnung der jährlichen Ausweise über die vom Civil- 
elerue vorgenommenen geistlichen Functionen bei 

Rlilitärpersonen. 

(Brixner Dioecesanblatt.) 

Die h. k. b. Statthalterei hat unter dem 18. v. Ms. Nr. sl79 / 656 
Geistl. anher das Ansuchen gestellt, dass die Anzeigen über die vom 
Civilkerus mit Militärpersonen vorgenommenen geistlichen Functionen 
vom Jahre 18 57 / 58 angefangen wieder im Wege des Ordinariates dahin 
eingesendet werden. 

Das Consistorium weiset daher die Herren Seelsorger unter Auf¬ 
hebung des Punctes 5 der diesamtlichen Verordnung vom 21. Decbt*. 
v. Js. Nr. 244o (Diöcesanblatt 1857 XI. 40.) hiemit an, in Zukunft 
auch jährliche Ausweise über alle von ihnen vorgenommenen Trauungs- 
Tauf- und Sterbeacte bei den der militärgeistlichen Jurisdiction unter¬ 
stehenden Militär-Individuen nach der obenerwähnten Consistorial-Ver- 
ordnung Punct 1. 2. 3. mit Ende October—mitOctober 1858 für das Jahr 
18 57 / 5 g angefangen — zu verfertigen, und unverweilt an das betreffende 
f. b. Decanalamt einzusenden. 

Hinsichtlich der in Rede stehenden tabellarischen Jabres-Ausweise 
wird noch folgendes bemerkt: 

1 . Dieselben sind nicht wie die Jahresausweise zur Vorlage der 
statistischen Tabellen über die Völkerbewegung (obiger Consisto- 
rial-Erlass Punct 4) nach dem Sonnenjahre, sondern nach dem 
Militärjahre, — von Ende zu Ende October, — auszustellen. 

2 . Für jedes Regiment oder Corps ist ein abgesonderter Ausweis 
anzufertigen. 

3. Die Trauungen, bei welchen ein Braftttheil der civil- der andere 
der militärgeistlichen Jurisdiction untersteht, sind gleichfalls auf¬ 
zunehmen. 

4. Von jenen Herren Seelsorgern, in deren Amtsbezirk im Laufe des 
Jahres kein Trauungs-, Tauf- oder .Sterbfall von Militärpersonen 
vorgekommen ist, sollen unverweilt die Fehlanzeigen dem f. b 
Decanalamt» erstattet werden. 
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5« Die f. b. Decanalämter wollen bis 15.. November die fraglicben 
Jahresausweise oder den Bericht über die Fehlanzeigen anher 
einsenden. 

Fürst - Bischöfliches Consistorinm Brisen 
den 29. April 1858. 

Georg Habtmann, Präses, 

Andrä Haber, Secretär. 


Die geistliche Jurisdiction über die nicht actlve Reserv« 
mannseliaft betreffend, 

(Rrlxner Dioecesanblatt.) 

* Die Reservmannschaft ist siebt mehr der oivilgeistlicben Jurisdiction unter¬ 
stellt, sondern auch wenn sie zu Hause wohnt, namentlich in Vereheliehungs- 
fallen, als zur militia vaga gehörig zu behsndeln. 

Dnrch Kriegsministerialvorschrift vom 15. November 1852 (der 
Hochw. Seelsorgs-Geistlichkeit hekannt gegeben mit Consistorial-Erlass 
vom 13. Dezember desselben Jahrs) wurde die Reservmannschaft, wenn 
sie nicht zum activen Dienste eingezogen sondern zu Hause entlassen 
war, mit Rücksicht auf die Bestimmungen des mit dem kaiserlichen Pa¬ 
tente vom 31. Juli 1852 erflossenen Reserv- Statutes der civilgeistlichen 
Jurisdiction zugewiesen. Allein durch das allerhöchst genehmigte Or¬ 
ganisations-Statut der k. k. Armee hat dieses Verhältnis eine Aenderung 
erlitten. Desshalb wurden im „Verzeichnisse jener Truppenkörper, 
Branchen, Anstalten und Militärpersonen, welche der civilgeistlichen Ju¬ 
risdiction unterstehen“ (mitgetheilt vom Hochwürdigsten Apostolischen 
Feldvicariate Wien 20. Jänner 1857. Diöc. Blatt vom Jahre 1857 S. 30.) 
die Reservmänner nicht aufgeführt. Um jedoch allen Zweifeln zu be¬ 
gegnen, hat das h. k. k. Ministerium für Cultus und Unterricht unter’m 
16. März 1. J. Z. 4197 über diesen Gegenstand Folgendes eröffnet: 

„Aus Anlass eines Competenz-Streites zwischen einem Civil-Pfar- 
rer und einem Militär-Seelsorger ist der Zweifel erhoben worden, ob 
durch den h. o. Erlass vom 18. Februar v. Js. Z. 2062, in welchem 
der nicht activen Reserve-Mannschaft ausdrücklich nicht erwähnt wor¬ 
den ist, die frühem h. o. Erlässe vom 25. November 1852 Z. 4749 
wornach die nicht active Reserve-Mannschaft der civilgeistlichen Juris¬ 
diction zugewiesen war, als aufgehoben zu betrachten seien. 

Um einem solchen Zweifel etwa auch dortlands zu begegnen, fin¬ 
det man im Einvernehmen mit dem k. k. Armee-Obercommando der k. 
k. Statthalterei Folgendes zu bedeuten: Das mit dem h. o. Erlasse vom 



18. Februar v. Js. Z. 2062 Übersendete Verzeichntes jener Truppen¬ 
körper, Branchen, Anstalten und Militärpersonen, welche in Folge Aller¬ 
höchster Bestimmung der civilgeistlichen Jurisdiction angehören, enthält 
eine erschöpfend vollständige Aufzählung derselben, wie schon durch den 
in dem obigen Erlasse enthaltenen Ausdruck: „ sünuntHche “ angedeutet 
war, daher selbstverständlich alle jene Militär-Personen, welche in dem 
gedachten Verzeichnisse nicht erwähnt sind, der militärgeistlichen Juris¬ 
diction unterstehen. — Da nun die Reserve-Mannschaft, welche nicht 
activ ist, darin nicht benannt erscheint, so muss dieselbe gleich der zur 
activen Dienstleistung einberufenen, als der militärgeistlichen Jurisdiction 
unterstehend betrachtet werden. 

Es folgt hieraus, dass die frühem Bestimmungen in den h. o. Er¬ 
lässen vom 25. November 1852 Z. 4749 und vom 29. Jänner 1854, 
Z. 1474, wornach die nicht active Reserve-Mannschaft der civilgeist¬ 
lichen Jurisdiction zugewiesen war, aufgehört haben wirksam zu sein.“ 

Daraus ergeben sich folgende Verhaltungsnormen: 

1. Ein Reservmann braucht, wenn er auch zu Hause wohnt, zu 
seiner Verehelichung die Militärheirathsbewilligung von seinem Com- 
rnando sowie den Verkünd- und Entlass-Sckein wie jeder andere obli¬ 
gate oder beurlaubte Mann. Gehört die Braut dem Civilstande an, so 
hat sich der Seelsorger, was das Recht der Trauung betrifft, nach der 
Verordnung des Diöcesan-BIattes v. J. 1857 S. 81 zu benehmen. 

2. Da die Reservmannschaft zur militia vaga gehört, so folgt da¬ 
raus, dass dieselbe ausser dem Truppenkörper, dem sie angehört, weder 
ein domicilium verum noch ein quasidomicilium besitzen kann. Dem¬ 
nach haben auch die Eheverkündigungen derselben nur bei jener Militär- 
Seelsorge, zu welcher ihr Militärkörper gehört, zu geschehen. In einer 
Civil-Seelsorge braucht eine solche Ehe nur in so ferne aufgebothen zu 
werden, als dies nach Massgabe der Instructio in causis matrim. mit 
Rücksicht auf die der Civil-Seelsorge unterstehende Braut nothwen- 
dig ist. 

3. Wird die Trauung eines Reserv-Mannes vom Civilklerus vor¬ 
genommen, so ist sich rücksichtllch der Anzeige dieses Actes nach den 
Verordnungen vom 21. Dez. 1847 (Diöc. Bl. S. 82) und vom 29. Apr. 
d. Js. (Diöc. Bl. S. 34) zu benehmen. 

Fürst - Bischöfliches Consistorium Brixen 
den 1. Hai 1P58. 

Georg Habtmann, Präses. 

Andrä Huber, Secretär. 
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Die, Eingehung von Elten durch quieacirte Individuen 
der Einanzwaeb-Mannsebaft betreffend. 

, ■, i , » , 

(Brixner Dioeccsanblatt.) 

' . Im Reichs-Gesetz-BIatt für das Kaiserthum Oesterreich Jahrgang 
1857» St. XLYni. wurde nachstehender Erlass des k. k. Finanzmini¬ 
steriums vom ^7. November 1857, gütig für alle Kronländer, bc- 
Jcanst gemacht: 

;. „Da’ Finanzwach-Individuen, die in den zeitlichen Ruhestand ver¬ 
setzt werden^ nicht als aus dem Dienstverbande aasgeschieden zu betrach¬ 
ten sind, so haben die über die Eingebung von Ehen durch Finanzwach- 
Angestellte bestehenden Vorschriften auch auf solche Quiescenten Anwen¬ 
dung^ zu finden. Die Finanz-Landesbehörden haben die Ehebewilligung 
für solche Individuen nur in Ausnahmsfällen, wo eine wesentliche Ver¬ 
besserung der Lage des Angestellten durch Eingehung der Ehe nach¬ 
gewiesen wird, zu ertheilen. Die Eingehung der Ehen von Seite quies- 
cirter Finanzwaeh-Mannschafts-Individuen ohne Bewilligung zieht die¬ 
selben Folgen nach sich, wie wenn die Ehe während des activen Dienst¬ 
standes vorschriftwidrig geschlossen worden wäre.“ 

.-Hievon wird die Hochw. Seelsorgsgeistlichkeit unter Hinweisang 
auf den Capitular-Vicariats-Erlass vom 23* Dez. 1856. Nr. 3542. (VII. 
ad c.) zum Wissen und Benehmen in Kenntniss gesetzt. 

Fürst - Bischöfliches Consistorium Brixen 
den 3. Mai 1858. 

Georg Habtmann, Präses. 

Andrä Huber, Secretär. 


Aus dem Verordnungsblatte ln Ebesaeben für die 
Eeltmeritzer Dioecese. 

Dass, und wie den eigenmächtigen Ehetrennungen duroh die Seelsorger entgegen¬ 
zuwirken ist. 

a. Da es nach §.41 des bürgerlichen Ehegesetzes „den Ehegatten 
nicht gestattet ist, die eheliche Verbindung, auch wenn sie darüber einig 
wären, eigenmächtig aufzuheben, sie mögen nun die Ungiltigkeit der 
Ehe behaupten, oder auch nur eine Scheidung von Tisch und Bett vor¬ 
nehmen wollen,“ sondern vielmehr nach Bestimmung des §. 205 der 
Anweisung f. d. g. G. Oe. „die eheliche Lebensgemeinschaft nur in der 
vom Kirchengesetze vorgeschriebenen Form aufgehoben werden darf;“ 
so werden die Seelsorger hieniit angewiesen, kraft ihres Amtes zur Ver¬ 
hinderung dieser leider nur zu häufig vorkommenden eigenmächtigen hat- 
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bedungen der ehelichen Lebensgemeinschaft von Seite der die Scheidung 
ansprechenden Eheleute Alles auf su bieten, und sorgfältig darüber su 
wachen, dass die vom Kirchengesetze vorgeschriebene Form , in welcher 
die eheliche Lebensgemeinschaft von streitenden Ehegatten nur aufge¬ 
hoben werden darf, unverbrüchlich eingehalten und, beobachtet werde. 

Da» erste wesentliche Stück dieser vom Kirchengesetse vorgeschrie¬ 
benen Form besteht nun darin, dass „der Gatte, welcher die Scheidung 
su erlangen wünscht, sich vorerst an seinen Pfarrer su wenden hat,“ 
von dem der durch die §§. 211, 212, 213 der Anweisung f. d. g. G. 
Oe. vorgeschriebene Versuch der Aussöhnung su machen ist. 

Wenn nun aber der Gatte, welcher dieScbeidung su erlangen wünscht, 
bereits eigenmächtig die eheliche Lebensgemeinschaft aufgehoben hat , 
und nachher erst an seinen Pfarrer sich wendet, so ist offenbar durch 
denselben die gesetsliche Form, in welcher die eheliche Lebensgemein¬ 
schaft allein aufgehoben werden darf, gleich in ihrem ersten wesentlichen 
Stücke verletst worden. 

ln solchen Fällen einer offenbaren Gesetsübertretung von Seite des 
klagenden Gatten kann und darf der Seelsorger der bei ihm angebrach¬ 
ten Klage keine Folge geben, d. h. er darf den durch §. 211 der An¬ 
weisung vorgeschriebenen Versuch der Aussöhnung nicht vornehmen. 
Vielmehr muss der Seelsorger in einem solchen Falle unter angemesse¬ 
ner Belehrung dem klagenden Gatten die Ungesetslichkeit seiner eigen¬ 
mächtigen Trennung nachdrücklich Vorhalten und denselben auf den Weg 
des gesetslichen Verhaltens, d. h. sur Rückkehr su dem verlassenen 
Gatten und sur Wiederherstellung der ehelichen Lebensgemeinschaft su 
bewegen suchen. 

So lange der klagende Gatte in der von ihm eigenmächtig unter¬ 
nommenen Trennung verharrt, kann und darf der Seelsorger der Klage 
desselben nicht die gesetsliche Folge geben; denn der durch §.211 der 
Anweisung vorgeschriebene Versuch der Versöhnung kann unter dem 
ungünstigen Einflüsse der bereits geschehenen und fortbestehenden Auf¬ 
hebung der Lebensgemeinschaft und der damit in Verbindung tretenden 
Umstände kaum jemals gelingen, und die eigenmächtige Aufhebung der 
ehelichen Verbindung macht die gesetsliche Bestimmung des genannten 
§. 211 der Anweisung gewöhnlich illusorisch und wirkungslos. 

Wie aber, wenn der klagende Theil die Lebensgemeinschaft nicht 
fortsetzen kam , ohne sein ewiges oder zeitliches Heil einer dringenden 
Gefahr auszusetzen? 

Auch in diesem Falle darf der klagende Theil die eheliche Lebens¬ 
gemeinschaft nicht eigenmächtig, sondern nur in Folge erhaltener Be¬ 
willigung von der competenten Behörde, aufheben. 
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Denn so verordnet §. 236 der Anweisung, „wenn der klagende 
Theil behauptet, dass er die eheliche Gemeinschaft nicht fortsetzen könne, 
ohne Seelenheil oder Leben und Gesundheit einer grossen Gefahr aus- 
susetzen, und der Beklagte die Pflicht hat, im Falle eiher rechtmässig 
ausgesprochenen Scheidung für den anständigen Unterhalt des anderen 
Gatten zu sorgen, so muss dass Ehegericht erwägen, ob hinreichende 
Gründe zu einer vorläufigen Verfügung vorhanden seien. 

Wenn also der Gatte, welcher die Scheidung zu erlangen wünscht, 
entweder bei der Gelegenheit, wo er sich vorerst an seinen Pfarrer wen¬ 
det, oder während der Zeit, in welcher der durch S. 21t der Anweisung 
vorgeschriebene Versuch der Aussöhnung vom Seelsorger gemacht wird, 
behauptet, dass er nicht ohne grosse Gefahr für sein ewiges oder seit¬ 
liches Heil die Lebensgemeinschaft mit dem beklagten Gatten fortsetsen 
könne, so hat der Seelsorger sich die Ueberzeugung zu verschaffen, ob 
diese Behauptung des klagenden Gatten gegründet sei. Er hat also 
den Fall unter Darlegung aller thatsächlichen Umstände und unter Bei¬ 
fügung seines Dafürhaltens über das Gegründetsein der Behauptung des 
klagenden Gatten dem Ehegerichte vorsulegen, damit dasselbe in Stand 
gesets werde, su erwägen, ob hinreichende Gründe su einer vorläufigen 
Verfügung vorhanden seien. „Wird hierüber vom Ehegerichte — so 
verordnet §. 236 der Anweisung weiter — bejahend entschieden, so ist 
das weltliche Gericht su ersuchen, dem Klageführenden auf Kosten des 
Beklagten einen abgesonderten Wohnort und den anständigen Unterhalt 
vorläufig anzuweisen. ,( Hiemit übereinstimmend verfügt $. 60 des bür¬ 
gerlichen Ebegesetses: „Auf Einschreiten des Ebegerichtes hat die Per- 
sonal-lnstans (das k. k. Bezirksamt) des geklagten Gatten der Gattin 
und den Kindern bis sur Entscheidung der Sache den anständigen Un¬ 
terhalt anzuweisen.“ 

Sollte aber in einem oder dem andern Falle Gefahr auf dem Ver¬ 
züge haften, d. h. sollte die Gefahr, welche den klagenden Gatten aus 
dem ferneren Zusammenleben mit dem andern für sein ewiges oder 
seitliches Heil drohet, so gross und so dringend sein, dass die schleu¬ 
nige Abwendung derselben durch die Verwendung an das Ehegericht 
verzögert und gefährdet würde, so findet die weitere Bestimmung des 
§. 60 des bürgerlichen Ehegesetzes ihre Anwendung, welche lautet: 
„Uebrigens kann, wenn und wie immer ein Gatte dureh das Zusammen¬ 
leben mit dem andern dringend gefährdet ist, der ordentliche Richter 
(d. i. das k. k. Bezirksgericht), und nach Gestalt des Falles auch die 
Sicherheitsbehörde (d. i. Ortsvorstand), demselben auf sein Ansuchen 
einen abgesonderten Wohnort gestatten; doch ist das Ebegericht von der 
getroffenen Verfügung sogleich in Kenntniss zu setzen,“ 
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Wenn der klagende Gatte auf eine andere als die eben genannte, 
durch 8. 236 der Anweisung und 8. 60 des bürgerlichen Ehegesetses 
vorgeschriebene Weise die eheliche Lebensgemeinschaft su irgend einer 
Zeit aufhebt, ehe das Ehegericht das auf Scheidung lautende Urtheil ge¬ 
fallt hat, so handelt er eigenmächtig und Ungesetzlich , und diese seine 
Uebertretung des Gesetzes macht ihn des Klagerechtes verlustig, also 
dass einer von einem solchen Gatten eingebrachten Scheidungsklage, der 
sich eigenmächtig von dem andern getrennt, d. h. einen abgesonderten 
Wohnort ohne vorläufige Bewilligung des ordentlichen Richters oder auch 
der Sicherheitsbehörde sich genommen hat, keine Folge gegeben wer¬ 
den kann. 

Wenn demnach der auf Scheidung klagende Gatte in soleh’ eigen¬ 
mächtiger Weise den andern bereits vor oder während der laut 8. 211 
der Anweisung von dem Seelsorger su machenden Versuche der Aus¬ 
söhnung verlassen hat, so darf der Seelsorger diesen Versuch nicht vor¬ 
nehmen oder fortsetsen; sollte aber eine solche eigenmächtige Aufhe¬ 
bung der Lebensgemeinschaft erst nach den fruchtlos gebliebenen Ver¬ 
suchen der Aussöhnung, su welcher Zeit immer, ehe das Scheidungs- 
urtheil vom Ehegericht ausgesprochen ist, stattfinden, so hat der Seel¬ 
sorger unverweilt hierüber die Anseige an das Ehegerieht su erstatten. 


Bemerkungen über Stempelbefreiung der vor den geistlichen Ehegerlehten gepflo¬ 
genen Verhandlungen. 

b. Die allerhöchst genehmigte Taxordnung enthält die Bestimmung: 
„Die Verhandlungen der geistlichen Ehegerichte sind , wenn sie eine 
Rechtsurkunde nicht enthalten, kein Gegenstand der Stempelabgabe .** 

Fortan bedürfen daher keines Stempels alle und jede Schriftstücke, 
welche sum Behufe einer Verhandlung des geistlichen Ehegerichtes so¬ 
wohl von den rechtsuchenden Parteien als auch von dem geistlichen 
Ehegerichte , den Ehegerichts-Commissären und den Seelsorgern gefertigt 
werden, insofeme sie nur eine Rechtsurkunde nicht enthalten. 

I. Die rechtsuchenden Parteien , d. h. die Ehewerber, Gatten und 
deren Sachwalter, bedürfen keines Stempels für alle und jede 
Schriftstücke, sie mögen Eingaben , Gesuche, Klagen , Einwen¬ 
dungen , Einsprachen, Proteste, Erklärungen, Beschwerden, An¬ 
zeigen, Anmeldungen oder wie immer heissen, welche von ihnen 
oder in ihrem Namen gefertigt werden. 

II. Eben so wenig bedürfen eines Stempels alle Schriftstücke, welche sum 
Behufe der genannten Verhandlungen vom geistlichen Ehege - 
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richte sind den Bevollmächtigten desselben gefertigt werden, 
es mögen Vorladungen, Citationen, Protocolle zur Einverneh¬ 
mung der Gatten oder Zeugen, Anordnungen, Verfügungen ,, 
Mandate, Mitlheilungen , Zustellungen, Gutachten, Berichte, 
Edicte, Incidenz-, Definitiv-, oder Contumaz-Urtheile sein. 

QI. Ingleichen 6{nd vom Stempel befreit die Schriftstücke, welche 
von den Seelsorgern ausgehen, in Verlöbnissangelegenheilen 
(Anweisung §. 107.) und Scheidungssachen (ebend. §. 211.), 
in denen sie kraft gesetzlicher Anordnung das Amt handeln; 
so wie in allen andern Ehestreitsachen, in denen sie nur Amts-> 
handlung vom Ehegerichte bevollmächtigt werden: es mögen die 
von ihnen gefertigten Schriftstücke in Berichten, Zeugnissen, 
Protocollen o. A. bestehen. 

IV. Wenn aber Rechtsurkunden in den Verhandlungen der geist¬ 
lichen Ehegerichte enthalten sind, so unterliegen diese Rechts¬ 
urkunden dem betreffenden, durch das allerhöchste Stempel- 
und Taxgesetz vom 27. Jänner 1840 und das kaiserliche Pa¬ 
tent vom 9. Februar 1850’ (Reichs-Geset*-Blatt Stück XXQ. 
N. 50) festgesetzten Stempel. 

Rechtsurkunden aber sind alle jene Urkunden, welche über 
Geschäfte gefertigt werden, durch welche nach den bürger¬ 
lichen Gesetzen Rechte begründet, übertragen, befestiget, um¬ 
geändert oder aufgehoben werden; so wie jene Urkunden, 
welche zu dem Zwecke ausgefertigt werden, um gegen den 
Aussteller oder Vollmachtsgeber zum Beweise zu dienen, es 
mögen diese Urkunden mit den zur Beweiskraft erforderlichen 
Förmlichkeiten versehen sein oder nicht. 

Hieher gehören insbesondere Urkunden hinsichtlich aller das 
Vermögen betreffenden Ansprüche und Streitigkeiten, welche 
durch schiedsrichterlichen Ausspruch des Ehegerichtes entschie¬ 
den werden sollen (Anweisung §. 200, 244 und bürgerl. Ehe¬ 
gesetz §. 64.) 

V. Da nur die, Rechtsurkunden nicht enthaltenden, Verhandlungen 
der geistlichen Ehegerichte kein Gegenstand der Stempelab¬ 
gabe sind, so unterliegen dem gesetzlichen Stempel alle Ver¬ 
handlungen, welche zum Behufe der Wiederverehelichung in 
Folge der Todeserklärung vor der durch das Gesetz bestimm¬ 
ten Staatsbehörde gepflogen werden müssen (Anweisung §. 246, 
247 und bürg. Ehegesetz §. 22 — 27.) 

VI. Eben so einleuchtend ist es, das alle jene Schriftstücke dem 
gesetzlichen Stempel unterliegen, welche zur Erlangung der 
Nachsicht von den durch das bürgerliche Gesetz aufgestellten 
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Eheverboten an den Landesfürsten (bürgl. Ehegesetz §. 37.) 
oder an die politischen (bürgl. Ehegesetz §. 11, 38 — 40) 
gerichtlichen (ebendaselbst §. 5, 6, 8, 9.) oder Militärbehörden 
(ebendaselbst §. 10) gerichtet werden, oder überhaupt die bür¬ 
gerlichen Rechtswirkungen der Ehe zum Gegenstände haben 
(ebendaselbst $. 31.) 

Dies wird den hochwürdigen Ehegerichts-Commissären and der 
gesammten Hoch- und Wohlehrw'ürdigen Seelsorgsgeistlichkeit der DiÖ- 
cese zur eigenen Richtschnur wie zum Behufe der Verständigung der 
vor dem geistlichen Ehegerichte Recht suchenden Parteien mitgetheilt. 


Bemerkungen zur provisorischen Taxordnung, das Armenrecht betreffend. 

c. Auch bei Ehegerichten wird das Armenrecht bewilligt, dessen 
Entscheidung näher durch den Hofkammer-Präsidial-Erlass vom 26. Juli 
1840, Z. 3743 regulirt wird: 

§. 1. Als arm wird hier derjenige betrachtet, der kein grösseres 
Einkommen bezieht, als der in dem Wohnorte des Armen üb¬ 
liche gemeine Taglohn beträgt. 

§. 2. Das Zeugniss, das zum Beweise der Armuth dienen soll, muss 
nebst der Angabe des Zweckes die im §. 1 angedeuteten 
Gründe der Armuth klar, bestimmt und umständlich aus- 
drücken. Dasselbe muss von dem Pfarrer des Ortes, wo die 
arme Partei wohnt, ausgestellt und von der politischen Obrig¬ 
keit bestätigt sein. 

§. 3. Die letzteren sind für die Wahrheit verantwortlich. Wer ein 
Armuthszeugniss durch- Täuschungen erschleicht, ist der im 
§. 408 des Gefällsstrafgesetzes bezeichneten Gefällvserkür- 
zung schuldig. 

§. 4. Die streitende Partei, welche das Armenrecht anspricht, hat 
jenes Zeugniss dem Richter erster Instanz vorzulegen, und 
jede Eingabe oder Schrift auf dem ersten Bogen an der Stelle, 
wo sonst der Stempel aufgedrückt ist, mit dem Worte: „Ar¬ 
menrecht“ zu bezeichnen, und den Tag der Uebergabe des 
Armuthszeugnisses an das Gericht beizufügen. 

Anmerkung. Dieser §. 4 kommt bei den Ehegerichten nicht zur 
Anwendung, weil Stempelfreiheit herrscht und das Zeugniss erst bei 
Zusendung der Taxnota beigebracht zu werden braucht.— Das bewil¬ 
ligte Armenrecht gilt auch in der 2. und 3. Instanz. 

§. 5. Die Armuthszeugnisse, die nur für den einzelnen Fall gelten, 
sind in den Gerichtsacten aufzubewahren und den Parteien 
nicht wieder zurückzustellen. 
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§. 6. Geniesst bei Streitgenossen Einer das Armebrecht nicht, so 
hat er die Taxe im vollen Betrage allein zu entrichten. 

Wie ferner nach dem §. 29 des Stempelpat. vom 9. Februar 1850, Nr. 
SO die Vormerkung sogleich aufzuhören hat, wenn die Ursache dersel¬ 
ben nicht mehr besteht, so gilt dasselbe auch hier. Niemals findet eine 
Nachzahlung der Taxe, welche erlassen ist, statt, nur für die in Zu¬ 
kunft erwachsenden wurde die vorher arme Partei nachher verhaftet. 

Die Correspondenz der Gerichte unter sich in Rechtssachen der 
das Armenrecht geniessenden Parteien, und die Erlasse der Gerichte an 
diese Personen und ihre officiösen Vertreter, endlich die Eingaben sol¬ 
cher Vertreter — nicht aber auch solcher Parteien, sind vom Briefporto 
befreit. Das Poststück ist aber zu bezeichnen: „In Armenrechtssachen 
des N. N.“ und die officiellen Vertreter haben auf die Rückseite ihren 
Namen und Charakter vollständig beizusetzen. Das Porto wird weder 
vorgemerkt, noch nachträglich eingebracht. Erlass des h. Handels-Mi¬ 
nisteriums vom 27. Juni 1850. R.-G.-B. Nr. 263. 


Portofreiheit der ehegerichtlichen Amtscorrespondenz. 

d. Behufs der Regelung der postämtlichen Behandlung der Cor¬ 
respondenz der zu Folge des kaiserlichen Patents vom 8. October 1856, 
(R.-G.-Bl. Nr. 185) organisirten geistlichen Ebegerichte ist nach Inhalt 
des hohen Cultus-Ministerial-Erlasses vom 19. August 1857, Z. 12154 
von dem k. k. Cultusministerium im Einvernehmen mit dem k. k. Han¬ 
delsministerium Nachstehendes verfügt worden: 

„Die Amtscorrespondenz der in Folge des kaiserlichen Patentes 
vom 8. October 1856, (R.-G.-B1. XLVI. St, Nr. 185 eingeführten 
geistliehen Ehegerichte und der ausser dem Sitze derselben aufgestell¬ 
ten Hilfsorgane sowohl unter einander als auch mit kirchlichen und lan¬ 
desfürstlichen Behörden und Aemtern, ist bei der Auf- und Abgabe 
portofrei zu behandeln, wenn sie mit dem Amtssiegel verschlossen und 
auf der Adresse mit der Angabe des Absenders und der Aufschrift: 
„Ehegerichtssache“ bezeichnet ist. Doch kommt die Vorschrift des 
f. 213 des kais. Patentes vom 3. Mai 1853, (R.-G.-Bl. XX.VI. St. 
Nr. 81) zu betrachten, zu Folge deren Zustellungen an Parteien ausser¬ 
halb des Gerichtsortes in der Regel durch die Post zu geschehen haben.“ 

Hievon werden die hoch würdigen bischöflichen Untersuchungs-Com- 
missariate und der sämmtliche hoehwürdige Diöcesanklerus zu Folge der 
an das hochwürdigste bischöfliche Ordinariat gerichteten Staatthalterei- 
Zuschrift vom 7. September 1857, Z. 7886 pr. zur Benehmungs Wissen¬ 
schaft in Kenntniss gesetzt. 
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Weisungen und Erklärungen in Betreff des Braut - Examens und dabei aufzu- 

nehmenden Protncolls. 

e. In Erledigung der sufolge einer Aufforderung des hochwürdigen 
bischöflichen Consistoriums vom 15. October 1857, Z. 5728 eingesen¬ 
deten vicariatsämtlichen und seelsorgerlicfaen Aeusserungen über die Form 
des Brautprüfung8-Protocol]s wird dem hoch- und wohlehrwfirdigen 
Seelsorgsklerus Folgendes bekannt gegeben: 

Bei der nothwendig gewordenen 2. Auflage dieses Protocolls ist 
nach Möglichkeit auf alle begründeten Wünsche, welche geäussert wur¬ 
den, Rücksicht genommen worden. Demnach sind einige in der 1. Auf¬ 
lage enthaltenen Fragen weggelassen, mehrere Fragen erweitert und ver¬ 
vollständigt oder in andere Form gefasst worden. In dem Instructiv- 
Exemplare dieses Protocolls, wovon an jede Seelsorgstation ein Stück 
fibersendet wird, sind bei mehreren Fragen für den protocollführendeh 
Seelsorger die nöthigen Winke, besonders bei den delicaten Fragen kurse 
Bemerkungen darüber beigesetst worden, wann sie su stellen und wie 
dieselben su behandeln sind, und ob das Ergebniss der darüber gepfloge¬ 
nen Untersuchung in dasProtocoll aufsunehmen sei; und in die Rubrik 
„Antwort“ sind bei mehreren Fragen alle etwa vorkommenden Antwor¬ 
ten und eine kurse Andeutung der sum Belege derselben beisubringen- 
den Doeumente aufgenommen worden. — Dieses Instructiv- Exemplar 
möge daher der protocollführende Seelsorger bei Aufnahme des Proto- 
colls über das mit den Ehewerbern ansustellende Brautexamen wohl 
berücksichtigen. Denn in den sur Aufnahme des Protocolls bestimm¬ 
ten Bogen sind nothwendig alle Anmerkungen und die Andeutungen der 
beisubringenden Urkunden grossentheils weggelassen worden; bei jenen 
Fragen aber, welche entweder nur gans im Geheim oder nur unter be¬ 
sonders Umständen and mit gewissen Vorsichten su stellen sind, ist 
ein Stern * vorangedruckt, damit hiedurch der protocollführende Seelsor¬ 
ger aufmerksam gemacht werde, ob und wie diese Frage in dem vor¬ 
kommenden Falle su stellen sei. 

In Betreff einiger Fragen ist in Folge der eingesendeten Berichte 
und der darin gestellten Anfragen noch Mehreres, was in das Instruc- 
tiv-Exemplar nicht aufgenommen werden konnte, su bemerken und swar: 

Zur 2. Frage. Hiebei ist vor Allem wohl su berücksichtigen, 
was die Instruction über die Führung des Braut-Prüfungsprotocolls ddto. 
17. November 1856, fl. 2, Seite 2 erwähnt. 

Wenn die Brautpersonen verschiedenen Pfarreien angehören, so hat 
der eigene Seelsorger (parochus proprius) einer Jeden das Religionsexa¬ 
men mit derselben vorsunehmen. Für die katholische Braut ist nur 
dann ein Religionsseugniss aussufertigen, wenn der Pfarrer des Bräu- 
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tigams die Trauung vollsieht und an denselben alle Trauungsacten über¬ 
sendet werden. 

Zur Frage 4 an den Bräutigam und die Braut 

und zur'Frage 13 an den Bräutigam und Frage 11 an die Braut. 

Wenn eine Brautperson Pflege- oder Zieheltern hat, so sind die¬ 
selben nicht immer auch Adoptiveltern. Denn das oesterr. all gern. bürg. 
Gesetzbuch unterscheidet die Uebernahme in die Pflege und die Annahme 
an Kindesstatt. Nach §. 179 können nur Personen, welche den ehe*- 
losen Stand nicht feierlich gelobt und keine eigenen ehelichen Kinder 
haben, an Kindesstatt annehmen; die annehmende Person heisst Wahl¬ 
vater oder Wahlmutter; die angenommene heisst Wahlkind. Wahlväter 
oder WahlmUtter müssen das 50. Jahr surückgelegt haben, und ein 
Wahlkind muss wenigstens 18 Jahre jünger 1 sein als seine Wahleltern. 
(%. 180.) Die Annahme an Kindesstatt kann, wenn das Kind minder¬ 
jährig ist, nur mit Einwilligung des ehelichen Vaters oder in dessen 
Ermanglung nur mit Einwilligung der Mutter, des Vormundes und des 
Gerichtes zu Stande kommen. Auch wenn das Kind grossjährig, aber 
sein ehelicher Vater noch am Leben ist, wird dessen Einwilligung er¬ 
fordert — und die mit der erforderlichen Einwilligung versehene An¬ 
nahme an Kindesstatt ist der Landesstelle zur Bestätigung vorzuleg'en 
(§. 181.). In §. 186 aber heisst es: „Die Rechte und Verbindlichkei¬ 
ten der Wahleltern und Wahlkinder lassen sich auf Kinder, die nur in 
Pflege genommen worden, nicht anwenden. Diese Pflege steht Jeder- . 
inann frei.“ — 

Den §§. 28 und 29 der Anweisung f. d. g. G. zufolge begründet 
nun eine bürgerliche Verwandtschaft und Schwägerschaft: ' 

1. Die vollständige Annahme an Kindesstatt, wodurch nach §$.182, 
183 des a. b. G. der Angenommene den Namen des Wahlvaters 
oder den Geschlechtsnamen der Wahlmutter erhält und der vä¬ 
terlichen Gewalt des Adoptirenden unterstellt wird; 

2. Auch jene nicht vollständige Annahme an Kindesstatt, wobei der 
Angenommene blos in das Haus des Adoptirenden aufgenommen 
wird, um mit ihm wie das Kind mit den Eltern zusammen 
zu leben. 

Ein bloses Pflegekind, welches nicht zugleich wie ein Kind mit 
seinen Pflege- oder Zieheltern in ihrem Hause zusammen lebt, ist mit 
denselben nicht bürgerlich verwandt oder verschwägert. 

Das kirchliche Hinderniss der bürgerl. Verwandtschaft besteht je¬ 
doch nur: 

l. Zwischen dem Adoptirenden und dem Adoptirten, so wie jenen 
Nachkommen des letzteren, welche zur Zeit der Adoption unter 
dessen väterlicher Gewalt standen, — und diese bürgerlich« 
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Verwandtschaft besteht zwischen diesen Personen aneh dann 
noch fort, nachdem die Adoption aufgehoben worden ist. 

2. Zwischen dem Adoptirten and des Adoptirenden leiblichen, recht¬ 
mässigen, unter der väterlichen Gewalt stehenden Kindern, — 
aber dieses Hinderniss besteht nur so lange, als die Adoption 
währt. 

Das kirchliche Hinderniss der biirgerl. Schwägerschaft besteht nur: 

1. »wischen dem Adoptirenden und der Gattin des Adoptirten. 

2. »wischen dem Adoptirten und der Gattin des Adoptirenden, und 
»war auch dann noch, nachdem die Adoption aufgehoben wor¬ 
den ist. 

Zur Frage 5. Hierüber enthält die Instruction vom 17. November 
185$, Seite 3— 5 Erläuterungen; nur Folgendes wird noch beigefügt: 

In $. 41 der Anweisung f. d. g. G. wird: Der eigentliche Wohn- 
sit» des Minderjährigen ist dort, wo dessen leibliche, Wahl- oder Pfle¬ 
geeltern oder der Vormund ihren eigentlichen Wohnsit» haben. — Der 
Ort, wo der Minderjährige sich aufhält, als Studirender, (folglich auch 
als Handlungscommis, Handwerker u. dgl.) oder in Dienstverhältnissen 
steht, oder als Militärperson seinen Standort hat, ist sein uneigentlicher 
Wohnsit». — 

Da dieser $. verschiedenartig aufgefasst wird, so wird hierüber be¬ 
merkt, dass Minderjährige, welche sich nicht an dem Orte aufhalten, 
wo ihre Eltern oder Vormünder einen eigentlichen Wohnsit» haben, »u 
Folge des Gesetses nur so lange , als sie minderjährig sind , daselbst 
ihren eigentlichen Wohnsit» haben. Sobald sie grossjährig sind, unter¬ 
stehen sie nicht mehr der väterlichen Gewalt ihrer Eltern oder Vormün¬ 
der, und können sich nun selbst einen eigentlichen Wohnsit» gründen. 
Wohnen sie also als Grossjährige nicht bei ihren Eltern oder Vormün¬ 
dern, und haben sie an dem Orte, wo diese ihren eigentlichen Wohnsit» 
haben, keinen ihnen eigenthümlich zugehörigen Besitsstand, in welchen 
sie aus ihrem gegenwärtigen Wohnorte früher oder später »urücksu- 
kehren willens sind, so haben sie auch daselbst keinen eigentlichen 
Wohnsit» mehr. 

Eine Verkündigang der von solchen Grossjährigen beabsichtigten 
Ehe ist also an diesem Orte titulo domicilii veri nicht nothwendig, wenn 
ihnen aueh dort das Heimatsrecht »usteht und sie von dem dortigen 
Gerichte den politischen Eheeonsens (Meldzettel) haben. Nur dann, 
wenn sie als Grossjährige an dem Orte, wo sie einen uneigentlichen 
Wohnsit» haben, noch nicht 1 Jahr sich aufhalten, oder wenn sie gar 
keinen Wohnsit» haben, ist ihre beabsichtigte Ehe nach $. 63 der An¬ 
weisung dort, wo ihnen das Heimatsrecht »usteht, oder wenn ihnen die- 

Jfcy’a Archiv für km*. Brehmroehc UL Band. 17 
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ses nirgends zustände, wo möglich in der Pfarre ihres Geburtsortes zu 
verkündigen. Sollte aber der das Brautexamen vornehmende Seelsorger, 
ausser diesen beiden vom Gesetze bestimmten Fällen, aus besondern 
Gründen es für nothwendig erachten, dass die beabsichtigte Ehe eines 
solchen grossjährigen Brauttheiles auch in der Pfarrkirche seines Hei- 
mats- oder Geburtsortes verkündigt werde, weil er denselben z. B. bis¬ 
weilen besucht; so möge er unter Angabe des Grundes den betreffen¬ 
den Seelsorger ersuchen, das Aufgebot dieser Ehe vorzunehmen. 

Zur Frage 6. Nebst dem in der Instruction vom 17. November 
1856, Seite 5 und 6 darüber Bemerkten wird noch, um dem Ansuchen 
mehrerer Seelsorger zu entprechen, in Betreff der Beibringung eines be¬ 
sondern Ledigscheines Folgendes bemerkt: 

Ein besonderer Ledigschein ist in der Regel nur beizubringen: 

1. von jenen Brautpersonen, welche aus weiter Ferne gekommen 
sind und in dem Pfarrbezirke ihres gegenwärtigen Seelsorgers 
einen uneigentlichen Wohnsitz haben, wo sie schon länger als 
ein Jahr sich aufhalten, ausserdem aber keinen eigentlichen 
Wohnsitz haben, folglich ihre beabsichtigte Ehe nach dem Ge¬ 
setze an dem Orte, von wo sie gekommen sind, nicht nothwen¬ 
dig zu verkündigen ist; 

2. von jenen Brautpersonen, welche zwar zu den eigenen Pfarr~ ; 
hindern des Seelsorgers gehören, in dem Pfarrbezirke ihre Hei- 
math und auch einen eigentlichen Wohnsitz haben, aber vor dem 
Brautexamen in dem Alter, wo sie schon heiratsfähig waren, 
durch längere Zeit in einer andern Diöcese oder gar in einem 
fremden Lande sich aufgehalten haben, wo jedoch ihre beab¬ 
sichtigte Ehe nach dem Gesetze nicht nothwendig zu verkün¬ 
digen ist. 

Denn in beiden Fällen ist es möglich und zu besorgen, dass solche 
Brautpersonen entweder durch ein Eheverlöbniss oder wohl gar durch 
eine noch zu Recht bestehende Ehe gebunden sind, welche sie in der 
Fremde geschlossen haben. Desshalb muss sich der Seelsorger, welcher 
das Brautexamen vornimmt, bevor er zur Verkündigung der beabsichtig¬ 
ten Ehe schreitet, die entsprechende Gewissheit darüber verschaffen, 
dass diese Brautpersonen wirklich ledig seien. Zu diesem Zwecke ist 
nach dem Kirchengesetze ein testimonium Status liberi von dem Ordi¬ 
nariate der Diöcese, in welcher die Brautperson vorher sich längere 
Zeit aufgehalten hat, einzuholen. (Das Ansuchen an das fremde Ordi¬ 
nariat wird aber in einem solchen Falle nicht vom Pfarrer, sondern von 
dem hochwürdigsten Ordinarius der Diöcese gestellt, an welchen dess¬ 
halb der betreffende Seelsorger die ganze Angelegenheit zu berichten bat.) 
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Weil jedoch die Ermittlung eines solchen förmlichen Ledigscheines 
in vielen Fällen mit besonderen Schwierigkeiten verbanden ist, so kann 
die erforderliche Gewissheit Uber den ledigen Stand der erwähnten 
Braatperson auch dadurch erlangt werden, dass der Seelsorger, bei dem 
sie sich als Ehewerber melden, in der Pfarrkirche des fremden Ortes, 
wo sie durch längere Zeit sich aufgehalten haben, die Verkündigung 
ihrer nun beabsichtigten Ehe selbst veranlasset und in dem schriftlichen 
Ersuchen um die Vornahme der 3maligen Verkündigung der beabsichtig¬ 
ten Ehe an den dortigen Seelsorger zugleich die Bitte stellet, derselbe 
wolle gefälligst den von ihm ausgefertigten VerkUndigungsschein an das 
hochwürdigste Ordinariat seiner Diöcese mit dem Ersuchen übersenden, 
dass hochdasselbe den Verkündigungsschein legalisire und an den be¬ 
treffenden Seelsorger der Brautpersonen gUtigst befördere. — Dieses 
Letztere ist auch insbesondere bei jenen Brautpersonen zu beobachten, 
deren beabsichtigte Ehe nach §. 63 der Anweisung in der Pfarrkirche 
ihres Heimats- oder Geburtsortes zu verkündigen ist. Wenn nemlich 
dieser Pfarrbezirk einer fremden entlegenen Diöcese oder gar einem 
fremden Lande angehört, so ist der von dem dortigen Seelsorger aus- 
zufertigende VerkUndigungsschein von dem Ordinariate der betreffenden 
Diöcese zu legalisiren, damit er volle Glaubwürdigkeit erlange. 

Sollte in den hier erwähnten Fällen die Ermittelung eines förmlichen 
Ledigscheines oder die Vornahme der Verkündigung der beabsichtigten 
Ehe in dem fremden Pfarrbezirke und die Erlangung eines legalisirten 
Verkündigungsscheines von dort entweder gar zu schwierig oder ganz 
unzulässig sein; so verlangt dann die Kirche, dass von den betreffenden 
Brautpersonen ein feierlicher Eid darüber abgelegt werde, dass sie le¬ 
dig seien. Zur Abnahme dieses Eides wird aber stets die Bevollmäch¬ 
tigung des Hoch würdigsten Herrn Ordinarius erfordert, welche desshalb 
einzuholen ist. 

In den meisten andern Fällen, wo eine Brautperson einem andern 
Pfarrsprengel angehört, genügt der von ihrem Seelsorger ausgefertigte 
Verkündigungsschein zum Beweise des ledigen Standes, und es braucht 
kein besonderer Ledigschein von ihr beigebracht zu werden, wenn nicht 
etwa besondere Bedenken über ihren ledigen Stand obwalten. 


(Beneficialia et fundationalia jura c. r. financialis Procuratura 

manutenet). 

Inelyta c. r. provinciae hujus financialis Procuratura datis ad Or- 
dinariatum hunc sub 29-a Jan. a. 1. Nr. 6524 officiosis literis cuncta 

17* 
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Ecclesiarum jura beneficialia seu Congrualia et fandationalia sicubi con- 
troverterentur, tueri et coram jure evincere pro incumbenti sibi officio 
paratam se declaravit. 

Providam hanc alti c. r. Regiminis dispositionein hoc imprimis tem¬ 
pore multum faventem conspicimus, cum occasione construendorum librorum 
fundualium et fassionum scholarium accidcre possit, ut ius proprietatfe 
Ecclesiae, parochiae aut scholae in dubium vocetur, quodve coram jure 
Yindicare haud parvas facesseret difficultates. — Quare cunctos Ves- 
trum V. F. et F. in Chr. D. harum Serie inviamus utin casu controvertendi 
nefors juris alicujus fundationalis vel beneficialia Vos non immediate ad 
concernens c. r. judicium convertatis, sed deductionem objecti controver« 
cum documentis ad Nos fine interpellandae abhinc praelaudatae c. r. in 
talibus ex nobüi officio citra aliqualis taxae desumtionem procedentis 
Financialis Procuraturae perferatis. Eo hic diserte notato, quod quiqtd 
fundi ad Ecclesiam, parochiam aut scholam pertinent, iidem sub ipsit 
hü titulis, non vero patronatui vel communitati inscribendi veniant 

Datum Temesvarini die 23. Aprilis 1858. 


(Curati e Clero Temesvärinum adventantes in diversoriis non descendant). 

/ 

Non potuit animum Nostrum non commovere, cum in pageUis Te- 
mesväriensibus inter advenas etiam nonnullos de Clero Noslro Curato 
consignatos legissemus velut qui in propria venientes a suis repulsi in 
publicis diversoriis refugium quaerere cogantur ; . quod quidem 
quam parum possit cum decore Clericali componi, non est quod 
multis persuadeatur, ut expensarum dispendia silentio premamus. 

Quapropter praesentibus in virtuie sanetae et salutarü obedientiae 
cavemus et prohibemus, ne ullus Dioecesis Csanadiensis Clericus dum 
Temesvärinum (arcem cum suburbiis intelligimus) cuiuscunque demum 
negotii causa venerit, in" publicis diversoriis etsi noctem haud sit hic 
acturus — divertat, sed qui nullos habent hic cognatos vel notos aut 
in Seminario ubi unum cubile pro hospitibus adaptari curavimus et sta- 
bulum pro equis praesto est, — aut in Residenlia Nostra quae hucus- 
que etiam patuit, condescendant, eo solum observato, ut de pabulo 
equorum provideant. 

Ut vero Seminarium tum illud quod jam praesto est, tum plura 
quamprimum licuerit, cubilia pro receptione intervenientium debite in- 
struere, hyemis vero tempore de ligno ad calefaciendum absque detri- 
mento providere possit, taxarn quoque accomodationis duxiraus defigen- 
dam, et quidem tempore brumaU dum cubilia calefiunt, pro singula nocte 
1 fl. CM. dum vero calefactio non habet locum, 30 kr. CM. pro omnimoda 
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aceomodatione in fiscom Seminarii inferendos ordinamns; Capeüano« 
qui nondam triennram in cara animarum exegerut, ab kae taxa dis- 
peneante«, Qai vero prandio solummodo providentur in Seminario^ 
24 kr. CM. pendendos habebant. 

Datum Temesv&rini in Residentia Nostra Episcopali die 17- a Mali 1858. 


(Hora« Canonicas persolvendi officium inculcatur). 

Apoatolicia praeceptis obsequimur, nt instemns opportune importune, 
argaamas, obsecremus, increpemus in omni patientia et doetrina, dum 
ad Offieium horas canonicas persolvendi inculcandum animum adpli- 
camus. 

Mandatnm enim habemns, nt vigilemus in omnibu«, nt ministerinra 
nostrnm impleamns. Neqne mirari quemquam Vestrnm V. Fratres et 
Filii in Christo Dileotissimi snbeat, cum Nos videtis in hano curam 
solertins inenmbere, quam omnibus inde a 88. Ordinnm snsoeptione 
maxime rebgioni esse debere, nemo Vestrnm ambigit. Enimvero Nos 
cum S. Joanne Chrys. tenemns: Precationem een radicem et basim Om¬ 
nibus ceteris virtutibus substerni adeo, ut quem noverimas stndii orationis 
expertem, de iilo omnem meliorem opinionem dimittere nulli haesitemus. 

Tenemus nempe cum eodem: lmpossibile esse absque precationis 
praesidio cum vir tute vitam agere! — fit cum 8. Augustino: lllum tan- 
tum nosse recte vivere, qui noverit recte orare; —* et cum 8. Vincentio 
a Paula: Orationem animam quodammodo esse animarum nostrarnm; 
quae com sint imago Dei, sine archetypo suo, ad quem orationis stndie 
sese referunt, prodneere vitam non possint. Nempe ex fonte rivulus 
aquas petat, oportet. — Haec sunt Charissimi! quae Nobisipsis non suffici- 
mus jugiter persuadere et inculcare, ne forte palmes aride extra vitem, sine 
qna nihil possumus, inveniamur, et in ignem mittamur. — Quae quidem 
si de unoqooque fidelium valent; qUanto pluribus titulis, gravioribus- 
que momentis de nobis valebunt, quos viros orationis esse oportet, con- 
stitntos inter vestibulum et altere, ut ploremns et deprecemur pro po- 
pule, et avertemus ab eo indignationem Dei, imo pro universo terrarnm 
orbe legatione apnd Denm intercedamns. 

Sane horret animns cogitare vel unum de Vobis, qai cum alios de- 
cet, seipsnm non doceat orare; cum praedieat orandum, ipse non oret, 
aut oratio ejus fiat ei in peccatum; cum unieuique dictum sit: Oportet 
eemper orare, et nunquam defieere; et rursum: Vigilate et oratc, ut 
non intreti« in lentationem. 

Et haec cura est, qua distringimur, ne si qais talis forte est, 
Nostra culpa sit; in qualium numero utinam nullus inveniatur, cui revo- 
cemus in memoriam, quod dum ad 8. Subdiaconatus Ordinem adlegere* 
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tur, Mater Ecclesia eidem ingeminabat: „FÜi dileCtissime! ad Saeram 
„Subdiaconatus Ordinem promovendus, Herum atque Herum conaiderare 
„debes attente, quod onus hodie ultro appetis. Hactenus enim über 
„es, licetque tibi pro arbitrio ad saecularia vota transire; quodsi Or- 
„dinem hunc susceperis, omplius non licebit a proposito resilire, sed Deo 
„cai servire regnare est (nempe super semetipsum) perpetuo famulari; 
„et castitatem illo adjuvante servare oportebit, atque in Ecclesiae Mi¬ 
nistern semper esse mancipatum. Froinde dum tempus est cogita, et 
„si in sancto proposito perseverare placet, in nomine Domini huc accede.“ 
Post solennem vero ac liberam in servitium suum concessionem, primum 
quod Ecclesia jubebat, his formalibus intimavit: „Fili dilcctissimei dili— 
„genter considera Ordinem per te susceptum et onus humeris tuis impositum; 
„stude sancte et religiöse vivere, atque Omnipotenti Deo placere ut gratiam 
„suam possis acquirere.“ — Et haec quidem in genere. Speciatim 
vero subnexuit Episcopus. „Ad Subdiaconatum vel Diaconatum promo- 
„tus Nocturnum diei dicito. t( 

Itaque pacto sempiterno coram Deo conventum est inter Ecclesiam 
et Ministros, ut horarum Canonicarum pensum in capite onerum, per 
SS. Ordines susceptorum poneretur; atque inde sumeret exordium sacra 
ministratio, unde nunquam deficeret acceptae per manuum impositionem 
gratiae sanctificantis amplificatio; nempe a communi in commune cum 
Ecclesia comprecatione. — Videte igitur pactum, quod cum Deo et 
Ecclesia ejus pepigistis, et reddite vota vestra Altissimo, quae si vovere 
ad beneplacitum erat, reddere ad conscientiae jurisque expressi officium, 
creberrimis tum Synodorum Provincialium et Dioecesanarutn, cum etiam 
Conciliorum Oecumenicorum praeceptis, quae irrefragabilia sunt, sanci- 
tum jam pertinet. 

Legitis utique apud Ecclesiasten: Si quid vovisti Deo, ne moreri» 
reddere, displicet enim et infidelis et etulta promtssto; sed quodeun- 
que voveris redde; mulloque melius est non vovere, quam post Votum 
promissa non reddere. (V. 4 — 5). 

Neque vero pro scipsis tantum voluit Ecclesia orare Ministros suos, 
sed etiam, imo pptissimum ac praecipue pro seipsa, et universo orbe; 
specatim vero illos, qui animarum curae sunt praepositi, pro suis ovi- 
culis Cononum sanctionibus ad jugiter deprecandum obstrinxit; ex qui- 
bus paucos tantum juvat revocare in memoriam in Conciliis Oecumeni- 
cis perlectos. 

„Districte praecipientes in virtute obedientiae, ut divinum officium 
„diurnum ac nocturnum, quantum eis Deus dederit studiose celebrent ac 
„devote.“ Conc. Later. IV sub. Innocent. 3-o — Apertius praecipit La¬ 
teran. V. gravemque adjicit Sanctionem hisverbis: „Ut quiUbet! habens 
„benefleium cum cura vel sine cura, si post sex menses ab obtento be- 
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„neficio divinum officium non dixerit, legitimo impedimento cessante, 
„beneficiorum suorum fructus suos non faciat pro rala ommissionis re- 
„citationis officii, sed eos tarn quam injuste perceptos, in fabricas hujus- 
,,modi beneficiorum vel in pauper um eleemosynas erogare teneatur. Si 
„vero ultra dictum tempus in simili negligentia contumaciter perman- 
„serit, legitima monitione praecedente, beneficio ipso privetur, cum 
„propter officium detur beneficium. Intelligatur autem officium omittere 
„quoad hoc, ut beneficio privari possit, qui per quindecim dies illud bis 
„saltem non dixerit, Deo tarnen ultra praemisso de dicta omissione red- 
„diturus ‘rationem.“ — His coronidem imponit Conc. Trid. Sess. 2 
H. C. 12 de Reform. 

Quod vero spectat ad obligationem restitutionis indebite percep- 
torum beneficialium proventuum per illos, qui officium divinum negli- 
gunt, hujus vigorem Alexander VII. contra laxiorem interpretationein 
constabilivit et expiicuit, damnando propositiones sequentes: 

„Restitutio a Pio V. imposita beneficiatis non recitantibus, non de- 
„betur in conecientia ante sententiam declaratoriam judieis, eo quod sit 
„poena“ item: 

„Restitutio fructuum ob omissionem horarum suppleri potest per 
,,quascunque eleemosynas, quas antea beneficiarius de fructibus sui bene- 
„ficii fecerit.“ 

Itaque pensatius considerate Yosmetipsos, enimvero res Vobis in 
foro Dei est, qui non irridetur; cum Principe Pastorum, qui supremis 
ante agoniam et passionem suam monitis inculcabat discipulis „Vigilate 
et Orate, ut non intretis in tentationem“ et jussit nos orare semper et 
nunqaum deficere; sed et jussit audire Ecclesiam, et eos quos Spiritus 
Sanctus posuit regere Ecclesiam Dei. 

TemesvArini die 19-a. Maii 1858« 


(Monumenta religiosa nee absque sufficienti fundatione pro eorum 
eoruervatione, nee eine scilu Ordinariatus erigi permitluntux , poenaque 

in iranegreseoree eaneilur). 

Vetus est statutum dioecesanum, ut nullae statuae, cruces, Capellae 
aut cuiectmque nominie monumenta religiosa, quae conservatione indi- 
gent, erigantur quin de conservatione eorundem simul provideatur, Cum 
tarnen experientia didicerimus in obversum hujus ordinationis dioecesanae 
erigi cruces, statuas et Capelias, de quorum conservatione minime aut 
saltem debite non sit provisum: — ipsam ordinationem renovamuS et 
republicamus singulis Curatis iniungentes ut serio agant, quo ab iis, 
quiad monumenta religiosa, de quibus agimus, animum pie adiece- 
rint, etiam de adaequata et sufficienti fundatione (pro cruce tra- 
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bali ligaea 20 fl. Cm.) scopo conservationis Tel n umerato «er« vel datis 
in forma authentica (per teste» et unum de primoribus commmiitatis aub- 
scriptis) reversalibus provideant. — Hoc ipsum etiam commanitates 
praestent, dam hujusmodi monameata erigunt. 

Quo vcro bis ordinibus suus non desit effeotus, harom serie deela- 
ramus: Nos in Cura tos ipsos aut Massam eorum postmortualem hujus¬ 
modi onera derivaturos , cum evenerit ipsorum culpa factum esse ut 
praeviis ordinibus non fieret satis. 

In horum porro nexu non possumus silentio praeterire alium quo- 
que circa strocturas ecclesiasticas binc-inde invalescere abusum, ut nempe 
oratoria et capellae inscio prorsus et insalutato Ordmariatu erigi, 
icones sacrae pingi, patroni seu tutelares Sancti pro oratoriis eligi etc . 
permiitantur, ac tarn facultas in iisdem Sacra peragendi expeudi expe- 
tatur, cum omnia eonsummata sunt. — Rem Bane inauditam, ut de aedi-» 
bus sacris cultui divino destinatis sine scitu et annutu summi Paatori» 
dioecesani quidpiam occipiatur peragaturque. 

Quare dum baue respectivorum Curatorum ineüriam, ne dieamus 
arbitrium harum serie perstringimus et proscribirous, serio iniungimua, 
ut Curati de hujusmodi oratoriorum erectione praevia ad Nos referant, 
alioquin declaramus nunc pro tune , eadem, si Nobis negleiis erecta 
fuerint, claudenda fore. 

Datum Temesvarini in Residentia NostraEpiscopali die 1-a Junii 1858. 


Kaehtrftgllehe Berichtigungen zum H. Bande den Archiv*. 


Seite 126 Zeile 5 von unten lese man Baudri statt Bandit. 

12 yon unten lese man zulässig statt unzulässig. 

6 von oben lese man Nr. 1 statt Nr. 21. 

19 von unten lese man Bd . 17 statt Bd. 18. 

20 von unten lese man 1857 statt 1858. 

17 von oben lese man 1858 statt 1857. 

16 von oben lese man auf Grand eines bischöflichen statt sog. 
15 von unten lese man nichtigen statt wichtigem 
9 von unten lese man sagen kann statt sage. 

5 von unten lese man Meiern statt Maiern. 

18 von oben lese man handelt der Verf. 

5 von oben lese man lfl. 24 kr. 

10 von oben lese man Mausten statt Maasen. 

4 von oben lese man Friedensgerichte statt Finanzberichte. 

13 von oben wird zu lesen sein lamprecht statt Lemprecht. 
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Ursprung und Entwicklung des Tisclititels nach 
gemeinem und bayerischem Rechte. 

Von der juristischen Facultät der k. bayr. Ludwigs-Maximilians- 
Universität München gekrönte Preisschrift 

von 

Dr. jar. Julia; Meyer. 


Einleitung« 

Als eine der Bedingungen der Ordination, d. i. zum Eintritt in die 
geistliche Hierarchie, wurde von den ältesten Zeiten der Kirche bis auf 
die Gegenwart auf Seite des zu Ordinirenden ein Titel erfordert. ') 
Die ratio dieser Vorschrift war hauptsächlich die: die Kirche wollte 
ihre Diener auch äusserlich so gestellt wissen, dass sie ein ihrem Amte 
entsprechendes, würdiges Leben führen könnten. Von dem obersten 
Kirchenregiment wurde die Wichtigkeit des Weihetitels von jeher richtig 
erkannt und gewürdigt, indem man wohl einsah, dass von der strengeren 
oder laxeren Handhabung dieses Requisites das Gedeihen und Ansehen 
des gansen Clerus abhinge. Allein bei dem widerstreitenden Interesse 
der Bischöfe konnten die Päpste nicht alle in Betreff dieses Punctes sich 
bildenden Missbrfiuche abschaffen. Und als einen solchen durch die 
ungünstigen Verhältnisse des Clerus in Deutschland hervorgerufenen 
Missbrauch muss man den Tischtitel bezeichnen, dessen Ursprung und 
Entwicklung hier untersucht werden soll. An dieser Stelle soll nur 
kurz erörtert werden, auf welche Weise das Wort: titulas za der 
technischen Bedeutung im canonischen Rechte gelangte. Ursprünglich 
bedeutet titulas überhaupt ein Kennzeichen. In der römischen Impera¬ 
torenzeit wurden unter tituli besonders die öffentlichen Zeichen: pur- 
purea vela verstanden, welche die Kaiser den bonis vacantibus, die dem 


Antiqnissimus fult Ecclesiae mos et consuetodo, nt nemo absolute ordinare- 
tur absque sufficiente sustentationis tltnlo: (Rigantl, Commentaria in Regnlam 
XXIV Cancellariae $. V. n. 1). 

Moy’s Archiv für kath. Kirchenrecht. III, Band. 18 
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Fiscus incorporirt werden sollten, zum Beweis ihrer fiscalischen Eigen¬ 
schaft anfügen Hessen; s. 1. 3 Cod. X. t. 10 de bon. vac. et de incorp.; 
Nov. 28 cp. 5.; Nov. 20 cp. 4 und Nov. 17 cp. 15. Aehnlich nun, 
wie im röm. Recht die mit den Bildnissen der Kaiser versehenen praedia 
als Staatsgüter gekennzeichnet wurden, bezeichneten die Christen die 
kirchlichen Gebäude mit dem Namen der Erbauer oder gewisser Mär¬ 
tyrer, so das jede Kirche einen darnach bestimmten Titel hatte. Die 
Clericer, welche mit der Weihe nach den ältester canonischen Satzungen 
bei einer certa ecclesia eine feste Anstellung erhielten, hiessen titulati 
oder intitulati, (s. Du Cange, Glossarium s. v. titulus) und bekamen 
aus dieser Intitulation einen Rechtsanspruch auf lebenslängliche Versor¬ 
gung aus den Diöcesan-Einkünften, die der Kirche zuflossen. Die Kirche, 
welcher der Ordinandus adscribirt wurde, war der titulus ordinationis. 
Als dann später an einer Kirche mehrere beneficia entstanden, wurde 
nicht mehr auf die Kirche, sondern auf das Beneficium geweiht, das 
Beneficium wurde der titulus. Damit war aber der üebergang zu der 
neueren Bedeutung des Wortes gebahnt, indem man nachmals unter dem 
Ausdruck titulus überhaupt für den einen Cleriker erforderlichen Lebens¬ 
unterhalt zu verstehen anfing (s. Phillips. K. R. Bd. V. S. 598). 

Obgleich der Aufgabe gemäss hier nur der Tischtitel, nicht der 
Ordinationstitel überhaupt historisch zu begründen ist, so hält Verfasser 
dieses doch für nothwendig, die Entwicklung des Ordinatiosstitels bis 
unmittelbar nach dem Concilium Tridentinum als ersten Abschnitt der 
historischen Darstellung vorauszuschicken, da schon in den ältesten Arten 
des Ordinationstitels der Keim zur späteren Ausbildung desselben zu 
suchen ist. 


Erster Th eil. 

Historische Darstellung • 

I. Abschnitt. 

Vom den ernten Zelten der Hirebe bin zum Trftdentlner 

Conell. 

§• 1 . 

Vom Titulus ecclesiae. 

Ursprünglich wurde jedesmal mit der Ertheilung einer Weihe, so¬ 
wohl der höhern als der niedern, zugleich ein Amt, officium, an einer 
bestimmten Kirche übertragen. Die certa ecclesia, resp. das übertra¬ 
gene Kirchenamt, war der titulus, auf den jeder Cleriker ordinirt wer¬ 
den musste. Man dachte sich diese Verbindung als ein matrimonium 
spirituale, das der Cleriker durch die Intitulation mit seiner Kirche ein- 
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ging. So lange diese Vorschrift beobachtet wurde, war damit Doppeltes 
erreicht: einmal das verderbliche Umherschweifen der Cleriker verhin¬ 
dert, indem mit dem Kirchenamt von selbst Residenzpflicht, Stabilität 
an der Kirche verbunden war, und dann zugleich für den Lebensunter¬ 
halt des Clerikers gesorgt, weil das Kirchenanit Anspruch gab auf Be¬ 
soldung aus den Diöcesan-Einkünften, deren Verwaltung und Verthei- 
lung dem Bischof zustand. Ueberdiess konnte man bei Beobachtung dieser 
Vorschrift die Zahl der zu ordinirenden Cleriker immer nach den Be¬ 
dürfnissen und Vermögensverhältnissen einer Kirche bemessen. So hat 
Justinian in Nov. 3 „ut determinatus sit numerus“ (einem Schreiben 
Justinians an den Erzbischof und Patriarchen Epiphanias vom Jahre 535) 
Normen über das Maximum der Cleriker an den einzelnen Kirchen 
getroffen, resp. erneuert, weil er bemerkte, dass die Bischöfe über die 
von den Stiftern der Kirchen festgesetzte Zahl hinaus Cleriker anstell¬ 
ten, wodurch das Kirchenvermögen zu sehr belastet und geschmä¬ 
lert wurde. 

Indess muss es doch schon bald vorgekommen sein, dass Cleriker 
vom Bischof ohne diesen Titel, d. i absolute ordinirt wurden; denn das 
Concilium von Chalcedon i. J. 451 eiferte bereits gegen die absoluten 
Ordinationen und erklärte dieselben für geradezu ungültig, irritas. Der 
betreffende canon 6 Conc. Chalc. lautet: Nullum absolute ordinari debere 
presbyterum aut diaconum nec quemlibet in gradu ecclesiastico, nisi 
specialiter in ecclesia civitatis aut pagi aut in martyrio aut monasterio, 
qui ordinandus est, pronuntietur. Qui vero absolute ordinantur, decre- 
vit sancta synodus irritam haberi hujusmodi manus impositionem et 
nusquam posse ministrare ad ordinantis injuriam. 

§. 2 . 

Vom titulus professionis religiosae. 

Der titulus ecclesiae ward analog auch auf die Regulargeistlichen 
anwendbar, denn deren Aufnahme in einen Orden sicherte ihre Stabili¬ 
tät. Erst seitdem man anfing, unter dem titulus den hinreichenden 
Lebensunterhalt eines Clerikers überhaupt zu verstehen, nannte man den 
Titel, auf den ein Regulargeistlicher geweiht wurde, titulus professionis 
religiosae, da das Kloster, resp. der Orden, die Verpflichtung hatte, 
diejenigen seiner Angehörigen, welche nach erstandenem Noviziat die 
erforderlichen Gelübde geleistet, zu sustentiren. Den Titel, worauf die 
Bettelmönche geweiht wurden, nannte man titulus paupertatis. Ob¬ 
gleich der Ordinationstitel es gerade verhindern sollte, dass der Ordi- 
nirte jemals in die Verlegenheit gesetzt werde, betteln zu müssen, so 
entschuldigt dieses Abweichen von der Regel bei den Bettelmönchen 
eben der Zweck ihres Ordens. 


18 # 
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§• 3. 

Vom titulus beneficii. 

Aas dem titulus ecclesiae, dem Kirchenamte, welches Anspruch gab 
auf Besoldung aus der Massa der Diöcesan-Einkünfte, entwickelte sich 
allmählig (vom 6. Jahrh. an} der tit. beneficii, da mit der Zeit jedes 
Amt an einer Kirche gesonderte Einkünfte angewiesen bekam, so dass 
der tit. beneficii von selbst an die Stelle tit. ecclesiae trat. Da indess 
die Vertheilung der Diöcesangüter in Beneficien und Präbenden der ein¬ 
seinen Kirchen nicht auf einmal, sondern nur allmählig vor sich ging, 
so musste neben dem tit. beneficii auch noch der alte tit. ecclesiae Vor¬ 
kommen, d. h. der Bischof ordinirte, wenn der Weihcandidat noch kein 
Beneficium hatte, denselben auf die bischöfliche Cathedralkircbe, musste 
aber auch dessen Unterhalt aus den Gütern dieser Kirche, die noch 
nicht in Beneficien verwandelt waren, bestreiten. Nachdem aber alle 
Kirchengüter su Beneficien gemacht waren, und der Bischof selbst auf 
seine mensa episcopalis beschränkt war, hatte dieser keine Fonds mehr, 
woraus er Geistliche, die kein Beneficium hatten, sustentiren konnte, 
und so drängte sich daher die Frage auf, wer den ohne ein Beneficium 
vom Bischöfe Ordinirten su unterhalten habe? 


§. 4. 

Vom titulus patrimonii. 

Eine Entscheidung darüber gab Alex. ID. auf dem 3. lateranensischen 
Concili. J. 1179 durch die Decretale. „Episcopus, si aliquem sine certo 
titulo, de quo necessaria vitae percipiat, in Diaconum vel Presbyterum 
ordinaverit: tamdiu ei necessaria subministret, donec in aliqua Ecclesia 
ei conniventia stipendia militae Clericalis assignet, nisi talis Ordinatus 
de sua vel paterna hereditate subsidium vitae possit habere.“ Dadurch 
wurde der Bischof für den Udterhalt der ohne tit. beneficii von ihm 
geweihten Diaconen und Presbytern verantwortlich gemacht, und nur in 
dem Falle von dieser Verpflichtung freigesprochen, wenn der Ordinirte 
hinreichendes eigenes Vermögen besass. 

Papst Innocentius III. wiederholte die vom lateranensischen Concil 
getroffene Verfügung (cp. 16 X. de praeb. u. cp. 23 X. de praeb},. 
dehnte jedoch dieselbe auch auf das Subdiaconat aus, welcher ordo seit 
dieser Zeit su den ordinis majores gerechnet wird. 

Uebrigens legte die Praxis der erwähnten Decretale des lateranen¬ 
sischen Concils einen Sinn bei, der entschieden ausser der Intention des 
Concils war. Die darin gestattete Ausnahme der internistischen Susten- 
tationspflicht des Bischofs, wenn der Ordinirte eigenes Vermögen besass, 
gab nämlich su der Auslegung Veranlassung, als könne ein Vermög- 
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licher überhaupt sine titalo geweiht werden, m. a. W. als gelte das 
patrimonium pro titulo. 

Die erste ausdrückliche Erwähnung des tit. patrimonii findet sich 
in einem Brief des Bischofs Stephan v. Tournay (1192-1203), woselbst 
es heisst: quidam etiam accedunt, quibus sunt propriae facultates, ut 
inde vivere possint, ordinari tarnen expetunt, ut pro titulo, secundum 
dispensationem sacrorura canonum rebus propriis utantur, sodann in 
cap. 23 des Conc. Biterr. v. J. 1233: sine patrimoniali centum soli- 
dorum ad minus, vel beneficio competenti nullatenus admittatur. s. Phil¬ 
lips K. R. Bd, I. 8. 609 not. 34. So konnten also ganz gegen die 
alte Kegel Ordinationen Vorkommen, ohne dass der Geweihte mit einer 
bestimmten Kirche in Verbindung trat, s. g. absolute Ordinationen. 
In dem Falle, wenn der Bischof ganz ohne Titel weihte, war die alte 
Regel wenigstens insoferne noch gewahrt, als der Geweihte bei der 
bischöflichen Cathedralkirche intitulirt wurde. 

Von dieser Zeit an fing man an, unter dem Ordinationstitel den 
für einen Cleriker bis zur Erlangung eines Beneficiums erforderlichen Le¬ 
bensunterhalt zu verstehen, eine Bedeutung, welche das Wort im We¬ 
sentlichen heute noch hat. Van Espen, Jur. Eccl. Univ. pars II tit. 9 cp. 6 
n. 11 sagt: Negari nequit, titulum Patrimonii a seculo decimo tertio pas¬ 
sim invaluisse, atqne titulum ordinationis non amplius acceptum fuisse 
pro Ecclesia, cui ordinandus adscriberetur eum in finem, ut ibidem sta- 
biliter functiones Ordini proprias obiret, sed pro proventibus, e quibus 
• ipse ordinandus honeste vivere possit. 

Die missbräuchliche Zulassung des tit. patrimonii als Ordinations¬ 
titel war mit ein Hauptgrund des Verfalls des Clerus im Mittelalter; 
denn es wuchs dadurch der Kirche ein äusserst schädliches Proletariat 
von Geistlichen heran. Unter dem Vorwand eines Patrimoniums liess 
man sich die Ordination ertheilen, hernach aber entzog man sich der 
Aufsicht des Bischofs, um nach Laune und Willkühr zu leben. Man 
wollte nur an dem Anseben und den Privilegien Theil nehmen, die dem 
Clerus als bevorzugtem Stand zukamen. Wie arg der Unfug mit den 
absoluten Ordinationen getrieben wurde, kann man aus cp. 45. -X. 
V 3 de simonia ersehen, worin von Papst Gregor IX. gegen den Miss¬ 
brauch geeifert wird, dass Bischöfe sich von Clerikern, welche weder 
ein Beneficium noch ein Patrimonium besitzen, die also von ihnen zu 
sustentiren wären, eine promissio oder ein juramentum de non petendo 
geben lassen. Einen weitern Beleg (aus späterer Zeit) gibt ein Brief des 
Cardinais Bellarminus ad Nepotem suum Episcopum Theanensem bei 
Riganti 1. c. n. 113, woselbst es heisst: Maximus est abusus ordinäre 
quosübet ad Titulum Patrimonii, plurimi enim ordinari cupiunt pro utili- 
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täte sua non Ecclesia«, et de eelebratione Missae faeiantartem de pane luc- 
rando, unde Sacerdotium contemptibile redditur et Ecclesia Scandalis patet. 

$ 5. 

Vom titulus des Concils von Trient. 

Dieser Uebelstand dauerte bis zum Concil von Trient, welches, wie 
viele andere Hauptfragen, so auch den Ordinationstitel einer durchgrei¬ 
fenden Revision unterzog in richtiger Erkenntniss der Wichtigkeit des¬ 
selben Air den Clerikalstand, sowie des Einflusses, den derselbe auf 
das ganze kirchliche Leben zu äussern im Stande ist. 

In den Berathungen über diesen Punct auf dem Concil wurden so¬ 
gar Stimmen laut, welche für die Zukunft nur den an die Stelle des 
titulus ecclesiae getretenen titulus beneficii als Ordinationstitel gelten 
lassen wollten mit völligem Ausschluss des titulus pätrimonii. 

Allein die materiellen Verhältnisse der Kirchen, welche oft gänz¬ 
lich arm an Beneficien waren, gaben den Ausschlag, so dass der titu¬ 
lus pätrimonii sammt dem titulus pensionis vom Concil in cp. 4 Sess. 
XXI bestätigt wurde. Jedoch soll als regelmässiger ordentlicher Weihe¬ 
titel immer zunächst nur der Besitz eines wirklichen, den Lebensun¬ 
terhalt sichernden Beneficiums gelten, und nur ausnahmsweise, dispen- 
sative, soll der Bischof „pro neccesitate vel commoditate Ecclesiarum“ 
auch solche, welche nur ein Patrimonium oder eine Pensio besitzen, zu 
den höheren Weihen promoviren dürfen. Pro necessitate vel commodi¬ 
tate Ecclesiarum wurde ausser dem Falle, wenn die Kirche, bei welcher 
der Weihcanditat adscribirt werden sollte, arm an Beneficien war, be¬ 
sonders dann geweiht, so oft es sich um die Promovirung eines vir 
doctus vel nobilis seu potens probatae vitae et integritatis handelte, s. 
Ferrari, prompta bibliotheca s. v. patrimonium und Riganti 1. c. n. 114 
u. 115: Necessitas autem tune adesse dicitur, quando Ecclesia indiget 
Ministris, nec reperiuntur alii, qui possint ad sacros ordines promoveri 
cum titulo beneficii. Comoditas vero, quando Ecclesia indiget quidem 
sacris Ministris, sed non desunt alii, qui ordinari possint. Sicque necessi¬ 
tas Ecclesiae restringitur ad puram ejus indigentiam; Commoditas vero 
ad' pinguius ejus servitium, ut antiquioribus Canonistis relatis. Sem¬ 
per etc. 

Das Tridentinum hielt aber den Besitz eines Beneficii nicht allein 
genügend als Titel zur Ordination, es verordnete ausserdem noch in cp. 
16 Sess. XXIII, dass Jeder für eine bestimmte Kirche geweiht werden 
müsse, bei welcher er zu fungiren habe. Die Kirche solle die Braut 
sein, mit der ein Geistlicher durch die Ordination vermählt werde. Es 
war diese Vorschrift wie für den Besitzer eines blossen pätrimonii, 
ebenso auch für die nothwendig, welche ein Beneficium inne hatten, da 
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es sehr viele Benefieien gab, welche keine Residenz erforderten. Auf 
diese Weise war also ausser einem sicheren Sustentationstitel auch die 
schon vom Chalcedonischen Concil verlangte Stabilität der Cleriber wie¬ 
derhergestellt. 

Da der titulus beneficii für die weitere Darstellung ohne Einfluss 
ist, so soll der Vollständigkeit halber darüber nur kure bemerkt wer¬ 
den, dass dasselbe, gleichviel ob Curat- oder Incuratbeneficium, perpe - 
tuum sein, dass der Ordinand dasselbe pacifice besitzen und dass es 
für dessen Unterhalt honegte ausreichen musste. 

Unter dem Patrimonium verstand das Tridentinum den Besitz eines 
Vermögens, woraus der Cleriker ein zu seinem Unterhalte hinreichendes 
jährliches Einkommen ziehen konnte. Das Patrimonium musste genau 
bezeichnet, auf einer unbeweglichen und fruchttragenden Sache fandirt, 
unbestritten, und durfte nicht mit Schulden belastet sein. s. Riganti 1. c. 
n. 119. Woher das Vermögen stammt, ob vom Vater des Ordinandus 
oder ob es durch eigene industria oder durch Schenkung von Seite eines 
Dritten oder durch einen andern Rechtstitel erworben ist, darauf kommt 
nichts an: modo sufficiat ad ordinandi honestam sustentationem juxta 
Episcopi ordinantis arbitrium. Nomine Patrimonii intelliguntur bona 
propria ordinandi, sive illa a patre profecta sint, sive ex propria indu¬ 
stria, vel ex donatione alterius vel ex alio quovis legitimo titulo sint 
acquistita etc. s. Leuren, jus eccl. lit. I. tit. XI. qu. 547 n. 2. 

Unter pensio versteht man im canonischen Rechte die Einkünfte, 
welche von einem Beneficium weggenommen und einem andern Cleriker 
justa de causa et legitima auctoritate angewiesen werden, s. Devoti. Inst, 
tora. II. S. 256 ff. Es gibt nun wieder drei Arten der pensio dericalis: 

1) Eine pensio, quae perpetuo imposita est fructibus beneficii et 
etiam post vitam pensionarii durat. Diese pensio hat selbst die Natur 
eines Beneficii, und wenn auf sie hin ein Cleriker ordinirt werden wollte, 
so war dabei die beschränkende Vorschrift des Tridentinum — pro neces- 
sitate vel commoditate — nicht zu beachten. Hoc titulo etiam citra 
Ecclesiac necessitatem aut utilitatem desuper ordinari potest: Gigas de 
pensione IX, 49; Leuren 1. c. qu. 510. 

2) Eine pensio temporalis, quae non durat ultra vitam pensionarii. 
Ausserdem 

3) gab es noch pensiones temporales, quae non ultra vitam Bene- 
ficiarii durabant. Das Recht der Errichtung der Pensiones in dem unter 
Nummer 1 angegebenen Sinn stand nur dem Papst zu, weil dadurch 
die Benefieien bleibend geschmälert oder ihnen Lasten auferlegt wurden, 
was Beides die sacri canones (cp. 8 de Praeb. u. cp, 7 de eens.) 
verboten. 

Dass die zuletzt angegebene dritte Species der pensio vom Triden- 



tinam nicht, gemeint sein könne, ist an und für sich klar, da durch 
den Tod des Beneficiarius der Zweck des Tridentinum vereitelt würde, 
der Zweck nämlich, dass für des Clerikers hinreichenden Unterhalt ge¬ 
sorgt sei. Es bleibt also Nichts übrig, als anzunehmen, das Triden¬ 
tinum hatte, indem es cp. 2 Sess. XXI verordnete: pensionem obtinen- 
tes ordinari posthac non possint, nisi illi, quos Episcopus judicaverit 
assumendos pro necessitate vel commoditate Ecclesiarum suarum: den 
zweiten oben angegebenen Fall im Sinn, d. h. die pensio temporalis, 
quae durat usque ad mortem pensionarii. Darüber, ob solche pensiones 
der Papst allein oder auch die Bischöfe justis ex causis errichten können, 
herrschte grosse Meinungsverschiedenheit. 

Viele interpretirten auch das Wort pensio so, als ob das Tridenti- 
num das Stipendium a laico assignatum darunter verstanden habe. Dass 
diese Ansicht jedoch unrichtig, dass vielmehr die Pensio in diesem un¬ 
eigentlichen Sinn erst später auf dem Wege der Interpretation aus dem 
Patrimonium entstanden ist, soll unten gezeigt werden. 


11« Abschnitt« 

Entstehung and Entwicklung des Tisektitels nach dem 

Tridentinum. 

§. 6 . 

Missbräuchliche Ausdehnung des tit. palrimonii. 

Den Bestimmungen des Tridentinum bezüglich des Ordinationstitels 
lag, wie den früheren Concilienbeschlüssen, die ratio zu Gründe: ne 
derici mendicare cogantur. Obgleich nun das Tridentinum strengere 
Requisite festsetzte, so konnte es doch auch nicht verhindern, dass seine 
Vorschriften auf dem Wege der Interpretation und Praxis erweitert 
wurden. 

Den natürlichsten Anknüpfungspunct zu einer solchen Erweiterung 
gab der vom Tridentinum gestattete titulus patrimonii, dessen Grösse zu 
bestimmen entweder dem arbitrium der Bischöfe oder den Beschlüssen 
der Provincial-Synoden überlassen war. 

Der tit. patrimonii, obgleich er nur pro necessitate vel utilitate 
Ecclesiae zulässig war, wurde dennoch bald sehr allgemein, indem die 
Bischöfe den Zusatz: pro necessitate vel utilitate nicht berücksichtigend, 
in der Regel Jeden, wenn er nur überhaupt ein Patrimonium nachwies, 
ordinirten. S. Leuren 1. c. qu. 547 n. 1. Diesen Missbrauch rügt die 
Kölner-Synode v. J. 1651 (bei Hartzheim, deutsche Conciliensammlung 
Bd. IX S. 752 f.) mit folgenden Worten: Maximus itaque est abusus, 
quosque ad titulum Patrimonii ordinäre, cum plurimi eorum non pro 
Ecclesiae sed sua utilitate intepdant ordinari etc, In einem Schreiben an 



die Bischöfe klagt Innoc. XI. i. J. 1679: temporum tarnen cursu ani- 
madversum est, nonnullos episcopos ab hac ordinandi norma absque ullo 
discrimine deflexisse, passim quoscunque ad Patrimonii titulum ad Sa- 
crum Ministerium admittendo. s. Riganti 1. c. n. 109. 

Da meist nur Vermögenslose sich dem geistlichen Stande widme¬ 
ten, so mussten solche von fremden Leuten ein Patrimonium zu be¬ 
kommen suchen: Frequentior modus, quo constitui solet hic titulus, est 
donatio, s. Ventriglia in Prax. pars I adn. 42 §. 1 n. 19. Diese aber 
knttpften gewöhnlich an die Yerleihung Bedingungen, weil ihnen die 
von der Kirche vorgeschriebenen Requisite zu lästig waren. Der Bi¬ 
schof brauchte freilich solche bedingte Verleihungen nicht anzunehmen, 
da er ja, wenn er auf einen unzureichenden Titel ordinirte, den Cleri- 
ker im Nothfalle aus eigenen Mitteln unterhalten musste; allein die Pri¬ 
vaten konnte er nicht nöthigen, anders zu verleihen, vielmehr sah er 
sich oft durch die Umstände genöthigt, da er Geistliche brauchte, solche 
auch mit ungenügenden Titeln zu weihen. Im Grunde riskirte er auch 
nicht viel; denn es lag ja doch in seinen Händen, einen von ihm su 
Ordinirten als Hilfsgeistlichen unterzubringen und ihm mit der Zeit 
selbst ein Beneficium zu verschaffen, wodurch er sich von seiner even¬ 
tuellen Sustentationspflicht befreite. 

§• 7 . 

Vom titulus pensionis. 

Sehen wii* nun zu, wie aus dem tit. patrimonii sich der tit. pen¬ 
sionis (pensio im weitern uneigentlichen Sinn genommen) und aus die¬ 
sem wieder der tit. mensae entwickelte. 

Das Tridentinum sagt cp. 2. Sess. XXI: patrimonium vere a cle- 
ricis obtineri; d. h. es fordert den wirklichen Besitz von Gütern, welche 
zum Unterhalt ausreichen. 1 ) Diejenigen, welche für einen Cleriker 
zum Behuf seiner Ordination ein Patrimonium errichteten, bedingten 
sich aber gewöhnlich den Rückfall dieses patrimonii aus, wenn der 
Cleriker ein Beneficium oder einen andern genügenden Titel erlangen 
würde. Das Hinzufügen einer solchen Bedingung war nicht gegen die 
Yorschriften des Tridentinum. Nam hujusmodi pactum non adversatur 
dispositioni Concilii Tridentini. s. bei Yentrigl. 1. c.; licet enim qnis 
habeat Patrimonium sibi constitutum sub hac conditione: donec et quous- 
que provisus fuerit de Beneficio Ecclesiastico aut aliunde habuerit, unde 
commode sustentari valeat, quo casu eveniente Patrimonium redeat ad 
constituentem etc. Ferraris, prompta bibl. tom. Y. s. v. Ordo n. 93- 

*) Patrimonium esse rem certam fructiferam, de qna ipse disponere valeat 
Riganti 1. c. n. 124; et qnamvls hujusmodi donatio Clerico realiter tradi de- 
beret. firhlng, jus can, Llb. L tit. XI Seet I. $. 4 n. 73. 
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Freilich fiel das von einem Dritten so errichtete patrimoniam nicht 
ipso jure an den Schenker zurttk, sondern nur mit Erlaubniss des Bi¬ 
schofs, dem eine causae cognotio über das wirkliche Vorhandensein 
eines andern Titels, der an die Stelle des ersten treten könnte, zu- 
stand. 1 ) 

* 

Bei der Zulassung einer solchen donatio mussten jedoch die Bi¬ 
schöfe vorsichtig sein, da im Fall der Eviction die Schenker in der 
Regel nicht ersatzpflichtig waren; sie mussten daher, wenn sie sich vor 
der möglichen Sustentationspflicht sicher stellen wollten, darauf dringen, 
dass die Schenker ausdrücklich auch für die Eviction gut standen. 

§. 8 . 

Vom Stipendium a laico assignatum. 

Ein weiterer und ganz natürlicher Schritt in der Entwicklung des 
Patrimonii geschah, als diejenigen, welche Patrimonia zu Gunsten armer 
Cleriker errichteten, anfingen, das Patrimonium denselben nicht mehr so 
tradiren, sondern ihnen blos ein hinreichendes jährliches Stipendium, 
jedoch mit genügender Sicherheit durch Pfandbestellung auszusetzen: 
Assignatio sine extraditione. Man nannte diese species des patrimonii: 
Stipendium a laico assignatum oder pensio im weitern Sinn, verschieden 
von dem Sinne, den das Concil von Trident damit verband. Den Ur¬ 
sprung dieses tit. pensionis aus dem tit. patrimonii bescheinigen meh¬ 
rere Schriftsteller. *) 

Als Pfand genügte jedoch nicht eine Generalhypothek an allen 
Gütern des Constituenten (s. Riganti 1. c. n. 124), sondern es musste 
sur Sicherung des zugesagten Stipendium eine certa res libera et frugi- 
fera verpfändet werden. 3 ) 

Für den Zweck des Titels machte es in der That wenig Unter¬ 
schied, ob der Titulat das Patrimonium in Händen behielt oder ob er 
ein gehörig gesichertes Stipendium angewiesen bekam. Die Bischöfe trugen 
daher kein Bedenken, den tit. pensionis anstatt des eigentlich vorge- 


*) Sed vlget Patrimonium ut prius non obstante dicta conditione, donec ab Epl- 
scopo non fiat subrogatio. Ferraris i. c. und Ventrigl, adn. 44 n. 4. 

*) Ad patrimonialem revocatur titulus pensionis sive stipendii sustentatlonis cle- 
rico or din ando assignatae, eique annuatlm praestandae, donec consequa turbene- 
ficium. Eccl. etc. s. Wiestner, Inst. Canon. Lib. I tit. XI Art. 0 n. 80; Ad 
titulum patrimonii revocatur etiam titulus donatlonis seu pensionis a quocunque 
etiam laico assignatae. s. Pirhing. 1. c. n. 73. 

») Tone enim pensio lila imposita super certa re fruglfera, sive jus illam perci- 
piendi est reale jus quoddam proprium ipsius Clerici adeoque is ordinatur: 
s. Pirching 1. c. Annuos redditus inter immobilia connumerari, indubitatum 
est; et proinde ad titulum iliorum promoveri potest Clerlcus ad sacros ordl- 
nes: s. Ventrigl. 1. o. n. 26. 
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sehriebenen pairünonii ansonehmen. Monacellus, formalariam Bd. IL 
S. 100 n. 16 referirt folgenden Beschlass des Conc. Saor. Congr. v. 
13. Febr. 1598: Attenta Clericornm penuria et necessitate potest Epis- 
copus Ordines Sacros conferre ad titulum assignationis perpetnae fruc- 
tuum aliquorum bonorum stabilium, qui sufficiant pro congrua sustenta- 
tione ordinati. Eine weitere Resolution Sacrae Congregationis, welche 
das Stipendium cum cautione hypothecaria als Ordinationstitel sulässt, 
führt Riganti 1. c. n. 126 an: Posse Clericum ad titulum annui stipen- 
dli sibi a laico constituti ordinari, dummodo re ipsa facultates suppe¬ 
taut et in forma valida, se suosque successores obligat ad illa Bona, 
super quibus assignatum fuerit, sine licentia Episcopi non alienanda, quae 
sane obligatio eousque duret, donec Ordinatus Beneficium sufficiens 
fuerit adeptus. 

Allmählig nahm man auch bei dem erwähnten Stipendium von der 
Pfandbestellung Umgang, wenn nämlich Personen eine pensio su leisten 
versprachen, von denen gewiss war, dass sie immer im Stande wären, 
den einem Cleriker versprochenen nöthigen Unterhalt su reichen, s. ß. 
Fürsten, Städte, Gemeinden, Collegiatstifte, Klöster.*) Die Befreiung der¬ 
selben Personen von der Pfandbestellung berichten Laymann, 1. c. n. 
11 und Schmalsgrueber, jus can. univ. p. HI. S. 285. 

$. 9. 

Vom titulus mensae. 

Der tit. stipendii sive pensionis gab doch noch wenigstens die Ver¬ 
sicherung der unbedingten Unterstütsung des Clerikers von der Er- 
theilung der Subdiaconatsweihe an bis sur Erlangung eines Beneficii. 
Bald jedoch ging man noch weiter. Wer sich herbeiliess, eine pensio 
su versprechen, wollte so wenig als möglich von dieser seiner Ver¬ 
pflichtung in Anspruch genommen werden; man fing daher ah, die Lei¬ 
stung nur für den Fall su versprechen, wenn der Cleriker sich nicht 
mehr selbst durch seine eigene, industria den nöthigen Unterhalt ver¬ 
schaffen könne. Da man die Verleiher su einer unbedingten obligatio 
nicht swingen konnte, weil überhaupt Niemand verpflichtet war, eine 
solche Leistang su übernehmen, und da die Cleriker häufig einen voll¬ 
ständigen Titel nicht aufsubringen vermochten, so waren eben die Bi- 
sohöfe de facto genöthigt, solche an sich unvollkommene Titel susu- 

4 ) Quam pensionein ad sacros Ordines promovendo super re eerta, immobil! et 
frugifera assignandam, sattem si ejus praestationem promlttat privat ns; sl 
enlm hanc promitteret Princeps, Respublica aut Clritas, quibus ad honeste 
decenterque vivendum necessaria clerico subministrandi facultas nunquam 
deesse solet, sufflceret simpiex promissio sive cautlo instrumentaria, de all- 
mentis Clerico praestandis. s. Wiestner, Institut, can. I, 4 Art. 6 n. 8Q, 



lassen. *) Der Titulat musste sich nun auch seinerseits verpflichten, 
soviel als möglich durch seine eigene Thätigkeit sich den Unterhalt zu 
verschaffen, z. B. durch andere kirchliche Functionen, wofür an vielen 
Kirchen distributiones quotidianae ausgetheilt wurden. 

Diese letzte Gestaltung des Ordinationstitels wird als titulus mensae 
bezeichnet. Unter der mensa canonica verstand man den gemeinschaft¬ 
lichen Tisch, an dem die Cleriker einer Kirche zusammenspeisten. 
Dann begreift man aber auch unter mensa quidquid ex bonis alicujus 
est, bona ipsa, patrimonium, dominicum, denique quidquid ad mensam 
instruendam, id est. ad vescendum seu ad vitae commoda necessarium 
est, aut conducit. s. Du Cange, Glossar, tom. IV S. 358 s. v. mensa. 
In diesem Sinne spricht man von einer mensa Episcopalis und versteht 
darunter die Einkünfte des Bichofs, von einer mensa Patröni, Monacho- 
rum, Regis. Die Benennung titulus mensae nun scheint mir von je¬ 
nem Decret Alexanders DI. aus dem Jahre 1179 herzurühren, wornach 
die Bischöfe solche Cleriker, welche von ihnen ohne Beneficium geweiht 
wurden, auf ihre mensa übernehmen mussten. 

Dieser titulus entsprach allerdings nicht mehr der Würde der 
Kirche und ihrer Diener. Die Cleriker waren dadurch gezwungen, wie 
die Kölner-Synode v. J. 1651 (bei Hartzheim, Bd. IX. S. 752) be¬ 
richtet: ex celebratione Missae sordidum panis lucrandi commercium 
non sine magno sancti Sacerdotii vilipendio et contemptu exercere. 

Meine Ansicht, dass der titulus mensae aus dem tit. patrimonii, 
vermittelt durch den tit. pensionis, entstanden sei, wird ausser dem bis¬ 
her gezeigten ganz natürlichen Entwicklungsgang noch unterstüzt durch 
eine Stelle, die sich bei Leuren findet (1. c. qu. 546 n. 1): Comprehendi 
videtur hic titulus sub nomine patrimonii, dum, ut Barbosa, cit Alleg. 
19 n. 52 sub eo venit., non tantum quidquid ex patris bonis filio ob- 
venit, verum etiam omne id, quod aliunde, scilicet vel donatione vel 
quavis cauca delatum est. 

Von diesem titulus mensae sagen alle Bearbeiter des canonischen 
Rechts, ältere wie neuere, er sei durch Gewohnheitsrecht in Deutsch- 


Quin moderna Praxi admitti promisslones sob condition e, si illom contlngat ln- 
digere. Wlstner 1. c. u. Engel 1. c.; sl forte se honeste alendi foret impo- 
tens. Schenk], Inst. jur. eccl. II 8. 472; Notat quoque Pirhlng, qnodin snis par- 
tlbus (uti et in nostris) ista promissio et obligatio personaiis plerumque sob 
condltione tantum conclpiatur, nimirnm si ordinatum egere contlngat. s. Leu¬ 
ren 1. o. n. 3 ; praestandi in subsiduum alimenta, quando clericus prae in- 
irmitate vel decrepita aetate vel alio casu amplius se honeste sustentare ne- 
quiverit. s, Reiffenstnel, jus can. univ, I. 11 $. 3, 
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land entstanden, ohne jedoch irgend einen näheren Anhaltspunkt zu be¬ 
zeichnen. J ) 

In Deutschland kommt der tit. mensae schon bald nach demCon- 
cil von Trident vor. Auf der Synode zu Augsburg i. J. 1567 (bei 
Hartsheim Bd. VII Synod. Augustana p. II. cp. IX) ermahnt der Bischof 
insbesondere alle Prälaten: ne ulli mensae suae fictitie donent, neque 
cautiones accipiant, quod quidem mensae suae titulos habentes, nihil 
unquam ab illis exigere possint. 

Denselben Ausdruck: tit. mensae findet man in den Beschlüssen 
der Synode von Brixen v. J. 1603 (bei Hartzheim Bd. VIII S. 551): 
Nullus ordinetur posthac sine Beneficio aut Patrimonio aut Pensione, 
unde annuatim ad minimum triginta Coronati ad ipsum redeant, aut deni- 
que sine titulo mensae; ebenso in den Synodaldecreten Joannis V. Cu- 
riensis Episcopi v. J. 1605 (Hartsheim Bd. VIII S. 650). Ordinan- 
dus, ut de vitae suae disciplina, moribusquae testatum fiat, ferat secum 
literas legitimationis, aetatis et tituli mensae. Die Synode von Prag v. 
J. 1605 tit. XXII (H. VIII S. 723) erwähnt unsern Tischtitel folgen- 
dermassen: Ii praeterea, qui a Nobis mensave Archiepiscopali, sive a 
nostra Metropolitana vel alia Ecclesia Collegiata, aut ab aliquo Monaste- 
rio, Barone, seu Nobili, vel alicujus Civitatis Senatu titulum mensae ad 
vitae sustentationem habuerint, si publico testimonio scriptis exarato id 
Nobis constiterit et Ecclesiis nostris utiles et necessarios judicaverimus, 
ad Sacros Ordines admittentur. 

Die Thatsache der Einführung des nach den Vorschriften des Tri- 
dentinum ungenügenden tit. mensae wird von allen Canonisten der da¬ 
maligen Zeit dadurch gerechtfertigt, dass die Kirche durch die necessi- 
tas zur Annahme desselben als Ordinationstitel genöthigt wurde, da es 
in Deutschland im Verhältniss zur Grösse der Bevölkerung häufig an 
Priestern und namentlich an Hilfspriestern mangelte, und ein vollständiger 
Titel nicht zu erlangen war. 2 ) Unter necessitate exigente ist eben der 


*) So Schmier, jur. pr. can. clv. Lib. I. tract. IV. cp. III §. 3 n. 140; Titulos 
mensae, qui ’suam origincm non habet er jure scripto, sed ex jure consue- 
tudinario Germaniae, s. Reiffenstuel L c: Verum de hoc titulo mensae, utpote 
consuetudine solum indroducto, Jura mentionem non faciunt; Leuren i. c. 
Tituli mensae, etsi specialis mentio apud A. A. sit infrequens, frequens tarnen 
usns est in Germania; Engel 1. c.: Forro de isto titulo mensae vir est ali- 
quid apud Authores reperire. 

*) Eo quod licet Tridentinum plus exigat, necessitas tarnen, quae non habet le¬ 
gem, in hls casibus excuset, si saeerdotum sit penuria et absoluta provisio 
impetrari nequeat: s. Leuren 1, c. n. 3. — 
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Fall su sübsumiren, wenn Niemand einen Titel anders ansstellen will, 
als auf den Fall der Unfähigkeit des Titulaten, filr seinen Unterhalt 
selbst zu sorgen. Als Gründe, warum der Tischtitel nur in Deutsch¬ 
land Eingang fand, führen die Canonisten an, es gebe hier grössere 
Pfarreien und weniger Beneficien als anderwärts. Wegen der Grösse 
der Parochien seien aber mehr Hilfspriester nöthig gewesen, die eben 
für ihre Functionen von den Beneficiaten honorirt wurden, so dass ein 
Tischtitel, der auf den Fall der Dienstunfähigkeit verliehen war, eher 
genügen konnte, als in Ländern, wo viele Beneficien und desshalb we¬ 
niger Hilfspriester nöthig waren. 1 ) 

Wären mit Auswahl nur solche und soviel Cleriker von den Bi¬ 
schöfen auf den Tischtitel ordinirt worden, welche baldige Aussicht auf 
Erlangung eines beneficii hatten, so hätte dieser Usus tolerirt werden 
können — sed sine delectu quicunque absque beneficio et spe beneficii 
ordinati sunt, qui deinde, cum ante defectum virium ad „titulum“ non 
recipiantur, miseram plerumque et scandalosam vitam agunt, berichten 
Engel 1. c. u. Reiffenstuel 1. c. n. 76. 

Die von mir früher gehegte Ansicht, als liege schon in der im 
ersten Bande der Monumenta Boica p. 103 N. 38 abgedruckten Ur¬ 
kunde aus dem Jahre 1334, welche die Ueberschrift: promotio ad sa- 
cros ordines trägt, die erste Tischtitelurkunde vor, nehme ich, als durch 
die Recension der hohen Juristenfacultät eines Besseren belehrt, gerne 
zurück. Es verpfiiehtet sich bei näherer Betrachtung in jener Urkunde 
das deutsche Ordenshaus in Gars nicht, wie von mir früher angenommen, 
als Tischtitelgeber, sondern nur zur Rückzahlung einer erhaltenen Cau- 
tion. Es findet sich überhaupt vor dem Tridentinum kein einziges Bei¬ 
spiel des Vorkommens eines tit. mensae in Deutschland, und beruht da¬ 
her auch die Hinweisung Richters 1. c. S. 178 n. 9 auf die oben er¬ 
wähnte Urkunde als frühes Beispiel des Tischtitels auf einem Irrthum. 

In Italien scheint der tit. mensae als Ordinationstitel nicht zuge¬ 
lassen worden zu sein. So hat z. B., als der deutsche Kaiser einem 
fiorentinischen Cleriker ein Tischtiteldiplom ausstellte, und die Zulässig- 


Quamvis vero Tridentinum plus exigat, tarnen mnltum ln hls caaibus adju- 
vat necessltas, si Sacerdotum pennria alt et realis oautlo aut provislo abso¬ 
luta impetrari non possit, tum necessltas legi non subjacet: Laymann 1. 
c. n. 11. 

*) In Germania quidem, ubl praesertim in Parochiis opns est plnribus Coopera- 
torlbus, nec beneficia slmplicla adeo frequentla sunt, usns obtlnuit, nt ad so- 
lum „titulum mensae“ absque alio beneficio Clerid ordinentur. Engel 1. o. n. 
11; Et hnjusmodi' titulus hisce in partibus usn invaloit, qula in paroobils 
praesertim ampliorlbus opus est plurlbus Clerlcls Cooperatoribus, nec Bene¬ 
ficia adeo frequentla exlstunt, ad quae iidem possent ordinär!. 
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keit eines solchen in Zweifel gezogen wurde, die Sacr.^Congr. Concil. 
durch Beschluss vom 28. Juni 1704 die Unzulässigkeit desselben aus¬ 
gesprochen. s. Kiganti 1. c. n. 122 u. Richter, canones et decreta S. 
116 n. 32. Denselben Beschluss referirt Monacellus 1. c., fügt aber 
hinzu: saltem in nostra Italia, damit zugebend, dass ein solcher Titel 
anderswo wohl Geltung haben könne. Dass aber zu dieser Zeit der 
tit. mensae in Deutschland schon in usu war, beweist gerade der Um¬ 
stand, dass der deutsche Kaiser eine Tischtitelurkunde ausstellte. — 

Die Päpste haben indess auch nach dem Tridentinum häufig Aus¬ 
nahmen von der Regel durch besondere Indulte gestattet. So konnten 
die armen Alumnen des Seminar» Patavini durch Indult Clemens X. auf 
den titulus mensae Seminarii geweiht werden; auch hat oft der päpst¬ 
liche Stuhl den nach Art der Regularen in Gemeinschaft lebenden Cle- 
rikern (Canonicis) die Erlaubniss ertheilt, dass sie ohne Beneficium oder 
Patrimonium lediglich ad titulum communitatis vel mensae communis 
mit Genehmigung ihrer Oberen ordinirt werden könnten, s. Riganti 1. 
c. n. 15, woselbst noch mehrere Beispiele von päpstlichen Indulten, 
welche den tit. mensae communis erlauben, zu finden sind. 

Von Manchen wird der titulus mensae in einem weitern Sinn ge¬ 
nommen und darunter der Ordinationstitel überhaupt verstanden, ein 
Beweis dafür, dass man den Tischtitel in Deutschland bald als den am 
öftesten vorkommenden Ordinationstitel betrachtete. S. z. B. Wiestner 
1. c. Art. 6: Socris Ordinibus initiandus instructus esse debet Titulo, 
ut vocamus, Mensae: quo nomine hic intelligitur causa honestae et per- 
petuae sustentationis, de qua Clerico prospectum esse Ecclesia voluit 
In diesem weitern Sinne gebraucht auch die Synode Sedunensis v. J. 
1624 (bei Hartsheim IX. S. 368) den tit. mensae: Ordinum jam suscep- 
torum formata singuli singula repraesentent, et cum nemo ad majores 
promoveri Ordines possit sine sufficienti mensae titulo, quem habeat 
aliquis per beneficium aliquod ecclesiasticum sufficiens et pacifice et ca- 
nonice possessum , vel ex patrimonio in defectum Beneficii etc. 

Ganz in demselben Sinn spricht auch Freiherr v. Freyberg im 
3. Bande sr. pragmat. Geschichte der bayr. Gesetzgebung S. 19 von dem 
Tischtitel als dem allgemeinen Ordinationstitel. 

§. 10 . 

Vom Tischtitel in Bayern im 17. und 18. Jahrhundert. 

Die Mehrzahl der Geistlichen wurde bei uns in Deutschland auf 
den landesherrlichen Tischtitel geweiht. Besonders freigebig in Er- 
theilung solcher Tischtitel waren die bayr. Fürsten. Freyberg 1. c. 
klagt, dass diese Freigebigkeit manchen Missstand und insbesondere 
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einen übermässigen Zudrang zum geistlichen Stande and ein massiges 
Leben vieler Geistlichen veranlasst habe. Die meisten der in diesem 
Gegenstände seit dem Anfänge des 17. Jahrhnnderts ergangenen Man¬ 
date beziehen sich daher auf Beseitigung dieser Missstände. Schon ein 
Decret v. J. 1612 enthält einen Auftrag an den geistlichen Rath mit 
dem tit. mensae eingezogen umzugehen, und mit der Hofkammer Cor- 
respondenz darüber zu halten. Ein Mandat v. 30. Sept. 1615 spricht 
aus: Da sich bei Ertheilung der Tischtitel verschiedene Inconvenienzien 
ergeben, indem selbe fast alle ohne hinlängliche Erwägung der Umstände, 
besonders aber ohne Vorwissen des Herzogs verliehen werden, so wird 
verordnet, dass der geistliche Rath in Zukunft Niemand den Tischtitel 
aus eigener Vollmacht zu ertheilen, sondern sich jedesmal mit einem zu 
erstattenden Gutachten bei dem geheimen Rath anzufragen habe. 

Unterm 11. Sept. 1625 erging ein weiterer Befehl an den geist¬ 
lichen Rath: „dass fürderhin der Tischtitel keinem anders als mit der 
ausdrücklichen Clausula ertheilt werde, dass er schuldig sei, sich in den 
churfürstlichen Landen um ein geistliches Beneficium zu bewerben und 
darin aufzuhalten, auch kein ausländisches Beneficium anzunehmen. (< 

Auch während der Regierungsperiode Chorfürst Ferd. Maria’s wurde 
in dieser Beziehung derselbe Zweck verfolgt „Da es“—heisst es in einem 
Signate v. J. 1664 — „das Ansehen gewinnt, dass Mehr den geist¬ 
lichen Stand annehmen, als untergebracht werden können, hat der geist¬ 
liche Rath zu berichten, wie zu remediren, und was bei Ertheilung des 
tit. mensae etwa in Obacht zu nehmen/ 4 Das darauf erstattete Gutach¬ 
ten lautete: „ es soll mit Ertheilung des tit. mensae so lang, bis die 
Gegenwärtigen untergebracht, zurückgehalten, auch die in Müssiggang 
(zu München) befindlichen Geistlichen an andere Beschäftigung gewie¬ 
sen und vor Allem die bestehenden Titulaten untergebracht werden. Man 
soll auch die Beneficien, welche vor dem schwedischen Ruin getrennt 
gewesen, wieder von einander absondern, dann könnte man die über¬ 
flüssig gewordenen Weltpriester wieder anstellen, und auch die beneficia 
curata u. non curata, welche nun durch Klostergeistliche versehen wer¬ 
den, den Weltgeistlichen einräumen. Bei Ertheilung des Tischtitels wäre 
erpresse zu bemerken, dass Titulat, im Falle er ein Beneficium oder 
Patrimonium bekommt, den Tischtitel verliere etc/ 4 Es bestand in Bayern 
überhaupt der Grundsatz, dass der landesfürstliche Tischtitel nur Lan¬ 
deskindern, welche sich in den Seminarien befinden, zu ertheilen sei. 

Ueber die Frage, in welchem Falle die Reichung des Tischtitels 
flüssig werde, waren die Ansichten der obersten Behörden getheilt. Die 
Hofkammer wollte den Tischtitel nur dahin gültig anerkennen, wenn 
der titularis aus Krankheit oder hohem Alter unfähig jwürde, seine 
Nahrung in geistlichen Verrichtungen zu finden. Der geistliche Rath 
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aber bemerkte dagegen, dass die Verleihung dahin lante, dass 8e. Durch¬ 
laucht einem jeden titulari den Tisch ihrer Capläne verleihen, so lang 
er nicht selbst mit Nahrungsmitteln versehen ist, damit nicht etwa der 
Nothleidende, dem gesammten geistlichen Stande zum Spotte, betteln 
mUsse (wohin denn auch die S. Congregatio concilii laute und jährlich 
40 Silber Kronen als Minimum bestimme). Hiebei wurde der An¬ 
trag geführt „dass für jene, so durch ungeistlichen Wandel in Noth 
gekommen, neben der Emeritenwohnung ein sonderes Ort errichtet 
und sie unter Direction eines exemplarischen Priesters gestellt werden 
sollten.“ 

In einem Decrete v. J. 1655 war der Grundsatz ausgesprochen, 
dass man einem Titulaten, der ohnehin zu leben hat, den Unterhalt zu 
reichen nicht schuldig sei, und in einer aus Anlass eines einzelnen 
Falles unterm 7. Dcc. 1751 erlassenen Resolution wurde weiters der 
Grundsatz ausgesprochen, dass man einen incorrigiblen Priester des tit. 
mensae ungeachtet zu verpflegen nicht schuldig sei, weil er sich selbst 
ausser Stand seiner Nahrung gese'tzt, folglich ihm der fructus tit. men¬ 
sae nicht angedeihen kann, wo er schon ad carcerem episcopalem ge¬ 
bracht und die erlaufenden Kosten inter fructus jurisdictionis genom¬ 
men werden sollen.“ s. Freyberg 1. c. Nach einer churfürstlichen Re¬ 
solution v. 22, Jan. 1779 sollte sich die Anzahl der unpräbendirten Ti¬ 
tulaten niemals über 80 oder höchstens 100 Köpfe erstrecken, und 
nicht mehr als 5 oder 6 Titulaten jährlich aufgenommen, auch nur 
auf die Competenten hofbediensteter Leute reflectirt werden. Eine Ver¬ 
ordnung v. 7. Jan. 1784 verlangt unter Anderem vom Candidaten einen 
Revers darüber, dass er im Lande bleibe und ohne landesherrliche Ver- 
willigung ausser Landes keine Präbende annehme. Die Anzahl der un- 
präbendirten Titulaten wurde in einem Bericht des geistlichen Rathes 
v. J. 1791 auf 452 angegeben. — Eine churfürstliche Verordnung v. 
24. Septbr. 1792 beschloss^ es solle der jährliche Aufwand für den 
Tischtitelgenuss der verarmten und verunglückten Titulaten, welcher 
pro 1791 bei 5000 fl. betragen hat, dadurch wie möglich gemindert 
werden, dass man bei vacant’en Canonicaten, Pfarreien, Beneficien, Coo- 
perators- und Kaplanei - Stellen vorzüglich die brauchbaren Titulaten 
in gutachtlichen Vorschlag bringe. Weiters wurde nach dem gezoge¬ 
nen jährlichen Mortalitätscälcul und der Zahl der für die Titulaten zur 
Versorgung sich jährlich öffnenden Stellen genehmigt, dass alle Jahre 30 
junge Priestercandidaten ad tit. Electoralem begutachtet werden. Hin¬ 
gegen sind zur Verminderung der Titulaten nur Landeskinder, caeteris 
paribus vorzüglich’Söhne von den in churfürstlichen Diensten stehenden 
Vätern vorzuschlagen, und wenn sie fähig befunden, bei allen Vacaturen 
der landesherrlichen Pfründen in gutachtlichen Antrag zu bringen. 

Uoy’t Archiv für kath. Sachenrecht. Ul. Band. 19 



Nack diesen Norman wurde der landesherrliche Tischtitei in Bayern 
in den früheren Zeiten verheben. 


Zweiter T h e i l. 

Dogmatische Darstellung . 

§. 11 . 

Begriff des Tisch titels. 

Nach dem im vorigen Abschnitte Ausgeführten lässt sich der Be¬ 
griff des Tischtitels im Allgemeinen so fassen: Unter Tischtitel versteht 
man die gehörig verbürgte Uebernahme der Verpflichtung von Seite 
eines Dritten , für den Unterhalt eines Clerikers von dessen Subdiaco- 
nats- Weihe an, im Falle seiner Dienstunfähigkeit auf so lange zu 
sorgen, bis derselbe ein Beneficium erlangt haben wird. 

An die Spitze dieser Darstellung glaube ich auch den Satz stel¬ 
len zu müssen, dass man sich bei der Beurtheilung der Verpflichtung 
des Tischtitelgebers in einem concreten Falle jedesmal stricte an den 
Inhalt der Vertragsurkunde zu halten habe: Literarum tenor gnaviter 
inspiciendus est. Schmier, 1. c. n. 150. 

$. 12 - 

Welches Recht gewährt die Verleihung des Tischtitels dem Titulatenf 

Der Tischtitel gewährt nur ein subsidiäres Recht, d, h. der Tischtitel¬ 
geber ist nur dann zur Leistung der versprochenen Pension verpflich¬ 
tet, wenn der Titulat ausser Stande ist, sich selbst zu sustentiren, z. 
B. durch Messelesen oder durch irgend andere einem Cleriker anständige 
Arbeit, und kein eigenes oder kein zureichendes Vermögen besitzt. Dar 
Titulant kann daher die Alimentation seines Titulaten verweigern, wenn 
dieser gesund und arbeitsfähig ist. Engel 1. c., der diese subsidiarische 
Verbindlichkeit am schärfsten hervorhebt, machte den passenden Ver¬ 
gleich : Si clericus valeat se alere, non debet necessario ali ex 
titulo, quemadmodum nec pater tenetur filio praestare alimenta, qiu se- 
ipsum alere potest. S. auch oben §.10. Nur wenn der Cleriker, ob¬ 
gleich arbeitstiichtig, gar kein Mittel findet, sich selbst zu ernähren, und 
der Titulant den Tischtitel ohne Einschränkung zugesagt hat, so ist 
letzterer verbunden, in subsidium auszuhelfen. War aber der Tischtitel 
mit der Einschränkung auf die Unfähigkeit durch Krankheit oder Alters¬ 
schwäche etc. verliehen, so ist der Titulant, wenn der gesunde und 



arbeitstüchtige Cleriker sich den Unterhalt nicht verschaffen kann, von 
Rechtswegen nicht verbunden, Alimente zu prästiren. ') In diesem Falle 
muss eben der Episcopus ordinans eintreten, der einen solchen unvoll¬ 
kommenen Titel zuliess. 


$. 13. 

Wer kam einen Tischtitel verleihen? 

Der Tischtitel kann von weltlichen, wie geistlichen, von physischen 
wie von juristischen Personen verliehen werden. Nur in Baden sind 
mch einer Verordnung v. J. 1810 (R. B. 1810 N. 7) Privattisc^tite}- 
verleihungen gänzlich verboten. In Bayern war durch Verordnung v. 
9. Apr. 1808 den Städten, Märkten und Gemeinden für künftig nicht 
mehr gestattet, Tischtitel zu verleihen. Der Grund war der: damit die 
Willkühr entfernt werde, welche bei den Tischtitelverleihungen d^r 
Städte, Märkte und übrigen Gemeinden bisher meistens stattgefunden 
hat, und damit auf diesem Wege die kgl. Verordnungen über die Bil¬ 
dung geistlicher Staatsdiener und Seelsorger nicht vereitelt werden mö¬ 
gen. Die erledigten Gemeindetischtitel sollten nun auch die General- 
commissariate, als Communalcuratelen, vergeben, und den Gemeinden nur 
das Vorschlagsrecht verbleiben. Da jedoch die allerhöchste Verordnung 
v. 9. Apr. 1808 zu Folge des Gemeindeedicts ausser Wirksamkeit ge¬ 
treten ist, so steht jetzt den Gemeinden die Verleihung des Tischtitels 
an vorschriftsmässig qualificirte Candidaten des katholischen geistlichen 
Standes mit entsprechender Beobachtung der Kräfte des gemeindlichen 
und Ntiftungsvermögens vorbehaltlich des Bestätigungsausspruchs der kgl. 
Kreisregierungen, K. d. J. zu. 

Nach einem Ministerialrescripte v. 30. Mai 1813 soll der Wille 
der Privatpatrone und anderer Privaten in Ertheilung der Tischtitel bei 
genügender Sicherheitsleistung der Verleiher nicht beschränkt sein. Je¬ 
doch müssen die Candidaten dieselben Bedingungen erfüllt haben, wie 
die, welche der landesfürstliche Titel vorschreibt. Unter diesen Vor¬ 
aussetzungen wird nicht darauf bestanden, dass die allerhöchste Bestä¬ 
tigung solcher von Privaten ertheilten Tischtitel jedesmal erholt werde, 
sondern genügend gefunden, wenn dergleichen Tischtitelverleihungen 
den betreffenden General-Kreis-Commissariaten angezeigt werden, und 
diese ein Verzeichniss der Privattischtitel ans Ministerium einsenden. — 

Will eine geistliche Communitas, wie ein Kloster oder Collegiat- 
stift einen Tischtitel ertheilen, so ist dazu der Consens des Capitels 


') S1 tltnlus ad solum casnm senli vel aegritudlnls fuerlt restrictus , quippe 
cum obligatio nequeat extendi alere ultra limites intentionis. Schmier 1. c. 
n. 150. 
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nothwendig juxta cp. penult. de fideijuss. et cp. 1 de solut.; der Prälat 
kann nicht einseitig verleihen, weil der Amtsnachfolger des einseitig 
verleihenden Prälaten aas der Obligation desselben nicht verpflichtet 
wird. s. Engel 1. c. n. 18; Leuren 1. c. n. 4; Schmier 1. c. n. 154. 
Dass TischtitelVerleihungen von weltlichen Communitäten nur von deren 
rechtmässigen Repräsentanten ertheilt werden können, leuchtet von 
selbst ein. 

Aus demselben Grund, aus welchem der Consensus Capituli bei 
Prälaten erfordert wird, darf auch der Bischof nicht auf seine mensa 
episcopalis ordiniren, weil er nicht einseitig das bischöfliche Beneficium 
belasten kann, so dass auch seine Nachfolger aus seiner Obligation ver¬ 
pflichtet werden. Atque ex his jam deducitur, non posse Episcopum 
super fructibus suae mensae episcopalis (aliud est de bonis ejus patri- 
monialibus) ordinäre aliquem, eo quod morte Episcopi concedentis titu— 
lus hic exstingatur, cum onus hujusmodi imponi nequcat dictis fructi¬ 
bus in praejudicium successoris sine licentia Pontificis s. Leuren 1. c. 
n. 3; Pirhing 1. c. n. 69. Et quod ad titulum stipendii ab Episcopo 
assignandi super fructibus suae mensae non possit hodie quis ordinari 
s. Garcia 1. c. cp. 5 n. 93. — 


§. 14. 

Ist Jemand verpflichtet einen Tischtitel zu verleihen f 

An sich ist es Niemand. Denn es ist eine reine Liberalität, wenn 
Jemand einen für ihn allein onerosen Tischtitel-Vertrag eingcht. Früher 
ertheilten die Klöster den Tischtitel an die sich anmeldenden Candida- 
ten auf ihre mensa häufig und zwar nicht ungerne, weil sie die von 
ihnen providirten Cleriker dadurch für ihr Ordensinteresse gewannen. 

Eine Verpflichtung zur Verleihung des Tischtitels an Andere als 
Ordensprofessen bestand jedoch auch für die Klöster nicht. Ebendess- 
halb kann man auch nicht behaupten, dass auf den Staat eine solche 
Verbindlichkeit übergegangen sei, weil er die Klöster säeularisirt habe. 
Die meisten Landesherren haben indess wenigstens einen Theil der Ti- 
tulaten in ihrem Staate übernommen, und von einigen Staaten ist der 
Tischtitel sogar gesetzlich auf die Staatskassa übernommen. 

Nach einem Ministerial-Rescript v. ll.Febr. 1832 besteht für den 
Landesherrn in Bayern keine Verbindlichkeit, die Last der Tischtitel- 


') Monasteriorum Superiores, Hospltalinm et aliorum piorum locorum Praefeeti titu¬ 
lum mensae sine Conventus sul consensa non concedant. Synodus Constantlensis 
v. J. 1609 tit. XIV. bei Hartzheim VIII. S. 871. Ad titulum mensae. nostrae 
deinceps nemo ordinabitur, nisi de consensu Venerabilis Capituli nostri Cathe- 
dralls. Synodus Honasterlensis v. J. 1655 bei Hartzheim Bd. IX. S. 827. 



Verleihung für alle katholischen Geistlichen des ganzen Königreiches zu 
übernehmen. Die Zahl der zu ertheilenden königlichen Tischtitel, heisst 
es in derselben Verordnung, sei von jeher auf den Bedarf fiir geistliche 
Pfründen des unmittelbaren kgl. Patronats beschränkt worden und solle 
auch in Zukunft darnach bemessen werden. Nach einer Verordnung 
vom 24. Febr. 1807 darf für 30 unter dem unmittelbaren kgl. Patronat 
stehende Curatpfründen jährlich ein Titularis als Maximum angenommen 
werden. 

Der bayr. Staat hat indess keine Verpflichtung durch Vertrag mit 
dem päpstlichen Stuhle übernommen, sondern von freien Stücken, und 
konnte also auch, falls er es für dienlich halten sollte, seine einseitige 
Verheissung zurückziehen. — In den Staaten der oberrheinischen - 
Kirchenprovinz ist der landesherrliche Tischtitel unmittelbar mit dem 
Eintritt der Candidaten in das bischöfliche Clerikalseminar verbunden 
nach §. 27 des gemeinsamen Edictes v. 30. Jan. 1830. 

In Würtemberg, welcher Staat zu der oberrheinischen Kirchenpro¬ 
vinz gehört, ist der Tischtitel auf den Intercalarfond übernommen. Die¬ 
ser Intercalarfond wird gebildet aus dem Ueberschuss an dem Pfründe¬ 
einkommen während der Erledigung einer katholischen Kirchenstelle; 
er wird verwendet zur Ergänzung der Pfarrgehalte (congrua), sowie 
der Pfarrpensionen, zu den Tischtiteln neuer Geistlicher und zu den 
Kosten der nothwendigen ausserordentlichen Vicarien. Der Intercalar¬ 
fond ist von der i. J. 1824 niedergesetzten landständischen Commission 
ausdrücklich als Privateigentbum der katholischen Kirche in Würtemberg 
erklärt, und dem katholischen Kirchenrath zur Verwaltung übergeben 
worden, s. Longner, Rechtsverhältnisse der Bischöfe in der oberrheinischen 
Kirchenprovinz S. 309 ff. 

InOesterreich wird laut Hofcanzleidecret v. 7. Jan. 1792 der Tisch¬ 
titel für sämmtliche Candidaten des Weltpriesterstandes aus dem Reli¬ 
gionsfond ertheilt. s. v. Barth - Barthenheim, östr. geistl. Angelegenhei¬ 
ten S. 17. 

Die Staaten, welche einen Vcrpflichtnngs -Tischtitel zu verleihen 
übernommen haben, knüpfen jedoch die Verleihung in concreto an das 
Vorhandensein gewisser Eigenschaften der Titulaten und verlangen zu 
diesem Zweck mit Recht Zeugnisse über genügende Kenntnisse, tadellose 
Sitten und gute Gesundheit. Dieselben Bedingungen, welche zur Er¬ 
langung des landesherlichen Titels erforderlich sind, haben die Be¬ 
werber um Tischtitel von Privat- oder Gemeindepatronaten zu erfüllen. 

In den Fällen, in welchen bei uns die Regierungen nicht eingrei- 
fen, ertheilen in der Regel, ohne jedoch dazu verpflichtet zu sein, die¬ 
jenigen Personen, welchen ein Patronat- oder Präsentationsrecht zusteht, 
den sich meldenden Candidaten den Tischtitel. Vermöge dieses ihres 



Präsentationsrechtes können sie sich voh ihrer Verpflichtung aus der 
Tischtitelverleihung dadurch leicht befreien, dass sie, wenn eine Pfarrei, 
welche sie zu vergeben haben, erledigt wird, nur ihre Titulaten darauf 
präsentiren. Denn mit der Erlangung eines Curatbeneficiums erlischt 
ja der Tischtitel. — 

§. 15. 

Wie muss die Tischtitel - Obligation beschaffen sein ? 

Die Obligation muss, da ihr Inhalt für den damit ßetheilten ein 
wichtiges und weit hinauswirkendes Versprechen enthält, durch eine 
sichere Caution verstärkt sein. Die Caution wird in der Regel geleistet 
durch Bestellung eines Pfandes, welches so gross sein soll, dass von 
dessen Erträgnissen der Cleriker, im Fall er den Tischtitel in Anspruch 
su nehmen berechtigt ist, honeste leben kann. Von der Pfandbestellung 
sind jedoch solche Personen befreit, von denen man gewiss sein kann, 
dass sie immer im Stande sein werden, der Verpflichtung aus der Tisch¬ 
titelverleihung nachsukommen. Als solche Personen werden namentlich 
aufgeführt: der Landesherr, Klöster, Collegiatstifte, Städte und Ge¬ 
meinden. *) 

Die Versicherung, welche von einem Kloster oder Collegiatstift 
ausgestellt wird, erfordert zwar keine Hypothek, wohl aber consensum 
Capituli und „wann sich Städte oder Märkte hierzu obligiren, so muss 
solches entweder von ihrer Herrschaft oder von dem mehreren Theil 
der Gemeinde oder wenigstens, wo es also Herkommens ist, ä Magi- 
stratu geschehen“, — wie Kreittmayr, in s. Anm. zum Cod. Max. 
Th. V. cp. 19 §. 15 n. 5. 

§. 16 . 

Welche Wirkung hat die Verleihung eines s. g. bedingten Tischtitels ? 

Unter einem bedingten Tischtitel versteht man die Einschränkung 
der Verpflichtung auf den Fall unverschuldeter Dienstunfähigkeit. Man 
will also dadurch die Verbindlichkeit für den Fall von sich ablehnen, 
wenn der Cleriker durch sein eigenes Verschulden unfähig geworden 
ist, durch Aushilfe in der Seelsorge, durch Messelesen oder auf andere 


l ) A privatls titulus mensae non aliter concedi potest , quam sub obligatione 
reali et hypotheca bonorum immobilium: cum obligatio personalis cum per¬ 
sona exspiret (?), neo heredem afficiat, nisi cum respectu ad bona heredita- 
ria, quae quandoque nulla vel tenuia sunt. Eoontra in Communitatibus et 
Dominiis Territorialibus satis prospectum creditur per cautionem personalem: 
utpote cum media ipsis nunquam deficiant, Clericum titularem alimentandi. 
Schmier 1. c» n. 152 und 153. 
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Weis« seinen Unterhalt so erwerben: also namentlich wegen Suspen¬ 
sion oder Deposition vom Amt. Die Ordination auf eisen solchen be¬ 
dingten Tischtitel ist eigentlich gegen den Qeist und ftnchstaben der 
Canones. Das Tridentinum wellte den Geistlichen in jedem Falle vor 
Mangel geschütst wissen. Dass das Tridentinmn nicht den Fall vor¬ 
gesehen hat, wie es mit einem durch seine eigene Schuld dienstunfähig 
gewordenen Cleriker zu halten sei, mag sich ans der damaligen Kirchen«- 
praxis erklären, wornach solche in den Kidstern ihr Unterkommen fan¬ 
den. Wenn jetzt ein Bischof auf einen bedingten Titel hin erdmirt, 
so kann ihm die Sustentation des Clerikers, im Fall dieser vom Amt 
suspendirt oder entsetzt wird, rechtlich zugemutbet werden, indem die 
Bestimmungen des Tridentinum hier Platz greifen, woraaoh der ßischof 
den Cleriker, den er auf einen unvollständigen Titel hin ordinirte, auf 
seine mensa episcopalis zur Strafe Übernehmen muss. Der Einrede der 
hayr. Bischöfe, dass ihr Einkommen nicht mehr eine mensa episcopalis 
genannt werden könne, entgegnet ein bayr. Mmisterialrescript v. 10. Apr. 
1829 folgendermassen: „Der angebliche Mangel einer mensa episcopalis 
kann gegen diese Verbindlichkeit nicht schützen, da den dermaMgen 
Bischöfen Bayerns nach Art. IV des Concordates gleichfalls eine mensa 
angewiesen ist, und die dermaligen Geld bezöge derselben aus der Staats- 
cassa nichts Anderes als das Surrogat dieser seiner Zeit in Gütern und 
ständigen Fonds anzuweisenden mensa sind/' — Den Bischöfen steht 
zwar die Befugniss zu, jedem Candidaten, der nicht mit einem zureichen¬ 
den Titel versehen ist, die Ertheilung der höhern Weihen zu versagen, 
allein sie können durch die Umstände ebenso dazu gedrängt werden, 
solche bedingte Titel gelten zu lassen, wie sie durch den Drang der 
Umstände sich dazu bequemen mussten, den Tischtitel überhaupt anzu¬ 
nehmen. 

Der landesherrliche Tischtitel wenigstens sollte unbedingt sein. In 
Bayern gewährt ber landesherrliche Tischtitel sowohl den unverschuldet 
als den ex delicto dienstuntauglich gewordenen (noch nicht bepfründe- 
ten) Clerikern den nöthigen Unterhalt, jedoch mit der natürlichen Un¬ 
terscheidung, dass diejenigen, welche ohne ihr Verschulden dienstun¬ 
fähig werden, eine verhältnissmässig grössere Sustentationsquote erhal¬ 
ten als jene, welche es durch Verschulden werden. Für Geistliche, welche 
aus Verschulden ausser Activität gesetzt werden müssen, beträgt der 
landesherrliche Tischtitel 104 fl. rh.; für Geistliche, welche noch kein 
Beneficium erlangt und ohne Verschulden dienstuntiichtig werden, das 
Doppelte d. 208 fl. s. Brendels, K. R. S. 55 und Wetzer, Kirchenlex. 
s. v. Tischtitel. 

Der Tisch titel, den die Staaten der oberreinischen Kirchenprovinz 
gewähren, ist dagegen nur ein bedingter. Im §. 28 des oben erwähn- 
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ten Edictes v. 30. Jw. 1830 heisst es: „Der Jändesfürstliche Tiscbti- 
tel gibt die urkundliche Versicherung, dass im eintretenden Falle der 
nicht verschuldeten Dienstunfähigkeit der dem geistlichen Stande ange¬ 
messene Unterhalt ete. subsidiarisch werde geleistet werden.“ 

- . Jedoch ist in Wiirtemberg den katholischen Geistlichen auch für 
den Fall einer Amtsentsetsung wegen Vergehen hinreichende Sustentatien 
verfassungmäsaig sugesichert. Der §. 81 der würtembergischcn Ver¬ 
fassungsurkunde lautet; „Auch wird darauf Rüksicht genommen werden, 
dass katboliche Geistliche, welche sich durch irgend ein Vergehen die 
Entsetzung vom Amte zugezogen haben, ohne zugleich ihrer geistlichen 
Würde verlustig geworden zu sein, ihren hinreichenden Unterhalt finden.“ 
Eine Bedingung anderer Art fügt der österreichische Staat der 
ton ihm verliehenen Tischtitelertheilung bei; es erhalten nämlich dort 
die Candidaten erst dann Anspruch auf den Tischtitelgenuss und die 
damit verbundene Versorgung im Deficientenstande, wenn sie die Prie¬ 
sterweihe wirklich empfangen haben, s. Hofcansleidecret v. 7. Jan. 1792 
bei v. Barth - Barthenheim 1. c. Derjenige österreichische Candidat also, 
weither »wischen der Subdiaoonats- und der Priesterweihe defident wird, 
sollte nach diesem Decret Vom Staate keine Versorgung erhalten. 


§. 17. 

Wann erlischt der Tischtitelt 

Die Verpflichtung aus der Tischtitelverleihung erlischt: 

1. Mit dem Tode des Titulaten. 

2. Mit dem Austritt desselben aus der katholischen Kirche. Der 
Tischtitel begründet nur eine Verbindlichkeit des Tischtitelgebers gegen 
die Kirche auf die Dauer der kirchlichen Eigenschaft des Titulaten. 
Es kann sonach von einem seiner kirchlicher Eigenschaft entkleideten Geist¬ 
lichen aus der früheren kirchlichen Anstellung weder ein Alimentations- 
Anspruch an den Staat noch eine Anforderung an den Tischtitelgeber 
abgeleitet werden. Es bleibt nichts Anderes übrig, als einen solchen in 
seine heimathliche Gemeinde zu weisen, welche zu seiner Alimentations¬ 
pflicht insoferne verpflichtet ist, als er nicht durch Arbeit sich selbst 
zu ernähren im Stande ist. S. bayr. Ministerialrescript v. 15 Jan. 1834 
u. §. 5 der Vollzugsvorschriften des Heimathgesetzes. 

Durch Kirchenstrafen, selbst durch Degradation, geht der Tischli- 
tel eigentlich nicht verloren, denn durch die Ordination erhält der Cie- 
riker einen unvertilgbaren Character: in sacramento Ordinis Character 
imprimitur in anima, qui nec deleri nec anferri potest: cp. 4. Sess. 
XXm Conc. Trid. 
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Der Degradirte verliert «war die äussere Würde, nioht aber de« 
durch die Weihe erhaltenen Character. 

3. Cessirt der Tischtitel, wenn. der Titulat anderswoher Vermögen 
bekommt, und dieser Fall in der Form einer Bedingung in die Urkunde 
aufgenommen ist. Jedoch hat der Bischof die causae cognotio über diese 
Veränderung des Titels. 

4. Wenn der Titulat ein Beneficium erhält. Mit dem Empfang 
der Pfründe ist die Verpflichtung gelöst, und es wird nun so angesehen, 
als ob der Geistliche auf den Titel des Beneficii ordinirt worden wäre, 
s. Richter, K. R.; Archiv II 1. c. Wird ein bepfründeter Geistlicher 
dienstunfähig, sei es unerverschuldet oder ex delicto, so ist es sein 
Beneficium, woraus er Versorgung beanspruchen kann: es wird für ihn 
auf die Zeit seiner Dienstuntauglichkeit ein Hilfspriester aufgestellt und 
ihm aus dem Beneficium eine pensio Vorbehalten. 


Anhang:« 

Verhältnis s des Tisehtitels xu den Emeritenanstatien. 

Nach canon. Rechte hat der Geistliche, wenn er einmal in den 
Besit« eines Beneficii gelangt ist, ein Recht auf lebenslängl. Versorgung 
aus demselben. Selbst wenn er wegen Alters und Krankheit unfähig 
wird, seinem Amte vorzustehen, und resignirt, so soll ihm ein Theil 
seines bisherigen Amtseinkommens als Ruhegehalt — pensio — angewie¬ 
sen, und der Rest dem seine Stelle versehenden Hilfspriester überwiesen 
werden, wozu namentlich Tischtitulaten verwendet werden können. Da 
indess bei uns in Deutschland die Beneficien meist nicht so hoch dotirt 
waren, dass die Beneficiari im Fall ihrer Resignation daraus genügend 
sustentirt werden konnten, so wurden in mehreren Staaten Emeritenfonds 
gegründet, woraus den Geistlichen, deren Pfründe nicht so gross war, 
dass sie ausser dem Gehalt für den Hilfspriester die Auflage einer pen¬ 
sio für den Resignirten zuliess, Unterstützung gewährt wurde. Auch in 
Bayern bestand ein solcher Central - Emeritenfond, der grossentheils 
aus dem Vermögen und den Refusionsgeldern des Bartholomäer-Instituts 
in Ingolstadt gebildet wurde. Ausserdem besessen auch einzelne Diöce- 
sen, wie Bamberg, Emeritenfondscapitalien. Wenn der bayr. Staat be- 
pfründet gewesenen dienstunfähigen Geistlichen aus dem Centralemeri- 
tenfond Unterhaltsbeiträge gab, so that er dies freiwillig, um einem 
anerkannt dringenden Bedürfnisse zu genügen, nicht aber, weil er sich 
durch die Tischtitelverleihung dazu verpflichtet hielt. Denn Priester, 
welche Pfarreien oder Beneficien besitzen, können den Genuss des Tisch- 
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(folg* wenn die Verpflichtung in der Urkunde nicht ausdrücklich auf 
die Lebenszeit des Titnlaten ausgedehnt war, nach dem Coftc. Trid. 
Sees. XI Cap. II de reformat. nicht ansprechen, s. bayr. Ministerialrescript 
v. 18. Apr. 1845. Es beraht daher die Annahme Permaneders (Kif- 
chetolexicon v. Wetser Bd. XI s. v. Tischtitel), als habe der landes¬ 
herrliche Tischtitel in Bayern die Bestimmung, auch den bereits bepfrün- 
deten dienstunfähigen Geistlichen den nöthigcn Unterhalt zu gewähren, 
auf einer Verwechslung mit der freiwilligen Uebernahme solcher Cleriker 
auf den vom Tischtitelfond verschiedenen Emeritenfond. —■• 

Eine den Wünschen der bayr. Regierung entsprechende Versorgungs¬ 
anstalt für alte und gebrechliche Seelsorger wurde zuerst im Bainber- 
ger Diöcesanbezirke errichtet, s. Döllinger Verordnungen-Sammlang Bd. 
Vffl. S. 744. 

In einem allerhöchsten Rescripte vom 11. Oct. 1807 (Ileggs.-Bl. 
v. 1807 S. 1615 ff.) werden die Grundzüge zur Errichtung von Eine¬ 
ritenanstalten in jeder Diöcese vorgeschrieben und als Quellen, aus de¬ 
nen die Emeritenfonds vorzüglich gebildet Werden sollen, folgende be¬ 
zeichnet : 

a) die tirsprünglioh za diesem Zwecke tfchon gewidmeten Stiftungen; 

b) die Stiftungen, welche vom Staate bereits dazu bestimmt wor¬ 
den sein mögen und die s. g. Priesterbruderschaftsstiftungen; 

c) das Surrogat, welches für die aus der Staatscassa verliehenen 
Tischtitel angewiesen werden wird; 

d) alle zu diesem Behufe entbehrlichen Beneficien, wozu alle die¬ 
jenigen gehören, welche nicht für die Seelsorge bereits nothwendig be¬ 
funden wurden oder als Schulbeneficien erklärt sind; 

e) die Ersatzgelder für temporäre Verpflegung; 

f) die Dotationszuschüsse der Privatpatrone für ihre Titulaten; 

g) fromme Vermächtnisse und freiwillige Beiträge der Geistlich¬ 
keit oder anderer Woblthäter; 

h) bei zufälliger Unzulänglichkeit des Fonds in einzelnen Fällen 
Zeitpensionen von den erledigten vcrmöglichen Pfarreien. 

Die Verpflichtung, welche Bayern behufs der Errichtung eines Eme- 
ritenhauses durch Art. VI des Concordats übernommen bat, lautet: 
flfajestas sua Regia, collatis cum Archiepiscopis et Episcopis consiliis, 
assignabit pariter cum sufficienti dote domum, in qua infirmi ac senes 
clerici benemeriti solamen et asylum reperiant. Aehnliche Verbindlich¬ 
keit haben Preussen und die Staaten der oberrheinischen Kirchenpro¬ 
vinz dem päpstlichen Stuhle gegenüber eingegangen. 

Eine neue Quelle von Einnahmen führte dem bayr. Emeritenfonde 
der '§. 48 der II. Beilage der Verfassungsurkunde zu, wornach die Ueber- 
schüsse des Kirchenvermögens in den einzelnen Gemeinden nach hin- 
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länglicher Deckung der Local-Kirchenbedürftrisse zum Besteh des näm¬ 
lichen Religionätbeils unter Anderem auch zu Unterhaltsbettrigen der 
durch Alter oder Krankheit «um Kirchendienst unfähig gewordenen Geist¬ 
lichen su verwenden sind. Bin sur allgemeinen Errichtung von Diöce- 
san-Emeriten-Anstalten überlfess man den einseinen Antbeil von dem 
Centralemeritenfond und wurde dieser Antheil den Diäresen auch bei 
Errichtung eigener Anstalten als Fundationseapital Oberlassen. Auf der 
Grundlage der Verordnung v. 11. Oct. 1807 wurde nun in den Jahren 
1842—47 in den swei ErsdiOcesen und fünf DiOoenen des diesseitigen 
Bayern mit landesherrlicher Genehmigung Emeritenanstalten gegründet, 
und von Seiten des Staates dem Concordate gemfiss mit einer in dem 
Budget jeder Finanzperiode auf die Dauer derselben festsusetsenden 
Dotation bedacht. 

Durch den Beitritt in eine solche Ententen-Anstalt sichert sich 
jeder Geistliche, wenn er sum Dienste dfer Kirche unfähig wird, den 
nüthigen lebenslänglichen Unterhalt oder die erforderliche momentane 
Unterstütsung. Der Marlmalbetrag einer vollen Emeritempehsion wurde 
von allen Anstalten vorläufig auf 400 fl., vorbehaltlich späterer Er¬ 
höhung festgesetst. — Ein Priester, welch« der Anstalt gSr nicht bei¬ 
getreten ist, kann als jährlichen Unterstützungs - Beitrag höchstens jenen 
approximativen Theil ansprechen, der traf jeden der vorhandenen Eme- 
riten bei Vertheilung einer aus den primitiven Dotationsquellen — mit 
Ausnahme Wr dfafch Bdhtfnkutfgtft, Veffträc^fnisse uird Bfeiträgh fret 
glfaflfer —'fitessenden Jahreseinnahme treffeh würde. Auch nfdht tttpfNln- 
dete derlker können den Diöcesan-Emeriten-Anstahen beitreten, es Wei¬ 
hen aber solchen Mitgliedern bis sur Erlangung einer Pfründe ihre recht¬ 
lichen Ansprüche auf den Tischtitelgenuss Vorbehalten. Der Vortheil, 
den sich ein unbepfrUndeter Geistlicher durch den Eintritt in eine Eme- 
riten-Anstalt verschafft, besteht aber bloss darin, dass ihm, wenn er 
wSbreftd dieser Periode dienstunfähig wird, der Tischtitelbetrag darch 
einen Zuschuss aus derEmeritencassa nach Massgabe seines Bedürfnisses 
und der bereits von ihm an die Anstalt geleisteten Beiträge erhöht wird. 

Obgleich die Statuten sämmtlicher Emeriten-Anstalten solche be- 
pfründete Mitglieder, welche durch irgend ein geistliches, weltliches 
oder gemischtes Vergehen oder Verbrechen für einige Zeit oder für im¬ 
mer sur Ausübung eines kirchlichen Amtes unfähig geworden sind, auf 
die Dauer dieser Unfähigkeit von dem Genüsse einer Emeritenpcnsion 
ausschliessen, so muss doch behauptet werden, dass solche Demeritirte 
trotz dieser Statutenbestimmungen eine Unterstützung daraus anzuspre¬ 
chen haben. Denn die Demeriten bekamen früher aus dem Centraleme- 
ritenfond einen wenn auch kleinen Unterhalt, nnd wurden diese Unter¬ 
stützungen als Last des Centralemeritenfonds betrachtet, s. Verordnung 
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■vom 11. Oct.. 1807 8. 27—34. Dort heisst es. unter Andern): „Der 
Emeritenfond Übernimmt in keinem Falle einen höhern Unterhaltsbeitrag 
für die durch Vergehen anfähigen Geistlichen als die jährliche Summe 
von 182 fl. 30 kr. Wenn ein solches Individuum sum geistlichen Amte 
wieder fähig befunden und auf eine Pfründe befördert wird, unterliegt 
es der Verbindlichkeit des vollen Ersatzes der erhaltenen Nahrungsbei¬ 
träge unbedingt. Uebrigens haben die bestehenden oder noch au. errich¬ 
tenden geistlichen Correctionshäuser die Unterhaltskosten der einer Be¬ 
lehrung und Besserung empfänglichen Subjecte zu übernehmen, und dafür 
die von dem Emeritenfonde festgesetzten Beiträge insoferne zu beziehen 
als ihre Fundation dieser Hilfe bedarf.“ 

Nun ist aber der Central-Emeritenfond bei Gelegenheit der Errich¬ 
tung von Diöcesan-Emeriten-Anstalten vertheilt worden, und damit sind 
auch die daraaf ruhenden Lasten an diese Anstalten übergegangen, wie 
s. B. I. 4 der Statuten für die E. A. der Erzdiöcese M. Fr. anerkennt. 
Auch die jährlichen Dotntionszuschüsse des Staats sind als Fundations- 
bettrag und Ergänzung des vertheilten Central-Emeritenfonds aufzufassen, 
und es müssen also jedenfalls demeritirte Priester aus diesen beiden 
Quellen nothdürftig unterstützt werden. 


lieber das Recht der Geistlichen in 
Oesterreich zu testiren und das Recht 
der Kirche in Oesterreich ab intestato 
zu erben nach dem Concordate. 

Von 

Dr. J- Friedrich Schulte. 

k. k. ord. öffentl. Professor der Rechte, fürsterzb. Ehegerichts- und Consistorial- 

Rath in Prag. 

Im vereinigten 7. und 8. Hefte des H. Bandes des „Archivs“ 8. 
429 ff. hat Herr Professor Freiherr von Moy seine Ansicht über die 
Verlassenschaften der Geistlichen in Oesterreich entwickelt, wobei der¬ 
selbe neben der Bekämpfung anderer Ansichten auch die meinige *) zu 
widerlegen versucht. Wie über Art. XXI. des Concordats, so ist auch 
bekanntlich über dessen Art, XXIX. ein Streit entstanden. Beide Punkte 
sind von solcher Wichtigkeit, dass es sich lohnt, eine wiederholte Re¬ 
vision dieser Lehre vorzunehmen. Dabei werde ich mich aber lediglich 
daran halten, die Artikel des Concordates zu erläutern, weil theils in 


‘) Hein System des Kirohenreohts. Glessen 1850 S. 530. 
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der obenangeführten Abhandlang von Moy sowohl die historische Ent¬ 
wicklung dieser Materie überhaupt als auch deren besondere Ausbil¬ 
dung in Oesterreich dargelegt ist, theils in meinem Systeme 1 ) für die 
»weite Frage Quellen und Literatur angegeben sind. Die beiden Fragen 
selbst müssen nothwendig getrennt werden. 

I. Recht der katholischen Geistlichen in Oesterreich zu Verfügungen 

auf den Todesfall. 

Moy fasst (a. a. 0. S. 445) seine Ansicht in den Worten zusammen: 
„Unsere unmassgebliche Ansicht über die Frage: Wie verhält sich die 
Bestimmung des Artikels XXI. des Concordats . . . zu dem allgemein 
herrschend gewordenen Gebrauche des unbeschränkten Testiruogsrechtes, 
auch über bona mere ecclesiastica? geht also dahin, dass jene Bestim¬ 
mung diesen Gebrauch nicht nur nicht anerkennt und sanctionirt, son¬ 
dern vielmehr das entgegengesetzte Princip aufstellt, und auch in foro 
externo zur Geltung zu bringen beabsichtigt: dass die Geistlichen in 
Oesterreich das Recht, über ihren Nachlass letztwillig zu verfügen, nur 
weil und insoweit haben, als sie von den Kirchengesetzen dazu ermächtiget 
sind. Diese Ermächtigung nimmt er (S. 444 in Verbindung mit 446 fg.) nur 
an in Betreff der s. g. bona patrimonialia , bona industrialia oder quasi 
patrimonialia und bona parsimonialia, verneint dieselbe aber (8. 476) für 
die bona ecclesiastica oder beneficialia d. h. , jene zeitlichen Güter, 
welche Klerikern im eigentlichen Sinne von der Kirche als ihren Dienern 
zu Theil werden, d. i. „bona per Ecclesiam acquisita . . oder bona de 
peculio Ecelesiae vel nomine Ecclesiae vel titulo beneficii acquisita,“ 
wozu er dann nach dem Vorgänge Anderer das eigentliche Pfründe- 
einkommen und die baaren Gehalte oder Gehaltsergänzungen , welche 
aus Mrchl. Fonden oder aus Kirchencassen bezogen werden, rechnet. 

Hieraus ergibt sich, dass, wenn diese Ansicht richtig wäre, dem 
Klerus in Betreff des grössten Theiles des Vermögens das Recht der 
Verfügung auf den Todesfall ausser zu den bestimmten Zwecken ge¬ 
nommen wäre. Dass dem aber durchaus nicht so sei, halte ich für 
ausgemacht aus folgenden Gründen: 

1. Art. XIII weist ausdrücklich die „Clericorum caussas mere ci- 
viles .... hereditalutn“ vor den Civilrichter. Auf das Motiv, dass 
der Papst dies nur mit Rücksicht auf die Zeitverhältnisse thut, kommt 
es in so fern nicht an, weil der Rechtssatz selbst ein unbedingter 
ist. Hiedurch steht nun fest, dass, wie ich auch anderwärts behauptet 
und nachgewiesen habe, die Erbsachen, die Gesetzgebung und Jurisdiction 


‘) S. 471 ff. 



darüber ab eine reine Civilsaehe dem Staate sususprechen seien. *) 
Die Staatsgerichte erkennen („ oognoscunt et definiunt“ ) non nicht nach 
dem Kirchengesetse, sondern nach dem Staatsgesetse. Da nun in 
Oesterreich Weltgeistliche gans allgemein, Ordensgeistliche nur in den im 
§. 573 n. b. G. B. ausgenommenen Fällen frei über ihr Vermögen te- 
stiren können, so folgt von selbst, dass gemäss Art. XIII des Concor- 
dats der Civilrichter ohne besondere Gesetse im Umfange des Allg. 
bürg. Gesetsb. und der bestehenden politischen Verordnungen Testamente 
der Geistlichen, wenn sie den Civilgesetsen entsprechen, für gütig and 
wirksam erklären muss, selbst wenn dieselben den alten Kirohenge- 
setsen völlig suwiderliefen. Denn die letzteren kommen für ihn nicht 
mehr in Betracht, weil die Kirche als solche nach der anbestreitbaren 
Rechtsentwickelung keine Jurisdiction und Gesetsgebang auf rein civil- 
rechtlichem Gebiete mehr ausübt, die desfalsigen Kirchengesetse folglich 
nur durch die Anerkennung Seitens des Staates in foro civili Anwen- 
düng finden können. Soll nun der die Testamentssachen nach Art. 
XIII. Goncord, der Geistlichen behandelnde Civilrichter die Kirchenge- 
»et%e im Auge su behalten verpflichtet sein, so müsste eine Anerkennung 
derselben durch den Staat erfolgt sein. Wäre nun im Concordat vor- 
geschrieben, dass die Geistlichen bei Strafe der Nichtigkeit des Testa¬ 
mentes nur nach den Kirchengesetsen verfügen könnten: so litte — da 
das Concordat augleich Staatsgeset* ist — es keinen Zweifel, dass die 
Kirchengesetse für die Geistlichen auch in foro civili unbedingt ver¬ 
bindlich seien, von den Richtern bei der Abhandlung der Verlaasen- 
schafteq gehandhabt werden müssten. Somit concentrirt sich die gans# 
Frage dahin: Sind in Art. XXI. des Concordats die alten Kirchenge- 
setse mit unbedingt verpflichtender Kraft pro foro externo wiederher¬ 
gestellt ? Moy bejaht die Frage unbedingt; ich verneine sie in dieser 
Richtung unbedingt. Denn 

2) an sich wäre es ein gans abnormer Standpunkt, wenn der Papst 
im Art. XIII. anerkennt, die Erbschaften der Geistlichen seien causae 
mere civiles, und sofort im Art. XXI. bestimmt würde, dieselben seien 
in foro civili , dem sie ohne Einschränkung sugetheilt wurden, nach 
den Kirchengesetzen su beurtheilen. Es wäre das eben ein Auf¬ 
geben und Durcheinanderwerfen des Standpunktes, den nach heutiger 
Rechtsentwickelung Kirche und Staat su einander einnehmen, wie map 
dies schwerlich bei blosser Lesung des Concordates den Contrahenten 
sumuthen kann, deren Erklärungen so deutlich seigen, dass sie sielt 
stets ihrer eigentümlichen Sphäre wohl bewusst gewesen sind. Man muss 


*) Mein System S. 471, 476 a. D. 
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dabei im Auge behalten, dass im Mittelalter in den meisten Ländern 
Testawentssache» vor den geistlichen Richter gehörten, daher nach 
Kirchengesetsen beurtheilt wurden und die Kircbengesetse über diese 
Gegenstände überhaupt auch in foro civili galten. Wo aber dies nicht 
der Fall war -- und nicht überall hatte die kirchliche Jurisdiction glei¬ 
chen Umfang -» hatten die Kircbengesetse vor der Reception des canoni- 
echen Rechtes in complexu anf dem Gebiete des Privatrechtes keine Gel¬ 
tung in foro civili für die Erbschaftssachen. Ein Gleiches war natürlich 
recht eigentlich der Fall mit den kirchlichen Bestimmungen aus den er¬ 
sten drei Jahrhunderten. Diese waren ja nur in foro conscientiae ver¬ 
bindlich , weil sich der Staat gar nicht darum kümmerte, die Kirche 
folglich auch su deren Geltendmachung nur rein kirchliche Mittel hatte. 
Die Bestimmungen der späteren Zeit im fränkischen und deutschen Reiche 
bis sum sechsehnten Jahrhundert hin enthalten eigentlich mehr Begün¬ 
stigungen der Geistlichen als Beschränkungen, ein Umstand, den man 
meistens übersieht. Nach germanischem Rechte gab es ja kein Recht 
der freien Verfügung auf den Todesfall. Ein solches hielt nun die 
Kirche, welche nach römischem Rechte lebte, aufrecht bei ihrem Klerus 
und allgemein su Gunsten der piae causae, Wie sie nun aber im römi¬ 
schen Reiche und dort, wo römisches Recht allgemein oder füF den 
Klerus galt, bei der, abgesehen von der nothwendigen Berücksichtigung 
der Notherbenreehte, bestehenden Freiheit su letstwi lügen Dispositionen 
des römischen Rechtes dem Klerus seine aus dem Zwecke des Kirchen¬ 
gutes sich ergebenden (moralischen) Pflichten eindringlich vor Augen 
halten musste, so musste sie auch unter der Herrschaft des deutschen und 
der germanischen Rechte überhaupt, denen gegenüber sie die Möglichkeit 
und Rechtsbeständigkeit von Testamenten auf das römische Recht gründete, 
die in Betreff des letzteren von ihr statuirten Beschränkungen stets feat- 
halten. Ob diese aber, nachdem einmal das römische Recht gemeines 
Recht geworden, gegenüber dessen Sätsen auf Grund des canonischen 
gleichfalls recipirten Rechtes auch in foro civili Geltung behalten haben, 
das ist eine Thatfrage, die nicht überall gleichmässig su beantworten ist, 
für Oesterreich aber, wie die Erörterung von Moy lehrt, su verneinen 
ist. Dieser hier gegebene Gesichtspunkt ist für die historische Beur¬ 
teilung der einsig richtige, weil der gegenteilige von der unerwis- 
senen und falschen Prämisse ausginge: es sei eigentlich nach den Ci- 
vilgesetsen des Mittelalters das Recht der freien Verfügung auf den 
Todesfall Regel gewesen, von welcher die Kirche rücksichtlich des Kle¬ 
rus Ausnahmen gemacht habe. Es ist für unseren Zweck nicht nöthig, 
auf die historische Frage hier weiter einzugehen. Nur das sei bemerkt, 
dass man sehr fehl gehen würde, su glauben, alle Bestimmungen Über 
den Nachlass der Kleriker seien ohne Weiteres auch in foro civili an- 
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erkannt gewesen ; der wirkliche Zustand war, wie überall, so auch hier 
ein höchst mannigfaltiger. Gab es doch, wie ich (System S. 540 ff.) 
nachgewiesen, auch Gegenden, in denen nach Kirchengesetzen den 
Erben d. h. Blutsverwandten im Falle der Intestaterbfolge die Einkünfte 
eines ßeneficiums noch ein Jahr nach dem Tode gebühren. Es ist so¬ 
mit die neuere Entwickelung eine durchaus auf den Verhältnissen be¬ 
ruhende und an sich gar nicht unbedingt im Widerspruche mit dem 
Geiste des kirchlichen Rechtes. Diesen Standpunkt hält die Kirche auch 
in der neueren Zeit fest. Concordat. bavaricum Art. XD. sub. C. weist 
gleichfalls die Erbschaften der Geistlichen -als causa mere civilis dem 
weltlichen Richter zu. Die Bestimmung von Art. XXI. des österr. 
Concordats war in Bayern überflüssig, weil der Klerus nicht beschränkt 
war in Betreff der Verfügung auf den Todesfall. Ganz dieselbe Be¬ 
stimmung enthält Art. V. des würtembergischen Concordats. Die histo¬ 
rische Entwickelung (mein System S. 527 ff.) des Testirungsrechts der 
Geistlichen entschied also überhaupt unsere Frage für das einzelne Land 
mit der Modification, dass die Civilgesetze in Betreff des Umfanges die¬ 
ses Rechtes zur Anwendung kommen. Daneben bleibt aber jeder Be- 
neficiat in seinem Gewissen gebunden, die in seiner Diöcese geltenden 
rein kirchlichen Bestimmungen zu beobachten. 

3) In Art. XUf. des Concordats werden die Erbschaftssachen der 
Geistlichen dem Civilrichter überwiesen. War es die Absicht, bei des¬ 
sen Beurtheilung auch die Kirchengesetze als Norm zu erklären, wie 
kam man dann dazu, in diesem Artikel hiervon gänzlich zu schweigen ? 
weshalb sagte man dann nicht: In definien^is causis haereditatum judex 
civilis prae oculis habebit praescripta canonum oder ähnlich ? Schon 
hieraus dürfte der Schluss gerechtfertigt sein, dass Art. XXI. etwas ganz 
Anderes im Auge hat. Dem ist nun wircklich so. Denn 

4) in Oesterreich war in Ungarn und seinen ehemaligen Nebenlän¬ 
dern, wie Moy a. a. 0. S. 436 fg. ausführt, der Klerus zum Theile 
nicht fähig, ohne besondere Erlaubniss ein Testament zu machen. Diese 
Beschränkung hat das Concordat auf heben, somit dem Kle¬ 
rus ganz analog mit derselben Richtung der älteren Gesetzgebung ein 
Recht geben wollen. Deshalb heisst es im Eingänge des Artikels: „In 
Cunctis Imperii“ partibus u. s. w. Gerade die Worte: „Cunctis par- 
tibus u müssen leicht auf das Richtige führen: Denn wozu sonst diesel¬ 
ben hersetzen? Stehen sie in anderen Artikeln, wo man für die ganze 
Monarchie eine Verfügung trifft und nicht absichtlich Besonderheiten 
aufheben will ? Nein. Es ist hier ausdrücklich gesagt, „in allen Thei- 
len“, um dadurch das besondere Gewohnheitsrecht zu abrogiren. Nur den 
Sinn hat unser Artikel. Oder glaubt man, bei einem so reif überdach¬ 
ten Vertrage, dessen einzelne Worte und Ausdrücke stets aufs Präciseste 
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gewählt sind, könne man in diesem Falle annehmen, es kab« nur ge¬ 
sagt sein sollen: in Oesterreich dürfen die Geistlichen testiren. Das 
durften sie ja ausser in Ungarn. Aber der Wortlaut des Artikels be¬ 
weist noch viel mehr. Es heisst „liberum erit . . . disponere.“ Das 
deutet unwlederleglich ein Privileg an gegenüber von Beschränkungen. 
Ein solches liegt nun einmal vor für die s. g. ungarischen Länder in 
Betreff des Testirungsrechtes überhaupt. Sodantt aber liegt noch ein 
sweites Privileg darin. Hätte gesagt werden sollen: Die Geistlichen 
sollen das Recht aber auch zugleich die absolute Pflicht haben su te¬ 
stiren nach den Canones, so hätte man sich bestimmt noch eines an¬ 
deren Ausdruckes bedient, und gesagt: „wenn sie aber testiren, haben 
ihre Testamente nur Gültigkeit, inforne sie den praescriptiones cano- 
num entsprechen. 4 * Davon steht aber kein Wort im Artikel. Aber die 
Geistlichen erhalten durch ihn das Recht, unbedingt nach den Kirchen- 
gesetsen su verfügen, „ deren Bestimmungen auch von den gesetzlichen 
Erben, welche den Nachlass derselben ohne letztwillige Anordnung an¬ 
tret en, genau zu beachten sind.“ Das heisst doch wohl nichts als: Die 
Geistlichen dürfen überall frei verfügen und «war nach den Bestimmun¬ 
gen der Kirchengesetse. Thun sie dies, so können diejenigen Personen, 
welche für den Fall des Absterbens ohne Testament durch das Gesets 
sur Erbfolge in den Nachlass gerufen werden, die legitimi heredes, de¬ 
ren Testiment nicht angreifen, müssen vielmehr sich genaa an die Kir- 
chengesetSe' halten. Hierin ist nun offenbar direct das ansgedrückt : 
Hat ein Geistlicher nach den Kirchengesetsen, welche für ihn im Ge¬ 
wissen unbedingt verpflichtend und insoweit civilrechlich anerkannt sind, 
dass eine ihnen gemässe, im Uebngen den» Civilgesetse entsprechende 
Verfügung nicht angefochten werden kann, eine letatwiHige Verfügung 
getroffen, so können die nach dem Gesetse «ur Beanspruchung eines 
Pflichttheils berechtigten Personen das Testament insoweit nicht angrei¬ 
fen, als der Geistliche ganz den Kirchengesetsen gemäss handelte, in¬ 
dem er keinen Pflichtheil hinterliess. Daraus folgt nun, da die Kirchen¬ 
gesetse nur über das vom Geistlichen als solchem, d. h. in Folge von 
seiner kirchlichen Stellang oder mit Besiehung darauf erworbene Ver¬ 
mögen Bestimmungen treffen: 

a) kein Verwandter eines Geistlichen in Oesterreich bann dessen 
Testament desshalb angreifen, weil derselbe überhaupt und in 
den Grensen des Kirchengesetses testirt hat; 

b) kein pflichttheÜsberechtigter Verwandter eines Geistlichen 
(Eltern — Gattin und Kinder hn Falle wo ein Ehemann und 
Vater in den geistlichen Stand eintreten würde) kann dessen 
Testament angreifen, weil ihm in demselben der Pflichttheil 

Hoy*8 Archiv für kath. Kirchenrecht. Uh Band. 20 
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aicht tob dem gansen Vermögen, welches der Geistliche mr 
Zeit des Todes besass, Unterlassen ist; vorausgesetst, dass 
nicht alles Vermögen bonum patrimoniale ist; 

c) Pflicbttheilsberechtigte können nur von demjenigen Vermögen 
eines Geistlichen den Pflichtthefl verlangen, welches nicht kirch¬ 
lichen Ursprungs ist; 

d) Geistliche brauchen bei der Disposition Aber das Vermögen, 
welches nach den Kirchengesetsen als kirchliches Einkommen 
gilt und nach den die Eigentümer moralisch verbindenden Ge- 
setsen entweder der Kirche gans bleiben, oder nur su den in den 
Kirchengesetsen ausdrücklich anerkannten Zwecken vermacht 
werden soll, wenn sie diese Gesetze befolgen, auf Pflichtteils- 
berechtigte keine Rücksicht su nehmen. Denn auch wenn die 
Verwandten arm sind, müssen sie nicht, sondern dürfen nur 
ihnen legiren, genügen aber dem Gesetse, wenn sie su anderen 
guten Zwecken testiren. 

Dass also insofern die Civilgesetse über den Pflichtteil abgeän- 
dert sind, ist offenbar und bedarf keines weiteren Beweises, weil das 
Concordat als späteres (Staats-) Gesets dem früheren derogirt. 

Aber das ist sehr weit verschieden davon, dass die Geistlichen 
auCh nur nach den Kirchengesetsen testiren dürften. Hätte das gesagt 
Werden sollen, so verstände sich die Folgerung in Betreff der gesets- 
lichen Erben so sehr von selbst, dass ihre ausdrückliche Zufügung als 
eine höchst überflüssige und varwirrende Säte müsste angesehen wer¬ 
den. Solches aber ist schwerlich den Redactoren des Concordats su- 
sumatben. Hierfür bildet einen weiteren Grund der vorletste und letste 
Rats des Artikels; denn dieser nimmt ausdrücklich gewisse Ding* von 
dem Verfügungsrecht aus und bestätigt in Betreff gewisser anderer das 
bestehende Recht. Wosu das, wenn die Unfähigkeit mit Geltung an¬ 
ders als nach dem strengen Kirchengesetse su disponiren, hätte Gegen¬ 
stand des Artikels sein sollen T Somit ist die Disposition des Art. XXI. 
in Betreff der Beobachtung der Kirchengesetse auf der einen Seite nur 
als eine Ermahnung, der Ausdruck einer moralischen Verpflichtung an- 
susehen, auf der anderen Seite aber sugleich gesetst, um den Testa¬ 
menten, deren Errichter in treuer und gewissenhafter Erfüllung die¬ 
ser ihrer Pflicht nachkommen, die Gültigkeit und volle Rechtswirkung 
gegen jede Anerkennung su sichern. Geht dies bereits unwiderleglich 
aus Art XXI. selbst hervor, so ergibt es sieh noch aus einer Ver¬ 
gleichung mit den Satsungen des Civilrechts. Denn 

5) nach dem Civilrechte kann ein Testament nur dann als ungil- 
tig angefochten werden, wenn das Gesets die Unmöglichkeit bei Rescis- 
sibilität mit der Versäumung irgend einer Form oder der Nichtachtung 
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«ms RechtssatMS verbindet. Dass non das österreichische Recht die 
Beachtung der Kirehengesetse bei Weltgeistlichen nicht als Bedingung 
der Gültigkeit ihrer Testamente vorschreibt, ist ausgemacht. Ebenso 
ist ausgemaeht, dass nach österreichischem Rechte die Kirche «war ein In¬ 
testaterbrecht in den Nachlass eines (ab intestato verstorbenen) Geist¬ 
lichen, nicht aber ein Pflichttheilsrecht auf dessen Nachlass hat. Sollte 
non der Civilrichter entweder die den Kirchengesetsen suwider errich¬ 
teten Testamente der Geistlichen für ungültig erklären oder der Kirche, 
weil ihre Gesetse nicht beobachtet wurden, aus dem Nachlasse eines 
Geistlichen das aus Kirchengut Erworbene heraus geben; so müsste 
das sicherlieh gesagt sein. Solches ist aber nicht im Entferntesten ge¬ 
schehen. Ergo binden jene Bestimmungen des Art. XXI. des Concor- 
dats nur im Gewissen, nicht aber in foro civili; der Civilrichter hat 
sich nur an die bestehenden Staatsgesetse su halten. 

Anders im Falle der Uebergehung eines Pflichttheilsberechtigten. 
Nicht pflichttheilsberechtigte Verwandte können überhaupt ein Testament 
nur im Falle der Ungültigkeit wegen eines civilgesetslichen Mangels in 
der Person oder Form angreifen, pflichttheilsberechtigte auch im Falle 
sie im Pflichttbeile entweder verkürst oder mit Unrecht enterbt oder 
übergangen sind. Da nun das österreichische Civilgesets die Kirchen- 
gesetse nicht anerkannte, so bedurfte es nothwendig einer ausdrück¬ 
lichen Anerkennung nur unbedingten Berechtigung der Verfügung nach 
denselben, um die Folgen der Verletsung des Pflichttheils u. s. f. su 
vermeiden. Diese ausdrückliche Anerkennung liegt nun, wie geseigt, 
im Art. XXL vor , und hat desshalb insoweit aüch civüe Kraft. So findet 
der Art. XRL und XXI. seine ungeswungene, der geschichtlichen Ent¬ 
wickelung und dem Rechtssustande Oesterreichs genau entsprechende 
Erklärung. 

Die Studien über das österr. Concordat Wien 1856, S. 165 ig. 
sprechen sieh nicht deutlich aus, und besiehen den Zusats mit den ge- 
setf liehen Erben auf die Intestaterbfolge. Das halte ich 1} aus sprach¬ 
lichen Gründen für irrig. Denn wenn es heissen sollte: „Die Bestim¬ 
mungen der Kirehengesetse müssen auch bei dem Ableben ab intestato 
von den gesetslichen Erben respectirt werden,“ so hätte man dies 
schwerlich als Relativsats in einen Sats |nnd Artikel eingeschoben, in 
welchem nur von dem Testiren die Rede ist, und hätte nicht successuris 
sondern succedentibus gesagt; 2) aus sachlichen Rücksichten. Denn 
ab intestato hat ja die Kirche ein Recht in den Nachlass der Benefi- 
ciaten, welches wohl überall grösser ist, als im Falle die Interpretation 
der Studien richtig wäre, derselben hier beigelegt würde. 

Schliesslich glaube ich, dass die hier gegebene Erörterung auch 
der Anschauung gemäss ist, welche der versammelte Episcopat Oester- 

20 * 



reichs Im Frühjahre 1856 so Wien mit den Worten ausgesprochen hat: 
„Quum bona ecclesiastica vota sint fidelüim, Ecclesiae pauperumque 
necessitatibus debentur, quae post vitae sustentationem statui congruam 
ex beneficii ecclesiastici fructibus supersint. De gravissima hac obli- 
gatione in conciiiis provincialibus monebuntur, quicunque beneficia eccle¬ 
siastica possident, ut eam et in actibus inter vivos et in testamentis 
condendis sancte adimpleant.“ Denn hier ist so deutlich der religiöse 
Charakter dieser kirchlichen Verpflichtung festgehalten, dass es keines 
Wortes mehr bedarf. 

Herr v. Moy schlägt nun als Mittel vor, ähnlich wie dies in Un¬ 
garn Ton dem Cardinal-Ersbischof von Gran und Primas durch Statut 
vom 24. Juni 1857 bereits geschehen ist, auf den nächsten Provincial- 
concilien su bestimmen, wie viel jeder Beneficiat einer bestimmten Classe 
su hinterlassen habe. Auch ich glaube, dass dies das beste ist. Denn 
abgesehen davon, dass schwerlich der Staat die Kirchengesetse unbe¬ 
dingt anerkennen wird, dass im Concordate, wie gezeigt, nicht daran 
gedacht wurde, jene Gewissenspflicht su einer Rechtspflieht su stempeln, 
dass dies auch nur im beschränktesten Umfange überhaupt jemals der 
Fall gewesen ist, dass eine solche äussere Rechtspflicht in manchen 
Fällen sur Härte werden konnte, weil man dann consequenterweise 
stets den Beweis verlangen müsste, dass auch wirklich der Fall der 
Ausnahme von dem Kirchengesetse vorliege, dass endlich überhaupt der 
Unterschied des für den Clerus und die Laien geltenden Civilreclrts 
verschwunden ist, so würde meines Erachtens eine rechtliche Verpflich¬ 
tung sur Beobachtung der Kirchengesetse nichts nütsen. Denn folgende 
Fälle sind denkbar: Der Beneficiat ist ein kircklich gesinnter Mann, 
oder nicht, hat arme Verwandte, arme Freunde oder nicht. Ist er kirch¬ 
lich gesinnt, so genügt der Hinweis auf seine moralische Verbindlich¬ 
keit. Diese wird ihn veranlassen, neben armen oder unbemittelten Ver¬ 
wandten u. s. f. auch die Kirche, und die sonstigen Armen, vfenn er 
so viel hat, so bedenken. Ist er nicht kirchlich gesinnt, so wird er 
schon bei Lebseiten seine Einnahme durchsuschlagen wissen, und so 
dafür sorgen, dass sur Todesseit eher nominell Schulden als Vermögen 
vorhanden ist. Ein grosser Erfolg wäre von der civilen Geltung der 
alten Kirchengesetse heutigen Tags nicht mehr su erwarten, wofern 
man nicht das undurchführbare und schädliche Verbot damit verbände, 
dass der Geistliche mit rechtlicher Wirkung auch inter vivos nur ad 
piam causam solle verfügen können. Somit scheint durch ein Proviü- 
cialstatut, welches dem Geistlichen vorschreibt, eine bestimmte Summe 
je nach der Beschaffenheit seines Einkommens su legiren, am Besten 
abgeholfen werden su können. Dass aber ein solches, um civile Folgen 
su haben, gewissermassen ein Recht auf eine gesetsUche Portion sq 
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geben, für deren Abführung die Staatsbehörden von Amtswegen Sorge 
xn tragen haben, auch vom Staate sanctionirt sein müsse, liegt auf der 
Hand. Ein solches Statut setze dann a) nach dem Ertrage b) den An¬ 
forderungen an den Beneficiaten, c) der Zeit, durch welche Jemand 
dasselbe oder überhaupt ein Benefieium inne hatte, eine Summe so be¬ 
stimmten Zwecken fest, die Jeder gegen die Freiheit, über den Rest 
gewissenhaft testiren zu dürfen, hinterlassen mUsse; um Ausnahmen 
machen su können, lasse man die Giltigkeit des Testaments von der 
bischöflichen Bestätigung abhängen. Es wird dies in den meisten Fällen 
ausreichen, weil nach allgemeiner Erfahrung Jeder nicht gerne Alles 
weggibt, so lange er noch selbst davon geniessen kann. Uebrigens 
würde ein radikales Mittel nur das sein, jedem Beneficiaten nach einem 
bestimmten Masstabe eine jährliche Abgabe aufzulegen unter staatlicher 
Anerkennung, dann aber ihn frei verfügen su lassen. Ein solches aber 
hielte ich für sehr schädlich, weil es nicht im kirchlichen Geiste ist, 
dass Alle unbedingt gleich viel haben müssen, weil man dann zwar 
den gewöhnlichen Naturen die Mittel abschneidet, gewissenslos su han¬ 
deln, aber auch den edleren die Möglichkeit nimmt, Gutes über ihre 
Pflicht hinaus su thun, für Wissenschaften und andere gute Zwecke su 
sorgen. 

Was die Form der Testamente betrifft, so braucht wohl kaum naeh 
dem Gesagten hervorgehoben su werden, dass nach Art. XIII. des Con¬ 
corde ts es sieh von selbst versteht,, dass die für die Gültigkeit eines 
Testaments rücksichtlich der Form aufgestellten Bedingungen des Civil- 
rechts unbedingt sur Anwendung kommen. Zwar hat man auch im 
Art. XXI. die Anerkennung angeblicher canonischer Formen für Testa¬ 
mente finden wollen. Es bedarf aber keines Wortes, um eine solche 
Interpretation su widerlegen, umsomehr, als die Bestimmungen des 
oänonischen Rechts rücksichtlich dieses Punktes gans -andere Verhält¬ 
nisse im Auge hatten, und es sich von selbst versteht, dass jetst die 
Civilgewalt su bestimmen hat, tote ein Testament errichtet werden 
müsse, aber auch einleuohtet, dass Art. XXI. für den Clerus keine Aus¬ 
nahme macht. 

Zum Schlüsse möge mit einem Worte * angedeutet werden, dass 
Art. XXI. selhstredend nicht den Ordensgeistlichen das Dispositionsrecht 
auf den Todesfall einräomen wollte. Denn 1) sind diese auch nach 
Österreichischem Rechte (allg. b. G. B. §. 573) in der Regel unfähig, 
ein Testament zu errichten, 2) erkennt Art. XXVIII. die Ordensstatuten 
ausdrücklich an, würde somit für die gegentheilige Annahme mit Art. 
XXI. im unlösbaren Widerspruche stehen, 3) ist jeder Profess unfähig, 
Eigenthum zu besitzen. Solches kann er nur im Namen seines Ordens 
u. s. w. haben. Eine Befugniss zum Testiren höbe folglich die 
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Eigenthomsbesohränkung auf. Hiermit wäre aber eine der wichtigsten 
Grandlagen des Ordenswesens gefallen, ja dieses in seinem heutigen 
Rechtsbestande vernichtet. Dass dieses nicht im Art. XXL beabsichtigt 
ist, versteht sich von selbst. — 

Inwieferne es aber für die Ordenspersonen Aufnahmen nach dem 
Civilrechte gibt, and ob diese auch jetat noch als bestehend angenom¬ 
men werden können, soll Gegenstand einer späteren Erörterung sein, 
welche folgen wird, sobald die über das Intestaterbrecht der Kirche 
gedruckt ist. 

Anmerkung der Redaction. 

Wir sind, and alle unsere Leser werden es mit ans sein, dem 
Herrn Verfasser für diese scharfsinnige and seiner Gewohnheit gemäss, 
den Gegenstand nach allen Seiten beleuchtende Erörterung, äusserst 
dankbar. Indessen hat dieselbe unsere Bedenken gegen seine Auslegung 
des Art. XXI. doch nicht gana an beschwichtigen vermocht and swar 
aas folgenden Gründen, die wir hier nar andeuten wollen: 1) Dis 
beschränkte Testirungsfreiheit, welche der Herr Verfasser für die Geist¬ 
lichen in Anspruch nimmt, ist vom Conciliom von Trient als ein Miss« 
brauch beaeichnet worden and es ist nicht anzunehmen, dass der apo¬ 
stolische Stahl sie im Art. XXI. des Concordats stillschweigend habe 
anerkennen and sanctioniren wollen. 2) Es ist dies am so weniger 
anzunehmen, als besagter Artikel die Testirongsfreiheit für die Geist¬ 
lichen nar juxta sacros canones,- nach Massgabe der hL Canones, sti- 
pulirt. 3} Der Herr Verfasser folgert zwar aas Art. XIII. des Con¬ 
cordats, welcher die Erbschaftssachen der Geistlichen als weltliche Sa¬ 
chen an die weltlichen Gerichte verweiset, dass dieselben auch nnr 
nach den weltlichen Gesetnen za beurtheilen seien; allein er widerlegt 
diese seine Folgerung selbst am besten dadurch, dass er naehweis’t, 
wie die weltlichen Gerichte die auf das bürgerliche Recht gestützten 
Ansprüche der Püichttheilsbereehtigten nach dem eanoniechen Rechte 
zarückzaweisen hätten. 4) Er glaabt zwar diese Geltung der canonischen 
Bestimmungen in foro civili nar in ihrer Richtung gegen die Pflicht- 
theilsberechtigten anerkennen za müssen, die Hinweisung aaf die sacros 
canones aasserdem aber nur als für das Gewissen der Geistlichen gel¬ 
tend betrachten zu dürfen; allein diese Unterscheidung findet in der 
Fassung des Artikels selbst durchaus keinen Anhaltspunkt. Diese spricht 
vielmehr geradezu dagegen; denn die Worte: viris ecclesiasticis Omnibus 
liberum erit, de his, quae mortis tempore relictari Bant, disponere juxta 
sacros canones, quorum praescriptiones et a legitimis eorum heredibus 
ab intestato snccesgnris diligenter observandae erant, lassen durch¬ 
aas keine andere Deutung zu, als die, dass sowohl die Geistlichen in 



ftnn letstwilligea Verfügungen, als auch deren gssstnliehe Erben in 
ihren Intestaterbansprüchen sich genau nach den Best immungen der heil. 
Canonet u richten haben. Unter diesen Bestimmungen können keine 
anderen gemeint sein als diejenigen, welche die Kirche entweder in 
ihren alten Gesetsen aufgestellt hat , oder durch die Provineialooacilien 
u. s. w. aufstellen wird. Mithin werden nach diesen sowohl die Testa¬ 
mente der Geistlichen als die Intestaterbrechte ihrer gesetzlichen Erben 
von den weltlichen Gerichten su beurtheilen sein. Es ist dies durch¬ 
aus kein Aufgeben und Durcheinanderwerfen des Standpunktes, den 
nach dem Österreichischen Concordate Kirche und Staat su einander 
einnehmen, vielmehr diesem Standpunkte vollkommen gemäss und con- 
sequent; denn dieser Standpunkt ist durchaus der, dass der Staat, wie 
in Ehesachen, so auch in anderen, namentlich die Disciplin der Geist* 
Heben betreffenden Angelegenheiten durch seine Gerichte und seine po¬ 
litischen Behörden dasjenige aufrecht hält und sur Vollsiehong bringt, 
was die Kirehe innerhalb ihrer Competens durch ihre Canones festge¬ 
setzt hat. 

Wir beschränken uns auf diese Bemerkungen und überlassen dem 
Leser die Entscheidung. 


lieber Ersitzung als ursprünglichen Erwerbe¬ 
grund des Patronatsrechtes* 

Den Erwerb des Patronatsrechtes durch Ersitzung, usucapio, 1 ) 
lässt das neue (c. 11, jurepatronatus 3. 38, c. 1, de praescriptionibus 
in VI. 2, 13.) wie das neueste (Cone. Trid. Sess. XXV. cap. 9. de 
Ref.) Kirchen recht su. Jene Rrsitmmg, durch welche ein noch nicht 
bestehendes Patronatsrecht erworben, oder ursprünglich über eine freie 
Kirche gewonnen wird, nennt man die constilutive (acquisitive) Er- 
sitsung. 

Es frägt sich: welche sind die durch das Recht festgesetzten Er¬ 
fordernisse »um Erwerb des Patronatsrechtes kraft dieser constitutwen 
Ersitzung * 

Ich mache diese Frage nun Vorwurfe einer besonderen Erörterung, 
weil auch in neuester Zeit bedeutende Gelehrte in Beantwortung der- 


>) MH Rücksicht auf fr. S, D. 41. definirt dieselbe Reifenthiel in 1. 1L Ut. 2ft* 
$. 1. u. •: Usuoepio est causa acfulsltionts domioil per eosttnuatioueia pos- 
sssstouis temporis lege dcDattL 



selben von entgegengesetzten brächten ausgagangen und daher *iieb *u 
einein entgegengesetzten Resultate gekommen sind. 

Welche sind die Erfordernisse, welche das Decretalenrecht an die 
oonslitutive Ersitzung des Patronatsrechtes stellt? 

Nach derselben wird das Patrönatsrecbt Qber eine freie Kirche 
durch Ersitzung (Verjährung, praeseriptio) erworben, wenn der Quasi- 
Besitz O desselben (c. 3. de causa possessionis 2, 12.) in bonafide^ 2 ) 
aus einem rechtmässsigen Titel 3 ) durch einen ununterbrochenen Zeit-: 
raum von vierzig Jahren gedauert hat, (c. 8. de praescript., e. 2. eodem 
in VI.), oder wenn der Quasibesitz in bona fide durch unvordenkliche 
Zeit gewahrt hat. 4 ) 

Es frägt sich nun weiter: Hat das neueste durch das Concil von 
Trient constituirte Recht diese vorgenannten Bestimmungen des edleren 
Rechtes über ursprüngliche Ersitzung des Patron&tarechtes nach ihrem 
ganzen Umfange bestätigt? 

In Beantwortung <Heser Frage gehen eben selbst in neuester Zeit 
die Ansichten der Kirchenrechtsgelehrten auseinander; denn wahrend die 
Einen 5 ) behaupten: das Concil von Trient Sess. XXV. cap. 9. de Ref. 


*) Das Recht spricht hier von quasi-possessio, weil Rechte als unkörperiiehe 
Sachen nicht eigentlich, sondern nur uneigentlich oder gleichsam besessen 
werden können. S. die Glossa zur angef. Deoretale Quasipossessio . 

*) o. 5. 20. de praescription. (2, 26.), c. 1. eodem in VI. (2, 13.) Boria fides 
est proba existimatio seit credulitas, qua quis prudenter sibi persuadet, rem 
quam possidet esse suam: Reiffenstuel 1. c. §. 3, n. 57. 

3 ) c. 17. de praescript. (2, 20.), c. 1. eodem in VI. (2, 13.) Titulus , quantum 
ad propositum, est causa ex re habilis ad transferendum dominium, vel usu- 
capiendi conditionem praebens. Idem ibid §. 5. n. 127. 

4 ) c. 1. de praescript in VI. (2,13.) Licet ei, qui rem praescribit ecclesiasticam, 
si sibi non est oontrarium jus commune, vel contra eum praesumptio non ha- 
beatur, spfficiat bona fides: ubi tarnen est ei jus commune contrarium vel 
habetur praesumptio contra ipsum, bona fides non sufficit^ sed est necessarius 
titulus, qui possessori causam tribuat praesoribendi: Nisi lanti lemporis aüe- 
getur praeseriptio , cujus contrarii memoria non existit , d. h. wer seinen 
Ansprach auf unvordenkliche Ersitzung stützet, der bedarf zum Erwerbe des 
Patronatsrechtes nebst der bona fides nicht eines titulus, qui ei causam tribuat 
praescribendi. Denn ein ununterbrochener Quasibesitz durch unvordenkliche 
Zeit vertritt die Stelle des Titulus , und begründet die Rechtsvermuthung, dass 
das Patronatsrecht rechtmässig erworben wurde; wie Reiffenstuel 1. c. $. 5. 
n. 144 lehrt: Ipsa temporis immemorialis continuata possessio est instar tituli, 
imo qua non potfest aliegari melior titulus de toto mundo, ut loquitur Fag- 
nanus in c. Cum apostolica n. 6. De his quae punt a praeiatls post JRotam 
decis. 612. n. 2. part. 4. Divers, et decis. 150. n. 4. part. 5. Reoent. 

5 ) Ich penne Devoti instit. can. 1. I. tit. 5. Sect. 4. Sr 54. Ed. üapdae 146. L 
297.} Richter P Lehrb. des Kirchenrechts. Leipzig 1853.§. 142, besonders Note 
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habe ausschliesslich nur die unvordenkliche Ersitzung als ursprünglichen, 
Erwerbsgrund de* Patronatsrechtes erklärt, — vertreten Andere *) die- 
Ansicht: Das Tridentinom habe alle diesen Gegenstand betreffenden 
Bestimmungen des Decretalenrechtes anerkannt, also dass , auch nach 
dem tridentinischen Rechte das Patronatsrecht ursprünglich aus Ersit¬ 
zung erworben werde entweder 1) durch einen Quasibesitz aus einem 
rechtmässigen. Titel ■ in einer Zeit von 40 Jahren, oder 2) ohne einen 
solchen Titel durch einen Quasibesitz von unvordenklicher Zeit. 

Hält mpn diese Ansichten zusammen, so ergibt sich, dass die Di¬ 
vergenz derselben blos die Frage betrifft, ob die Bestimmung des De¬ 
cretalenrechtes, dass das Patronatsrecht aus Ersitzung durch einen 40- 
jährigen Quasibesitz aus einem rechtmässigen Titel erworben werde, 
durch das JDecret von Trient Sess. XXV. cap. 9. de Ref. aufgehoben sei. 

Die Vertheidiger der ersten Ansicht bejahen diese Frage, jene der 
zweiten, verneinen sie. 

Ich stelle mich in die Reihe der Ersteen; denn . meines Erachtens 
ist es eine ganz unbestreitbare Wahrheit, dass das Tridentinum als 
ursprünglichen Ertcerbsgrund des Patronatrechtes blos einen unvordenk¬ 
lichen Quasibesitz, gelten lasse, und dass der als solcher vom älteren 
Rechte anerkannte 40jährige Quasibesitz aus einem justus titulus vom 
Tridentinum ajbrogirt worden sei. 

Diese Ansicht wird von der grossen Mehrzahl der alten Canonisten 
festgehalten; da sie von den neuen und neuesten Vertretern demselben 
gar nicht,; oder nur ungenügend (wie von Schilling ) begründet ist, so 
halte ich es, für gerechtfertigt, wenn ich es unternehme hier die Gründe^ 
auf denen der von mir aufgestellte Satz beruhet, darzulegen. 

1) Das Decret des Coneils von Trient Sess. cap. 9. de Ref. ist 
zur Aufrechthaltung der Freiheit der Kirchen und Kirchenpfründen ge¬ 
geben worden. • Durch das Patronat kommen nämlich die denselben unter- 


8. S. 277.; Permaneder , Hdb. des Kirchenrechts §. 408. I. 558.; vorzüglich 
aber Schilling , der kirchl. Patronat nach canon. Rechte. Leipzig. 1854. $. 8. 
S. 12 fg. und nach ihm GerlaCh , das Präsentationsrecht auf Pfarreien. Regensb. 
1855. $. 33. S. 73, fg. 

*) Lippert , Versuch einer’Entwickelung der Lehre vom Patronatrechte. Giessen 
1829. S. 71.; Walter , Lehrb. des Kirchenrechtes. $. 230.; Belfert, Hdb. 
des Kirohenrechts. Prag 1846 $. 89. S. 134.; Schulte, System des allgem. 
kath. Kirchenrechts. Giessen 1856. 8. 686 fg., welcher allein Gründe für die 
von ihm vertretene Ansicht beigebracht hat. — Eine ganz besondere Ansicht 
spricht Rosshirt, canonischeS Recht. Schaffhausen 1857. S. 443. aus: „Der 
Lato könne das Patronatsrecht nicht durch die praescriptlo definlta, sondern 
mir durch die unvordenkliche Verjährung erwürben, der Geistliche aber auch 
in"Folge einer Verjährung von 40 Jahren**'- aber ohne Belege, 
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worfelten Kirchen and Benedeien in Abhängigkeit, aervitua, and ihre 
Freiheit geht verloren. Wenn non des Patronat nieht ausschliesslich 
durch wirkliche Setsang jener Thatsache, welche das Hecht fordert, er¬ 
worben werden kann, sondern aas einem nur vermeintlicken oder colö- 
rirten Titel, die Verbindung mit einem längeren Besits (wie dies bei 1 
der 40jährigen Ersitsang oder der praescriptio definite der Fall ist), so 
laufen freie Kirchen und Kirohenpfrflnden grosse Gefahr, in Knecht¬ 
schaft so gerathen. 

Solcher Gefahr und solchem Uebelstande, (der im älteren Rechte 
wnrselte), sagt das Tridentinam Eingangs seines Decretes, muss ge¬ 
steuert werden: Sicuti legitima patronatuumjura tollere piasque fideliam 
volantates in eorum institutione violare aequum non est, sic etiam, ul 
hoc colore benefieia ecclesiastica in aervitutem , quod a multis impudenter 
fit, redigantur, non est permittendum. 

2) Der Zweck des tridentinisehen Decretes verlangte daher die Ab¬ 
rogation der sogenannten praescriptio sea asucapio definita, welche das 
Decretalenrecht (c. 11. de jure patronatos 3. 38., c. 8. de praescrip- 
tion. 2. 26., o. 1. 2. eodem in VI. 2. 13.) als Erwerbungsgrand des 
Patronatsreohtes aufgestellt hatte; denn der nebst bona fides und einem 
40jährigen Besitse geforderte necessarins titulos ist kein in Wahrheit 
and Wirklichkeit bestehender Erwerbstitel (keine wirklich geschehene 
fundatio vel dotatio), sondern nar ein vermeintlicher oder coiorirter 
Titel. 1 ) 

Wenn daher Schilling a. a. 0. Note 51. schreibt: „Es ist ein Irr- 
thom der neueren Rechtslehrer, wenn sie, ohne nähere Prüfung des vor¬ 
liegenden Verhältnisses, sur constitutiven Veijährang des Patronats¬ 
rechtes den Zeitraum von vierzig Jahren für ausreichend erachten, 
dafern der Vetjährende einen justus titulus für sich habe. Ein solcher 
kann aber, wohl erwogen, in Besag auf die Verjährung eines Patronats¬ 
rechtes, welches noch nicht existirt hat, gar nicht gedacht werden, 
denn wenn man denselben in der erfolgten Stiftung suchen wollte, so 
wäre das Patronatsrecht schon begründet und es bedürfte, damit es er¬ 
worben werden könnte, nicht erst der Veijährang; so hat er voHkom- 


*) Justus titulus trcnsfert rel dominium, si »imul tat vsrus, atqoe a parte rei 
subsistans. Si est putativu» tantum, qui scilioet justo error« putatur legitimus, 
quamvis ex aliqua occulta causa talls non slt, non transfert rei dominium. 
Siquidem, ut notat Glossa in c. Si diligenti de praeseript., ad praescriptio- 
nem non requiritur justus titulus, qui in veritate sit talls, seu per quem 
transferatur dominium: sed sufficit putativus «ire ut alii loquuntur coloratus 
vel praesumptus. Et talls titulus pro tanto dicitur justus, quia conourrente 
bona fide possidentis dat causam praescribendi, licet in veritate non eit teils 
aUoquin enim null« opus foret praeecriptione. Reiffsnstuel .J, c, $. 5. n. IM. 
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in RmH, dm der war GsUcopion «Meriiehe Titel ist ebefa Mi 
yerus titolas, welchen das Tridentinam Sees. XXV. eap. 9. de Bef. suf 
Begründung eines noch nicht bestehenden Patronatareebtes aber eine 
freie Kirche verlaagt,*) sondern nur ein putativus gen coloratus. 

3} Diesem Zwecke gemäss abrogirte daher das Tridentinam die 
asaeapio definita als orsprttnglieben Erwerbegrand des Patronatsrechtes, 
indem es deeretirte: Ut igitur debita in omnibas ratio observetur, 
deeerntt saneta synodos, nt titolas jaris patronatas sit ex fandatlone 
tel dotatione, qal ex aathentico docamento et aliis jure reqaishis osten- 
datur; sive etiam ex moitiplicatis praesentationibas per antiquissimam 
temporfs carsam, qui hominam memoriem excedat, aliasve secundum 
jaris dispositionem; d. b., es solle das Patronatsrecht Ober eine freie 
Kirche blot aut einem doppelten Grunde erworben werden können, 
nämlich entweder aut der wirklich getchekenen, rechtskräftig bewiesenen 
Stiftung, oder ans der unvordenklichen Ersitzung, welche durch wieder¬ 
holte seit unvordenklicher Zeit ununterbrochen geschehene Präsentationen 
bewiesen wird. 

Dass hier das Tridentinam dis fortan gelten sollenden ursprüng¬ 
lichen Erwerbsprände des Patronatsrechtes ausgesprochen habe, lehren 
Ae Worte: titulue jurit patronatus eit es; und dass es nur den ge¬ 
nannten doppelten Erwerbsgrund aufjgeetellt habe, lehren die Worte: 
Titolas jaris patronatus eit es fundatione veldotatione, qui ex authen- 
tko etc.; sive es multipUcatü praesentatiombus eie. 

Dass aber der hier angegebene Sinn des tridentinischen Decretes 
der wahre sei, dafür mache ich keineswegs meine Privatinterpretation 
geltend, (denn eine solche ist durch P. Pint IV. in seiner Bulle Be~ 
nedictue Deut 7. Kal. Febr. 1564 verworfen} sondern das ist durch 
di o -authentische Erklärung der Condltcongregation ausser Streit gesetst, 
welche lautet: S. Cong. Conc. super dicto cap. 9, ibi. Ex fundatione 
vel dotatione etc. sive etiam ex moitiplicatis praesentationibus etc. Con- 
gregatio censuit: haec verba accipienda esse disjanctive; nam soffieit 
alttrotrum probare, scilieet, vel titulom ex aathentico docamento, stve 
multiplicatas praesentationes, ut in Cong. die 4. Febr. 1581. 

4} Dadurch, dass das Concil von Trient bestimmte, es habe fortau 
nur die unvordenkliche Ersitsung als ursprünglicher Erwerbsgrund des 
Patronatsrechtes su gelten, ist ipso facto die im älteren Rechte (siehe 


4 ) Dass das Tridentinam das Vorhandensein eines veras titulns im Gegensätze 
zum putativus s. coloratus verlange, spricht dasselbe nicht nar in den Worten 
ans: titulos Juris patronatus sit ex fundatione v. dotatione, qui ex aathentico 
docamento etc. ostendatur, sondern auch in dem folgenden Absätze: In iia 
rero personis, mit den ausdrücklichen Worten, ad docendum verum fttahua. 



oWi Nr. 2.) begründete usuCapio deflnita von 40 Jahren abrogirt und- 
damit auch die fernere Geltang eines blos vorgeblichen cdorirteü Titels; 
denn die unvordenkliche Ersitzung vertritt die Stäle des wahren, vom 
Rechte allein anerkannten Titels oder Erwerbungsgrundes eines noch 
nicht bestehenden Patronates, nämlich der . wirklich geschehenen Stiftung 
wieder nach, dm* ausdrücklichen Erklärung der Congregation des Concils 
in, folgender Entscheidung: S. C. C. censuit: Jus.patronatus ex solis 
praesenlatiombus continuis ultra hominum memoriam, probatur ex fun~, 
datione vel dotatione, licet, in eis null« facta fuerit mentio defandatione 
aut dotatione. 

Aber auch ausdrücklich sind durch das Decret Sess» XXV. cap. 9. 
de Bef. alle Patronate abgeschafft, die auf dem Quasibesitx, d. h. auf 
der praescriptio definita beruhen; denn das Concil sagt sehr bestimmt: 
Reliqui patronatus omnes etc. et privilegia concessa tarn in vhn patro- 
natus etc., in totum prorsus abrogata et irrita cum quasi"possessio*ie 
inde secuta intelligantur. 

Auch diese Worte des Concils sind authentisch in dem angegebenen 
iSkme interpretirt worden. Pprrhus Corradus in seiner Praxis bene- 
ficiaria 1. IV. cap. 4. n. 36. (Ed. . Coloniae Jgripp. 1679. fol./p. 31.) 
schreibt : Jus patronatus ex-, privilegio est sublatum sicut illud ex- 
praeseripÜone eompetens; Seraphin. decis. 1395. Paris. de conüd. qu. 
28. n. 239 et 240. Gons, ad regul. 8. glos. rursus et num, seq.et 
alias S. Congregatio ejusdem Concilii ita dedaravit, videlieet* An patro¬ 
natus ex privilegio censeri debeant sublati? Et Cong. die 14. Dec. 1581 et 
1586 censuit esse ablatos patronatus ex privilegio, non autem ex fanda- 
tione et dotatione; et in una Comen. Juris patronatus 8. Jon. 1601. 
coram eodem Seraphino fuit resolntum, jus patronatus ex privilegio esse 
revocatum per Concil. Sess. XXV. cap. 9. in totum, etiam cum quasi 
possessione inde sequuta. 

5. Wer also fortan das von ihm über eine freie Kirche erworbene 
Patronatsrecht behaupten will, hat entweder die wirklich von ihm ge¬ 
schehene Stiftung zu erweisen, oder multiplicatas praesentationes per 
antiquissimum temporis carsuni, qui hominum momoriam exeedat. 

Einen Nachweis des durch blosse 40 Jahre ausgeübten Präsen¬ 
tationsrechtes zur ursprünglichen Erwerbung des Präsentationsrechtes 
lüjfst das Coficil von Trient nicht mehr gelten , wie wieder die Con- 
gregation des Concils ausdrücklich erklärt hat: An si quis probaverit, 
se per 40 annos praesentasse, et in possessione seu quasi praesentandi 
fuisse, admitti debeat ad praesentandum, non obstante decreto Concilii 
hoc cap. cum alias titulus praesentationis 40 annorum esse videatur, et 
praedicto decreto conformis, ibi, aliasve secundum juris dispositionem ? 
condosum est, Congregationem censuisse, non debere admitti; nec ob- 



stallt illa verba, aUasve seeundum juris dispositionem: quia Congregatlo 
intelligit, ot non respiciant tempus de qao jam ex presse supra disposuit, 
et voluit esae immemoriale, sed respiciant alias clausulas, et alios modos 
qnibus secundum jus vetus probari poterat jas patronatas: sed qaod ad 
tempus adtinet, illud praecise et semper debeat esse immemoriale, nec 
sufficiant 40 anni, etiam si alias jure veteri sufficiant, nt in persona 
ecclesiastica, secundom Lambert, de jorepat. 

6} Da demnach diese unzweideutigen aathentischen Erklärungen 
über das Decret des Concils von Trient Sess. XXV. cap. 9. de Ref. 
voriiegen, so ist es keine Streitfrage mehr, sondern ein festgestellter 
and aasgemachter Rechtssatz: die unvordenkliche Ersitzung (Verjährung) 
allein ist nach dem neuesten Rechte Erwerbungsgrund eines noch nicht 
bestehenden Patronatsrechtes. 

Sind aber auch die von mir beigebrachten Declarationen der S. 
Congregatlo Coneiiii Tridentini Interpretern! echtt Ich finde dieselben 
bei Qareide Tractatus de Beneficiis, Pars V. cap. 9. num. 141. Lagdoni 
1701; fol. Tom. I. p. 525 etc. so wie bei Pyrrhus Corradus am oben 
genannten Orte num. 39.; dieselben werden ferner von Fagnanus an¬ 
geführt, aus welchem Giraldi in seiner Expositio Juris Pontificii juxta 
recentiorem Ecclesia« disciplinam. Romas 1829. Pars I. p. 391 einige 
mittheilt. Ich halte diese Canonisten für ganz verlässige Gewährsmän¬ 
ner der Aechtfaeit der von ihnen angeführten Declarationen aber das 
Decret des Concils von Trient Sess. XXV. cap. 9. de Ref.; denn Pros¬ 
per Fagnanus war Secretär der Congregation des Concils, Corradi Beamter 
der Curie, und Giraldi päpstlicher Examinator des römischen Clerus, 
die sich auf’s Unmittelbarste von der Aeehtheit der in Frage stehenden 
Declarationen vergewissern konnten. 

Es schien mir eine ganz unglaubliche Sache, dass über das so 
ausserordentlich wichtige' Decret des tridentinischen Concils Sess. XXV. 
cap. *9. de Ref. von der Congregation des Conefls keine Erklärung 
sollte gegeben worden sein. Da ich aber eine solche Erklärung weder 
in der Leipziger Ausgabe des Tridentinum von Richter und Schulte , 
noch im Thesaurus Resolutionum S. Congregationis Coneiiii fand, so 
musste ich nur zu den älteren Canonisten meine Zuflucht nehmen, bei 
denen ich auch fand, was ich suchte. 

Es sind aber Uber das besagte Decret nicht weniger als vierzehn 
Entscheidungen der Congregation des Concils erflossen, und da dieselben 
vielen Freunden des Archivs nicht unerwünscht, die Autoren, bei denen 
sie sich finden, aber nicht zur Hand sein dürften, so theile ich den 
Wortlaut derselben hier mit. 

Ex S. Congregatione Coneiiii plures emanarunt super dfeto cap. 9. 
Sess. XXV. deelarationes, et quidem 
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Prima. IM *— Kx fundatione vel dotatione ete. aive «(tarn ex mul- 
tiplicatis praesentationibus et«. Congregatio censuit, haee verba aeeipienda 
eise disjunctive; nam soffleit alterutrum probare, seilket, vd titulom ex 
authentico documento, sive moltiplieatas praeseatationes, nt In Congre- 
gatioue die 4. Februarii 1581. 

Seeunda. Jas petroaatns, quod probatum est solo documento fun- 
dationis etc. absque aliqua praesentatlone non tollUor a Concilio (vide do- 
<Mk«em Rotae 2. de praebendis in novis), nisi tantum tempos prae- 
terbset, quantum jare requiritar ad praescribendam Ecdesiae libertatem. 

Tertia. Proposito dubio, an asserenti, sibi competere jus patrona- 
tus ex dotatione sive fundatione, necesse sit ipsum docomentum dota- 
tionis seu fandationis exhibere, an vero satis sit, si nna ent altera 
praesentatione de anno 1554 et 1561, qoae effeetom aortitae foerint, 
ostendatur, eaunciotum fuisse, competere sibi jus patronatus ex dotatione 
vel fundatione? Die 26. Januarii 1581 respensum est: non eoee satis. 

Quarta. Jus patronatus ex solis praesentationibus continuis ultra 
hominum memoriam probatur ex fundatione vel dotatione, licet in eps 
nnlla facta fuerit mentio de fundatione mit dotatione. 

Quinta. Congregatio censuit Barones et alios Dominos jurisdietio- 
«em perpetuam habentes, comprebendi hoc decreto versic. in hie vero 
persenis. 

Septa. Ui, authenticis seripturis probentur. Congregatio Coneüji 
Omnium eonsensu censuit» requiri pro forma, ut probatio flat autboaticts 
scripturis, et constBuendwn esse regulam, quod probatio per testCS non 
suffleiat 

Reptima. An ecp, 9. 8ess. 25. in ea parte, in qua requirit pleniS'- 
rem et exactiorem probationem patronatus in iis porsonis seu eomoiust- 
tatibns, in quibus usnrpatio plerumque praesumitur, nec iis immemora- 
bilis temporis probatio aliter suffragatur, nisi praesentationes etiam eon- 
tinaatae non minori quam 50 annorum epatio, quae omnes effectgpi aor- 
tHae fuerint, authenticis scripturis probentur, requirat pro forma, quod 
probatio fiat per anthenticas seripturas, ita ut probatio per testes regu- 
lariter exoludatur? Congregatio censuit probationem debere fieri per 
anthenticas seripturas, ita ut probatio per testes reguJaritor exclndatur. 
Hier. Card. Matthaeus. 

Octava. Congregatio censuit, ut ad conficiendam immemorialem 
coneurraat anni elapsi usque ad tempos (terminum) controversiae motae, 
et non tempus usque ad publicatlonem Conoilü tantum attendendum sit. 

Nona. Non possuat repelli probationes oblatae a patronis, nt oorum 
patronatus declarent esse ex Concilio, salvis tarnen exceptionibus tarn 
hqjus decreti, quam joris communis. 

Decima. Jus praesentandi, verbi gratis, ad Mansümarias datum Capi- 
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tulo censendum esse ex privilegio, quando Capitolam non fundarit, nee 
dotavit, nec hebet immemorialem; ideo sublatum est hoc deereto. 

Undecma. Julias Pape E ad sopplicationem Cardinalis de la 
Cueva, et Joannis Conitis de Yuienam, et Domini In temporalibus 
oppidi da Moron concessit jus patronatus dicto Comiti ad sex beneftcia 
simplicia consistentia In ecclesia dicti oppidi de Moron ad ipsius co- 
mitis vitam; quod jus patronatus defuncto dicto eomite Pius IV. ad 
supplicationem praedicti Cardinalis, et D. Petri Duds fllii et successoris 
dicti Joannis Comitis concessit dicto D. Petro Duci pro se et ejus 
Mio primogenito; modo dubitatur, an jus patronatus fucrit revocatum 
per Concüium Tridentin um hoc capitef Congregatio decrevit: hoc jus 
patronatus eenaeri ex privilegio, et ideo a Coneilie sublatom esse. 
Flam. Par». 9. 28. de consid. num. 240. 

Duodecima. An si quis probaverit, se per 40 annos praesentasse, 
. et in posse8sione seu quasi praesentandi fuisse, admitti debeat ad prae- 
sentandum, non obstante deereto Concilii hoc ca fite , cum alias titulus 
praeoentationis 40 aunorum esse videatar et praedkto deereto conformis 
„ibi, atkune oecundum juri» düpodtionem“ Condusum est, Congregatio- 
asm eensuiase: «mm debere admitti; nee obstant lila verba, aUame 
oecundum juri» düpoeitionem, quia Congregatio intelligit, ut non respi- 
ciant alias elausulas et alios modos, quibus secundum jus vetus probari 
poterat jus patronatus; sed quod ad tempus adtinet, illud praedse et 
aemper debeat esse immemorabüe, nec sul&eiant 40 anni, etiamai alias 
jure veteri safficerent, ut in persona ecclesiastica, secundum Lambertia. 
de jurepat. 

Decimatertia. An patronatus in conventuali eoclesia eenaeri debeant 
sublati, ver s. ReUqui. Congregatio die 4. Decembris 1589 oensuit, 
patronatus ex causa fundationis seu dotationia in ipso limine fundationis 
seu dotationia Apostolico privilegio concessos non esse aublatos; patro¬ 
natus vero reliquos in conventualibus ecclesiis, quocumquo privilegio 
eoncessos post fundationem et dotationem esse abrogatos. 

Decimaquarta . An ad probandam privilegium patronatus in con¬ 
ventuali ecclesia ex causa fundationis etc. et quidera in ejus limine fun¬ 
dationis concessum fuisse, sufficiot immemorialis junetis multiplicatis 
praesentationibua, quae secundum formam Concilii in praesenti effectum 
sortitae fuerint, stante derogatione in calce posita? Congregatio die 1. 
Decembris 1586 censuit, non eufficere ex verbis tarn in prfano quam in 
secundo casu, nisi probate fama talis privilegii aliisve concurrentibus 
vequisitiu, secundum jaris dispositionem, nec obstaro dictam derogatio- 
nem, cum non referatur ad dis posita in prima parte. 

Ich hoffe, diese Entscheidungen der Concilscongregation Ober den 
wahren Sinn des tridentinischen Decretes Sess. XXV . oap. 9, de Bef. 
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werden unter deutschen Kirchenrechtsgelehrten jedem Streite über den 
Gegenstand meiner Erörterung ein Ende machen; und diese meine‘Er¬ 
örterung mag es auch nebenbei nahe legen, mit welcher Torsicht und 
Umsicht man bei Beantwortung kirchlicher Fragen an Werke gehen 
müsse. ' Ginzel. 


De modo proeedendft in §. Congregaflone Con- 
eilll ln Causis ubi agitur de perpetua separat 
tione tborl propter coeundi impotentflam. 1 

Auctore Dr. Th. Furtner, presbytero Salisburgensi. *) 

Ut jam Glossa monet (in cap. fin. tit. XY. de frigid, et malefie.), 
in causis matrimonialibus summam cautelem esse adbibendam propter 
periculum animarum, quod et Sanchez docuit (de matHm. lib, 7. dispot. 
107.), sic et plura a sacris Canonibus sancita sunt, nt tutum ac rectum 
judicium efformari qtteat. Ad remorendas vero fraudes, quae ex Con- 
jugum malitia Tel collusione saepe oriebantur, S. M. Benedictas XIV. 
in cHebri constitutione „Dei miseratione^ (dat. tertio Nonas Norembris 
1741. Benedict. Bullar. Tom. I.) pröcessum conficiendum esse praecepit, 
vel poena nollitatis omnium actorum, ut probationibus undequaque aocu- 
ratissime cumulatis in causis hujusatodi omnium gravissimls, in quibus 
agitur de sacramenti Taliditate Tel nullitate ac de dissolTendo vincelo 
matrimoniali judices in proferendo jadido tati -conquiescere possent. 
At qaia saepe in hoc difficillimo processu acta minus recte et apte ad 
veritatem eruendam conficiebantur, S. Cbngregatio ConcHii Tridentini 
Interpretum saepe Instructiones edidit, ac normam praescripsit, quam 
Episcopi sequerentur. » 

Cum itaque in hujusmodi causis non de jure alterutrius partis con- 
jugum, sed praecipue de sacramentali vincalo dissolTendo agatur, pro- 
cessus acta non ad instar aliorum judiciorum praesertim ciTilium, sed 
juxta Ss. Canones, citatam S. M. Benedicti XIV. eonstitutionem et sacrae 
Congregationis Condlii Tridentini interpretum praescriptiottes erunt 
efformanda. Ea itaque non Ternaculo, sed latino sermone erunt com- 
scribenda exceptis Conjugum excipiendis, nimirüm articalis, interrogatoras, 

*) Der Herr Verfasser dieser Abhandlang befindet sich seit einem Jahre ln Ron, 
nm praktische Reohtsstndien an der Congregatio Concilii Tridentini zu machen, 
und theilt hier Früchte seiner Beobachtungen und Studien mit. Am aus¬ 
führlichsten behandelt den Gegenstand Christoph. Cosci eto. de separatione tori 
conjugalls eto. Florentlae 1850. 1, 1. o. 13. 



respensionibps ad ea, et peritorum relationibas, praesertim vero decreta 
et sententia, quae juxta priscos mores erit conficieqda, Jatina lingua 
exarabuntur. Praeterea cum a s. Coneilio Tridentiao (Sess. XXIV, 
cap. 20 de reform. §. ad baec) ac etiam a S. M. Beuedieto XIV. in 
cit. constit. „Dei miseratione“ §, 4 causarum matrimonialium coguitio 
quibusvis judicibus isferioribus non obstante quovis privilegioao prae- 
seriptione fuerit sublata, ac Episcoporum Conjugum examini et juris*- 
dictioni reservata etiam prae Abbatibas vere Nullius licet Cardinalitia 
dignitate fulgentibus juxta s. Congregationis Concilil Tridentini resolur 
tiones, hinc tutius erit, ut nedum sententia proferatur, sed etiam acta 
processus per Episcopum vel per Ecclesiasticara personam specialiter ab 
eo delegandam conficiantur. 

Hisee praemissis, quoties aliquis e Conjugibus instantiam in 
ncriptis porriget, super nullitate matrimonii, Episcopus judicem si velit 
delegabit, deinde ipse, Tel Judex delegatus citari mandabit defensorem 
matrimonii, quatenus in Curia Episcopali jam deputatus existat, sin 
minus, idoneum yirum deputabit iis qualitatibus praestantem, quas super- 
rius memorata Constitutio Benedicti XIV. requirit, eumque citari man<- 
dabit. Defensoris matrimonii erit praefixa die acoedere ad praestandum 
juramentum, se munus suum diligenter et : incorrupte expleturym, et 
omnia voce ac scriptis deducturum, quae ad validitatem matrimonii sus- 
tinendam conferre poterunt. Praeterea hic Defensor matrimonii citandus 
erit ad quaelibet acta, ne vitio nullitatis ipsa tabegcant. Ipsi, qui pro 
validitate Sacramenti stat, semper et quandocunque acta processus, etsi 
nondum publicati erunt communicanda, semper et quandocunque ejus 
scripta erunt recipienda, ac novi termini eo flagitanto erunt prorogandi, 
ut ea perficiat et exhibeat. 

, t v i 

Praefinita die in citatidne oomparebit instans pro nullitate, et tune 
Defensor matrimonii tradet interrogatoria clausa et obsignata Canoellario 
seu Notario aperienda iUo postulante et judici» deoreto. ip aeta exandnis 
super quibus interrogaadus erit conjux instans pro nullitate. Es ea 
addet etiam in acta examinis ex officio: judex, quae ex responsionibus 
magis apta conspiciet ad veritatem eruendam, sire in dedarationem re- 
sponsionum datarum, sive super novis ciroumstantiis resultantibua, quod 
erit intelligendum etiam de aliis interrogatoriis, super quibusexteri ju- 
dices de re instructi erunt examinandi. 

Cum itaque advenerit statuta dies pars nullitatem matrimonii al- 
legans comparebit, ut supra dictam est, coram Jadice astante Defensore 
matrimonii et Cancellario. Judex deferet parti examinandae juramentum 
de veritate dieenda, et deinde resignabit interrogatoria exhibita, ut supra 

Uoy’a Archiv für kalk. Kirchenrecht. III. Band. ' 21 



m 


dictum Mt, a Defensore matrimonii, eaque singillatim proponet, audiet 
responsioaeö, easque dictabit Canoellario. 

Interim dam pars erit examinanda ipse Cancellarius exscribet in 
processu primam interrogationem, et deinceps singulas ex ordine, post 
quas scribet responsiones a Judice dictandas. Si quod interrogatorium, 
nt superios monitpm est, ex officio a Judice vel a Defensore matrimonii, 
Cancellarius interrumpet ordinem progressivem, et adnotabit interrogata 
ex Officio et scripta interrogatione, et responsione reassumet ordinem 
progressivum interrogationum exhibitarum a Defensore matrimonii. 

Si examen una sessione absolvi non poterit, judex illud suspendet, 
et destinabit aliam diem et horam pro reassumtione et prosecutione iis- 
dem modo ac forma faciendo ut supra dictum. Absoluto examine Can- 
oellarius leget clara et intelligibili voce responsiones datas facta exami- 
nato facultate variandi et dedarandi datas responsiones prout ei libuerit. 
Tandem judex deferet juramentum eidem conjugi se vera dixisse, atque 
nunqaam ante proeessus publicationem se evulgaturum sive interrogationes 
pvopositas, sive responsiones datas. Deinde ipse se subscribet, et si 
-fberit illiteratus signum cruf cis, dein Judex et Defensor matrimonii Op¬ 
ponent suam subscriptionem et Cancellarius de actu rogabit. 

Poterit pars examini subjecta vel illico post examen vel eliam 
deinCeps, antequam publicetur proeessus mulieris. Judex, ut supra 
dictum est, de peritis tres saltem Obstetrices deputabit, quaeque a duobus 
saltem Peritis uno Medico, altero Chirurgo ut supra seligendis sedulo 
erunt instituendae de recognoscendo visu et tactu in muliebrium inspec- 
tione. Statuta autem hujus inspectionis die mutier erit traducenda ad 
domum honestae Matronae pariter a Judice deputandae pro infra prae— 
standae personal! adsistentia, atque adstanfibus semper tribus Obste- 
trioibus et matrona immergenda erit in balneo aquae tepentis a Peritis 
primo recognoscendo, quod sit aquae purae, quo in balneo per spatiom 
saltem triam quadrantium horae unins permanere debebit, quo tempore 
transacto adstantibus semper et praesentibus matrona et obstetricibus 
atatim ne nlhim spatiom aut momentum temporis mulieri a balneo ex~ 
tractae abstersae et in leeto collocatae, detur, quo ad arctandum vas 
ullo medicamento aut aliqua fraude uti queat, ad ipsius corporis in- 
spectienem a singolis seorsim deveniendum erit adstante semper et prae- 
sente matrona, qua in re prospiciendum etiam erit, nt haec recognitio 
fiat tempore tantum diurno, et in cubiculo luminoso , ut ex inspectione 
hujusmodi utrum mulier virgo sit an violata, et corrupta adhibitis arfiö 
regulis exactius deprebendatur. 

Judex, Defensor matrimonii et Cancellarius cum Peritis, ut supra 
ad domum Matronae accedent. 
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Peracta recognitione seorsim singulao obstetrices coram Peritis re- 
fereat de virginitatis aut corruptionis indiciis ab inspectione resultantibus, 
an certa et qüalia supersint signa et argumenta intemerati aut corrupti 
elaustri virginalis, et an ulla fraus ad virginitatem simulandam adhiberi 
potuerit. 

Deinde super bis magis praecisa deponent in responsionibus ad 
interrogatoria, quae clausa et obsignata exhibebit Defensor matrimonii 
validitatis. Facultas etiam erit Peritis rogandi mulieres, ut melius de- 
clarent) si forte obscure referant signa, quae viderint. Deinde formali 
examini erunt subjiciendi Periti, quorum judicium erit exquirendum super 
relatis et depositis ab Obstetricibus. 

Tandem examen etiam subire debebit Matrona quoad praestitam 
toto balnei tempore et- recognitionis adsistentiam, servatis quoque ad 
examen iis omnibus, quae superius dicta sunt congrua tarnen congruis 
referendo. 

Quatenus Defensori matrimonii nulla alia probatio exquirenda vi- 
detur, nullamque putet aliatn Judex prae sua diligentia assumendam, 
.finis imponetur probationum collectioni, et publicabitur processus edito 
«iper boe decreto a judice factisque subscriptionibus ab eo, a Defensore 
matrimonii et, a Cancellario. 

Hacc habenda methodus. Quae in actis contiuentur, nemini nec 
jpsis quidem conjugibus eorumque Defensoribus erunt communicanda, 
ante processus publicationem uno excepto Defensore matrimonii, cui 
Jibera semper et quandocunque erit actorum inspectio et examen. 

Locus deinde erit defenslonibus, libera etiam si velit articulos propo- 
nere, super quibus etiam citato Defensore matrimonii erit examinandus alter 
conjux, et quatenus etiam ab hoc articuli proponantur, erit iterum ci- 
tandus conjux, qui primus fuerat interrogatus , et adstante Defensore 
matrimonii syper articulis ab altero conjuge propositis audietur. Haec 
norma, quae data fuit pro instantis examine servanda erit, congrua 
congruis referendo in quovis alio examine. 

Expleto examine illius conjugis, qui actor fuit, in promovenda 
nullitatis querela, sequitur examen alterius conjugis, quod conficiendum 
erit iisdem prorsus methodo ac legibus, quae praescriptae fuerunt in 
..praecedentibus, ac sub iisdem interrogatoriis actori propositis vel aliis 
additis vel. novis. confectis prout Defensor matrimonii censuerit. 

Deinde procedendum erit ad examen Septimae manus, h. e. septem 
propinquorum ex utroque latere (cap. ,JLitterae vestrae“ de frigid, et 
malefic.) Ut id facilius Judex valeat, Defensor matrimonii citabit partem 
actricem, ut indicet septem sibi sanguine ve| affinitate conjunctos, si 
fieri poqsit, sin minus, septem vicinos bonae famae: singuli audita prius 
lectura exominis seu confessionis conjugis eqs inducentis erunt inter- 

21 ^ 
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rogandi, utrnm perspectam habeant religionem et bonestatem Alias con- 
jagis, ut propterea sibi verosimile sit, ac credant, eum Vera dixisse. 
Similiter instante Defensore matrimonii citandus erit alter conjax, ut 
etiam ipse indicet septem propinquos vel affines, iisque deficientibns 
septem vicinos bonae famae, qui ut supra dictum est, deponant. Seorsim 
erunt bi qaataordecim constantes septima manu examini subjiciendi de- 
signatis diebus et horis delato prius singulis juramento. Defensor 
matrimonii interrogatoria clausa exbibebit, ut superius dictum est. 

Liberum erit conjugibus testes bonae famae ac de re instructos 
inducere, qui omnes seorsim, et metbodo bactenus praescripta erunt 
examini subjiciendi. 

Si alios etiam Defensor matrimonii ex actis jam confectis depre- 
bendet, de re instructos, hos etiam citabit, ut examini subjiciantur. Eft 
qui forsan absentes noscantur, qui commode ad Civitatem accedere ne- 
queant, etiam ob distantiae sumtus, vel ad Partis instantiam vel ea 
silente ad instantiam Defensoris matrimonii erunt ab Episcopo iliius 
Dioecesis, in qua morantur, examinandi juxta interrogatoria ab eodem 
Defensore matrimonii conficienda ac clausa et obsignata transmittenda, 
deputato ab eodem Episcopo altero idoneo viro, qui praestet requisita 
in Bulla saepius laudata Benedictina praescripta, quique expleat Manns 
defensoris validitatis matrimonii, et examini adsit. 

Omnes vero testes congrua congruis referendo rogandi erunt prae- 
sertim, quando initum fuerit matrimonium, utrum inter conjuges mutui 
amoris et benevolentiae signa intercesserint, quamdiu in eadem domo 
vel civitate cobabitaverint, utrum innotaerit eos consummationi operam 
dedisse, an inde matrimonium consummatum censcretur, de causis con- 
summationis impeditivis, de conqaestionibus, quando, et cum quibus 
factis, et cur nolint amplius in matrimonio permanere. Si querela super 
impotentia versetur, interrogandi erunt periti physici, quos conjuges 
consaluerunt. 

Praeterea, quatenus querela super nullitate ex iis sit, ut solvi non 
possit matrimonium, si Conjuges illud consummarunt, tune procedendum 
erit ad inspectionem corporis conjugum seorsim sequenti metbodo per- 
ficiendam, instante praesertim matrimonii defensore. Judex praefiget 
terminum tarn utrique conjugi quam defensori matrimonii ad exhibendas 
Notulas peritorum Medicorum et Chirurgorum confidentium et diffiden- 
tium pro utriusque conjugis inspectione congrua congruis referendo. 
Exhibitis notulis a Partibus judex eliget quinque peritos, tres scüicet 
Medicos et duos Chirurgos ex bis, in quibus Partes consentiant, sin 
minus ex officio eos, qui tarnen Partibus non sint rationabiliter suspecti, 
deputabit, atque curabit, ut deputatio cadat super celebrioribus Civitatis, 
tum quoad seientiam, quoad religionem, tum quoad honestatem, atque 
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bis peritis facultatem dabit recognoscendi corpos viri, adhibftis honestls 
mediis ad explorandam ipsius potentiam, nee non facultatem, quatenus 
non eonveniant in prima inspectione, iterum accedendi. Aique in eodem 
decreto diem boram et locum destinabit, in quibus Periti accedent, ut 
inspectionem perficiant. 

Designate die et hora ad locam accedent Iudex, Defensor matri- 
monii, Cancellarius ac Periti. Singuli ex Peritis ac seorsim corpas 
viri inspicient ea, qua fieri poterit, decentia, et factis experimentis, 
quae juxta artem non tarnen illicitis opportune judicabunt, deinde singuli 
feriptam emittent relationem. In inspectione et relatione baec praecipue 
investiganda et referenda erunt: an adsint signa physica certa impo- 
tentiae deducta ex conformatione partium, aut ex aliquo vitio, quod 
apparere poterit. An adsint signa, quae moralem certitudinem inducant 
impotentiae, et quatenus existant, quae sit hujus impotentiae causa, 
utrum sit impotentia perpetua, insanabilis ac praecedens matrimonium, 
an signa impotentiae sint dubia vel aequivoca. 

Peracta relatione a singulis seorsim Defensor matrimonii exhibebit 
interrogatoria clausa et sigillata, super quibus fieri debet examen Peri- 
torum, sibique reservabit jus addendi alia interrogatoria, ac iterum eos 
ad examen revocandi. Si examen singulorum Peritorum eadem die 
perfici nequiverit, judex aliam designebit, ut illud prosequetur. Unus- 
quisque ex Peritis tum ante examen, juramentum praestabit de veritate 
dicenda, tum post examen juramento dicta confirmabit sese propria manu 
subscribens. Defensor matrimonii validitatis et Cancellarius se subscri- 
bent, qui actum rogabit. 

Procedendum etiam erit ad inspectionem corporis Defensori 
matrimonii post processus publicationem novas probationes exqnirere, 
cum agat favore matrimonii Baoramenti, nunquam bina sententia nullita- 
tis conformis transeat in rem judieatam ac reassumi causa possit etiam 
post initas novas nuptias a Partibus juxta constitutionem saepius citatam. 
„Dei miseratione.“ 

Omnibus absolutis et cum nil amplius deducendum censuerit De¬ 
fensor matrimonii sententiam proferet Judex. 

8i hac matrimonii nullitas decreta fuerit, debebit Defensor matri- 
monii appellare juxta citat. Constitutionem nec poterunt conjuges ad 
alia vota transire nisi post obtentam alteram sententiam conformem 
super nullitate sub poenis contra polygamos constitutis in dt. constitu¬ 
tione. Deinde transmittenda erunt acta a Judice, ad Jodicem ad quem 
provocatum fuit in copia authentica. 
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Literatur über das Hecht der Regularen. 

Dr. Boulx : De jure regtilarium und Dr. Schels: Die religiösen Frauengenossen¬ 
schaften. 

Zweiter Artikel. ') 

Wir haben aus Dr. Bouix’ Werke das Wesen des religiösen Sian- 
des und dessen idealen Ursprung aus den Grundlehren des Christen¬ 
thums und zugleich die historische Entstehung und Entwicklung kennen 
gelernt. Wir wollen uns nun auch über das canonische Entstehen 
religiöser Vereine näher orientiren. Diesen wichtigen Gegenstand be¬ 
handelt derselbe Autor im 

11. Theit. 

Die fragliche Erörterung schliesst zwei Momente in sich, es han¬ 
delt sich zuerst um die canonische Gründung religiöser Orden und 
Corporationen überhaupt, dann aber auch um die gesetzliche Errichtung 
einzelner Ordenshäuser und Convente. 

I. A b s c h n i 11. 

Canonische Namen für die Errichtung religiöser Institute. In die¬ 
sem Abschnitte werden vier wichtige Punkte erörtert: 

A. Das Verbot ohne Genehmigung des heil. Stuhles religiöse Ofdens - 
genossenschaften zu gründen. 

Jede einzelne Gestaltung des gottgeweihten Lebens muss kirchlich 
adprobirt sein. Einem Vereine, der von der Kirche verboten ist,, fehlt 
ein wesentliches Merkmal zum Begriff des , Status religiosus. Religio 
prohibita, sagen die Canonisten, non est Status perfectionis sed Status 
rebellionis. Allein die Weise, kirchliche Genossenschaften zu adprobiren, 
war nicht immer dieselbe. Vor. dem J. 1215 genügte die Adprobation 
von Seite der Bischöfe. Nach dieser Zeit aber wird durch das ge¬ 
schriebene Gesetz die Genehmigung des heil. Stuhles erfordert jedoch 
unter bedeutenden Modificationen, welche das Gewohnheitsrecht herbei¬ 
geführt hat. 

Dasselbe 4. Lateranconcil unter Innocenz UI., welches jede ehe¬ 
liche Verbindung der Mönche und Nonnen annullirt hat, erklärte auch 
ihre heil. Verbindung mit Gott als eine nichtige, wenn sie nicht unter 
dem Siegel kirchlicher Adprobation geschlossen würde. „Ne nimia 


*) Siehe Bd. II. S. G09. 



feligfonam dfversitas gravem in ecclesia de! confusionem indncat, flp£ 
miter prohibemns, ne qais de cetero novam reJigionem inveniat: sed 
qafcunque ad religionem converti volaerit, onam de adprobatis assumat; 
similiter, qai volaerit religiosam domom de novo fundare, regalam et 
institutionem accipiat de adprobatis. *) Als aber ungeachtet dieses Ver¬ 
botes gemäss der damals herrschenden Zeitrichtung eine Menge neuer 
Orden, besonders Genossenschaften der Mendicanten sich gebildet hatten, 
die nichts weniger als der kirchlichen Adprobation sich erfreuten, wie¬ 
derholte das «weite Lyoner-Concil (1273) noch strenger die Bestim¬ 
mung der Lateran-Synode: — Repetita constitutione strictius inhibentes, 
ne aliqnis de cetero novom ordinem aut religionem adrnveniai, vel ha- 
bitum novae religi&nts assumat; ounctas afratim religiones et ordines 
mendicantes post dictum concilium adinventas, qui nullam confirmationem 
sedis Apostolicae meruerunt, perpetuae prohibhioni subjieimus et, qna- 
tenus processerant, revocamns. 2 ) 

In* diesen beiden Gesetzesstellen ist Folgendes bestimmt: 

1. Das frühere den Bischöfen zugestandene Recht, religiöse Genossen¬ 
schaften zu adprobiren, ist durch den Beschluss eines allgemeinen 
Concils zu einem päpstlichen Reservat-Recht geworden. Demnach 
darf Niemand ohne Genehmigung des heil. Stuhles einen Orden stif¬ 
ten; ja es ist sogar nicht erlaubt, eine vom Oberhaupte der Kirche 
nicht bestätigte Lebensweise auch nur anzufangen oder die Elemente 
derselben ins Leben zu rufen. Eben so wenig ist es Jemanden ge¬ 
stattet, sich einer nicht adprobirten Genossenschaft anzuschliessen. 9 ) 

2. Das eben genannte Gesetz ist nicht einfach verbietend, sondern auch 
irritirend, wie die Theologen einstimmig glauben. Ein sprechender 
Beweis dafür ist c. 1. Extrav. Joann. XXII. tit. 7. Als gegen 
das Verbot des Lyoner-Coneih die Fraticellen und Beghuinen als 
dritter Orden des heil. Franciskus 'in Italien und im südlichen Frank¬ 
reich sich festgesetzt hatten, erklärte der Papst (1317) mit ausdrück¬ 
licher Berufung auf die erwähnten Gesetzesstellen, ihre corporative 
Constituirung als null und nichtig, und ordnete sofort dersn Auflösung 
an, ungeachtet mehrere Convente die Genehmigung der betreffenden 
Ordinarien für sich hatten. — Demzufolge könnten in nicht adpro¬ 
birten Genossenschaften auch niemals gütige Gelübde abgelegt werden. 


*) c. 9. X. (III. 30.) 

*) c. rellgionum in Vlto. (III. 17.) 

*) Den dazumal existbrenden Mitgliedern nioht adpreblrter Orden wurde einzeln 
(nicht aber collegiallter) erlaubt, In andere wirklich adproblrte Orden zu 
treten, e. dt. religio $• 2. 



m 


3. Das in Rede stehende Gesetz besieht sieh nicht bloss aaf Orden im 
eigentlicben Sinne, (mit feierlichen Gelübden) sondern auch auf reli¬ 
giöse Congregationen. *) Es waren »war Einige der Meinung, dass 
letstere mit Erlaubniss der Bischöfe ins Leben treten dürfen; allein 
die allgemeine Ansicht der Theologen steht dieser Annahme entgegen. 
Auch würde der Zweck des Gesetses: ne nimia religionum diversitas 

: gravem in ecclesia Dei confusionem inducat, sicher durch eine solche 
Gestattung vereitelt und die Verwirrung in der Kirche Gottes noch 
grösser. Auch die Congregationen im weitern Sinne des Wortes, 
welche 2 . B. die Gelübde bloss auf eine Zeit lang ablegen, werden 
von jenem Verbote betroffen, wie die meisten Canonisten u. a. 
Suares und Pirhing annehmen; Referent will swar dieser Annahme 
nicht entgegentreten, bemerkt aber, dass die Kirche schon bald nach 
dem Lyoner Concil hinsichtlich jener Vereine, die eine ,Art Mittel¬ 
stellung »wischen der Welt und den eigentlichen Religiösen einneh¬ 
men, eine gewisse Duldung gezeigt habe. Auffallend ist c. 43 §. 5 
in VIto. (I. 6.) wo Papst Bonifaz VIII. (1299) die weltlichen Cano- 
nistinnen ganz und gar dem Wahlmodus der übrigen Klosterfrauen 
unterwirft, dabei aber sich verwahrt, dass es durchaus nicht in seiner 
Absicht liege, ihr Institut oder ihre Regel zu adprobiren. Hier finden 
Wir bereits ein Beispiel blosser Duldung ohne förmliche Adprobation 
ganz in derselben Weise, wie die Kirche bis in die neueste Zeit 
herab sich solchen Instituten gegenüber aoszusprechen pflegte. 

4. Unsere beiden Gesetzesstellen gestatten ferner nicht durch Modification 
einer der vier grossen Regeln 2 ) eine neue geistliche Lebensweise 

' zu begründen. Denn' eine Abänderung der Ordensregel macht auch 
das religiöse Institut zu einetb andern. 

*) Hinsichtlich des Sprachgebrauches wolle Folgendes festgebalten werden: Nach 
dem rSmischen Curial-Styl bezeichnet das Wort religio einen förmlich adpro- 
birten Orden mit feierlichen Gelübden; hingegen der Ausdruck, congregatio 
religiosa proprie talis, einen religiösen Verein mit einfachen aber lebensläng¬ 
lichen Gelübden nnd den übrigen Merkmalen des Status religiosus, während 
die Benennung congregatio improprie talis von den Autoren auf jene Institute 
adgewendet wird, welche zwar nicht das Wesentliche des Status religiosus an 
sich haben, wohl aber in einem oder roehrern Punkten die Form desselben 
nachahmen. Sehr schwankend ist der Gebrauch des Wortes ordo, indem das- 
selbe bei den Autoren bald im weitesten Sinne das Mönchthum überhaupt, 
bald bloss die religiösen Congregationen u. s. w. in sich begreift Endlich 
die Bezeichnung instituta religiosa wird füglich als nomen gcnericum für 
das klösterliche Vereinsleben im weitesten Umfange gebraucht Es sei noch 
bemerkt, dass nach deutschem Sprachgebrauche der Ausdruck „eigentliche 
Orden, 44 jenen Genossenschaften, welche feierliche Gelübde haben, geile. 

\ *) fSonennt inan die Ofdensregeln der Heit Basilias, Augustin, Benedict und 
Franciskas. 1 * •’ * - 1 
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5. Nur die Bruderschaften, well sie nicht mehr zu den religiösen Con- 
gregationen tihlen, erheischen an and für sich die päpstliche Adpro¬ 
bation nicht. 

6. Aas den Worten: Quicanque ad religionem converti voluerunt, unam 
de adprobatis assumant, ist au schliessen, dass das Eremitenleben 
von da ab nicht mehr zum religiösen Stande gehöre, obgleich es 
Jedermann gestattet ist, einsam zu leben, die wesentlichen Gelübde 
absniegea und sogar eine besondere Kleidung so tragen. 

Dies ist der Standpunkt des seit dem 13. Jahrhundert hinsichtlich 
der Begründung religiöser Orden bestehenden Rechtes, und derselbe ist 
bis auf die Gegenwart unverändert geblieben. Es ist keine päpstliche 
Verordnung bekannt, welche jenen beiden Conoilien-Beschlfissen denn 
girend entgegen stünde. Wohl aber darf man behaupten, dass das ge« 
scbriebene Gesetz durch das Gewohnheitsrecht theilweise ausser Kraft 
gesetzt worden sei — eine Annahme, welche unser Autor mit alisa- 
grosser Schüchternheit vertheidigt 

Die durch das Gewohnheitsrecht hervorgebrachte Aenderung be¬ 
steht hauptsächlich in dem, dass gegenwärtig neue religiöse Congrega- 
tionen «ich mit blosser Erlaubniss des Bischöfe ins Leben treten, 
wenigstens angefangen Verden dürfen. Als Beweis dafür dienen sowohl 
ältere als neuere Beispiele. So gründete die heil. Johanna von Valois 
ihr Institut ohne päpstliche Genehmigung, wie die Approbations-Balle 
vom J. 1501 su erkennen gibt. Die Congregation der Schwestern vom 
hefl. Joseph wurde vom Bischof von Annessy adprobirt, ohne dass im 
Genehmigungsschreiben (23. Sept. 1661) von einer päpstlichen Appro¬ 
bation Erwähnung geschah. Aus der Constitution: „In apostolicae“ (1724) 
ist su entnehmen, dass das Institut der vom Ehrwürdigen J. B. de la 
Salle gestifteten. Schtdbrüder ebenfalls erst nachträglich die Adprobation 
des heil. Stuhles erhielt. Ein neueres Beispiel ist die Gründung des 
Institutes der Maristen, welche gleichfalls erst lange nachher von 
P. Gregor XVL (1836) genehmiget wurde. Endlich weis’t der Autor 
auf die vielen Frauen-Congregationen in Frankreich hin, die bloss mit 
Erlaubniss der Ordinarien errichtet seien — eine Thatsacfae, welche 
die Behauptung rechtfertigt, dass jene gesetzliche Bestimmung, welche 
schon sum Beginn einer religiösen Congregation die päpstliche Gutbet- 
sung erfordert, nicht mehr beobachtet werde. Allein, so könnte man 
sagen, hat diese derogatorische Gewohnheit wohl auch die Zustimmung 
des Gesetzgebers für sich ? Wir müssen diese Frage unbedingt bejahen. 
Denn die Praxis der römischen Curie hat sich nun dahin verändert, 
dass die päpstliche Adprobation nicht mehr ertheilt wird, um ein In¬ 
stitut legal anzufangen, sondern erst dann, wenn dasselbe durch ein 
längeres Bestehen sich als nützlich und gut ausgewiesen hat ***♦ ein 
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Beweis, dass «um Anfänge ehrer religiösen Congregatten die Zustim¬ 
mung des heil. Stuhles nicht mehr noth wendig ist. 

In dem so eben Gesagten liegt die weitere Folgerung enthalten, 
dass religiöse Familien, welche sich bloss unter bischöflicher Autorität 
oonstituirt haben, die einfachen Gelübde und selbst für die gatose 
Lebenssaft a biegen und klösterlich leben dürfen. *) 

Dkm Veränderung der Kirchendisciplin in puncto des Rechten der 
Regularen und die damit susammenhängende Erweiterung bischöflicher 
Machtvollkommenheit ist für unsere Zeit unstreitig sehr heilsam und 
darum die derogirende Gewohnheit rationabel. Der Autor bemerkt mit 
Recht, dass- Frankreich seine religiöse Erneuerung wesentlich solchen 
eittsig unter bischöflicher Adprobation gestifteten Congregationen su ver¬ 
danken habe. 

B. Da* Verbot de* Bestehens solcher Frauengenossenschaften , die 
keine feierlichen Gelübde und keine Clausvar haben. 

Bei Gründung von religiösen Frauengenossenschaften ist ausser 
de# päpstlichen Adprobation noch eine andere Bestimmung su beobach¬ 
ten, nämlich die doppelte Vorschrift der Ablegung feierlicher Gelübde 
und der Glausur. Um die Ordensfrauen von der Weit vollends su 
trennen, schrieb Bonifas VIEL in der Decretale: Periculoso 2 ) allen schon 
bestehenden und künftig sich bildenden Frauenorden strenge Beobach¬ 
tung der Clausur, vor. *) Das Conoil von Trient trug den Bischöfen 
neuerdings, unter Androhung des ewigen Fluches auf, die gedachte 
Constitution in Vollsug su setsen. Da dessen ungeachtet manche Klö** 
ster beharrlich widerstrebten, ergriff Pius V. das äusserste Mittel, indem 
er in der Bulle: Circa postoralis (1566) 4 ) die Unterdrückung jener 
Frauenklöster anordnete, welche sich der Ciausurverpflichtung entsögen. 
Den Sinn der Decretale: Periculoso, hat aber der Autor nieht gäns 
richtig aufgefasst. Für's erste dürfte es kaum susugeben sein, dass 
bis Pius V. (1566) das Clausurgebot nur den Klosterfrauen mit feiere 
liehen Gelübden gegolten habe, denn das Kirchengesets kannte ja keine 
andere als solche. Sodann aber ist offenbar unrichtig die Behauptung (Prop. 
2da. p. 219), die Clausur sei von Pius V. directe nur den Tertiarin- 
erinnen nicht aber auch andern religiösen Congregationen vorgeschrieben 
worden, da der Wortlaut der Bulle alle religiösen Frauengenossenschaften 
unter das Clausurgesets stellt. 


*) Freilich erörtert der Antor die Frage nicht, ob nie nicht nachträglich zur Ein¬ 
haltung der römischen Adprobation verpflichtet seien, wie dies in neuester 
Zeit gewöhnlich geschieht. 

*) c. 1. in VIto. (in. 16.) 

>) Benedict. XIV. Insit. 29 und Dr. Schels S. 10. 

*) Bnilar. Rom. tom. H. pag. 196 cd. Luxemb. - 
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Seit Jom energischen Einschreiten Pius V. hieb die römische Curie 
dis Anschauung fest, dass einsig die Frauengenossenschaften mitClauBur 
und feierlichen Gelübden au Hecht bestehen, die übrigen aber kirchlich 
verboten seien. Folglich könne auch kein Bischof eine solche dem 
Kirchengesetse widersprechende Genossenschaft durch seine Autorität 
legitimiren. Jedoch auch in diesem Punkte hat das Gewohnheitsrecht 
dem geschriebenen Qesetse Abbruch gethan.. Obschon durch die ge¬ 
dachte Verordnung Pius V. unmittelbar und namentlich die Tertiarinerinnen 
betroffen v urden, haben gerade ihre Convente trots des Verbotes immer 
fortgedauert, ja sich stets mehr ausgebreitet. Benedict XiV. erzählt, 
dass sie au seiner Zeit in der Stadt Bologna allein awölf Häuser ge-* 
nählt haben. Der apostolische Stuhl benahm Sich gegen sie jederaeit 
so, dass er sie »war duldete (toleravit, dissimulavit), nie aber billigte 
und dieselben der Jurisdiction der Bischöfe (nicht der Provincialen der 
Franciskaner) unterstellte. Auch in Beaug auf andere religiöse Frauen¬ 
genossenschaften wird schon seit Langem dieselbe Praxis beobachtet. 
Man tolerirte sie in Berücksichtigung ihrer gesegneten Wirksamkeit, bis 
sie immer festem Fjuss fassten und mehrere von ihnen in gewissen) 
Sinne sogar adprobirt wurden» Der Autor sagt daher von . der Legalität 
ihrer Existfpn viel su wenig, wenn er bemerkt,.sie seien »war tolerirt, 
nicht aber adprobirt. „Diese Duldung,“ sagt Dr. Sch eis, „verlor bis-r 
weilen sogar ihren negativen Charakter durch die Erklärung des apo¬ 
stolischen Stuhles, dass besäglich der einen oder andern solchen Ge¬ 
nossenschaft die Bulle Pius V. nicht in Vollsug gesetst werden solle. 
So hat (beispielsweise) auf die ausdrückliche Anfrage des Bischofs von 
Freising (1705), ob er im Hinblick auf die Verordnungen des Triden¬ 
tin ums und Pius V. die Mitglieder des englischen Fräulein-Institutes 
nur Beobachtung der canonischen Clausnr anhalten und sie im Weigernngs- 
falle nu ihren Angehörigen surücksenden könne, die heil. Congregation 
der Bischöfe und Regularen erwiedert: „weder das eine, noch das andere 
dürfe geschehen.“ ') Cm aber der Bulle Pius V. nicht nu nahe nu 
treten, pflegte man solche nicht nach der Vorschrift des Tridentinischen 
Conciis eonstituirte Frauenorden nicht geradeeu su adprobiren. Ja selbst 
in dem Falle, wenn durch Gutheissung der Regel eines solchen Insti¬ 
tutes dem letnteru eine gewisse stillschweigende Anerkennung nu Theil 
wurde, fügte man in Rom stets die Clausel bei: Citra tarnen adproba- 
tionem instituti seu conservatorii. Oder: Ceterum non intendimus, per 
hoc institutum ipsum in aliquo adprobare. Durch diese Clausel (clau¬ 
sula salutaris) sollte der Unterschied «wischen wirklichen Orden und 
derlei stillschweigend anerkannten Genossenschaften klar hervorgehoben 


‘) S. 11 n. 12. 
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and aufrecht erhöhen werden. Erst in neuerer Zeit, de solche Institute 
sich als besonders nützlich and zeitgemäss, jo in manchen Lindern als 
einzig möglich sich erwiesen, während förmliche Frauenorden mit den 
politischen Gesetzen and Zuständen sich nicht vertragen, hat der apo¬ 
stolische Stahl angefangen, vorerst von der bisher üblichen Claosel: citra 
tarnen adprobationem instituti etc. Umgang so nehmen, endlich den 
Ausdruck „adprobatio,“ „adprobamus“ auf die Institute selber (nicht 
bloss deren Regeln) anzuwenden. Allein diese Adprobation besieht sich 
lediglich auf deren Ausnahmsstellung, erhebt die Genossenschaft selber 
su keinem kirchlichen Orden und begründet innerhalb derselben keinen 
Status regularis.“ *) Man muss demnach mit Dr. Schels eine zweifache 
Adprobation unterscheiden: eine, wornach eine nach klösterlicher Art 
lebende Genossenschaft als erlaubt fromm und lobenswürdig erklärt 
wird, ohne ihr das eigentliche Ordens wesen mitzutheilen: Und eine an¬ 
dere, welche überdies eine solche Genossenschaft zum Rang eines kirch¬ 
lichen Ordens erbebt und ihre Angehörigen in den eigentlichen Ordens¬ 
stand (statum regulärem) versetzt. Beispiele der Adprobation im erst¬ 
genannten Sinne erwähnt die Geschichte mehrere. 2 ) So wurden die 
Krankendiener-Institute, welche von den heil. Hieronymus Aemilianas 
and Camillu8 de Lellis gestiftet worden waren, anfänglich als blosse 
Congregationen und erst später als religiöse Orden adprobirt. Schreiber 
dieses muss hervorheben, dass, wie aus der Bulle Pius V. „Injünctum 
nobis (1568) und aus dem Breve Sixtus V. 8 ) hervorgeht, die beiden 
genannten Congregationen bei ihrer ersten Adprobation gar keine <7e- 
lübde hatten und somit nur als Genossenschaften von Saeculär-Personen 
anzusehen „ waren. Es wurden aber auch Frauengenossenschaften mit 
einfachen Gelübden in neuester Zeit adprobirt, ohne dass ihnen jedoch 
die Prärogativen des eigentlichen Ordensstandes durch diese Adprobation 
mitgetheilt wurden.“ 4 ) Bis zur Stunde hat sich die Kirche geweigert, 
den Unterschied zwischen religio und congregatio religiosa zu verwischen, 
d. h. Congregationen mit einfachen Gelübden als wahre Orden za ad- 
probiren. Ein Beweis dafür ist der abschlägige Bescheid des aposto¬ 
lischen Stuhles auf das in neuester Zeit eingebrachte Postulat derDames 
du saerfe Coeur, dass ihre Congregation durch canonische Adprobation 
zu einem Orden erhoben werden möchte. 5 ) 


1) Dr. Schels S. 13 n. 14. 

*) L. c. S. 15. 

*) Buliarium tom. II. p. 563. . 

4 ) S. Dr. Schels Beilage I. u. II. 

*) Die stufenweise Anerkennung der religiösen Congregationen s. bei Schels 
S. 20. 



917 


Dass demnach bloss mit Genehmigung der Ordinarien, trots der 
erwähnten doppelten Vorschrift für die Frauenklöster, religiöse Congre- 
gationen sich bilden dürfen, ergibt sich ans dem Vorausgehenden nur 
Genüge. 

C. Von der Art und Weise oder Formalität der päpstlichen 

Adprobation . 

Die Adprobation eines religiösen Institutes begreift dem Begriffe 
nach, wie schon Suarez hervorhebt zweierlei in sich: die Benrtheilang 
der moralisch - christlichen Gediegenheit desselben und die autoritative 
Ermächtigung ssur Einführung. *) Bis in die neuere Zeit herab schloss 
aber der Ausdruck „adprobamus“ noch ein Drittes ein: die Mittheilung 
des Wesens des Ordensstandes. Da nun aber gegenwärtig jene Be¬ 
zeichnung auch bei Gutheissung nicht eigentlicher Orden gebraucht wird, 
kann aus dem Curial-Gebrauche dieses Wortes, auf die Beschaffenheit 
des adprobirten Institutes kein Schluss gezogen werden, sondern es muss 
aus andern Criterien entnommen werden, als was dasselbe eigentlich 
adprobirt sei. 

Hierüber folgende Grundsätze: 

1. Um zu schliessen, dass ein religiöses Institut die Wesenheit des 
Status religiosus an sich habe, ist es nicht nothwendig, dass dieses 
in der Adprobations-Form besonders ausgedrückt sei. Es genügt viel¬ 
mehr, dass ein religiöses Institut die drei wesentlichen Merkmale des 
religiösen Standes an sich aufweise: die Ablegung der drei wesentlichen 
Gelübde auf Lebenszeit, die Uebergabe seiner selbst in die Hände eines 
kirchlichen Oberen und die Genehmigung oder wenigstens Duldung einer 
solchen Lebensweise von Seite der kirchlichen Autorität. Sind diese 
drei Merkmale vorhanden, so wird ohne weiters der Begriff: Status rer 
ligiosüs realisirt und es kann gar Niemand bewirken, dass eine Societät 
mit diesen drei Charakteren nicht zum Stande der Gott Geweihten ger* 
höre. Wollte man es aber bei einer Genossenschaft darauf anlegen, 
dass sie nur als eine kirchliche, nicht aber religiöse Gesellschaft be¬ 
stehen sollte, so muss gesorgt werden, dass das erste oder zweite der 
genannten drei Merkmale ausfalle. Dies war der Fall bei der Gründung 
und Adprobation der vom heil. Yincenz von Paul gestifteten Congrega- 
tion der Lazaristen. Da es in der Intention derselben lag, bloss als 
Versammlung von Säcular-Priestern zu bestehen, bestimmte Alexander VH., 
um diesen Zweck zu erreichen, dass jeder die Gelübde nur für sich 
selbst ablegen sollte, ohne dass sie von einem kirchlichen Oberen ac- 


*) „Indiciam de probitate rel et licentla et faöultas Ulam exeqnendi“ Snarez. 
De Relig. tom 8. 1. 2. c. 15. 
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ceptirt wurden. Ünd so kam durch das Wegfällen einer für dds ge¬ 
meinsame Gott geweihte Leben, als wesentlich erachteten Eigenschaft 
bloss eine Congregation von Weltpriestern zu Stande. *) 

So klar und begründet der Verfasser dieses alles darstellt, wird 
seihe Entschiedenheit im Urtbeil denn doch durch das Schreokbild der 
Constitution Benedict XIV. „quamvis justo“ zum Wanken gebracht, weil 
darin erklärt wird, dass die englischen Fräulein nicht zum statas vere 
religiosus gehören, ungeachtet sie lebenslängliche Gelübde in die Hände 
der kirchlichen Obern oblegen. Da schon im ersten Artikel von diesem 
scheinbaren Widerspruche die Rede war, lassen wir uns hier in eine 
weitere Besprechung nicht mehr ein. 

2. Um zu erkennen, dass die Adprobation einem eigentlichen Orden 
gelte, fordert der Autor, dass in der Anerkennungsformel ausdrücklich 
der Solemnität der Gelübde gedacht werde, erklärt aber auch dieses 
Einzige schon als genügend. Referent pflichtet ohne Anstand letzterem 
bei; denn ein förmlich adprobirter Orden und ein Orden mit feierlichen 
Gelübden sind eines und dasselbe. Das aber ist unrichtig, dass in der 
Adprobationsformel wirklicher Ordensstände die Benennung „feierliche 
Gelübde“ Vorkommen müsse. Dureh die Bulle: „Injunetinn nohis** wird 
der Orden der Sömasker adprobirt, ohne dass von feierlichen Gelübden 
eine Erwähnung geschieht, ln der Constitution Gregors XIV.: „Ulius,* 
worin die congregatio clericorum regularium ministrantium infl rmttf zu 
einem kirchlichen Orden erhoben wird, wird der Ausdruck „feierliche 
Gelübde* gar nie gebraucht und ebensowenig kommt er in der zugleich 
adprobirten Ordensregel vor. Sohin berichtiget sich die propositio L, 
p. 232 und das, was S. 235 mit Bezug auf dieselbe gesagt wird. Man 
kann die Anerkennung als „Orden“ auch aus anderen Kennzeichen, 
z. B. aus der Zuerkennung von Privilegien, die nur den wirklichen 
Orden eigen sind, erkennen. 

3. Um ein Institut als congregatio religiosa im engern oder weitern 
Sinne auffassen zu können, muss besonders auf den Umstand geachtet 
werden, ob die Genossenschaft, um deren Adprobation es sich handelt, 
bloss einfache oder gar nur zeitweilige Gelübde habe und ob sie im 
entern Falle in die Hände eines kirchlichen Stellvertreters abgelegt 
werden oder nicht. 


*) „Praedicta congregatio non censeatur propterea in nnmero ordinum religio- 
»ortm sed sit de corpore cleri gaecularla.“ Constlt. Aleiandr. VII „ex oom- 
mim*‘ 1655. 
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D. Die dogmatische Frage, ob der Papst in der Adprobation religiöser 

Orden infalUbel sei. 

Jede Ordensadprobation, sagt der Verfasser, schliesst folgende vier 
Momente oder Beurtheilungen in sieb: 

1. Das Urtheil Ober die sittliche Gfite eines Institutes; 

2. Das Urtheil, ob dasselbe die Wesenheit des Status religiosus an sich habe. 

3. Ob es seine Mitglieder zur christlichen Vollkommenheit führe. 

4. Ob die Einführung desselben auch zeitgemäss sei. 

Bei der Frage non, ob dem Papste in allen diesen vier Paukten 
die Infallibilität zustehe, unterscheidet der Autor, wie folgt: Es sei, 
sagt er sententia certa, dass der Papst in den ersten drei Beurtbeilnn- 
gen irrthumslos sei. Wenn es sich aber frägt, ob die Infallibilität 
sich auch auf die ßeurtheilung der Zeitgemässheit eines Ordens besiehe, 
sei nicht jede Erörterung verboten — aliquatenus tolerata videtur in 
scholis disputatio. Er vertheidigt übrigens die Unfehlbarkeit des Kir- 
chenoberbauptes auch in diesem Punkte. 

Es gibt bekanntlich Theologen, welche die Inrthomslosigkeit des 
Papstes bei Adprobation religiöser Orden nicht anerkennen. Wir nennen 
ausser Melchior Cants, den auch der Antor anführt, blos Liebermann. 1 ) 
Es genüge, vorausgesetzt, dass die Infallibilität des Papstes überhaupt 
anerkannt werde, Folgendes zu bemerken: 

a. Derjenige, der in rebus fidei et morum irrthumslos ist, muss auch 
irrthumslos sein, wenn er den. Masstab des Evangeliums an -irgend 
eine Ordensregel hinhält und das Urtheil aasspricht, dass dieselbe 
ein sweckdienltehes Mittel sur Erreichung der christlichen Voll¬ 
kommenheit sei. Denn würde er hierin den Gläubigen verkehrte 
Wege zeigen, und ihnen was schlecht ist als befolgungs würdig 
darstellen, wo bliebe da die Infallibilitfit in rebas fidei ei morum? 
Ist ja die erwihnte zweifache Beurtheflung nichts anderes, als 
die praktische Application der dem höchsten Lehrer der Gläubigen 
sugesch»ebenen Unfehlbarkeit. 

b. Die Behauptung, der Papst ist infalUbel bei der Beurtheflung, ob 
eine Genossenschaft die Merkmale des status -religiosus an sich 
habe, hat in dieser Fassung gar keinen Sinn. Dass der Papst 
keinem Irrthum unterworfen sei, wenn es Sich darum handelt, aus 
der Verfassung und-Regel des Ordens die von der Kirche gefor¬ 
derten Eigenschaften des gottgeweihten Standes mit voller Sicher¬ 
heit herauszufinden, ist nicht schwer zu glauben. Da gebraucht 
es wahrlich keine Unfehlbarkeit! Es könnte nur die Frage aufge¬ 
worfen werden, ob der Papst in der Festsetzung der wesentlichen 


*) Initlt, Theolog. edlt. Mog. tom. n. p. 5W. 



m 


Eigenschaften and Merkmale des Status religiöses eine irrthüddichle 
Bestimmung treffen könne oder nicht. In dieser Fassung aber hat 
diese Frage beiläufig denselben Sinn, wie wenn gefragt würde, 
ob die Kirche bei Aufstellung von trennenden Ehehindernissen 
infallibel sei? Es sieht Jedermann ein, dass dieser Punkt nicht 
in das Capitel von der Infailibjlität, sondern in jenes von der 
Autorität der Kirche gehöre. 

c. Wenn der Verfasser den Papst auch in der Beurtheilung, ob ein 
Ordens-Institut seitgemäss sei oder nicht, infallibel sein lässt, so 
können wir auch dieses in abstracto, d. h., wenn es sich um ein 
blosses Urtheil handelt, gelten lassen. Handelt es sieh aber prao- 
tice um die wirkliche Einführung oder Aufhebung eines Ordens, 
so ist das nicht mehr ein blosses Urtheil, sondern eine Tbat — 
ein Willensact, wobei mancherlei Motive und Maximen im Spiele 
sein können. Wer wird aber die Infallibilität so weit sich er¬ 
strecken lassen? Nichts desto weniger aber möge der Ausspruch 
des heil. Thomas ernstlich behersigt werden: Cum aliqua religio 
per sedem Apostolieam instituta est, manifeste sese danmabileih 
ostendit, qui talem religionem damnare conatur. *) 

II. Abschnitt. 

Von der Errichtung einxelner Ordens-Convente. 

I. Eine Bulle des Papstes Gregor X. verordnete (1273)*), dass jede 
Erwerbung eines Ordenshauses von Seite der Bettelmönche an die Zu¬ 
stimmung des apostol. Stuhles gebunden sein sollte. Aach die Decre- 
tale Bonifa* VM. (1238) 8 ) ging nicht weiter. — Das Concfl von 
Trient 4 ) sagt von den Häusern sowohl der Männer- als Frauenorden: 
Nec de oetero similia loca edgantur, sine episcopi, in cujus dioecesi 
erigenda sunt, licentia prius obtenta. 

Endlich verbot Inaoceas X. (1652) in der Bulle Instaurandae 
jedwede Gründung von Männerklöstern ohne päpstliche Zustimmung; 
allein dieses Verbot galt nur den Kittstern in Italien und in den an- 
gran senden Inseln. <— Diese sind die Gesetsesstellen, welche für vor¬ 
liegende Erörterung den nothwendigen Anhalt bieten. 

Nach dem filtern Kirchenrechte (vor dem J. 1273) durften klöster¬ 
liche Niederlassungen bloss mit Bewilligung des Diöeesan-Bischofs be¬ 
gründet werden. Bis «um Coneil von Trient galt ein Gleiches mit 


*) Opusc. 19. contra impngnantes religionem. cap. 4. 
*) cap. reügionnm in VIto. (III. 17.) 

•) c. onm ex eo in VIto. CV. 6.) 

4 ) aess. 25. o. 3. de regal« circa flau. 
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Ausaalufte der Meudic/witen ! ) Das gedachte CenoU aber bestimmt«, 
dass neue Ord««sbä»ser ntdht errichtet werde» dürfen, m sei denn mit 
bischöÄteher %kei»BJ8s. JBs fragt sicln nun, wie dieser Cbiifliliar-Fje- 
acüuBs sf« vi^etfehfes sei, Wollte das Cooeilium die frühem ftestrlo- 
ttoÄeft ßufheij^ö u«d filr ulk klöster liehen Niederlassung«» hläi*‘ die 
Ltcefö IHöee«ar»-Htfc3Hofe eSögehoijf- wisse»? Oderhatte daatelbe 
die Intention, dass arneet' der Qeisofeiujgup.g des Papstes auch jeae des •; 
Bischofs eiageholt werde? Der ert&iK dar gefeierte Fagöattl 

und mH ih{tn eine Reihe bedeutender Theologen, Diese behaupten, dass 
ausser Italien bloss auter Zustimmung des . Bischofs neue Ordenahänser 
gegründet werden dHrien und ileidenstucl beseligt, dass dies su seiner 
Zeit gemeinhin üblich« Praxis in Ikutsuhiaod gewesen sei. Allein ei«e 
andere Gruppe von Theologen, Benedict 3ÜTV. -i ) an der Bpüsse, ver- 
tbeidigen di« letalere Awfctii, Aufiaiie&d ist aber in der Dedoctiou 
Benedict XIV., das« .«* f# «Öe IJettuagen eon Ofrdensliäiwerö die pSjitl~ 
liehe % sowie die bischöfliche Zustimmung fördert, da die erstem vor 
den» ConcU von Trient bloss filr di« Meadjcantan-Orthf» respwtive filr 
die Capuciner und hiinoriten vorgeschriebe* war« Wie lässt sich aus 
der angeführten 'Stelle tk» Concifs von Trient eine SvkheBeselu änkung 
dar biecJbö fliehen Gerechtsame berausfiaden? Allerdings nichts esr hat 
sieh ah»F bei de® römischen ÖericbtshÖfea lind Cnn^rsgatfemen i» »eümsr 
Zeit eine Praxis mißgebildet, welche dem geschriebenso Rechte .entgegen 
»st imd mit dem Geriehtsgehrauche steht nun gegenwärtig auchdie 
DöOirin der Schule int Einklang. Darauf beruft sieb dann auch der 
rechtskundig» Benedict XIV., indem ^ ?a^; (j^are cummuesa hodie, 
et in tribunalibue reoepta est opioiv, a*m Üccie regularthus» tarn intra 
ijueiu extra nova monostem, auf '/G6]a^iDttpij tim «ajtlegifl fun- 

dar«, «tda «fdsflopi locaife auetöritatet eedtA^t/dlcaa sedis {kestiam prae- 
terea neeeegorüua esse, 3 ) Wenn wie auch mit dmir 4«lv»r nugeben 
wolk®, dass blosse Privataaeicbteu dar Suhröftsteiler der reoipirte« 
Praxis der römischen CongregatiöÄe» «*«1*1* Ja®. müssen,' so dürfen wir 
doch, die Frage «ufsteUen, eh eine dieser Gerichts-Praxis aatgejp'ß- 
sifehftflde Gewchaheit, die wie im^ ^epwSftlgen Falle das geschrter 
bene Gesetz für eich hat, nicht g«ect-»i»ässig wäret — 

Ks drängt sieh hier dis praktisch wichtige Frage auf, oh «smb 
di« neürn AiBmediUBgcs tiiigjüeer Coegregetimwü, d»e Gründung neuer 

'*} N*o6 iim Coucit von Trient ging dies* Sesckränkuüg. gär nur inefir <J‘ls Co- 

puifriser uuä Minoriieo in, wrii *«>*£$« atitn übrigen Orden «nneweglJcbe 

Güter rö iiesUieo gesteiiew. 

*) De jyood, CSoec. L St, c, I 

*) !, «. n. 8. 

Mo/t drehte ffte. Aalh Ktrchenrecht. tll, Band. 22 





Fmuenklöster and endlich die Errichtung tob Regular-Hospitien der 
Gönebmfgtfng des heil. Stahles bedürfen. 

Auf Grund der Rechtsregel: odiose sunt restringenda, sagt der 
Aator, dürfe man die kirchlichen Decrete, wodurch dem frlher beste¬ 
henden jus commune derogirt worden, einsfg auf jene religiöse Famiiieti “ 
bestehen, tob denen dieselben ausdrficklich Erwähnung machen, darum 
eckeine snr Gründung einen neuen Hauses jener Gongregatiooen, die 
entweder keine, oder bloss einfoch« Gelübde ablegen, die Eriaubntes den 
Bischofs su genügen. Wir haben auch Entscheidungen der römischen 
Cottgregationen, dass durch bischöfliche Aotoritit errichtete Gongrega- 
tionen Ton Saecular-Priestern behufs neuer Ansiedlungen keiner firlanb- 
niss tob Seite des heU. Stahles bedörfen. (Ferraris tocc conoehtu*. 
Aber Gongregationen mit lebenslänglichen Gelübden?) 

Für die Errichtung neuer Nonnenklöster scheinen 1 die oben ange¬ 
führten Quellen die Zustimmung des Papstes nickt no fordern und der 
*{hnitrehe Canonist Feerante J ) fordert dieselbe nicht einmal für Italien. 
Allein der Verfasser fährt einen Fall ton Rieti an, wobei der Consens 
des Papstes gefordert wurde und schon Fagnani sagt: Praotioa est, nt 
erectiones (monasteriormn moniaünm) fi&at a sede Apostobea, tum 
propter gratiCs, indulgentias, privtiegia et exemtiones, qaae ab illa im- 
petrantar, tum propter facultatem eduocndi abbatissam ex aliis mona- 
sterfis pro nori monasterM instttntione. 

Zier Lösung der Frage, ob der Papist «ach bst Errishtang von 
blossen Hospftien der Regularen - seine Zustimmung «rthsifsn müsse, 
fährt der Autor nichts an. Der erwähnte Feerante a ) hält dieselbe für 
Italien nfleht für nothwendig, wo doch die Bille: Instanrandae ein stren¬ 
geres Recht eiugeftthrt hat. 

Gelten aber die für die Brrtehttmg eines Klosters beste h enden Vwr- 
schriften auch Ar eine blosse Translodnmg? Im Al l gemei n e n darf ein 
Kloster wegen BanfKlligkeit, ongesunder Lage u. s. w., ohne an die 
Nonnen bei der Nenerriehtmig gebunden su sein, an «ine andere Stelle 
desselben Ortee transferirt werden. Die Uebersetsung an eine andere 
Stelle desselben Ortes Ist keine neue Gründung. So- eBtsehfcden mehr¬ 
mals die römischen Congregatfonen 8 ) Nicht aber ist diese Freiheit 
mwh auf die Transferimng in eine andere Ortschaft su neutehen. 

Zuweilen hat ein Kloster das Privilegium, dass in einem bestimsa- 
ten Umkreise keine andern Klöstern errichtet werden dürfen. Allein, 
wie mehrere Entscheidungen der congregatio episcoporum et regulariom 


‘) Elements Juris can. p. 141 ed. Rom. 1854. 

*) 1. c. 

*) S. Ferraris Art. conventut. 
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beweisen, hindert selbst das Vorhandensein ■ eines solchen Privilegiums 
die blosse Traasferirung eines andern Klosters in die Nähe eines sol¬ 
chen pfiviiegirten nicht, es wäre denn, dass durch den Wortlaut 1 des 
Privilegiums auch schon eine Transferining ausgeschlossen würde» 

11. Die Ifeiaubaiss des Bisehofes 

1. Aasser der Genehmigung des Papstes ist für jede einseine' Klostec- 
stiftuag noch dir Lioens des Diöcesan-Biachofe vonnöthen: Denn die 
päpstliche Gonsens-Erthei]uag hat immer den stillschweigenden Vor- 
k behalt: „Salvo jure eplscopi.“ Und im Capitel „Pastoralis“ de pri- 
■<. vilegiis ist verordnet; quod reguläres obtinentes eoclesias pro. usu 
, suo non possunt jnconsplto episcopo in ipsarum possessionem introire. 
Der Bischof hat das Recht, die Execution der päpstlichen Genehmigung 
su euependiren und dem heil. Stuhle Gegenvorstellungen su machen. 
Diese Lioens kann weder der General-Vioar des Bischöfen ohne 
' SpecieUes Mandat, noch der Capitelar Vicar sede vaoante ertheilen. 
.«LDer.Risebof darf nur aus Gründen seine Zustimmung, versagen und 
i -üder. von ihm abschlägig heschiedeae Orden darf vermöge der Con¬ 
stitution Gregors ZV. „oum alias“ (1622) an die congregatio episco- 
• r porum et regulariwm and,. swar mit Suspensiv-Effeet adpeliiren,. 

.welche dann den bischöflichen Consens auppliren kann. Der Bischof 
f , rdarf demnach nicht geradesu ohne alle Formalität die Lioens ge- 
i > währen pder, versagen; sondern er muss jene, die dabei interessirt 
. ; sind, vorrrfen mtd nach angeetallter Untersuchung ein förmliches 
Deeret ablassem .worin die Genehmigung oder die motivirfe Versa- 
-.iqng enthalten, ist. < 

T.i, , UI. Des Bneht derRinepjraebe 4er im Orte schon befindlichen Re¬ 
gularen. Wir haben diesfalls ' *>m päpstliche Constitutionen, die eine 
von Olemens VIII, (23* Juli 1603) die andern von Gregor 
ZY-. djp, so. oben -allegirt. wurde, ln,denselben wird angeordnet: . 
,‘l f ;Da#s-der Bischof vor der fraglichen Copsens-Ertheilung die Obern 
.anderer Klöster desselben Ortes im Umkreise von 4000 Schritten, 
j. /sowie auch- andere’Jnteressirfe (etajiis interesse habentibus) vor- 
nifen und anhören solly uw in Erfahrung su .bringen, oh das neu 
. pu gründende aus swölf Religipsen bestehende Kloster seitlicher 
Weise ohne Benachteiligung der übrigen Klöster erhalten werden 
.könne. 

ß», Die fweitgenannte Constitution fprdort aber nicht unbedingt jene 
. ) Einvernehmung, sondern < gestattet dem Bischof, in Ertheilung der 
. , Lioens vorsugfhen > wenn er auf anderm Wege die Ueberseugung 
; gewinnt, dass die neue Stiftung die übrigen \ Klöster nicht beeinträch- 
. . tige. Jedenfalls aber steht den protestirenden Klöstern der Recurs 
.. an die congregatio epp, et regul. ofl&n. 

22 » 



5. Die beiden erwähnten Constitutionen bestehen Steh nicht auf die 
Frauenklöster, -weil vorausgesetzt wird, dass durch feste Dotation 
fHr deren Unterhalt gesorgt sei and darum 1 ihre zeitliche EkiStenz 
keiderGefahr ausgesetzt ist. 

IV. Recht des Pfarrers bei Errichtung eines neuen Klosters. 

1. Der Verfasser beweist in einer Erörterung, welche bein&he lO Seiten 
• ausfüllt gegen Pignatelli, Petea, Bchmalzgrueber, Leuren und Reiffen- 

stuel, dass der Bischof durch kein cabonisches Gesetz gehalten , sei, 
behufs der Licenz-AussteHung für die Errichtung eines Klosters den 
Ortspfairrer vorzurufen und einZuverniebmen. Die gedachten Autoren 
haben eine Bolche Nothwendigkeit in der citiften ConstifnttonCle- 
-* mens VÄL' finden wollen. > 

2. Auch der vorläufige Consens des Pfarrers ist für die fragliche Lieenz- 
ertheileng nicht erforderlich. Man brauchte die Kothwendigkeit' des 

f ' pfarrlichen Consenses selbst dann nicht zuzugebOn, wenn die> Ansicht 
■ richtig Ware, dass der Pfarrer vorläufig einvertiommen Werden müsse. 
Den» es kann ja auch hier ein Gleiches statt haben, wiesln allen 
jenen Fällen , wobei der Bischof dach dem canonlstheir Gesetze das 
• -Kapitel zwar befragen muss, ohne ad dessen * (Dünsens gebunden zu 
sein; ln der aufgefiihrten Constitution Gregors XV. wird allerdings 
ein zweifacher Consens gefordert! der Ordensoberen der umliegehden 
Klöster in der so eben angegebene» Weise utftF der Consens der 
Ortsein-trohner (Gemeinde)' taätolfch dann, wenta ’ete r Mendicaöten- 
•Kloöter gegründet werden Soil, Und ini’ betreffenden Orte nicht Sehon 
bisher Religiösen existirten. Allein die Erforderlichkeit der pfarr- 
lifchen Zustimmung Üsht Oieh Weder ans dieser QueHle noch aUs der 
Bulle Clemens VDI. mit BbWeikesktaft ahleiten. ! 

'3. Dessenungeachtet ist aber dem PfiitVer das Recht nicht benommen, 
einer solchen Stiftung entgegenzutreten, wenn er sieh durch dieselbe 
in seinen pfarrlichen Rechten beeinträchtigt glaubt. Er Tdarf nSihlteh 
a dfecreto episcopi erectionem concedenti# an die heil. Congregation 
’ dir-Bischöfe und Regularen recnrriren. Allein von welcher Art 
müssen die Präjudicien sein, damit der Pfarrer mit seinem Wider- 
Spruch durchdringen Zu können Hoffnung habe ? Eii»e Klosterstiftung 
kann dem Pfarrer Vortheile ranben, za denen er stricte fein Recht 
hat. Dergleichen wäre die Schmälerung wirklicher PfarrTechte, 
z. B. des Zehentrechtes, des Rechtes, die Sakramente zuverwalten, 
in wie weit dieses Recht bloss dem Pfarrer zusteht u. s. w; Um 
derlei Rechtsverletzungen abzuwenden; darf der Pfarrer von der Ge- 
stattung des Bischofes adpelliren, wie aus dem eap. inteileximus 
erhellt (I. 32): NuHa eCCieaia in präejudicium alteTius eSt eon- 
struenda. Allein wichtiger und Schwieriger ist die Lösung !m andern 



min, Tbi« nfcnMtfc di« flrhmftkrttur tott Kdtsotgenritttti Vortlieüen 
so befürchten: itt^ woxu dec) Pfarrer streng genommen; kein: Recht 
. bst. Dahin gehören die voraussichtliche Verminderung freiwilliger 
Oblationen, Abbruch des pfarrlichen Gottesdienstes und desf Begräb¬ 
nisses in der Pfarrkirche, geringerer Zuspruch im Beichtstuhl u. dgl, 
Solche Präjudicien geben dem Pfarrer keinen sichern Anhalt,. tuq 
eing klösterliche Ansiedlung hintertreiben xu können. Als Beweis 
dafür dient in Ermanglung positiver Entscheidungen vor allem die 
Analogie bei Errichtung der Oratorien und Kapellen, wobei die 
römischen Congregationen den Grundsatx befolgen, dass die blosse 
Verminderung des Concurses beim Pfarrgottesdienst,, so wie andere 
die Pfarrrecble nicht eigentlich verletxende Präjudicien den? Proteste 
des Pfarrers keinen Erfolg xu verschaffen vermögen. Ferner ist an 
.. die Begünstigung xu erinnern, welche schon in frühesten Zeiten der 
Errichtung von Klosterkirchen xu. Theif wurde. So x. B. gestattet«) 
„.das 9. Concil, vpn Toledo (655) bei Erbauung einer Kirche oder 
eines Klosters selbst die Belastung der Kathedrale. Auch bemerkt 
, d^r Verfasser, mit Recht, dass fast nie eine Klostergründong au 
Stande kommen könnte, weaji eplche Nachtheile in Anschlag 
i xp bringen wären, da ja dieselben fast allemal stattfinden und da^ 
.wenn ein Orden durch die päpstliche Adprobation einmal legitimirt 
sei, auch dessen Ausbreitung nicht.nllxi» lästigen Beschränkungen 
unterworfen werden dürfe. Endlich wird den Pfarrern^ welche sich 
darüber beklagen, dass ihnen durch die Klöster die freiwilligen Ge¬ 
schenke der Gläubigen entzogen würden, ein sehr instructives und 
fassliches Kapitel aus den Werken des seraphischen Doctors ') vor 
Augengehalten. — Nur dann, wenn die Existenx eines Pfarrers! 
fast ganx ton solchen xufälligen Beiträgen abhängt, ist eine gerechte 
Ursache, eine solche Ansiedlung xu verhindern, vorhanden. ‘ 

Endlich die Frage betreffend, ob auch amovible Seelsorger das 
Recht der Einsprache gegen Klosterstiftungen haben, ist «u unter¬ 
scheiden , ob dieselben einem parochus principalis unterstehen oder 
, picht. Festeres ist der Fall bei wirklichen Ordenspfarren und über¬ 
haupt bei allen Seelsorgen, welche plenjo jureincorporirrtsiqd. Hier 
hat der V^ean bloss d«e Ausübung der, Seelsorge,) die Vertretung der 
Pfarrrechte aber steht dem Kloster als. parochus habitpalis xu, und 
dasselbe hat. daher auch das Recht, die in Rede stehende Einsprache 
»u thun.. . Hat aber ein amovibler Seelsorger keinen Haoptpferrer 
über .sich, wie dies bei den sogenannten Succursalen in Frankreich 


*) Libell. Apolog. tom. 5 operam p. .700 cd. Venet, 1754. 



and Belgien seit 1802 der FaRiN,so^stiMitote'idas gtidäfchte 
Recht *a, wem sie schon keinen fiste Titel haben.! <' 

V. Die in einem Kloster canonisch geforderte Anzahl von Reli¬ 
giösen. Das Concil von Trient *) verordnet, dass allen Männer- und 
Franenklöstern so viele Religiösen zugetheilt werden sollen, als entweder 
durch fixe Einkünfte oder durch Almosen erhalten werden können. Das 
mehr erwähnte Decret Gregor XV. bestimmt noch näher, dass in allen 
Klöstern, religiösen Häusern u. s. w. nicht weniger als zwölf Brüder 
oder Religiösen wohnen sollten. Nach diesem Decrete erschiene eine 
geringere Anzahl absolut unzulässig und unerlaubt. Allein ein auf Re- 
fehl Urbans VIII. (21. Juni 1625) herausgegebenes Decret der Con- 
gregatio Concilii enthält einen Beisatz, der unsern Gegenstand ganz 
anders erscheinen lässt. Nämlich nachdem müt Berufung auf die Vor¬ 
schrift Gregors XV. di$ Zwölfzahl neuerdings vorgeschrieben worden, 
kömmt die Klausel: alioquin monästeria !... in quibus duodecim religtosi, 
nt supra, sustentari atque inbabitare nön poterunt et äctu noh habitav&runt, 
Ordinarii loci Visitation!, Correctioni atque omnfmodae jurisdictioni sub- 
jecta esse intelligantor. 2 ) Demzufolge ist eine 'geringere 'Zahl als 
zwölf nicht untersagt; aber ein solches Haus verliert ipso facto das 
Privilegium der Exemtion und wird der Aufsicht und Jurisdiction des 
Ordinarius unterstellt. Der Autor vermuthet, dass dieses auch von 
jenem Kloster gelte, welches zwar 12 Religiösen ernähren könnte, aber 
doch factisch von einer solchen Zahl nicht bewohnt wird. 

; VI. Anwendbarkeit der vorausgehenden, gesetzlichen Bestimmqngen 
bei Errichtung von Frauenklöstern. Ferraris behauptet zwar,; dass bei 
der Gründung eines Nonnenklosters alle Solemnitäten zu beobachten 
seien, welche für Männerklöster gesetzlich bestehen. Allein diese Be¬ 
hauptung ist nicht leicht erweislich, und wenn wir Punkt für Punkt 
durchgehen, werden wir uns überzeugen, dass wenigstens das ge¬ 
schriebene Recht die gedachten Formalitäten für die Stiftung von Nonnen- 
Conventen nieht so deutlich und bestimmt fordere. 

1. Vor Allem ist die päpstliche Genehmigung zur Anlegung eines Frauen¬ 
klosters in keiner der am Anfang dieses Abschnittes aufgefühtten 
Gesetzesstellen direct und an und für sich gefordert, weil alle nur 
die Männerklöster ausdrücklich nennen. Wenn aber die Nonnen 
dennoch für die Errichtung neuer Klöster häufig an den heil. Stuhl 
reearriren, so geschieht dies aas anderen, schon früher berührten 
Ursachen; allerdings begünstigen dann solche Anfragen das Auf- 


l ) Sess. 25. o. 3 de regul. 

*) Ferraris voce „courento*“ art. 1. a. 27.' 
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kommen einer Praxi«, wahohewenn »lebt «antra, «Q deck praeter 
lagen scriptam ist 

2. Eben so wenig ist bei firriehtong eines Nonnenklosters die Einholsng 
des Consenses ran Saite anderer Klöster nothwendig. 

3. Dass auch für Frauenklöster zwölf Mitglieder gefordert werden, lässt 
sieh mit Bestimmtheit nicht beweisen. Allerdings ist aber auch 
hierin auf die Praxis der römischen Curie xu achten,, and schon 
Fagnani J ) bemerkt, dass die Congregatio episc. et regol. bei der 
Prüfung der gesetzlichen Erfordernisse behufs der Stiftung ehus 
Nennenklosters auch die Forderung stelle: at ereetio non fiat pro 
pauciori numero quam duodecim monialium choristarum. 

4. Das Conciliäm von Trient hat der Zahl der Mitglieder sowohl in 
Männer- als Frauenklöstern auch eine bestimmte Sehranke gesetzt. 
Es soll keine grössere Zahl aufgenommen werden, als dis Susten- 
taiions-Mittel des Hauses oder die durch Almosen su hoffenden Bei¬ 
träge gestatten. Der Verfasser drückt den Wunsch aus, dass die 
Erfordernisse bei Errichtung von Fnaoenkltistern van solohen, denen 

■i mehrere Documenta sa Gebote stehen, noch mehr beleuchtet wande n 
möchten. (S. 344 — 310.) 


iil» n g. 

Die gesummte Kirche betreffend. 

Deere« der Consrcgatlon super statu regularlum. 

Sc, Heiligkeit Papst Pius IX., bewogen durch die Bitte des apo¬ 
stolischen Commissärs vom Orden der allerheiligsten Dreieinigkeit, hat 
über die Natur und Beschaffenheit der einfachen Gelübde, wie selbe in 
der Encydica der Congregation vom 19. März 1857 vorgppchrieben 
werden, und über die Verpflichtungen und Privilegien derjenigen, welche 
sie ab legen, für diesen Orden der allerheiligsten Dreieinigkeit folgende 
Bestimmungengegeben, wie gegenwärtiges Decret mit apostolischer 
Autorität angibt und festsetzt: 

1. Die einfachen Gelübde, vpn denen es sieb handelt, sollen von 
Seiten des Gelobenden fortdauernde sein, als solche nämlich, welche 
ihrer Tendenz nach zur Ablegung der feierlichen Gelübde hinstreben, 
und in diesen ihre Vollkommenheit und Erfüllung erhalten. 


‘) De oflkio Ordlnarll «9. grave n. 53. 
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• & 8M» Disp«svendi<fc«ft einfachen'Gelübden*istdamheililttiihl 
Vorbehalten, am welche die Professen aus dringenden wichtigen Ursachen 
bittweise nachsnohen können. • 

3. Diese einfachen Gelübde können aber auch von-Sette des Ordens 
Im 1 Acte der Entlassung desjenigen, der sie abgelegt hat, gelöst werden, 
00 dass die Professen an und für eich von allem Bande and Verpflich¬ 
tung besagter Gelübde frei werden. - ' 

■4; Die Vollmacht aber, diese Professen der einfachen Gelübde au 
entlassen, steht dem' apostolischen Commissör des Ordens mitn seinen 
General-Rüthen; an. Dersel be apostolische Commissür mit seinem General- 
rathe kann auch in ausserordentlichen Fällen vorzüglich 1 für entlegene 
Gegenden and Orte bewerte und weise Ordensmänner, deren wenigstens 
drei sein müssen, sakdelegiren^ dtV Entlassung zu erfteilen. 

’ 3. Obwohl beim Beschlüsse einer Entlassung die Form weder «Ünes 
Processbs, noch Gericht«? erfordert wird, sondern nach dllefn-er bannt er 
Wahrheit eines Thatbestandes zur selben geschritten werden kann, so 
sotten -doch die Oberen mit grösster Liebe und Umsicht, and ans 1 ge¬ 
rechten tmd vernünftigen Gründen ,■ mit Entfernung oller tnraschiithen 
Rücksicht' zu Wdrkr gehen, sonst würden sie nur schwer ihr eigenes 
Gewissen belasten. Niemand aber kann entlassen werden auf Grund 
einer Krankheit, welche erst nach Ablegung der einfachen Gelübde er¬ 
folgt ist. 

6. Die Professen dieser einfachen Gelübde sollen aller Gnaden und 

Privilegien theilhaftig seifig vföcbd die Professen der feierlichen Gelübde 
im erwähnten Orden rechtmässig haben, geniessen und sich deren er¬ 
freuen. ‘ ' vV ' - “ • 

7. Die Ordens-Oberen, die es betrifft, können füg dergleichen Pro¬ 

fessen die Dimissorien verleihen sur Tonsur und den niederen Weihen, 
jedoch mit Einhaltung dessen, was das Recht hierüber angibt, und was 
Über die Weihei! von Ordensietilen vom apostolischen Stähle vorge¬ 
schrieben ist. 1 ' •' ' 11 

8. Die Jahre der Professablegung, die im besagten Orden erfordert 
werden,- daös Jemand die'active und passive Stimme erlangt, und su 
den -Officien Zugelassen werden könne, sollen vom Tage der Ablegung 
'der einfachen Gelübde gezählt werden, und die Professen der einfachen 
Gelübde sollen bei Capitular-Verhandlungen ihres Conventes : Btimme 
haben, wiefern und Sowie es die Professen der feierlichen Gelübde haben. 

9. Die Professen dereinfachen’Gelübde können das radicale Eigen-* 
thumsrecht, wie man sagt-, ihrer Güter behalten, aber die Verwaltung 
derselben, die Verwendung und der Gebrauch der Einkünfte ist ihnen 
gänzlich untersagt. Sie haben daher für die Zeit, so lange sie in der 
Ablegung ihrer einfachen Gelübde beharren, die Verwaltung y -Nutz- 



rt üw ag änd^Gdwomtante öde# /wwmsi«-es für 

gut oder beliebig erachten, auch ihrem Orden abzutrete». > " 

10« Die Professen der einfachen Gelübde haben in dtra Profess- 
oderStadienhäusernzu verbleiben, and ein gemeinsames, vollkommenes 
Leben'zu fahren. . . ' , 

11. Zur gültigen Ableguhg der feierlichen Gelübde nach jener der 
einfachen wird die ausdrückliche erfordert, and es ist desshalb die ge¬ 
heime Ablegung ganz ab geschafft. 1 ’ • r 

' Dieses hat Se. Heiligkeit bestimmt und festgesetzt, ohne dass was 
immer Gegenteiliges, wenn es auch einer besonderen Erwägung würdig 
wäre, hindernd einträte, das Se. Heiligkeit in apostolischer Kraft ab¬ 
schafft und als abgeschafft erklärt. ‘ 

,1 ' , i ' ■ • ’ ■ { ■ . r 1 ’ i 

. Gegeben sp Born aus der Secretaire der Congregatiop super statu 
regularium am 17. Juli 1858. ' , , , t 

A. Erzbischof von PAilippi, Secrptär. 


1 Oesterreickisehe Recktsquellen. 

Erla** des IfeoeHw, Hfn, EnblMhafa v«n Olmäta ln 
.. de* kl^cbUcban BejrftbiMsiw. , 


Fridertcu* Ritiria ihüeratione et S. Sedis Äpostolicäe graiia Ärchi- 
' episcopus Olomucenm , etc. etc. 1 


<u Cum justa adsit ratio metuendi, ne quidam hujus Nostrae Archi* 
dioeoeseos Curati, Ordinationes Nostras in literis pastoralibus ddo. salutif. 
Annuntiatienls ansi 1857 exeoutiopi mandando, in casibus quibusdam 
«omplicatoribus variist dubiis angustientur, vel ingratis collisionibus inre^ 
tiantur; • eapropter bajuscemodi difficultatibus «vitandis , consili» enm 
Exoellentissimo Domino C. R. Cultus religiös! Ministro collatis, soqoen- 
tia adfauo Akcto Clero Nqstro corato , — ad praefatas Nostras Htünas 
pastbraies, prout et ad- reseriptum ministeriale ddo. 30. Octobris l857» 
Clero Arditdfoecesaneo per Currendam Consistorialem XU. anni 1857 
sab Nr. 8ß84 iatimatum, respieiendo, — observandq proponimus: 

Quaado aderit casus ut «fticui defuncto sequentibos ex causisy in 
citatis literis pastoralibus statim in capite allatis, puta: 

a) morientibus in duello, etiamsi ante obitum dederint poenitentiae 
signa, 


b) manifestis et publicis peeeatoribus, qui sine poenitentia perierunt, 

c) iis, de qtdbus publice constat, quod semel in anno non susceperint 



Saftrawenta Gdnfesstonla etCoviinanianis In Paodka> efc «bsqne «Mil 
signo caatritioais oUarunt, • 

sepultofa ecoleSiastiea neganda yideatur (qooad reliqoas personas 
ibidem recensitas, absque eo dubium vel adeese non poterit, Tel quae- 
stionis 8olotioni jam per rcscripta ministerialia ddo. 21, Maji. 1856, in 
typstris snpra laadatia literis pastoralibus Clero communicata, ei ddo. 
30. Qctobris 1857 , de qao jam supra, gufßcienter est proyisum) ahp- 
qae mora et Tia brevissima concernentes Curati casom Offioio Nostra 
Archiepiscopali indicabunt, Ejusque decisionem expetent, Quodsi yero 
reepectu publicae sanitatis concernentis cadaveris tumulatio Dollarn prorsus 
moram ferret, ad provisoriam inbumationem ita procedent, ot tale 
corpus interim, i. e. usque ad expetitae decisionis intimationem extra 
aream ritualiter benedictam coemeterii catholici homo mandetur, non 
tarnen ah'o in loco, quam in eo, qui in obsequium Nostrae Ordinationis 
ddo. salutif. Annontiationis 1857 pro acafholicis, aliisque personis, Se- 
pnltora catholfca carentibus, destinata, separate et decenter adaptata fuit. 

Unde dilectum Clerum Nostrum curatom profecto non potent am- 
plios latere evidentissima orgensque, qua stringitor, necessitas, ejusmodi 
loci, ubi id hucueqoe odhuc fuit praetermissom, qoam citissime de- 
stinandi, separandi et adaptandi, qoare moram, qoam Coratorum non- 
null! in hoc negbtib perfiöiendo trabnnt, admodnm aegre ferrentes, 
omnibus, qudhria Interest, in ^Irtnte sacnke obedlentffte canonicae man- 
damus et praecipimqs, ot Nostris dispositionibu*, in saepe memoratis 
literis Nostris pastoralibos expressis, omni ulteriori dilatione seposita, 
et invocata etiam, in qoantom opus fuerit, Officii Nostri Archiepiscopalis, 
sire «daamistrattonis politfcae iaterrentione, execotioni mandandis in- 
combant, ne, iteratas Nostras provoeationes spernendo, culposis negli- 
gentiae ommissionibus inobedientiae quoqoe reatom jongant, et collisionibus 
1 Bgratissimis, aoctoritatique ecclesiasticae valde praejodicialibus loetun 
faciant, quorum tune profecto culpa ipsis solis jure merito attrtbuenda^ 
et «eri animadyersione repreihendenda, censeretur. Qua de causa etiam 
emnes Oecanos foraneos eo obligamus, ut protocollis Yieitationutu aub 
quaestione I. A. 5, notitiam quoque inserant, an, et in quantum Ordi-r 
nationes, in Nostris Utteris circularibus ddo. salutit. Annuntütäonis 1857 
contentae, in loco peractae Visitationis canonicae execotioni jam fuerint 
mandatae, vel quibus de causis ejusmodi executio impediebatur. 

Dabamus Olomucii in Residentia Nostra Archiepiscopali die 5to 
Junii 1858. 



m 


• . r'/ , der Wiener Kirchesxeitiag ,i8WNr»d30 |. •» . ( . 

-nt CoteiliMa; prommoiale; Mfe coaiwtu a peovineiae eojOsdam qecle^ 
Mcae AntistÄibuS pro > moierandis atoribus, benrigendisi exbeseibnsi 
controyersiis componendis aliisque ex sacris «anonibtis permisis dubia 
farnia haJbatusy ■ -i 

Goneilkim provincialeconvoodre, eidemque praesiden oompetit lie-> 
tropolitae; eo auteui legittaepraepedito vel sede metropelitaria rasante 
täm convecatie quampreesidiumad Episcopum snfiraganeum antiquiorem 
spectet,„lioetinter convocando» babaautarPraeetdes dignitate eum prae-i 
cedtötes. Epiacopi Sedi Apoetolicae immediate sobjecti tenentar virfnae 
Mgtmdam provincibe eeelesiastieae > ooncüium au vioe proeaöiper seH* 
gN*i qao facto in ipSo comperendijw et obligationem haben t; 

( AbbaUs« qai in popolum joriadictiopem qoasi epfawfabn ege fr ean fr 
ßdire tenentnr condlium prorjnciae, intra cwjüs itrainos distrtetu», «bi 
popeio praesunt*; siia eet. Hisoenecnon Vicariis capkalaiqbns Am» 
ceeänaiy qudrtan Antistitefe eoncilinm provinciale oonftitanpt, -safiregiaib 
deeisfcyum competit . ►< 5 :«• 

Metropolita, antequam paJlium aceeperrt, «onoilium provinciale ent* 
yocare aut praesidium gerere nequit; ad episcopatum vero designatus 
quamprimum confirmationis aut translationis bullam acceperit, coucilium 
provinciale, ad quod episcopatus ei colhrtüß spectat, cum suffragio deei- 
sivo adire potest et debet. ! " 

T<, ,, • 1 ' '» f»; >. f i h , » ) 

Episcopi auxiliäres yel Metropolitan vel aliis concilii patribus ad- 
adjuncti, Capitula naetropolitarum et cathedralia, ecclesiarum collegia- 
terum Praepositi, necnon Abbatest Praepesititi, Prions eoeventuales 
atque Superiores previneiales reguhtrium, qui animarum ourae operam 
navant, aut ^dorüm monasteriis domfbusve beneficia curata incdrpbrata 
exiStunt, ad coucilium provinciale vocandi sunt et consultativiim in eo 

a , i “ • *• . ’ , , 

su.ffragium exercent. Capitulum metropolitanum per treu, , cathedralia 
per düQs procuratores a canonici» suffragiis- absolute raajoribos etigendos 
comparent. • *’>'•' 

Concilium provinciale ihdicitur ope epistolae conyocatoriae Cbnven- 
tus celebrandi tempus statuentis. 

Legitime yocatus absque causa legitima, a Metropolita probauda, 
non ahstt. Omues, qui «uffragii decisvi jure, gaudant, sir legitime impe- 
diti abfuerint, procuratores mittere possunt et debent: >quiansuffiregium 
deoisiyow, an consuhatiyuni laturi sint, oonriliam proTiUCiale de casu 
ad casum decernet. r 

; Tarn Metropelita quam ceteri Concilii proyincialis patres eurem 
habebqnt, ut secum adducant yjuros et doctrina et rerum gerendarum 
Cfperieptia claros, quorum consilio. iq decretis praqparandis utautWi 



Qombt «taroifi» yr»* iMfc fr«ä »^CBtaftiMMUr vä>99lt&)p*fttae vpl 

Episcopi concilio protindftli iwtwetm exopteot, strffragH ’quidem decisivi 
jod ipsis defom mm poteft f «Marne», nlsi peealiariaplaaereruri «d- 
joadta aliter beri soadeant, sedes hoaorifioa eis «ssfgnabitar -et fratern» 
«♦rum consilia, adhibebuntur. 

ln sessiombas publicis Capitalam ecclesiae metropotttafMe v«i st 
coatiliua in catbedrali. qaadam provinoiae ecclesia celqbrare oonügerit, 
eMlesiae hqjos Capitalaro capitalariter pfoeedein aderfc. 

Tain insessioöibus pabücjs quam in oapgragatisilbas privatfg 
Episqopt exemtty qoi coucilium provinoiae rwpeetivae selegeroift, prao- 
oedent Antistitos comprovinciaies, ntei.boram aliquis cardinalitia digüi-t 
nate praefuJgeaV Ceterum Episcopi comprovinciaies loca soa seMdp 
consecrationis eptneopalis susceptae tempasbabebunt; salvae tarnen 
qaaad alinegeaenis cooventas peananeant praerogativae, qoUws eoram 
Mdesifianan petiuntor; deferatar quoqae privtiegnsa & Scde otmcasafaq 
naodb eapressis verbis ad concili«: paovinciali« extendantur. , 4n Üa^te > 
dioecesanos Episcopi aaxüiane» sequentur? 1 ) bos aottm Abbate» payn -» 
lnm habentes, Vicarii capitulares necnon ii Antistitum absentiumproea~ 
raiarea, friban eonciliwn vooem dtcisivam confeTeadam oensuttrit. 

• , , • , t ' . . • 1.. - ■ { ii« , t / 

■' * •-* - «■ * • 

*) «^ua^Tia ( Abbaues nqlJias et YJuoaxii cap^tularesdioecesim sede vacante admi- 
Distrantes suffragii decisivi jure potiantur, in honorem tarnen dignitatis epis- 
copalis consultum esse vldetnr, nt post Episcopos in partibus sedeant, 

*) Congruimt esse videtur, nt snffraginm decisivum habentes In coneilio provinciali 
praeceddnt reliquos in eodent ordinis gradu constitutds. ln oonciiio provin- 
cMlt'Fartsiensi anfao 1049 ©ejebraio Paqoertcanonicus qua episcopi Garanten- 
sis procurator oaptotfum metropolUanuiB,. imo et praesples extraprovinelale« 
antecessit. Ceterumde ordine sedendi et yotq proferendi in concilio pror 
vinciall observando Caeremoniale Episcoporum Hb. I. cap. 31. %. 15. haec 
habet: „In sessione vero, et ordine proferendi vota, observatum est, nt 
Episcopi praecedäht joxta ordinem eorom promotlonis, nnllo hablto respeetn 
lad dtgofttitem, vel praeeminehtiam Ecclesiarum. Dignitates et Canonici Cathe4 
dralis Ecclesiae, cnm capitulariter procedunt, aut sunt, praefernntnr ctttorJ» 
,ojpnibps; alias Ab^ates titulares, pi habentes nsum Mitrge praecedunt, et post 
eos Commendataril, deinde Dignitates, mox Procuratorea Capitulorum Eccle- 
sianun Cathedralium, deinde caeteri pro cujusqne dignitate et gradu, ut cap. 
‘ XXIII: §; xxfa. Ub. I. de ordine thurificandl eolligere licet;“ 

ln praefato coneilio Patfslensi, qui ad aessionem primam prooessnri eonM- 
; venmrtmt^ita oecenseatur: 

te ^lUoftrissimfl» ac Rcverendissimms Arcdkiepiacopns»Parisicamls, cmn 
Illuatrissimis ac Reverendissimis Episcopis Meldensi, Versalien»! et Bl^aena^ 
qui ompes rochetto et piosetta violacea induti erant; 2. admodqm Revqrendus 

; 1 I, j f ' . ' * > 1 f ’ < ! ’ ’ ‘ ** I 

Episcopus Aurelianensis designatus cum rochetto et mosetta nigri coloris, et 
Reverendiis D. Päquert procurator IllustrissimI ac Reverendlasiml Episcopi 
Carnütensis; 9/ V^ttisaimus ac Rfeverendiasimos Archiopiebopus Senouensif^ 



Pqst ipsen Capital« metropolüano mu cathsdntt locus hü , quodei eapi- 
tularitar prooedens adsit. Pos* Capitulam Abbatibus sau Praapaaitis 
poptdum na» babentibus, Episeoporum proeuraterfbns süflraghan oomuL- 
tutivum latpris et Capitulorum metropoEtani et eatkedraläim Aeputatis 
sedes asaignanda vanit. 

Cetarum da praeaadantiis in opnciUoproviaaiali habendia \ canoüiun 
provinciale omni recursu reseieso proountiabit. . t 

Metropolita concilio psaesidans mitram pratiosam gerat;.. Episeopi 
mttris aurophrygiatis, quantum fiori possit, unif«rmibu% Abba tos et. aEi 
,fwntificaUtUM uaam habentes simplkibus ex sariea utantwi 1 ) : 

Daereta coacilii provjopiaUs. Sapctaa Seda propejMuda afr imnnuii 
post obtentam ejus approbatiopnnt promulganda sunt. 

... ’ " LITTERAE . 

:ab Eurinantipsiiao &.■ Gongraghtienis ConciUl Pra*Fe«to ad Prineipem 
Archiepistoopum Viennsnsem datae. 

PerHthufris ac Reverendissime Domine üti Frater t -‘ 
Norme celebrandi provinciale Concilium, quam in scripto mihi tra- 
dito die 2. Aprilis complexus est, Amplissime Domine,' lubentissimo 
anfmo sedalaque ättentione perlecta est ab hac Sacra' Congregatione 
Tridentino juri vindicando praeposita, quemadmodum in votis Te habere 
nignificabasK ■’ Ifaque non sine mSxima anitili mei laetitia Amplitudini 
Tuae testatum facere debeo, nihil ibidem adhiveUtam ftddse, quoffprag- 
maticis Sacrorum' Canonuin et Ecclesiasticae disciplinae institutis adver- 
setur. Insuper Tibi non minori gaudio significo, Sanctissimum Dominum 
Nostrum, cui res haec relata est, id maxime gratuni habuisse, simulque 

~ > V •* '-..V. f. 'I \ . . \ :i •• ' » 

... et ÜJustrlsslmu« et BeTe—ndjuimps Episcppu* reqheftf efem«etta 

▼lolacea; 4. cayitulum ParUiwte;- d^putati capityloripp aathedrallnm, tnnu 
com Inslgnlbus propril capituli; th eologi, canonistae et Concilil adjutorea com ha- 
bl tu! eher! sibl proprio“ Et'in processltme Sequestern teaaemut' ordlnem: Th eologi 
et oanonlstae, quoruin primi InqeAnaf, qu 1 «b Epiysopo Aurelianenei fesigpalo 
aeciti, sunt, posteriores rero, qni a Reverenqissimp Romino Arohlepiscopo 
Parlsiensl designatl sunt; Capitulorum cathedrallam legatl; Capltulum metro- 
polltanüm* Eplsoopl eitraprovlnciales cum bapellanis extra ordinem ; Prooura- 
•tor Eplsoopl Gefmitensls; Aurellauensis E^lseopu* designatas; Epttcopl eom- 
: prdrtaictale« tü «tpdluüi extra' oMUn Dominas Arehiipiswyai; 

. . ConoUli adjutorps.“ Acta conc. pro». P«rif, p*0- 206,.£01. 

*) „Epl&cqpi caplgnt sscjra PMMlenta, hoeeet, : supra Roehyttum AwtctumyBW- 
vialia et Mitras auriphrygiatas uniformes, Arehleplycotyus rero Concilio Rffq- 
sidens indutus erit Amlotu, Alba, Cingulo, Stola, et Mitra pretiosa. Abbatys 
' benedlctl pariter cum PluTlallbus et Mltris simpllcibus.“ Caeremon Üb. I. o. 
" ••• «t. fl «1. ‘ • '• •'* ■ •’ 



«tqnyris lapdifo «omtaeafdasir pnopositttm Tadln 1 retnfegrdndf P 1ii 1 Aö- 
strtaca ditione intenaissum condliorum «elebrandorum osutn, Stttfo ftc 
farmte «* ssxtlisnte Deoinchoate Jan intar Sanctata Sed^m efAugtl- 
stHBMpain hsperatorem vesthnm coneordia ad ex i tum perdacatur. *Si 
enim «Synodalium conventuum celebratio nullo non tempere ntÄfseima acdlüt 
K scicd t > Bat amt quidern, quum post anteactas diatinas viefesitudines 
rem saeram componere cdntingnt, 1 necessaria in istis regionibns sine ülfto 
duModicsndaeasevidetur. Quapropter nHiil safte magis opportunum 
etit, qaam qfad in erbe lmperii principe exemplum praeineeat, quod 
ceteri Antisttites sequendüm sibi proponant. Ceteram quam devoto stftdto 
ao religiesa diligentia in Synodaflium decretorum confeotione Sderorum 
Canonum sanctionibas et Pontifioum Romanorum mandatis Inhaerette 
propositum Tibi habeas, ex eo certissimum pignus existit, quod veluti 
filius obsequentissimus Romani« Cddesia«, omnium matris et magistrae, 
aufitorimtem coasuluisti xel in ipsis stabiliendia legibus, > quae rationtm 
rite habendi sessiones concüiares respiciunt. 

Qua d* re pecullares quoque raeas graiulatiooe« adjioio spt animum 
Tibi addere gestio, ut praeclara et salutaria quaeque capessens,de Ec¬ 
clesia Dei tnagis et magis in dies bene merearis. Tandem singuläres 
aestimationis meae sensus profiteor Amplitudini Tuae, „cqi fauste ownia 
ac salutaria a Domino precor AmpUtudinls Tuae r 

, Uti Frater Studiosüsimus A- M. Cagiano Praef. 

Romae, 16. t Aprilis .. 1805., . ..... 

A. Guaglia., Secretprius. 

' > l’*l > '■')!j.l 
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Rechtsquellen der deutschen Bundesstaaten r- 

IHM MWhMlehe «rMnariM ln MdtteUlrarg an den 
fteehwflndigen Btteeaamcieraa . 1 

- i ,I i.i m*> 1 :.i ; ;)uj,1/ .. . 1 1 : > ■ ■ • * >' ’ * : * *• 

. uDssohi :die< ÜEorte, weiche der. heilige Vater in der *—d«r Con¬ 
ventton beigegebenen Instruction an den Bischof richtete 1 : „Dbbfebte ad- 
Vigüäre, ut onines BeneficiaHf residendi legem observent,‘ r ’haben Wir 
Uns"' «ufgefordert gesehen, die hinsichtlich der canonischen Residens- 
pflipht {ler Geistlichen in Unserer Diöpese bestehenden Einrichtungen 
;niqer allseiligen Prüfung su unfanstoltak Es galt hiebei einentheils su 
untersuchen, ob' die hergebrachten Diöcesan Vorschriften und particu- 
latfe» Einrichtungen ak ausreichend erkannt ■werden dürfen, um die 
EHrhalttmg * dds von der hell. Kirthe su allen Zeiten mit dem tiefsten 
Erp sie ^handhabten Gesetses über die Residens Seitens der Cjeriker 
sicher su stellen, anderntheils ob nicht in der seitherigen Art der 
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Ueberwadtang der ftesfdenxpflieht, and n&herhin io de» A*t,in welcher 
xeftlfehe Entbindungen von dieser Pflicht — Urlaube — oachsamtcheo 
and so erholten wen, andere Einrichtungen und Regelungen su treffen 
seien.- In erstem* Hinsicht haben Wir Uns flberxeugt, dass die Ar die 
Befolgung des kirchlichen Gebots der Residenxhaltang bis jetst bestan¬ 
denen portionieren Vorschriften — im Gänsen genommen und abgesehen 
ton den Behörden, ton welchen dieselben erlassen wurden — der Ab¬ 
sicht des kirchlichen Gesfetses gans entsprechend waren, and bei pfliCht- 
mSssigem Vollsuge der Überwachenden Behörde hinreichende Mittel au 
die Hand gaben, am Uebereebreitungsf&Uen thells tol*»nbeagen, theils 
Wenn sie geschehen Waren, denselben die gebührende Ahndung folgen 
xu lassen. In diesem Betreff konnte es sich also nur darum fragen, 
dass diese Vorschriften wohl susammengesteilt and in bestimmter Fassung 
dem hoehwffrdfgen Diöcesan - Clerus ton dm* Behörde, welche hriefllr 
kireben* erfassungsmässige Competens hat, sur strengen Naehachtung 
terkflndet werden. In letsterer Hinsicht aber, betreffs der behördlicheO 
tJebcrwaehung der ResidenspOMht’Uttd Ertheikmg ton Urlaube** bot sich 
Uns die Erwägung dar, ob die bisherig» Einrichtung, wordaeh neben 
der diesfälligen kirchlichen Zuständigkeit auch nooh Seitens des Staates 
der Ansprttdi geltend gemacht wurde, dass die katholischen Kirchen¬ 
diener sowohl wegen der kirchlichen ResMenshslteng staatlich Überwacht 
wurden , als auch Ar seitliche Entbindung ton derselbe« staatlich» Be¬ 
willigung nach susoeben hatten, fortan, naeh Abschluss der Contentiota 
»äs gerechtfertigt ergeh einenkönne? Für diese Frage gewährten die 
«wischen dem heil. Stuhle und der königl. Regierung gepflogene« Ver¬ 
handlungen keinen ausdrücklichen Anhaltspunkt, wie denn weder die 
Cententkm noch die Instruction eine , diesfällige besondere Stipulation 
getroffen bat. Nichts desto weniger war es Uns nicht xweifelhaft, dass 
die gemeine^ kirchlichen Reqhtsgrnndsätse, welche bezüglich des kirch- 
Ucb#n Amtes der Contention sur Basis dienen, mit der hier besprochenen 
Einrichtung nicht wohl als susammenstimmend erkannt werden können. 
Nac^ diesen Grundsätsen bildet, wie Wir bereits in Unsinn General- 
Erlass tom 2. .Mär* 1858 Nr. 737 bemerkt haben, das katholische 
Kirchendienstwesen einen Bestandtheil des bischöflichen fcirchenre- 
gimentes and wie daher nur der Bischof besiehungsweise die bischöf- 
’Ueke Curie die Kirchendiener als solch», inAbrieht auf daskirchliche 
Mut, dessen Führung und Ausübung; in Pflichten sa ttehmenhatjOo 
kann auch nur dem < Bisehof besiehnngsweise dessen Curie die Vigilaw* 
darüber suste^en, dass die Kirchendiener auoh aetueli' dieses' khrcklidHfci 
‘Amtes kirchlicher Vorschrift gemäss gewissenhaft warten, und Ar ihire 
Pflegebefohlenen 1 körperlich und virtuell stets gegenwärtig sind, oder 
Wk lWta «8 Sag** pflegt, di« kirchliche Beeiden* halten. 



,. Von solchen Erwägungen ausgehend, half» Wir Un%i»it Unflat» 
aufAbänderung und Abberufung 4er befragten staatlichen Yprspbriften 
«bsielepdea Bittea and ,Anträgen an, die köaigj, Regißr.epff gewendet, 
welch* «ich In, ihrer Erwiederung auch ihrerseits, das« bekannte, dass 
in Folge der Qqnve»tion die katholischen Kirchendiener.sals nokhe ganz 
unter das bischöfliche Ordinariat ala ihre nunmehrige Dienstbehörde gOr 
stellt erscheinen, und dass, weil das Urlaubswesen einen wesentlichen 
Gegenstand der Dienstaufsicht bildet, bei den katholischen Geistlichen, 
soweit es sich,um deren kirchlichen Beruf, handelt, eine diesfällige 
Co^jition auch nur der kirchlichen Oberbebörde ankommt* Die köntg-r 
liehe Regierung wird es, da nunmehr das Urlaubswesen der katholischen 
Kirchendiener ganz in den Ressort des bischöflichen Ordinariats Uber«» 
geht* durch die Staatsbehörde bekannt geben lassen,, in welcher; Weine 
sie »eh darüber Sicherung geben lassen wird, dass die von den kathor 
lischen Geistlichen zu - besorgenden staatlichen und bürgerlichen, F;iu»0*- 
tiunetn unmangeJhaftversphen bleiben* , 

indem Wir nach, dieser Darlegung nunmehr surVerkündigungder 
■über die Rcsidenzpflicht zn beobachtenden Vorschriften schreiten,;; haben 
Wir auf Grund der allgemeinen Kirchengesetze (ConnU.Trid, Sess.Yf, 
c, l. qi 2 jderef. XXIII, c. 1 de ref* XXIV, c, 12 de ref.) und der 
ihiarauf. gebauten Synodal-Vcrordnungen und Ordinariats-Decrete ^Coffr 
stanze*, &ynodalstatntes» Pars H, Tit. IX, Augsburger Synodalstatuten 
,Pars 1H, jc. 4., bischöfl. Constanp. OrdinariatsXJirkular yom 20.Jänuer 
1809 etc., Erlass des Generalvicariats vpmö. Jänner 1821 etc,) Nach- 
stehendes zu erklären und au verfügen: *. 

' Kein in der Seelsorge als Pfarrer, Kaplan, Pfarr- oder Kaplänei- 
’ Verweser, Vicar, angestellter, beziehungsweise 'verwendeter 1 Geistlicher 
soll sich ohne wichtige und rechtmässige Ursache von dem Orte seiner 
Anstellung entfernen. Alb wichtige und rechtmässige Ursache sind 
'durch das Kirchengesetz anerkannt die christliche Liebe, dringende Noth, 
der schuldige Gehorsam und der offenbare Nutzen der Kirche oder dös 
Staates, keineswegs aber eine im Pfarrsprenget herrschende'ansteckende 
Krankheit, denn auch zur Pestzeif ist 4er Seelsorger änöeiiie Gemeinde 
gebunden. 

f" I . ‘ . r ^ ^ i * V - . * . *t . - i ' i ' , ‘ * I ■ 4 1 •' i ii | M Ü 

2. Wenn ein Geistlicher aas einer ,solche» Ursache Über. zwei.Tage 
< und) eilie, Nacht von seinem Posten sich zu entfernen ia dem - Falle* ipt, 
ohne hiezu durch den schuldigen Dienstgehnrsam* veranlasst z* sefa . jo 
ilmt .er zuvor dem Vorgesetzten Decan unter Anfüthrungder Ursache, und 
-NachWeisung der ausreichenden Stellvertretung Anzeige zu machen, und 
dessen. Rriaubniss *bzuwarten. Nur. ganz dringende, Fälle, welche eine 
vorherige Anzeige beziehungsweise Erlaubnissabwartimg nicht g es tat ten, 



können vondieser Vorschrift entbinden, wobei jedoch Alsbald :dep$ekan 
über die Abwesenheit »ad die Zurückkehr zu benachrichtigen ist. .! 

-1 3« Wenn die Abwesenheit von dem Orte dev kirchlichen Bedien- 

stong über sechs Tage oder über einen Sonnt' oder Festtag dauern, Söll, 
sä ist das Urlaubsgesuch mit dekanatamtlichem Beiberichte ah das birr 
schöfliche Ordinariat einsagenden, und dessen schriftlich zu ertheiiende 
Entschliessung abzuwarten. Die Bittschrift hat den die erbetene Ab-, 
wesenheits-Erlaubnis» veranlassenden Grund, die Zeitdauer der Ab¬ 
wesenheit, das Reiseziel and: den Nachweis, dass und wie für eine ge-, 
nügende Stellvertretung gesorgt werden könne,und «war ausdrücklich 
mit oder ohne Bin,atiofiy zu enthalten.; . > .:■/ 

4. Den Bittgesuchen der Vicarien* sowie der nur Beihilfe in der 
Pastorat ion verpflichteten Eaplflne um zeitliche Abwesenbeits-Erlaubniss 
ist Seitens des vorgesetfeten Pfarrers die Beglaubigung beizusetzen, dass 
er wider eine dieSfttllige Gewährung eine Erinnerung, nicht zu;.machen 
haben würde, und dass und wie für eine untpangelhafte Pastoration ge* 
sorgt sei. • \ .r- . ■ 

• 5. Wenn ein Kaplan oderVicar auch nur auf einen Tag von seinem 
Posten sich: su entfernen rechtmässig veranlasstqist, so hat er sich zu¬ 
vor diesfalls mit seinem Pfarrer ins Einverständnis^ zu setzen; gleich¬ 
wie auch der Pfarrer im ähnlichen Falle seinerseits nicht unterlassen 
wird , dem Kaplan-oder Yicar bezügliche Nachricht, und Weisung, zu gcb«Pi 

6 . Bei jeder Abwesenheit ist dem Decanat der Tag d«r Abreise 

t«d der Tag der Zurüekkanft bSrichtüch enauzeigen, sowie' denn die 
Decanate ihres Orts auf das Geaaaeate darauf zu achten heben, dass die 
m gegenwärtigem Deerete gegebenen Vorschriften Seitens der unter tt 
stellten Geistlichen streng eingßhalten werden. , ; ,rz 

7. UebertretungsfaUe sind von den „ Docanaten sofort; den*, 

liehen Ordinariat einzaheriebten, welches, es in seinerkirchlichen Pflicht 
erkennt, gegen dm schuldigen Geistlichen« «dt angemessenen Strafen ein« 
zuschreit eu. ■■ ■ ... , ... 

8 . In Nacbachlung der kirchengesetzlichpn Bestimmungen, wird dm 

bischöfliche Ordinariat ohne! die gewichtigsten Gründe eiue Urlaubabe-* 
wiliigung während der Advents- und Qaadragesjmalzeit, sowie iiflfr die 
Weihnabhts-, OSter* und Pfingstfesttage and die Fronleichnams - Octaye 
nficht ertheilen, denn was 1 bezüglich dieser; Feststen; die Trideptinischen 
Ydter deniBteehüfen- ah das Herz legen , dass die Schafe in diesen Tagen 
hauptsächlich der Anwesenheit des Hirten sich zu erfreuen hoben sollen 
das gilt aueh fiir aüe SeelsorgsgeistUchen. ' : , 

9. Derselben Strenge werden Seitens des bischöflichen Ordinariats 

die Urlaubsgesuche unterstellt werden, welche auf eine Zeit von Aber 
zwei Monaten lauten .7 . ^ , 

Moy*» Archiv für kath. Kirchenrecht. UL Band, 23 
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10. Dm Khrohengesets verpflichtet jeden Seelsorger zum ununter¬ 
brochenen, nicht Mos leiblichen, sondern tbltigen Aufenthalte in seinem 
Pfarrorte beziehungsweise Pfbrrsprengel (personalis et laboriosa residen- 
tla), denn die Pflicht, die Seelsorge su verwalten, ist eine persönliche, 
welch« 1 der Geistliche nicht entspricht, der seine persönlichen Obliegen¬ 
heiten ans blosser Gemächlichkeit oder sonstigen anrechtmassigen Grün¬ 
den durch einen Vicar oder Kaplan erfüllen lässt. Es ist daher ein* 
gegen die kirchliche Disciplin verstossende Auffassung, wenn man sich 
desswegen weniger streng zur strkten Einhaltung der Ortsanwesenheit 
verbanden erachtet, weil man noch einen Vicar oder Kaplan zur Seite 
hat, oder wenn man sich zur persönlichen Betheiligung an den seel- 
sorgHchen Geschäften weniger verpflichtet glaubt, weil die Möglichkeit 
gegeben ist, sie durch Andere verrichten zu lassen. Nicht weniger 
muss es als ein nicht su duldender Missbrauch erklärt werden, wenn 
ein in der Nähe einer Stadt oder eines andern geselligen Orts wohnender 
Seelsorgsgeistlicher dahin fast täglich ausläuft und erst gegen de Nacht¬ 
zeit zurückkehrt. Deber solche Geistliche sind die Worte eines frommen 
Bischofs gesprochen: „Secam ipsi recogitent, parum esse personaliter 
residere, ut Canonum poenae evitentur, nisi etiam ipsünet mauere sibi, 
suaeque fldei et curae concredita omni praestent religioso officio ac cari* 
täte, ut divinum effogiant ultionem.“ Die gewissenhafte Auffassung der 
kfrehlioben Disciplin hält sich ausserdem an den von der pastonden 
Sorgfalt eingegebenen Rath, dass ein Seelsorgsgeistlicher, wenn er des 
Tag» auch nur auf kurze Zeit von dem Haus» «ich entfernt, stets bei 
den Hausangehörigen hkiterlässt, wohin er sich begebe, um im be- 
nöthlgten Falle sicher herbeigerufen werden su können, sowie, dass, wo 
zwei Geistliche an einem Orte bestellt sind, beide nie sogleich aus dem 
Pfarrort besiebungsweise Pfarrsprengel sich begeben, damit fittr den hei¬ 
ligen Dienst immer einer gegenwärtig 1 ist. Ueberbaupt ist es dem bebten 
Seeleneifer natürlich, sich selbst an das Geästs su binden, auch nicht 
einen einsigenTag oder eine emsige Nacht ohne dringenden Grand vom 
Pfarrorte abwesend su sein, und auch so nicht, ohne suvor für mögliche 
Nothfälle sichernde Vorsorge getroffen su haben. 

11. Da die pfarrlichen Pflegebefohlenen ein Anrecht darauf haben, 

dass sie die Stimme des Hirten kennen, dem sie su folgen haben, so 
erheben Wir den in vielen Pfarrorten hergebrachten löblichen Braacb, 
wornach mittelst Eintrags in das Verkündbach der beim Gottesdienste ver¬ 
sammelten Gemeinde von einer mehrtägigen Abwesenheit des Pfarrers und 
der getroffenen Fürsorge für Stellvertretung vorherige Kenntnis* gegeben 
wird, andarch sur allgemeinen und bindenden Vorschrift für alle Pfarrorte, 
in welcher nur ein Geistlicher angestellt ist. Gegeben Rattenburg im 
bischöfl. Ordinariat, den 7. Mai 1858. ■f JOSEF, Bieehof . 
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Der königliche katholische Kirchenrath an sftnimtliche 

Deeanatömter* 

Das köpigl. Ministerium des Kirchen- und Schulwesens hat in 
Gemässheit einer vorangegangenen höchsten Entschliessung Sr. hönigt. 
Majestät unter dem 21. v. M. verfügt, dass an die Stelle der bisher 
über das Urlaubswesen der katholischen Geistlichen geltenden staat¬ 
lichen Vorschriften folgende Bestimmungen zu treten haben: 

1) Die Pfarrer und Capläne sind, obwohl sie neben ihrem kirch¬ 
lichen Berufe auch staatliche Verrichtungen zu versehen haben (z. B. 
örtliche Schulaufsicht, Vorstandschaft oder Sitz im Stiftungsrath and 
Kirchen-Convent etc.), in Zukunft nicht mehr gehalten, wenn sie sich 
auf einige Zeit von ihrer Pfründe entfernen wollen, bei der Staatsbe¬ 
hörde einen förmlichen Urlaub nachzusuchen, sie haben jedoch nach 
erlangtem kirchlichem (bischöflichem) Urlaube vor Antritt desselben, 
unter Angabe des Zwecks, der Dauer, sowie des Beginnes ihrer Absenz, 
das ihnen Vorgesetzte gemeinschaftliche Bezirksamt in Schulsachen genau 
in Kenntniss zu setzen. 

Das Gleiche haben auch die vom Bischof in unständiger Weise'im 
Kirchendienste verwendeten Geistlichen, soweit sie mit staatlichen Ver¬ 
richtungen betraut sind, also die Pfarrverweser, Caplaneiverweser und 
Curaten , zu beobachten. 

; ' . > i. * ■ ■, 

3) Die Decane dagegen haben in allen denjenigen Fällen, in wel¬ 
chen sie kirchlicher Ordnung gemäss zu einer Absenz vqn ihrem Amte 
der Erlaubniss des bischöflichen Ordinariats bedürfen, um ihrer höheren 
staatlichen Functionen willen, auch in Zukunft daneben bei der, Staatsbe¬ 
hörde, dem. katholischen Kirchenrathe, einen förmlichen Urlaub in der 
seitherigen Weise nachzusuchen. . 

Dasselbe bat Seitens derjenigen Geistlichen zu geschehen^ . welch? 
von der katholischen Oberschulbehörde nach den Bestimmungen' des 
Volksschulgesetzes den selbständigen Staatsauftrag der Aufsicht Uber die 
im Bezirke befindlichen katholischen Volksschulen erhalten haben (kathol. 
B«e$rkssthuiirt8pettoran.y .... i 

3) Handelt es sich um einen voit dem' bischöflichen Ordinariat zu 
ertheilenden längeren Urlaub, um eine zeitweilige Entbindung des Bitt¬ 
stellers von der Verpflichtung zum Dienste 1 ikn Inländischen Kirchen¬ 
oder Lehramte, so haben diejenigen Priester, Welche In den Ltmdes- 
Oonvicten Zum geistlichen Stande herangebildet worden sind und bei 
ihrem Eintritte in dieselben dem Staate gegenüber die Verbindlichkeit, 
sich dafür jederzeit im vaterländischen Kirchen- oder Lehrdienste ge- 
bräaehett zu lassen, eingegangen haben, nach erlangtem kirchlichen'Ur¬ 
laub und vor Antritt desselben noch bei der Staatsbehörde, dem kathol. 

' ' 23* 
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Kirchenrath, einen Bescheid Uber die Vereinbarkeit ihres Vorhabens mit 
ihrer gegen den Staat eingegangenen Verbindlichkeit einzuholen, übri¬ 
gens zunächst nur dann: 

1. wenn der kirchliche Urlaub die Dauer eines Jahres übersteigt, sei 
es zufolge Einmaliger Verwilligung oder zufolge einer Verlängerung 
des ursprünglichen ertheilten Urlaubs; 

2. abgesehen von der Dauer des Urlaubs, wenn derselbe zu nachfol¬ 
genden Zwecken nacbgesucbt und ertheilt worden ist: 

a) am das Noviziat eines geistlichen Ordens anzutreten, sei es, dass 
derselbe im Auslande domicilirt, oder dass er in der Diöcese 
zugelassen ist, wofern nur letzteren Falles durch die Theilnahme 
an demselben die freie Disponibilität des Priesters im inländischen 
Kirchen- oder Lehrdienste gehemmt wird; 

b) um sich in einen auswärtigen Kirchen- oder Lehrdienst zu be¬ 
geben, worunter jedoch der Fall nicht begriffen ist, dass der 
Bischof einen Priester beurlaubt, um in einer benachbarten Diöcese 
vorübergehend Aushilfsdienst zu leisten (s. Ziff. 1); 

c) um in ein bindendes Privatdienstverhältniss im In- oder Aus¬ 
lande einzutreten. 

Das Decanatamt wird beauftragt, sieh seinerseits nach vorstehenden 
Bestimmungen zu achten und darüber zu wachen, dass dieselben von 
den ihm untergebenen Geistlichen für ihren Theil genau beobachtet 
werden. Zu diesem Behuf wird das Decanatamt an sämmtliche Pfarr- 
und Caplaneistellen, sowie an die Pfarr-Curatien seines Sprengels je 
Eines der anliegenden Exemplare des gegenwärtigen Erlasses zu gehö¬ 
riger Aufbewahrung übermitteln. 

Von den Bestimmungen zu Ziffer 1 und 2 (Seite 1) Sind die 
resp. gemeinschaftlichen Bezirksämter in Schulsachen von hier aus in 
Kenntniss gesetzt worden. Stuttgart, den 5. Mai 1858. 

Schmidt Götz. 


ErsMaehSfllehe Instruction für die VerwaNang also 
Kirchen-, Pfarr-, und Stiftung« - Vermögen« Im 
Ilohenzollernschen Bisthumsantheil. 0 

Wir Hermann von Vicari, durch Gottes Erbarmung und des heiligen 
Apostolischen Stuhles Gnade, Erzbischof von Freiburg etc. etc. 
theilen den hochw. Diöcesan- Clerus und den Laien in den Hohen- 
zollernschen Landen nachstehende zwischen Uns und dem könig). 


•) Wir beeilen uns, diese treffliche Instruction, ein Muster von Klarheit and 
praktischer Umsicht, ihrem ganzen Inhalte nach mitzutheilen; eine Bespre¬ 
chung derselben, falls sie nöthig sein sollte, für ein späteres Heft vorbehaltend. 



Preunsi sehen Ministerium besüglich der Verwaltung den Kirehenver- 
mögens getroffene Vereinbarung sur Darnachtong mit: 

$. 1. Die Verwaltung des in dem vormaligen Fürstentbume Ho- 
hensoliern-Sigmaringen bestehenden Allgemeinen Kirchenfond* and des 
ln dem ehemaligen Fürstenthume Hohensollern-Hechingen bestehenden 
Intercalarfonds erfolgt durch Verwaltungsräthe, welche von dem Ers- 
bischöfl. Ordinariate aus je vier bis sechs geeigneten Personen, die den 
Hohensollernsehen Landen angeboren und in denselben ihren Wohnsits 
haben, gebildet werden, und der Leitung und Aufsicht des gedachten 
Ordinariats unterstehen. 

§. 2. Beide Fonds werden in ihrem bisherigen Bestände erhalten, 
und es behält in Ansehung der Einnahmen, welche denselben «ufliessen, 
und der Verwendungen, welche aus denselben erfolgen, bei den beste¬ 
henden Vorschriften sein Bewenden. Sollte eine Verwendung aus den¬ 
selben für Zwecke, denen sie seither nicht dienten, oder durch welche 
eine Verminderung der Substans der Fonds herbeigeführt werden konnte, 
erforderlich werden, so wird dieselbe nur im Einvernehmen mit der 
kOnigl. Regierung Su Sigmaringen stattfinden. 

$. 3. Die Über die Verwaltung dieser Fonds aufsnstellenden Vor¬ 
anschläge, sowie die darüber von dem Verwaltungsrathe gelegten Rech¬ 
nungen werden, sobald deren Prüfung und Feststellung bei dem ers- 
bischöfl. Ordinariate erfolgt ist, der kOnigl. Regierung su Sigmaringen 
alljährlich sur Einsichtnahme mitgetheilt werden. 

Für die sichere Aufbewahrung der su diesen Fonds gehöri¬ 
gen Gelder und Effecten werden durch das ErsbischOfl. Ordinariat, im 
Einvernehmen mit der kOnigl. Regierung su Sigmaringen, die geeigneten 
Massregeln getroffen werden. 

$. 4. Das in einseinen Pfarreien der Hohensollernsehen Lande 
bestehende KirehenvermOgen, einschliesslich der, bei den Kirchen und 
Kapellen, sowie für Bruderschaften, vorhandenen besondem Stiftungen, 
wird, so weit nicht für die letstern stiftungsmässig ein Anderes be¬ 
stimmt ist, unter dem Vorsitse des Pfarrers an jedem Orte durch eine 
HeiligenpÜege verwaltet, welche aus swei bis vier von der kirchlichen 
Behörde bestellten geeigneten Mitgliedern der Pfarrgemeinde besteht 

§. 5. Die Leitung und Beaufsichtigung dieser, durch die Orts¬ 
kirchenvorstände bewirkten Verwaltung steht, gleich der des vorhan¬ 
denen Pfarr- und Benefieiaigutes, und der vorstehend (ad a) erwähnten 
besondere Stiftungen, dem ersbischöfl. Ordinariate su. Dasselbe wird 
behufs der näheren Anweisung und Belehrung der Heiligenpflege, der 
Stiftungsvorstände und der Pfründe-Administrationen über die ihnen 
obliegenden Pflichten eine besondere Instruction erlassen, sich jedoch 



vor däreb Emanation des Einverständnisses der köirigL Regierungzu 
Sigmaringen mit dem Inhalte derselben versichern. • 

§. 6. Alle Gerechtsame, ■welche den Patronen' oder Zehntfaerren 
in Bezug auf eine Ahtheilnahme an der Verwaltung und Beaufsichtigung 
des Kirchen-, Beneficial- und Stiftungsvermögens kirchengesetzlich oder 
kraft besonderer Observanzen zustehen, bleiben denselben selbstvetV- 
St&ndlich Vorbehalten. 

§. 7. Kirchen-, Pfarr- und Stiftungsbausachen sind im Allgemei¬ 
nen gleich'andern Vermögensangelegenbeiten der Kirchen, Pfarrfeien und 
Stiftungen zu behandeln. Selbstverständlich finden darauf die allgemeinen 
,baupolizeilichen Vorschriften Anwendung. Nichtstreitige Bausaehen wer¬ 
den durch die kirchlichen Behörden, unter Beachtung der Gerechtsame 
des Patrons oder Zehntherrn, wo ein solcher vorhanden ist, zur Aus r ' 
fübrung gebracht. 7 .: > . 

8. 8> Hinsichtlich jährlicher oder sonst fortlaufender Leistungen 
aus kirchlichen Fonds für Schul- und Armenzwecke, sowie umgekehrt 
hinsichtlich der Leistungen aus Gemeindemitteln oder anderen Öffent¬ 
lichen Fonds für kirchliche Zwecke, and hinsichtlich der Frage, ob 
Stiftungen als weltliche oder kirchliche zu betrachten, bleibt der, gegen¬ 
wärtige Besitzstand unverändert, bis über etwa für erforderlich; erach¬ 
tete Veränderungen das Einvernehmen-zwischen der Staatsregierung und 
der Diöcesanbehörde, oder geeigneten Falles eine richterliche Entschei¬ 
dung herbeigeführt worden ist. 

§. 9. Eben dasselbe gilt namentlich auch' von der Verbindung von 
Messner- oder Organistendiensten <oder anderen niederen Kirchendiener- 
Stellen mit ScbulsteHen. Es findet aber bei Besetzung solcher 8obul- 
steilen ein Vernehmen mit der kirchlichen Behörde über die Qualification 
des zu Ernennenden zu dem Kirchendienste Statt 

Abgesehen von solcher Verbindung und von patronatischen Hechten 
oder Localobservanzen steht die Ernennung zu den niederen Kirchen- 
diensten lediglich der betreffenden kirchlichen Behörde zu. 

* §. 10. In so weit die Ausführung der vorstehenden Vorschriften 

die Ansantwortung von Geldern, Documenten, Rechnungen nnd andern 
Schriftstücken Seitens der Staatsbehörden an die Diöcesanbehörde oder 
die Deeanate erfordert, wird die königl. Regierung in Sigmaringen da¬ 
für in geeigneter Weise Sorge tragen. 

§. 11. Die in den Hohenzollernschen Landen in Bezug auf die 
Verwaltung des Pfarr-, Kirchen- und Stiftungsgutes bisher beobach¬ 
teten Vorschriften werden, in so weit sie den. gegenwärtigen Bestimmun¬ 
gen zuwiderlaufen, nicht weiter in Anwendung, gebracht, sobald die 
Diöcesanbehörde die königl. Regierung zu Sigmaringen von dem Bestehen 



der oben (ad t u. 4) gedeckten VerwaltangHrtthe and Hefliginpfiegm 
unterrichtet heben wird. 

Freibarg) den 5. Jänner 1858. 

f HERMANN, Erzbischof von Freiburg. 


Wir Hermann von Vicari, darch Gottes Erbarmang and des heiligem 
Apostolischen Stuhles Gnade, Ersbischof von Freiburg und Metropolit 
der oberrheinischen Kirchenprovins etc. etc. 
entbieten dem Clerus and den Bewohnern im Hohensollern'schen Bis- 
thamsantheil Grass and Segen im Herrn! 

Auf Grand der voranstehenden «wischen Uns and Königlich Preassi- 
scher Staatsregierung hinsichtlich der Verwaltung des dortseitigen 
Kirchen-, Pfarr- und Stiftungs - Vermögens vereinbarten Festsetzungen 
erlassen Wir im Einverständnisse mit derselben hohen Regierang nach- ' 
stehende 

Venraltanga-laatwie tl Mi. 

Titulus I. 

Von der Bestellung der Verwaltongsräthe und der Heiligen- und Stiftungs- 

Pflegen, sowie von den Sitsangen and Berathangen derselben. 

A. Von der Bestellung derselben. 

§. 1. Der allgemeine Kirchenfond in Sigmaringen and der Inter- 
calarfond in Hechingen werden durch Verwaltungsräthe, welche aas je 
vier bis sechs Mitgliedern mit einem Vorstande bestehen, die Local¬ 
kirchenstiftungen durch Heiligen- und Stiftungspflegen verwaltet. 

Sowohl die Mitglieder der ersteren, so wie die der letstern sammt 
den Rechnern werden jeweils vom ersbischöfl. Ordinariate ernannt and 
sind demselben für ihre Amtsführung verantwortlich. 

§. 2. Die Heiligen- and Stiftungspflege besteht aas dem Pfarrer 
als dem Vorstande — im Falle einer Vacätar aas dem Pfarrverwalter 
— und aus swei bis vier geeigneten Mitgliedern der Pfarr gemeinde. 

In jedem Orte genügt in der Regel eine Heiligen- oder Btfftungs- 
pflege für s&mmtlkhe Stiftungen. 

Haben mehrere Orte oder Filiale einen gemeinschaftlichen Heiligen 
oder Stiftangsfond, so sind aas simmtlichen participirenden Orten Mit¬ 
glieder in die Heiligen- oder Stiftangspflege sa wählen. 

Hat ein Filialort einen eigenen Heiligenfond oder andere kirchliche 
Stiftungen, so kann daselbst entweder eine eigene Heiligen- and Stif- 



ttngspflege aufgestellt werde«, wovdn der Pfarrer des Muttctortcs Vor¬ 
stand ist, oder es kann, namentlich wenn die Stiftung nur gering int, 
bloss ein Rechner bestellt und derselbe der Heiligenpflege des Mutter- 
ortes unterstellt werden. 

Hat ein wirkliches oder Quasi-Filial einen eigenen Curaten, so 
kann derselbe als Stellvertreter des Plärrers fungiren. 

§. 3. Wenn in Stiftungs-Urkunden bezüglich der Bestellung der 
Verwaltungen über einaeln© kirchliche 1 Stiftungen öin Anderes bestimmst, 
so behält es hiebei sein Bewenden; es sind aber die anderweitig Be¬ 
stellten Uns su präsentiren* und von Uns au bestätigen. 

Ebenso.! richten sich die Bruderschaften in dieser Beziehung nach 
ihren kirchlich japprabirten Statuten. 

$.4, Die Zahl der Mitglieder der Heiligen- und Stiftungs-Pflegen 
richtet sich nach der Grösse ihres Jahreseinkommens in der Weise, dass 
bei kirchlichen Fonds mit einer jährlichen Bruttoeinnahme bis au 1000 fl. 
zwei, von da bis 2Q00 fl. .drei, und bei Mehrbetrag vier weltliche Mit¬ 
glieder zu bestellen sind. ’ 

§. 5. Hinsichtlich der Wahl der Heiligen- und Stiftungspfleger 
macht der Pfarrer eanrit. der Pfarrverweser die ’geeigneten Vorschläge, 
wobei besonders darauf Rücksicht zu nehmen ist, dass dieselben Männer 
von religiösem Sinne und unbescholtenem Lebenswandel sind, welche 
zugleich die zur'Führung des Amtes erforderlichen Kenntnisse besitzen 
und nicht in zu naher Verwandtschaft mit'einander stöben. 

§. 6. Die Mitglieder der Heiligen- und Stiftungspflegen (dem 
Vorstand^ liegt schon vermöge seines Priestereides und der canonischen 
Investitur die Verantwortlichkeit für die treue und gewissenhafte Ver¬ 
waltung des Kirchenvermögens ob) werden beim Antritte ihres Kirchen¬ 
amtes durch den Pfarrer Nansens des erzbischöfl. Ordinariats nach unten 
stehendem Formulare beeidigt. 

§. 7. Die Disciplinargewalt üher die Mitglieder der Heiligen- und 
Stiftungspflegen wird vom erzbischöfl. Ordinariate geübt,, wessbalb Be¬ 
schwerden und Anträge auf deren Bestrafung oder Entsetzung bei uns 
anzubringen sind, (Vgl. Tit. VII, A. §. 67 und C. §. 73.) 

§. 8. Da das Amt der Heiligen- und Stiftungspfleger als kirchliches 
.Ehrenamt zu betrachten und in der Regel mit demselben keine Remune¬ 
ration (den Gehalt des Rechners ausgenommen vgl,. Tit. VII. A. §, 66) 
verbunden ist, es sei denn, dass einzelne Mitglieder derselbe« im Inter¬ 
esse der Kirchenstiftung Geschäfte von grösserem Zeitaufwands und per¬ 
sönlichen Auslagen zu besorgen habe«, in, welchem, Falle die landes¬ 
übliche Diät bezogen werden darf, so gebührt denselben auch eine be- 
.sondere kirchliche Auszeichnung durch Anweisung, geeigneter Ehrenplätze 



in der Kirche, bei öffentlichen Proceoeioncn und sonstigen Unehlichen 
Feierlichkeiten. 

$.9. Die Verwaltungsräthe der allgemeinen KirchenfoncU führen 
eigene Amtseiegel and den Titel: „Erzbischöflicher Verwaltungsrath des 
allgemeinen Kirchenfonds in Sigmaringen etc., des fartercalarfonds in 
Hechingen.“ 

Die Heiligen-^ and Stiftongspfleger bedienen sich wie bisher des 
Khrchensiegels mit den Emblemen des Kirchenpatrons. 

A. Von den Sitzungen und Berathungen dereeliben.. 

§. 10. Die Berathangen and Sitzungen der VerwaKongsräthe, der 
'Heiligen- and Stiftangspflegen geschehen anter Leitang des Vorstandes 
'cöllegialiscb ln der Weise, dass jedes Mitglied über die zu berathendeh 
and su beschliessenden Gegenstände sein Yotam absageben hat and un¬ 
umwunden seine Ansicht sagen kann and soll. 

Diesem nach trägt der Yorstand bei den Sitsongen die vorliegenden 
Geschäfte behufs der Berathang and Beschlussfassung "vor; aber auch 
jedem andern Mitgliede bleibt es anbenommen, in jeder Besiehong Vor¬ 
schläge and Anträge sam Natsen der Stiftung sa stellen. 

’ §. 11. Die Yerwaltungsräthe halten regelmässig jedes Vierteljahr, 
die Heiligen- and Stiftangspflegen alle Monate ihre Sitsangen and Be- 
rathqngen, wozu jedoch der Yorstand jedesmal besondere Einladung 
ergehen lässt. 

§. 12. Stellt sich in der Sitsang unter den Mitgliedern in einer 
wichtigen Angelegenheit eine Meinungsverschiedenheit heraus and erfolgt 
keine Verständigung oder Ausgleichung, so hat bei Stimmengleichheit der 
Yorstand das entscheidende Votum. Steht letzterer bei der Abstimmung 
in der Minorität, so ist die Entscheidung zunächst dem Decanate und 
in letzter Instanz Uns anheim za stellen. 

§. 13. Die Sitzangen haben namentlich, auch den Zweck, das 
Kassen- and Rechnungsbuch des Rechners, sowie seine ganze Amts¬ 
führung zu kontrolliren und demselben stets die in der Competenz der 
Pflege gelegenen Anweisungen za geben. 

$. 14. Eilende wichtige Geschäfte sollen darch ausserordentliche 
Zusammenkünfte oder durch Cirkulare erledigt werden; im Falle aber 
ein dringender Gegenstand zu unbedeutend wäre, als dass eine ausser¬ 
ordentliche Zusammenkunft für nöthig erachtet werden künnte (hiemit 
dürfen jedoch die §§. 75, 96 und 102 nicht amgangen werden), so hot 
die Ausfertigung durch den Yorstand zu geschehen, welcher sodann in 
der nächsten Sitzung das Geschehene mittheilen and in das Protokoll* 
.hoch eintragen wii*d. 



'• Bin« Pfrotoköllbueh darf bei keiner Heiligen- tmd Stift ungtpflege 
fehlen. Bei jeder Sitzung sind die Beschlüsse in dasselbe in geordneter 
Weise and mit deutlicher Schrift einzutragen and von den anwesenden 
Mitgliedern mit Vor-, Zuname and Stand su unterzeichnen. 

9. 15. Der Vorstand führt für jede Stiftang ein Notabilienbach 
d. i. ein vollständiges and geordnetes Verzeichniss aller unständigen, 
wandelbaren and zufälligen Einnahmen and Ausgaben, welche von der 
Heiligen- oder Stiftongspflege, dem Decanate, oder dem erzbischöflichen 
Ordinariate zur Einnahme oder aaf Abgang decretirt worden sind. In 
das Notabilienbach eignen sich demnach: neue Verpachtungen, Erlöse 
aas Naturalien, Ertrag von Zehnten, Opfergeld, Erlös aus abgängigem 
Wach8, ; aas verkauften Gerätschaften, heimbezahlte Activ - Capitalien, 
aufgenommene Passiv* Capitalien, neue Stiftungen and Vermächtnisse, 
sistirte Ausgaben an Pensionen, Almosen, Gratialien a. s. w. Der Zweck 
der NotabilienbUcher ist die Kontroll gegen die Rechner darüber, dass 
sie alles dasjenige, was sie einnehmen sollen, auch wirklich in Ein¬ 
nahme bringen, und dass sie das aas den Hechnnngen entfernen, was 
sistirt und abdecretirt worden ist. 

Die Notabilienbücher sind jedesmal mit den Rechnungen der Re¬ 
vision vorsulegen. Siehe unten das Formular des Notabilienbuchs. 

Titidus II. 

Allgemeine Grundsätze hinsichtlich der Verwaltung des Kirchen-, Pfarr- 

und Stiftungs-Vermögens. 

A. De» Kirchenvermügens. 

8. 16. Kirchenvermögen sind alle einer Kirche eigentümlich ge¬ 
hörigen Grundstücke, Capitalien, Einkünfte and Gerechtsame, deren 
Nutzungen, Zinsen und Erträge zur Bestreitung der Bedürfnisse für den 
Gottesdienst (Cultus) und in so weit es unbeschadet dieser Bedürfnisse 
geschehen kann, auch der baulichen Unterhaltung der kirchlichen Gebäude 
bestimmt sind. 

§. 17. Aus dem vorangeführten Zwecke des Kirchenvermögens 
ergibt sich für die Heiligenpflegen von selbst die Verpflichtung, bei 
ihrer Verwaltung stets darauf zu achten, dass das Kirchenvermögen nur 
für seine Bestimmung zur Feier des Gottesdienstes, der Verwaltung der 
heil. Sacramente und der übrigen denselben obliegenden Ausgaben ver¬ 
wendet und erhalten, sowie auch darch angemessene Sparsamkeit der¬ 
gestalt vermehrt werde, dass auch bei eintretenden grössern oder ausser¬ 
ordentlichen Bedürfnissen die nöthigen Mittel nicht fehlen. Ueberhaupt 
müssen alle Verwaltungen von Kirchenvermögen darauf Bedacht nehmen, 
dass bezüglich der Einnahmen, welche den betreffenden Fonds zafliessen 
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-und der Verwendungen, welche ans rdensdbenarfolgen, Jki bestehenden 
Vorschriften beachtet werden. 

§. 18. Hinsichtlich j&hrlicher oder sonst fortlaufender Leis tanken 
ans kirchlichen Fonds für Schul- und Armeszweoke, sowie umgekehrt 
htatfchtUch der Bezüge aus Gemeinde mittein oder tos andern öffentlichen 
Foods bleibt der gegenwärtige Besitzstand an verändert, bis ffir etwa 
erforderlich erachtete Veränderungen »wischen der Steatsregierung und 
-4er Diöoesan-Behörde, oder geeigneten Falls eine richterliche Entscheid 
dang herbeigefUhrt worden ist. 

B. Des Pfarr - und Beneficial-Vermßgens. 

$.19. Pfarr- und Beneficial-Vermögen sind alle einer Pfarrei, 
einem Benefieium oder Kaplanei gehörigen Grundstücke, Kapitalien, Eint- 
kttnfte and Gerechtsame, deren Nutsungen, Zinsen und Erträge zonl 
Unterhalt der in der Seelsorge Angestellten Priester and der übrigen 
Kirchenbediensteten nach der bestehenden Verfassung einer jeden einr 
«einen Pacocbie bestimmt sind, und wozu auch die für einselue Seel¬ 
sorge-Functionen so entrichtenden Stolgebflhren gehören. 

§. 20. Die Pfarrer, Beneficiaten und Kapläne sind Nutsaiesser und 
Verwalter des Vermögens und der Einkünfte der ihnen verliehenen 
Pfründen. 

Dieselben treten jedesmal am 9» Tage naeh der Proelamation (den 
Tag der Proelamation selbst nicht mitgerechnet) kraft der Ernennung 
und canonischen Investitur in den Temporalien-Genuss der ihnen eon- 
ferirten Beneficien ein. 

8. 21. Jeder Pfarrer und Beneficiat hat alle »wei bis drei Jahre 
Uber die gewissenhafte Verwaltung der Grundstocks- und Ablösungs- 
Kapitalien der Pfründe dem erzbischöflichen Decanate resp. dem Kapitelsh- 
kämmerer einen geordneten Nachweis zu liefern. Ergeben sich nam¬ 
hafte Bemängelungen, so ist hiewegen Vorlage beim erzbischöflichen 
Ordinariate za machen. 

§. 22. Die Capitalien der Pfarreien, Beneficien and Kaplaneien 
müssen für dieselben in ihrem jetzigen Bestände erhalten werden. Ver¬ 
änderungen z. B. Verwendung der Capitalien zum Ankauf von Grund¬ 
stücken können nur mit diesseitiger Genehmigung vorgenommen werden, 
zu welchem Zwecke jedesmal ein ausreichend begründeter Antrag beim 
erzbischöflichen Ordinariate zu stellen ist. 

§. 23. Zu Verpachtungen und Vermiethungen von Pfarr- und Be- 
nefirial-Grundstücken, Zehnten u. s. w. ist, wenn der Amtsnachfolger 
(Administration) an den abgeschlossenen Vertrag gebunden sein soll, 
-die Bestätigung durch das erzbischöfliche Ordinariat erforderlich. 

§. 24. Die Pfarrer, Beneficiaten und Kapläne resp. Administratoren 



sind verbanden, das ihnen übergebene Inventar state In gutem btwtcfc*- 
baren Zustande zu unterhalten und in diesem seiner Zeit dem Amts¬ 
nachfolger zu übergeben. 

§. 25. Bei Erledigung einer Pfarrei, eines Beneficiums «der einer 
Kaplonei wird durch den Decan oder Kapitelskämmerer (event. durch 
von ihnen zu bestellende Commissäre) eine Abrechnung (Abkurung) über 
das Pfründeinkommen vorgenommen und sodann das Leister« bis zur 
Wiederbesetzung der Pfarrei durch einen von Uns su bestätigenden Ad¬ 
ministrator verwaltet. 

Derselbe wird unmittelbar der Ortsheiligenpflege und in weiterer 
Beziehung dem erzbischöflichen Decane resp. Kapitelskämmerer untere 
stellt, welcher zur Erleichterung des Decans regelmässig die ökono¬ 
mischen Geschäfte und Angelegenheiten des Decanatsbesirks besorgen 
kann. Es wird desshalb hier bemerkt, dass bei der Wahl eines Kapitels¬ 
kämmerers nicht so fast die Anciennität als vielmehr dieKenntniss und 
Geschäftsgewandtheit den Ausschlag geben soll. 

Wenn besondere Umstände es erforderlich oder wünschenswert 
erscheinen lasses, kann der Kapitdskammerer selbst die Administration 
Übernehmen. 

Für die Administration gelten sodann gans dieselben Vorschriften 
wie für den Pfründebesitzer. 

§. 26. Die Abkurungs-Commission hat die landesübliche Taggebühr 
und Fuhrwerksentsehädignng anzusprechen, deren Kostenbetrag auf den 
abgehenden Pfründniesser und die Administration nach Massgabe ihres 
Antheils an dem Pfründeinkommen repartirt wird. 

§. 27. Bei der Auseinandersetzung zwischen dem abgehenden 
Pfründniesser resp. dessen Erben kommt hinsichtlich der Substanz und 
der Nutzungen der Pfründe Folgendes in Betracht: 

In Bezug auf die Substanz: 

a) Die Uebergabe der Kirchen- und Pfarr-Inventargegenstände, be¬ 
ziehungsweise die Vertretung des mangelhaft oder unvollständig 
Üebergebenen; 

b) die Uebergabe der Urkunden über die Pfründcapitalien und Ge¬ 
rechtsame in dem bei der Uebergabe vorhandenen Umfang resp. 
nach dem wirklichen Soll-Bestand; 

c) die Uebergabe der von dem Pfarrer als Nutzniesser inne gehabten 
Gebäude und die Prüfung, ob derselbe seine etwa ihm obgelegenen 
Verpflichtungen zur Unterhaltung nachgekommen, oder was er 
noch nachträglich auszuführen habe; 

d) die Untersuchung, ob die Felder der Pfründe vollständig bestellt 
und gehörig bewirtschaftet sind. 



$. 28. Anlaagend die Auseinandersetsung wegen der Nutsungen 
des lotsten Jahres Ist in Betracht sn sieben, dass der Niessbraueh des 
Pfarrers mit dessen Tod, resp. Resignation, Weiterbeförderung oder Ent- 
netsang aufhört. Es ist daher das sämmtliuhe Jahreseinkommen genau 
so ermitteln, die daraaf haftenden Lasten und Abgaben sind festsu- 
stellen,.ond darnach ist die Vertheilung des Einkommens swischen dun 
abgehenden Pfründniesser resp. dessen Erben su bewirken. 

8. 29. Erfolgt die Erledigung su Anfang des Kirchenjahres und 
hat demnach der abgehende Pfarrer nicht bereits die Früchte von den 
Feldern der Pfründe eingeheimst, die Zehent- und Fruchtgefidle erhoben, 
so geht die ganse Verwaltung sogleich an die Administration über, und 
es ist dem abgehenden Pfarrer su überlassen, entweder die Ausmittlung 
seines Betreffnisses nach dem Taxationswerth su beantragen, oder das 
Ende des Verwaltungsjahres absuwarten, und die Ausscheidung seines 
Antheils nach Verwerthung der sämmtlichen Naturalien und nach der 
Rechnungslegung su gewärtigen. 

Wenn dagegen die Erledigung einer Pfründe su einer Zeit erfolgt, 
wo der abtretende Pfründniesser bereits den grössten Theil des Jahres¬ 
einkommens, namentlich aber die Naturalbesüge erhoben hat, so ist 
deren Betrag, betiehungsweise Quantität und Werth überseugehd, nötigen¬ 
falls durch Sachverständige festsustellen, und hat der abgehende Pfründ¬ 
niesser denjenigen Betrag heraus su geben, welcher auf den Antheil des 
Verwaltungsjahres fällt, für welchen ihm die Nutsniessung nicht mehr 
sukommt. 

Die vollsogene Abkurungs-Rechnung ist sodann dem ersbischöflichen 
Ordinariate sur Prüfung und Bestätigung vorsulegen. 

$. 30. Bei diesen Ausscheidungen ist besonders darauf su sehen^ 
dass alle Einkommens - und Vermögenstheile in dem Umfinge erhalten 
sind, wie sie seinerzeit dem Antecessor übertragen wurden. Es müssen 
daher die früheren Uebertragsverhandlungen und alle Schriftstücke, die 
auf das Pfründvermögen und Einkommen sich besiehen, gehörig geprüft 
und benütst werden. 

$. 31. Auch hat die Abkurungs-Commission sich su übersepgen, 
ob die Pfarrbücher, nämlich das Tauf-, Familien’-, Trauungs- und, Sterbe¬ 
buch, sowie der kirchliche Anseiger und das königl. Regierungsblatt 
und die Pfarrregistratur im geordneten Zustande sich vorfinden. Für 
den FaU, dass dieselben mangelhaft und nicht in gehörigem Zustande 
erfunden werden, hat die Ergänsung event. Neuanlegung derselben auf 
Kosten des abgehenden Pfründniessers resp. dessen Erben su geschehen. 

Ebenso hat die Commission von der Bibliothek des Pfarrers Ein¬ 
sieht su nehmen und nötigenfalls Vorkehrung su treffen, dass die für 



das Publikum- nicht geeigneten Bücher und Schriften d&nselbennicht 
zum Verkaufe aasgebeten werde». 

§. 32. Von den Interoalargefölien gebührt dasßetreffoise für eine» 
Monat oder 30 Tage dem Decanate (Decaral-Mönat); die weitern Inter-* 
eaiarien 'mindestens aber auf die Zeit von 6 Monaten (wo keine Aus- 
äahtnsfälle eintreten) fallen dem allgemeinen Kirebenfond in Sigmaringe», 
beziehungsweise dem Intercalarfond in Hecbingen zu. 

§. 33. Die Gebalte der Pfarrverweser und die Entschädigung der 
Umzugskosten nach dem. bestehenden Normativ (vgl. KirchJ. Anzeiger 
Nr. 2 vom J. 1858) werden aus den Einkünften der Administration be¬ 
stritten. 

§. 34. Was während der Vacatur einer Pfründe von dem Grund¬ 
stock ein gebt, ist alsbaid wieder zum Grundstock anzulegen, dagegen 
sind die Ueberschüsse entbehrlicher Gelder an die Kasse des allgemeinen 
Kirchenfonds in Sigmaringen, beziehungsweise des Intercalarfonds in 
Hechingen auf Abrechnung abzuliefern. 

$. 35* Ist eine Pfründe wieder besetzt, so findet eine Auseinander¬ 
setzung zwischen der Administration und dem neuen Pfarrer bezüglich 
der Substanz und der Nutzungen in gleicher Weise statt und erfolgt 
alsbald die Uebergabe der Verwaltung an diesen durch den Decan r$sp, 
Kämmerer, 

, $. 36. Der abziehende Pfarrer ist gehalten, sämmtliche Schlüssel 
abzugeben, die Wohnungsräumlichkeiten weissen, die Böden und Oefep 
reinigen, die zerbrochenen Fensterscheiben u. dgl. auf seine Koste» 
hersteJlen zu lassen. Hinsichtlich bloss voluptäcer Einrichtungen im 
Wohnungsgebäude und den Gärten darf von der Administration kein^ 
Entschädigung angesprochen werden. Indess bleibt es dem abgebenden 
Pfründniesser unbenommen, biewegen mit dem Amtsnachfolger ein frei¬ 
williges Uebereinkommen zu treffen. 

C. Des &tiflungt~Vermögens. 

§. 37. Stiftungsvermögen sind alle jene Grundstücke, Kapitalien 
und Zinsen, welche durch besondere, in Urkunden niedergelegte oder 
sonst rechtlich feststehende Willenserklärungen and Bestimmungen der 
Stifter' auf immerwährende Zeiten der Obhut der Kirche anvertraut uiid 
tW dieser mit der Verheissung angenommen und bestätigt sind, nnunter“- 
bVochen nach menschlicher Möglichkeit dafür Sorge trage» zu wollen, 
dbSs dieselbe» nicht nur jeder Zeit erhalten, sondern auch deren Nutzung, 
Zinse» und Bezüge zu keinem andern Zwecke , ab zu dem von dem 
Stifter selbst bestimmten verwendet werden. ‘ : ! : 

$. 38. Die Stiftungen können ihrer Gattung nach sein entweder 
fromme, religiöse, die einen frommen, religiösen Zweck habe«, wie 
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z. B. Verrichtung heil. Messen, Abheilung tob Predigten, Andachten 
and Gebete, Unterbaitang des ewigen Lichtes u. s. w. 5 oder milde, die 
einen wohlthätigen Zweck haben, *» B. Unterstützung Armer, die Pflege 
Kranker, Seholanterrioht, Fundationen für Studirende u. a. w.; oder 
gemischte, welche Religionsiibungen and Wohlthätigkeit zugleich zum 
Zwecke haben. 

§• 39. Audi gehört »um Wesen einer Stiftung, dass dieselbe nur 
unter deutlich bestimmten Bedingungen Ton der Kirche durch das erz- 
bi 8 chöfi. Ordinariat angenommen und bestätigt werden muss. 

S. 40. Wie bei dem Kirchenvermögen überhaupt (vgl. Tit. ID. 
§. 44.) so können auch bei dieser Gattung von Stiftungen ohne Ge¬ 
nehmigung des erzbischöfl, Ordinariats über Grundstücke, Capitalien, 
Zinsen und Rechte, welche zum Stiftungsvermögen gehören, keine Ver¬ 
träge oder Vergleiche abgeschlossen werden. 

$. 41. So oft vermöge Testaments oder Schenkung einer Kirchen¬ 
stiftung irgend ein Grundstück, Recht oder Geldbetrag zugewendet 
werden will, hat der Pfarrer resp. die Heiligen- oder Stiftungspflege 
ohne Verzug unter Einsendung der ihr darüber zugegangenen Testa¬ 
ments-Ausfertigung oder der über die Absicht des Stifters aufgenom¬ 
menen Verhandlungen bei Unserem Ordinariate die fernere Anordnung 
nachzimuchen und darf das betreffende Legat oder die Schenkung nicht 
ohne Weiteres angenommen werden. 

$. 42« Hinsichtlich der Frage, ob Stiftungen als weltliche oder 
kirchliche zu betrachten seien, bleibt der gegenwärtige Besitzstand un¬ 
verändert, his etwa für erforderlich erachtete Veränderungen das Ein¬ 
vernehmen zwischen der Staatsregierung und der Diöcesan-Behörde oder 
geeigneten Falles eine richterliche Entscheidung herbeigeführt wor¬ 
den ist. 

Tii%ius UI. 

Allgemeine Vorschriften in Beziehung auf die Verwaltung des Kirchen-, 
Pfarr- und Stiftungs-Vermögens. 

A. Von Erhaltung des Grundstocks. 

$. 43. Die Verwaltungsräthe, Heiligen- und Sttftuilgapflegen haben 
das ihrer Obsorge anvertraute Kirchen- und Stiftungsvermögen ab 
Sache Gottes zu betrachten und es desshalb mit religiöser Gewissen* 
haftigkeit, Genauigkeit und weiser Sparsamkeit nach seinem individuaUen 
Zwecke zu verwalten. Sie müssen es als ihre wate Pflicht ansehea, 
das Kirchen- und Stiftongsvermögen za «halten, zu vermehren und 
vor Verlust und Nachtheil möglichst zu bewahren. Sie haben nicht 
Ues über Erhaltung des Kapitalvermögens, der Grundstücke uni Ge* 
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reehtsamC, sondern auch über üe Gebäaliehkeiten and das ganze Kir¬ 
chen- und Stiftungs-Inventariam zu wachen. •>- 

> %. 44. Grundstücke und Gebäulichkeiten n. s: w. dürfen nie ohne 
specielle Genehmigung des erbisehöfl. Ordinariats angekaaft, veräasserfc, 
vertauscht oder belastet werden. Die Kirohenbehörde wird aber eine 
solche Yeräusserung oder Veränderung des Besitzthums nur aus wich¬ 
tigen Gründen zugeben. Sodann ist überhaupt als Grundsatz festzu¬ 
halten, den Grundbesitz eher zu vermehren als zu vermindern. Dess- 
gleichen bedarf es der Genehmigung des erzbischöfl. Ordinariats, wenn 
eine Kirche oder Stiftung in den Fall kommt, ein Darleihen oder Pro¬ 
visorium aufzunehmen. •, 

§. 45. Verpachtungen von Grundstücken oder Gebäulichkeiten, 
Verkäufe. von Naturalien wie z. B. Getreide, Kartoffeln, Stroh, Holz 
u. s. w. bedürfen, wenn der Erlös die Summe von 50 fl. übersteigt» 
der kirchenobrigkeitlichen Genehmigung. -. 

Zur Vermeidung von Weiterungen und Verzögerungen wird jedoch 
den erzbischöfl. Decanaten, resp. Kammerariaten die Befugniss einge¬ 
räumt, derlei Verträge und Verkäufe bis zur Höhe von 200 fl. - decre- 
tiren zu dürfen. Ebenso haben die erzbischöfl. Decanate die Veräus- 
serung entbehrlicher oder nicht nothwendiger Paramente zu genehmigen. 

B. Verfahren beim Ausleihen und Einziehen von KirchenPfarr- 

und Stiftungscapitalien. 

$. 46. Capitalien dürfen nicht anders als gegen doppelte, gerichtlich? 
Sicherheit, wovon* wenn immer möglich, wenigstens die Hälfte in Gütern 
bestehen sollte, oder bei der öffentlichen Spar- und Leihkasse für die 
Hohenzollernschen Lande, und nur von dem Verwaltungsrath, bezie¬ 
hungsweise von der Heiligen- und Stiftungspflege, nicht aber von dem 
Rechner allein ausgeliehen werden. Bei Gebäude-Unterpfändern ist 
das Brand versicherungs-Capital zum Mas stab zu nehmen. 

De* Ankauf von Staats Obligationen darf nur mit Genehmigung dos 
erzbischöfl. Ordinariats erfolgen. 

§. 47. Bevor daher von der Auslegung eines Capitals die Rede 
sein kann, muss vor Allem eihe Besitzstands- und Schatzungs-Urkunde 
bt (gebracht and genau geprüft werden, ob die zu verpfändenden Grund¬ 
stücke u. s. w. das nachgesuchte Darlehen für alle Fülle doppeksfchern* 
and ob nach den persönlichen and sonstigen Verhältnissen des Anlehen- 
soohers keine Bedenken'obwalten, ihm ein Darlehen zu gewähren. Findet 
der Verwaltungsrath, resp. die Heiligen- oder Stiftongspflege keinefc 
Anstand, so ertheilen sie die Zasage des Anlehens. 

$. 48* Die Aaszahlung des Anlehens darf erst geschehen, wenn* 
eine nach der Besitzstands-Urkunde ausgefertigte Unterpfands-Besteliuüg 



tutf dem Atteste beigebracht ist, dass die letztere wlbkUeh in das be¬ 
treffende Unterpfandsbuch eingetragen worden und dass in diesem auf die 
verpfändeten Objecte leine anderweitigen Hypotheken-Rechte eingetragen 
sind, also der Kirche das erste Unterpfandsrecht susteht. 

> $. 49» Ausstehende, hinlänglich gesicherte Capitalien, aus welchen 

die Zinse regelmässig fliessen, sollen ohne Noth nicht aufgekQndigt oder 
eingesogen werden. 

Wem dagegen in Besiehung auf die Sicherheit sieb Bedenken er¬ 
hoben, .oder Wenn die Zinnen swei Jahre nicht entrichtet worden, so 
ist das Capital von dem Verwaltungsrath, resp. der Heilige«* oder 
Stiftungspflege su kündigen, da nur die Zinsen aus den swei leisten 
Jahren durch die; Unterpfands-Bestellung gesichert sind. 

$. 56. Geschieht die Aufkündigung durch den Schuldner, so muss 
der Verwaltangsrath, besiehilngsweise die Heiligen- oder Stiftungspflege 
sofort Anstalten sur sichern anderweitigen Wiederanlegung der Gelder 
treffen, damit die Kasse keine Zinsenverluste treffen. 

$. 51. Die Aufkündigung eines Capitals hat der Abzahlung drei 
Monate voraus bu gehen. Geschieht die Abtragung früher, so müssen 
jedenfalls dreimonatliche Zinse vom Tage der Kündigung ab nach be- 
sahlt werden. 

$. 52. Die bei einselnen Kirchen, Pfarreien und Stiftungen aus¬ 
stehenden Ablösungscapitalien müssen nach den bestlglichen, von dem 
ersbischöfl, Ordinariate genehmigten Ablösungsurkunden auf die Verfall¬ 
termine erhoben werden. Die Zinsen sind von den Capitalraten genau 
aussuscheiden und letBtere alljährlich unmangelbar sum Grundstock 
wieder anderweitig aussuleihen, da alle aus dem Grondstocksvermögey 
eingehenden Gelder demselben erhalten (vergl. A. $. 43.) und sofort 
wieder nutsbringend gemacht werden müssen. 

C. Verwaltung von Forst-Grundstücken. 

, . . ,$. 53. Die Nutsung und Bewirthfschaftong der Heiligen-, Pfarr- 
und Stiftungswaldungen findet statt nach Massgabe der durch Sachver¬ 
ständige aufgestellten t und von dem ersbischöfl. Ordinariate genehmigten 
Hiebscuhurpläne. Insoweit es dabei auf Zusiebung dar Sachverständigen 
ankommt, haben die ersbischöfl, Decanate die betreffenden königl. Ober¬ 
ämter um die Zuweisung derBesirksförster su ersuchen, welche letztere 
mit dessfalsiger Instruction von Seiten königl. Regierung versehen wor¬ 
den sind. ■ 1 

Die den Besirksförsterh zustehenden Gebühren sind nach vorgän- 
-giger Prüfung der Liquidationen durch das königl. Oberamt aus den 
. ,.,. Moft Artffi» für ktUfu Kirchenrecht. Ul Band. 24 



Fonds der betreffenden Stiftungen reep. von den Nutsniessern so bet 
streiten. 

D. Verfahren bei mthwendigen Reparaturen van KirchenPfarr- und 
Stiftungsgebäuden und bei Neuhauten. 

$. 54. ln Erwägung, dass die Baukosten mehrfach eine beträcht¬ 
liche Ausgabe der bezüglichen Verwaltungen bilden, und dass durch 
Vorsicht und rechtzeitiges Einschreiten manche grössere Beschädigung 
und Ausgabe verhütet werden kann, haben die Verwaltungsräthe, Hei¬ 
ligen*’» und Stiftungspflegen darauf zu sehen, dass die Ausführung kleiner 
Reparaturen stets sofort bewirkt werde, dass — soferne eine andere 
Verwaltung baupflichtig wäre — dieser von den ein getretenen Beschä¬ 
digung zur Abhttlfe alsbald Kenntnis« gegeben werde; 

dass bei Reparaturen von grösserem gelange, die einen Kosten¬ 
aufwand von mehr als 50 fl. verursachen und immer, wenn es sich um 
Restauration von Gemälden, Kunstgegenständen u. s. w. handelt, durch 
einen Sachverständigen einen Ueberschlag zu fertigen und mit dem jähr¬ 
lichen Voranschlag dem erzbischöfi. Ordinariate einzureicben ist. 

§. 55» Hinsichtlich historisch merkwürdiger Denkmäler, die sich 
in und an den Kirchengebäuden, Thürmen, Mauern u. s. w. befinden, 
legen Wir den Heiligenpflegen auf, Bedacht zu nehmen auf deren Erhal¬ 
tung, um den Verfall und die Zerstösung derselben zu verhindern. 

Titulus IV. 

Von der Erhaltung, beziehungsweise Anlegung der Urbarien 
(Prämissenbücher). 

$. 56. Die vorhandenen Urbarien, Prämissenbücher, Zehntbeschrei¬ 
bungen u. dgl. sind sorgfältig zu verwahren. Alle Abänderungen, die 
sich ergeben, müssen in dieselben eingetragen und solche auf die Weise 
fortgeführt werden, dass sie stets genaue und vollständige Auskunft 
über das Vermögen, die Gerechtsame, das Einkommen, die Lasten der 
Pfründe u. s. w. zu geben geeignet sind. 

%. 57. Soweit derartige Urbarien und Prämissenbücher u. s. w. 
noch nicht bestehen, oder die vorhandenen veraltet oder unvollständig 
sind, ist eine neue Anlegung, beziehungsweise Erneuerung zu veran¬ 
lassen und dieselben sodann durch Kirchen-, Staats- und Gemeinde¬ 
behörden sowie von den Betheiligten attestiren zu lassen, damit sie als 
öffentliche Rechtsdocumente gelten können. 

Titulus V. 

Von der Anlegung des Inventars. 

8 . 58. Am Ende eines jeden Rechnungsjahres hat die Heiligan- 
oder Stiftungspflege an der Hand des vorigjährigen Inventars die vor- 



haudenen InvBntar*tfleke der Kirche oder Stiftung su besichtigen und 
nach Erfumi der Visitation das Inventar-Verseichniss su ergänze» resp. 
su modifieireo. 

f. 59. Sind neue Paramenten nnd sonstige Kirchrnutensllien an* 
geschafft worden, so ist der Werth derselben, resp, der Ankaufspreis 
in die- Colonne „Zugang“ nnd ebenso in die Rubrik „Bestand“ für das 
laufende Jahr einsntragen* 

Haben alte Gegenstände in Folge von Ausbesserungen, Renovation 
II. s. w. einen hohem Werth erhalten, so ist ebenso su verfahren, d. h. 
der Kostenbetrag s. B. der Vergoldung eines Kelchs, wird in die Co- 
lonne „Zugang“ gebracht, derselbe sum Werth des Gegenstandes hin- 
suaddirt nnd die also erhöhte Summe gibt den „Bestand“ für das 
laufende -fahr. 

$, 60. Verliert ein Gegenstand merklich an Werth, oder wird er 
gänslicb unbrauchbar, so wird sein vormaliger Werth oder der Betrag 
seiner Abnahme in die Colonne „Abgang“ eingetragen, in Folge dessen 
die Rubrik „Bestand“ vom laufenden Jahre im Vergleiche so dem vor¬ 
jährigen eine Verminderung erleidet. Der Grand des Ab- oder Zugan¬ 
ges wird mit einigen Worten unter der Rubrik „Bemerkungen“ ange¬ 
geben. (Vergl. das Formalst unten. 1 ) 

Titulut VI, 

Vorschriften über die Einrichtung der Voranschläge. 

S. 61. Die Heiligen- and Stiftungspfiegen haben je am Ende 
eines Jahres unter Zugrundelegung der Verrechnung einen Voranschlag 
([Etat) Aber die Bündigen and unständige» Einnahmen nnd Ausgaben 
des folgenden Rechnungsjahres außtustelleit und denselben längstens bis 
lütte Februar des neuen Jahres dem ersbischöfl. Otdinoriats sur Prü¬ 
fe»« nnd Genehmiignng verwiegen. 

$. 62. Im Eingänge des Etat ist jedesmal der Stand des Grund¬ 
stock Vermögens aus der Voreedntung ansogeiben. Dessgleichen ist in 
die Colonnen sur linken Hand das Soll der Einnahmen and Ausgaben 
des leisten Jahres einsntragen, damit das ersbischöfl. Ordinariat von 
demselben stets in KenntniSs erhalten werde and sich überseagen kann, 
dass die Ansätse des Voranschlags nicht Willkürlich erhöht worden sind. 

Die su bewirkenden neuen Anschaffungen von Paramenten und 
BonBtigen Kirchenrequisiten sind gleich den in Anssicht stehenden 
Baureparationen (vgl. Tit. HI. 6. 54 Schlusssats) unter die betreffenden 
Rubriken anfsonehmen, mit Kostenübersehlägen su belegen und nach 

*) Wir Anden für den Zweck dieser Zeitschrift überflüssig, die dieser In¬ 
struction beigefügten Formulare hier gleichfalls abdrueken su lassen. 

24* 
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Ihrem BedUrftriss zu begründen. Insoweit sodann dieselben vom ere- 
bischöfl. Ordinariate genehmig! sind) bann die Anschaffung oder Bau- 
ausführung ohne Weiteres erfolgen. (Bezüglich der Creditsumme siehe 

Tit. Via 8. 97). - 

§. 63* Wenn die Einnahmen zur Bestreitong der projectirtett 
Ausgaben unzugänglich sind, so ist zunächst zu prüfen, ob und welch« 
Ausgaben vermindert oder verschoben werden* konnten,' und falls dieses 
nicht' möglich wäre, wie die erforderlichen Mittel anderweitig zu be¬ 
schaffen und Wer zur Leistung von Zuschüssen verpflichtet sei und in 
welchen Beziehungen bei Einreichung der Voranschläge Anträge zu 
Stellen seien, damit die erforderliche Fürsorge rechtzeitig getroffen 
werden könnte. 

In jenen Fällen, wo die Patrone, Gemeinden u. s. W. ZussohUssC 
ZU leisten haben, iSt mit diesen jedesmal der Voranschlag Zu verein¬ 
baren, ehe derselbe dem erbiächöfl, Ordinariate zur Prüfung und Ge* 
nehmtgong vorgelegt wird. 

Tiiulus VII. 

Yom Kassen- und Rechnungswesen. 

A. Bestellung der Rechner. 

§. 64. Für die allgemeinen Kirchenfonds sowohl, wie für jede 
Kirchen- und Stiftungspflege wird ein besonderer Rechner auf Vorschlag 
des VerwSltungBraths, beziehungsweise der Heiligenpflege Und Antrag 
des Deeanats von Uns bestellt. 

Derselbe muss unbescholtenen Rufes, fn der betreffenden Gemeinde 
ansässig sein (falls nicht besondere Umstände eine Aasnabme begründen) 
und die zur Rechnungsführung erforderlichen Eigenschaften haben. 

1 8. b5» i Der Rechner ist verpflichtet, eine nach der jährlichen Ein*- 
nähme der betreffenden Verwaltung .su bemessende Caution su. leisten 
mittelst Eintragung in das Unterpfandsblich auf unbelastete Immobilien, 
oder durah Hinterlegung von Wertpapieren oder durch haare Ein¬ 
zahlung. 

, §. 66. Die Rechner erhalten einen nach dem Umfange der Kassen- 
fübrang zu bemessenden Gehalt, welcher vom erzbischöfl. Ordinariate 
im specieilen Falle festgesetzt wird. Pfarr- und Caplanei-Administra- 
tionsrechncr erhalten in der Regel eine Belohuungvon 2°/ 0 der laufen¬ 
dem Jahres-fiinnahme, mit Ausschluss der Uehorträge aus der Vorrech- 
mttng und der Grundstocks-Veränderungen. ■ 

j.. t $. 67. In Beziehung auf Verbrechen und Vergehen, die sich dl# 
Rechner bei Kassenführung su Schulden kommen lassen, finden auf die¬ 
selben selbstverständlich die Strafgesetze des. Staates insbesondere die 
gegen öffentliche Rechner Anwendung. 



B. OWeffenkeitm 'ItMiMUch dir JB*ck~ und Rechmia^ßkrung, 

$. 68. Oie Rechner haben ein Kassenbuch (Journal) nach dem 
angehängten Formular *u fuhren, in welches alle Einnahmen und Aus¬ 
gaben nach der Zeitfirfge, wie dieselben Vorkommen, sofort einsutragen 
sind und welches am jedesmaligen Monatsschlusse durch Assumirung 
der Einnahme- und Ausgabe-Colonaen absuschliessen is$, , damit (jpr 
nach Abzug der Ausgabe verbleibende Cassenbestand *u ersehen, ist. ( 
$. 69. Neben und in Uebereinstimroung mit dem Cassenbuch ty 
bei jeder Casse ein Rechnungsbuch (Manual) nach >dem unten gegebenen 
Formular su führen, welches unter Zugrundelegung des, Voranschlag^ 
und der in demselben ersichtlichen Rubriken beim Beginne des Jahren 
ansulegen ist. Hiebei wird so verfahren: man nimmt eine ausreichende 
Anzahl Impressen, in welche die vorgeschriebenen Rechnungsrubriken 
nach einander eingetragen werden, jedoch so, dass auf einer und der¬ 
selben Seite nicht mehrere Rubriken Vorkommen, sondern jede Rubrik 
mit einer neuen Seite anfingt. Für jede derselben werden so viele 

Seiten leer gelassen, als nach Massgabe der Vorrechnung nöthig scheinen. 
Die Einnahmen und Ausgaben, welche nach dem Kassenbuch be- 

' * * _ r 

wirkt worden gind, sind sogleich, längstens aber am Ende, der Woche 
in das Rechnungsbuch su übertragen, so dass Letzteres mit dem „Hat“ 
in der Einnahme und Ausgabe des Ersteren stets übereinstimmt. 

Zur Anlegung des Kassen- und Rechnungsbuches sind Impressen 
nach dem unten stehenden Formular su verwenden. 

1 i J -, ' t 

$. 70. Das Rechnungsbuch bildet sodann am Schlüsse des Jahres 
mit den nummerirten beigefügten Belegen die Jahresrechming. ‘ 

Ist aber solches nicht deutlich und sauber 1 genug geführt worden^ 
um als Original zur Revision zu gelangen, so ist eine Reinschrift da¬ 
von su machen und diese vorzulegen. 

§. 71. Bei jedesmaligem Jahresrechnungsscblusse sind die ver¬ 
bleibenden Reste und Vorschüsse ji. s. w. speciell su erläutern und* so 

rechtfertigen. 

§. 72. Hat eine Verwaltung auch Naturalbezüge, wie Zehntgefälle 1 , 
Fruchtabgaben u. s. w. zu erheben, so ist über die Naturalien eine be¬ 
sondere Nätnralrechnung zu führen und in dieser die Empfangnahme 
und Abgabe genau nacKzüWeisen. ■' 

Ueber die auf dem Felde su erhebenden Naturalien ■ sind’ vöh den 
betreffenden Bediensteten Garbenregister aufsusteUen, 'die i von dem 
Scheuermeister cöntrollirt und 1 mit beurkundet werden. Ebenso mOweh 
Draschregister geführt' und gehörig beurkundet werden, die das Ebgeb* 
niss der auf die Frachtkosten 'und zum Verkaufe gewonnenea Früchte 
aasweisen und die getreue Verwaltung der Naturalien *a beurinmden 
haben. Diese Register bilden die Belege zur Natural-Einnahme, sdwie 
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die BtschäMgmig Uber Naturalabgaben dft Belege sn defa Ausgaben der 
Frachtreehnu*g. 

C. Ueber die Kaatenführung. 

$. 78. Zwischen dem „Hat“ des Rechnungsbuches, dem Journal 
and dem wirklichen Kassenbestand muss stets bei allen Kassen genaue 
Uebereinstimmuhg erhalten werden. Vermischung der Kassengelder mit 
Privatgeldern darf in keiner Weise stattfinden. Eine Entnahme der 
Kassengelder zum Privatgebrauch unterliegt der criminellen Bestrafung. 
(Vgl. A. $. 67.) Kein Rechner darf sich ohne Vorwissen Und Geneh¬ 
migung der ihm Vorgesetzten Behörde mit der Führung von Nebenkassen 
befassen. 

§. 74. Die Kassengelder und geldwerthe Pariere müssen in einem 
gehörig verschliessbaren, sichern Behälter, am besten im Schlafgemach 
des Rechners aufbewahrt werden. 

§. 75. Einnahmen und Ausgaben, die in ihren einzelnen Beträgen 
nach dem Voranschlag bestimmt feststehen, sind auf den Verfallstermin 
auf Grund des Voranschlags zu bewirken, dagegen unständige Ein¬ 
nahmen und Ausgaben (wozu das Notabilienbuch) nicht anders als auf 
schriftliche Anweisung der Verwaltungsräthe, der Heiligen- oder Stif- 
tungspflegen, die von sämmtlichen Mitgliedern derselben unterschrieben 
sein sollen, geschehen dürfen. 

S. 76. Geber jede empfangene Zahlung ist der Rechner Quittung 
zu geben verpflichtet. Ebenso hat er seinerseits von jedem Zahlungs¬ 
empfänger Quittung zu verlangen, in welcher der gezahlte Betrag in 
Worten auszudrücken, der Verfallstermin, der Grund der Zahlung, 
die zahlende Kasse, Ort und Tag der Zahlung anzugeben und die Un¬ 
terschrift des Empfängers beizufügen ist. Der Empfang heimbezahlter 
Capitalien muss von dem Vorstände mitunterzeichnet und kann nur von 
diesem Bewilligung zur Löschung der bezüglichen Obligationen giftig 
ertheilt werden. 

Ohne besondere Gründe sollen keine Abschlagszahlungen ausge- 
Uehener Capitalien in kleinen Quoten angenommen werden. Nicht zu 
vermeiden sind dieselben selbstverständlich bei Gantverweisungen, Sub- 
haatationen u. dgl. 

77. Die pünktliche und gewissenhafte Verfolgung der Einnahme- 
AusStinde liegt in der Verpflichtung des Rechners. Werden Zahlungen 
mit Ablauf des Verfalltermins nicht geleistet, so haben die Rechner der 
Vorgesetzten Stelle Anzeige zu erstatte«, und nach deren Anweisung die 
erfonderftaheu Schritte bei den Gerichts- resp. Administrations-Behörden 
«i thun. i. 



$. 78. Wenn verstesliihe CaptttHen sur Kasse surüekbesahlt 
werden, so dürfen die Rechner dieselben nicht sn laufenden Ausgaben 
benutsen, sondern sie müssen sogleich wieder versinslich angelegt 
werden. 

Wenn die Einsahlung von Grandstocksgeldern so erwarten ist, 
oder wenn der Kassenbestand ans laufenden Einnahmen die Anlegung 
eines Capitais möglich macht, so ist dies dem Vorstände sofort ansä¬ 
ssigen. 


D. Ueber Recknungilegung. 

9. 79. Am Ende des Rechnungsjahres d. i. bei Kirchen- und 
Stiftungsverwaltungen am Schlüsse des Kalendeijahres, bei Pfarrei-, 
Caplanei- and Beneftcial-Administrationen aber auf Johanni d. i. den 
24. Juni, resp. 1. Mai, je nachdem bisher auf den einen oder andern 
Termin das Rechnungsjahr feststeht, ist die Jahresrechnung su legen. 

%. 80. Dieses geschieht durch den Abschluss des geführten Rech- 
nungsbuohes (Manuals) und die Beifügung der simmtUchen, die Ein¬ 
nahmen und Ausgaben justifioirenden Belege, welche in der Reihenfolge 
su ordnen und fortlaufend sn nummeriren sind, wie die Eintrige in den 
Rechnungen, auf welche sie sich besiehen, aufeinander folgen. 

$. 81. Das Titelblatt hart den Ort, die genaue Beseiehnung der 
besüglichen Verwaltung, das Jahr, für welches die Rechnung gelegt, 
die Zahl der dasu gehörigen Belege und Urkunden und den Namen des 
Rechners ansugeben. — Auf der Rückseite des Titelblatts ist su ver¬ 
merken, an weichem Tage der Rechner verpflichtet wurde, worin dessen 
Caution besteht, und dass und wo das besflgtiehe Cautionsdooument 
verwahrt ist. Bei Stiftungsrechnungen soll in diesem Vorbericht auch 
der Zweck der Stiftung u. dgl. angegeben werden. 

Die Rechnung selbst anlangend, so bilden die erste Abstellung: 
$. 1 die Gofällrückstände der vorigen Jahre, $. 2 die Revisionsersats- 
posten. (Der Kassenvorrath vom vorigen Jahre, sowie die Vorschüsse 
und deren Wiederersats ist unter Abtheilung IV. aufsuführen.) 

In der sweiten Abtheilung folgen die laufenden Jahres-Einnahmen 
aus Grundstücken und Liegenschaften, Grundstockscapitalien u. s. w. 
nach den einzelnen Rubriken des Voranschlags, besiehungsweise der 
Verrechnung, welche in so lange beisubehalten, bis bei Prüfung und 
Feststellung der Voranschläge, resp. bei Revision und Abnahme der 
Rechnung ein Anderes verfügt werden sollte. Den Schloss der Ein¬ 
nahmen bildet das Summarium oder Ae Zusammenstellung. 

Ebenso sind die Ausgaben su ordnen, daher zunächst die Aus¬ 
gab en-Reste aus den Vorjahren und Ae Rechnungsdefecte, und in »wei¬ 
ter Abtheilung die laufenden Ausgaben nach den Voranschlags-Rubriken 



suszufühneu: sind, : Ara Schlüsse folgt Wiederum da» iSummariumi nach 
welchem die Vergleichung zu sieben. Der sich ergehende Hat-Bestand 
muss mit dem Kassenbach und dem Beerbestsnd genau tibereinsttmmed, 
und wenn dieses nicht der Fall wäre, ist die Differenz möglichst au&- 
zuklären. ■ 

Der Jehresrechnung ist ein genauer Vermögensnachweis anuuftigen 
und diese am Schlüsse durch den Rechner unterschriftlich so beurkuor- 
den. (Die nähere Anleitung gibt das Formular unten.} ; • • 

$. 82. In Bezug auf einzelne Rechnungs-Vorträge und deren Be¬ 
lege ist noch besonders zu bemerken: 

Bei allen Einnahmen und Ausgaben sind die Fälligkeitstermine ge¬ 
nau anzugeben und die Urkunden, auf welche sie sich- gründen, zu b«V 
zeichnen. Demnach sind bei Capilalzinsen; die Kamen der Schuldner, 
das Datum und die Nummer der Schuldurkunden, der ZinsfuM, die 
Verfallszeit $ bei Ablösungs-Schuldigkeiten, die Ablöaungsurkunde. m#t 
Datum und Nummer, Capital- und Zinsbetrag und dem verbleibenden 
Capitalrest; bei Pachtgeldern, die Verpachtimgs - Verhandlungen mH 
Datum und Nummer, die Namen der Pächter, die verpachteten Grund¬ 
stücke, der Fälligkeits-Termin, die Dauer jder Pachtzeit n. s. w. zu 
bezeichnen, • . 

Die etwa verbleibenden Aotivreste müssen durch eine vom Schuldner 
unterschriftlich anerkannte und beurkundete Liquidation (Ausstandsver*- 
zeicbniss) belegt sein, in welcher., zu rechtfertigen, warum dieselben 
nicht eingebracht werden konnten. 

$.83« Dia so gestellte Jahresreqhnung ist mit sämretlicbeo Be¬ 
legen, welche zusammen zu heften und . allen Urkunden, auf welche 
sich die Rechnung bezieht, in einer Mappe verwahrt, mit. dem Voran¬ 
schlag, dem Kassentegbuch, dem vervollständigten Inventar, dem Grund- 
buchsaoszng oder Steuerheft, dem Urbarium oder Prämissenbuch und 
der eingebundenen Rechnung für das Vorjahr längstens sechs Wochen 
nach dem Schlüsse des Rechnungsjahres dem Vorstande zur,Veroalasr- 
sung der Revision und Abnahme vorzulegen. 

E, Von der Revision md Rechnungsabnahme . 

§. 84. Die Verwaltungsräthe, die Heiligen- und Stiftusgspflegen 
haben darauf zu sehen, dass ihnen die Jahresrecknungen mit den Belegen 
hiezu auf die bestimmte Zeit (§.. 83) . übergeben werden. Sfe haben 
die Rechnung und Belege einer Durchsicht und Prüfung zu unterziehen, 
und wenn sie dieselben mangelhaft und unvollständig erfinden, die Ver¬ 
besserung sofort zu bewirken, sodann am Schlüsse zu beurkunden, 
dass sie die Rechnung durchgesehen, und beizufügen,: was sie etwa da¬ 
zu ;za erinnern gefunden,, 



• $, $5*r Längstens zwri Honate Ä«*h Ablauf: de* Jtidhiifcgsjalwfe 
.WUssen die Jahres-Rechaungen des. ■ Stgmäringer allgemeinen , Kireheat- 
fonds, und des Hechingen’schen Intercalarfonds durehdteVerwalttaags- 
räthe an das erzbischöfliche Ordinariat, die Rechnungen der Heiiigen- 
.und Stiftangspflegen aber an die betreffenden Decanate, resp. Kammerar 
riate eingesendet werden. Sollte in einzelnen Falten diese Frist 1 AK 
triftigen Gründen nicht eingehalten werden können, so haben die Heiligen^ 
und Stiftungspflegen an die Decanate, resp.Kfunmerariate, zu berichten 
nn4 Fristverlängerung nachssusuchep. , : > 

§. 86. Die Decanate , resp. Kammerariate, nehmen von den bei 
ihnen eingelaufenen Rechnungen Besieht und g^jjen solche demnach ft 
an den von Uns bestellten Rechnungsverständigen ab. 

§. 87. Die Revision bat nicht bloss eine calculatorische•Prüfang und 
Feststellung der Kirchen- und Stiftungsrechnungen zum Zwecke, sopjdeKP 
hat sich auch auf die materielle Verwaltung des Kirchen- und Stiftungs¬ 
vermögens zu verbreiten, ist daher gleichzeitig als eine jährliche Prüfung 
'zu betrachten, ob die Verwaltung im - Allgemeinen und Besondern nach 
den von Uns .gegebenen "Vorschriften geführt ob die EinnphrnsqueUep 
pflichtmässig benützt, zweckwidrige und unnöthige Ausgaben vermieden, 
der Voranschlag genau eipgehalten, dop Grundstpcksyermögen vollständig 
erhalten, möglichst vermehrt und ausreichend gesichert und den Zwecken 
! ih' allen Beziehungen Rechnung getragen worden. AHeä, 'was in den 
•hngedeateten Richtungen in formeller und itaaterieller Beziehung gegen die 
Rechnung ünd Verwaltung zu' erinnern gefunden, wird in eine Revisions- 
Terhandlung aufgenommen, die durch die Decanate, resp. Kammerariate 
der betreffenden Heiligen- und Stiftungspflege und’* dem Rechner zur 
Beantwortung, resp. Erledigung mit Bestimmungangemessener Frist zu¬ 
gefertigt wird. 

' §. 88. Die Heiligen- und Stiftungspflegen in Gemeinschaft mit dein 

Rechner haben die Revisions-Bemerkungen inner der gesetzten Frist 
vollständig zu beantworten, und wenn sie deren Richtigkeit' anerkennen 
müssen, und nichts dagegen zu erinnern haben, demnächst fcu vollziehen*; 
andernfalls aber ihre Einwendungen in bescheidener Form und nur 1 mit 
Rücksicht auf die' Sache neben* die Notate zu setzen und sofort die 
Rechnung mit allen dazu gehörigen Schriftstücken • und Belägen wieder 
ah das Deeandt, resp. Kämmeräriat, einzusehdcn. 

§. 89. Der Revisor entwirft den Rechnungsbescheid, welcher vön dem 
Decanate* resp. Kammerariate nach vorgängiger‘Prüfung zur Nachachtung 
und zum Vollzüge an die Heiligen- und Stiftungspflege hinausgegeben wird. 
' 'In Anstandsfällen, oder wenn Ordnungswidrigkeiten von grösserem 
BCiange sich iherausgestellt haben, wird das DeoanSt, resp. Kammerariat, 
die Rechnung nebst Belegen und dazu gehöriges Acten raw Awbrwegen 



dem ersMsehifl. Ordinariate verlege», welch«» steh überhaupt voriehllt, 
AechnoageB, deren Einsicht ihm notwendig oder wünschenswert!* dünkt, 
jederteit vorlegen so lassen. 

$. 90. In der Regel müssen sämmtliche Kirchen-, Pfarr- and Stiftung»- 
Rechnungen revidirt und jastiftcirt sein, bevor das darauf folgende 
Rechnungsjahr endet, damit der Vollsug de» Rechnungsbescheides in 
der darauf folgenden Jahresrechnung ausgewiesen werden kann. 

Es ist daher auf die Einhaltung der gesetsten Termine mit Nach¬ 
druck su sehen, und haben su diesem Ende die Decanate, resp. Kam- 
merariate, sowie der Revfslonsbeamte ordnungsmässige Tagebücher und 
Terminkalender su führen und die möglichste Beschleunigung in Allem, 
was das Rechnongsgeschäft betrifft, su bewirken. 

9. 91. Die Revisionssporteln betragen 1 Proc. der reineB Einnahme, 
Welche die Decanate, resp. Kammerariate, von den betreffenden Stiftungen 
su erheben und dem allgemeinen Kirchenfond su übermitteln haben, in 
sofern der Rendant desselben sugleich die Revision der Rechnungen besorgt. 

' Zur Rechnungsrevision sind Kopfbogen mit der Ueberschrift su ver¬ 
wenden: „Ersbischöfliche Commissarische Revisionsbehörde.“ 

P. Von den Kaenn-Revftionen. 

$. 92. Bei jeder Kasse sind durch den Vorstand regelmässige 
Kassenrevisiopen, und »war bei grössere monatlich, hei kleinere dagegen 
vierteljährig entweder selbst vorsunehmen, oder durch ein Mitglied des 
Verwaltungsrathes, beziehungsweise der Heiligen- und Stiftungspflegap, 
abhalten su lassen. 

• ' t . ' 

Bei diesen Revisionen ist von dem richtigen Vorhandensein de» 
nach dem Bücherabschluss sich ergebenden Kassenbestandei und im AUr 
gemeinen von der genauen Befolgung der ergangenen Kassen- «ad Rech¬ 
nungsvorschriften Uebersengung su nehmen, insbesondere auf folgende 
Punkte su achten: 

1, Prüfung der Kassenbücher (Journals) in calealo, und der genauen 
Uebereinstimnmng derselben mit dem Reahnungsbueh (Manual) t 
2t Prüfung des im Recbnungsbnch vorgetrageuen „Solls“ rüekntehtUch 
seiner Vollständigkeit; 

3. Prüfung der Einnahme-Rückstände in Besag auf ihre Richtigkeit and 
Zulässigkeit; 

4. Prüfung der Ausgabe - Belage und der evenfc. vorkonunenden Vor¬ 
schüsse. 

lieber die regelmässigen Revisionen sind Protokolle aufeunehmen 
und diese, wenn sich besondere Anstände nicht ergeben haben, mit der 
JabresreehnMg vorsnlegen. 



V«m :Ui|igei sich «rinWoli« AiMlnd* bei KMm-BwbioMii 
ergeben sollten, so Ut der Verstand verpflichtet, diese an verweilt sur 
Kenntniss des ersbischöflichen Ordinariats su bringen and diesen gleich» 
seltig des Kasseu-Revisionsprotokoll ewsanekhan. 

I. 03. Oie Deeane, reap. Kämmerer sind verpflichtet, unveramtkete 
Kissen-Revisionen absuhelten, namentlich wenn sie gelegenhettlich an» 
derer Geschäfte in einen Ort kommen. Ebenso behalten Wir One vor, 
durch Unsere Revisionabeamte oder andere Visitatoren unverhoffte Kamen» 
Revisionen abhalten su lassen, wenn und so weis wir dis für noth wendig 
«ad sweckmässig erachten. 

Bei diesen ausserordentlichen Visitationen ist dasselbe Verfahren, 
jwie bei monatlichen oder vierteljährigen* regelmässigen Kassen-Revüionen 
am beobachten, ausserdem aber auch darauf su »eben, ob die der he» 
treffenden Kasse sunächst vorgesetste Verwaltungsstelle die ihr obliegende 
Kontrolle gehörig geübt hat. Die hesttgUcben Revisionsverbandlongen, 
.bei welches dasselbe Schema su benutsen, sind dem ersbfetfhOlickeu 
Ordinariate einsureichen. 

Titulua VIII. 

Besondere Verwaltungsvorschriften. 

$. 94. Die Vorsitseaden oder Mitglieder der VeswaRtraggnOtlte, der 
Kirchen- und SUiftungspflegien. als solche dürfen sich mit der Empfang¬ 
nahme und Aufbewahrung der Kirehen-, Pfarr- und Stiftungsgelder 
nicht befassen, vielmehr hat die Erhebung der Gelder, wie die Leistung 
-der Zahlungen lediglich durch die bestellten Rechner su g e s che h en, den 
die Erstem su kontrolliren verpflichtet sind« 

& 93. Allo die Kirchen-, Pfarr- und Stiftungsverwaltang betreffenden 
Urkunden, Acten, justificirte Rechnungen, Schuld und Cautionsdocaraeute, 
Obligationen u. s. w. sind in einer im Pfarrhaus aufbewahrten Kirchen- 
nnd Stiftungslade (Depositenkiste) wohlgeordnet su verwahren. Bei 
kleinen Verwaltungen kann statt derselben ein verschlossenes Fach des 
Pfaimctenkastens verwendet werden. An der Kirchenlade sind swei 
verschiedene Schlösser mit entsprechenden Schlüsseln ansubringen, wovon 
einen der Pfarrer, den andern ein Mitglied der Heiljgenpflege in Ge¬ 
wahrsam nimmt, so dass die Kiste nur im Beisein beides geflflnet 
werden kann« 

f. 99. Bevor für Rechnung der Kirchen-, Pfarr- und Stiftungs- 
kassen Anschaffungen und Ausführungen bewirkt werden, haben die 
Vorstände die sämmtlichen£Mitglieder der Heiligen- und Stißungspflegaa 
su versammeln, und die vorliegenden Angelegenheiten sowohl in Be» 
siehung auf dis Nothwendigkoit der Sache, dta Zweckmässigkeit der in 
Rede stehenden Ausführung und die Verbindlichkeit des Fonds Mir 



Kostentragung zu berathen, «Je auch die Kräfte der beaffglicke»Kessen 
und ihre Befugniss zur vollständigen Einleitung des Weitem in Betracht 
zu stehen. 

§.' 97. Handelt es sioh um Beschaffungen und Ausführungen, fir 
Welche Im genehmigten Voranschlag «war im Allgemeinen Mittel vorge¬ 
sehen, diese aber nicht zum Voraus ftir einseine Fälle bestimmt sind, 
so sind die Heiligen- und Stiftungspflegen befugt, Ausgaben bis su 10 fl. 
selbstständig su deoretiren. Belaufen sieh die Kosten über 10 fl. für 
einen Gegenstand, so ist die Genehmigung des Decanates einsuholen, 
welches solche su ertheilen befugt ist, wenn die Ausgabe die Summe 
-von 25 fl. nicht übersteigt. 

Ist Letzteres der Fall, oder soll der Voranschlag Überaebritten 
werden, so muss stets die Genehmigung des ersbisehüffichenOrdinariats 
nachgesuoht werden. 

■ • ■ $. 98. Immerhin sind ohne Rücksicht auf die Hohe der Ausgaben 
jene Stellen, welche die Decretur ertheilt haben, Uns dafür verantwortlich, 
dass die betreffende Kasse mit keiner derselben nicht wirklich obliegenden 
und ebensowenig mit einer swecklosen, vermeidlichen und ungeeigneten 
Ausgabe belastet werde und sie haften demnach event. für den Rück¬ 
ersatz. 

fv Qff. Dureh fleissfge Beaufsichtigung der den Kirchen, Pfarreien 
und Stiftungen gehörigen Liegenschaften, Gebäude und Inventerstüeke, 
durch beständiges Augenmerk auf gute Erhaltung, resp. r Aufbewahrung 
derselben, durch rechtzeitige Ansbesserung der Beschädigungen, oder 
Bewirkung der Reparaturen daroh die dazu Verpflichteten sind die Aus^ 
gaben, ungeachtet des Zweckes, möglichst zu vermindern. 

1 $.100. Bei Bewirthsohaftung oder Verpachtung von Grundstücken 

ist’ neben Erzielung eines möglichst hohen Ertrags darauf Bedacht zu 
nehinen, dass keine Verminderung der Ertragsfähigkeit eintrete, viel¬ 
mehr die letztere und damit der Werth und das Jahres-Einkommen ge¬ 
steigert werde. 

§. 101. Gerechtsame, wie Zehnten, Gefälle und andere Natural¬ 
abgaben ’ sind in der Regel in Natura zu beziehen. Eine Verpachtung 
oder Fixirung derselben oder eine anderweitige Erhebungsart ist nur 
mit Genehmigung Unseres Ordinariats statthaft. Zur Erhebung 'Sind nAt* 
rechtliche ond unbescholtene Bedienstete anzunehmen. Die Naturalien 
müssen gehörig verwahrt nnd zweckmässig verwerthet werden. 

In der Regel hat Letzteres nach vorausgegangener Bekanntmachung 
Oflbntlich an den Meistbietenden gegen Baarzablung und vorbehaltlich 
der Genehmigung durch die Decanate (vgl. Tit. 11. $. 45) beziehungs¬ 
weise des erzbischöflichen Ordinariats zn geschehen and die Pflegen 
hüben hiezu die nach den Örtlichen nnd sonstigen VerblltüWsen ge- 



eignetet* Zeit so bestimmen, «ach difB Verkaufsverhandlung ca be- 
aafsichtigen. • « 

$. 102. ZaWungsdecreturen auf Kirchen-, Heiliges- and Stiftungs- 
fonds und Pfarradtomistrationen dürfen erst dann ertheilt werden, wenn 
die erforderliche Genebmigung Seitens der vorgesetsten Behörden, soweit 
solche nach obigen Bestimmungen eineuholen ist) wirklich vorliegt, wenn 
die Liquidationen in Beciehung auf die Nothwendigkeit, die wirklich 
erfolgte meistermässige Lieferung oder Ausfilhrutog, die Preiswürdigkeit 
oder die contrectllehen Ansätse durch die betreffenden Teehniker oder 
die Verwaltung selbst geprüft und festgestellt sind, welch’ Letzteres 
durch die Pfleger überall su geschehen hat, falls die Revision nicht 
durch die vorgesetcten Behörden erfolgte. 

§. 103. Gewöhnliche Arbeiten, die fite Rechnung von Kirchen-, 
Pfarr- und Stiftungspflegen auscuführen sind, wie Baureparationen u. 
dgt. Werden in der Regel auf Grund der Voranschläge und entworfenen 
Aecordebestünmungea öffentlich im Abstreich vergeben, jedoch stets mit 
Rücksicht auf die Zuverlässigkeit und Tüehtigkeit der Handwerker and 
Arbeiter. Erfordern besondere Umstände die Ausführung von Arbeiten 
im Taglohn, so ist stets die nöthige Aufsicht über die Arbeiter an- 
nbordnen. 

Tituhu IX. 

Verfahren bei vorkopuqenden Rechtsgeschäften und Prozessen. 

104. Wenn ein allgemeiner Fond, eine Kirche; Pfarrei, Kaplanei- 
Beneficium-oder‘Stiftung wegen ihrer Güter, ihres Vermögens uud ihrer 
Gerechtsame in Process verwickelt wird, so liegt der Betrieb derselben 
den betreffenden Verwaltungsräthen, Heiligen- And Stiftungspfiegen ob* 
gleichwie ihnen die unmittelbare Verwaltung dieses Vermögens custeht 
And obliegt. 

$. 105. Soll die Kirche oder Stiftung Klägerstelle vertreten, M 
muss die Heiligen- oderStiftongspflege noch vor dem Beginhe des Pro¬ 
cessen die Autorisation < des ercbischöflichen Ordinariats einholen und 
cugleich den Entwurf'der ancustrengenden Klage cur Prüfong beifügen, 
sowie alle hiebei in Betracht kommenden Umstände mit den vorhandenen 
Beweismitteln vergehen ausführlich vorlegen. 1,4 

Unterlassen sie dieses, so wird der Process auf ihre Kosten und 
Gefahr geführt und der Kirche oder Stiftung kann daraus kein Naehtheil 
erwachsen. 

§. 106. Auch wenn die Kirche u. a. w. von Andern rechtlich be- 1 
langt wird, muss dieselbe Unserm Ordinariate davon Anselge machen, 
und die Nothwendfgkeit sur 1 Einlassung auf den Rechtsstreit nachweisen. 

f. 107. Die Vollmacht «um Betriebe eines Processes muss von 



alten Mitgliedern der Heiligenpflege u. s. w. unterschrieben and vota 
«•»bischöflichen Ordinariate beurkundet sein. 

$.108. Handelt es sich blosS Um gerichtliehe Betreibung verfallener 
liquiden Schuldigkeiten, so ist selbstverständlich eine besonder# Ermäch¬ 
tigung des ersbisehöfliehen Ordinariats hiesu nicht erforderlich.: 

Titulus X. , 

Von den Rechten and Pflichten der Patronen. 

$. 109. Wöhrend Uns das Jurisdictions- and Verwaltangerecht 
Uber das Kirchen gut susteht, kommt es dem Patrone nach Massgabe der 
Bestimmungen des gemeinen canonischen Rechts su, darüber mit so 
-wachen, dass die unter seinem Patronate stehenden Kirchengüter nicht 
ihrem Zwecke entzogen werden. 

, $. 110. Desshalb soll; 

Bei Union oder Trennung einer dem Jaspatronatos unterstehenden 
Kirche oder Pfründe, sowie bei substantieller Veränderung des Grund«- 
atoekvemögens, d. {, bei Veräußerung oder Erwerbung von Gutem und 
Gerechtsamen, sowie; bei Uehernakme von neuen Lasten der Patron ge*» 
hört werden. 

$. 111. Dem Patron liegt es ob, wenn ihm Handlungen,, die dem 
$. 109. suwider sind oder ungünstige Gerüchte über eine Verwaltung 
der in Rede stehenden Fonds snr Kenntniss kommen, Unserm Ordina¬ 
riate hievon Anseige su machen, sowie sich die betreffefaden Rechnungen 
sor Einsichtnahme vorlegen su lassen und erforderlichen falls btf dem 
ershisehöfltehen Ordinariate eine Untersuchung su beantragen. , 

Wünscht dar Patron auch von anderweitigen einseinen Rechnungen 
Einsicht so nehmen, so sind ihm dieselben, sofern sie bei den vom 
ersbisehöfliehen Ordinariate bestellten Verwaltungsbehörden »ur Erted% 
gong des Rechnungswesens nicht mehr nöthig sind, auf sei« Verlangen 
su beendigen. i ' 

$. 119, Dam Patron oder dem Vertreter desselben stad von den 
Heiligeaptegen aller Jener Kirchen, wo er die principale oder subsidiäre 
Baupflicht hat , , die jährlich su entwerfenden Voranschläge sur Einsicht«« 
nähme und aUenfeUsigen Erinnerung resp. sur Vereinbarung miisotheilen, 
ehe dieselben sur Prüfung und Genehmigung dem ersbisehöfliehen Or* 
dinariate vorgelegt werden, 

$. 119. Dem Patron.kommt ferner das Reckt s«, auf seine Kneten 
der Abkurung einer geistlichen Pfründe ansuwohnen, su welchem Ende 
dem Patron, resp. seinem Vertreter von denn Tage, an weichem die 
Abkurung vorgenommen wird, seitig Kenntniss su geben ist. : 

$, 114. Behufe der vorsorglichen Unterhaltung dar Kirchen-, 
Pfarr- and Stiftungs-Gebäulichkeiten, wosu dar Patron auch nur sub- 



■tdifir baupflicfatig. ist, steht ihm das Recht und die Pflicht so, dieselben 
jährlich visitifen su lassen. 

8. 115« Wenn von Seiten des Patrons Zehnten veräusscrt werden, 
auf welchen Ban- and Competenspflichten haften, so wird dieses nicht 
ohne Cognition des ershiscböflichen Ordinariats geschehen. 

$. 116. Für den Fall der Zehent- und Baalasten-Ablfisung be¬ 
halten Wir Uns vor, erforderlichen Falls in vor anstehen den Bestimmungen 
geeignete Modificationen vorsunehmen. 

Freibarg, den 1. Juli 1858* 

f HERMANN , 

Erzbischof von Freiburg. 


Die seht Zasatsdeerete zu der Vereinbarung zwischen 
dem bell. Stuhle und dem KSnlge wen Neapel 

lauten nach dem amtlichen Journal des Königreichs beider Sicilien ihrem 
Hauptinhalte nach wie folgt: ’) 

Erstes Decret. Art. 1. Die »wischen Lebenden und testamenta¬ 
risch getroffenen Verfügungen sum Besten der Kirchen oder geistlichen 
Corporationen jeder Art erhalten, ohne Unsere yorlfiufige Genehmigung, 
Ihre volle Wirkung. Jedoch soll sum Versieht auf die Erbschaft 
Unsere Ermächtigung stets vonnÖthen bleiben. 

Art. 2. Die Notare sollen die Diöcesanordinariate direct und ohne 
Vermittlung einer Behörde von den künftighin erfolgenden Verfügungen 
dieser Art in Kenntniss setsen, übrigens sich richtend nach den durch 
Decret vom 4. April 1830 Vorgesohriebenen Anordnungen. Die Diö- 
cesanordinariate diesseits der Meerenge werden davon Ünsern ‘Minister- 1 
staatssecretbr' hn Departement der kirchlichen Angelegenheiten benach¬ 
richtigen, die jenseits der Meerenge aber Unserti Getiernlstätthalter, 
welcher Unserm Stahtssecretftr (Br die Sicüianischen Angelegenheiten 
davon Mittheilung so machen hat. Alle diese Erklärungen soüett so- 1 
dann an Uns Übersendet werden. ' * 


‘) Das mit Plus VII. am 16. Februar 1816 zu Terracina abgeschlossene Con- 
cordat ist im Auszüge zu finden in Wetzer und Weltes Kirchenlextioon sub 
Italien S. 868, der, Text desselben sowie all» auf die Ausführung sich, bezie¬ 
henden Dokumente sind ln 6 Quartbänden gedruckt worden: Conpordeto ft» 
santitä Pio VII. S. 6. e. S. M. Ferdinando I. re del regno della due Slcilie P. 
I. Napoli 1818, P. II. 1825. P. III. 1826 P. IV. 1829. P. V. 1832. P. VI. 
1885, Sieh auch Mfineh, rollst Sammlung aller älteren tmd neueren Concor¬ 
date 1830--91. Tll.«, S. 707 — W» und 780 — 7l5» 



Zweite* Decrtl. YA&ta bestirbmt iB achtzehn Artrkeln die von de« 
geistlichen Anstalten für den An- und Verkauf von Gutem,/ fllr dle 
Anlegung von Capitalien, 'die Eintragung in das Hypothekenbüch, Per- 
mutatienen, Rentenconstitutionen, Vermiethungen von städtischen uad 
Landgütern ets. zu befolgenden Begeht. Wir bemerken in den verschie¬ 
denen, Verfügungen, welche getroffen werden, dass in jenen. Angelegen¬ 
heiten nichts Wichtiges geschehen' darf, ds mit Genehmigung der’ geist¬ 
lichen Behörde, sei es nun des Bisehofs oder des Papstes^ und dass 
die Approbation der weltlichen Gewalt erst ertfaeilt wird nach 4er von 
der «geistlichen Behörde gegebenen Erlaubniss. 

Drittes fkcret. Einziger Art. In Unseren k. Besitzungen diesseits 
der Meerenge können die Erzbischöfe ohne Hinderniss Provincialsyno- 
den zusammenberufen und abhalten und haben der k. Regierung nur 
vorläufige Mittheilung über die Zeit ihres Zusammentritts zu machen. 
Die Erzbischöfe und Bischöfe .dürfen übrigens die Acten der Provjncial^ 
und Diöcesan-Synoden oÄn£ yorhe^gängige Revision der k.,Regierung 
veröffentlichen. , 

\ - ' ' ‘ t ' * ‘ ' ' * * * * ' 

Viertes Decrel. Art. 1. Wenn in. Unseren Staaten diesseits des 
Pharus die regelmässigen Besitzestitel für die Errichtung der unter dem 
Patronate der Laien wie der Geistlichen bestehenden Kirchen oder 
Pfründen fehlen, so wird man die vom canonischen Rechte zugelassenen 
Beweise für den Besitz des Eigenthums, wie für das Bestehen des Pa- 
tronatsrechtes (als giltig) annehmen. , < ; 

Art. 2. Nur die geistlichen Richter sind befugt, iu zweifelhaften 
Besitzfallen, sowie in Ehrenprivilegien oder anderen, welche'den Patro^ 
nen der Beneficien zugestanden sind, zu erkennen. 

Art. 3. Die bis heute ergangenen Erkenntnisse Uber die,obenbe^ 
nannten Fälle erhalten ihre volle Giltigkeit/;. , . ,. . , 

Fünfleß Deere t; A r t. l.Jear, wBlche die Vorschriften der feem» 
men Stiftungen .für Messen, Feste, Anniversarien, Aussetzung des AUetv 
heiligsten, Oeh-, Wachs- und andere ähnliche Legate nicht erfüllen, 
sollen, auf gesetzlichem ,Wege dazu angehalten werden. Folgende zw# 
Fälle sind ausgenommen: a) Wenn das Legat;atmdrlicklieh dem Ge¬ 
wissen des Besitzers überlassen ist; b) wenn es sich um Verpflich¬ 
tungen der Dom^nenverwaltung oder der dt^rch .Decretycjm 5. Angust 
(817 errichteten Amortisationskasse handelt. , 

> Art. 2. Die Bischöfe- werden nach Kenntnissnähme aller oben er¬ 
wähnten Verpflichtungen alle Wege der Sarifctüufh und der Vorstellung, 
die sie in Händen haben, anwenden, um die Ausführung derselben zu 
bewirken. Sjndihrp Ermahnungen fruchtlos gewesen, so müssen sie 
die gerichtlichen Verfolgungen beginnen,, in den Ländern diesseits der 
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Min enge darob die DtöeesaB^VerwaKiing, and- in den Ländern jenseits 
der Meerenge dafck Vermittelung ihrer Generalvieare. Alles, was man 
in Empfang nehmen kaum soll, mit Ausnahme der Justizkosten, zur 
Erfüllung der frommen Legate unter der Oberaufsicht des Ordinariats 
verwendet werden. — Die auf dergleichen Angelegenheiten besüglichdn 
Klagsaehen sollen summarisch entweder bei den Civilge richten, oder 
den ObergerfchtsbOfen entschieden werden. Jederseit sollen die Bischöfe 
darttber wachen, dass die auf geistlichen Besitzungen ruhenden Privile¬ 
gien und Hypothekenrechte streng bewahrt bleiben. — Die Notare sollen 
ihnen hiefür direct und ohne Vermittelung einer Behörde Kenn tmisS 
gehen von allen frommen Verfügungen, welche künftighin gemacht werden. 

: Seckstee Decket: Art. 1. Die Diöcesan- Ordinariate dürfen den 
Beistand der weltlichen Behörde anrufen zum Behufe des Vollzugs der 
bei den geistlichen Gerichtshöfen ergangenen Erkenntnisse, wenn die 
▼erurtheilten Partheien dieselben nicht freiwillig sum Vollsag kommen 
lassen. 

Art. 2. Zn dem Ende wird man das Erkenntnis an Unseren 
königl. Procurator überwteieen, sowohl ln den Provinzen diesseits wie 
jenseits der Meerenge. Dieser soll, Ohne die Gerechtigkeit der ergan¬ 
genen Entscheidung weiter su prüfen, lediglich unter Berufung auf 
gegenwärtiges Decret, welches .er anführen wird, das Erkenntnis un¬ 
gesäumt in Vollzug setzen, mittelst der gewöhnlichen Formel: Si esegua, 
Kraft dieser Ordre erhalten die geistlichen Erkenntnisse gesetzliche 
Kraft und werden, durch die Justizbeamten in derselben Weise» wie die 
gewöhnlichen Urtheile der Gerichtsstühle und gemäss den Art. 239 und 
635 der Givilprocessordnung in Vollzug gesetzt. — Nur in dem Falle, 
WO Unsere Magistrate ein Incompetenzprincip zu bemerken glauben, 
werden sie die Ausführung unter Benachrichtigung der Ordinariate hier¬ 
von suspendiren und in Unseren Staaten diesseits der Meerenge Unseren 
Justizminister davon, in Kenntniss setzen; dieser wird dann darüber 
all‘Unseren Minister der kirchlichen Angelegenheiten berichten. Diese 
beiden Minister werden zum Behufe der definitiven Entscheidung in 
dergleichen Angelegenheiten ( an Uns darüber Bericht erstatten. Für die 
Staaten jenseits der Meerenge wird der Bericht an Unseren General- 
Statthalter übersendet werden. Derselbe wird ihn Unserem Minister 
für die sieUianischen Angelegenheiten mittheilen und dieser Unsere Be¬ 
fehle entgegennehmen, 

. Art. 3. Dem Executjonsbefehl muss eine vom Dioecesan-Ordina- 
riate beglaubigte Abschrift des Erkenntnisses beigelegt werden. Diese 
wird unser Procurator vidiren, das. Datum derselben angeben und alle 
diese. Erkenntnisse abschriftlich in ein besonderes Register eintragen. 

Art. 4. Die Erkennung und Entscheidung über Streitigkeiten in 
Bezug auf die Vollstreckung solcher Erkenntnisse gehört zu den Be¬ 
fugnissen Unserer Gerichte, ohne dass dieselben indessen jemals sich 
auf eine Prüfung des Entscheides einlassen dürfen. 

Siebente& Deeret. Dieses schafft die durch Art. 245 der Poenal- 
geactac gegen jeden Pfarrer, Vicar oder Pfarrverweser, welcher dem 
Art. 81 der Civilgesetze zuwiderhandelt, getroffene Pöual-Sanction ab. 
(Der Inhalt dieser verschiedenen Gesetze ist uns nicht näher bekannt.) 

Jfey’* Archiv für kath. Kh-ehenreckt. ///. Band. 25 
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Acht»» Dtcrefi' Art. 1, DU vorhsrgiagige Ermäshtigong ilf 
Drucksachen und Bücher, welch* darek Art. 3 des Gesetsesvotn 13. 
Aug. 1850 für Unsere königl. Gebiete diesseits der Meerenge dem 
Qenerairathe des öffentlichen Unterrichtes utid für die jenseits des 
Meerenge den öffentlichen Unterrtehtseommission Überwiesen war, wird 
tob heute an dtn Diöeesan-OrdinariaSen auvertraat, ohne etwas an dem 
su ändern, was hierüber durch Deere* and Vero r d nun g von 7. April 
1651, sowie durch Art 8 des ersten Theiies der in dem ordentlichen 
Staatsrsthe vom 21. Juni 1851 getroffenen souveränen Entsthliessungsn 
bestimmt •' worden. 

Art. 2. Du auf den Druck dieser selbige» Bücher bcsüglieke» 
Ermächtigung soll gleicherweise von den DaöflesaUrOrdlnanSMt ertheilt 
werden.. 

Art. & In Divergen»falle« soll Ober das Ganse an Se. Majestät 
berichtet werden. 

In Besug auf die Abhandlungen Ober das canonische Recht und 
die kirchliche Discipim in den Gebieten jenseits der Meerenge, verbleibt 
es bei dem k. Reseripte vom 11. Nevbr. 1851. 

An die bereits mitgetheilten Decrete reihen sieb, noch verschiedene 
königl. Reseripte, welche wir aussflglich wiedergeben. 

I. Ein Rescript vom 6. April d. J. verordnet, dass in den gegen 
geistliche Personen anhängigen Critoinafeache», alle und jede Oeffeut- 
llchkeit vermieden werden, die Verhandlungen bei verschlossenen Thören 
stattfinden und nach gefälltem Urthefle dem Bischof een der Ober ded 
Schuldigen verhängten Strafe Kenntmss gegeben werden soll, damit man 
in seinem Betreffe, die für passend erachteten geistlichen Mittel ergreift« 
kann. Im Falle ein Geistlicher su einer correetionellen Strafe verortheilt 
würde, kann man von der Milde des Fürsten die Vergünstigung erwirken* 
dass die Strafe entweder in einem Kloster von strenger Observtms oder 
in einem andern geistlichen ßessernngshaud erstanden wird. 

II. Hierauf folgen drei königliche Enfechliessungen vom 18. Maiy 
Veröffentlicht am 20. desselben Monats. 

in der ersten wird das Vorrecht, dessen die Pfarrer der DtÖMsa 
Neapel schon seit 1827 genossen , auf alle Pfarrer, Vlcare oder Pfarr- 
verweser ausgedehnt. Dieses Privilegium besteht darin, dass, wen» sie 
% Im Interesse der Justis vor die Gerichte geladen werden müssen, die 
Benachrichtigung hievon durch Vermittelung des bischöflichen Hofes 
Ihnen xukömmt, welcher auf diese Weise sugleich dafür wird sorgen 
können, dass der kirchliche Dienst darunter nicht Eintrag leidet. 

Die »weite verordnet, dass die Commutatfon, Rednction oder Ver¬ 
vollständigung der frommen Legate nur in sofern Giltigkeit haben, als 
die ßetheiligten hierüber die Erlaubnis* des heil. Stuhles nachgesucht 
und die souveräne Ermächtigung hiesu in den gesetzlich vorgesohriebenen 
Formen erwirkt haben. 

Die dritte besweckt die Erleichterung der TheHüng der seither vn» 
der Wohlth&tigkeitscommission verwalteten Güter. Gemäss den voraus¬ 
gehenden souveränen Verfügungen wird man den betreffenden Ordina¬ 
riaten einen entsprechenden Antheil , der als fester Grundstock für die 
gestifteten Messen und andere geistliche Werke dienen soll, überweisen 
müssen. Ausserdem wird verordnet, dass nach geschehener Thsilung 
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nlid vor Beläadtgung der besüglichen Anthtik Se. Heiligkeit am die 
kirchliche Bestätigung ersucht werden muss, tim keine Besorgniss in 
den Gewissen bestehen zu lassen und jeden Zweifel Uber die künftigst 
Eventualitäten der Kapitalien zu beseitigen. — Ausdrücklich wird er¬ 
kürt, dass die Congregationen oder Kapellen vom allerheiligsten Sacra* 
neente in ihren Gütern oder Personen von der Abhängigkeit des „Käthes 
der Hospize“ befreit bleiben müssen und nur vom Ordinariate ab hängen, 
welches indessen desswegen nicht davon dispensirt ist, die Regierung 
na die legale Institution za ersuchen. — Endlich wird der pünktliche 
Vollzug der souveränen Verfügungen in Betreff der Aufstellung von ge» 
gründeten Etats der von Laien gemachten frommen Legate unter Mit* 
Wirkung der Ordinariate anempfoklen, damit man die für den kirehlicheii 
Dienst bestimmten Geldsummen, welche ganz zur Verfügung der Bischöfe 
gestellt werden sollen, in Abzug bringen könne. In der durch Re¬ 
solution vom 25. Juli 1851 vorgeschriebenen Arbeit, durch welche dfii 
Unterscheidung zwischen den Anstalten von rein geistlichem Ursprungs 
and solchen, welche der Frömmigkeit der Laien zu verdanken Sind* 
festgestellt werden soll, wird unverzüglich ermittelt werden müssen^ 
welche von den Conservatorien oder Zufluchtsstätten in Neapel rein 
geistlicher Natur sind. Endlich wird die sieilianische Consulta eilige* 
laden, dieselbe Unterscheidung zwischen den Stiftungen rein, geistlichen 
Ursprunges und jenen, welche von Laien stammen, gemäss dem Rn» 
seripte vom ll. Nov. 1851 zu treffen. 

IO. Am 27. Mai wurden noch vier weitere Reseripte veröffentlicht, 

Des erste genehmigt die Errichtung eines ausschliesslich vom Erz¬ 
bischöfe von Neapel abhängigen Seminars in der Hauptstadt. Es soft 
von Priestern (sowohl Welt- als Ordensgeistlichen), deren Unterhalt die 
Regierung anweist, geleitet werden. Die Bischöfe des Königreichs 
können darin auf ihre Kosten die Cleriker unterhalten, die in ihrer 
Diöcese nicht die gehörigen Mittel für ihre Ausbildung vorfinden. 

Das zweite Rescript verleiht den Bischöfen die Vollmacht znr Int- 
Spieirung sowohl der öffentlichen, als auch der Privatschulen, da sin 
nach dem Wortlaute des königl. Decrets vom 28. Juni 1849 die recht¬ 
mässigen Inspectoren der Schalen sind und den sittlichen und religiösen 
Unterricht zu überwachen haben. — Unter den bei dem Zollamte an- 
gestellten (Bücher-) Revisoren sollen sich zum Wenigsten drei vom 
Diöcesan-Ordinariäte vorzuschlagende Geistliche befinden. 

Das dritte Rescript legt den Consulten für die Gebiete diesseits 
und jenseits der Meerenge die Verpflichtung auf, in den Angelegenheiten, 
bei welchen die Kirche betheiligt ist, die Bischöfe zu vernehmen$ letztere 
sollen einen Monat Frist haben, um za antworten. Naeh Ablauf dieses 
Monats wird man Uber ihr Urtheil hinweggehen and die Verbandlang 
fortsetzen. 

Das vierte Rescript verleiht den Bischöfen neue Vollmachten, am 
entweder den Gemeinden oder den Privaten, welche das kgi. Patraoats-» 
recht in Betreff einer Kirche anrufen, za antworten.. 

Vom lebhaftesten Danke durchdrio^en, haben • Se.-EmineM der 
Cardinal und Erzbischof von Neapel, die Prälaten der Kirchenprovinz 
und der Bischof von Aversa in folgender Adresse die Gefühle ausge¬ 
sprochen, von denen sie gegen den besten der Souveräne beseelt sind: 

25* 
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„Erlauchte und königliche Majestät! Dfe Achtung and Liebe, welche 
die .Bischöfe de« Königreichs für von Gott kerriihreadß und getragene 
Äutoriiät ihres SSüttlgs empfinden, legen dem Ersbischofe von Neapel 
«nd *ci»ps dn diesem Tage mehr «ds sonst Jemanden die 

J^flisht sui, das Öoispiei der innigsten tmd tiefgefühkesten Yerehrnng 
{deil* cotrispondtmsa !e piu amorosa e profooda) Ihrer Majestät sa 
geben , welche, Gebrauch machend von der Ihr von Gott verliehenen 
Gewalt , in ihrem Königreiche mehr als einen ton den Dörnen» ausge- 
rteeen hat, von weleben unsere Mutter, die heilige Kirche, euf dieser 
Erde «» leiden hatte. Um sich dankbar und erkVohtlicb ®u bese/geB, 
wellen der Er&bwchof ond; die Bischöfe der nwpölKaniaehen Kirehän* 
pfovlnsund im Verein mit ihnen der Bischof von Avers« das Gefühl 
«usepreches, die sie als da* für Ew. Majestät tröstlichste betrachten 
dürfen, — das Gefühl der Dankbarkeit. Sie, weiche den ganzen Werth 
der unlängst von Ew. Majestät sti Gunsten der Kirche ausgegangenen .r-'.-.f' 
königlichen Verfügungen su schätzen wissen t wi« tief es Ew, Majestät 
im Marsen geschrieben steht, was Gott von einem katholischen Kegenten 
will — sie lögen «u Ew. Majestät Füssen die nachdrücklichsten Betheue- 
rangen des Dankes und dner jÄhhaft erregten Freude nieder, welche be¬ 
wirkt, dass sie alle einstimmig Ew. Majestät danken für das Wohl, das 
Sie der Kirche schon verschafft, und das Güte, welches daraus über di« 

Heerde, deren Seelen den geistlichen Hirten 01 »vertraut sind, hernieder- 
komraen wird. Wir wollen, Sire, ohne Unterlass unsere Gebete erheben 
und eifrig empor senden «um Allerhöchsten für das Heil und die lange 
W ohlfahrt 4es Lebens unseres Königs und der gansen k öd (glichen Fa¬ 
milie. Uns begeisternd an Ihrer souveränen Arten, werden wir die 
Gläubige» beständig erinnern an die religiöse» Gefühle der i-flieht und 
der Liebe , welche dieselben sn wahren Dnterihanea Ew. Majestät nach 
4em Willen. Gottes machen sollen. Endlich wollen wir weder Gebete;. : 
noch Muhen sparen, damit Ew, Majestät die Frucht Ihres Werkes und 
des Vertrauens ernte, welches Sie uns gewähren und für das wir Ihre 
Schuldner bleiben in der Wohlthat, für welche wir Ihnen danken. Mitten 
t» allen Mühseligkeiten dieses sterblichen Lebens, welche Ew. Majestät 
mit einer eo religiösen Standhaftigkeit ertragen, möge der Balsam der 
göttlichen Gnade in reicher Fülle herabisteigen in das erlauchte Her« 

Ew. Majestät und Sie kosten lassen die Süssigkeiten, welche jede das 
Wohl der katholischen Kirche besweekende Handlung begleite». Die 
unbefleckte Jungfrau Maria mache ihre Fürsprache bei ihma göiUiebe« 

Sohne geltend, erwirke die ErföUung der Wünsche der Bischöfe des 
Königreichs, erlange für unseren König Ferdinand II. die nothw*i?dige 
Erleuchtung und Stärke, am stete und ohne Unterlass für das *u ; nr~ 
beiten, was Gott für seine Kirche will. - - v " 

/ „Die unteraeiChneten Bischöfe »ennen sich mit tiefer- Ehrerbiejung 
Ew. Majestät defniithigste, ergebenste und ■dankbarste Onierthanent 
C» 4 tli« 8 l Sixlw Mario 8/'orsa, Er*bfeebof von Neapel, JJommicux, 

Bischof von Averse 5 Haphael, Bischof von KüssuolL Jmp&i Bischof 
Tön AcBtrai Bischof von Ischia und Jotepk, ßisdhof von - .Nolnd* 
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Won den päpstlichen Kansleftregeln. 

Vom geheimen üofrath und Professor RoSShirt in Heidelberg. 

Elnleltang. 

Die beste äussere Darstellung in der Neuzeit hat Phillip’s indem 
.vierten Theil seines Kirchenrechts gegeben: auf das Innere hat sich 
theilweise befriedigend eingelassen Devoti in seinen Institutionen: da¬ 
gegen das Wesen der Kanzleiregeln namentlich für Deutschland beson- 
ders seit der Zeit der Säcularisationen der deutschen Bisthfimer und 
deren Wiederherstellung ist von Niemanden versucht und auch die vor¬ 
treffliche Darstellung von Rigantius verdient für die gegenwärtige Zeit 
berichtigt zu werden. 

Der Unterzeichnete kennt die Wichtigkeit einer solchen Unter¬ 
suchung zu gut, namentlich was den gegenwärtigen Zustand in Deutsch¬ 
land betrifft, als dass er sich darauf jetzt schon in dieser Abhandlung 
einlassen möchte; dass er aber die Sache anrege, hält er für Pflicht, 
besonders da er ausdrücklich dazu aufgefordert ist. 

Die regulae cancellariae sind, wie alle Canonisten bemerken,dem 
prätoriscben Edict in der Rechteentwicklung ähnlich: ,d. h., sie sind 
die Grundlage hier der Kirchenordnung namentlich in Beziehung, auf 
die Verleihung der Beneficien und bezwecken im Geiste des kirchlichen 
Systems, auch Andere als das Haupt der Kirche, nicht sowohl Geist¬ 
liche als unter -sehr bedingten Umständen auch Weltliche dgran Theil 
nehmen zu lassen — folglich das, wie im prätorischen Edipte des Pri- 
vatrechts, veränderliche System hierarchischer Politik. aufzustellen -r 
wobei die unveräusserlichen, Rechte der Kirche so wenig aufgegeben 
werden sollten, wie bei dem praetor die wesentlichen Richtungen des 
Civilrechts — wobei aber nicht weniger durch Concordate, Conven¬ 
tionen and Indulte mit einzelnen Nationen und Fürsten auch der Billig¬ 
keit und der Einheit des sacerdotii et imperii Rechnung getragen vrw~ 
•Vleir' dürfte. 

Vor Allem ist daher nöthig, den geschichtlichen Verlauf dieses In¬ 
stituts hurz, natürlich mit Beziehung auf Deutschland anzugeben. Das 
. Resultat wird dabei , sein, dass die concordate nationis germanicae 

-"■ ■ ■■■■'_ 

*) Riyantius in prooem. pag. 5. Nr. 10. (der Ausgabe, Colon. Ailobs. 1751.) 

. pag. 5, Nr. 10, ferner Fr. Florens y Gravina, sogar der neueste deutsche 

Kirchcnreehtslehrer Brendel. 

Moy’s Archiv für kaih. Ktrchenrecht. UI. Bmd. 



immerhin noch die »weite Grandlage des gegenwärtigen Rechts bilden, 
so, dass die erste Grundlage d. i. die regalae canc. nur insofcrne be¬ 
seitigt sind, «1s sie den ebenbesagten Concordatea entgegenstehen, wie 
alle Canonisten, namentlich Rigantiqs bemerkt haben. 

Es gibt dann durch weitere Verhandlungen noch andere Beziehun¬ 
gen des Abkommens der geistlichen und weltlichen Gewalt gerade 
wegen der Verleihung der Beneficien, so, dass man hier auf durchaus 
positiver Grundlage uns nicht, wie wir sagen, dem Staats- und Volks- 
wohle gemäss, diplomatisiren muss, *) und dass am schlimmsten die¬ 
jenigen Staaten verfahren, die das kirchliche Recht und die festen Prfn- 
cipien der katholischen Kirche nicht kennen. 

Solehe Bemerkungen sind um so nothwendiger, als einseine deutsche 
Publicisten, die wir aus guten Gründen hier nicht nennen wollen, den 
Grundsats laut präeonisirt haben, dass das Wiener Concordat von 1448, 
welches unmittelbar in Besiehung auf die Kansleiregeln gegeben Ist — 
seit der Auflösung des deutschen Reichs und bei gans veränderten 
Staatsverhältnissen keine praktische Geltung mehr behaupten kOnne, 
wobei noeh mehr die päpstlichen Kansleiregeln, 2 ) und sosusagen, die 
ganse päpstliche Gesetsgebung ihre Gewalt verlieren musste. 

Die Darstellung dieser Lehre ist um so wichtiger, als in der 
deutschen Literatur eben so wenig in den Lehrbüchern wie in den 
grosseren Lexicis eine allgemeinere Ansicht über diese Lehre gegeben, 
ja nicht einmal die historischen Unterlagen gehörig dargestellt sind. 

5 * 1 * 

Kurte Darstellung der Geschickte der Kanzlei-Regeln. 

Es ist eine bekannte Sache, dass die Constitutionen der Päpste 
für die ganse Christenheit Bedeutung haben, jedoch nach den Restrik¬ 
tionen, welche die Päpste ihnen von Zeit su Zeit selbst gegeben 
haben. Man kann nicht sagen, die Kansleiregeln seien nur Instruc¬ 
tionen an die päpstliche Kanslei — oder ergangen in suMligen Dingen, 


*) Aeusserungen bei Gelegenheit der grossherz, badischen Verordnnag vom J. 
1853. (1. Hirz 1853). 

*) Brendel Kirchenrecht, 8. And. S. 133 sagt: „ausdrücklich worden die Kanzlei¬ 
regeln niemals von den Dentschen angenommen, nur machte der Reichshof¬ 
rath rückslehtlich der für heilsam erkannten Regeln de idlomate, de vlglntl 
vel infirmls resignantibns eine Ausnahme, Indem dieser Gerichtshof die 
dagegen erlassenen Dispensationen als erschlichen und missbräuchlich erklärte. 
Von einzelnen Abweichungen gegen die Kanzleiregeln Ist also hier die Rede. 
nicht von der Gültigkeit der Kanxtetregeln . Und dass auch hier die weltliche 
Gewalt zu weit ging, ist bekannt. -- Solcher Widersprüche finden sich viele 
ln dem angeführten Kireheoreohtslchrbock 



oder formelle Anordnungen, den Geschäftsstyl betreffend o. s. w. — 
nein, sie sind so kräftig, wie jede päpstliche Anordnung! 

Auch thut es nichts, das sie mit dem Regierungsantritt: eines jeden 
Papstes erneuert werden, war denn das praetorische Ediet nicht in eben der 
Richtung ein bindendes Gesetz ?! Es zeigt sich nur, dass gerade dadurch 
die Päpste die Fortschritte und Veränderungen der Zeiten im Ang a 
hatten. So sagt mit Recht Rigantius, auf welchen man in der That 
sich allein verlassen kann: Tom. I, pag. 6. Nr. 28 und T. II. pag. 
283 Nr. 22, dass, die Kanzleiregeln die volle Kraft eines Gesetzes 
haben.. Es muss ein Satz, der in, den Kanzleiregeln steht, ausdrücklich 
durch eine allgemeine oder specielle Constitution aufgehoben sein, wenn 
es seine allgemeine Bedeutung verlieren soll. Ubi aliquid contra regu- 
las disponitur, est pro validitate actus, ut illis derogetur. 

Also der Inhalt der Kanzleiregeln ist nicht der, wie Viele lehren, 
die Expedition der apostolischen Briefe zu reguliren sondern haupt¬ 
sächlich die Reservationen der Kirohenämter d. h. die hergebrachte 
Ordnung in der Besetzung aller Kirchenämter anzuzeigen, und dabei 
procesflaaliscbe Verhältnisse anzugeben. Die besondere und eigentüm¬ 
liche Sammlung selbst der die Reservation betreffenden Constitutionen, 
die sogar auch im Corpore juris teilweise enthalten waren, zu dem 
bestimmten Zwecke, die Päpste auf ihre Amtsverwaltung aufmerksam 
zu machen, fing eigentlich mit Johann XXR. an und nahm folgenden 
Fortgang in der sehr erklärlichen Reaction einer Zeit, die allerorten 
bedacht war, sowohl im Interesse der Fürsten wie der modernen Wis¬ 
senschaft den päpstlichen Bestrebungen sich zu widersetzen« 

' In dieser Zeit, wo die Nationen und Staaten der auf Einheit der 
kirchlichen Bestrebungen tendireoden Kirche entgegenzustreben anfingen, 
and der unendliche Kampf der Kirche dahin eröffnet wurde, sich bis 
in die einzelnsten Eigenheiten unabhängig zu erhalten, musste es kom¬ 
me», dass es der Kirche nur gelingen konnte, ihren Zweek zu erreichen, 
wann sie von allgemeinen Massregeln ausgehend für einzelne Nationen 
in Billigkeit neue, also Ausnahmebestimmungen, machte, und also auch 
hier wieder der vortrefflichen Einrichtung des prätorischen Ediefe folgte. 

Umgekehrt aber d. h. das Kirchenregiment ausschliesSend, war die 
Bestrebung der weltlichen Regierungen und Völker, wie sich gleich 
zeigen wird. Die Constitution des Nachfolgers Johann XXR., — die 
des Benedictus XII. ad Regimmen wurde das eigentliche Fundament 
für die den Gegenstand der Reservate betreffenden Regeln, und daran 


*) Riganliüs tom. IV. pag. 125 Nr. 42 und der Index ca diesem Buche pag. 328. 
*) Daher jetzt die regulae de dandis und de non dandis überflüssig geworden 
sind. Rigantius tom. UI. pag.. 45w 

20 * 
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schlossen sich dann an andere Constitutionen, namentlich von Johann 
XXm. and Martin V. an. 

Die Regierungen und Völker wollten freilich hier eine Stagnation 
der päpstlichen Wirksamkeit, die natürlich die Gewalt des Papstes so 
surückdrängen sollte, dass der Einflass auf die Besetzung der Kir¬ 
chenämter ihm immer mehr geschwächt würde. 

Es sind dieses die immer gleichen Verhältnisse, die von dem Con- 
cordat zu Worms an bis su den Concilien von Constanz und Basel, 
und von da bis zur Reformation, und wieder von da bis zur Säculari- 
sation der Bisthümer und jetzt bei der Besetoung der einseinen Pfarreien 
also bis in die neueste Zeit stattfanden. 

Das Basler Concilium erhob gegen alle reservatorische Kanzlei¬ 
regeln, als wenn diese nicht ein Ausfluss der hierarchischen Ordnung 
wären, soweit Widerspruch, als sie nicht im Corpus juris beschlossen 
seien, wdches doch für ewige Zeiten die gedachte Consequens keines¬ 
wegs in sich hatte, noch haben konnte. 2 ) 

Natürlich aber war es, dass die Päpste von nun an den einseinen 
Staaten und Nationen Rechnung trugen und swar durch Concordate and 
Conventionen, und ihnen gegenüber behielt das System der hierarchischen 
Gewalt und der Kansleiregeln immerhin und su allen Zeiten seine Be- 
deutung. 

Den erleuchteten Männern jener Zeit konnte dieses nicht entgehen 
und so entstand für Deutschland das Concordat swischen Nicolaus V. 
und Friedrich dem Dritten. Ueber die Besiehung dieses Concordats 
einige wenige Worte. 

Der Papst verabredete die Concordate mit dem Kaiser Friedrich I1L 
Aus diesem Standpunkte ist es ein Vertrag, und der Papst wird nie¬ 
mals widerstreben. 8 } Den deutschen Bisthümern gegenüber sind die Con¬ 
cordate Privilegien. 4 ) Es konnte also diesen gegenüber nicht in allen 
Besiehungen darauf ankommen, ob sie sie annehmen wollten, oder nicht. 
Wenn die Bisthümer Bamberg und Wttrzburg sie nicht angenommen 
hatten, so konnte sowohl der Papst, wie der Kaiser die Annahme 
ihnen befehlen, soweit sie nicht durch entgegengesetzte Bestrebungen 
sich davon befreien konnten. 5 ) 


*) Eine ähnliche Darstellung lässt sich auch für die Verhältnisse ln Frankreich 
aufstellen. 

*) Die päpstliche Macht war ln geistlichen Dingen wie jede Maeht unbeschränkt, 
bis auf speclelle Verträge, wo sie gebunden wurde. 

*) Rigantius , tom. 2. pag. 87. Nr. 165, 166. 

4 ) Rigantius, tom. 2. pag. 04. Nr. 283. 

6 ) Gedachte Bisthümer, namentlich Würzburg mit dem Herzogthume Franken be¬ 
wegte sieh freier, wie andere Bisthümer. 
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Namentlich hat der Kaiser, und »war Karl V., vielen Bisthümern, 
%. B. Lüttich, die Annahme des Concordats befohlen. 

Dass durch dieselben eine gewisse Rechtssicherheit herbeigefflhrt 
worden ist, kann nicht geläugnet werden, auch sind alle Indalte, die 
fortan der Papst verliehen hat, mit Rücksicht auf die Kansleiregeln 
und auf die Concordate ertheilt. worden. Im Uebrigen sollten die ge¬ 
dachten Concordate dem deutschen Reiche und den Bisthümern günstig 
sein, und im Zweifel su Gunsten der Privilegirten interpretirt werden, 
was der Papst su allen Zeiten selbst gethan hat. 2 ) 

Indem wir hier supächst von Deutschland sprechen, sollten ebenso 
in jedem andern Lande der Christenheit die Abinderungen angedeutet 
werden, die mit Rücksicht auf die Kansleiregeln eingetreten sind. So 
bestehen diese Regeln siemlich allgemein in Italien und Dalmatien mit 
der Modification auf dasjenige, was, abgesehen von dem unruhigen 
Piemont — im Grosshersogthum Toskana, dem Königreich Neapel und 
jetst in den Österreichischen Staaten gilt: sodann ist Rücksicht su nehmen 
auf Spanien, Portugal und Polen, soweit nicht wieder de facto die Re¬ 
gierungen dieser Länder operiren; was Frankreich angeht, darüber hat 
sich Bouix erklärt in seinem tractatus de prino. jur. can. pars. 2. 
sect. 3. S. 2. — Das Concordat von 1801 hat nur wenig abgeändert. 5 ) 

a) Die Pfarrer werden nach der neueren Uebereinkunft ohne Beiwir¬ 
kung des Papstes ernannt. 

b) Von den anderen Beneficien ist nichts verfügt, daher soll die 
erste Würde unter den canonicis cathedr. vom Papste besetst 
werden. 

c) Auch weiss man in der Praxis nichts von der Besetsung der 
anderen Beneficien, welche Praxis vielmehr annimmt, der Bischof 
habe sie su vergeben, wofür derselbe freilich sich auf die Ver¬ 
jährung, wie uns scheint, nicht berufen kann. Man sehe übrigens 
die Darstellung und die Argumente von Bouix selbst. In den 
Österreichischen, baierischen, wttrtembergischen und den anderen 
Staaten der oberrheinischen Kirchenprovins gelten die Kanslei¬ 
regeln, soweit sie durch Concordate nicht abgeändert sind, auch 
in Ungarn. In der Schweis ebenfalls. 4 ) In den protestantischen 


*) Auch Maximilian: — sieh Rigantius tom. 2. pag. 90. Num. 200. 

*) Rigantius t. 1. pag. 9. Nr. 83. 

*) Die Geschichte der Aemterbesteliungen für Frankreich erzählt bla zur Revo¬ 
lution, ganz gediegen Rigantius im $. L zur rühr. I., auf die wir verweisen. 

4 ) Rigantius t. I. pag. 195. Nr. 58. denn es gelten für die deutsche Schweiz 
wegen der Biithümer Constanz u. a. w. die concordats natlonls gerann. 



m 


Staaten, räe in England, Holland, Preussen Versteht Sieh die Gil¬ 
tigkeit so lange von selbst, als keine Coneordate gemacht sind. 

Es genüge diese Andeutung; Der berühmte Rigantius hat sich in 
Seineiü prooem. anf dieses Feld im Geiste seiner Zeit streng eingelassen; 
aber schon dieser kurze Umriss zeigt, wie viel gerade für unsere Tage 
an den historischen Principien, Ton welchen Rigantius aasgeht, geändert 
ist, and dass bald eine Zeit kommen muss, wornach aach hierüber neuere 
and gediegenere Arbeiten ausgehen müssen, als man sie jetzt vor sich 
hat. Aber eben unsere Abhandlang hat nur den Zweck, diese vorzu- 
bereiten, wobei sie wohl noch etwas tiefer in das deutsche Rechtsver- 
hältniss eingehen wird. 


§. 2 . 

Von den einzelnen Kanzleiregeln. 

Bekanntlich ist das Wort „Reservation“ eben nichts Anderes, als 
die juristische Beschränkung des factisch ausgeübten Besetaungsrechtes 
der Beneficien. Nur dem Papst kann dieses Recht zustehen. Erklärt 
sich der Papst darüber ausdrücklich, so heisst man dieses Reservat: ver¬ 
steht es sich von selbst, so heisst es affectio. Dass das Eine so viel 
werth ist, als das Andere, fällt in die Augen. Die secundären Gründe, 
die es nothwendig machten,, auf dieses Verhältniss %uch picht still¬ 
schweigend zu verzichten, gibt Rigantius an in §. 1 zur reg. I. Canc. 

Bekanntlich hat der Papst ausser dem Reservationsrecht noch zwei 
andere specielle Rechte: das jus devolutiopis, wenn nämlich aus Miss¬ 
griffen der Betheiligten oder sonst die freie collatio an ihn fällt, oder 
das jus praeventionis, wenn äussere Umstände eintreten, wo der Papst 
gedrungen wird, die einem Andern zustehende CoTlation oder Präsen¬ 
tation, die letztere als freie Collation auf sich zu nehmen. 

Bekanntlich sind einige Reservationen schon, wie sie sagen, im 
Corpore juris clauso, namentlich die, welche Clemens IV. in c. 2. VI. 
de praebend. festsetzte, regulirt: also für jeden in curia versterbenden 
Beneficiaten, ferner für alle Pfründen, deren Inhaber inter duas dietas 
legales a loco, ubi moratur ipsa curia, stirbt nach c. 34 in VI. eod. 
später kamen dazu die sogenannten extravagantes, nach c. 4 de elect. 
c. 1. 4. und 13. de praebend. — folglich ging das Recht auf alle 


*) In unsern Tagen hat ein kleiner Kampf stattgefunden zwisohen dem würteiu- 
berger Staatsanzeiger nnd preusslschen Blättern. Die Führer der beiden 
Parteien verstanden zu wenig vom canonischen Recht, sonst hätten die Wtirtem- 
berger anführen können, dass ihre Convention der Kirche gegenüber viel¬ 
mehr biete, als der preussische Zustand, denn sö wohlthätig die preussische 
Constitution für die Kirche ist, so . ist sie dofch nur eine einseitige Erklärung. 
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Pfründen, die darck den Tod and mp, du PcMtsongsreebt du Cor- 
dioftl« J ) and der römischen Hofbesraten erledigt wurden, dann auf 
jedes beneficium, welches durch die ton dem Papst vorgenommene Ab- 
aeisusg, Versetsung oder Beförderung seines Inhabers auch dadurch in 
£rledigimg kommt, dass eine Wahl kassirt 2 ), eine Postulation ver¬ 
worfen oder eine Resignation angenommen wird 3 ), auch auf diejenigen, 
die durch Annahme eines unverträglichen oder incompatiblen bene- 
ficiums vacant werden. 4 ) 

Das oben beseichnete c. 4 de elect. heisst ex debito, das e. 4 de 
praeb. heisst execrabilis, du e. 13 ad regimen. 

Noch besonders sind su bemerken die Constitutionen, welche De¬ 
vot! in seinen Instit. de collat. $. XXXVI aufführte von Pius V., Ale¬ 
xander VI., Paul IV. und Gregor XID. Sie sind alle mehr öder weniger 
berücksichtigt also wiederholt oder verworfen in den Kanaleiregeln, die 
wir jetst gans allgemein hier darsteifen wollen. 

A. In den ersten Kansleiregeln sind wiederholt die const. ad re¬ 
gimen und execrabilis und dasu gestellt werden alle Pfründen, wo die 
im Concil von Trient vorgeschriebene Form nicht eingehalten ist. In den 
neueren Concordaten mit deutschen Fürsten ist darüber nichts gesagt: 
die Fälle kommen ausserordentlich selten in Besiehung auf Deutschland 
vor: daher hat man jetst davon Absehen genommen. Ob der Papst 
nach den Concordaten in Deutschland statt einen Monat für die Ver¬ 
leihung deren drei habe, wie in $. quoties vero featgesetst ist, wird 
bestritten, weil es sich in dem gedachten $. selbst von den Vacansen 
in Deutschland handelt, nicht aber von denen , die in Rom eintreten: 
dort nämlich Ist in Rom schwerer Kenntniss su haben hinsichtlich dessen, 
was in Deutscland vorgegangen ist, und daher sind drei Monate fest- 
gesetst. 5 ) Im Uebrigen verweisen wir auch noch auf däs deutsche 


*) Das Verhiltniss für Deutschland, well auch ein deutscher Bischof Cardinal 
sein kann, weiter unten. 

*) Ohne die Kenntniss der Kanzleiregeln sind die neuesten Vereinbarungen mit 
dem Papst z. B. mit der oberrheinischen Kirchenprovinz des Jahres 1821 und 
1827 nicht zu verstehen, weil gerade hier den Wahlberechtigten nochmals zu 
wählen, durch ein Indult nachgelassen ist. 

*) Kanzleiregel de viginti. 

4 ) S. auch e. un. de praebend. Joannis XXIL und mein eanonisches Recht S. 430. 

*) Rlgantius t. 1. pag. 77. Nr. 380. Die Sache ist, wie uns scheint, praktisch 
entschieden, weil man aus der Bulle in Beziehung auf das Königreich Preussen 
de salute animarum und auch früher schon aus der Concession Benedict XIV. 
in der Richtung auf Breslau sehen kann, dass der Papst seine drei Monate 
dem König von Preussen zum Vorschlag überlassen hat, Wo dann gewiss 
den Papst drei Monate zur Besetzung überlassen waren. 



Condopdit (m. can. R. S. 6t0), wornaeh be{ der in Deutschland zuge- 
laSHenen Wahl ein eigener Vorbehalt erscheint, nisi etc., wobei jedoch 
wieder die vom Papst gegebene Versicherung in der not 1- an gezeigt, 
ist, dass er von diesem Vorbehalte nur in den allerdringendsten Fadian 
Gebrauch machen werde. Dieses Verhältnis besieht sich zunächst auf 
die in der zweiten Regel vorbehaltene Cenfirmation der Wahlen in den 
Kathedralkirchen. 

B. Die sweite Kansleiregel verbreitet sich: 

a) auf die. Reservationen der Kathedralkirchen and Alles, was dasu 
gehört. Wenn non auch in dem deutschen Concordate, wie 
schon ad A. erinnert ist, die W^ durch die Kapitel sage- 
lassen wurde, auch andere Grundsätze feststehen hinsichtlich der 
Bestellung der Kapitularen oder Canonici, so hat doch jedenfalls 
der Papst auch hier die indirecte Coliation oder Confirmation — 
und überhaupt ist wichtig in Beziehung auf die Gesammtwelt die 

. praktische Norm der Bestellung dieser Hauptbeneficia kennen su 
lernen. Dafür gibt Rigantius die Anleitung für Italien, Frank¬ 
reich, Spanien u. s. w. für Deutschland Phillips im V. Band §.213, 
dass dieses natürlich in unseren Tagen von neueren Vereinba¬ 
rungen abhängt, versteht pich von selbst , und es ist möglich, 
dass bei der Besetsung der Stelle einzelner Canonici eine Con¬ 
firmation des Papstes nicht nöthig wird. 

b) Auf die Reservation, bei den Klöstern und den höhere Besoldungen 
darbietenden Stellen. 

c) Auf die Reservation der andern Beneficien, die durch die Vacans 
der Episcopal- und Abatialsitze, folglich bis zum ruhigen Eintritt 
deren Nachfolger — vacant werden. Die Regel ad C. gilt nicht 
für Deutschland, sondern die Besetzung solcher vacanten Stellen 
gebührt dem Nachfolger. Wenn der Papst einen Administrator 
für das Bisthum oder einen solchen für die Abtei bestellt, und 
namentlich jenem alle Jurisdiction gibt) so bann er ihm doch 
nicht das Recht geben, die durch die Vacanz unbesetzt gebliebenen 
Beneficien zu verleihen, denn selbst bei der unbeschränkten Colla- 
tionsgewält des Papstes darf er doch nicht dieses Recht einem 
Andern Übertragen, weil es durch Concordate den Bischöfen.und 
resp. ihren Nachfolgern speciell zugesprochen ist. Man vergleiche 
darüber Rigantius tom. I. pag. 269, der von dem richtigen 
Grundsätze ausgeht, das Recht der Territorialjurisdiction, welches 
der Papst einem Administrator überträgt, schliesse noch nicht in 
sich das höhere und bessere Recht der Coliation, das nur dem 
Haupte der Kirche zusteht und den spedellen Facultäten, die er 
kraft des Concordats den wirklichen Nachfel gern ertheilt hat. 
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C. Di» dritte Kensleiregel- ist^erne Erweiterung der Deeretale ad Re¬ 
gimen, namentlich wegen der nicht compatiblen Beneficia und des hier 
nbthwendigea oder freiwilligen Versiebte«; und es ist dieses durch 
speCielle Coneerdate nicht aufgehoben, sondern den relativen Verhält¬ 
nissen der Kensleiregel selbst unterworfen. Die Kansleiregeln waren 
nämlich aueh desshalb noth wendig, um gewisse Grundsätse an die Spitze 
su stellen, weil die Ausdehnung des Kirchenregiments Vieles den Ge- 
wohnheiten, ja auch das Unwesentliche sogar der Verjährung überlassen 
musste, wobei jedoch das arbitrium der päpstlichen Curie und Kanzlei 
hu Zwteifel die Diige heransfinden höhnte, die von der regelmässigen 
Ordnung nicht abweichen durften. 

D. Die vierte Kensleiregel erstreckt sieh über verschiedene Punkte 
r-r- einmal über die höheren Dignitäten bei den Kathedralkircben, und 
die Vorsteherschaft über die CoUegiatkirchen mit einem gewissen Em- 
kooimen , auch über die dignitates eonventuales reguläres, die unter 
gleicher Voraoasetsung sur Commende gegeben werden können, und 
«war auf Lebenssaft, auch über dieBeneficien, die die Cardlnäle haben, 
and ihre Angehörigen. 

Besonders hier muss man auf die verschiedenen Conoordate sehen, 
und so ist namentlich nicht nur. in den deutschen Concordaten, sondern 
aneh in den neoeren , s. B. mit Baieni Einiges vorgesehen wegen der 
einten Stelle in den Kathedralkapiteln. hfon vergleiche die -concordate 
nat.germ. and das baierische Coneordat dort in den Worten nltra re- 
servationeS jam dietas majoribus dignitatibus post pontificales in Cathe- 
dralibus et principalibus in Oollegiatis exeeptis, de quihus jure ordinari» 
prevideatur etc. 

E. Die fünfte bis achte Regel bestehen sieh auf päpstliche und 
ethnische Aemter *), aber die neunte Regel ist es wieder, welche eine 
allgemeine Richtung darbietet, und auch jetst noch in Deutschland 
praktisch ist. 

Fi Diese Reget ist; die wichtigste unter allen: sie handelt nämlich 
von allen Beneficien, Uber welche in den vorausgegangenen Satsungen 
Nichts bestimmt war; sie gibt die generellsten Grundsätze über das 
Recht der Collation im Allgemeinen an; ja sie: verschweigt nicht neben 
dm juristischen Grundlage die politische, die die Kirche hier im Auge 
haben muss. Es gilt nämlich aller Orten der feste Grundsatz, nicht 
den Localbesiehungen und Conveniensen des Lebens und der Staaten, 
sondern der wahrhaft gelehrten und katholischen Bildung der Geist¬ 
lichen su gedenken, und diejenigen zu befördern, die es im Interesse 
der kirchlichen Ordnung verdienen. Im Allgemeinen ist schon hier aus- 


0 Devotl S. XXXVI. 



xufthren, dass eigentlich alles Collationsrecbt de« Haupte tkf Kirche, 
dem Papste , xusteht, und man nicht mit Serpi sagen darf, der judex 
Ordinarius einer Diöcese habe kraft seiner jarisdictio dasselbe Reckt 
über die ihm untergeordneten Pfarreien: vielmehr ist die collatio kdn 
integrirender Theil der jurisdictio territorialis, sondern der jurisdietio 
universalis wenn man will, oder vielmehr ein Ausfluss des Primate. 
Wir wünschen, dass unser Leser die Abhandlung vergleiche, welche 
Rigantius in dieser Bestehung sur gedachten Regel geschrieben bat. 
Natürlich müssen hier alle die Modificationen beachtet werden, die durch 
Indulte bei einer ursprünglichen Vergebung und durch Reservat#' bei der 
Vacanx massgebend sind, wobei wir weiter unten auf die einseinen 
Arten der Indulte aufmerksam machen wollen. Nur das ist gleich hier 
in Betracht su sieben, dass diejenigen beneficia, quae curam habest 
ashnarum, und die der Bischof sede apostolica vacante immer vergeben 
kann, auch sonst von ihm vergeben werden können, damit das Volk 
keinen Schaden leide. Bekanntlich ist über die deutschen Verhältnisse 
von jeher darüber mit dem Papste verhandelt worden. B. Rigantius ad 
h. reg. $. II. Nr. 38, wobei dann insbesondere auf die Einrichtung des 
Conourses nur Besetsung der Pfarreien Rücksicht so nehmen ist. Das 
Coneilium von Trient hat darüber Nichts genaues festgesetst, desshalb 
ist später in den Declarationen und Resolutionen das Nöthige ge¬ 
ordnet worden. *} Zugleich wird in der gedachten Regel bestimmt, 
wie es mit den Patronatspfarreien su halten sei. Es seigt sieh, dass 
auf- dem Titel der fundatio, exstruetio et dotatio der Laienhände und 
des Laien Vermögens weniger Patronatsrechte beruhen, als auf dem Titel 
des patronatus ecclesiasticus, wosu denn auch alle Rechte gehören, die 
der Papst durch ein Indult politisch«: Art angesehenen Herren, Königen, 
Fürsten und Markgrafen verliehen hat aus kirchlicher Gewalt, ohne dass 
er gerade deren concrete Wohlthätigkeit für die Kirche in Anspruch 
nehmen will, und die, wie die Nichtpatronatspfarreien den Reservat- 
faesiehungen unterworfen bleiben, sofern der Papst sein Indult nicht auch 
hierauf ausgedehnt hat. 2 ) 

Der patronatus ecclesiasticus ist also auch hier von dem laicalis 
verschieden, wenn auch beide kein Privatrecht im engeren Sinne, sondern 
jurl spiritual! annexa sind. Dabei müssen wir auch die Kenner kirch- 


') S. die Aufgabe des ConcUs von Richter und Schulte s. v. concursus. 

*) Man kann in diesen historischen and positiven Verhältnissen nicht das seit 
1804 in Deutschland erfundene Landes-Laien-Patronatrecht für den Fürsten 
finden. Wenn von dem patronatus ecclesiasticus regius die Rede ist, weiss 
man genau, dass dieses nicht zu den weltlichen Regalien gehört. Rigantius 
$. U. Nr. 145—158. 
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Heber Verhältnisse auf die Einteilung aller Beneficien, nomenüieb der 
corata, manuolia, amovibilia, monecularia u. s. w, aufmerksam machen, 
in Bestehung auf welche allerlei besondere Bestimmungen festgesetzt 
sind, was natürlich in diese Uebersicbt nicht gehört. 

§. 3. 

Von dem wichtigsten Theil der neunten Kanzleiregel. — De alternativa 

mensium. 

Die alternativa mensium setzt vor Allem voraus, .dass der Bischof 
in seiner Residenz bleibe, wie der Papst in Rom, denn er bann die 
ihm gegebene Concession nicht atreüben, sofern er von seiner Residenz 
entfernt ist. Dagegen darf man nicht so schliessen, dass dieses Recht 
eben eingeführt sei, um den Bischof an seine ReSidens su fesseln, denn 
diese Pflicht versteht sich von selbst. 

Die alternativa mensium selbst ist daher kein Qnadenact, sondern 
ein Vertragsverhältni88; 1 ) der Papst bat sich acht Monate Vorbehalten, 
wie die nächste Note zeigt r die anderen gehören in der Regel dem 
Bischöfe, dieser hatte zwei Monate weniger, also vier behalten, 2 ) in 
Deutschland aber besteht dieses Verhältnis nicht, sondern es bleibed 
nach dem Concordate die Monate Februarius, Aprilis, Majus, Augustus, 
Octob. et Dec. den Bischöfen. Anderen als Bischöfen, selbst wenn ihnen 
die bischöfliche Jurisdiction zugestanden i3t, bleibt die alternativa nicht. 
Es ist möglich, dass der Bischof auch mit seinem Kapitel alterniren 
muss und dass überhaupt eine andere Eintkeilung der Monate atattfindet, 
worauf hier nichts ankömmt. Wenn dm* Bischof sein Recht nicht aus¬ 
übt, so fällt es nicht etwa an das Kapitel oder inferiores, sondern 
überhaupt jure devolutionis an den Papst, welcher es ist, von welchem 
alle Benefioiep-Verleihung ausgeht 


') Es gründet sich darauf, dass Martin V. versprochen hatte, hielt nur,zwei 
Drittel als Reservat zu üben,, also nach acht,Monaten, das Bebrlgo, Andern 
überlassend. Phillips V. Band, Seite 521. 

*) Die Sache war die: der Popst hatte Januarius, Februar., Aprilis, Majj, Jul., 
Aug., Octob., Nov.; der Bischof hatte Mart., Jun., Septemb. und Decemb. 
Nun gab der Bischof zwei Monate dem Papat, Mart, und Septemb., und bekam 
von ihm neben seinem Jan. und Dce. noch vier andere von den päpstlichen 
Monaten. Die Bischöfe sagten, sie hätten nichts gewonnen, weil die meisten 
> Leute im März und September sterben, die jetzt dem Papst gehören) die zwei 
schlechtesten Monate seien Jun. und Dec., die man den Bischöfen'überlassen 
habe. Fast sollte man glauben, die-deutschen Praktiker seien gelehrter, wie 
sie wirklich sind 5 es fällt uns ein Fall bei, wo gerade in der neuesten Zeit 
man einem deutschen Bischof von Seite des Saales die Monate Juni and Dec. 
überlassen wollte. Die Darstellung bei Riganttip Ist unrichtig und YWwJrrend. 
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Die nennte Rechtsregel hat noch eine andere Bedeutung. Wem 
der Papst stirbt, so kann der Bischof in der vacanten Zeit dessen re- 
servata besetzen, hat der Bischof dieses aber in einer Zeit gethan, wo 
der Papst gewählt war und seine regulae publicirt hatte, so hat der 
Bischof hier nein Recht verloren. *) 

Da der Papst das Recht hat, nicht nur die bischöflichen Sitae su 
bestellen, sondern auch kraft der Reservationen andere Äemter su ver¬ 
leihen, so erklärt sich leicht, dass er sich desshalb einseine Gebühren 
Vorbehalten kann. Die Annaten kommen wohl nicht unmittelbar aus 
diesen Verhältnissen, sondern sind uralt, im Uebrigen hat der Papst 
ausser den Annaten, worüber er sich nicht selten verglichen hat, alle 
andern Emolumente aufgegeben. 

Es gehört nicht hierher von den Reservationen su Gunsten der 
Cardinäle su sprechen, welche in der achten Regel abgehandelt sind. 


S. 4. 

Von den übrigen Kanzleiregeln. 

Wenn v. Wettenberg Uber den Papst Martin V. ohne allen 
Gründ und Überall modenmässig räsonnirend mit den Worten herfallt: 

1. „Dass die Rirehenrefortn des gedachten Papstes geringste Sorge 
sein werde, zeigte er schon u. s. w.,“ so ist dieses im Geiste unserer 
Schriftstellerei SU ertragen, aber wenn er gleich so fortfährt, „der erste 
Act, den der neue Papst gleich am Tage nach seiner Wahl vomahm , 8 ) 
war die Festsetsung der römischen Kansleiregeln, einer Erfindung Jo¬ 
hanns XXn., 4 ) welche die reichlichste Fundgrube jener dem Eigennuts 
entquollenen Unordnungen war, denen das Concil abbelfen sollte. Diese 
Kansleiregeln, die jetst eine noch nie gehörte Ausdehnung in Besag 
auf Vorbehalte, 5 ) Anwartschaften, BisthumsverleihungSn, 6 ) Bestätigung 
der Gewählten, Dispensen, Commenden, Annaten, Zehntausschreibungen, 


* J reg. 68. — Verschiedene Beziehungen der neunten Kanzleiregel, die darauf 
gehen, dass der Bischof um Verleihung der Alternative anhalten muss, und 
wobei es nicht sollte auf die Zeit der Ertheilung und der Bestimmung des 
Monats ankommen, können dahin gestellt bleiben, well im deutschen 
Concordat ein Vertrag nicht mit einem einzelnen Papst, sondern mit dem 
apostolischen Stuhl geschlossen ist, und das Verleihungsverhältniss hier für 
ewig und vertragsmSssig anerkannt ist. 

') Die grossen Kirchenversammlungen, II. Bd. S. 216. 

*) v. Wessenberg hätte doch wissen sollen, dass dieses der Papst gleich am 
Tage nach seiner Wahl thun musste 1 

*) Darüber hätte wieder Herr v. Wessenberg die Eingangsstelle In ßigantius 
lesen sollen. 

*) Was sind in Hrn. v. Wessenberg’s Sinn Vorbehalte 71 

*) Gebührt denn hier dem Papste kein Recht7! 



Appellationen und Ablässe (schöne Zusammenstellung) erreicht hatten, 
wurden vom Papst Martin nicht nur bestätigt, sondern noch erweitert ,*) 
und mit Androhung des Bannflachs und der Unfähigkeitkeit für alle 
Pfründen auch des Kerkers gegen alle Widerstrebenden verschärft, so 
weiss man nicht, was man dazu sagen soll. Als Grund wurde von 
ihm angegeben, dass sein Vortheil es fordere, solche Leute, welche die 
Ehre des römischen Hofes durch Verleumdung zu verdunkeln und Un¬ 
kraut auszustreuen suchten, auszurotten . 2 ) Natürlich hat sich der Ver¬ 
fasser auf das Studium der einzelnen Regeln nicht eingelassen, und ver¬ 
höhnt auch noch die wohlthätige Aeusserung des Papstes, dass, wenn 
eine Abänderung nöthig sei, er mit den einzelnen Nationen sich dess- 
balb verständigen werde, was er in Beziehung auf Deutschland gethan 
hat. Hier zeigt sich denn auch, dass gedachte Regeln für Deutschland 
gar nicht so gefährlich sind, denn ausser demjenigen, was wir bereits 
angeführt haben, und was gar nicht so grässlich ist, kommen noch fol¬ 
gende Punkte vor, wovon Diejenigen, die in Frankreich und Deutsch¬ 
land sogar in das weltliche Recht recipirt worden sind, 8 ) für die 
Geistlichkeit selbst günstig waren. Ehe wir aber cursorisch uns dar¬ 
auf einlassen, weil unsere Arbeit in dieser Zeitschrift kurz sein muss, 
wollen wir den Tadlern nur ein paar allgemeine Gedanken entgegen¬ 
halten. Reservate wurden von den Päpsten zu allen Zeiten gemacht, 
denn nur durch sie mag, da der Papst alle einzelnen Stellen schon 
nach physischen Verhältnissen nicht besetzen kann , die Einheit der 
Kirchenordnung bewahrt werden. Dass man nun die einzelnen Reser¬ 
vate zusammengeatellt hat, ist gewiss nicht zu tadeln, weil daraus ein 
System von Principien, entsprechenden Vorbehalten und Consequenzen 
zu bilden ist, z. B., es ist höchst natürlich, dass, wenn der Papst Je¬ 
manden auf eine Reservatstelle befördert, er die durch ihn leer werdende 
wieder besetzt im eigenen Interesse des Beförderten , weil er sonst oft 
vorziehen würde, einen Fremden oder Nichtbeneficiqten einzusetzen; 
ausserdem ist die von den Kirchenhistorikern nie hervorgehobene That- 
sache die, dass diese Regeln selbst eine vorübergehende Stellung haben, 
von jedem Papste erneuert werden müssen, im Geiste des prätorischen 
Edicts, und dass die Päpste mit jeder Nation, besondere Vereinbarungen 


*) Der Beweis fehlt wie überall. 

*) Der Grand ist von aus im $. 2 angegeben: „der wahrhaft gelehrten und ka¬ 
tholischen Bildung der Geistlichen zu gedenken,“ denn die Standesvorzüge 
galten gerade damals wie bis zur Aufhebung des deutschen Reichs viel. 
Herr v. Wessenberg hätte dieses bemerken können: Bekanntlich wurde der 
Papst selbst bei Bisthumsbesetzungen von den deutschen Fürsten und Adelichen 
zu deren Gunsten bedrängt. 

•) 85, 88, Regel. , 



so schliessen gesonnen sind/ offenbar im Geiste der Versöhnimg des 
sacerdotium und Imperium. Und war damals eine Zeit, wo die Kirche 
nach Nationen auseinanderzufallen situirt war, konnte man dem Papste 
verdenken, wenn er die äussersten Mittel auf bot, die Einheit zu erhal¬ 
ten f Wie konnten erleuchtete und zwar katholische Schriftsteller dieses 
übersehen! Dann ist wohl zu erwägen, dass die meisten Reservate auf 
päpstliche Hofämter und die dem Papste unmittelbar untergeordneten 
Abteien gingen, und wie sollte der Papst die germanicae nationis ad r 
visämento annehmen können, naeh welchen ein regelmässig zusammen¬ 
zurufendes Concilium ihn nach seinem Gefallen entsetzen dürfe?! Nicht 
einmal unsere politische Constitutionalität treibt es so weit! 

Kommen wir nun auf die übrigen Regeln zurück: 

a) Die Regeln 10 — 18 gehen davon aus, dass die beneficia bei 
jeder Veränderung von der Einsicht und Bestätigung des Papstes 
abhängen und die Kanzlei darauf zu achten hat. 

b) Die 19. Regel will, dass eine Resignation nicht gelte, wenn der 
Resignant innerhalb 20 Tagen darauf stirbt. 

e) Die 20. Regel spricht von den idioma,, eine sehr wichtige Regel, 
denn die sonst eingetretenen Unannehmlichkeiten führt Phillips 
an, namentlich wegen der beneficia curata. — Die 21. Regel 
lässt die Verleihung nicht zu in benefictum viventis per «bitum. 
Die 22. Regel enthält die berühmte Lehre von der Union, die 
auch in der Art gemeines Recht bildet, ob die Patrone zu hören 
sind oder nicht; die 30. Regel de veTosimili notitia will, dass 
Zwischen dem Todestage und der Datirung der Verleihängstnknnde 
soviel Zeit liege, dass der Papst von der Erledigung des beneficiuni 
Nachricht erhalten könne. 

d) Die meisten andern Regeln beziehen sich auf die Expedition der 

Kanzleigeschäfte oder sind processualisch j dabin gehört die reg. 
37 über die Appellationsvoraussetzungen, man Hess in der frü¬ 
heren Zeit gegen jede Entscheidung des Richters auch eine pro- 
Cessleitende, eine Beschwerde und Appellation zu; schon hier 
wurde man aufmerksam, dass dieses nur gegen eins diffinitiva 
und eine sententia, tjuae vim diffinitivae hat, gehen könne, uin 
die Appellation zu beschränken und man widerholte das auch im 
Concil von Trient Sess. 24, c. 20 — ohne doch, wie jetzt noch 
unsere Praxis zeigt, herausstellen können, was eine sententia dif¬ 
finitivae ' vim habens sei. Wie unverfänglich solche Regeln sind, 
fällt in die Augen. "" 

e) Die Regeln 35. und 36 aber wollen das Recht der beneficia 
sichern durch ein provisorisches und definitives Recht, sind eine 
Weiterbildung des Civilrechts, die zu allen Zeiten in Deutschland 
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rad Frankreich angenommen, «Hein von den Rirchenschriftstellern 
. Vergessen worden ist. Derjenige, welcher ein beneficium ein 
Jahr hat, soll im Besits geschUtst werden, and der, welcher es 
drei Jahre hat, im Recht; es war dieses bei den vielfachen Er- 
werbgrtfoden der beneficia — der coHatio libera, oder der nomi- 
natio, des Patronats, der Besteilang durch Kapitel und Klöster, 
der Indulte, sogar der Verjährung des Besteliungsrechts eine 
Nothwendigkeit, um für die kirchliche Ordnung %u sorgen. 

f) Die 58. Regel bestimmt, dass die während der Vacans des apost. 
Stuhles aur Erledigung kommenden Beneficien dem neu su wählen¬ 
den Papste Vorbehalten bleiben und erweitert hier das Reservations¬ 
recht. Doch kann der Collator vor der Wahl des neuen Papstes 
conferiren, namentlich die beneficia curata. 

§. 5. 

Die Beziehungen der Kanzleiregeln auf Deutschland. 

Bekanntlich haben die Kanaleiregeln einen dreifachen Inhalt. 

a) Die ältesten sind diejenigen, welche sich auf die Expeditions¬ 
geschäfte oder mit anderen Worten auf die äassere Verwaltung der 
Kirche, die Ausfertigung oder den Styl beziehen (apostolicae ex- 
pediones); diese waren lange vor Johann XXII. da, gehen surück 
bis auf das erste Formularbuch, ordo diuruno und wurden als 
mandata de providendo u. s. w. nach dem Curiatstyl erhalten. 
Die Officiales verstanden, aus Uebung schon diese Regeln.*) 

b) Die andern sind die regulae judiciales, wovon wir die 37. schon 
angeführt haben. 

c) Die leisten sind die reservationes. 2 ) Was diese noch anbetrifft, 
so kömmt Alles darauf an, ob sie perpetuirlich sind oder ver¬ 
änderlich, nämlich in Gemässheit der natürlichen Succqssion der 
einseinen Päpste. Perpetuirlich sind 

a. alle die im corpus juris stehen, natürlich auch die in,den 
Extravaganten. *) 

ß. Alle, die in den reg. 1 — 8 stehen, cum adhaerent rei vel 
personae, 4 ) der Tod des Papstes vernichtet sie nicht» nie 
Stehen fest. 


*) Das Neueste bei Devotl $. XLV. 

*) RignttHut, pag. 4, 6. ' 

*) Nicbt entgegen ist Bickel, „Ueber die Entstehung und den heutigen Ge¬ 
brauch der beiden Extravagantensammlungen. Marburg, 1825. Man darf das 
Buch nur etwas genauer anseben. 

*) Devoti, $. XXXIX. 



988 


y. Anders Ist' es in■ der reg. IX., aber 4a diesen VarHnltnisfi durch 
die Concordata nationis germ. für. DeutchsUnd geregelt ist, so 
sind auch die Goncordatsreehte für Deutschland. pCrpetiÄrlich. 1 ) 

Im Uebrigen versteht sich; 

1. Dass alle Expeditions- und Judielalregeln Sud für Deutschland 
gelten. 

2. Alle anderen dem Papste gebührende in den Kansleiregeln enthal¬ 
tenen Rechte, welche durch das deutsche Concordat und neuere Con¬ 
cordate nicht verändert sind. Man erkennt schon hieraus die Be¬ 
deutung der Kansleiregeln als Princip. In Baiern, Wlirtemberg, der 
oberrheinischen Kircheuprovins sind sie ausdrücklich anerkannt, weil 
die vigens ecclesiae diseiplina gilt, 2 ) und. wenn Joseph II. in Oester¬ 
reich sie aufgehoben hat, 3 ) so sind sie durch das neueste poncor- 
dat in der von uns angegebenen Richtung wieder hergestellt. 4 ) 

S. 6. 

PubHcation der Kansleiregeln und deren Verhältnis* zum canonischen 

Rechte überhaupt. 

Bekanntlich ist die Publication, der päpstlichen Constitutionen nur 
in Rom möglich und sulässig, und was die Kansleiregeln betrifft, sollen 
diese den nächsten Tag nach der Papstwahl publicirt wprden. Die 
Publication geschieht aber su dem Zwecke, damit sie bekannt 

werden, indem dadurch weder Rechte begründet, noch in der Regel 
Verbindlichkeiten aufgelegt werden, sondern deshalb, dass man eben 
sieht, sie seien tralatitia, dem hierarchischen System gemäss, denn gerade 
su diesem Zwecke geschieht die Erneuerung derselben oder die specielle 
Publication. Die Folge daraus ist einsusehen, dass sie, . auch .wenn 
• sie nicht pnblicirt wären, doch Anwendung haben würden, nur 
können die dabei gedrohten Strafen blos dann angewendet werden, 
wenn sie publicirt sind. 5 ) 

Das Verhältniss der Kansleiregeln som ‘canonischen Recht ist sehr 
elnfäeh: * 


‘) Rigantiu *, pag. 1. . , 

*) Die badischen einseitigen Verordnungen von 1808 und 1830 werden wahr¬ 
scheinlich mit den neuen Conventionsabschluss als den früheren Verabredun¬ 
gen entgegen aufgehoben werden. 

*) Hofdecret v. 1. October 1782. 

4 ) Art. 34 des Concordats v. 1855. Cetera .ad persona* et res . eccleslastifcas 
. pertinentia, quorum nplla in bis arUcuiis. mentlo facta est, dirigentur "omnia 
et administrabuntur juxta ecclesiae doctrinam jet ejas vigentem discipiinam a 
Sancta Sede adprobatam. Vgl. dazu den Art« 86« 

*) Rigantiu* 9 ad prooem« Nr. 41« ‘ 
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a) Im Allgemeinen sind die Kanzleiregeln ein Httfsreekt and «war 
für die päpstlichen Verwaltungsgeschäfte and die Besetzung der 
beneficia und da, wo nicht im canonischen Rechte Vorsorge ge¬ 
troffen ist, greifen die Kanzleiregeln ein, wie dieses auch im 
römischen Recht bei dem jure praetorio der Fall war. 1 ) 

b) Sie haben den besonderen Standpunkt einer Sammlung, so dass 
daraus eine Analogie und Consequenz gezogen werden 'kann, 
und es thut nichts zur Sache, wenn manigfaltige Gegenstände 
hier abgehandelt werden; gewiss aber haben die Regeln 1 bis 9 
einen inneren Zusammenhang wegen der reservata and afiectiones. 
So kann allein daraus das Verhältniss der coadjutoria entwickelt 
werden, und nirgends sieht man besser, wie durchaas practisch 
unsere Kanzleiregeln noch jetzt sind; der Coadjutor eines Bi¬ 
schofs cum spe succedendi wird vom Papst bestellt und aach in 
den Concordatis germanicis und den neaeren deutschen Concor¬ 
daten ist hier nichts abgeändert; aber der coadjutor hat kein be- 
neficium, kein jus in re, sondern nor ad rem. 2 ) 

Es soll diese Bestellung auch nur mit Zustimmung des Bi¬ 
schofs geschehen, und höchst ausnahmsweise, wo es der Nutzen 
der Kirche verlangt, die zugleich ein Nothstand ist, kann der 
Papst einschreiten. 3 ) Es ist wirklich unbegreiflich, wie so viele 
deutsche Publieisten, auch Katholiken, Uber diese Punkte Weggehen 
konnten. 

C) Um nun recht klar das historische Verhältniss der Kanzleiregeln 
zum canonischen Rechte und za dem wohlbegrfindeten hierarchischen 
System der Kirche einzusehen, verweisen wir auf Thomassinus 
part. II. üb. 1. c. 44 u. s. w., wo möglichst frei die Beziehungen 
des Papstthams au den Bensfioien vorgetragen werden, 
d) Das Resultat ist, die Grundsätze, die mit den Concordaten nicht 
in Widerspruch stehen, bleiben in Kraft. 4 ) 

S- 7« 

Einige Bemerkungen zu den Grundsätzen über die Verleihung der 
Beneficien in Gemässheit der Kirchengesetze . 

Die historischen Verhältnisse sind in der neuesten Zeit von Phillips 
im V-. Bande seines Kirchenrechts entwickelt worden, und sind so aus- 


*) Riganlius, 1. c. Nr. 17, 26. 

*) Riganlius, tom. 1. p. 280 Nr. 86. 

Riganlius, tom. 3. p. 340. Nr. 41. 

4 ) Riganlius, ad prooem. Nr. 61. 

Uoy’s "Archiv für kath. Kirchenrecht. III. Band. 27 
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gedehnt, daas wir hier darauf nicht surückkommen können. Es be¬ 
dürfte derselben kaum, um folgende, man kann sagen aus der Natur 
der Sache abgeleiteten Ansichten darsuthun: 

I. Wenn es sicher ist, dass die Verleihung aller Kirchenämttr dem 
Papste gebührt,so sieht doch Jeder, dass die Ausübung dieses Rechts 
eine Unmöglichkeit ist, und dass es im Interesse der Kirche selbst 
liegt, diejenigen beisusiehen, die nach National- und LocalverhUtnissen 
sunächst betheiligt sind. Nach diesem Princip hat man sich von jeher 
gerichtet, es ist auch' in der That nie verkannt worden, und 
aller Streit bestand nur über das Muss der Ausübung des Princips, 
der Papst gestand die Concurrens des Bischofs su, 2 ) behauptete nicht 
selten die Prävention; der Papst liess die Kapitel wählen, gab aber 
Bitten und mandata de providendo; der Papst gab dem Kaiser primae 
preces, den Fürsten oft ein Indult, den Localkirchen, auch Klöstern und 
Stiftern, den patronatus jeoclesiasticus und liess einen solchen auch 
durch Laien ansüben (indultuni regium) — und dabei erkannte der 
Papst gans besonders den eigentlichen Laienpatronat an, den er auf 
der Grundlage der fundatio, exstructio und dotatio aus Laiencermögen 
schütste und den er in keiner Weise beschränkte. Indem nämlich der 
Papst gedrungen wurde, bei der Conourrens solcher Rechte von Seite 
Anderer sich wieder Reservate su machen, fielen dieselben auch auf den 
geistlichen Patronat, nicht aber auf den Laienpatronät. *) 

Ueber eine solche Concurrens namentlich mit den Bischöfen und 
die dagegen gerichteten Reservate kann man vergleichen o. 14 in Ylto. 
3, 4 and schon desshelb wurde auch den Beneficien ein eigener Schutz 
gegeben, nämlich des Besitzes von 1 Jahr und des Rechts von 3 
Jahren. 

In dem Kampfe der Reservate interessirten »ich besonders Cle¬ 
mens IV., 4 ) sodann Clemens V., 6 ) endlich Clemens der VI. 6 ) in 
seinem Streite mit dem Könige von England. 

Es war daher gewiss ein im Systeme der Kirche wohlgegründeter 
Streit des Princips der Hierarchie, das souveraine Recht der Collation 
sich nicht abtrotsen su lassen, sondern auf dem Wege der Reservate 


*) Quum enim jure communi omnes eccleslae per orbem diffusa# ad Romanen* 
eccleslam pertlneant c. 10 in VIto. 5, 1. 

*) Warum der Papst die Bestätigung der bischöflichen Würde reservhren musste, 
darüber Phillip’* Kirchenrecht, $. 218. 
a ) Vgl. dazu Rlgantlus lm Index. 

*) c. 2. ln VIto. 3, 4. Philip* V. Bd. S. 398. 

*) c. 1. in der Clem. 2, 6. vgL auch c. 10 In VIto. 5, T. 

*) PMlUpts Y. Bd. 8. 473, 517. 



zu sichern, und durch die Kahzleiregeln selbst ein System des Ver¬ 
fahrens zu bilden. 

II. Das System der Kanzleiregeln ist natürlich ein von Zeit zu 
Zeit der Veränderung unterworfenes, in einer doppelten Richtung sich 
entwickelndes: 

a) Weil man einsieht, auf welche Weise der Papst, ohne sich, seines 
Hauptrechts je begehen zu können , nach den Umständen der 
geistlichen und weltlichen Machthaber nicht weniger auch der 
Wohlthäter der Kirche und aller Interessenten sich zu bedienen 
hat, diesen besondere Rechte einräumend, wesshalb denn auch 
mit Grund der Standpunkt des prätorischen, ebenso billigen als 
zeitgemässen Rechts eintritt. 

b) Weil es dazu einzelner Unterhandlungen mit den Nationen be¬ 
darf, wo dann die Kanzleiregeln als allgemeines und die Con¬ 
ventionen als besonderes Recht erscheinen, und nur das erstere 
abzuändern ist, niemals zum Nachtheil des zweiten, welches ein¬ 
mal vertragsmässig feststeht. Die Concordate sind wirklich Ver¬ 
träge, und wenn man auch manchmal vorausgesetzt hat, unter 
ausserordentlichen Umständen könne man davon abweichen, so ist 
dieses gewiss falsch; man kann nicht sagen, princeps vel papa 
legibus est solutus, noch weniger, dass sich der Papst in den 
concordatis nationis geman. einen eigenen Vorbehalt unter dem 
Namen „nisi“ gemacht hat, *) denn derselbe besieht sieh nur 
auf die Nichtbestätigung einer Bischofswahl — die der Papst 
unter etwaiger Zustimmung seines Cardiftal-CoHegtams in ganz 
ausserordentlichen Fällen erklären kann — und die daher nichts 
weniger als einen allgemeinen Vorbehalt bildet. 

Dagegen erscheint das System der Kanzleiregeln als ein 
wohldurchdachtes, daher es in allen den Fällen gelten muss, die 
in den speciellen Concordaten nicht abgeändert sind. 

III. Es handelt sich nun von den einzelnen Beziehungen, unter 
welchen der Papst eine Mitwirkung der bei der Besetzung der geist¬ 
lichen Beneficien interessirten Personen zulässt, und die wir mit mög¬ 
lichster Einfachheit zuletzt darstellen wollen. 

A. Was die Kirchenämter selbst betrifft, so sind diese 
a) bald majora, bald minora. Bei den ersten mit Ausschluss der 
Bisthiimer wird hauptsächlich auf das Einkommen gesehen, wie 
man aus den Kanzleiregeln selbst wahrnehmen kann. Es steht 


*) S. mein canonisches Recht, S. 670, Kote 1. 

. *). Steht ganz derselben Ansicht lat Bo nix, ptft.. 1, Beat. °» 2. 

27 * 
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dieses offenbar mit den Abgaben im Verhältnis, die die päpst¬ 
liche Kanzlei anspricht. 

bj Bald curata, bald non corata. In der ersten Hinsicht überlässt 
der Papst die Ernennung den zunächst Betheiligten, damit dem 
Volk nicht wehe geschehe. Die Reservate bei den non curatis 
richten sich nach den angegebenen Regeln. *) 

c) Bei den parochiis ist der Bischof der collator, and der Papst 
concorrirt nach den Monaten, aber er hat unter Umständen aach 
bei den nicht päpstlichen Monaten die praeventio. l ) 

d) Die monocalaria müssen möglichst schnell besetzt werden, aber 
sie unterliegen doch der reg. IX. 3 ) 

B. Bei den Pfarreien insbesondere ist ein Concors schon im Concil 
von Trient vorgeschrieben, und zwar zu jeder einzelnen Pfarrei: oft 
wird local ein allgemeiner Pfarrconcurs für Eventualitäten veranlasst. 
Diejenigen, welchen Indulte gegeben sind (also wenn es nicht ein Laien¬ 
patronat ist), sind vorzüglich an den Concors gebunden, damit die 
persona dignior gefanden werde. 

C. Da das Oberaufsichts-, Collations- und Dispensationsrecht 
zunächst und allein dem Papst gebührt, so stellt sich in der Verbindung 
dieser drei Ausflüsse .seines Primats dar, dass er berechtigt und ver¬ 
pflichtet ist, hiernach die Theilnahme Anderer an der Vergebung der 
Pfründen zu bestimmen. 

a) Der Bischof hat oft Rechte jure proprio als Inhaber der Juris¬ 
diction und namentlich bei den beneficiis curatis, oft als Delegat 
des Papstes, oft als patronus ecclesiasticus, oft nach den Kanzlei- 
Regeln. 

b) Die Kapitel and Kloster sind parochi primitiv! und daher frei 
von den Reservaten; als juristische Person ist ihre Stelle ewig 
and selbstständig. 4 ) 

c) Der Papst gibt vielerlei Indulte; so gibt er 

a) Indulte den Laienpatronen, wenn das beneficium apud sedem 
vacat. 5 ) 

b) Indulte für geistliche Patronate. In der Regel wird angenommen. 


*) Rlgantius ». v. corata. 

•) Reg. IX. 

*) Rigantins tom. 1. pag. 31. Nr. 13. 

*) Die Säcolarlsation hebt diese Stellung auf, and die etwa verbleibende Pfarrei 
fällt ln die collatlo Ubera des Bischofs. 

*) Reg. 42. vgl. Rlgantius tom. 1. pag. 72. Nr. 831. üeberhaupt sollen die 
Laleapatronatrechte von den Reservationen Drei sein. PkiUipt V. Bd. S. 503* 



dass Indulte nar als geistliche YerUehen werden, denn die welt- 
lieben besiehen sich auf Fundation, Exstruction und Dotation 
natürlich au» Laienvermögen. 1 ) 

Davon verschieden sind: 

c) die induha regia, die den Königen, Fürsten, aach Markgrafen 
verliehen werden, und die man auch als jus patronatus regium 
auflassen kann, die aber keineswegs den Standpunkt des päpst¬ 
lichen Privilegs verlieren. Daher gehören diese keineswegs so 
den bonis regalibus der Krone; a ) und am allerwenigsten ist 
hier auf dasjenige so achten, was man seit der Sficularisatiön in 
Deutschland als landesherrliches Patronatrecht hat aaffassen wollen. 
Den Königen ist keine Zeit sur Präsentation vorgeschrieben; 
auch sind sie den Reservationen nicht unterworfen; 3 ) aber der 
Standpunkt des Indalts verschwindet nicht, ohne Unterschied ob 
das Recht als sacrilegium oder als CoUativ-Patronatrecht ge¬ 
geben ist. 4 ) 

Bei Rigantius wird vorausgesetst, dass ein Akatholik kein 
Patronatsrecht haben kann 5 ), von Privilegien dieser Art bei 
Akatholiken kommt aber nichts vor. 

d) Es kann auch ein Indult gegeben werden, um aus drei Geist¬ 
lichen, die den Concurs gemacht haben, den Würdigsten aussu- 
lesen. Allein dieser Grundsatz ist nicht immer eingehalten 
werden, denn als der König von Spanien für seinen Gouverneur 
der Philippinischen Inseln eine solche Vergünstigung verlangte, 
ist dieselbe abgeschlagen worden nach der Decretalenstelle C. 14. 
x. de elect. I. 6. 8 J 


5 . 8 . 

Von dem Protonotarius der Kirche und Schluss. 

Bekanntlich hat Rigantius über die Rechte eines päpstlichen Proto- 
notars ein eigenes Werk geschrieben, welches auch von uns in dem 
Werke „die Dogmengeschichte des Civilrechts a angeführt und belobt 
worden ist. Bekanntlich gab es protonotarii apostolici participantes 
und titularii. Sie gehörten *u den höheren Stellen und sind in den 


*) Die geistlichen Patronate müssen sich auch den preces unterwerfen, nicht die 
Laienpatronate: die letzteren nur dann, wenn sie durch Privilegien oder in 
Form der Rescripte begründet werden. Rigantius t. 3. p. 17. Nr. 86. 89. 

*) Rigantius t. 2. p. 33. nr. 147. 149. p. 34. nr. 153. 
s ) C. 2. de praeb. in VI. Rigantius t. 1. pag. 67. Nr. 279. 

4 ) Dieser Punkt ist sehr wichtig für die neueste Würtemberger Convention» 

*) Rigantius t. 3. p. 256, Nr. 290» 

•) Rigantius t. 1. p. 211» Nr. 140. 



m 


Kanzleiregcln reservirt» Nur in den concordatismit Deutschland sind 
bloss die notarii participantes unter den reservirtcn, wie uns ebenfalls 
gedachter Eigantius ausführt. Eben gedachtes Werk des Rigantius achten 
wir desshalb hoch, weil es auch vielerlei Hinweisungen an die Kanzlei¬ 
regeln enthält » und namentlich wieder von dem jus regium patronatus 
spricht, über dessen Verhältnisse eine spccielle Schrift nicht besteht. 
Allerdings kam dasselbe in dem Zustande des deutschen Reichs nicht 
vor, denn dem Imperator war das Recht der primae preces gegeben: 
ob and wie es sich aber auf die gegenwärtigen Verhältnisse Deutsch¬ 
lands, wo so viele souveräne Fürsten sind, beziehen wird und soll, ist 
uns nicht bekannt. 

Nur das dürfte bemerkt werden, dass der Papst Benedict XIV. in 
Beziehung auf das seit 1742 in preussische weltliche Herrschaft ge¬ 
kommene Bisthum Breslau, die der Curie zustehenden päpstlichen Monate 
in der Art der Krone zum Vorschlag übertrug, dass, wenn der Vorge¬ 
schlagene ein testimonium idoneitatis auch vom Bischof vorbrachte, 
folglich er auch als eine dem Papst genehme Person erschien, dieser 
vom Papste die Provision erhalten sollte. Es ist dieses ein ähnlicher 
Zustand, wie wenn jetzt eine der Krone nicht angenehme Person zum 
Bischof nicht soll gewählt werden. Die protestantischen Schriftsteller 
z. B. Richter §. 149, Mejer §. 121 bezeichnen dies Verhältniss als 
ein Nominätionsrecht des Königs; und da man bei der Bulle de salute 
animarum auch für die übrigen preussischen Bisthümer dasselbe inten- 
dirte, kam es nach einer langen Verhandlung mit der päpstlichen Curie 
dahin, dass.es in der Bulle heisst: „Quemadmodum in Capitulo Wratis- 
laviensi hactenus factum est, woraus sicherlich kein NominationsrecAt 
abgeleitet werden kann. Das ganze Verhältniss intendirt nichts anderes, 
als eine Art friedlicher Einigung inter sacerdotium et imperium. 

Als nun im Jahr 1850 'der König durch die Constitution die katho¬ 
lische Kirche ganz freigegeben hatte und die preussischen Bischöfe mit 
Recht darauf aufmerksam machten, ist es wieder nicht richtig, was 
Richter in §. 149 seines Lehrbuchs angibt, ,,dass der Papst die Fort¬ 
dauer dieses Verhältnisses gegen Sinn und Geist der Constitution aus¬ 
drücklich anerkannt habe; vielmehr wollte der Papst auf die neueren 
politischen Verhältnisse zwischen König und Volk um so weniger sich 
einlassen, als er sich lediglich und allein auf die von dem König an¬ 
genommene Bulle bezog. Dadurch hat er eben so wenig die Rechte 
der katholischen Bischöfe und Unterthanen alterirt, als andererseits von 
möglicherweise vorübergehenden Regierungsroassregeln seine wohlerwor¬ 
benen Rechte, wie die jenseits übernommenen Pflichten abhängig gemacht. 
Wenn die katholischen Bischöfe in ihrer Denkschrift dasjenige hervor¬ 
hoben, was sie als Angehörige des protestantischen Staates verlangen 



konnten, eo kat wieder von seiner (Mm der Onabhfcngfgktit dec Bütte 
and der Kirche, die sich nnr durch Verträge ordnen, der Papst Math 
seine Rechte tmd die Indaite für den Künig herrorgehoben; aber es ist 
ans allen diesem nicht sa schliessen, dass dem preußischen Staate ton 
dem Papste ausserordentliche, dem kirchlichen oder weltlich oohstitntio*- 
nellen Princip nicht entsprechende Rechte eingeräumt worden seien, was 
vielleicht protestantische Schriftsteller zn dedoeirea gedenken. Wir wollen 
diesen Punkt übrigens als su unserem Hauptgegenstände nicht gehörig 
weiter nicht verfolgen. — Wenn die päpstliche Curie su allen Zeiten 
gegen die Landesfürsten, auch die akatholischen, billiger verfahren ist, 
wie gegen die Privatwohlthlter der Kirche selbst, die akatholisch ge¬ 
wordenen Laienpatrone, so haben viele Rechtsgelehrte darauf Rücksicht 
genommen, dass der souveräne Fürst als solcher eine gaas andere 
Stellung hat, wie ein Privatmann, und dieser, so lange er lebt, als 
Träger der Staatsgewalt ein ganz anderes Yerhfiltniss darbietet, wie eilte 
Privatperson, was wir namentlich in den Heidelberger Jahrbüchern des 
Jahres 1857, Nr. 48 näher aasgeführt haben. 


R e clit» fülle* 

EhescheidungtfäUe. Die vom 1. Jänner 1857 als dem Tage, an 
welchem die geistlichen Ehegerichte ln Oesterreich da, wo sie bis da¬ 
hin nicht bestanden, ihre Wirksamkeit begonnen haben, bisher erlaufene 
Zeit ist su kur», als dass über das neue Gesetz, welches durch das 
kaiserl. Patent vom 8. October 1856 über die Eheangelegenheiten der 
Katholiken im Kaiserthume Oesterreich erlassen wurde, bereits eine 
übereinstimmende Auffassung seiner Bestimmungen bei den geistlichen 
Gerichten sich hätte bilden können. Denn es hat nie ein nmfassenderes 
Gesetz gegeben, das nicht mit der Zeit theilweiser Ergänzungen oder 
authentischer Erläuterungen bedurft hätte; und so wird auch über einen 
oder den andern Punkt des gerichtlichen Verfahrens in Ehesachen, wor¬ 
über in diesem Augenblicke die Auffassung oder Ausführung noch 
schwankt, die allmälige Consolidirung der Praxis oder der Ausspruch 
des Gesetzgebers nicht ausbleiben. *) 

Zur Vermittelung einer übereinstimmenden Auffassung und Ausführung 
der Bestimmungen des neuen Ehegesetzes halte ich es sehr erspriesslich, 


*) Dr. Belfert , Anweisung zum geistl. Geschäftsstyle, 8. Auflage, Prag 1858. 
Vorwort XV. 
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dura. solch« Eherechtsfälle Öffentlich erörtert werden« deren Entscheidung 
deeshalb schwierig erscheint, weU die Fassung der gesetzlichen Be¬ 
stimmungen, von denen sie abhängig ist, einer verschiedenen Interpre¬ 
tation Raum gibt; denn jede gründliche Erörterung einer Sache ver¬ 
breitet Licht ttber dieselbe, and so sie auf einer einseitigen oder nicht 
genug tiefen Anschauung des in Frage stehenden Gegenstandes beruhen 
sollte, wird dadurch wenigstens fachgeiehrten Männern Gelegenheit ge¬ 
boten, die in der Erörterung unterlaufenen Mängel und Unrichtigkeiten 
aufsudecken und su berichtigen. 

Die Besprechung zweier Ehescheidungsfälle möge den Anfang die¬ 
ser Erörterungen machen. 

I. Eine Gattin, sich stützend auf §. 209 und 210 der Anweisung 
f. d. g. G. 0., spricht zeitweise Scheidung von ihrem Gatten an, von 
welchem sie böswillig sei verlassen worden. Sie bringt nach $. 
96 der Anweisung f. d. g. G. 0. ihre Klage vor dem Bischöfe an, 
inner dessen Kirchensprengel ihr Wohnsitz gelegen ist. Da der Auf¬ 
enthalt des Beklagten bekannt ist, so wird von dem Ehegerichte der 
Klägerin die Klage derselben an das Ehegericht, dessen Gerichtsbarkeit 
der Beklagte vermög seines Wohnsitzes untersteht, mit dem Ersuchen 
übermittelt, den Beklagten gerichtlich vornehmen zu lassen. Der Be¬ 
klagte weiset die Beschuldigung des böswilligen Verlassene zurück und 
behauptet, er könne in die Lebensgemeinschaft mit seiner Gattin nicht 
zurück treten, weil dieselbe sich des Ehebruches schuldig gemacht habe 
and das im Ehebrüche geborne Kind nicht von sich geben wolle. Das 
mit dem Beklagten aufgenommene Protocoll wird an das Ehegericht der 
Klägerin eingesendet. Diese kann den ihr zur Last gelegten Ehebruch 
nicht läugnen. Hiemit erscheint aber ihre Behauptung, ihr Gatte habe 
sie böswillig verlassen , ungegründet, und das Ehegericht, bei dem sie 
ihre Klage angebracht, erklärt sich auf Grund des §. 96 der Anweisung 
t d. g. G. 0. als incompetent zur weitern Verhandlung ihrer Klage. 

In Folge dessen macht sie ihre Klage bei dem Ehegericbte anhän¬ 
gig, dem ihr Gatte vermög seines Wohnsitzes untersteht,- und stützt 
dieselbe allein auf §. 210 der Anweisung f. d. g. G. 0., indem sie 
ihren Gatten beschuldigt, er habe durch Schuldenmachen ihrem Vermö¬ 
gen bereits grossen Schaden zugefügt und würde bei fortgesetzter Le¬ 
bensgemeinschaft demselben noch grössere Nachtheile verursachen, und 
derselbe habe durch das Verbrechen des Hochverrathes, um dessen 
willen er zu langjähriger Haft verurtheilt worden, ihrer bürgerlichen 
Ehre grosse Nachtheile zugefügt. 

Es sind offenbar zwei verschiedene Scheidungsgründe im $. 210 
der Anweisung f. d. g. G. 0. ausgesprochen: Der Eine besteht ,in 
solchen Pflichtverletzungen, durch welche der bürgerlichen Ehre des 
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andern Gatten grosse Nachtheile zogefügt oder dringende Gefahren 
bereitet werden t und es ist kein Zweifel, dass auch nur auf Einen 
dieser zwei verschiedenen Scheidungsgründe hin Klage erhoben werden 
kann. 

Unsere Klägerin stützt ihr Gesuch um Bewilligung der Scheidung 
auf diese beiden Gründe, die demnach besonders im Zusammenhalt mit 
der Motivirung, welche die Klägerin ihrem Gesuche gibt, erwogen wer¬ 
den müssen. 

1. Der Beklagte, dem gemSss §. 222 der Anweisung f. d. g. G. 0. 
die Klage seiner Gattin mitgetheilt wird, stellt in Betreff des ersten 
Klagepunktes die ihm zur Last gelegten Nachtheile, welche er dem 
Vermögen seiner Gattin zugefügt haben soll, entschieden in Abrede. 

Die Klägerin wird nun aufgefordert, ihre Klage evident zu machen 
und die von ihr behaupteten grossen Nachtheile, die ihr Gatte ihrem 
Vermögen verursacht, su beweisen; aber sie bringt keinerlei Belege für 
ihre Behauptung bei, sondern erklärt nur su Protokoll, sie habe Schul¬ 
den in siemlich hohem Betrage, die ihr Gatte gemacht, für ihn sahlen 
müssen. 

Es ist einleuchtend, dass die Klage, resp. das Gesuch der Klä¬ 
gerin in Betreff des ersten Punktes aus Mangel der Beweise surilckge- 
wiesen werden muss. Setsen wir aber den Fall, die Klägerin hätte 
sum Beweise ihrer Behauptung, dass sie Schulden in solchem Betrage 
für ihren Gatten gesahlt habe, Zeugen oder Urkunden beigebracht, die 
keine Einwendung suliessen, würde das Ehegericht im Erkenntniss auf 
Bewilligung der Scheidung haben aussprechen können? 

Auch in diesem Falle hätte das Gesuch der Klägerin zurückge- 
wiesen werden müssen, indem der Gegenstand derselben offenbar nicht 
unter die Bestimmung des $. 210 der Anweisung f; d. g. G. O. fällt. 
Dieser Paragraph stellt als Grund'einer seitweisen Scheidung solche 
Pflichtverletsungen auf, durch welche den Vermögensrechten des andern 
Gatten grosse Nachtheile sugefügt oder dringende Gefahren bereitet 
werden. 

bi dieser gesetslichen Bestimmung ist offenbar die Voraussetzung 
ausgesprochen, dass der Gatte ein besonderes Vermögen besitze, über 
welches ihm allein die Hechte des Eigentümers zustehen. 

Welche sind nun überhaupt die Pflichtverletsungen, durch welche 
fremde Vermögensrechte beeinträchtigt werden? Das Strafgesetz über 
Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen vom 27. Mai 1852 für das 
Kaisertum Oesterreich erklärt als solche: Diebstahl und Veruntreuung, 
Raub und Betrug (§§. 57, 171—285). 

Hat der Beklagte sich eines oder des andern dieser Verbrechen 
oder Vergehen gegen die Vermögensrechte seiner Göttin schuldig ge- 
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macht? Die Klägerin erhebt «ine solche Beschuldigung wider Ihn nicht, 
sondern sie macht ihm nur den Vorwurf, er habe Schulden gemacht, 
die sie habe besahlen müssen. 

Was heisst das, sie habe die Schulden ihres Gatten zahlen müssen? 
Zwang sie zur Zahlung dieser Schulden eine Bechtsverpflichtung, oder 
bestimmten sie dazu nur moralische Gründe? Es lag offenbar für sie 
keine Bechtsverpflichtung zur Tilgung der Schulden vor, die ihr Gatte 
ohne ihr Wissen und Wollen gemacht hatte, da sie voraussetzungsweise 
ihr besonderes Vermögen hatte, worüber sie sich alle Eigenthumsrechte 
Vorbehalten hätte. Da sie nun zur Zahlung dieser Schulden rechtlich 
nicht verpflichtet war, so hat sie durch Tilgung einen Act ihres freien 
Willens gesetzt; es mögen was immer für sittliche Gründe und Bück- 
sichten sie dazu bestimmt haben. 

Sie hat also durch die freiwillig geleistete Zahlung der Schulden 
ihres Gatten mir einen ihr zustehenden Gebrauch von ihren Vermögens¬ 
rechten gemacht; und wenn dadurch ihrem Vermögen ein noch so grosser 
Nachtheil erwachsen ist, so ist dieser auf sie selbst als Bechtsursache 
zurückzuführen. Ihren Vermögensrechten, von denen das Gesetz spricht, 
ist durch eine Pflichtverletzung ihres Gatten keinerlei Nachtheil zuge¬ 
fügt worden. 

Das Gesuch der Klägerin muss daher als nicht im Gesetze be¬ 
gründet abgewiesen werden. 

2. Die Klägerin stützt ihr Gesuch weiter auf den Grund: ihr 
Gatte habe durch das Verbrechen des Hochverrathes, dessen er schuldig 
erklärt worden, ihrer bürgerlichen Ehre grosse Nachtheile zugefügt. 

Der Beklagte gesteht bei der Vernehmung, dass er zwar um jenes 
Verbrechens willen verurtheilt worden sei; aber er sehe nicht ein, dass 
er der bürgerlichen Ehre seiner Gattin dadurch einen Naohtheil zuge- 
fügt habe. 

Da das Geständniss des Gatten, wider welchen auf Scheidung ge¬ 
klagt wird, laut $. 232 der Anweisung f. d. g. G. 0. einen vollstän¬ 
digen Beweis bildet, so hat das Ehegericht nur zu erwttgen, ob das 
Verbrechen des Hochverrathes, welches Grund der Klage ist, unter 
jene Pflichtverletzungen gehört, durch welche der bürgerlichen Ehre des 
anderen Gatten grosse Nachtheile zugefügt werden? 

Es leuchtet ein, dass der Bichter bei Beantwortung dieser Frage 
auf die Bestimmungen des österreichischen Gesetzes über „bürgerliche 
Ehre,“ über die Pflichtverletzungen, durch welche dieselbe benachtheiligt 
wird, und über die Nachtheile, die der bürgerlichen Ehre dadurch zu- 
gefügt werden, sich fussen müsse. 

Das österreichische Becht stellt nirgends einen Begriff der „bür- 
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gvtdfehen Ihm“. auf, and -wir müssen uns daher nach demselben auf 
einem anderen Gebiete Umsehen. 

Der aosgesetehnete Rechtslehrer an der Wiener Universität, Dr. 
Jot. Ungar, lehrt über „Minderung der Rechtsfähigkeit durch Ehren- 
miadening“ in seinem System des österreichischen allgemeinen Privat- 
reehts (I. Bd. Leipzig 1856. §. 31. 8. 261 fg.) Folgendes: Der Be¬ 
griff der Eire gehört sunächst dem Gebiete der Sittlichkeit an. Der 
Vol)gena88 der ungetrübten, unbefleckten Ehre einerseits, der Verlust 
oder die Schmälerung der Ehre andererseits sind Zustände, welche %w~ 
nächst für den sittlichen Lebenskreis des Menschen, für seine moralischen 
-and socialen Beziehungen und Verhältnisse von Bedeutung sind. Bsi 
dem innigen Zusammenhang »wischen dem sittlichen und rechtlichen 
Leben und bei dem Umstand, dass das Recht, so weit es mit dessen 
Fundamentalbegriffen verträglich ist, die Forderungen der Sittlichkeit an 
.verwirklichen hat, wird eine Einwirkung jener sittlichen Zustände auf 
die rechtlichen Verhältnisse nicht ausbleiben können. Dieser Einfluss der 
Ehre auf die rechtlichen Verhältnisse macht sich in doppelter Weise 
geltend. Zunächst wird der Umstand, dass Jemand wegen gewisser 
Handlungen oder in Folge gewisser Zustände und Lebensweisen in der 
öffentlichen Achtung gesunken ist und seinen guten Ruf eingebüsst hat, 
die Wirkung haben, dass, wo es auf das volle Vertrauen ankommt and 
wo die Beurtheilung, dessen, ob eine Person dieses Vertrauen verdiene, 
in’s freie Ermessen gestellt ist, der Beurtheilende unter dem Einfluss 
der öffentlichen Meinung stehen wird. Dieser Einfluss der Ehre auf 
die rechtlichen Verhältnisse ist aber ein unsicherer schwenkender, der 
sich nicht genau präcisireu lässt, da die öffentliche Meinung selbst 
durch manche unberechenbare und ungreifbare Einflüsse beherrscht und 
einem steten Schwanken und Wechsel unterworfen ist, und da der gute 
Ruf eines Menschen leicht ohne sein Verschulden getrübt sein kann» 
In diesen Fällen ist die Ehre in rein factischer und unbestimmter Weise 
dadurch gemindert, dass das gerechte oder ungerechte Urtheil der Mit¬ 
bürger über eine Person mehr oder minder ungünstig ist« Dagegen 
gibt es Fälle, in denen die Schmälerung der Ehre an gewisse genaue 
beetimmte Voraussetzungen geknüpft ist und die Folgen und Wirkungen 
mit Bestimmtheit angegeben sind, welche unter jenen Voraussetsungen 
mit rechtlicher Nothwendigkeit eintreten. Hier bildet sich ein eigenes 
Rechtsinstitut heraus mit rechtlich bestimmten Voraussetsungen und 
rechtlich bestimmten Wirkungen. Was sunächst die Wirkungen anbe¬ 
trifft, so werden sie darin bestehen, dass die Fähigkeit su Reckten, 
welche ihrer Natur nach su ihrem Bestehen das Vorhandensein der un¬ 
geschmälerten sittlichen Würde erheischen, mit dem Verlust oder der 
Schmälerung dieser Würde hinwegfallt. Rechte solcher Art aber fcom- 
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men insbesondere auf dem publicistisehem Gebiete vor, d. b, i«f dem 
Gebiete des öffentlichen Rechts. Es ist eine Ehre Aemter and Würden 
xu bekleiden, es ist eine Ehre einem gewissen ausgezeichneten Stande 
ansagehören a. s. f. Dagegen ist es keine Ehre, Gläubiger oder Schuld¬ 
ner, Eigentümer, Gatte oder Vater su sein. Was die Ursachen anbe¬ 
trifft, welche diese bestimmten Nachtheile herrorbringen, so werden ancb 
diese im Recht bestimmt nnd genau angegeben sein müssen. 

Im römischen Recht hängt der Begriff der Ehre auf das engste 
mit dem Besits der Civitöt zusammen; die Ehre (existimatio) ist Bür¬ 
gerehre. Die Fähigkeit sam Gennss aller im jus civilc begründeten 
Rechte ist durch den Besits der Freiheit und des römischen Bürger¬ 
rechts bedingt, und in dieser durch Freiheit und römisches Bürgerrecht 
bedingten vollen Rechtsfähigkeit besteht eben die volle Ehre (Existimatio 
est dignitatis illaesae Status legibus ac moribus comprobatus qui ex de¬ 
licto nostro auctoritate legum aut minuitur aut consumitur. 1. 5. $• 1. 
V. de extraord. cognit. 50, 13.) Wem die Freiheit oder das Bürger¬ 
recht fehlt, dem fehlt jene volle Rechtsfähigkeit und mit ihr die existi- 
matio. Daher findet eine consumtio existimationis d. h. ein Verlust 
der Ehre statt, wenn Jemand die Freiheit und mit ihr das Bürgerrecht, 
oder swar nicht die Freiheit aber doch das Bürgerrecht verliert.' Die 
Ehre wird geschmälert , (minuitur existimatio) wenn Jemand swar nicht 
das Bürgerrecht verliert, wenn er aber'die politischen Rechte (suffragia 
et honores), verliert, welche die Civität gewährt. Diese Schmälerung 
der Ehre ist die Infamie (s. g. infamia juris), welche in gewissen ge¬ 
nau bestimmten Fällen einttftt und sich in ihrer publicistischen Bedeu¬ 
tung darin geltend macht, dass sie dem römischen civis seine politische 
Rechtsfähigkeit benimmt, während sie ihm die privatrechtliche (com¬ 
mercium et connubium, belässt. Nach canonischem Rechte galten Alle 
ehrlos (infames), welche das römische Recht als solche erklärte (c. 2. 
C. VI. 9, 1). 

Und §. 32 S. 270: „Unter der Ehrlosigkeit (Infamie) des heutigen 
österreichischen Rechts ist nicht ein gänxlicher Verlast der Ehre, welche 
die völlige Rechtslosigkeit nach sich zöge, sondern nur eine Schmälerung 
derselben zu verstehen, welche manche rechtliche Nachtheile zur Folge 
hat. Diese sind auch nach heutigem Rechte überwiegend publicistischer 
Natur und es treten nur nebenbei einige privatrechtliche Wirkungen ein. 
Jede Infamie setzt eine Verurtheilung wegen eines Verbrechens voraus, 
insofern ist die Frage, wann die Ehrlosigkeit nach österreichischem 
Recht eintrete, eine Frage des Strafrechts.“ 

Fragen wir nun, welche rechtlichen Urtheile in Folge der darch 
ein Verbrechen geschmälerten Ehre nach dem österreichischen Strafge¬ 
setze eintreten, so gibt $. 26. desselben folgende Antwort: 
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. „Mit jeder Verortheilung wegen eines Verbrechens sind kraft des 
Gesetzes folgende Wirkungen verbunden.: a) die Abnahme aller in- und 
ausländischen Orden, Civil- and Militär-Ehrenseichen; b) der Verlast 
aller öffentlichen Titel, akademischen Grade und Würden, und die Ent¬ 
ziehung des Rechtes, solche ohne Bewilligung des Kaisers neu oder 
wieder su erlangen; c) die Ausschliessung von der verantwortlichen 
Redaction periodischer Druckschriften; d) der Verlast jedes öffentlichen 
Amtes oder Dienstes, mit Einschluss des Lehramtes, und die Unfähig¬ 
keit, ohne ausdrückliche Erlaubnis des Kaisers solche neu oder wieder 
su erlangen; c) bei Geistlichen die Entsetzung von der Pfründe und 
die Unfähigkeit, ohne ausdrückliche Bewilligung des Kaisers je wieder 
eine solche su erlangen; f) der Verlust der Richteramts-Advocaturs- 
und Notariats-Befähigung, der öffentlichen Agentien, und jeder Parteien¬ 
vertretung vor den Öffentlichen Behörden; g) Entziehung aller auf die 
Pensionsvorschriften gegründeten Pensionen, Provisionen, Erziehungs¬ 
beiträge oder sonstigen Bezüge, sowie aller Gnadengaben. — Ausserdem 
bleiben diejenigen Bestimmungen der bürgerlichen, politischen und kirch¬ 
lichen Vorschriften aufrecht, welche mit der Verurteilung wegen eines 
Verbrechens noch anderweitige nachteilige Folgen verknüpfen. 

Und $. 27 des Strafgesetzes bestimmt: „Ausserdem sind aber ins¬ 
besondere mit den Strafurteilen, wodurch ein Verbrecher zur Todes¬ 
strafe oder schwerer Kerkerstrafe verurteilt wird, kraft des Gesetzes 
noch folgende Wirkungen verbunden; a) Ist der Verbrecher, von Adel, 
so muss dem Strafurteile beigefügt werden, dass er des Adels verlustig 
wird. Doch trifft dieser Verlust nur ihn allein, folglich weder seine 
Ehegattin, noch die vor dem Strafurteile erzeugten Kinder; b) der 
Verbrecher kann, so lange seine Strafzeit dauert, weder unter Lebenden 
ein für ihn verbindliches Geschäft schliessen, noch einen letzten Willen 
errichten. Seine vorigen Handlungen oder Verordnungen aber verlieren 
wegen der Strafe ihre Giltigkeit nicht.“ 

Aber auch die in dem österreichischen Strafgesetze vorkommenden 
Vergehen und Uebertrctungen (d. h. die strafbaren Handlungen gegen 
die öffentliche Sicherheit, gegen die Sicherheit einzelner Menschen und 
gegen die öffentliche Sittlichkeit §§. 274 — 277) werden mit Verlust 
von Rechten und Befugnissen bestraft (§. 240, c.); und zwar wird der 
Verlust derselben verhängt gegen graduirte oder andere ein Amt oder 
eine Beschäftigung unter öffentlicher Beglaubigung ausübende Personen, 
gegen solche, die ein Handwerk oder Gewerbe als Bürger oder unter 
erhaltener obrigkeitlicher Bewilligung betreiben. Diese Bestrafung wird 
auf bestimmte Zeit oder für beständig zuerkannt. (§. 242.) 

Nach der Auffassung des österreichischen Rechts führt die Ver- 
urtheilung wegen eines Vergehens oder einer Uebertretung aus betrüg- 
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lieber gewinnsüchtiger Absicht die Verächtlichkeit (turpitndo des römi¬ 
schen Rechts) herbei, welche die Folge einer Verurtheilung durch die 
Öffentliche Meinung ist. {Jünger, a. a. 0. S. 273.) 

Demnach besteht die Schmälerung der bürgerlichen Ehre nach 
Österreichischem Rechte in jenen rechtlichen Naehtheilen, welche kraft 
des Gesetzes mit einer Verurtheilung wegen Verbrechen, Vergehen und 
Uebertretungen verbunden sind. 

Unter die besonderen Gattungen von Verbrechen zählt aber das 
Österreichische Strafgesetz am ersten Orte den Hockoerrath (§. 57, 1.) 

Wenn es dem Gesagten zufolge ausser Zweifel ist, dass das Ver¬ 
brechen des Hochverrathes nach Österreichischem Gesetze eine solohe 
Pflichtverletzung ist, wodurch die bürgerliche Ehre geschmälert wird, so 
frfigt es sich weiter: Wen nach Bestimmung des Gesetzes die mH der 
Verurtheilung wegen dieses Verbrechens verbundenen rechtlichen Nach¬ 
theile treffen, oder Wessen bürgerliche Ehre in Folge dieser Verur- 
theilnng Nachtheile erleidet? 

Schon aus den angeführten Bestimmungen der $§. 26 und 27 dflU 
Strafgesetzes erhellet deutlich, dass die rechtlichen Nachtheile alle, 
welche die gesetzliche Folge einer Verurtheilung wegen Verbrechen sind, 
nur die Person des verurtheilten Verbrechers selbst treffen. Ferner be¬ 
stimmt §. 31 des Strafgesetzes ausdrücklich} „Wie die Strafwürdigkeit 
so kann auch die w irkliche Strafe Niemand als die Verbrecher treffen. *) 


*) Dr. Anton Eye, Ritter von Glnnek in s. Erläuterung des Osterr. Strafgesetzes, 
I. Bd. Wien 1855, S. 440 fg. commentirt diesen Paragraphen also: „Die Auf¬ 
nahme dieser sieh ans den ewigen Gesetzen der (natürlichen) Gerechtigkeit 
von selbst verstehenden Bestimmung lässt sich nur recklshisloriscM, nämlich 
dadurch erklären, dass früher nicht bloss die Strafe der ConfiscaUon im 
Grunde die schuldlosen Familien-Angehörigen des zu gewissen schweren 
Strafen verurtheilten Verbrechers traf, sondern dass man ehedem häufig auch 
andere nachtheilige Folgen, Ehrloserklärung, Präventiv-Mossregeln, rechtliche 
Beanzeigung des Verdachtes der Mitschuld u. dgl. für Weib und Kinder eines 
Verbrechers, namentlich verminderte Rechtsfähigkeit, gidalkhe Erb Unfähigkeit 
and Infamie der Sühne von Hochverräthern u. s. f. elntreten lieas. Dieser 
Ungerechtigkeit setzte in Oesterreich bereits Marien Theresiens peinliche Ge¬ 
richtsordnung ein Ziel, indem sie im Artikel IV. $. 4. anordnete: „Die Stra¬ 
fen werden insgemein nur gegen die Mlssethäter und deren Mitgespäne ver¬ 
hängt. Da hingegen die Strafmässlgkeit eines Thäters seinem Weibe, Kindern, 
Anverwandten, seinen Erben, oder anderen dritten Personen, wenn sie an 
dem Verbrechen nicht Antheil haben, keinerdlngs zu Schaden, Naehtbell und 
eigener Schmach gereichen kann.“ Diese Anordnung ging später in das 
Strafgesetz Josephs II. vom 2. April 1787 über, welches in $. 16 des ersten 
Theils bestimmt: „Dje Strafe kann nur denjenigen treffen, der entweder die 
Missethat selbst begangen, oder sieh derselben durch Antheilnehmuag schuldig 
gemacht hat. Weder die Strafwürdigkeit, noch die wirkliahe Bestrafung dm 
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Scheint es nicht, als ob diesen gesetslichen Bestimmungen gegen¬ 
über niemals von Nachtheilen die Rede sein könne, welche der bürger- 
lieben Ehre einer Gattin durch Verbrechen ihres Gatten »«gefügt würden? 
Und scheint desshalb der Scheidungsgrand, welchen §. 210 der Anw. 
f. d. g. G. 0. in jenen PAichtverletsungen setst, durch welche der bür¬ 
gerlichen Ehre des andern Gatten grosse Nachtheile augefügt werden, 
nicht ein solcher so sein, der nie seine Anwendung finden kann, weil 
das Gesets keinerlei Nachtheile namhaft macht, welche der bürgerlichen 
Ehre des Einen Gatten durch Verbrechen des Andern erwachsen? 

So scheint es »war sn sein, aber eine tiefere Erwägung selbst der 
Bestimmungen des österreichischen Rechtes wird es lehren, dass die 
Schmälerung der bürgerlichen Ehre, welche ein verurteilter Verbrecher 
kraft des Gesetses erleidet, nothwendig auch die Gattin desselben trifft. 

Vor Allem ist ins Auge su fassen, dass das österreichische Straf- 
geset» (Zweites Hauptstück: Von Bestrafung der Verbrechen überhaupt, 
einen Unterschied »wischen der eigentlichen oder wirklichen Strafe der 
Verbrechen (§§. 12—25.) und den gesetslichen Wirkungen macht, welche 
mH jeder Verurtbeilung wegen eines Verbrechens verbunden sind 
CSS- 26 — 30). Penn wenn auch unter Strafe im weitern Sinne all« 
üblen Folgen verstanden werden, welche vom Rechte die Uebertretung 
eines Gesetses verhängt werden, und somit unter die Strafe der Ver¬ 
brechen auch die rechtlichen Nachtheile subsumirt werden können, 
welche den verurtheilten Verbrecher kraft des Gesetses treffen, so fasst 
doch das österreichische Strafgeset» das Wort „Strafe“ im engen Sinne, 
wenn es fi. 12 bestimmt: „Die Strafe der Verbrechen ist der Tod des 
Verbrechers, oder dessen Anhaltung im Kerker.“ Und in diesem engern 
Sinne ist von Strafe offenbar auch 6. 31 die Rede, welcher sagt: „Die 
wirkliche Strafe kann Niemand als den Verbrecher treffen.“ Das Gesets 
hat hier, um jedem Missverstand« *u begegnen, die Strafe, welche Nie¬ 
mand ala den Verbrecher treffen könne, durch das Epitheton „wirkliche“ 
scharf beseichnet — aus keinem andern Grande, als um dieselbe von 
den nachtheiligen Felgen de» Verbrechens, welche Wirkungen der ge¬ 
schmälerten Ehre sind, sn unterscheiden; denn diese alle auf die Person 


Verbrechers aber kann seinem Weibe, seinen Kindern, Anverwandten, Erben 
oder einem Dritten, der an der Hlssetbat keinen Anthell genommen kat, rum 
Nachtheile gereichen.“ Diese Bestimmung wurde später nur Im Aussage in 
das westgaüzlsche Strafgesetzbuch vom 17. Jiunl 1796 ($. 39.) und sofort 
wörtlich übereinstimmend mit diesem in das Strafgesetz ($.31.) anfgenommen, 
ohne dass also damit zunächst etwas Anderes ausgesprochen worden wäre, als 
eben nur die Verwahrung gegen die Wiederkehr eines eben so ungerechten 
als Inhumanen -Gesetzes oder Vorarthella.“ 



des Verbrechers allein zu beschränken, steht nicht in der Macht des 
Gesetzes. 

Desswegen enthält sich das Gesetz in Betreff der nachteiligen 
Folgen eines Verbrechens, _ welche §§. 26 und 27 des Strafgesetzes 
namhaft machen, der Erklärung, dass dieselben Niemanden als den Ver¬ 
brecher treffen — mit der alleinigen Ausnahme §. 27 a): Doch trifft 
der Verlust des Adels nur den Verbrecher allein, folglich weder seine 
Ehegattin, noch die vor dem Strafurtheile erzeugten Kinder. 

Oder steht es in der Macht des Gesetzes zu hindern, dass alle 
die Nachtheile, welche es mit der Verurtheilung wegen eines Verbre¬ 
chens verbindet, auch die Gattin und die Kinder des Verbrechers tref¬ 
fen? Ich sage, diess zu hindern, steht nicht in der Macht des Gesetzes, 
weil jene nachtheiligen Folgen eines Verbrechens (gleichsam die natfirm 
liehe Strafe desselben} nur Wirkungen der geschmälerten Ehre sind, 
von denen daher nothwendig um des natürlichen und socialen Bandes 
willen, das die Familie umschlingt, auch die Gattin und Kindjer des 
Verbrechers getroffen werden. 

Dass alle jene nachtheiligen Folgen eines Verbrechens nur als 
Wirkungen der geschmälerten Ehre anzusehen sind, *} ist ausser Zwei¬ 
fel; denn „unsere Gesetzgebung schreibt Dr. Hye, a. a. 0. S. 406 — 
ging bei Lösung der vielerörterten legislativen Frage: welche anderwei¬ 
tige Folgen oder Wirkungen ausser der eigentlichen und jedenfalls ein— 
tretenden gesetzlichen Strafe mit der Verurtheilung eines Verbrechens 
verbunden werden sollen ?“ von einer sehr einfachen und nüchternen 
Betrachtung aus. Sie hielt die Ansicht fest, dass Derjenige, welcher 
durch die Schuld eines Verbrechens das allgemeine Vertrauen seiner 
Mitbürger, und regelmässig auch die gemeine bürgerliche Ehre odetf 
Achtung verloren hat, auch keinen Anspruch auf die Neu-Erlangung 
oder Fortdauer einer solchen äusseren Stellung, welche ein relativ höheres 
Vertrauen seiner Mitbürger bedinge, oder auf vergleichungsweise höhere 
Auszeichnungen, Würden oder Prärogative in der äusseren Ehrung seiner 
Mitbürger oder überhaupt auf relativ höhere Ehrenrechte Anspruch 
machen könne? 

Wenn man ferner das Wesen der Ehre in's Auge fasst und erwägt, 
dass in ihr Mann und Weib unauflöslich gleichsam zu Einer Person 
verbunden sind, dass das Weib durch die eheliche. Verbindung die dig- 
nitas mariti erlangt, den Namen und Stand des Gatten und damit auch 
zugleich den Gerichtsstand desselben erwirbt; so wird es Niemanden ent¬ 
geh eij^lass die Ehre des Mannes auch die Ehre seiner Gattin sei, und dass 


*) Unger, a. a. 0. S. 273, Note 19. 
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4k Ehrlosigkeit, (inweiche' darf GaWCiok feines rbegangweavVerbötchens 
fällt, nothwendig; auch die biürgenlichd Erhre eeiner Gattin jfcbmälece. 

I) i. Uj»d darum ist eh käiifthwegsi «Mein ,,dah kränkende Gefühl At* 
unschuldigen Ehegatten, iciaen mit Schande bedeckten Menschen, okne 
■Achtung und .Zutrauen, suin unzertrennlichen Lebensgefährte» haben ib& 
ttiüssan ,“‘) was detwelben zar Klage lauf Scheidung, berechtigt,i sondern 
die Nach (heile, welche seiner bürgerlichen Ehre, durch die PHAohtvetv 
letsdnge* des Anderen berertet werden, J Diese Naebthtfle «rscheieen 
.insbesondere dehn/gross, wenn der wegen.eines- Verbrechens vekurtheilte 
-Gatte in einem Öffentlichen Amte , oder Dienste/istaikk, OfffeißU wer, die 
Riobteramth-, AdvocatorS- und Notariats-Befähigung, hatte n. ;.s. w.-; 
denn/ das von ihn! begangene Verbrechen sieht Ält /dem, Verluste dieser 
Abmler, Dienste mnd/Chargen nicht nur den Vdrlnst defe-dnmlt verbun¬ 
denen Gehaltes, sondern aneh die Entziehung jedfer Fettsion, Provision, 
Ersieh uogsbeitrige, sonstigen Bezüge, ifid aller Qnadeagaheti nach sich, 
welche Naehtkeile - feile/nicht nur denschtildigea,, sondern auch den un¬ 
schuldigen Gatten ab der ehelichen indivldua' vitae dansbetudo treffen. 

Da ' es 1 dein Gesägten zufolge < feststeh t, i dass': auch naeb/österreichi- 
^sehera Rechte düs mit ,dev, VeVurtbeilung Wegen einen/ Verbrechens vbr^- 


bundenen rechtlichen Nachtheile•' nicht < Hoss i Am-r Vetbneoher . treffed, 
sondern dass auch die bürgerliche Ehre seiner Gattin durch sein Ver¬ 
brechen geschmälert werde, so wir.di in unserm Falle, wo die Klägerin 
wegen des Hochverrathes, dessen ihr Gatte schuldig erklärt' wurde, 
gestützt auf §. 210 der Anweisung^ ’f.'d.g^ G. O.'die 'fech’eidiing von 
Irisch und Bett verlangt,' ’ ihrem Gesuche Statt gegeben werden müssen. 
* n Die Klägerin stellt aber dle^ ihr Gesuch, nachdem bereits ihr 
AerurtHellter.' Gälte' begnadigt, d r . ir h.'Arth "die ganzeStrafe durch die 
aiferiiö&lisWGiiäde Erlassen Vörden 1^1*' Ist sie dadarch ihres Klage- 
rechtes verlilstig geworden? "Neinj^flenn ihr Klägegrundj dass dutich 
den HoehVorralb 'ihres 'Gatten Seiher bürgerlichen'Ehre grbsse Käch- 
thelle «ugefilgt’ wordcd seieii, 1 ’“bestehet! trotz der eingetret^nen Begna¬ 
digung noch fort; die Strafe des Verbrechens hat aufgehört; aber die 
'dadurch geschmälerte : 0tre ist ’Hiit dem Ende der Straft nicht* Wieder 
tiedg*stellt*’\rtrd'eta.' Demi' „die Ehrldhigbeit- lehrt 'Unger'h. a.O. S. 
27 & dauert 1 das ganze LebCn 'hindurch ;f Äe haftet beständig auf deiii 
'EbrWiefl,'Weil der Gritnd, der sW'herbeigeführt hat, nicht mehr unge¬ 
schehen’gemächt werden kann. l! Sici' hört c&her mit dein Ablauf der Straf- 
^eit nicht auf, bleibt fortbestehen; wenn er adch Vod der Strafe begnadigt 
witü. ■ ■ •.. • •' • : !l - : 


• l ) Dolltiter f ELaprooess, L Thl. Wie«, 1Ü86, S. 73. 
^r.Mopte Archiv, für ftath. üträtenrechL .UL Said. 
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! Si'Srizefc'Wit' weiter de» Fall* der Beblagtemaehä gegenseitig 
w ider die Klägerin den von ih# begangenen tmd durch ibr Gestindniss 
bewiesenen (8. 235! der Anweisung-) Ehebruch * eis 8cheidungsgrand 
gütend, Indem er'das Verlangen, von setner Gattin um dieser ihrer 
iPflicbtverleCzang willen geschieden sh werden, - mUndlidh im Verlaufe 
der Verhandlung ha Protocoll gibt. Wird das Ehegericht huf ein naol«- 
•ches int Laufe der Untersuchung, per incisum und gelegenheltlich aus¬ 
gesprochene Verlangen ein Urtheil fällen können? Meines Erachtens 
nicht; Denn wenn auch eine Scheidungsklage nach $v 215 der Anw. 
ft 4. g. G»; Oi taitediieh zu ProtoColl angebracht werden kann, so ver¬ 
langt doch das Gesetz, dass dies in der daselbst vorgeschriebenen Form 
geschehe; Nür auf Grund eines solchen förmlichen Gesuchs um Schei¬ 
dung darf nur Untersuchung der Klage geschritten werden ($. 216 der 
Anweisafig). -Ohne Untersuchung der Klage kann kein Urtheil gefällt 
Werden; Dehn einleuchtender Weise ist mit dem vorliegenden Geständ¬ 
nisse der Thatsache des Ehebruchs von Seite der Gattin noch keines¬ 
wegs ihre Schuld festgestellt, und die Untersuchung müsste erst lehren, 
ob der 'Gatte’ nach 8. 207 der Anweisung £. d. g. G. 0. das Recht 
habe, die Sbbefdung eu fordern, and ob, wenn er dasselbe je gehabt 
Imbe, er* es aicbb'wieder verloren habe. ' > **•■• ' 

! -■■■•• ' ■ ff. ' ' 

Eine Frau klagt, auf Scheidung und gibt als, Grund ih^ef (jfes^ches 
durch längere Zeit fortgesetzte empfindliche Kränkungen an, welche sie 
yon ihrem Gatten habe erdulden messen. Da dieser Scheifiungsgrund 
ausdrücklich in $. 208 der Anweisung f. d. g. G. 0. ausgesprochen 
ist, muss der Klage Folge gegeben werden. Die Klägerin macht ip. der 
gepflogenen Untersuchung ihre Klage dabin evident, dass ihr Gatte vom 
Hochzeitstage an bis auf die letzte Zeit, wo fr sie vpn sich gewiesep, 
d. h. in Zeit von acht Jahren ihr empfindliche Kränkungen z*uge- 
fügt habe. r ,./ • 

• . Per Beklagte erhebt dagegen den Einspruch,:. vorgebrachien 
Kränkungen fallen dem; grössten Theile nach in die ecsleu Jahre seiner 
Ehe, seien von der Klägerin verziehen worden und können daher kfin 
Gegenstand der Klage sein. Er kaun jedoch nicht in Abrede stfUen, 
oder wird wenigstens durch Urkunden überwipsfn, dt^ss er auch, in der 
jüngsten Zeit, ehe ep die Klägerin von sich wies, ste. empfindlich ge¬ 
kränkt habe; und zwar flössen diese letzten Kränkungen ganz aus d$tr 
selben Quelle wie in den ersten Jahren seiner Ehe. .. 

Es Trägt sich also, ob bei jefedhen SbcbVerhak dieKlägerin. wirklich 
den im $. 208 der Anwaimaig\t 4 g. G;*0. enthaltenen Kchatdangs- 
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-gpwi *def äa^ck länget* Zeit fortgesetzten empfindlichen Kränkungen 
■eriäeht 'gemacht Habe? * ; > ' - 1 ' 'i ■ « 

Dies scheint keinem Zweifel au unterliegen; denn wenn auch die 
Klägerin dtird» längere Zeit vqn dem Beklagten diese empfindlichen 
Kränkungen dicht erfahr; so: wurden doch die alten Kränkungen er¬ 
neuert, wiederholt und fortgesetzt, and wenn empfindliche Kränkungen, 
.die eis Gatte von dem andern erfährt, nur dam ein Bchadangsgruird 
-sein sollten, wenn Sie durch längere Zeit ununterbrochen fortgesetzt 
werden, 1 so "würde dös 'Gesets (Hess ausdrücklich ausgesprochen haben. 

Wenn >uber eingewendet wird: vertriebene Kränkungen können gleich 
-einem versehenem Ehebrüche nach $. 207 der Anweisung f. d. g. G. 0. 
miitht suin Gegenstände ditaer Klage gemacht werden; so ist dagegen 
folgendes-zu erinnern, Zwischen dem Seheidangsgrund des Ehebruches 
and jeden empfindlichen*, äufeh längere Zeit fortgesetzten Kränkungen 
waltet eia erheblicher Unterschied ob; dort gibt' schon die Sobald eines 
■einzelnen Ehebruches Grund *ur Scheidung, Mer aber nur eine Reihe 
durch längere Zeit fortgesetzter Kränkungen. Wie -dort »nur die Schuld 
eines einseinen Ehebruchs erwiesen su werden braucht, um. ein Schei- 
dungsurtheil su erlangen, so muss hier die ganse Reihe der Kränkungen 
nachgewiesen werden. Wie dort das Klagrecht erlischt, .wenn die ein¬ 
zelne phebrecherische Schuld yer ziehen wurde, so auch hier nur in dem 
iTalle, -wenn.alle bis auf jlie letzte Zeit erduldeten Kränkungen ver¬ 
geben wurden. Wie aber dort mit einem neuen Ehebrüche das Recht 
dOs unschuldigen 'Gatte* hur Klage wieder eintritt, so auch hier, wenn 
-«Ke empfindlichem Kränkungen, die sdhonsö oft vorziehen wurden, 
cwtbder erneuert oder fortgesetzt werden. Dass in diesem FVdle der 
iwisdergekräafite Gatte das'Recht haben müsse, auch die in früherer Zelt 
-erfahrenen empfindlichen Kränkungen namhaft zu machen, ist ausser 
Zweifel; weil- es «hm andernfalls ganz unmöglich wäre, den ihm vom 
^Geaetse sur'Last< gelegten'Beweis-wirklich-su> führen. 

Denn das Gesetz stellt*-ate Scheidungsgrund nicht einzelne, sondern 
durch längere Zeit fortgesetzte empfindliche Kränkungen auf* - Dem 
Kläger, der sein Gestteh um Scheidung auf diesen Grund 1 stützt, liegt 
die Beweislast ob,'«Mit nur ihm vom «andern Gatten zagefögte empßnd- 
diebe Kränkungen' 1 naehsu weisen; sondern auch dess dieselben durch 
längere Zeit fortgesetzt wurden. Er kann diesen vom Gesetze gefor¬ 
derten ^Beweis schlechthin nicht führen; r wenn er nicht naebweiset, worin 
i diese Kränkungen bestanden; wann sie 1 ihrdn Anfang nahmen, und durch 
iwie lange Zeit' sie', (fertgesetst wurden. • Hlemit ist aber auch schon 
nosgesprochen , dass das* Gesetz^ den Klüger 'auch berechtigt, jene Krän- 
< bongen anstif ähren, wwfohe derselbe dem schuldigen Gatten bereits vor 
ladgererZeft Tenriehen hatte. Denn wenn er dazu nicht berechtigt wäre, 

28 * 
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niemals den von ihm geforderten Beweis erbringen, kämae», 
und das Gesetz würde Etwas zum Scheidungsgruüdfe gemacht haben, 
was nie nur Existenz komttten könnte. • ; .1 : 

Deftnda det christliche Gatte verpflichtet, ist, erfahrene Kränkungen, 
seien eie Hoch! so empfindlich zu verzeihen, und da ohne Hebung solcher 
GattenpOiekt ein ferneres Zusammenleben, also auch die Möglichkeit, 
toeue empfindliche Kränkungen zu erfahren,.nicht gedacht werden kann, 
no ist es augenfällig, dass der gekränkte Gatte, der sieben, «nd sieben*- 
zigmal verziehen hot, das Recht haben müsse, bei der seht «nd sieben*- 
sigsten Kränkung, die er ohne weitere Gefährde seines zeitlichen Rechtes 
.nicht mehr ertragen kann,: alle die früheren sieben und sieben zig ver-r 
ziehenen Kränkungen geltend zu machen. Die Sokuld des kränkenden 
Gatten 1 inuss ivor dem Gesetze nothwendig ln dem .1 Masse- grösser er*- 
*eheiAeti,' ä]s derselbe trotz der so oft erhaltenen Värzeihsng dis alten 
Kräcklingen wiederholt «nd fortgesetzt hat; und er 4 wird nicht so, sehr 
um'derverziehenem Kränkungen willen ftir schuldig erklärt werden, 
sondern weil er dieselben fortgesetzt hat. ; , GimeL 


Pfarreitausch. ^ — 06 der Bischof einen ständigen Pfarrer zum 

Täusche zwingen Klinke. (Gerichtlich verhandelt vor der heiligep 
Congregation des Conciliums, den 19. September 1057.*^ ‘ 

> i ’■ t;^ ,* :■ J'v f : ’i ■ *. . »** f r. *•; •' 

i» v Ein Pfarrer, der eine; ständige (ioamoviUe) Pfründe feösitat, machte 
sieb duroh, za grosse Strenge'hei seinen Pfarrkindern. so verhasst* dass 
seine Versetzung» attein dien frieden in der; «Pfarrdio wieder hecsteUan 
kann.. Der: Bischof macht ihm den Vorschlag, er möchte mb einem 
andern ^Pfarrer; der gleichfalls inamovibel wäre, einen Tausch eingefan. 
Darauf geht, der Pfarrer nicht ein* Kann! nnn der Biaehof die Petv- 
mutation ex officio befohlen, utfd diesen Pfarrer, wo er sich wiedersetzt 
,uod nicht gehorchen will, suspeOdireB vom BeneDcium, ihm. dis Aus- 
tibewg dite Jurisdiction verbieten jmd ihn sogar excommuniciren ? Die 
Insfnovibilität der Beneßcien, vorzüglich der Seelsorgspfriinden ist ein 
allgemein geltendes Gesetz .der Kirche, ist von öüen Caaonisten aner*- 
kannt und von keinem Menschen bestritten. Aber: dieses Gesetz leidet 
Ausnahmen. Die Einwilligung des Bepfriindeteq j erwiesene und noto- 
,rische Verbrechen desselben, offenbarer Nutzen oder dis. erwiesene Noth 
.der Kirche können die Entfernung eines Pfarrers von seiner Pfarrai 
iPutorisiren und selbst erfordern. Diese Gründe sind allgemein anerkannt 
als hinreichend, um dem Bischof'die Vollmacht zu ertheileä, «ipo Per- 
-mntetion oder eine Versetzung zu fordern. Der dritte aHein, nämlich 
Nutzen. und. Noth der Kirche, kann Schwierigkeiten «erhaben. Das 




fcfifpiiel QtiäOiittitn 5', d« perioufaf. reruttty scheint dem’ OrdlnbrlnA die 
absolute Vollmacht' süsaerkennOn ; einen Priester 1 von einem Beheßcium 
auf ein anderes *U vetseisen’, wenn die» Noth es erfordert.' Indessen 
besieht‘ sich diese Steife des Rechtsmehr auf freiwillige Pcrmuttitibnen, 
ffie zwischen BepfrtJndeten eingegangen werden unddieder Bischof feift* 
hetsseil mU8s. Diese kursen Bemerkung«! bahnen uris den Weg zur 
Darlegung folgender Streitstfthe: 

■ Der BisChof von Limburg lässt durch den-Landdecan dem’Pfarrei* 
Ndtdiaiis jS. von Höhr eia Decret zustellen, das ihn von dieser Pfarrei 
enthebt und auf eine andere versetzt. Die Motive sind uns inr Betrete 
selbst gegeben. 1) Der Bischof bezeuget in demselben seine Zufriedenheit 
mit dem sittlichen Wandel und mit: dem Pastoraleifer' des Nikolaus, 
Spricht dann aber seinen Tadel darüber aus, dass er Sieh durch eigene 
Schuld die Abneigung seiner Pfarrkinder in dem Grade Sugc^ögeh habe, 
dass man durchaus keine etSpriessliche Frucht Voft seinem *Diensteifer 
ierWarten könne; dass mau ito GegentKeil die immer inehr überhaod- 
nehmende Verschlechterung desVdlkes und bei-’ Einigen sogar Apostasie 
su befürchten habe. 2) Er habe die väterlichen Mahnungen, die ihm 
{vom BisCbOfh) gegeben wurden, wenig beachtet» 3) Er habe dieDiöcesan-*- 
Obrigkeit erst ani 26. November von einem scahdalbsel Auftritte-be¬ 
nachrichtiget, der schon am Aschermittwoch desselben!'Jahres vorge¬ 
fallen. Er habe mit Verachtung aller Regeln der Pastofalklugheit auf 
6er Ransel von diesem Auftritte gesprochen, und diVss in Worten; dis 
gatrs Unsienfend und deal vorgesetsten Zwecke 'entgegen gewesen. 
Uebrigens Wird erklärt, man wolle ihn durch diese Versetzung dicht 
bestrafen; Man Verspricht ihm, Seine Bitte su berücksichtigen, Wenn 
er um 'eine andere Versetsuhg sich an die Diöcesad-QbrigkeJt wenden 
würde. Aber-Nikolaus-S. protestirte weder gegen dieses -Deeret, ^ noch 
ergriff er den Recürs an das Metropoliticum, und dennoch entschloss'er 
Sieh nicht «Ur Veroetsuttg. Jetst glaubte der Bischof, er müsse ihn ex 
Officio auf die Pfarrer» N. verweisen. Dabei-liess man Und die tolle 
und ungetrübte »Freiheit, an das Metropolitioum suf appeliircn.' i 
•’ Tn eitlem-Schreiben vom ; 4. August protestirte Nikolaus gegen dieses 
Decret, und» machte dem Bischof die Anseige, er sei eben daran, in 
dieser Angelegenheit beim herzoglichen Gerichte eine’ Untersuchung su 
veranlassen, Cr -verwahre 1 sich aber davor, -diess ihm als eine Appel¬ 
lation an das braehiuin saeculare so- deuten. „Ich bitte die Weltliche 
Obrigkeit nur, wind seine Worte, sie möchte eine Untersuchung über 
dür Verbrechen ans teilen, deren ich mich schuldig gemacht habe.' Die 
Actetr der Usteisuchung sammt meiner Verteidigungund den Aussagen 
der Zeugen werden an den Bischof gesendet werden, der ein definitives 
UrtheiT aussprechem wird.“ Der Bischof achtet auf diese verspätete und 
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die hirohllöhe Autorität verupglimpfeii.de Pro^estatipu garniebt, iTIhk* 
ein Deeret jom, 10.' desselben Mona< s i Augttrt fordert! er, Ahn unter der 
Strafe der Suspension ipso; foctoauf, innerhalb, a«fet Tagen sefoe In* 
ptitution aaf die Pfarrei N»,. odec .auf eine andejtf,dieer lieber* r wftJfoi 
naohznsuchen. Nachdem det. gegebene Termin verflösse» lWar, suspeudirtn 
ein neues Deeret vom 21. August denNikolaus .^on seinen, Amtsvcr;i 
richtongen (ab officio). Jetzt wurde ihm »oelr sine- JFrist vpn jacht 
Tagen gegeben, innerhalb sicher er gehorsamen und sieh, unterwerfen 
sollte, sonst werde ihm.auch sein Beneficium entzogen ,— (er werde 
suspendirt a beneflcio). Statt zu .gehorsamen , wendete er sieh an das 
weitliehe Gericht, das sein Bittgesuch zuriickwies.; Der Bischof sprach 
nun den Beschluss 1 der Entziehung* der Cura am 1 . September aus, und 
nachdem die zehn : Tage für die Appellation verflossen waren, werde 
diese Pfarrpfrflnde als vacant erklärt,, uqd. naph den catumisihcn Bö* 
Stimmungen einem andern Priester übertragen. - ,., > 

Den; 20. März des, darauf, folgenden Jahres, tfoponirt Nikolaus ßvf 
dem bischöflichen Secretariate eineiAppeUations-Erklarpng an ,4011 betr¬ 
ügen Stuhl, und bittet Zugleich um, seine LVwissorjen ., (Apostolos). 
(Dless sind, die Briefe, welche der Richter, von .welchem man OHPiCJlirh 
an den. Richter sendet, an welchen appeliirt wird, zur Bezeugung und 
Versicherung der wirklich ■ geschehenen Appellation.. Diese Apostoli 
müssen in'der Zeit verlangt werden, innerhalb welcher die Appellation 
geschehen,so]), Van Espen p. Ul. tit. X. de Appell, et Aecus. ».. 21 .) 

. Der Bischof, verweigerte ihm diese Dimissorien , weil sie ..erst 
nach Ablauf des gesetzliche» Termtos verlangt wurden. .Allein er OFf 
klärt zugleich, er werde ihm bei seinem.Aecurs nach Bom kein Hioder-t 
niss in den Weg legen. Vor dieser Zeit,halte der Bischof den Nikolaus 
öfters .eingeladen, zu ihm zu kommen, toderfjoffnung, den Starrsinn 
seines Charakters zu beugen und ihn wieder auf bessere Gesimutngan 
zu bringen. Er munterte ihn sogar auf, ium eine ihm, beliebige Pfarrei 
nachzusuchen, damit er inipht länger von seinen priesteriiehen Fujictip»en 
suspendirt. bliebet Aber Alles war .umsonst^ Nach dreimaliger, ge¬ 
setzlich vorgeschriebener Ermahnung glaubte der Bischof,,, über ihn ein 
persönliches Interdiot aussprechen zu müssen. Dies» geschah , de» 
18. December, Kraft dieses Decretes fand sich. Nikolaus; der actiwe» 
und passiven Beteiligung an den Sacramenten beraubt, . Di« Absolution 
von dieser Kirchenstrafe war dem Bischof Vorbehalten, Die excommu+ 
•nicatio major, mit der man ihn öfters bedrohte, ward nie über ihnausgot 
.sproeban, JVfrn gab sich damit zufrieden, den neuen Pfarrer und diePriester 
der Umgegend zu erinnern, isie hätte» ihm alle Theiluahme an den Bacrm- 
menten der Busse, und der Eucharistie Zu verweigern, bis er das öffentliche 
Aergwias durch eine entsprechende Satisfaction wiedtr gut gemacht hätte. 
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ii - NiksoiansSJ wendete eich, nun att !dib heil, Congregatk» d6»Gon/4 
atttums : und bat, dasselbe möchte die bischöflichen Decrete, die wider 
ihn erleseen worden* als null and nichtig erklären. Das Bittgesuch 
wurde’'an denßischof surückgesendet. Dieser antwortete ineiner weit- 
läufigen dnd nmstindlichen Darlegung der ganz**. Geschichte mit autbebt- 
tfcbhen Belegen zur Begründung# Diese Darlegung wurde eittteJ* geh- 
druckt und unter die EiSinenaen der Cardinüe vertheilt« Hier 'folgt, auti 
die. Auseinandersetzung: - -\- 

Nikolaus hat ausgezeichnete Sitten und .ist in Hinsicht, auf . Sentit 
Wandel untadelich. Aber er hat einen rauhen and unbeugsamen GhfH 
rakter. Ehe er Pfarrer wurde, ward er schon öfters vom Bischef 
zurechtge wiesen. Auch wurde ihm erst sehr Spät eine Ffhnrci an>wr 
traut. Seit seiner Ernennung zum Pfarrer hat sich sein Charakter nicht 
geändert. Die ehrenhaftesten und die besten seiner Pfarikinder beklagten 
sieh 'öfters über seine unerträgliche Härte, über seinen unklugen Elfer, 
fibär äeind Heftigkeit und grob» Begegnung, die alle Gemfither von der 
Thtilnahme an den Religionsübung«« entfernten, der Art, dass die Einen 
m ' . die benachbarten Pfarreien sich begaben , nmdas SaCramentder BbsSC 
an! empfangen, die Andern aber es [ganz unterliessen, und diese sogst 
zur österlichen Zelt. . Daraus drohe die Qefahr der Apostasie, anmal< in 
Mitte von Häretikern:, die es nicht unterliessen, diese Gelegenheit an 
benützen, um nach den Schwachen su fahnden, und sie für Sich, au ge*» 
Vinnen* Der Landdecan wurde beauftragt, die Thatsacben zu untetv 
suchen. Er bestätiget ;d*e Klagen als wahr. Schon im Jahra 1850 hot 
der Biscbof an Nikolaus S. geschrieben und ihm zugeredet, er möchte 
doch seine Venfahrungsweise ändern , sonst sähe er (der Bischof) sieh 
verpflichtet, ihn auf ehaa andere Pfarrei zu versetzen. Auf diese fireumfc- 
liche .Ermahnung achtete er, gar niöfct. Gar bald erhoben sich betus 
Klagen. Am Asohefmittwoeh erfrechten sich mehrere junge Leut» der 
Pfarrgettieind«, mehr ihrem Pfarrer zum Trotz, als aus Hass gegen düfe 
Religion, ein gottlosesNonrenspiel mit religiösem Cetemonien au treiben. 
Statt darüber einen Bericht an den Ordinarius zu erstatten, ider das 
Aorgerniss hätte unschädlich machen. können, befahl er, nUr auf d*S 
[Ungestüm seines heftigen Temperamentes hörend, den Beteiligten, 
sie müssten am künftigen Sonntag während der Messe zu den Stufen 
des Alteiis hlnkaieeji, um in Gegenwart der ganzen Ffärrgemeiqdet einen 
strbngen.l,Verweis und Weiteres vernahmen» was er für geeignet finden 
werde. Die Schuldigen weigerten *Seb§ Sich zu unterwerfen. . Er unter¬ 
sagte ihnen den Empfang der Sacramente und erklärte öffentlich, er 
überlasse hinfür die Sache der Entscheidung des Bischofs, und es liege 
ihm w^sig daran, ob die {Strafe nachgelassen oder in eine leichtere um¬ 
gewandelt werde. Die Diö,cpspupbrigkeit vytircjfl d»,v anderst ggnz $pät in 



Renltn&s gebetet*’und hattie kbineSorge r die junge» LMuterfriädär mit 
Qdttuad» der Kirfcheatissölinen. sti>köniieh.i Man BWssteteieselber.vri» 
dem Bitckof 'lbmmen läBBeB, dass'sie ihre Sündeobbichteten atid <Veii+ 
»ethmf erhielteD.ü 'DMT:: Landdfecan 1 wurde auf?» ’näuei'leabftnagt^idie 
TfasttMtbransa tratfcreniSbcn, 1 DerPfnnr^y writde vernommen.! "Er .konnte 
sich ftiehit'Teilt waschen. Nach doih Bericht und dem ErkednCntss deS 
DecaiB, "das bestätiget ist doreh dhs Zeugnis» 4er. Synodalrichter *’) und 
der durch Frömmigkeit und religiösen Eifer am:meisten hervorragend eh 
Pfnrrkinder, und nach dein' einstimmigen Gutachten der kirchliche^ Be¬ 
hörde wurde die Versetsung deoretirt. ' Das geringe Eiiikömmeri" gtf-t 
startete nrioht, dife Pfarrei einem Vicar su (ibergebcta. Den Inhalt’des 
übrigen nachfolgendeh Erlasse kennen wir' schon auS Obigem.' . x. s 
Der Bischof ist der Meinung, er habe das Recht, den Nikblau» *d 
nöthigen , am Seine Entlassung au bitte», »rer könne dngeäditet <dessen 
Weigerung fortschreiten and seine Versetsung’ ex offdo deotetidem 
Seine: blinde' Widersetzlichkeit/ seine formelle Verachtung der kirchlichen 
Autorität, sein Recur» an die Weltlich» Behörde höben ihm nach allem 
Rechte' die nachfolgenden Strafen der Eirtsiehung 'des Behafoiuriiav der 
Suspension and des persönlichen interdictes eugeisogbn. Nikolaushat 
»ich gar nicht dayüm bekümmert, sich von seihen Khrcheristrafbn Ina- 
Sprechen su lassen. ' Er bat unrecht« wenn ed> siohilber die* ihm 'rii- 
erkannte’ Pfarrei als'über eine schlechtere sich' beklagt. Denn diese 
Pfarrei ist in Hinsicht auf' Einkommen, onf emgenehniesKlima,o auf 
leichte Administration, mit einem Worte in allen Begehungen der Brühern 
vorsusieben. 'Derganze Verlauf dieser Verhandlung seigt, dass mandorthnas 
licht mit Ueberetöhng gegen ihn eingeschritten, dass mön imGegeniheil 
am seinen GuAsfen alle Mittel und Wege 1 der Billigkeit, der Giötl and 
Geduld erschöpft; hat.'' Die Von • Nikolaus vorgebrachten und • von Pfarr- 
hindern nnterscbriebeöte# Zeugnisse veidierien • gar keine Beachtung. Zluh 
Unterschreiben * Hessen sich die Einen durch Zudringlichkeit bewegen, 
die Andern unterschrieben aus Mitleiden mit ihrem ehemaligen Pfarrei* 
in seiner unglücklichen Lege, wieder Andere Hessen sich durch‘falsche 
Vorspiegelangern dazu bestimmen. Er sagte ihnen nämlich, er set ari- 
geklagt worden j ald" hätte er seine Pfarrkinder in Irrtbum geführt und 
sie vom Glauben abwendig gemacht. • ' » ! < •' 

Der Verth ei di ger des Nikolaus ist der'Ansicht 1 ; ein Bischof könrie 
den Besitzer einer inamovibeln Pfründe • nicht' versetzen, 6hne 'dass 
dieser selber es’will ; wenü derselbe nicht irgend ein VerWechei be^ 

■ 1 1 ■’ .’ ’ .' ’ - i u ■« 

■ »• v ■ >;! :: -i - .'!. .iVl, ■■ •' ■!. 

l ) Synodalrichter siod Männer aus. der Gemeinde^ deren, Pflicht es ist 9 über die 

zeitlichen und geistigen düter und Rechte der Pfarreien zu wachen, und über 
die gute* Sitten T der tJebrigen Aufsicht zta’ halten.' ■ *' f 
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grageu 'hbh dd*^ Wrfni nicht eib inl hHgeibriBetffBestin gelegener {fmU 
vorhanden fetv dr- h.l werin nicht dringendes Uedürfaisai «der oifehbartr 
Kfritceti den Kirche is Erlangt. knvveiüegeHdeni Paü« wär est/nie-de» 
-Wille dts PfHfcddebesltseds,1 sich’yersttewo"sudässeab den Itumriittgol 
Täusch derPfründeh karinder Bisehof j geneMnigeh nnd ekrafwg«* 
das ftedkt i<. i einensolcheh 'Tatrasbau>bfef»hkoy steht aHejni dbnl Papstl 
*u. Barhusd io r jus eccles.hb: t» . i*t Pichber'<a»ost: üb :> 

Htf Tr Das alithoDtische trtd ^trtfffhirthcJrte ZMigmssidfes- UÜchsfs {äset 
nicht d*nmindesten” Verdacht eines 'Verbrechens Wenfr auohi did 

Perdurtatibn nlohtaife -iStrafogvfbrdertwurdB , ' kci ist iSie ib detl Wirk* 
ttchkelt docb^eine -ßlrafe. Die dcm iSikoJauS *ng*dachte;PfaCnti fetiieine 
weit geringere, ids 'diejenige, die:#?- bisher idnegehnbt. Let&tere -gebärt 
sh den besten'tod teintrÄglicfisteb Pfarreien derDtttceseJ. Esbleibt wie 
nur mehr :efn Mdtcr,dieratisa publka, ;ito .de^ßescblassediesarhPeft} 
niutationsu Tegivimiren. Diese Causa publica? ifodubt aberinar auf einesä 
Vorwand«. DieAnschaWigung geht) 'insbesondere - auf »drei. Hauptpunkte: 
aüf Abndigung der Pfankindter, aufVerschkehterung der PftirrgeaMfinde* 
a«l : flehb'deb* ApostabieiH .? >,. r vf ü'.»:-*,'•» j.-i-.-s -,.*5 -> :> i-ue 
Die Abneigung ,der Pfanfcikder ipt niHchtb wpnagwh ahi ekwieseti 
Mit Ausnahme einiger aofttgsamer Geister v *i -unter denCn etcH> :gansoibä4 
sbndtpd die (ftheber jened Auftritte» >hno ttschermfttweth. fiuddnj haben 
simmtliebe War Binder! ohne Aiifhören dem Pfadrer auganfiüigr Beweint 
ihrer Zuneigung ond-dhre* Anhänglichkeitgegeben »nDiese beweisen idie 
Geschenke - and :der reichliche-Schmuck, Wbnaitiihr frommer Sinn undb ikre 
Andacht während* seiner; PfarrverWaltung»die Pfarrkirche bereichert hat 
Der Kirchehsehats > M durch freiwillig*, 1 beträchtliche (Gaben 2 und ■ dmh 
eine gtosse::Ad»ahl von gestifteten Messen yenmehrt. worddn. Aasaer4 
dein tobten Mehrere -eü achriftlidies ZeogijissHihrer iiiebev lWlBf 'AcbWrtg 
undihrer Ergebenheit gegen ihk-enPfaMurabgukgt. -ULenevarWtrfeu und 
Widerlegen mit Entrüstung die. VorwUrfc-yon «iner Vhrscfilechternng de» 
Pfarrgemeinde und: r»n 'einer. -wirklichen 'Gefahr der'Apostesiei Zu 
diesem?:Zwecke: berufen >Cie> eich aufdie frommen Rtitodnisse, fdie-uroa 
Nikolaus entweder’ neu errichtet, ■ oder ink Inger Wbise refdvmirt wutdeni 
-Sie -leben seinen Elfter, 1 seine .Frömmigkeit:, seine Pünktlichkeit -imVoLkari 
unterricht, in:-Erklärung -der Lehre des HeileS» and 1 ik 1 Verwaltung der 
Sacramente; -‘ Unter seiner PfarrCerwehungi:Wurden die Verbrechen sein 
tener,'dasYolki wdrde- ein gesogener-' ine einen 1 Sitteny und-dageadittt 
der Umgebung von Häretikern:-findet man In dieseb-Gemeindbi >nich4-eine 
eintäge gemischte» Eh er”’ . -r , »!• ■■■■. «g- .i ; > 

: oMIao hat durchaus keinen gesetsmässigen Gcucd fitf -die Versetsdogi 
Umsonst böruft tuen siph auf: das; & 'Kapitel de narum- perdmtatione and 
fattf>udfe Hesoidtiee* der heH. Odbgregation ’iil. Eitbstctten )749r -i)aa 
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Qwfifc gestaltet dem Bischof nicht, di* s«i«»o'ribei B«£fr(i#daten wm 
Twasch# 5« «wiftge», Soödare wr die freiwillig*: f'crnroiatittn, di* *wi- 
soben *wei Brpfpäodelen ringegangeu wurde, durch «ein« Autorität «fl 
tegiümiroii. Ib d*r Ange%eni»*'ji *ö# Kiekstetien haile» d» gs*0* 
schlechten SÜi»n des Pfsrrers* sems gäßaBche VtrnaehlässigoWg der 
PaatoralpSfcht, die ihm vm* Volke gt^achteü Vorwürfe und InsuUsttonen 
and andere Werk© dieser ^Ärt, deren et angeschiddigt war, di* CkWAfr 
'0o gegen ih» erldii^ri , d*ss «eine Watpk Inder «nt sfeih« V*rfi<vi$ttiig rh- 
Malten Sfe wollten ?o» ihm dit’-hi mehr di«* S^p^|^i 
»ift> 'wniitfirj feei : Ö»ui nicht mehr dein öffentlichen Öt'.«i**s4ie,t»»ie >.«.■» *<»f«t«ru 
r~. d»s «ti?d iBUtier Uaistäod«? die im »«»cljtei^tede'ü. Fülle .gar nicht vnr- 
kö,uimin --.Wäre »her such mö ge»Bj?t*4her Qrttwf vorhcHtjbn, so M'Hre 
dw Sesdhlosfi doeh immer oiine ReehtJ^rAfi Mim hat dm» ordentlichen 
Gi-ricbfcagisag- nicht eingehflSte«. \Kfelo* Xfntftrstti'hwng bst itattg^'fdmien. 
Sfifcolaüs. ist nie Torg^adee wdinkii. ®f?e wimU er *ue VertheldigöHgf 
Mgtliupt».. Seine Bitte nm.do CÄttontecheB VWbfir ist «nriiek gewiesen 
wi>rdeo. Altes wurde auf dri» Ad&ioistratteWegp »d/gclba«. Oie Briefe 
und die freündsßhaftlichet! Ermahnungen des Bjsdhofe -rfsmMwn in keiner 
WMs* diVVortedaBg v die eine gefSöMiabCr rin* speeirite sein «»ii «Jen 
Qröod töid die Äuge legen beit, welche gferichtllri* -»ferhgitdefe' «oU, 

nvmentlkh «ngahen muss. Wo keine Vprltuloti# H|ß0gftfu?iikft hot» da 
i.« reo Ungehorg«*m,^€!oHttli»«Ä *l»ei»e Eed«-. te femr kt wegen 
seines Ntehtersdhcluen» vör tdsr hi^hitfli«be>» Sklie ungeachtet der %cr~ 
«ribiedenen EtoJaduogeri dm Ördtesrius su ent^hukJm^M !ri *.!».« o>, 
dte Heftigkeit sriucs •FemperamöBtes könnt e ihn veranlasse» »«heftigen 
Ausfälle» gegen das. Was diese Stelle vornahm. Oie«* 
begründet eben darum nicht neue Motive *a «ner A»kkg». 

Sicht verpfUühtet, diesen Einladungen Folg© *u leisten« iBan liaah ihm 
hin ©»te Hoffnung, dass man damit umgehe, ihn wieder in. «eint Eecfete 
eihausfitten. So lange der Berauber Hiebt ebgyor das «atsogeaw Gut 
auruckgesteüt hat, kann er deajßsigfiü, den er beraubt hat, nicht 
»wtngcn, vor ihn» »u erscheinen. — jfa&.kaon ihm niebt zvina Ver¬ 
breche» srnnehn©» t dass er sieb an das hersogtksfee Gericht gewendet 
hat. Er wendete sieh an diesiis nicht als an eiiien ßfohter» sondern alte 
«s rinws .■ Vrwrittlsr, ifideö» er hoffte, dateselhe werde deu Bischof v«r* 
mdg^cs die Sachecanofliaehan yarfWbtffim e?n»uteiten, — 
$<>«& mehr, er wölße dariik die ÄutnrittU des Ö-ericht» die Vesoassaeobeit 
seiner Ankläger «iedefsßhlftgp«. — EndiSeh ^* 0 » Othii dach, wo der 
Gericht*gitttg nicht <ingchalteh wurde, von einer ^iehdicke« Seotec« 
nicht reden. Man ksott ons oicht entgegnen, die Ssefcr-wl «whn« «h- 
geortbeilt. der Bitte um die Dimiseorien (ApostoH) wollte Nikolatw 
durchaus nicht di« Gütigkeit der get^lliea Beatens anerktoaea, sonder»» 
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w tfolltf nur .dfte;£da<rimfss naelsachfen, Iden Beotfrsa« :dcn Jriil.ifitahl 
»u- ergneifed; jf)iess ist inan«r aassecgericbtlkhisu thnd ; erlaub fr« Schi 
mH Set 4er, Pfatrtier in seinem Rechte; eile Anschuldigungen wi dar. ihn 
sind i widerlegt. Er muss wieder: eingesetzt werden- in seine Pfarrei, 
aus! der er -widerrechtlich verdrängt worden Ist! [■■■.:<' ..! i 
OftdiöUngHtigkeil deb Beschlüsse* einer Prrmufatlonerwiosenist, 
00 'fditbehren aUe andern Beschlüsse ihres iF undamentes. Der Ungehorsam« 
die i Verachtung/ der bWcbtffltchea Autorität, der Recurs ,an das weltliche 
Gericht«, jder< Uralt dar späteren iBeschlüsse and der! durch Sie ver* 
bängten fitrafeo : sind durchaus btcfct begründet und gerechtfertiget. Diese 
Strafen können überhaupt schon darum keine Kraft.haben, *uadt-es.inanen 
Are Nullität schon > darum erklärt werden, weil sie ohne voräHSgehende 
Ermahnung ausgesprochen« weil der gesetzliche Gerichtsgang nicht ehtf- 
gchalton würde. i •• = :r 

t.. Es wurden nun der heil. Goigregntion nachstehende Zweifel vor* 
gelegt; ,J. An sustinfcetur decretamamoticmis latom a Curia episcopaii 
Limburgenst pH* A»; slntl infirmanda* poenae eanomese inflietae .Id 
casu etc. - j t i- - * ii ."■< • • • •!••.!» > tf* ■.-<>* .t.ii 

In der Sitxung des 27. Juni vorigen Jahres waren die Meinungen 
nach« getheiltk: ;Es kam *u keiner »Entscheidung. Jo.deiVWoebe nach 
dem , Ii8. Juli wurde von, den E»inen*e» der Cetdh>äle auf Ansuchen 
des Verteidigers-des NAolansidie Streitsache vertagt« »'n 

Auf vpneentesr Drängen des Bischofs und des Vertbeidigerfl da» 
Pfarrers wurde die Präge aufs Neue wieder aufgenommen .dea 19.- Deo. 
1S517.! Beide Parteien, hatten sich mit neuen Erklärungen versahen. ,i 
h Oer , Bischof sagt in seinem «weiten Berichte: Nikolaus widersetnt 
sich dem bisohödiohen Versetwiqgsdeerete in dcr UebetUeagflög, der Bi4 
schof könne einen Pfarrer nur wegen erwiesener und notorische* Ye«* 
brechen wo»; »einer, Pfarre entfernen. , Nun anerkennt »Ubier sei» • V«ro 
theidiger; selbst in« Seiher. .Verteidigungsrede r dass, ei» getetaUch < insti- 
tuirtcr Pfarrer .könne verpflichtet werden , seine Pfnüede *u verlassen, 
propter causam päbücam, «d. h M wenn evidente JVeth oder . Nutaen der 
Kirche es erfordert. Zwar stellt er einige Zeilen später, auf die 
Autorität de&Barbosa und Pichler sich stützend, ah unantastbaren Grund* 
galt»; fest, dass, der .Papst allein einen Bepfrtindpteq von seiuer Pfründe 
entfernen könne« Allein die Citatio» von; Pichler ist, tmriehtig. Denn 
Ihm» eit. üb. 3. tit. 19 sagt „Pichler, nachdem er verschiedene Gründe* 
welche eine Permutation rechtfertigen, aufgesähjt hat^ nur; noch! „Aus 
allen Grflndea dieser Art , die auf das gemeine Wühl sich betrieben, 
kann der Bislohof die Permutation .verordnen,, selbst wider den Willen 
des Besgters «der Pferde.“. Das sind Worte, die offenbar die . Voll«: 
maeht der Bischöfe^ einen PfWindetaasch «u fordern,, ausdrücke»., wo eS 



Unter !daS:.gbm*in#WoU veMangti HiWasiBarbohr’ lxftrift, an» sptioht n 
a»<derangef(ibrtenSteUe *mi der-Translation im- eigfcntlicheii Sinne, 
welche cUe Entfernung-von eitern; fletoefifcinm und die Institution auf ein 
andvreff in sich) begreift. iDiess kann Nikolaus & nicht auf sieh IfceN 
sieben. Es stand ihm frel,8ichumeinb;andere-Pfarrei#ubeW’irbeii, 
öderlreinnndeiirfbcbstö resigniren. Ah der »weiten Stfelie behandelt 
Barbosd die Frage-nicht ex professo. Er behauptet nur, der :Papst 
allein könne einen Begründeten i gegen - seinen WilleriveisetBett 'Und 
er spricht Wo». einet Willkürlichen Versetzung, nicht) vh» einer £oicben£ 
weiche durch eine« reiflich erwogene 'und vorhergegSHgene Prüfung der 
Angelegenheit eonsöatirt ist.-" ■ -i; « '» ö/i <• • '< 

- Uebrigens-kann -die Einselmeinang dcs BarbOsader" einstimmigen 
A'hsicht 'der Canoaisten über diesen Punkt keinen Eintrag thun; Dies4 
anerkennen alle, dass ein Pfarrer durch den Bischof verpflichtet'Werden 
kann, SeinePfarre» s/r verlassen^ and aüf eirie -andere' sich versetsfen *u 
lasse», wenn der Nutneh seiner Pfarrkinder es terladgtj wehn fe. 8. der 
Has» /des Volkes, und sei es atiCh eaverschulde^ ihn nn dieser Stelle 
unnütz macht oder ihn hindert, das Gute »u wirken, das -er sonst 
wirke«’ kannte. ' o-, ■ •: ' 1 ; - >■< 

■' Diese allgemeine Ansicht der Canonreten ist-bekräftiget döreb- die 
EntschK^ssbng der heil. Congfegation in der-Angelegenheit*-vdft E(oh~ 
stetten, und scheite- auch dem Geiste des Conciliums wen Tifisnt efttl» 
sprechend *ti sein. Dieses hat (sess. 24, e. 6' de refbrwi) ’ besondere 
VerordnuBgOn ifür die mit SeehsorgspfVüoden Betrautes gegeben; Man 
kannauch per analogiam sagen, das gemeine Re<te ito Betteff der lna+ 
tnovibilitht der Bepfritudeten im Allgemeinen erleide einige Bestfirän- 
kungeri» in Betreff - der 'Pfarrer, d. h. bei jeneü Berteßbieh, die nicht- dam 
speeieHeh Nutzen -der Besitser, sondern sutn 'Vortheile der Pfnrrsange- 
hOrigen gestiftet'-sind. Endlich fordert- -die 'gl»» eigenthüsslicbe - l»g« 
der DiOedse Limburg, wo die Katholiken allenthalben Von Häretikern 
umringt sind, viele Kldgbeit und Umsicht. Der -Bischof -müäs' einen 
Pfarrer vön einer Pfarrei entfernen können, sobald einsaal eonteytirt 
istt, dass seine fernere Pfarrverwaltüng dem' geistigen- WoM «einer 
Sehaffein nicht mehr forderlich ist. ' Alles aber, was ein sonbt Uttecboh- 
diger Pfarrer in diesem Falle verlangen kann, -ist die Uebertrhgtfng 
einer gleichen Pfarrei! So hofft denn der Bischof, die heil. Oongre- 
gCtion werde die Legitimität seines Rechtsanspruches erkennen and 
seht« Beschlüsse bestätigen. ' ' : " ’ " 

. .1 Die 1 Folge dieses »weiten Berichtes ist gkn% der Widerlegung aller 
Behauptungendes Vertheidigers in seiner - ersten- 1 Vetithreidiguhgsrede 
gbwfdmet. Sie nimmt Sat» für Satz. Der'Bischof sagt: Die Pfarr^ 
kfrebe istdurchaus -nicht berelbbert worden aas Liebe »um Pfarnert 
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-Unter/ seiner PfarSverwfcltuiig"feinde bei fhm durchaus nkbif naeKr Stift- 
tangan gemacht worikb als.1 in anderen Pfarreien von f400 Stelen 
Oie günstigen Zcugnissehttt manyiwit schon im ersten Berichte getagt 
würde» anr durch Kunstgriffe.'und Unter; allerlei . Vorspiegelungen en*- 
halten.- Die unterschrieben haben» B«d grtisstontheife Weiber mki Kint- 
der. ;8» beeeuget es der gegenwärtige Pfarrer. Kein Mensch^ Weise 
etwas )rtn Bündnissen «der Bruderschaften, die er errichtet eder'S*foi> 
anirt-bitte. «Die Sitten des VoUres-hahieQ sich bei weitem nicht ne gal 
erhalten,' uid< wenn es daselbst min- viSrdgemischte Ehengibt,':: So-: ist 
diese nicht so hoch: ad*breChnen» denn Trüben hat ies-.in didsev Pfarrei 
gar IsiM gtgtheü, i:. : : • I •!: 

b in Der! Vedtheidiger hat nicht.‘begriffen, d&s»atan> «ns deri.&ntsrihei» 
!dang < der heil; Kongregation in 'der Angelegenheit -»b Eichstetten 1745 
nur»ine« einsige Folgerung 1 sog, nämlich die Vollmacht de» Bischofs, 
einen >Bepdritadete* su verpflichten, seine Pfründe'ZU verlassen»- weih 
.das' Bedflrfnias oder der Nntsen ■ des. gerne Wen Wohles --'es >/ verlangt. 
Man begreift' nicht, wie er der Ansicht seibi Kann, dir Rechtsgang sei 
»ichteingehilten worden» idass die Bitten des- Nikolaus, dn er elnin 
eanonischen Process verJangte,verworfen wordenimd endlich» dass keil 
Urtheil gesprobben worden -> sei. . Man batteketne AnÜlSgs widar !üm. 
-Nur fhäafigw Klageta über seihe Art and/ Weise,- mit den Leuten «ubst^- 
gdhen» 1 wamh ;bis? ant den lObnen .des Bischof» gekommen.! -Dusch snme 
Härte,!; soi ihüteai ei, i! hat gr) sich . die< IQemflShevt seiner Pfanikindee i«b£- 
fremdet, und seine fernere Anwesenheit.-auf 1 ddn< Pfarrei bringt anehr 
Schaden 1 eds \Nbt»en;: iDefr LanddeehSnb hat den.. Auftrag erhalten, in 
EeWcffi dieser Klagen eifre' Ltüterßuchung eMuStcBen.v Eci bfrt die Walnr- 
-kdt ■ dieser. Klagen IcotaMatirS: und.. bestätiget» 11 MÜadau»sehr :sdbon 
jher von -deivLage der Sache, benachrichtiget, ebedasDeeretseineinWeri- 
Betflung an' ihn ausgeferti^et wurde. Mehnnal wurde er aufmerksam 
gemacht auf aafn Recht,- appeMiceasa kennen. So ist es huak falsch, 
wenn ie«! Vferthatdiger sdar Ansichtbist» «am habe An nie persönlich 
vorgefatdtn, undnjhdebbMattgl . su seiner Verthefdigilsg sei ihm vorent*- 
halten - worden. Seine /'Asten, und seih! Benebmen - otfenbareb sme d*r- 
. artige- schismatiscbe Hartnäckigkeit, dass dieubäschtiBtcke Behörde fusch 
dcc Lebre des»Kandibal' L«Ca leicht »hätte, fcau* beliebige iWsgeii-eW- 
schlagen können, ohne sich die» stbsngeA Schranken» das« Gtatetsss 
bakensomü&en.’Derilersog warnteder Patmn der Pfarrei J Der 
Brief des Nikdlaiaa^ deri an die heil. Congrdgwtftou ein gesendet Sbniide, 
ibeweiset, dass' er Sn das .weltliche Gtericht appellirte, >ubd nihht an düs 
-MStropolitangerioht oder an den heil. Stuhl, wie er es hätte thun sollen. 
Er war daran nie gehindert. . Denn er weiss recht wohl, dass der Bi«- 
<Schaf nicht mehr weiter fortsfchreiten will' und* kann, sobald er appeliirt 
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hntr Nikolais bat dio 'Gültigkeit ’ des PermntbthmMlecr^tes nie wider*- 
spToehen. So ist sein Veftbeidiger; auch-in fcrthuro, wennjermenit, 
Nikolaus habe bei dem Bittgesuch um die DimisBorien nur die Erlaubi- 
niss erlange» Rollen, an - den hei). Stuhl denfteodr «ergreife» au diir*- 
fon.' Das kann man ja immer tbu», selbst! aosiergericktHch, Jwie ;er. eh 
euch bittethun sollen t indem der ihn betreffende Beschluss (nickt eine 
gerichtliche Sentenz, sondern efne einfache, aussargßri«htliche Stra£ver<- 
ffrguag War. >Es ist gafaz vergeWioh, wenh er den hartnädkigen dienten 
entschuldigen wiU. Dieser hat sich immer geweigert, auf die liehv*- 
rvoilehf und väterlichen Einladungen des Bischofs hin sich «er: stellen, 
obgleich die Güte und Nachsicht dieses Oberhirten allgemein "anerkannt 
si«d, t und obgleich derselbe in dem PermutatiofasdeereC iden r Btffek* und 
dl« gutenjfiitted des Pfarrerb lobt, tun diesen nicht zu'e^brttern: and 
um ihnt seibe Ehre, ungeschmälert 1 im bewahren: Damit ihm aber idieser 
■Wechsel ®Ogliobst angenehm und-vortheühaft wäre, üesd Hute Ihm. eine 
Pfarrei r wählen. AH es beweiset, . dass erniohb sei»' Recht Verfolgen, 
sondern -sednoi Zorn und Hass befriedigen will. - Seitdem; er did Veiv 
ihaidigongdschrtft 1 seines Vertheidigers gedruckt erhalten 1 bht, 1 sieht' «r 
tHumpkirend ih !der Pfaniet< iunker, erklärtv ^ ersei der einzige! ahd der 
rechtmässige Pfhrter dieser 'Gemeinde; er schreit -überall aas, alle Ein¬ 
künfte, die man seih seiner Absetzung eingezogen bed»^ uritesteh ibtb 
neetituirt Vverden, als wäreder Ordinarius Verantwortlich fiipden 
-Schaden^ ■ der durch: ein beitet fide und mit gesetzlichem-firlimien .-eirto- 
sfeneB DecrCt verarsaaht wurde. >. c ? < n> -> '■ ,*• 

' Auf alle mdglkhfl Art and Weisdi veiscfacifft er *kb: Zebgnhtei 1fr 
nährt die Spaltung; lad macht diebischiflkhe Antdaftät > veb&tbtlich. 
Diese: dber . kann richte dagegen thun, um »tehidan AnScheia zu bet- 
k»dmen, aie -wolle «eise Verteidigung hemmend -*♦- Der Bfschef'sehltesät 
mit der 1 Bitte um Bestätigung seiner Besehlüsda. Diese fintsqheidaag 
wird den Verwirrungen in der Gemeinde ein End»>iaaehm; 4er gegm‘- 
tWärtlge Pfarrer, wird , dann ungestört seine Functionen ! erfdllen können; 
die bischöfliche Autorität, die für den Aügeubliok Ijerhbge wäeäiget ist, 
wird wieder geribsht und «ui Ehren gebracht werden. Nikolaus iselbdt 
Wird über kurz: Oder lang seinen fehleV eibsehen und, siebt unter werfen. 
-Denn. <wkü ‘ er aheb «ogleiok vondCnkinchlichen Strafen Ohiolrirt 
^werden; und eine andere Pfrüad» erhalten. ; >;mV : . . i 

Der « VerthCidiger. Unternimmt c es in seiner heuen Yentheidigaags*- 
,Schrift, binige: vom.Bisobof erhobenen Einreden, znritefetuWewdn. Die 
Klagen fiber den harten und heftigen i (Charakter des* Nikolaus hätten 
schon ungefangen im Jahre 3838. Sie hätten ihm bolle» eia HintteT- 
ntts dein*- Pfarrer zu werden, bis zürn Jahve 1843. Diebe .Klagen 
seibn wideiflhgt durch , die. Thatsaobe, dass er Schon im Jähre 18*0 
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ftter# war: - 1 Scfttf Windel ' während der folgenden Jdhre-' sei hUkläng^ 
üth dargelegt in- der «raten Verthridfgungsschrift. Die -VeTsetsimg; 
führt er 'fort, ist 1 eint wahre Strafet'den«'die neue-Pfarrei ist bedeutend 
Schlechter als die' erste, da ja der Bischof selbst bei irgend' einer De**- 
legenheil-sfob erklärte, ei- betrachte düse Pfarrei als eioi Noviciat für 
jubge Leute. iä Die Ernennung des neuen'Pfarrers ist tnif einer solchen 
(Eilfertigkeit geschehen/ dass sie nall und nichtig ist: > Denn'am If. 
September erhielt eratf seine Bitte die canonisdi« Institution auf die 
Pfami, dto-'über Naolit vncant war. • " 

?,;! > Das Zengafiss der Synodalrichter und der Bericht des Deehants be- 
weisen nichts. E» ist absurd, dass die Ifrsteren feinffche Laysn, die ifa 
jeder Pfarrei- aufgeetellfc sind, um die «eitüchen-GlÄer und Hjechte der 
Kirche su überwachet), die sie so vertheidig-ew and *u»htH*en.-«idiMi 
«Mi verpflichten, über ihren Pfarrer ein Urtbeil fällen, 'über «eine Sitten 
und- seinen - Wandel Inquisition «nsteilen und 1 ' über sein Bleiben oder 
«elde Entfernung entscheiden konnten. Diese - ist irrt Gesetse formell 
▼erboten, fc. 2. d« jodiciis, et e. 14 de Test. et- Attest.) -Die vorgeb*- 
iWhe 'Untersuchung des Landdechants ist durchweg von keiner rJchterb- 
•liehen Form umgeben.- Er begnügte sieh damit,- die Feind» des- Niktt- 
Iau8 y der gir > nicht gehört wurde* und ohne Vertheidigung blidb, vca 
Haus*« Halt»: «« befragen. Der wiridtohc Pfarrer, fügt 4er > Vcrthe**- 
ffiger noch bei, vernachlässiget- die Einhaltung <kf Kirche und kümmert 
«M» nicht «na seine Verpflichtungen, Zant Schiasse bringt er'noch tm 
deaes Certtflnt .von den Pforrkinden», welches behauptet, Nikedaus neH 
fälschlich angeklagt, und schliesst mit der-Bitte-um dessen Wieddreen*- 
Setsang und um > Zurücknahme der-über ihn' verhängten- Strafen; <« 

Die hbil. Oongregatien des Conciliuiüs bestätiget te der Aibung 
▼Was 19.' Dhcember sämmtlishe Beschlüsse de« Bischöfe und befithk, es 
soll an den 'Bisshöf geschrieben werden,dato er den Nikulausl S.ven 
den kirchlichen Strafen Iowaspreehen, ihh wieder anfsunehaae« undihin 
idieder ein« änderet Pfarrei oder, ein «öderes- Benefidam s« Veridhsn 
habe, dessen Einkünfte denen, der. frühem ;Pfa*rei aeqahrpletat wäre». 
Obenfthbeii 1 wir den Teat-der beiden'Fragen- angeführt. - Hier «im die 
-Sentens der heii: Oongregafion. „Ad pkimum, affirmative. Adsecueddos, 
-scribätur episcopo, utSatserdotens iS. a'icensuris ahsalvat;ae rehahilitet, 
ewnqae provideat de ulia paroChie, Beu benefiefo reditus aequivtdehtis. 
Die 19. Deoembris 1887.' -»■ > -f'! c b i. - 1 ' - 

j ■ ‘ . . • 1 ' ' ' - - ... i > . . ll : ; 

Simonie b#i Verleihung einer ffarrei mit frivatpv.tro^ot {YarKapdeft 
vor der heil. Congregation des Gonciliums den 19. D$cbr. 4857*} 
Es ist jedesiüal Simonie, wen» die -Ernennung erlangt -wurde für 
tine seUHshe Bache, sei diese gegeben oder -versprochen, rtwenn esaBSh 
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kein Geld, s&näärn da* etwas Solche# ist> wäCI» dem Qeldwegth 
§ü«Eis|U«i werdee • kan«».- Um Sioionie m begehst»* isst es nicht notbr- 
w««dig,' däfes. fiw»mit ,'d«Ä WäiiUrii Es reicht bi», wpbb 

e«t .45»der8 äaiepltfihdeii, damit die«« als Uniefhäüdler 4h SiiiBtoea 
de* WakSea* kaufen* (Mamis fcäiiigti *jf vifkgr 2f*&Pg ®P^|? ^ia aäsd#ck- 
* Unket ddy^-;*l»':8tilbek« , wgeider, er nur vm eineroder ton beide» 
SeiteB voJlwgtn sein., immer ist es Simonie, (Sink r«alte> Sinn mi*ta-) 
ist die Simonie -durch Unterhändler' ohne Wisse« desjenigen, der orftanöi 
wurde,, verübt worden , so ist di© FwaennutJjg: *;im top 

StHKinie befieckie; des» die hrüigßtt Canoaee. ’j&ßfiä die- 

■Rieder,, auf jea# Rircbft» *11 verwebles, die ibm-n 1 i.o H.mv V;<v-w,Midtvm 
«ro ■• vpordj&ii-><--T. W%*& ;««« ei». di»«*TOfistf#cl»#r 

■Jfufflsgf de» Mfc : *föeiü -der Wühler ohne W.iamv -.io*- -U« -,v. ,.<r.. 
warde* sehen hjoedehtv eine Wahl wertig ss» ot#hi>». #» darf «*#*> 
di»8s «pf äuI’ Jö»e Wahle« a«öddsa«8,, dk -cj$$|:f 4 hWr A «cgrroontue» 
wesdets, aberPicht auf. dkjesjgen, Wo. jeder für*#ic]* tijiein han¬ 

delt ~ Wir bemerke» hier iKwjb, das# hei dei*> VerWerN-a 4#r Simm je, 
das für gawgfcdtkh ein g^hejoie« ist, «ach der i'd,lür-iop ->-•- ^nuMuSfeo 

Zeage» hifcrekhen, um es stt beweise«, 1^% Hidiier («ass «neli 
ihrer. di« .hsibgfUigofi ZMgnhsse^ -.dis $wumhi>hzm ,. di* 

öaaflilirh& ,Meiiu4t)g «. £1%; wen« der 

..Rewählte .noch' triebt' BesiteoR^mdW ton «dner HVüode- Auf sü’ 
K$a8«.<««8api8oJi«a. GieseubJ hat war» sieb oealicb iitrtiS&i io einer Auge- 
-IfcgefihbUif die vpr ; der heiligen Gaangeegätio« des Ccmeiiteip* vetbcudejt 
wHirdd* Hier 4iai näher« HipsiSmW ' i 

Die Warrfeirobe *«* Mariä Verkündigung ■ i»i JcUsff Üiöceaa N« iwnrdß 
»BJ’Jabrö 1540 yo|i eiatm PHöst^ gegründet und dötlrt. Er var da- 
flelbsiPfarrer tlttd i^eSet^liFiw avift. ^(.«s^lwbänaA^ des UiWohofe '4#£ P»tjöiw*r- 
reeht den nilnPileh#« NacHkommen s«a*r «acht 5!elfen* fpm fragliche 
Recht ward« friedlich aissgcids* bis auf uosece $«g& Zwei Skia me 
(diaaer Panaiiia sind jetzt ausgastarbeny und das Recht ruht nur mehr 
auf de« ileprftsentantea nm sechs Familien. 

Die Pfirrci • wurde vacant den 16. JüDHer 1S53* Die .Patronen 
schritten sbr Waltl?tiats ««ue« Vfvtottts ,: Zwölf > 0 « ihnen wählten am 
S, Mär# 1853 den Anibresm» Pi, Tags darauf wstimmeHeB «ich drei 
and dreißig andere -Wlhier-i 1« eiorr Rnpcjk der.. hniL 
erwählte« den Karl M., einen : Mann aus der Vmv«hdtfich«ft des 8tiRe#a, 
der sich daswoval in weiter Entfernung befand, «mJ das Aart elftes Pfarr¬ 
vikars verwaltete. Die . dicht gegenwiiräg sei« k<tii«(ati'.. : H« : ä*ltea>d»»r<h 
PfoCufatorcn. 

Beide Wfthkerhattdhmgen wurden an d«n ilischöf einge#«ndet. 
Matthäum »ich dar Bischof des Hechtes der Patrone verßiaberi hatte, 
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entschloss er sieb’, die ctüiewsche Institution dem Karl sh trlheilen. 
Dieser hatte das canon&che Alter schon vor der Vacatur dieser Pfründh 
erreicht, war mit' dem Stifter blutsverwandt, nnd hatte eine '^rdsnare 
Anzahi von, Stimmen fiir sich. . ’a ■> tu .3 c'J 

Als man erfuhr, dass d^r Bischof Sich für Karr entscheiden wolle, 
erklärten die'Anhänger des Ambrosius, die Wahl sei eine simonistische. 
Karl seinerseits denuncifte die seines Mitbewerbers als eine in Wirklichkeit 

< _ ' ' _ ( J t , ;i 

'von Simonie’ befleckte. Das ward Ursache, dass der Generalvi’cär auf 
die Aufforderung des Fiscal hin eine Untersuchung über dieses ‘Ver¬ 
brechen anstellte, und dass die canonische Institution des neuen Pfarrers 
aufgeschoben wurde. Nach 1 Vernehmung der Zeugen und Einsichtnahme 
in die Darlegungen des Fiscal erschien die Frage so schwierig, dasä 
der Generalvicar glaubte, er müsse die heil.' Cörigregatibn des Conciliums 
consultiren, um eine ausserordentliche Entscheidung für diesen Fall zu 
erlangen. Seinen Berichten £u Fol^e 'kamen -Geschenke, Verheissungen 
von Geschenken von geringerm' Werthe vor, : wie man sie artateh Leuten 
macht. Zudem w’U^de es schwer sein, hiefür einen legalein Beweis sich 
su verschaffen. 1 Man hat wilde Auftritte su befürchtet!, -denn die’ Par¬ 
teien "feind sehr gereizt. ‘ " n ‘ 

Nachdem die h. Congregation des Concjdiums.diesen Recurs de$ GJeuerfd- 
vicars empfangen, schrieb sie an den Bischof, er sollte den.Pr.oce^s juridisch 
fortführen bis zur defintiven Sentpuz., Um wilde Auftritte z^perh^deri^ 
sollte, er, wenn es, nothwendig wäpe,,, die weltliche^Mapbt um Hilfe 
rufen.; allein dessen bedurfte es, nicht $ Alles verlief gnn$. friedlich. Dey 
Generaivicar erliess einen Urtheilsprueh, in .dem er bci.de Candidaten 
verwarf, weil Geschenke und Versprechungen, Drohungen und Ränke 
.von, den Wählern .waren angewendet, worden. ,— Reufy Kandidaten 
appellirten gegen die Sentenz des, Geijiera l lvicars an den hl. Stuhl.. Am¬ 
brosius B. nahm indessen seineAppellation alsbald,, s^rück,- » Somit 
handelte es sich jetat in der ganzen Frage nur darum,,..zu erfahren, ob 
die Ernennung des Karl simonistisch gewesen oder nicht, Y, ern>eh tp>en 
( |wir die Angabe der Zengen! , : 4 ■.. / . f4) . / 

.. Der Yicar, welcher seit der Vacatur die Pfarrei verlieht; 4>ftZßUgt> 
mehrere Wähler , hätten eidlich erklärt, es. seien Geschenke, uudVew- 
.heissangen gemacht worden. - Der Arzt ,des Q^s., hej$?gpt dagpelhft. 
.Die Wähler sind grösqtentbeils arme Leute. ; Man versprach ihnen 
KJeider. — Ein anderer Zeuge berichtet, nach dem Eintritt iu,die Ver¬ 
sammlung, in der man die Stimmen .fürKarf, abzugeben hatte, habe 
^dessen Vater die Wähle? 1 , aufgefordert,, für seinen Sohn su stimmen, 
, und »war aus dem Grunde, weil er aus der Verwandtschaft sei» 

i-o.ti- ^o^t,[4rcfUv,,ßrvk»A> Ify BimA ' :K •> 29- • 
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; Dev Augüstiner Prior des Ortes erklärt, er habe gans sichere 
Kennttiiss davon, dass die Anhänger and die Verwandten des Karl M. 
durch Oesehenke and Verheissungen Simonie getrieben. 

So sind die Darlegungen der Zeugen: Der Fiscal des Bischofs sog 
daraus die Folgerung, hier sei Simonie und «war nicht bloss reale, son¬ 
dern auch mentale und conventioneile. (D. h. es sei nicht bloss etwas 
von Geldwerth gegeben und verheissen worden, sondern diess sei mit 
Absicht und Willen su diesem Zwecke geschehen, und die Verheissungen 
seien von den Betheiligten angenommen worden, so dass ein wirklicher 
Vertrag, do ut des, vorliege.} Daraus folgt, dass die Präsentation null 
und nichtig ist, selbst wenn die Cändidaten den legalen Beweis führen, 
dass sie von dieser verübten Simonie gar keine Kenntniss gehabt. Die 
* übrigen Strafen sind: die dem Papste vorbehaltene Excommuuication, 
die Unfähigkeit der Candidaten für die Erlangung anderer Beneficien, 
gemäss der Bulle von Papst Pius V. Cum primum... 

Der Advokat des Karl M. erwidert, die Richter müssten mehr ge¬ 
neigt sein für die Freisprechung als für die Verdammung. Verbrechen 
werden nicht präsumirt; sie müssen im Gegentheil klar erwiesen werden; 
insbesondere im Punkte der Simonie. Niemand darf eines erwor¬ 
benen Rechtes beraubt werden, so lange nicht das Verbrechen ge- 
s?tslich erwiesen ist. Die Ernennung bewirkt, dass man ein wirk¬ 
liches Recht erlangt, das Präsumtionen und Conjecturen nicht nehmen 
künneff. Das ist’s, warum die Gerichte nicht die Gewohnheit haben, 
su verdammen, so lange nur ein einfacher Zweifel besüglich eines Rechtes 
oder einer Thatsache besteht. In der vorliegenden Streitsache hat man 
nicht bloss keinen sichern Beweis, sondern es verschwindet selbst der 
Zweifel, wenn man die Aussagen der Zeugen in’s Auge fasst. Diese 
Aussagen sind vag, unbestimmt, sich widersprechend. Nie sind sie 
constatirt worden. Sie berichten nicht, was sie selbst gesehen und ge¬ 
hört, sondern was sie Andere sagen horten. All* ihre Aussagen sind 
von Hass inspirirt. — Man hat es den Wählern des Karl sum grossen 
Verbrechen angerechnet, dass sie ihn darum wählten, weil er aus der 
Verwandtschaft ist. Diess ist aber durchweg gesetsmässig. Die heiligen 
Gtnones sind sehr su Gunsten der Desccndenten des Stifters. Eine 
Pfründe einem Verwandten darum geben, weil er ein Verwandter ist, 
das heisst nicht die Pfründe verkaufen. Ebenso begeht man noch keine 
Simonie, wenn man für einen Verwandten bittet, dass man sie ihm 
gebe. Im Kapitel per tuas, 23 de Simonia seigt Papst Innocens Itt. 
deutlich, was man mit Aussagen, die aus Bosheit gegeben wurden, su 
thun habe. — Uebrigens, wenn auch erwiesen wäre, dass von einigen 
Wählern wirklich Simonie begangen wurde, so konnte diess doch einem 
Acte, der van der Mehrsahl gesetsmässig vorgenommen wurde,' keinen 



Eintrag tlian. Denn die Canonisten geben zu, dass bei aossercollegialen 
Wählen, dass eine Simonie, die nur von Einem oder zwei der Wähler 
ohne Wissen des Candidaten begangen wurde, keine solche sei, welche 
die Wahl ungiltig machen könnte. — Sollte übrigens noch ein Zweifel 
bleiben, so reiche man an die heil. Congregation ein Bittgesuch ein, 
dass sie Se. Heiligkeit um Absolution ad cautelam bitte, wie sie diess 
in mehreren ähnlichen Fällen gethan. Karl M. ist ein untadelicher 
Geistlicher. Er hat schon die Seelsorge ausgeübt. Er ist mit dem 
Stifter blutsverwandt. Er ist kraft der heil. Canones würdig geachtet, 
vorgezogen zu werden. Der Bischof bezeuget in seinem letzten Schreiben, 
er habe gegen eine Entschliessung, welche die heil. Congregation zu 
seinen Gunsten würde geben können, nichtseinzuwenden. Der Syndikus 
des Ortes erbietet sich, zu bezeugen, dass die Wahl nach allen Vor¬ 
schriften und ohne Ränke, wie man sie vorwerfe, geschehen sei. 

Die Entscheidung der heil. Congregation ist folgende. I. An con- 
stet de legitima nominatione Caroli M., ita ut danda sit eidem institutio, 
seu potius obstet simöniaca labes in easu. Et quatenus negative ad 
primam, affirmative ad secundam. II. An sit supplicandum Sanctissimo 
pro sänatione ejusdem favore in casu. Sacra etc. Ad primum: non 
constäre de legitima nominatione, et esse locum novae praesentationi, 
etiam favore Caroli M., facto verbo cum SSmo. Ad secundum, pro- 
visuin in primo. 


Pfarrconcurs. — Eine Ausarbeitung, geschrieben über einen Text des 
heiligen Evangeliums. (Verhandelt von der heil. Congregation des 
Conciliums per summaria precum den 19. December 1857.) 

Das Concllium von Trient und mehrere apostolische Bullen ver¬ 
langen, dass die Pfarreien nach’einem Concurs vergeben werden, sonst 
sei die Ernennung null und nichtig. Ferners schreibt die Encyklika, 
welche die heil. Congregation des Conciliums auf Befehl Clemens XI. 
am 10. Jänner 1721 veröffentlichte, unter Anderm auch vor, cs müssen 
allen Candidaten dieselben Fälle, dieselben Fragen, derselbe Text 
des Evangeliums gegeben werden, über welchen Text sie einige Seiten 
Erklärungen schreiben sollten, um dadurch ihre Befähigung für das 
Predigtamt zu zeiget!. Die Eneyklika beschränkt sich auf die Vorschrift 
es müsse den Candidaten derselbe Text des Evangeliums gegeben wer¬ 
den, ohne zu verlangen, dass man auch den besonderen Gegenstand 
vorschreibe, in Beziehung auf den die Candidaten den gegebenen Text 
bearbeiten müssten. Nun haben aber die meisten Bischöfe die Gewohnheit, 
einen bestimmten Gegenstand vorzuschreiben. Es entsteht nun die Frage, 
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ob der Candidat verpflichtet ist, sich nach dem vorgelegten Gegenstände 
so richten, oder ob er auch einen andern (mit Beziehung auf den ge¬ 
gebenen Text) behandeln kann. 

Diese Frage kam an die heil. Congregation des Conciliums. Der 
hochw. Erzbischof von Benevent legte folgenden Fall vor: In einem 
Concurse, der in Folge der Verordnung des heil. Conciliums von Trient 
sess. 24. cap. 18. und der Constitution des Papstes Pius V. In con- 
ferendis und der von Benedict XIV. Cum illud um eine Pfarrei gehalten 
wurde, gab man für die Predigt eine Stelle aus dem heil. Evangelium 
vom Montag in der vierten Fastenwoche, nämlich: Invenit in templo 
vendentes boves et oves et columbas, et nummularios sedentes. Gegen¬ 
stand: Die Lüsternheit ist eine grosse Sünde gegen Gott, ein grosses 
Debel in Beziehung auf den Nächsten, eine grosse Impietät gegen sich 
selbst.“ Von allen Candidaten wurde ein einziger gutgeheissen und zwar 
mit Lob. Dieser aber machte eine Homilie, dem Texte des Evangeliums 
folgend, und zwar: über die Ehrfurcht, welche man der Kirche schuldig 
ist, und nicht über den gegebenen Gegenstand. — Die Examinatoren 
theilten sich in zwei Ansichten. Die Einen erklärten den Concurs als 
giltig, weil der genannte Priester eine Homilie in Beziehung auf den 
Text des Evangeliums gefertiget und dadurch seine Befähigung für das 
Predigtamt bewiesen habe. Die anderen Examinatoren, dagegen sahen 
den Concurs als unvollständig und eben darum als null und nichtig an, 
weil die Homilie nicht über den gegebenen Gegenstand gehalten wurde. 
Um sich aus dieser Entzweiung herauszuhelfen, sind die Examinatoren 
übereingekommen, sie wollten nachstehende Frage an die heil. Con¬ 
gregation des Conciliums zur Lösung senden: An concursus praedictus 
sit completus et validus, et approbatus dictus sacerdos censendus sit? 
Die heil. Congregation des Conciliums erklärt, der Concurs sei giltig. 
Constare de validitate concursus. Die 19. Decembris 1857. 


Ehesache. Ob der Defensor des Officiums bei Incidenx - und prä- 
judicieüen Etagen gegenwärtig sein müsse. (Verhandelt von der 
Congregation des .Conciliums den 26. Sept. 1857.) 

Vor einigen Jahren verheirathete sich ein Engländer in Neapel mit 
einer Frau von Florenz, Namens Euphrosine F. Nachdem der Eng¬ 
länder dieser Ehe satt geworden, wollte er dieselbe als null nnd nichtig 
erklären lassen. Die Angelegenheit wurde vor den kirchlichen Gerichts¬ 
hof in Neapel gebracht. Euphrosine aber meinte, es wäre vortheilhafter 
für sie, wenn die Sache gleich in Rom verhandelt würde, und reichte 
ein Bittgesuch an den heil. Vater ein, des Inhalts, es möchte die gericht¬ 
liche Verhandlung dieser Angelegenheit Sr. Eminenz dem Cardinalvicar 
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oder der Congregation des Conciliums übergeben werden. — Man ant¬ 
wortete ihr, sie sollte ihr Bittgesuch an die heil. Congregation eingeben 
and sogleich die Gegenpartei dahin verweisen. — Euphrosine Hess den 
Engländer und den Defensor des Officiams dahin bescheiden. Sie ver¬ 
langte die Evocation dieser Streitsache auf ihrem Wunsche. Zugleich 
verlangte sie eine Unterstiitsung, um die Processkosten bestreiten su 
können. Man formulirte einen doppelten Zweifel, einen Uber die Com- 
petens des Richters, einen über die Subventionsfrage. — Diess Alles 
geschah ohne Widerrede der Parteien. Als man aber wie gewöhnlich 
die Deposition von 60 Thalern für den Defensor des Officiams forderte, 
fing der Advokat des Engländers ernstlich sich zu beschweren an, unter 
dem Vorgehen, die Gegenwart des Defensor sei ganz unnütz in einer 
Rechtsfrage, welche die Competenz nicht überschreite. Die Parteien 
konnten sich Uber diesen Punkt nicht vereinigen. Man musste vorher 
die präjudicielle Frage über die Intervention des Defensor Matrimonii 
verbunden mit der von der Subvention vor das Gericht der heil. Con¬ 
gregation zur Entscheidung bringen. 

Der Advokat des Engländers erklärte, der Defensor Matrimonii sei 
aus nachfolgenden Gründen nicht nothwendig. — Man braucht hier nur 
den Buchstaben oder den Geist der Constitution Benedict XIV. im Auge 
zu behalten, um sich zu überzeugen, dass die Gegenwart des Defensor 
nicht strenge gefordert wird, wenn es sich in einer Streitsache handelt 
um die Giltigkeit oder (Jngiltigkeit einer einzelnen Ehe. Da hat man 
nur den Text dieser Constitution zu lesen. — Sieht man auf den Geist 
dieser Constitution, so ist augenfällig, dass der Gesetzgeber sich einzig 
und allein vorgesetzt hatte, durch sie zu verhindern, dass das Sacrament 
der Ehe aufgelöst werde. Er wollte, keine vor Gott geschlossene Ver¬ 
einigung sollte durch die Verwegenheit des Menschen aufgelöst werden. 
Gewiss liegt der Kirche in Fragen dieser Art einzig daran, die Giltigkeit 
der Sacramente ihrem Wesen und der Disciplin entsprechend zu wahren. 
In einer Frage, welche die Competenz betrifft, handelt es sich darum, 
dass man entscheide, vor welches Gericht die Sache gebracht werden 
soll; es handelt sich darchweg nicht darum, dass man entscheide, ob 
die Ehe null und nichtig gewesen. Der Kirche liegt wenig daran, ob 
eine Sache in Rom oder in Neapel entschieden, oder ob das Urtheil von 
der heil. Congregation oder vom Ordinarius gefällt worden sei. Die 
Gegenwart des Defensor des Officiums ist nicht gefordert durch das 
Gesetz, dessen Bedeutung durch die Praxis ganz erstaunlich erklärt und 
festgestellt wurde. Wir sehen nirgends, dass in Streitsachen, welche 
der Frage üb6r die Giltigkeit der Ehe fremd sind, wenn sie von der 
bei). Congregation verhandelt wurde, der Defensor des Officiams sich 
betheiligt hätte. — Diese Frage muss man öfters in Verbindung mit 
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dem Artikel von der Ungiltigkeit der Ehe behandeln. Man findet Streit¬ 
sachen über die Ungiltigkeit der Ehe,, die der heil. Congregation durch 
den Ordinarius oder' durch die Parteien selbst unterbreitet wurden, ohne 
dass sich der Defensor Matrimonii dabei im Geringsten betheiliget hätte. 
So die Streitsache von Grenoble vom 3. April 1841, die Streitsache 
ohne Namen aus der genannten Diöcese vom 22. Juni 1844, ebenso 
die von Sonora vom 26. August 1848, wo es sich darum handelt, zu 
entscheiden, ob man sich in gewissen, einzelnen Fällen an die Consti¬ 
tution Benedict XIV. halten müsse. — Endlich hat unser heiliger Vater, 
der Papst, als man an ihn die Bitte stellte, die Frage in Rom zu ver¬ 
handeln, den Befehl gegeben, es soll die Frage über die Evocation vor 
der heil. Congregation des Conciliums verhandelt werden, mit Vorladung 
der Partei, d. i. des Gatten, von einem Defensor des Officiums aber war 
dabei nicht die Rede. — Die Intervention des Fiscus ist an und für 
sich eine odiose Sache, und muss eben darum mehr restringirt, als über 
die im Gesetze ausdrücklich bezeichnten Fälle noch .ausgedehnt werden. 
Das nun betrifft die Intervention des Defensor Matrimonii. Was die er¬ 
betene Unterstützung betrifft, um die Kosten des Processes bestreiten 
zu können, so müssten vorher zwei Sachen erwiesen sein: für’s Erste: 
das gute Recht, und ftir's Zweite: die Armuth. Die Gegenpartei bat 
weder das Eine, noch das Andere für sich. Sie hat nicht das Recht, 
die Angelegenheit vor das Gericht in Rom zu ziehen; denn die heiligen 
Canones des Conciliums von Trient verlangen, dass alle Angelegenheiten 
in erster Instanz vor den Ordinariaten der einschlägigen Orte verhandelt 
werden. Ob die Subvention wirklich nothwendig sei, kann man beim 
Gerichte erfahren, welches die Frage über Nullität zu entscheiden hat. 
Man hat nicht das Recht, sie hier zu verlangen; es ist diess eine ein¬ 
fache Incidenzfrage. — Das Zweite, die Armuth, ist ebenfalls uner- 
wiesen. Diese Armuth muss strenge bewiesen sein. Denn Euphrosine 
hat, wie man sagt, nicht bloss so viel, däss sie und ihre Familie davon 
leben können, sondern sie kann bequem leben und Aufwand machen. 
Sie hat eine ganz schöne Wohnung in einem der schönsten Districte der 
Stadt. Sie hat Equipage, prächtiges Gewand, mit einem Worte eine 
Menge Sachen, die auf Wohlhäbigkeit schliessen lassen. — Euphrosine 
hat keine Aussteuer.. Der Mann wäre somit verpflichtet, diese Subven¬ 
tion von seinem eigenen Gelde zu bestreiten. — Diess sind die Vor¬ 
stellungen, die der Engländer durch seinen Advokaten verträgt. 

Derjenige, der auf die Intervention des Defensor Matrimonii in 
dieser Angelegenheit dringt, bemerkt zuerst, die Competenzfrage sei 
durchaus nicht eine dem Process über Nichtigkeit der Ehe fremde Frage, 
sondern sie sei im Gegentheil mit derselben auf’s Innigste verbunden. 
Die Frage; Wer ist der competente Richter? ist identisch mit der Frage: 
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Müssen die riehterUcben Handlangen, müssen dt» BewelsfÜlrriiBgBb ge¬ 
schehen in Neapel »der in Rom? Kein Mensch kann widersprechen, 
das» die»» eine Frage von der höchsten Wichtigkeit ist. Der Partei 
liegt daran, dass diese gerichtlichen Verhandlungen am OrteihresDomt- 
cils geschehen. Ansser diesem Privatinteresse hat man hier Rücksicht anf daS 
gemeine Wohl and anf das Interesse der ganzen Kirche zu nehmen. — 
Die GonstKotion von Benedict XIV. stellt die Person des Defensor des 
Officiums als eine sur Giltigkeit des Proeesses nothwendige Partei dar. 
Sie verlangt, dass er immer gegenwärtig sei, dass man ihn bei jeder 
richterlichen Verhandlung vorrafe, dass er beim Zeugenverhör gegen¬ 
wärtig sei, und «war unter Androhung der Strafe der Nullität für alle 
richterlichen Verhandlungen, die vorgenommen werden, ohne dass map 
sie dem Defensor des Officiums gerichtlich angekündigt hätte. — Gehen 
wir in den Geist dieses Gesetzes näher ein! Benedict XIV. wollte die 
Intervention des Defensor des Officiums, um Betrügereien von Seite der 
Parteien im Voraus su verhindern. Diese könnten sich nämlich ins¬ 
geheim verständigen , um eine Nichtigkeitserklärung ihrer Ehe su er¬ 
langen. Aehnliebe Betrügereien können bei einer Frage, welche di» 
Competen» betrifft, schon torkommen. Denn es Ist durchaus keine 
gleichgiUIge Sache, ob die Zeugen an dem einen Orte oder am andern 
verhört werden, und ob die Streitsache vor dem einen oder vor dem 
andern Richter gebracht werde. Die Aufgabe des Defensor des Offi¬ 
cium» ist nothwendig, dass man darauf komme,, ob ähnliche Betrüge¬ 
reien statt haben. — Uebrigens Ist auch die Praktik in üebereinstim- 
mung mit dem, was wir eben sagten. Wir wollen hier nur ein Bei¬ 
spiel anführen. Es betrifft diess eine Streitsache, die am 29. Mai 1852 
in Rom verhandelt wurde. In derselben handelte es sich um eine reine 
Incidensfrage. Der Defensor des Officiums brachte dessenungeachtet seine 
Bemerkungen vor. — Man möge ja nicht sagen, der Papst- habe be¬ 
fohlen, die Partei vorsuladen, ohne den Defensor des Officiums vorher 
befragt su haben. Denn da9 Rescript beruft sich ebenso auf das Recht 
als anf die Praxis, wonach die Intervention des Defensor selbst für 
alle Zwischenfragen gefordert wird. Und selbst wenn man Über die 
Nothwendigkeit der Intervention des Defensor noch im Zweifel bliebe, 
so müsste man das Sicherere wählen, aus Furcht, den Streitsachen in 
Betreff der Ehe irgend ein Präjudi* su verursachen. — Was die Sub¬ 
vention betrifft, ist'der Advokat der Ansicht, man müsse der Euphrosme 
1000 Thaler für die Unkosten des Proeesses ausbesahlen. Die Armntlt 
dieser Frau, wenigstens die relative, ist durch Zeugnisse erwiesen. Ihr 
gutes Recht ist evident. Die Ehe wurde gans gesetzmässig geschlossen. 
Euphrosine ist in Betreff der Giltigkeit derselben im Besitz, bis das 
GegettthsU durch zwei glefchmässige Sentenzen decretirt ist; 
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. •* Die.hsil. Gongregrtioa des, Cencüiam# erklärt, dass dielneid«»*«* 
frage in Betreff , der Competenz d|e Gegenwart des Defensor erfordert« 
Was die Subvention anbelapgt, so kannte, man sich , erst mit derselben 
beschäftigen, wenn mm , die Frage < über die Evocation behandeln H wrtde« 
X, An .fn. incidepte de qpo agitur sit locus interventui Defeusoria matrir 
mopji m ©fficiis incasp etc. II., An et in qaa summa sit lpcus eub- 
ministrationi in . casu. Sacra etc. Ad primum. Affirmative* Ad su- 
candam, Habebitur ratio in propo^itiope eausae super, evocation«.,, Dio 
26. Septembris 1857. . 


Ehesache. — Frage über die Competenz oder Evocation, t d. h. über 
die Ueberweisting an ein anderes Gericht. (Verhandelt von, der 
heil. Congregation des Conciliums, den 30. Jänner 1858.) 

. ,- f piese Angelegenheit kommt zum zweitenmal vor. Siehe obigen 

Fpjl. . Ein Epgjfipder, Namens Thomas,. hatte sich im. Jabrer 1843 :i| 
Gegenwart des Geperalvicars von Neapel verheirathet mit einer Frau von 
Floren»,, die, ,uns- schon bekannt ist, unter dem Namen Eupbrosipe. Dieser 
Ehe satt, : . wendete tr sich an das kirchliche Gericht von Neapelä uP* 
Seine Ehe als. qngiltig erklären zu, lassen, und «war mit dem Vocg»be»< 
die Ehe .sei, nicht, vor demgesetzmässigen Pfarrer weder des Einen,! «beb 
des Anderen der beiden Betheiligten geschlossen worden.. .Denn cur Zeit 
des. Eheyertqages !habe weder das Eine, noch' das Andere in Neapel 
sein Dqmicil noch, mich sein Quasidomicil gehabt. Euphrosine wendet« 
sich an ’d e n P«p$t, iUnv-.,die -Ueberweisung. der Streitsache vor den Ge¬ 
richtshof Sr. Eminepz, des Vicars Sr. Heiligkeit oder der heil. Con- 
gregatjon des Conciliums zu erlangen« Sie erhielt zur Antwort, sie 
sollte die,Klage hei demselben eingeben und die Gegenpartei vorladem 
Sie Hess dep Engländer and ;den Defensor des Officiums, (erscheinen und 
verlangte die Ueber,Weisung, der Angelegenheit nach Rom und zugleich 
die nothwendige Unterstützung, um die Kosten des Processes bestreiten 
zu, können. Der Engländer widersetzte sich der Intervention des De¬ 
fensor dfs Officium«, in einer Oompetepzfrage, und die Congregation 
musste sich in. der Siftung des letzten September über den doppelten 
Zweifel aassprechen,, l. iiher die Intervention, des Defensor des Officiums 
and 2. über die Bewilligung der Unterstützung. Der erste ward«: sfr 
firmste entschieden, and die Entscheidung des ^weiten wurde auf jene 
Sitzung verwiesen, 4n welcher die Competenzfrage entschieden werden 
sollte. Am 30. Jänner 1858 wurde diese doppelte präjudiciplle Frage 
verhandelt. Der Advokat der Euphrosine hielt seinen Vortrag, der De¬ 
fensor des Qfficiums fügte sein« Bemerkungen bei, ; Der Engländer bin 
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•teht tewf, die Rflckverweisung der Angelegenheit an das Gericht in 
Neapel zu verlangen. 

Der Vertkeidtger der Euphrosine.’ Obgleich nach gemeinem Rechte 
das Brkenntaiss in Ehesachen in erster Instans zur Jurisdiction der 
Ordinariate der betreffenden Orte gehört, so ist es doch nicht wider 
die Ordnung, wenn sie der Papst der Jurisdiction der heil. Congregntion 
unterstellt; und da im gegenwärtigen Falle 8e. Heiligkeit die vorge- 
mbtliehen Fragen schon behandelt hat (man sehe das Rescript Seiner 
Heiligkeit), so scheint man annehmen su dürfen, dieselbe wolle auch 
In der Hauptsache erkennen. Dadurch wird der weite Weg durch die 
verschiedenen Gerichtshöfe umgangen, und man entfernt jeden-Prätext 
tuld jede Ausflucht. Benedict XIV. in seiner Constitution Dei misera- 
Jjeno scheint diess «nsudeuten, wenn er sagt, falls die Streitsache vor 
dl« heil. Congregation gebracht sei, soll es für die «weite Sentenz gelten 
auf Verlangen des Defensor des Officiems. Will man die Jurisdiction auf 
der obersten Stufe vernehmen, so muss die Angelegenheit immer in 
Rem verhandelt werden. Se. Eminenz der Cardinalvicar ist der gesetz¬ 
liche- Richter für Alle, deren Domicil in, dieser Stadt • festgestellt ist« . 
Die Qesetsmftasigkeit des Domiciis der Enpbrosine in Rom ist 
unantastbar. Euphrosine hat seit' mehr als zwölf Jahren Rom nicht 
mehr verlassen, und der animus permanendi kann gar nicht fehlen, 

weil die Notbwendigkeit ■: ihn verlangt. Es ist aber dieser animus 
manendi erwiesen durch eine speelelle Entschluss ung, durch die 
Forderung ihres Mannes und durch sein Verbot, ausserhalb Italiens 
su leben, unter der Drohung, me werde der Pension (tir ihre 
Santentötion beraubt werden. Diese' soll ihr vorschussweise ausbezahlt 
werden, SO lange sie in Italien sich aufhalte. Das Rechtsprincip, nach 
welchem das Weib, kein anderes Domicil hat ata das des Mannes, 
hat keine. Kraft mehr nach der Trennung dieser Eheleute, nach der 
Enttarnung des, Weibes- aus.dem ehelichen Domicil, nach der Forderung, 
an bestimmten Orten zu wohnen. Euphrosine darf eine solche For¬ 
derung gar nicht tmbeachtet lassen und etwa ihrem Mann nach England 
folgen. Warum, soll sie sich unnütz der Gefahr aussetzen, ihre Aitmen- 
taäonspenSion, diese einzige Einnahme su verlieren? Rom ist somit 
da* einzige und das wahre Domicil der Euphrosine, wo ihre Angelegen¬ 
heit verhandelt werden muss ; denn der Kläger muss immer dem forum 
des Beklagten nachgehen. 

Man kann ferner nicht in Abrede stellen, dass Rom auch das ge¬ 
wählte Domicil des Engländers sei, obgleich er. in England das Domicil 
der Gebart hatte, was das Recht nicht verwirft. Bald naeh der Ver¬ 
ehelichung kaufte er in Rom eine geräumige and freundliche Villa, in 
der Absicht, daselbst mit seiner Gattin z? wohnen. Der Einkauf 
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der Meobel rad der xum Hausgebrauch nothwendigen Gegenstände Ist 
hiefür ein hinreichender Beweis. Nehmen wir daxa noch das förmlich« 
Versprechen, er werde Euphrosine, deren Treue nie verdächtiget wurde, 
daselbst wohnen lassen; was brauchen wir noch weiter, am das Domi¬ 
cil für einen Mann darsulegen ? Man kann nicht entgegnen, er habe 
seinen Willen geändert, oder er sei nach England surückgekehrt. Denn 
er hat seine Absicht, das schon festgestellte Domicil je wieder sn ändern, 
nie geoffenbaret, und obgleich er seine Frau bat, sie möchte die Villa 
verlassen, so liess er ihr doch die Freiheit, in Rom sn leben, wo er 
sein Eigenthum und sein Wohnhaus sich Vorbehalten hat. DU Abwe^ 
senheit allein kann den Verlust eines gesetslicb erworbenen DomicHs 
nicht begründen. Dann wäre die ausdrückliche Erklärung in der Kanslei 
des Civilgerichtes des Ortes, dass er sich anderswo ansässig mach« 
wolle, unbedingt nothwendig. Es ist nicht nothwendig, sich hier anf 
einen ähnlichen Fall su berufen. Ein Schiedsrichter kann in die Noth- 
wendigkeit versetst werden, das Weib da vorsuladen, wo der Mann 
sein Domicil hat. Da aber die Klage durch ihn selbst ist erhob« 
worden, muss er sich nothwendig an das Gericht des Ortes wenden, 
wo sie ihr Domicil hat. Endlich hatte nach der Anssage der Geg«- 
partei selber weder Eophresine noch der Engländer j.emals in Neapel 
ihr Domicil oder auch nur ihr Quasidomicil. Diese Angabe ist in der 
That der Grund, auf welchen die Bitte um Nollitüts-Erklärung der 
Ehe sich stütst. Die an den Ersbischof von Neapel gerichtete Eingabe 
sagt : „Die Ehe ward geschlossen su einer Zeit, wo keines von Beiden 
weder sein Domicil noch sein Quasidomicil hatte.“ Darum ist nach 
der Ansicht der Gegenpartei selbst der Ordinarius dieser Stadt nicht 
competent, weil sie das Domicil daselbst nicht hatten. Der Ehevertrag 
macht ihn nicht competent. Nie entspringt aus dem Contract allein 
die Compet«s. Dass gebürt immer noch das Domicil sur Zelt, wo er 
geschlossen wurde. Ausserdem ist die Competens abhängig von der 
Treue der beiden Contrahenten. Hört das Domicil auf, so bleibt diese 
immer auf dem Grunde des Vertrages. Schlüssen Beide den Contract 
an einem Orte, wo sie Geschäfte halber sind, so wird dadurch das 
Domicil nicht erlangt; der Contract reicht hin, sie der Jurisdiction des 
Richters in diesem Orte sn unterwerfen. Diese mit dem bürgerlich« 
und canonischen Reehte (cap. Contrahentes de foro oompet. in Gto.) 
übereinstimmende Lehre harmonirt so ganx mit den dermaligen Sitten, 
dass man nie eine Partei vor den Richter des Ortes citirt, wo dieselbe einen 
Contract geschlossen hat, wenn nicht an demselb« Orte ihr Domicil oder 
Eigenthum ist Die Gegner reden, als hätten sich Euphrosine and Tho¬ 
mas fortwährend in Neapel als Reisende nnd Fremde umgetrieben. 
Solche haben immer das privilegium revoeandi domum d. h. sie könnra 
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nur vor ihren Ordinarius citirt werden. Aber man konnte entgegnen, 
der Process muss in Neapel • instruirt werden; dort muss die Streit-* 
Sache erwogen and gerichtlich festgestellt werden. Eine armselige 
Ausflucht! Ueberall ist der Brauch, dass man eine Streitsache an einem 
andjppn Orte instruirt, und an einem anderen das (Jrtbeil spricht. 
Sonst müssten wir ja gerade so viele .Gerichtshöfe haben, als es Orte 
gibt, wq man die Beweise sammeln muss. Warum denn noch eine 
Verschiedenheit zwischen Competens und Jurisdiction? Ein anderer 
Process müsste in Rom instruirt werden, wo beide Eheleute ihr festes, 
gesetzlich begründetes Domicil haben, wo Euphrosine fortwährend blieb 
und wo sie auch jetzt noch wohnt. 

Da es sich weder um ein Verbrechen noch um ein Eigentbum 
handelt, so kann der kirchliche Gerichtshof von Neapel (Domicil und 
Contract sind ausgeschlossen) unter keinem Titel sich für competent 
erklären. In Rom allein, .wo sie ihr Domicil hat, kann Euphrosine vor 
das kirchliche Gericht vorgeladen werden. Die Privilegien des Gerichts« 
hofcs und der Person forderb diese ebenfalls. Alle Streitsachen können 
vor das Gericht nach Rom, der gemeinsamen Heimatb der Katholiken, 
gesogen werden, wenn der Angeschuldigte daselbst wohnt, zumal in 
geistigen Streitsachen, die swischen so hochgestellten Personen ob« 
schweben. Die Kirche von Rom ist die Mutter und Lehrmeisterin 
aller Kirchen; der Papst ist der gesetzlich verordnete Richter für die 
ganze katholische Welt. Kein Geistlicher und Laye kann, wo er vor 
die römischen Gerichte gefordert wird, die Competens derselben ab¬ 
weisen. Es ist nicht nothwendig, dass das Verbrechen in Rom be¬ 
gangen, dass in Rom ein Contract geschlossen wurde, dass man da¬ 
selbst das Domicil habe oder irgend ein Eigenthum besitze. Zudem 
hat Euphrosine das Privilegium der Armen, der Witwen und der hilf¬ 
losen Leute, das durch Kaiser Constantin ertheilt, durch Justiqian an¬ 
erkannt und bekräftiget und durch das canonische Recht approbirt ist. 
Nicht allein die ausdrücklich beseichneten Personen gemessen dieses 
Privilegium, sondern auch diejenigen, die in analogen Verhältnissen sich 
befinden. Alle Canonisten erkennen eine Frau als hilflos (miserabilis) 
an, wenn sie einen nutzlosen Monn hat; um so viel mehr muss dies 
gelten, wenn der Mann Process und Plagereien gegen sie erhebt. In 
solchem Fall ist das Loos einer verheiratheten Frau weit bezüglicher 
als das einer Witwe. Sie kann also mit Umgehung des untern Rich¬ 
ters den Recurs an den höchsten ergreifen. Sie kann den Gerichtshof 
und die Gerichtsbarkeit wählen, der sie den Vorzug gibt, und kein 
Mensch kann sie zwingen, vor einem Gerichte auaser ihrem Domicil zu 
erscheinen. Ihr Reicbthum oder ihre Armuth kommt da wenig ins 
Spiel. Man berücksichtiget ihre Lage, nicht ihr Patrimonium. So für** 



dert es das Beeilt. Aber auch die Billigkeit verlangt, dass die Ange¬ 
legenheit in Rom verhandelt werde. Euphrösine hat so ihrer einzigen 
Nahrungsquelle die Alimentationspension, die Von ihrem Manne ausbe¬ 
zahlt wird. Diese Pension reicht hin so einer ehrenhaften Subsistenz; 
das ist wahr. Allein sie reicht nicht so weit, dass damit die Kbsten 
des Processes bestritten werden könnten. Am allerwenigsten könnte 
sie ansreichen, wenn die Angelegenheit in Neapel verhandelt würde. 
Die arme Frau könnte nicht hingehen, um sich zu vertheidigen und ihr 
Recht zu wahren in dieser Stadt, wo ihr Mann ihr grosse und zahl¬ 
reiche Plagereien bereitet hat. Um seine Advokaten für sich ganz ein¬ 
zunehmen, hat er ihnen eine Summe von tausend Pfund Sterling aus- 
gesetzt. 

Der Defensor Mafrimonti. Er protestirt vor Allem gegen jeden 
Verdacht eines geheimen Einverständnisses. Er nimmt die Vertheidigung 
der Euphrösine nicht directe auf, sondern als Vertheidiger des sacra- 
mentalen Bandes kann er einer indirecten Vertheidigung nicht auswei- 
chen. Es ist diess das unvermeidliche Resultat des innigsten Zusam¬ 
menhanges, der zwischen demselben und dem hier angetasteten besteht. 
Die bejahende Antwort auf den vorgelegten Zweifel über die Competenz 
und die Herüberziehung der Streitsache nach Rom ist die bestimmte 
Folgerung aus dem Rechte des Papstes. Ohne zu reden von den mit¬ 
unterlaufenden Ränken der Gegenpartei zur Erhebung einer Unzahl von 
Incidenzfr8gen, um die Streitsache in die Länge zu ziehen, ist ja die 
heil. Congregation in kirchlichen Angelegenheiten der gesetzmässige 
Richter in der ganzen katholischen Welt, mit Ausschluss eines jeden 
untergeordneten Richters. So war die heil. Congregation schon einmal 
in derselben Angelegenheit Richter, als es sich um das Recht der Prae- 
vention handelte. Die öffentliche Ehrbarkeit und die guten Sitten ver¬ 
langen, dass ehrenhafte Armuth nicht unterdrückt werde durch den 
Reichthum. Die Gerechtigkeit muss wachen zur Wahrung der Sacra- 
mente. Somit kann man gar nicht zweifeln, dass diese Angelegenheit 
nicht vor das Gericht der heil. Congregation gezogen werden konnte. 
Diese aber habe die Einleitung des Processes subsidiär dem übertragen, 
den sie hiefür als geeignet erkannte. Die Streitsache ist offenbar eine 
geistliche. Es handelt sich um die Giltigkeit oder Ungiltigkeit eines 
Sacramentes. Nach den Bestimmungen des Concils von Trient muss 
der Ordinarius in erster Instanz alle dergleichen Angelegenheiten ver¬ 
handeln, mit Ausnahme derjenigen, welche dem obersten Bischof Vorbe¬ 
halten sind, oder welche er durch ein apostolisches Rescript als geeignet 
erkennt, sie vor sein Gericht zu fordern oder an dasselbe zu über¬ 
weisen. Die -Ehesachen müssen ganz speciell immer vom Bischof er¬ 
forscht werden, mit Ausschliessung eines jeden anderen Prälaten, der 
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unter ihm steht. Hat eine, der Parteien ihre Armuth nachgewiesen, so 
darf, die Streitsache nicht ausser der Provins derselben verhandelt wer¬ 
den. Das ist ein Grundsats, der bestätiget würde durch die Constitution 
des Papstes Benedict XIV. Dei miseratione. Ist nun im vorliegenden 
Falle der Ersbischof von Neapel oder Se. Emiliens, der Cardinalvicar 
der competente Richter? Aller Zweifel wird gehoben sein, wenn wir 
«eigen werden, dass die Prätensionen des kirchlichen Gerichtshofes 
von Neapel, gesetsmässiger Richter in dieser Sache su sein, gans alles 
Grundes entbehren. Der eigene Ordinarius oder der Ordinarius ist der¬ 
jenige, der sowohl die Kläger als den Angeschuldigten unter seiner 
wirklichen Jurisdiction in seinem Territorium hat. Denn ausser dem 
Territorium ist jeder Ungehorsam gegen die nur dort geltenden Gesetse 
straflos dem jus dicenti. Die Competens entspringt aus der Person das 
Richters, aus der des Angeklagten oder aus der Natur der strittigen Sache. 
. Nach dem bürgerlichen und canonischen Rechte wendet sich der Kläger 
immer an das Forum desjenigen, wider den er die Klage stellt. Der comr 
petente Richter ist derjenige, dessen Jurisdiction der Angeklagte unter- 
. worfen ist. Es handelt sich hier um eine Jurisdiction, die auf die Orte sich 
erstreckt, wo der Angeklagte su erscheinen verpflichtet ist. Daraus 
geht offenbar hervor, dass Euphrosine einsig und allein der Jurisdiction 
des Ordinarius von Rom unterworfen ist. Hier ist ihr Domicil; hier 
ist ihre Diöcese. Hier hat sie ihren eigenen Ordinarius, Hier geniesst 
sie die Privilegien und Rechte eines Unterthanen. Hier erfüllt sie ihre 
Verpflichtungen. Der Hauptgrundsats, dass der Kläger sich an das 
Forum desjenigen wenden müsse, gegen den er Klage führt, ist vonallen 
Canonisten für Ehesachen adoptirt, und swar in der Weise, dass wenn 
nach Schliessung eines gesetsmässigen Ehevertrages unter Ungläubigen 
der eine von den beiden Gatten sich bekehrt, die Ungläubige, wo sie 
auf Ungiltigkeit der Ehe anträgt, oder Trennung wegen Ehebruch oder 
Misshandlung verlangt, die gläubige Partei, vor den kirchlichen Richter 
als den einsig competenten in Ehesachen der Gläubigen vorladen muss. 
Das Gerichtsforum des Domicils ist das wichtigste und das feierlichste 
in Hinsicht auf Jurisdiction und Competens, die daraus hervorgehen. 
Euphrosine verbindet mit ihrem wirklichen Domicil in Rom noch einen 
seit swölf Jahren ununterbrochenen Aufenthalt daselbst. Vor sehn 
Jahren hat sie Neapel gans verlassen. Sie geniesst daselbst nicht mehr 
die Rechte und Privilegien eines Unterthanen. ' Es ist diese nicht mehr 
ihre Diöcese; denn unsere Diöcese ist diejenige, wo wir unser Domieil 
, haben, und nicht die, wo wir geboren wurden oder was immer untere 
nommen haben. Das Domicil allein macht uns su Unterthanen eines 
Ortes. Unter dem Namen Unterthanen, welches Wort man immer im 
< engem Sinne nehmen muss, begreift man diejenigen gar nie» die ihr 
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gesetzlich festgestelltes Domicil ausser den Grenzen des Territoriums 
haben. So kann man rerpBichlet werden, Tor dem Gerichtshöfe seines 
wirklichen Domicils au erscheinen selbst wegen Cjgntraeten, die man 
anderswo geschlossen. Das Ffarrbuch von St. Bernard ad thermas be¬ 
weiset, dass der Englinder nnd Euphrosine seit zwölf Jahren in Rom 
domicilirt sind, und dass sie seit aehn Jahren ständige Wohnung in 
dieser Pfarrei haben, mit der Absicht, daselbst ihr fortwährendes Domicil 
aufsu8chfägen. Diess beweiset der Ahkauf der Villa und des Palastes. 
Die Absicht und das wirkliche Domicil reichen hin, es au begründen; 
es ist daau durchaus kein Verlauf der Zeit erfordert. Hätte man 
Zweifel in Betreff der Absicht, so reicht ein Aufenthalt von aehn Jahren 
hin, um uns in Besita aller Rechte des Domicils und aller Privilegien 
der Einwohner au versetaen. Dieses Domicil dauert fort durch den 
Aufenthalt der Frau, durch den Willen des Mannes, der daselbst 
noch seine Güter, sein Eigenthum und sein Dienstpersonal hat. 
Seine Reisen während des letaten Jahres ohne vorausgegangene 
Erklärung konnten das Domicil seiner Frau nicht verändern, da 
er es virtuell selbst noch hat. Uebrigens hätte selbst die Verän¬ 
derung seines Domicils die Frau nicht des ihrigen, das sie schon erlangt 
hat, verlustig machen können. Aus Wankelmuth und Leichtfertigkeit 
hat er Bich von ihr entfernt; ihr aber hat er Italien als Aufenthalt an¬ 
gewiesen. Nach der Trennung hat die Frau nicht mehr das Domicil 
ihres Mannes ; sie erlangt ein eigenes, persönliches Domicil und behält 
das, welches sie schon erlangt hat. Das Gesetz kann eine Frau dock 
wahrlich nicht »um Unmöglichen verpflichten, wenn der Mann das ehe¬ 
liche Domicil aufgibt. 

Die allerwichtig8ten Beweise gründen sich auf die Natar der Streit¬ 
sache. In geistigen und sacramentalen Angelegenheiten schafft der Act, der 
uns su Pfarrkindem eines Ortes macht, die Competens und die active nnd 
passive Jurisdiction des Orts-Ordinarius, und wie der Pfarrer derjenige 
Ist, der uns die Sacramente spenden muss, ebenso ist unser Ordinarius 
derjenige, der in sacramentalen Angelegenheiten über uns richtet. Der 
Pfarrer von St. Bernard ad thermas hat seit zwölf Jahren das Pfarrer¬ 
recht bezüglich der Euphrosine und des Thomas ausgeübt. Zur Be¬ 
gründung dieses Rechtes ist das Domicil nicht nothwendig; da reicht 
das Quasidomicil hin. Ja selbst eine einzige Sacramentale Angelegen¬ 
heit unterwirft uns der Jurisdiction, dem innern und äussern Forum 
deB Ordinarius unsere Quasidomicils. So erlangen die Studirenden, die 
Dienstboten n. s. w. ein pfarrliches Recht. Die Gesetze des Ortes 
verpflichten sie. Sie empfangen daselbst die Sacramente und können 
dort eine Ehe eingehen wie andere Pfarrkinder. Man kann verpflichtet 
sein, ver dem Richter des Quasidomicils zu erscheinen selbst wegen 
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Handlangen, die andeiorts geschehet). Das Qaasidomlcil ftlr sieh aUein 
macht uns m Pfarrkiadern and unterwirft ans der Jurisdiction des 
Bischofs qnd des Pfarrers. Eaphrosine bat nicht allein Ihr Quasidomicil, 
sondern seit swölf Jahren ihr wirkliches Domicil in Rote; sie hat da¬ 
selbst das Paroohialracht erlangt. In geistigen imd «acramentalen Sachen 
muss sie dem judex Ordinarius unterworfen sein. Dieser ist ihr persön¬ 
licher Richter. Dieser ist der Richter des Ortes, in dem sie wohnt. 
Rom ist ihre Diöcese. Da geniesst sie die Rechte eines Unterthanen; 
4a erfüllt sie dessen Pflichten. Darum kann man sie nicht verpflichten, 
anderswo sich su stellen, da es sich weder um ein Verbrechen noch 
am ein Eigentham handelt, and die Competens, die aas dem Domiciie ent¬ 
springt, eine exclusive für jede andere ist, so ist die Competens, dieaos dem 
Oontracte entspringen könnte, offenbar null and nichtig. Der Gencralvicar 
von Neapel kann «ich die Rechte der Prävention nicht vindieiren, obgleich 
der Engländer sich suerst an seinen Gerichtshof gewendet hat, um eine 
Nullitätserklänmg seiner Ehe su erlangen. Die Prävention kann nur in 
einem Conflicte betreffend die Jurisdiction unter swei competenten Richtern 
Statt haken. Nun ist aber das ersbischöflicbe Gericht unter gar keinem 
Titel competent. Die weitem Begründungen einer Competens sind schon 
ausführlich dgrgelegt worden. Prüfen wir noch diejenige Competens, die 
aus einem Contracte entspringen könnte. Der sacramentale Contract, 
der vor mehr als swölf Jahren in Neapel gefeiert wurde, konnte dem 
Ordinarius dieser Stadt nicht das Recht geben, die Eaphrosine vor sein 
Gericht su rufen. Die Stelle aus dem Rechte, auf welche der General- 
vicar sich stütst, um seine Competens su beweisen, vernichtet sie förm¬ 
lich. (cap. contrahentes de foro comp, in 6to.) Nach dieser Stelle 
kann der Ersbischof nicht vor sein Gericht rufen die Fremdem, die in 
seiner Diöcese den Ehecontracst eingehen, sie mögen nun seiner Provihs 
angehören oder nicht, wenn sie nicht wirklich in der Diöcese wohnen; 
denn der Contract macht uns nur so lange su Unterthanen des Ortes, 
als wir darin wohnen, aber im Augenblicke, da wir es verlassen, ver¬ 
wert der Ordinarius alle Jarisdiction über unsere Person. Er kann 
allein Beschlagnahme der Güter verordnen, welche der Contomas ver¬ 
fallen and in seinem Territorium gelegen sind. Um gegen einen Sol¬ 
chen eine Geriohtshandlnng vorsunehmen, muss er sich an den Ordi¬ 
narius des Ortes wenden, an dem er wohnt. Diess ist die einstimmige 
Lehr« der Canonisten. Somit sind edle Acte deB kirchlichen Gerichtes 
in Neapel in dieser Angelegenheit aus Mangel der Jorisdictiott und der 
Competens null und nichtig und können ihm das Recht der Prtvention 
durchaus nicht erwerben. 

ThoflMS hätte, sich gleich Anfangs an Sc. Emmens, den Cardincd- 
vicar als judex Ordinarius auf erster Stufe der Jurisdiction wenden 
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können. Allein bent so Tage scheint die heil. Congregation durch dUs 
Recht der Prävention der einsig competente Richter so sein. Der Engt- 
.länder in seiner Eingabe nennt das Vitariat nicht einmal. tSeine Heilig¬ 
keit dagegen hat die Entscheidung der präjudicirliehen Inddensfragen an 
die . heil. Congregation übenriesen. Die schleunigste Erledigung des 
Processes, die Armtith der Frau, die ihr nicht gestattet, die Unkosten 
eines durch leichtfertig erhobene Incidtnsfragen verlängerten Streites sti 
tragen, scheinen ebenfalls su verlangen, dass, die heil. Congregation sar 
Hauptsache schreite. Obgleich Pius YD. in seiner Constitution Post 
diuturnas den Witwen und Waisen das Recht sugesichert hat, Aren 
Richter sich, su wählen, so hat er damit doch die Rechte des -apostoli¬ 
schen Stuhles, dieses judex Ordinarius tia allen geistigen Angelegen¬ 
heiten aller Gläubigen nicht beeinträchtigen wollen. Aus dieser höch¬ 
sten Jurisdiction und aus dar Prävention entspringt das Recht dec Kvo^- 
cation d. h. der Uebertragung an den höhern Richter in denn Staate,' wo 
eine vor dem niederen Richter schwebende Streitfrage, sich findet. /. 

Siehe nun die Entscheidung! Die Eminenten der Cdrdinäle etkjürfefr, 
die Angelegenheit gehöre vor das Gericht Sr. Emiliens des Cardinal- 
vicars von Rom, Causam speetnre ad tribSnal Emi. Yicairii Orbis. Was 
die von Euphrosine verlangte Unterstütsutig betrifft, um die Process- 
kosten su besahlen, wird -beschlossen? Thomas mtÖSe ’ihir ; flü* jtetst 
hundert Thaler geben. ’ 


Layen-Kaplanei. — ; Verminderung der Einkünfte. (Verhandelt von 
der heil r Congregation des Conciliums per summaria precum den 
30. Jänner 1858.) 

Die, heil. Congregation seigt sich im Allgemeinen sehr schwierig 
in Gestattung einer Reduction von Messen, welche von frommen Stiftern 
gestiftet wurden; indessen gestattet sie, dieselbe doch manchmal im 
Falle der Noth. Die nachstehende Angelegenheit bietet uns filr die 
Abweichung ein Beispiel. * • u 

Jakob M. verordnete im Jahre 1698 in seinem Testamente die 
Fundation einer täglichen Messe in der von seiner Familie unter dem 
Namen St. Maria von den Palmen erbauten Kapelle, an der Pfarrkirche 
St. Jakob, Er erklärte diese Kaplanei als eine reine Layenkaplanei. 
Der ad nutum amovible Kaplan sollte von den Nachkommen und Erben 
des Testator gewählt werden. Der Kaplan müsste die Kapelle mit den 
kirchlichen Paramenten und mit Allem versehen, was sor Messe noth'- 
. wendig ist, mit Wein," Wachs,: Hostien u. s. w. Oder er müsste statt 
dessen vier und einen halben Thaler an den Pfarrer besahlen. - 
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Im Jahre 1798 wurde, nachdem das normale Stipendium durch 
die kirchliche Obrigkeit erhöht worden war, die Zahl der Messen durch 
einen Beschluss des apostolischen Stuhles auf swansig für jeden Monat 
reducirt. Der gegenwärtige Eigenthttmer des Grundes, welcher das Ein¬ 
kommen für die Kaplanei su bestreiten hat, bittet nm eine neue Re¬ 
duction. Die Revenuen sind bedeutend vermindert durch Alluvionen 
and durch Abgaben. Wenige Priester wollen die Messen für die kirch¬ 
lich bestimmte Taxe su 15 Sous celebriren. Nach den Ausschreibungen 
des Ordinariates kann sich das jährliche Einkommen auf 117 Thaler 
belaufen. Die Lasten betragen ungefähr 75 Thaler. Für die Messen 
und als Canon sum Besten der Pfarrkirche müssen 39 Thaler besahlt 
werden und llberdem noch 36 Thaler als Steuern. Die Betheiligten 
verlangen, dass die swansig Monatmessen reducirt werden auf Eine 
Messe an jedem Sonntage, an jedem gebotenen und abgeschafiten Feier¬ 
tage; auf neun Messen in der österlichen Zeit, auf eine an den Fest¬ 
tagen des heil. Jakobus und Blasius, den Patronen der Pfarrkirche, 
auf eine am Allerseelentag. Endlich sollte an jedem der Tage, an 
welchen man die fünf Buchstaben des Namens Maria feiert, eine heil. 
Messe gelesen werden. Der Bischof begutachtet dieses Bittgesuch. 

Hier muss man nun vor Allem untersuchen, ob die wirklichen 
Einkünfte, wenn sie auch vermindert wurden, doch noch hinreichen, 
nm die darauf liegenden Lasten su bestreiten. Eine Reduction ist schon 
einmal geschehen. Wo die Einkünfte noch ausreichen sur Bestreitung 
der Lasten, da ist die heil. Congregation, wenn auch die Einkünfte 
vermindert sind,; immer bereit, eine Reduktion absuweisen. Für s Zweite 
sollte man diese Reduction gestatten wegen der grossen . Schwierigkeit, 
die man hat, einen Priester su finden, der die Persolvirung dieser 
Messen übernähme. Diese Last liegt aber dem Kaplan ob. Der vom 
Patron ernannte Kaplan muss nach dem Willen des Stifters das ganse Ein¬ 
kommen besiehen. Nach Celebrirung der Messen für das kirchlich bestimmte 
Stipendium bleiben dem Kaplan nach dem Berichte des Bischofs nöch 
42 Thaler. Diess aber übersteigt die in der Diöcese verlangte Summe 
für das sur Ordination geforderte Patrimonium noch um 16 Thaler. 

'Die heil. Congregation des Conciliums verweigert die Reduction. 
Leetum et scribatur episcopo, qui praefigat patronis terminum pro ca- 
pellani nominatione ad formam testamenti. 

Vereinigung von Stiftspräbenden zur Bildung einer gemeinsamen Masse- 
Congrua für den Pfarrer . (Verhandelt vor der heiligen Con¬ 
gregation des Conciliums per sttmmaria precum den 30. Jänner 1858.) 

Das Collegiatstift von der Verkündigung Mariä besteht aus einem 
Erspriester als Pfarrer und sechs Canonikern. Letstere müssen Chor 
Hofft Archiv für kath. Kirchenrecht. UL Band. 80 



438 

halten und dem Pfarrer in seinen pfarrlichen Functionen Aushilfe leisten. 4 
Drei Canpnicate sind eben vacant. Mehrere Canoniker beklagen sich 
über das geringe Einkommen ihrer Präbenden. Diess Einkommen ist 
geschmälert durch die Gewissenlosigkeit der Grundbölden, die sich 
gleichsam absolutes Eigenthumsrecht anmassen, sich stützend auf Pri- 
vatorlasse, in welchen ihnen die frühem Canoniker Gründe abliessen, 
damit sie dieselbe verbesserten. Alle Mitglieder des Kapitels tragen 
die nämlichen Lasten. Nun bitten der Erzpriester und die drei gegen¬ 
wärtigen Canoniker die heil. Congregation, sie möge nur Entfernung dieses 
Missverhältnisses in Hinsicht auf das verschiedenartige Einkommen der 
Präbenden aus den vereinigten Einkünften sämmtlicher Präbenden eine 
gemeinschaftliche Masse herstellen. Dieselbe sollte dann za gleichen 
Theilen vertheilt werden. Jeder Canoniker sollte einen Theil davon 
besiehen. Der Pfarrer sollte davon zwei Theile in Empfang nehmen. 
Der Bischof, der darüber consultirt wurde, erklärte, er könne hiefiir 
kein günstiges Gutachten abgeben, weil dadurch dem Pfarrer nicht ein¬ 
mal die gesetzlich bestimmte Congrua von 100 Dukaten suerkannt 
wurde. . . 

Die Canoniker liefern den Beweis für die Nothwendigkeit und 
Nützlichkeit einer gemeinschaftlichen Masse. Ihre Präbenden reichen 
nur. nothdürftig hin, um das Nothwendigste zu bestreiten. Die Grund¬ 
holden verweigern den Bezug der Revenuen. In diesem Zustande 
können sie sich nicht retten. - Keiner der Canoniker ist so reich, dass 
er die Unkosten eines ProeesseS tragen könnte. Hätte man eine ge¬ 
meinschaftliche Masse, so könnte man sich leicht von den Lasten be¬ 
freien, und man könnte viel leichter die Cultivirung und Bearbeitung des 
Bodens betreiben; Da könnte man dann auch die Bestimmungen in 
Betreff der Absenz wieder geltend machen, wie sie das Conciiium von 
Trient (sess. 22. c. 3 de reform.) und Benedict XIV, befiehlt. (Institut. 
107.) Endlich ist die dem Erzpriester anerkannte doppelte Portion den 
Entscheidungen der heil. Congregation in den schon angeführten Streit¬ 
sachen entsprechend. Was allein im Wege steht, ist diess, dass der 
Erzpriester, wenn Alles in eine gemeinschaftliche Masse zusammenge¬ 
worfen wird, dennoch nicht die von der Constitution Pius V. Ad exe- 
quendam geforderten 100 Dukaten erhält. Verlangt man diese Summe 
für einen einfachen Pfarrer, so muss man sie um so mehr für den¬ 
jenigen fordern, der mit diesem Amte auch noch den Titel eines Erz- 
priesters verbindet. Ist es ganz vernunftgemäss, dass ein Canoniker 
sein Auskommen habe, so ist es diess noch weit mehr, dass es dem 
Vorstande der Kirche zukomme, wie Host. jn cap. exposuisti de 
praebend. sagt. 
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Die heil. Congregation erhört die Bitte bezüglich der Bildung einer 
gemeinschaftlichen Masse. Pro gratis joxta petita, aacta tarnen congrua 
archipresbyteri parochi ad ducata centum. Die 30. Jabuarii 1858. 


Dimembrirung einer Pfarrei. — Entfernung von einer und einem 
Drittel baierschen Stunde (4830 metree). — Bevölkerung von 
800 Seelen. (Verhandelt vor der Congregatiön des Conciliums den 
20.. September 1857.) 

Die Pfarrei Rovati in Brescia begreift in Sich die Ortschaft Dome, 
die nahesu 1 V 3 Stunde von der Mutterkirche entfernt ist und in 180 Fa¬ 
milien ungef&hr 800 Einwohner sählt. Diese Ortschaft hat eine siemHeh 
grosse Kirche, an der ein Kaplan als Vicar des Pfarrers angesteflt ist. 
Der Kaplan spendet das Sacrament der Taufe. , Der Gottesacker Ton 
Dome ist getrennt von dem in Rovati. 

Jüngst reichten die Einwohner von Dome ein Bittgesuch um Tren¬ 
nung ihrer Kirche von der Mutterkirche ln Rovati ein, um eine unab¬ 
hängige Pfarrei errichten «u können. Der Pfarrer von Rovati War gegen 
diese Neuerung; der Bischof fand für gut, die Frage an die beit. Con- 
gregatioö des Conciliums au bringen. ' 

Die Einwohner von Dome fahren nachfolgende Gründe für die 
Dismtmbrlnmg an. 

1. Eine Wohlthäterid hat durch ein Testament am 3. Juni 1855 
«in Capital van 16,000 Österreichischen Iivres (74 Ö6 fl.) hinterlassen, 
um dadurch die Dotation des denen Pfarrern au begründen, • Sollte die 
Pfarrei nicht errichtet werden, so' müsste das Legat dem Spital von 
Rovati' sufallenl 3.- Man hätte ausserdem noeh eine Kapianei, die an 
4ar Kapelle besteht. Austerdem vtäre ein Hdds verbanden, das für 
den Pfarrer gans passte, 1 und ein schöner Garten. 3. Die Kirche von 
Dome* bat ohnehin schon ihrBaptisterium. Sie hat auch einen beson¬ 
deren Gottesacker, 4. Dessenungeachtet hat man noch keine Taufbücher. 
Diese sind *u Rovati, was bisher su vielen bedeutenden Inconveniensen 
Veranlassung gegeben. Man hat in Erfahrung gebracht, dass Kinder, 
die in der Umgegend von Dome geboren worden, in die Taufbücher gär 
nicht eingetragen waren, oder dass diese Eintragung nicht genau und 
verlässig war. 5. Die Verehelichungen der Einwohner von Dome wurden 
nur immer in der Pfarrkirche sa Rovati proclamirt. Dahin aber kommen 
die Leute von Dome fast gar nie. Das kann Anlass geben nur Ein¬ 
gehung Ton Ehen mit brennenden Ehebindenrissen, die sich leicht er¬ 
heben könnten. 6. Dia Einwohner von Dome müssen dfe Ostercommu- 
nfan su Rovati empfangen. Der Pfarrer kennt'sie aber gar nichts arid 
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Inim eben darum nieht wissen, welche dieses Gebot der Kirche erfüllen. 
Der hochw. Bischof liess es nieht ermangeln, diese Gründe dem Pfarrer 
von Rovati mitzutheilen. Dieser aber ist der Ansicht, sie verdienten 
gar keine Beachtung. In einer Eingabe an den Bischof versucht er es, 
dieselben durch nachfolgende Entgegnungen zu widerlegen. 

Die Gründe, welche die ehrwürdigen Geistlichen und die Kirchen¬ 
pfleger von Dome angegeben haben, um die Erhebung ihrer Filialkirche 
zu einer Pfarrei zu bewirken, reichen nieht hin, den Nutzen einer 
solchen Neuerung zum geistigen Wohl der Gläubigen, die in der Um¬ 
gegend wohnen, in’s Licht zu stellen. Es sind auch nicht solche Gründe, 
wie sie die canonischen Gesetze verlangen. -— Man sagt; ein eigener 
Pfarrer würde sich die Sorge für die Seelen mehr angelegen sein lassen, 
als ein Vicar. Hat der Geistliche Eifer, so arbeitet er zur Ehre Gottes 
und zum Heile der ihm anvertrauten Seelen, ohne Rücksieht zu nehmen 
auf die Art und Weise, wie sie ihm anvertraut sind. Hat er keinen 
Eifer, dann kann ihm die Inamovibibtät und die Unabhängigkeit voll 
Pfarrer, die er daidhrch gewänne, keinen geben. — Man sagt, es biete 
sich eben jetzt .eine so günstige Gelegenheit Zur Errichtung der Pfarrei 
dar in dem Legat vom 16,000 Livres. 

Dem Curat von Dome hat es noch nie an Subsistenzmitteln gefehlt; 
da hätte man schon längst vorher diese Filial- (Succursal-) Kirche zu 
einer Pfarrkirche - erheben können. Was die gegenwärtige Vacatur der 
Curatie betrifft, so könnte man ganz leicht ohne auf eine solehe Vacatur 
zu warten, eine Pfarrei errichten; denn der Curat ist ja nicht canonisch 
instituirt. Da sollte man vielmehr auf eine Vacatur der Pfarrei Rovati 
warten, damit man dem Pfarrer' daselbst nicht zu nehmen genöthiget 
wäre, was ihm bei der canonischen Institution überfragen wurde; und 
ihn nicht in die peinliche Alternative versetzen musste, entweder bei 
den Einwohnern von Dome sich durch Widersetzlichkeit gegen die Er¬ 
richtung verhasst zu machen, oder durch Einstimmung die Nachrede 
derer von Rovati auf sich zu laden. Eine Bevölkerung kann nieht leicht 
überzeugt werden, dass dergleichen Veränderungen geschehen, ohne dass 
der Pfarrer einstimme. — Das Bittgesuch spricht auch von einer mög¬ 
lichen , weit grösseren Sicherheit in Einregistrirung der Taufen und der 
Sterbfalle. Wenn man findet, dass die seit Gestattung des Baptisteriums 
und des Gottesackers vorgeschriebene Observanz nicht sicher genug ist, 
so kann in dieser Hinsicht eine Verbesserung geschehen ohne Dismem- 
brirung der Pfarrei. — Bezüglich der Verehelichungen kann ich die 
Versicherung geben, dass ich während der 26 Jahre meiner Pfarrver- 
waltung nicht einen einzigen Fall kennen gelernt habe, wo die Ehe ans 
Vernachlässigung der Proclamation in der Filialkirche mit einem geheim 
gebliebenen Ehefainderniss wäre geschlossen worden. Will man einer 
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solchen Gefahr dadurch Vorbeugen, dass man die Proclamationen in der 
Filialkirche befiehlt, so mag man es thun, und ich werde willig ge¬ 
horchen. — In Betreff der Ostefcommunion hab’ ich gefunden, dass die 
Kirche nirgends eine Vorschrift gegeben hat, der Pfarrer müsse sich 
diejenigen merken und im Gedfichtniss behalten, die sie empfangen. Sie 
verordnet nur, dass man Communionzettel austheile, damit man beim 
Einsammeln derselben erfahre, welche das Gebot erfüllt haben. Diese 
Zettel sind immer ausgetheilt worden. Der Curat von Dome hat somit 
Gelegenheit genug, die Uebertreter kennen zu lernen. Aller Vortheil 
für dieses Volk bei Errichtung einer Pfarrei reducirt sich darauf, dass 
sie nicht mehr im Jahre einmal in die Mutterkirche kommen müssen, 
um die Ostercommunion daselbst su empfangen, da man doch so oft 
dahin kommt um der Lebensbedürfnisse willen. — Die in der Bittschrift 
angeführten Gründe sind aber auch nicht solche, wie wir sie in den 
canonischen Gesetsen finden. Die ein und swanzigste Sitzung des Con- 
ciliums von Trient verordnet im 4. Kapitel die Dismembrationen za 
dem Zwecke, dass die Gläubigen die Sacramente empfangen können. 
Die Einwohner von Dome würden sich selbst eines zahlreichen Clerus 
berauben, wenn sie sich von Rovati unabhängig machten. Die Vor¬ 
schriften des Conciliums von Trient scheinen vollkommen erfüllt zu 
sein; denn dieses will, dass man sich richte nach der Constitution 
Alexanders HI. Ad audientiam. In derselben ist vorgeschrieben, dass 
man an sehr entfernten Orten der Pfarrei eine Kirche erbaue, und an 
derselben einen vom Pfarrer präsentirten Priester anstelle. Diess ist’s, 
was man in Dome schon längst gethan hat. 

Diese Antwort des Pfarrers von Rovati widerlegt den grössten 
Theil der Gründe, welche die Einwohner von Dome für sich .angezogen 
haben. Dess ungeachtet, sagt der Bischof in seinem Berichte, kann maa 
nicht läugnen, dass diesen Leuten besser gedient wäre, und dass man 
ihre geistigen Bedürfnisse besser kennen lernte, wenn sie einen Pfarrer, 
hätten. Das Legat von 16,000 Livres ist ein beachtungswürdiger Um¬ 
stand. Das Kapitel der Kathedrale neigt sich mehr auf Seite derjenigen, 
welche eine Dismembration beantragen, und würde höchstwahrscheinlich 
für dieselbe ein günstiges Votum abgeben. Allein es handelt sich um 
die Errichtung einer neuen Pfarrei in einem Falle, wo die Bedürfnisse 
der Einwohner grossentheils befriediget sind durch die Gegenwart eines 
Vicars, durch das Baptisterium, durch den Gottesacker, und durch die 
Verwaltung aller Sacramente mit Ausnahme des Sacramentes der Ehe 
und der Ostercommunion. Aus diesem Grunde wollte der Bischof un¬ 
geachtet der grossen Entfernung der Pfarrkirche, ungeachtet der grossen 
Vortheile, welche die Bevölkerung aus der Errichtung eine^ neuen Pfarrei, 
ziehen wüfde, sich Licht und Bevollmächtigung vom heil. Stuhle er- 
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bitten, «he er in einem fio ^ntbtMnUcbenwie ; dia^ ; jst, eine 
Entscheidung gab. ( , 

Die Congregation des Conciliums erlaubt die Dismcmbratioq. An 
sit locus dismembrationi parochiae in casu. Sacra etc. Affirmative, 
solutis tarnen quotannis favore matricis in festo ejusdem tutejaris decetq 
libris cerae albae elaboratae in signum Matrjcitatis. 


Eine Pfarrei von 3600 Seelen. — Anstellung von zwei Viearen. — 
Reduction der Legate und der Messoblig'ationen. (Verhandelt vor 
der heil. Congregation des Conciliams den 19. December 1857.) 

In der Diöcese Mantua ist eine Pfarrei unter dem Titel des hei¬ 
ligen Erasmus, Bischofs und Märtyrers. Sie besteht aus 3600, Seelen. 
Der grössere Theil derselben ist zerstreut in einem Umfang von mehreren 
Meilen. Diess ist es, warum der Pfarrer sich in die Unmöglichkeit ver¬ 
setzt sieht, alle seine Verpflichtungen gegen seine Pfarrkinder zu er¬ 
füllen ohne die Beihilfe von Viearen. Es sind zwar einige Priester iq 
der Pfarrei, allein sie sind nicht verpflichtet, Residenz zu halten. An 
Sonntagen lesen sie die heil. Messe in Landkapellen, uqd ausser dem 
Krankenbesuche und den Beerdigungen glauben sie zu nichts yerpflichtet 
zu sein. Desshalb kann der Pfarrer von ihnen keine Aushilfe bekommen 
für den Beichtstuhl, für die Predigten und den christlichen Unterricht. 

Um aus einer solchen Lage sich zu befreien, bittet der Pfarrer die 
heil. Congregation des Conciliums um Anstellung von zwei ständigen 
Hilfspriestern (Viearen), denen man durch Reduction der Messobligationen 
für den Pfarrer eine Besoldung ausmitteln könnte. Jeder Hilfspriester würde 
eine jährliche Besoldung von 500 Livres, die ihm jedes Semester nach der 
formulirten Bestimmung des Pfarrers pro tempore, ausbezahlt werden, 
sollte, erhalten. Die Administration der Stiftungen bliebe im bisherigen 
Zustande, d. h. der Pfarrer verwaltete den einen Theil, und dieKircheu- 
fabrik verwaltete den andern Theil, wie bisher. Die beiden Hiifspriestcr 
hätten sich überdem noch in eine Summe von 400 L. aus zufälligen Ein¬ 
künften zu theilen. Für diese Besoldung wären sie verpflichtet zum 
Krankenbesuche, zur Aushilfe im katechetischen Unterrichte und in den 
Predigten für den Pfarrer. Die Messe müssten sie in der Pfarrkirche 
zu einer Stunde lesen, in der es der Pfarrer am vortheilhaftesten für 
die Bevölkerung hält. Sie müssten pünktlich gegenwärtig sein, wo man 
sie für den Beichtstuhl will, und den Pfarrer in Führung seiner Matrikel 
und in Ordnung seines Archives unterstützen. An Sonn- und Festtagen 
sollten sie die Messe für die Gutthäter appliciren, die diese Stiftungen 
begründet haben. . 
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Der Bischof von Mantua begleitet das Bittgesuch des Pfarrers mit 
einem 6ehr günstigen Gutachten. „Dia vollständige Kenntniss, die ich 
mir aüf meinen Pastorälvisitationen von den religiösen Verhältnissen 
dieser Gegend verschaffen konnte, hat mich vollkommen überzeugt, dass 
das Bittgesuch des Pfarrers auf gerechten und höchst wichtigen Gründen 
beruht, und dass die erbetene Reduction zur Verherrlichung des Gottes¬ 
dienstes und zur Heiligung der Seelen gereicht. Werden die Messen 
reducirt, deren Zahl so gross ist, dass die Priester des Ortes sie nicht 
persolviren können, dann füllt man eine bejammernswerthe Lücke aus, 
die sich in dieser Pfarrei findet.. Es ist unmöglich, dass eine Bevöl¬ 
kerung von 3600 Seelen, die grösstentheils auf kleineren Ortschaften, 
weit entlegen vom Hauptorte, zerstreut leben, in Hinsicht auf religiöse 
Belehrung, auf Spendung der Sacramente, auf Krankenbesuch und auf 
andere pfarrliche Functionen gehörig besorgt werden kann, wenn man 
dem Pfarrer nicht wenigstens swei Priester beigibt, welche sich mit ihm 
in die Verpflichtungen und in die Arbeiten theilen, und in ihrem ganzen 
Dienste von ihm abhängig sind. Diese Priester bekommt man aber 
nicht ohne eine entsprechende Besoldung, and weil andere Hilfsquellen 
fehlen, weiss man diese Besoldung nur aus der Reduction der überflüssig 
vorhandenen Stiftmessen zu gewinnen. 

Die heil. Congregation des Conciliums stimmt in die Reduction der 
gestifteten Messen ein. An et quomodo annuendum sit precibus oratoris 
in casu. Sacra etc. Affirmative in omnibus juxta votum episcopi facto 
verbo cum Sanctissimo. 

Das Concilium von Trient will, man soll die Einwohner eines Ortes 
nöthigen, zur Besoldung der Hilfsgeistlichen in den Pfarreien beizu¬ 
steuern. In der vorliegenden Angelegenheit ist man nicht za diesem 
Auskunftsmittel geschritten, weil die Bevölkerung zu arm ist, als dass 
sie beisteuern könnte. Die Begründer der Stiftmessen, welche auf eine 
geringere Zahl reducirt werden, behalten noch zwei Messen, welche die 
Hilfspriester an allen Sonn- und gebotenen Festtagen für sie applieiren 
müssen. Sie haben zudem noch die Messapplication jenes Priesters, der 
an Sonn- und Festtagen die letzte Messe liest. Endlich blieb ihnen 
noch ein Officium und eine gesungene Todtenmesse nebst zehn stillen 
Messen während der Armenseelen-Octav. Die frühem Messobligationen 
beziehen sich auf 1010 Messen und auf 44 Seelenmetten. 
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KirehenreeMiicHe Bibliograph ie 

von Dr. Friedrich H. Vertag. 

1. Allgemeine Kirchenzeitung , herausgegeben von Prof.Dr. Schenkel, 
evang. Seminardirector zu Heidelberg und Palmer , Oberconsistorialrath 
su Darmstadt. Das. 1858. Nr. 13. S. 388—405. „ Beleuchtung des 

wilrtembergischen Concordats durch Superintendent Eichler su Raudten 
in Niederschlesien.“ 

Der Verfasser will die wiirtembergische Regierung wenigstens für 
die Zukunft warnen vor „den Uebergriffen jener römischen Partei“ (ist 
damit der Papst gemeint?!), welche sich den Protestanten -gegenüber 
an keine Verträge gebunden erachte, und welche im engsten Bunde mit 
den Jesuiten die ohnehin biegsamen Worte der Verträge so su deuten 
verstehe, wie es ihren hierarchischen Gelüsten gerade gemäss sei.“ Die 
Principien des modernen Staates und der römischen Kirche seien un¬ 
vereinbar, da beide kein Gleichberechtigtes neben sich duldeten. Dieses 
Thema von dem modernen protestantischen Staate, durch den die katho¬ 
lische Kirche abgeschafft werden soll, ist augenblicklich bei den Pro¬ 
testanten sehr beliebt. (Man vergleiche die unten besprochenen Artikel 
der „preussischen Jahrbücher“ und der „protestantischen Kirchenzeitung“ 
und die Bemerkungen in Beda Weber's -Cartons gegen Stahl.') Unser 
Verfasser erklärt es weiter für eine Beleidigung Würtemberg’s, dass der 
Papst ihm, als einem protestantischen Staate, kein Concordat, sondern 
nur eine Convention zugestanden habe, da doch „bekannt sei, dass 
Preussen auch ein Concordat abgeschlossen habe.“ Die „allgemeine 
Kirchenzeitung“ hat hier eine ganz neue, bisher unbekannte Entdeckung 
gemacht; bis jetzt galt die zwischen dem päpstlichen Stuhle und dem 
Könige von Preussen abgeschlossene Vereinbarung als eine solche, welche 
nicht in der Form eines Concordates, sondern einer Circumscriptions-Bulle 
bekannt gegeben ist. Allerdings thut der Name und die Form nichts 
zur Sache, und beide, Concordat oder Convention, sind Verträge, das 
eine so giltig, wie das andere, und es kommt bei beiden auf den Inhalt 
an. Hätte Eichler nur die päpstliche Bestätigungsbulle „Cum in sublimi“ 
eingesehen, so würde er schon gefunden haben, dass der Papst selbst 
die Vereinbarung mit Würtembcrg nicht bloss als conventio, sondern 
auch mehrmals als concordata, pacta, conventiones bezeichnet. Im weitern 
Sinne sind Concordate alle jene von der Kirche mit einem Staate ab¬ 
geschlossenen Vereinbarungen, durch welche die beiden an sich unab¬ 
hängigen höchsten Gewalten, und beide auf ihrem eigenen Gebiete 
souveraine Mächte, sich zur einträchtigen Regelung der Wechselbeziehungen 
zwischen Kirche und Staat, über die von dem Staate der Kirche und 
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von der Kirche dem Staate za gewahrenden Rechte, Ober das Mit- and 
Zusammenwirken von Kirche and Staat vertragen. Sowohl von Seiten 
der obersten Kirchengewalt, wie von Seiten der obersten Staatsgewalt 
sind die Concordate als wahre Verträge entsprechend den Völkerver¬ 
trägen so betrachten, wie diess auch jetzt in der Dootrin (mit wenigen 
Ausnahmen von einem verkehrten kirchlichen oder staatlichen Stand¬ 
punkte aus) allgemein anerkannt ist. In zweifelhaften Fällen kann 
daher eine richtige Auslegung, und ebenso kann auch eine etwaige 
Aenderung, wie diess zum Beispiele auch in Artikel 18 des 
baierischen, Artikel 35 des österreichischen, Artikel 13 des wttrtem- 
bergischen Concordats ausdrücklich ausgesprochen ist, nur durch 
gegenseitige Uebereinkunft ersieh werden. Beim Abschlüsse eines Con¬ 
cordates mit einem katholischen Fürsten haben die dem katholischen 
Landesherrn von der Kirche, ebenso wie umgekehrt die von dem 
katholischen Landesherrn der Kirche zugestandenen Rechte, und damit 
denn auch der Inhalt des Vertrages einen grösseren Umfang. Und weil 
der katholische Fürst* 1 dem Papste den Ehrenvorrang sugesteht, so wird 
hier direct die Form eines Vertrages gewählt, welcher von beiden 
Seiten als solcher angekündigt wird, und damit sowohl für die Gläu¬ 
bigen, als fUr die Staatsunterthanen Gesetz wird. Wollen protestan¬ 
tische Landesherren dem Papste gleichfalls den Ehrenvorrang zugestehen, 
so können auch sie ein solches Concordat im engeren Sinne abschliessen. 
Weil oder wenn sie dieses nicht wollen, so wird die von ihnen mit 
dem Papste eingegangene Vereinbarung nicht von beiden Seiten direct 
als Vertrag bekannt gemacht, sondern der Papst erlässt eine Bulle, 
deren Inhalt vorher durch Vertrag mit der betreffenden Regierung genau 
bestimmt ist, und deren Redaction von den Bevollmächtigten des Staates 
beaufsichtigt wird (wie dieses namentlich z. B. bei Abfassung der Bulle 
„De salute animarum “ von Seiten des preussischen Gesandten Niebuhr 
geschah). Da solche mit protestantischen Staaten vereinbarte Bullen 
häufig nichts weiter enthielten, als eine Umschreibung von Diöcesen 
(wie diess mit der 1821 für Preussen und mit der für die oberrhei¬ 
nische Kirchenprovinz, und mit der 1824 für Hannover erlassenen der 
Fall ist), so sind sie auch häufig Circumscriptions-Bullen genannt. Die 
Regierung hat nun hier ihrerseits in Folge des Vertrages gleichfalls die 
betreffende Bulle bekannt zu machen, resp. derselben ihrerseits die 
Kraft eines weltlichen Gesetzes zu verleihen. Wenngleich sich also 
Concordate im engeren Sinne und Circumscriptions-Bullen in Form and 
Inhalt vielfach unterscheiden, so sind sie dagegen materiell in ihrer 
rechtlichen Natur und Wirkung gleich zu achten. Diese Bemerkungen 
mögen vorläufig genügen. Später will Referent, wie er schon im ersten 
Bande des Archivs S. 546 versprochen, einen ihm etwas länger, als er 



erwartet hatte, gewordenen Aufsatz aber die rechtliche Notar der 
Concordate Teröffentlichen. 

Eicbler bemerkt zum Schlüsse (S. 405): „Was die Convention 
selber anbelangt, so ist römisch-grundsätzlich jeder Vertrag «wischen 
dem Papste and protestantischen also ketzerischen Regierungen anerlaubt, 
also ungültig .... Steht es aber, naeh seiner bullenmässigen Autorität, 
za lösen und zu binden, frei, von der wfirtembergischen Convention 
zurück zu treten, wie der Krieg nach einer Waffenstillstandsconvention 
oft von neuem beginnt; so steht ein gleiches Recht auch dem Staate 
zu. Ueberhaupt werden die immer grösser werdenden ultramontanen 
Anmassungen über kurz oder lang die Staaten, die katholischen Wie die 
protestantischen nöthigen, ein neues katholisches Kirchenrecht nach dem 
Vorgänge Ludwigs XlV. und Joseph’s II. zu gründen. 

Auf den Inhalt der Convention nach der Auffassung Eichlers gehen 
wir hier nicht näher ein, weil im Archiv schon genug zum allgemeinen 
Verständniss der einzelnen Artikel des Concordates, gesagt ist. Wir be¬ 
merken nur soviel, dass es keine Bestimmung desselben gibt, welche nicht 
von Eichler missverstanden oder entstellt ist. Ucberall weiss er den 
verkehrtesten und gehässigsten Sinn unterzulcgen. Seine ganze Dar¬ 
stellung ist ein Musterbild von Unwissenheit und Fanatismus. Wenn 
einmal ein Katholik in solchem Tone in einem öffentlichen Blatte von 
den Protestanten redete, welchen Schrei der Entrüstung würden sie all¬ 
seits erheben. Wir sagen nur was Professor Gitz-ler in Breslau (am 
Schlüsse der Vorrede za seiner empfehlenswerthen Geschichte der 
Quellen des Kirchenrechts, Breslau 1855) über eine frühere, damals 
von dem seligen Professor Ritter zu Breslau treffend widerlegte, auch 
zuerst in der Darmstädter Allgemeinen Kirchenzeitung veröffentlichte 
und jetzt von ihrem Verfasser wieder in Bezug genommene Schrift 
Eichlers (kein wohlgeordneter Staat kann die römisch-katholische Kirche 
frei nach ihren Gesetzen leben lassen. Darmstadt 1854} sagte, näm¬ 
lich: „es ist schwer zu sagen, ob man den Geist dieser Schrift oder 
die ihr zu Grunde liegende Cnkenntniss mehr zu beklagen hat.“ 

2. Biblioiheca Italiana. Eine solche wird in Florenz erscheinen. Die 
erste gegen Anfang dieses Jahres erschienene Lieferung enthält ausser einem 
Nachweis Uber die wichtigsten Leopoldinischen Gesetze hinsichtlich der 
Beziehungen zwischen Kirche und Staat noch eine erläuternde mit so 
vieler Bitterkeit geschriebene Einleitung, dass, obschon die Regierung 
sich zum Aufgeben der in der Leopoldinischen Gesetzgebung ausgeprägten 
staatskireUichen Grundsätze noch nicht hat entSchliessen können, doch 
jene Lieferung verbot und dem weiteren Erscheinen dieser Bibliotheca 
crusca Schwierigkeiten in den Weg legte. (Man vergleiche darüber die 



Wiener-Zeitung Nr, 71 Abendblatt von 29. Mär» 1858 S. 282, □ Cor» 
respondens aus Floren». 

. 3. fththme. — System .des in Deutschland geltenden Kirchenreehtes. 
Von Dr. .Friedrich JB/ukme- Geh. Justizrath und Ord. Professor der 
Rechte *u Bonn. Ebendas. 1858, YIIIL and 258 S. 80 (Preis 1 Thlr. 
10 Sgr.) 

Es bildet dieses System des Kirchenrechtes einen Theil von Bluh- 
me’s Encyklopädie der in Deutschland geltenden Rechte die »weite 
Lieferung der dritten, Abtheilung. Die Quellen des canonischen Rechtes 
sind von Bluhme bereits in der ersten Abtheilung, welche die äussere 
Encyklopädie enthält (2. Aufl. 1854} im §. 99 — 110 S. 98 — 111 
dürftig, für die neuere Zeit aber gar nicht abgehandelt. Es werden in 
dem System nur iip Eingänge (S. 3 — 10} die verschiedenen Samm- 
Ityjngen .von Staatskirchengesetsen, als Quellen und Literatur aufgezählt, 
und . im §. 22 S. 29 fg. die neueren Concordate aufgezählt. Die Lehre 
vom Eide und das Eherecht sind in die »weite Abtheilung (2. Aufl. 
Bonn 1854}, in die Darstellung des Privatrechts aufgenommen worden. 
(§. 84 — 90. 99 — 150). Es werden daher in dem System nur die 
Grundlagen der Kirche und ihr Yerhältniss zum Staate und su anderen 
Confessionen dargestellt, und dann von den Mitgliedern der Kirche, von 
ihren Behörden, vom Kirchengute und endlich von der Kirchenverwal¬ 
tung gehandelt. Das protestantische Kirchenrecht ist im Gänsen besser 
und gründlicher abgehandelt wie das katholische. Das katholische 
Kircbenrecht ist .im Allgemeinen so ungründlich, unrichtig, und viel¬ 
fach in so leidenschaftlichem Tone gegen, die katholische Kirche abge¬ 
handelt, dass wir das Werk durchaus für keine erfreuliche Erscheinung 
erkläre^ können. Eine eingehende Besprechung im nächsten Hefte des 
Arschivs. 

4. Bullarium diplomatum et privilegiorum sacrorum Romanorum 
Pontificum. Taurinensis editio locupletior facta novissimornm plurium 
brevium, epistolarum etc. cura Alois. Tomasetti, Taurini 1856 sgq. 
Tom. I. a S.. Leone magno (A. CCCCL.) ad Nicolaum II (A. MLXJ.) 
722 pag. 4maj. fase. I — 18 (8 Flor. 24 kr. rhein.) 

Tom. II. ab Alexamlro II. (MLXI) ad Alexandrum III. (A. 
MCLXXXI.) 912 pag. 4 maj. fase. 19 — 41 (10 Flor. 44 kr.). Schon 
im Bd. U. des Archiv’s S. 90. wurde auf das Erscheinen dieses neuen 
vortrefflichen Bullarium aufmerksam gemacht. In Deutschland kann es 
bezogen werden durch Buchhändler Georg Franz in München. 

5. Denkschrift des Bischofs von St. Gallen. — Die Lage der 
katholischen Kirche unter der Herrschaft des Staatskirebenrechtes im 
Kanton St. Gallen. Denkschrift .des Hochw. Herrn Bischofs von 
Bt. Gallen gegen das confessionelle Gesetz vom 16. Juni 1855 an den 
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grossen Rath des Kantons St. Gallen; Verlag von A. J. Köppel, 1858 
IV. and 95 8. 8. -i 

Nach einer historischen Einleitang (S. 1—3) über Zweck and 
Veranlassung der Denkschrift, betrachtet die L Abtheilang das Staats¬ 
kirchenrecht der neueren Zeit (8.4 — 17) im Allgemeinen, in der 
II. Abtheilang das Staatskirchenrecht im Kanton St. Gallen oder das 
confessioneile Gesetz insbesondere (8. 18 — 66), and daran scbliesst 
Sich in der DI. Abtheilang das Rechtsgesuch auf Beseitigung der der 
Kirche im Kanton St. Gallen angetbanen Rechtsverletzungen (S. 67-75). 

Die Denkschrift, ein würdiges Musterbild einer apostolischen 
Klage, hat überall bei den Katholiken, insbesondere bei dem Klerus 
und dem Episcopate die vollste, lauteste Zustimmung gefunden. Das 
Archiv wird in einem eigenen Aufsatze auf die St. Gallischen kirch¬ 
lichen Zustände näher eingehen. Was die Protestanten und radicalen 
katholischen Schweizer gegen die Denkschrift Vorbringen, darüber ver¬ 
gleiche man unseren unten folgenden Artikel: Protestantische Kirchen¬ 
zeitung und St. Gallisches Staatskirchenrecht. 

6. Elvert. — Die Nothstände des Preussischen Eidesrechtes. Von 
Rudolf Elvert , Dr. beider Rechte und Kreisrichter in Höxter an der 
Weser. Berlin, Verlag von Gustav Schlawitz, 1858. IV. und 67 S. 8to. 
Preis 10 Sgr. 

Die kirchliche Bedeutung des Eides wurde vor einigen Jahren in 
einer gekrönten Preisschrift der katholisch-theologischen Facultät za 
München (Marx, der Eid und die jetzige Eidespraxis, Regensbarg 1855) 
historisch and dogmatisch erörtert. Ein ungeheures Material morali¬ 
schen, theologischen, philosophischen, historischen und juristischen Inhal¬ 
tes, insbesondere mit sorgfältiger Berücksichtigung der Praxis der Ge¬ 
richte brachte dann das Werk von Dr. F. G. L. Strippelmann. Der 
Gericht seid, die erste Abtheilung, auch unter dem Titel: der chrittliche 
Eid, nach Entstehung, Entwickelung, Verfall und Restauration (Kassel, 
1855), die zweite Abtheilung, a. u. d. T.: die Eidetzuschiebung nach 
gemeinem und hessischem Privatrechte (Kassel, 1856), die dritte 
Abtheil. a. u. d. T.: die nothwendigen Eide. Mit Belegen aus der 
Praxis der obersten Gerichte. (Kassel, 1857). Der Verfasser, ein 
kurhessischer Praktiker und religiösgesinnter Protestant, beklagt den 
tiefen sittlichen Verfall der Eidesdisciplin, und sucht nach Mitteln zur 
AbhHfe. Er schlägt Mittel und Wege vor die Zahl der Eide gericht¬ 
lich zu vermindern, und den Eid als einen christlichen wieder in nähere 
Verbindung mit der Kirche zu bringen. 

Im Anschlüsse an Strippelmann’s Werk wiederholte neuestens die 
Evangelische Kirchenzeitung von Hengstenberg. Berlin 1858. Nr. 10, 
11, 13, 23 hn Auszüge dessen Gedanken und Wünsche, 
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Bei demselben Verleger wie die Evangelische Kirchenseitung er¬ 
schien dann auch das in der Ueberschrift genannte Schriftchen von 
Elters, des vormaligen Göttinger Privatdocenten, der damals ein Werk 
Uber die Servituten schrieb« Er vindicirt nur Orientiruog (S. 1 — 4) 
dem Eide sofort einen christlichen kirchlichen Boden, klagt dann Ober 
die Eidesnöth, Ober die Massenbaftigkeit der Eidesauschiebungen (S. 5 
—20), die Ueberfiüasigkeit mancher Zeugeneide (S. 20—24), den 
Manifestationseid der Unpfändbarkeit (S. 24 — 27), die Meineide und 
die Zweifel an dem beschworenen Worte (S. 27 — 31) unter beson¬ 
derer Berücksichtigung der preussiachen Praxis. Die Heilmittel (S. 31 — 
36) soll nieht bloss der Staat, anch die Kirche soll sie herbeischaden. • 
Er findet die Heilmittel in der Beseitigung von Etdessuschiebungen 
(S. 36 — 48) der Minderung der Eide der Zeugen und Sachverstän¬ 
digen (S. 48 — 50), der Abschaffung des Manifestationseides der Un- 
pfand baren (S. 50 fg.), und in der Erhöhung der Eidesfeierlichkeiten 
(S. S1 — 60). Vorherige Eidesbelehrungen durch die Geistlichen, wie 
in Hessen- (und auch in Baden) sollen überall stattfinden. Kirchenregi¬ 
ment uud Juatisverwaltung müssen gemeinsam eine Liturgie festsetsen, 
welche bei jeder Eidesleistung au brauchen ist. Die Geistlichen sollen 
stets bei der Eidesleistung assistiren und Gebühren dafür erhalten. Zum 
Schlösse (S. 61 fg.) fordert er alle Conservativen auf, möglichst dahin 
au wirken, dass recht schleunig ein eigenes Gesets sur Abhilfe 
gegen die in Betreff der gerichtlichen Eide vorhandenen Misstände er¬ 
lassen werde. Nach Öffentlichen Blättern hat Eboer» die Verbesserung 
der Eidesdisciplin auch für den im Herbste 1858 su Hamburg susam- 
mentretenden 10. Allgemeinen evangelischen Kirchentag als Thema der 
Verhandlung in Anregung gebracht. , 

Wir Katholiken haben an der Wiederherstellung dm* verfallenen 
Eidesdisciplin ein nicht minder grosses kirchliches Interesse. Das 
Archiv wird später in einem eigenen Artikel Ober den Eid auch auf den 
Inhalt der angeführten Schriften näher eingehen. 

7. Belfert Anleitung sunt geistlichen Geschäftsstyle. 7. Auflage. 
Wien 1857. 

8. Historisch politische Blätter fOr das katholische Deutschland. 
Bd. 41. Heft 10. München 1858. S. 867—887: Nochmals die tcüriem- 

„ hergische. Convention mit dem hl. Stuhle vom April 1857 ; I. Ihre Gegner. 

Es soll hier die wOrtembergische Convention nochmals gegen die 
Angriffe der Gegner verteidigt werden, uud «war nicht von einem 
speoifisch katholischen ^ Standpunkte aus, welchen ja die Gegner des 
Concordats von vornherein perhorresciren, sondern von einem rein ohjec- 
tiven , durch die gegenwärtige Staats- und Rechtsordnung gebotenen 
Standpunkte aus. 



Man findet es: 1) verwerflich, ja rechtswidrig (und so namentlich 
die „preussischen Jahrbücher“ von Hayih. Berlin 1858. Heft 3. 8.2750".), 
dass die Regierung die Angelegenheiten der katholischen Kirche tin 
Lande nicht durch Gesetz oder Verordnungen, sondern durch einen Ver¬ 
trag mit einer auswärtigen Macht geordnet habe. 2) Man sagt, die 
Regierung habe in der Convention unveräusserliche Rechte des Staates 
aufgegeben und Lasten ohne Gegenverpflichtungen Übernommen; 8) der 
katholischen Kirche mehr Concessionen gemacht, als nüthig gewesen 
wäre, and überhaupt derselben eine privilegirte Stellung im Staate ge¬ 
geben« 4) Man halt die Convention für unheilbringend dem Staate, dem 
confessionellen Frieden, and Gefahr drohend dem Fortschritt der Bildung 
und der Wissenschaft, sowie für die Stellung der protestantischen Kirche 
und Confession. Diese, sowie andere minder bedeutende Einwendungeh 
wollen die „historisch-politischen Blätter“ prüfen und widerlegen. ’ 1 

Der Verfasser erörtert in dem vorliegenden ersten Artikel zunächst 
die Nachtheile der Feststellung der staatlichen Grundsätze über das 
Verhältnis zur Kirche auf dem Wege des sogenannten Gctroyiretu 
durch Gesetz oder Verordnung, Ü. h. durch eine bloss aus der Macht¬ 
vollkommenheit des Staates ausgehende und von ihm gewährleistete Ge¬ 
stattung aller der kirchlichen Rechte, die man anznef kennen r sieh 
für verpflichtet hielt. Der Verfasser zeigt sodann, welche Vortheile ein 
Cohcordat, eine Vereinbarung mit dem heil. Stuhle für die Regieruifg 
habe. Der Verfasser beweist durch einen Rückblick auf verschiedene 
europäische Länder, wie sie anf dem Wege des Concordirens Sehr Viele 
Zugeständnisse der Kirche erlangten, die sie einseitig niemals erreichen 
konnten. Und der Gedanke eines einseitig durch den Staat herzu- 
stellenden Friedenszustandes ist eine Täuschung, Wenn der 1 Stabt nicht, 
wie in Belgien and Preussen geschah, auf Betbeiligang bet der'Regu¬ 
lirung kirchlicher Angelegenheiten verzichten will. Es wird einem Städte 
nicht möglich sein, die Bischöfe, ja seihst die Priester Zur Ueberfldhnae 
■positiver Verpflichtungen oder zur Uebernahme religiöser Handlungen 
zu nöthigen, Wenn diese* Nöthigung eine Verletzung der Kirchengesetze 
oder eine Beschränkung der ihnen nothwendig zustehenden Befugnisse 
sein würde — und dieselben, wie es ihr Amt verlangt; seinen Befehlen 
einen passiven Widerstand entgegensetzen. Der Beispiele könnten viele 
hier aufgeführt werden. Es genügt, an die Weigerung der Pfarrer itu 
erinnern, gemischte Ehen zu trauen, ohne das geleistete Versprechen 
der katholischen Kindererziehung, oder die Verkündigung der Ehe eines 
Katholiken mit einer geschiedenen Protestantin vorzunehmen; SS wird 
erinnert an die häufigen Fälle der Verweigerung des kirchlichen Begräb¬ 
nisses in hnpoenitentia fiuaii verstorbener Katholiken. War es doch der 
badischen Regierung vor kurzem nicht möglich, die Abhaltung von 
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Tcdtenämtern ffir den verstorbenen Grosshersog Leopold vom Ersbischof 
su erlangen. Vergebens erw artete 1828 und 1829 die k. niederländische 
Regierung die Aufnahme der Zöglinge des Collegium philosophieum su 
Löwen, in die bischöflichen Seminarien und die Ertheiluiig der Weihen 
an dieselben. Sie fand kein Mittel, den Episcopat su nöthlgen, ihren 
Verordnungen in dieser ßesiehung Folge su leisten. Den schlagendsten 
Beweis für das oben Behauptete liefert die Geschichte des oberrheinischen 
Kirchenstreites selbst. Blieben s, B. nicht in Wttrtemberg, Baden und 
Nassau seit 1853 die Pfarrstellen unbesetzt, weil die Bischöfe ent¬ 
schlossen waren, den in Folge eines sogenannten landesherrlichen 
Patronatrechtes su ernennenden Geistlichen die canonische Institution su 
versagen? u. s. w. (8. 875 f.) Wenn ein Staat negativ die Action 
der Kirchengewalt beschränkt, und es sieht die Kirche in den ihre 
Freiheit beschränkenden Staatsgesetsen ein Unrecht, so fügt sie sich 
wohl, oft prstestirend, in dasselbe, bleibt aber berechtigt, durch jedes 
Ihr sa Gebote sitehende Mittel dessen Aufhebung herbeisnführen, während 
«je die von ihr censentirten Beschränkungen jener Freiheit als rechtlich 
bindend für sich betrachtet.“ (8. 876.) Der Verfasser gibt eine ge¬ 
drängte Uebersieht der rechtlichen Lage der Kirche in Belgien {8.878 f.), 
und dann in Preussen. (8. 879—884.) „Und vergleicht man die preussi- 
sche Gesetsgebung über die katholischen Kirchenangelegenheiten mit den 
Bestimmungen der w Ürtembergischen Convention, so seigt sich, dass 
hier der Landesregierung Rechte gewahrt sind, welche der König von 
Prenssen nicht mehr hat“ (8. 884.) 

Der Verfasser kommt hierauf (Seite 884 ff.) noch einmal auf 
das Missliche der Lage »drück in der oberrheinischen Kirchen- 
provins, wenn die Regierungen darch einseitige Massregela den 1863 
eingetragenen Conflict hätten schlichten wollen, and wie die Wirren atf 
eine befriedigende Weise nur auf dem Wege der Vereinbarung der Re¬ 
gierungen mit der Kirchengewalt gehoben werden konnten, und »war 
durch Verträge der einselnen Staaten (8. 887), weil eine gemeinsame 
Convention nur die allgemeinsten Streitpunkte erledigt haben würde, und 
für die eigentlich praktischen Fragen doch noch immer Separatverträge 
nöthig gewesen wären. In Würtemberg sei schon in den ständischen 
Verhandlungen von 1815—19 sowohl von Seiten der Regierung, als 
des Landes die Ansicht ausgesprochen worden, die Angelegenheiten der 
katholischen Kirche seien durch ein Coneerdat mit dem Papste festsn- 
stelkn. Und Würtemberg sei mit einer Vereinbarung vorangegangen, 
weil es der grössere Staat sei und die kirchlichen Verhältnisse in dem¬ 
selben einfacher wären, als in Baden und Hessen. 

Dia „historisch-politischen Blätter“ Bd. 41, Heft 11. S. 9l0—931 



452 


betrachten in dem II. Artikel der neuen Besprechung der Mirtembergischen 
Convention den Inhalt derselben näher von dem in dem vorigen Artikel 
angegebenen Standpunkte aus, um zu zeigen, dass die Staatsgewalt dem 
kirchlichen Frieden keine zu grossen Opfer gebracht hat, sondern die 
Convention nach den Für die Kirche sowohl, als für den Staat massgebenden 
Rechtsgrundsätzen abgeschlossen ist. Nach §. 71 der Verfassungs- 
Urkunde vom 28. September 1819 bleiben die Anordnungen in Betreff 
der inneren kirchlichen Angelegenheiten der verfassungsmässigen Auto¬ 
nomie einer jeden Kirche überlassen, und nach §. 78 steht die Leitung 
der inneren Angelegenheiten der katholischen Kirche dem Landesbischofe 
nebst dem Domkapitel zu. Derselbe wird in dieser Hinsicht mit dem 
Kapitel die Rechte ausüben, welche nach den Grandsätzen des Kjrchen- 
rechtes mit jener Würde gesetzlich verbunden sind. Dagegen §. 72 
derselben Verfassungs-Urkunde spricht dem Könige den oberhoheitlichen 
Schutz und das Aufsichtsrecht Uber die Kirche zu, vermöge dessen die 
Verordnungen der Kirchengewalt ohne vorgängige Einsicht und Geneh¬ 
migung des Staatsoberhauptes weder verkündet, noch vollzogen werden 
können. Wenn man nun, wie es bisher geschah, den §. 72 für dem 
prädominirenden nimmt, so wird die geistliche Gewalt der Staatsgewalt 
absolut untergeordnet. So bestand ein die Kirche bevormundender 
Staatsorganismüs, an dessen Spitze der mehr als ein Mitregiment mit 
dem Bischof führende, dem §. 49 der Verfassungs-Urkunde gemäss ein¬ 
gesetzte katholische Oberkirchenrath stand. Wenn nun 1854 die Re¬ 
gierung, das System von 1830 aufrichtig verlassend, sich selbst auf den 
durch den §.71 und 78 bestimmten Standpunkt stellte, so musste sie 
«Re der Kirchengewalt verfassungsgemäss zukommenden Rechte aneiv 
kennen, und deren freie Ausübung zugestehen. Die Hauptbestimmungen 
der Convention vom 8. April sind nur Consequenzen des dadurch znr 
Geltung gekommenen Princips; zum Beweise dafür werden nun die ein¬ 
zelnen Artikel der Convention dorchgegangen. (S. 912 ff.), wobei ins¬ 
besondere die Besetzung der Pfründen, die Aufhebung des Placets (wo¬ 
durch der Staat kein wesentliches Recht aufgebe, weil das Placet ja nur 
in rein geistlichen Angelegenheiten, die in der Sphäre der Staatsaction 
gar nicht gelten, nicht mehr statthaben solle), über die Beseitigung 
eines s. g. Appel comme d’abus, über die päpstliche Zustimmung zur 
Unterwerfung der Geistlichen unter die bürgerliche Gerichtsbarkeit in 
rein bürgerlichen Rechtssachen, die Stellung der theologischen Facnhät 
und der katholischen Convicte, die Verwaltung des Kirchenvermögens, 
den Eid der Bischöfe an das Staatsoberhaupt, und von der kirchlichen 
Freiheit und Selbstständigkeit im Allgemeinen gehandelt wird. Insbe¬ 
sondere ist auf die verschiedenen Einwendungen, welche Rey scher in 
der (schon im Archiv Bd. IL S. 689 ff, bezeichneten) Flugschrift über 



das österreichische und würtembergische Concordat vorgebracht bat, 
ausdrückliche Rücksicht genommen -worden. 

9. Jahrbücher für die Dogmatik des heutigen römischen and 
deutschen Privatrechts von C. F. Gerber, Kansler der Universität 
Tübingen und N. Ihering, ordentl. Professor des römischen Rechts zu 
Giessen. Bd. I. Jena 1857. 

S. 189 — 220 findet sich hier eine gediegene Abhandlang über 
Stiftungen von Professor Paul Roth in Rostock. Es wird diese Lehre 
von dem berühmten Verfasser der Geschichte des Beneficialwesens 
(Erlangen 1851) sowohl historisch nach römischem und nach cano- 
nischem Rechte das Mittelalter hindurch bis auf die neuere Zeit unter 
sorgfältiger Berücksichtigung von Tomanii Vetus et nova ecclesiae 
disciplina circa beneficia, als auch dogmatisch nach dem heute geltenden 
Rechte gründlich abgehandelt. 

Ans der I. in der Einleitung (S. 189—202) gegebenen historischen 
Entwickelung erhellt (S. 195), „dass in Frankreich die Wohlthitig- 
keitsanstalten nur als kirchliche Anstalten errichtet werden konnten, 
weil die Armenpflege in den Geschäftsbereich der Kirche fiel, die Wohl¬ 
thätigkeitsanstalten von Geistlichen geleitet wurden, und der Aufsicht, 
des Bischofs, sowie der kirchlichen Gesetzgebung unterlagen, und dass 
sie demnach ihre juristische Persönlichkeit aus der der Kirche. ablei¬ 
teten. Dieses Verhältnis, durch das canonische Recht (Titt. x. DL 86» 
Ckm. DI. 11.) ausdrücklich bestätigt, blieb dasselbe durch das ganze 
Mittelalt«', wenn auch durch zahlreiche Exemtionen viele Anstalten nur 
in äusserlichem Verbände mit der Kirche blieben. Es war gewöhnlich, 
durch kirchliche Weibe dieselben mit der Kirche in Verbindung zu 
bringen, (c. 4 x. ID. 36) Erst seit dem sechzehnten Jahrhunderte 
wurde nicht nur in protestantischen, (S. 196) sondern auch in katho¬ 
lischen Ländern eine durchgreifende Umgestaltung dadurch herbeigeführt, 
dass die Armenpflege dem Geschäftsbereiche der Kirche entzogen und 
dieser die Aufsicht auch über die bestehenden vielfach genommen wurde. 
Die fortdauernde Verbindung der auch als piae causae bezeichneten rein 
religiösen Anstalten mit der Kirche unterliegt jedoch keinem Zweifel. 
Für die sonstigen Wohlthätigkeitsanstalten liesse sich aber denken, dass 
in Beziehung auf sie nun die Bestimmungen des römischen Rechts an die 
Stelle der im Mittelalter beobachteten Satzungen getreten seien. Welches 
sind hier die Grundsätze des römischen Rechts f 

Im fünften Jahrhundert war die Armenpflege schon allgemein der 
Kirche sagewiesen. Zu den kirchlichen Anstalten jeder Diöeese gehörten 
auch die (S. 197) Wohlthätigkeitsanstalten, welche von den kirchlichen 
Behörden selbst oder von Privatleuten errichtet waren. (1. 35, Cod. 1, 
2.) Es lag dem Bischöfe ob, die Zuwendung in Ausführung zu bringen, 
Moy’t Archiv für kath, Kirchenrecht III, Band. 31 
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• selbst wenn sich der Stifter die Einmischung der geistlicheil Behörde 
verbeten hatte, (1. 15. Rest. Cod. 1, 2 1. 16 Rest. Cod. 1, 3 Not. 
l3l c. 10), und es stand ihm die Aufsicht Ober die Verwaltung su. 
(8, 198.) Die Befugniss der Stifter su selbstständigen Festsetsangen 
(1. 16 Rest. Cod. 1, 2; 1. 46 Rest. $. 3, 4 Cod. 1, 3. Nov. 131 c. 10). 
beschränkt sich neben der Ernennung der Administration auf das Gebiet 
der laufenden Verwaltung. Soweit solche Festsetsungen nicht Vorlagen, 
oder die Erben ihrer Säumigkeit wegen das Recht sur Ernennung der 
Administration verloren hatten, stand die Ernennung der Administration 
sowie die Regelung der Verwaltung dem Bischöfe su. Es werden daher 
ausdrücklich diejenigen Anstalten, deren Verwaltung von dem Bischöfe 
abhängt (Nov. 120 c. 6 f. 1.) von denen (S. 199) mit eigener Ad¬ 
ministration unterschieden. Auch die ersteren hatten wie die letsteren 
oeconomi, administratores und chartularii, die aber in allen Einseinheiten 
von dem Bischöfe abhingen, während die Verwalter der letsteren nur 
seiner Aufsicht unterlagen. (Arg. nov. 120 c. 6 8* 1). Diese waren sur 
Vertretung der Stiftung legitimirt, konnten für sie erwerben, und 
namentlich Processe führen. (1. 49 8 . 4 Cod. 1, 3.) Sie theilten aber 
diese Befugniss mit den Vorstehern anderer kirchlicher Anstalten, be¬ 
sonders der Klöster. 

„Es erhellt daraus, dass das römische Recht Privatstiftungen, d. h. 
solche, die nicht im kirchlichen Verbände standen, nicht kannte. Die 
Verleihung von Corporationsrechten geschah aber nicht durch den von 
dem Bischöfe vorsunehmenden Act der kirchlichen Einweihung der Wobl- 
thätigkeitsanstalten, wie Mühlenbruch (Fortsetsung von Glücks-Rrlin- 
terung der Pandecten, Bd. 40, S. 17 fg.) meinte. (S. 199). Die kirch¬ 
liche Einweihung (S. 200) wurde unsweifelhaft auch bei solchen An¬ 
stalten vorgenommen, welche unter Verwaltung des Bischöfe«, also nicht 
selbstständig waren; sie kann auch nicht als eine Bestätigung der Stif¬ 
tung von Seiten der kirchlichen Behörden äufgefasst werden, da diesen 
ein solches Bestätigungsreeht nicht sustand, indem Sie vielmehr ver¬ 
pflichtet waren, die Ausführung jeder derartigen Zuwendung su bewir¬ 
ken (1/ 46 8. 5 Rest. Cod. 1, 3 Nov. 131 c. 11). Weder nach dem 
römischen noch, nach dem späteren Kirchenrechte hatte der Bischof eine 
solche Zuwendung als Zuwendung an die Kirche su bestätigen, sondern 
nur die äusseren Veranstaltungen su treffen, welche für die Einreihung 
derselben unter die Kirchensachen vorgeschrieben waren (o. 4, x. 3, 
36). Dass Wohlthätfgkeitsanstalten von Privatleuten nach römischem 
Rechte nur als kirchliche Anstalten errichtet werden konnten, ergibt 
sich namentlich daraus, dass, wenn die Stiftung Bestimmungen enthielt, 
die mit den bestehenden GesCtsen nicht vereinbar waren, diese dadurch 
nicht nngiltig, sondern nur den bestehenden Gesetsen entsprechend aus- 



geführt wurde (1. 46 p. Rest. Cod. 1, 3.) Die als piae eausae erach¬ 
teten Stiftungen hatten also im römischen Recht nicht eine selbstständige 
Persönlichkeit durch einen Rechtssatz, auch werden Stiftern nicht die 
Befugnisse beigelegt, ihnen selbstständige Persönlichkeit tu ertheilen, son¬ 
dern sie hatten, da Bie nur als kirchliche Anstalten errichtet werden 
konnten, eine von der der Kirche abgeleitete Persönlichkeit; Die Be¬ 
stimmungen des römischen Rechts über die (S. 201) Wohlthätigkeits- 
anstalten beruhen also auf demselben Princip, wie die im Eingang erv 
örterten des canonischen Rechts im Mittelalter, unterscheiden sich nur 
dadareh,*dass dem Bischöfe nicht wie nach den letstern eine Verfügung 
über das zn anderen kirchlichen Zwecken gewidmete Vermögen nnsteht. 

„Nachdem, wie oben gezeigt, seit dem 16. Jahrhundert die Armen¬ 
pflege in verschiedenen Ländern von der Kirche getrennt wurde, und 
gemeinrechtlich derselben jetzt nicht mehr zusteht, können zwar Wohl- 
thätigkeitsanstalten durch specielle Festsetzung unzweifelhaft noch als 
kirchliche Anstalten errichtet werden, aber sie sind nicht an sich als 
solche anznsehen. Für die Armenpflege sind zwar überall andere Ein¬ 
richtungen getroffen worden, die Gemeinden und der Staat sind an die 
Stelle der Kirche getreten; allein das Recht der Kirche bezüglich der 
frommen Stiftungen ist durch keinen Rechtssatz auf diese neueren Ar¬ 
menpflegen übertragen; der Richter hat keine Verpflichung, die Stiftung 
mit dieser in Verbindung zu bringen, wie er sie früher nur als kirch¬ 
liche errichten konnte. Ebensowenig lässt sich aber aus dkm römischen 
Rechte ein Rechtssatz deduciren, der allen Stiftungen zu frommen 
Zwecken, auch wenn sie nicht kirchliche Anstalten sind, juristische 
Persönlichkeit beilegte, oder die Nothwendigkeit der Staatsgenehmigung 
ans dem früheren kirchlichen Charakter derselben erweisen; diese letztere 
ergibt sich vielmehr nur aus inneren Gründen. Nachdem die die Entste¬ 
hung der Stiftungen formirenden Rechtssätze des römischen Rechts 
und des Kirchenrechts des Mittelalters (S. 202) durch das Hinweg¬ 
fallen ihrer Voraussetzungen ihre Anwendbarkeit verloren haben, so 
sind die Stiftungen, wie sie jetzt erscheinen, als ein Product der neueren 
Rechtsentwickelung, welche mit dem früher» Rechte nur insofern zu- 
snmmenhängt, als die im römischen Recht den piae eausae ertheilten 
Privilegien unverändert fortbestehen, und als bei denselben die Ausfüh¬ 
rung der Absicht, soweit sie von dem Stifter nicht selbst in's Werk 
gesetzt ist, von den zur Armenversorgung bestimmten Behörden ver¬ 
treten wird. 

Der Verfasser erörtert jetzt II. den Begriff der Stiftung (S. 202— 
205). „Zttr Stiftung im technischen Sinne gehören nur solche Ver¬ 
fügungen, wodurch ein selbstständiges Rechtssubject mit juristischer Per¬ 
sönlichkeit entsteht, und es ist daher die rechtlioh zulässige Zuwendung 
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an gewisse Wohlthäfigkeits zwecke (z. B. an die panperes captivi), die 
Zuwendung sub modo an ein schon existirendes Rechtssubject und die 
Familien Stiftung auszuscheiden, . welche letztere nichts als ein modi- 
fioirtes Familicnfideicommiss ist. Da es auf den kirchlichen Charakter 
jetzt nicht mehr ankommt, (S. 203) so versteht man unter Stiftung 
jede» Institut, durch das eine von Staatswegen genehmigte Disposition 
auf eine dazu gewidmete Universitas bonorum zu einem festgesetzten 
Zwecke begründet wird. Die Stiftungen tragen ihr Rechtssubject in sich 
-selbst; das Substrat desselben bildet der Güterinbegriff, die Universitas 
bonorum. (S. 204) Die Stiftungen haben keine von der juristischen 
Persönlichkeit trennbare selbstständige Existenz, wie diess z. B. bei 
Staat, Kirche und Gemeinden der Fall. Diese bestehen unabhängig 
von ihrer juristischen Persönlichkeit; die Vermögensfähigkeit fördert, 
aber bedingt nicht die Erreichung ihrer Zwecke. Stiftungen dagegen 
haben keine selbstständige Existenz ausserhalb des Privatrechts, sie hören 
mit dem gänzlichen Untergange .des (S. 205) Vermögens, das ihre 
Grundlage bildet, von seihst auf. Bei Corporationen ist das Vermögen 
an die juristische Person, bei Stiftungen die juristische Person an das 
•Vermögen gebunden. Die Universitas bonorum.ist daher bei letzteren 
«Hein der Träger der juristischen Persönlichkeit. 

■ Der Verfasser wendet sich BL zu der Entstehung der Stiftung (S. 205 
—212). Die Stiftung entsteht nicht durch Fixiruag des Willens auf einen 
bestimmten Zweck, sondern durch die Disposition, dass eine Universitas 
bonorum selbstständig verwaltet, und das Erträgniss zu einem bestimmten 
Zwecke verwendet werde. Die Errichtung der Stiftung besteht demnach Sn 
der Fixation des Willens des Stifters, dem eine nach den Bestimmungen 
sich richtende Dauer gegeben .wind, entweder für bestimmte Zeit oder für 
immer; dieser Wille wird durch Fiction auf die juristische Person über¬ 
tragen. Die Staatsgenehmigung zur Entstehung einer Stiftung hält ddr 
Verfasser (S. 206 fg.) für nothwendig, auch bei den piae causae im 
gtricten Sinne, welche sich von anderen Stiftungen nur durch ihre Pri¬ 
vilegien unterscheiden. Unrichtig habe man aus der privilegfrten Stel¬ 
lung der piae causae im römischen Rechte einen Rechtssatz deducirt, 
wonach ailen Dispositionen zu einem frommen Zwecke juristische Per¬ 
sönlichkeit- eingeräumt sei; und die seit Böhmer gewöhnliche Auffhssung- 
der piae causae alB milde und gemeinnützige Stiftungen habe überdies 
-diesen Rechtssatz aahezu auf alle Stiftungen ausgedehnt. Es muss nun 
(S. 20S) die durch die Staatsgenehmigung zu bestätigende Disposition 
eine Willenserklärung enthalten, welche bei erfolgter Bestätigung den 
Stifter bindet. Geschah die Disposition unter Lebenden durch Zuwei¬ 
sung speciell bezeichnter bona, so ist durch die Staatsgenehmigung die 
Disposition perfect, demnach die Selbstständigmachong der bona oder .mit 
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änderen Worten die Ausscheidung derselben ans dein Vermögen des 
Stifters erfolgt, die Stiftung entstanden, 1 und es steht derselben die rei 
Vindicatio gegen den' Stifter zu. Besteht dagegen die Disposition in 
dem Versprechen einer Leistung, so Ist mit erfolgter Staatsgenehmigung 
ein Klagerecht gegen den Stifter gegeben, wenn der'2weck dir Stiftung 
eine pia causa ist; (8. 209) ist diess aber nicht derFall, So kann der 
Säumige Stifter zur. Erfüllung Seiner Disposition nicht ungehalten wer¬ 
den, da kein Rechtssubject vorhanden ist, welches gegen ihn auftreteö 
könnte. Nur die Bestimmungen über die Zuwendungen an piae caaSae 
Sind, wfe wir oben sahen, anders. (8. -209) Wenn in einem Testa¬ 
mente den Erben oder Legataren als modus öder auch als "Bedingung 
der Zuwendung die 'Errichtung einer Stiftung auferlegt ist, (dfeteer Fall 
ist : irt den Quellen allein berücksichtigt: 1. 46, ^>d. 1, 3. NöV. 131 
«•' 10), so liegt die Ausführung der Disposition den Legataren oh, uüd 
»War 'werden die Honorirten, wenn die Auflage als modus geschehen ist, 
allenfalls ex officio zur Erfüllung angehalten; (1. 50 §. 1 de her. pet. 
5, 1 J. 92 D. de cond. 35, 1. Nor. <1. cap. 1, 4.) wenn sie in diO 
(S. 210) Form einer Bedingung gekleidet ist, ist der Erbschaftsantritt 
oder die Empfangnahme des Legats an sich von Erfüllung der Bedin¬ 
gung abhängig. (Vgl. 8. 210 fg ) Da kein Gesetz den Stiftungen; 
söfern sie nicht piae causae sind, Erbfähigkeit zugesteht, so muss gatis 
abgesehen vön der Frage, ob zur Zeit der Testamentserriehtung die 
Stiftung bereits wirklich existirt, die Möglichkeit der Errichtung von 
solchen Stiftungen (welche nicht piaä causae sind) durch Erbeinsetzung 
(wie in dem bekannten Nudel’sehen Falle) in Abrede gestellt werde*. 
Ebenso kann durch • Erbvertrag eine Stiftung nicht reehtsbestätidig er 1 * 
richtet werden. (S. 212) Wenn gleich aber durch Testament oder Krb- 
veYtrag auch eine zu den piae eausae gehörende Stiftung nicht als selbst¬ 
ständiges RechtSsubjeot errichtet werden kann, so' bewirkt ddch die auf 
besonderen gesetzlichen Bestimmengen beruhende Giltigkeit der Zuwen¬ 
dungen an piae causae, dass die Disposition aufrecht erhalten und Wenn 
auch indirect durch die gesetzlich bestimmten Vertreter zUr Ausführung 
gebrächt' wird. Die Intestaterbeü haben kein Interesse, sie amSugreifeO. 
da sie jedenfalls als letztwillige Zuwendung an die Armen CfWtigkeit 
hat, und man lässt daher Solche Stiftungen öfter bei dem Mangel eines 
Widerspruchs von Seite der Interessenten, auf Grund der Errichtung in 
ffem letzten Willen in’s Leben treten. Daraus lässt sich aber keine 
auf alle Stiftungen anwendbare Rechtsregel entnehmen. 

Was IV. die Voraussetzungen einer Stiftung angeht (S.'21*3), so 
muss, da die Stiftung kein Organ hat, dessen Wille als Wille ‘der 
jurististischen Person fiugirt werden kann, die Disposition - auf alle 
Punkte sieh erstreckten, welche das selbstständige Bestehen''einer juristischen 
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Person bedingen ; das Substrat muss von Dauer sein, and die bona 
müssen einen Gebrauchswerth haben, entweder durch Verwendung der 
Früchte oder unmittelbaren Gebrauch. Die Disposition muss ferner 
umfassen Bestimmung des Wohnsitzes und der Curatel, die zugleich 
Vertretung, und Verwaltung ist. Die Regelung und Verwaltung kann 
nach dem Willen des, Stifters der Curatel überlassen sein. , 

Was V. die Rechte einer Stiftung betrifft (S. 213—-215), so haben 
sie nicht die Fähigkeit, überhaupt Vermögen zu erwerben, sondern nur 
zu dem vorhandenen Vermögen zu erwerben, und alles Vermögen, welches 
sie erwerben, wird von selbst von dem ihnen zu Grunde liegenden Zwecke 
ergriffen, indem sie also nur Vermögensfähigkeitzu dem bestimmten Zwecke 
haben. (S. 215). Die Vermögensfähigkeit der Stiftungen iussert sich in dem 
Befugnis* zur Vertretung des Vermögens und der Erwerbsfahigkeit. Die 
erstere ergibt sich aus der Selbstständigkeit des Vermögens, die letztere ans 
der demselben innewohnenden juristischen Persönlichkeit. Bei piae causae 
beruht sie auf besonderen gesetzlichen Bestimmungen; andere Stiftungen 
stehen hinsichtlich der Erwerbsfähigbeit den Corporationen gleich. 

VI. Die Bestellung der Verwaltung (S. 215—218) beruht zunächst 
auf der Festsetzung des Stifters. In subsidium steht bei piae causae 
der Kirche oder den an ihre Stelle getretenen Behörden die Befugnis« 
zu, die Vertretung zu bestellen. Für andere Stiftungen räumt man ein 
Solches Recht dem Staat als Obervormundschaftsbehörde ein. (8. 215) 
Die Verwaltung der Stiftung ist nur zur laufenden Verwaltung befugt; 
Es ist denkbar, dass der Stifter die Erhaltung gewisser bona als 
species befiehlt; in der Regel bildet aber nur der Werth der Universitas 
bonorum die Grundlage, und es ist daher die Verwaltung zu Verän¬ 
derungen in der Substanz berechtigt, welche das Werthverbältniss, nicht 
zum Nachtheile der Stiftung verändern. (Die Kirche conservirt jedoch 
möglichst den Grundbesitz, weil er der sicherste |pt.) In diesen Gränzen 
(S. 217) ist die Verwaltung zu. allen Rechtsgeschäften befugt, zugleich 
activ und passiv zur Vertretung legitimirt. Neben der Vermögensver¬ 
waltung hat die Curatel die Aufgabe, den Zweck der Stiftung auszu¬ 
führen nach der Disposition des Stifters unter öffentlicher Aufsicht der 
Obervonnundsehaftsbehörde (und bei piae causae der Kirche). 

VH. Die Beendigung einer Stiftung (S, 218 — 220) anlangend, «o 
würde «ine Aufhebung der Stiftung durch einen Act der Staatsgewalt 
als Eingriff in das Privateigenthum erscheinen. Das Substrat ist in 
Folge eines Privilegiums geschützt, welches nicht willkürlich zurück¬ 
gezogen werden kann. Die Beendigung der Stiftung tritt daher nur 
«in: .1) durch Ablauf der Zeit, wenn die Disposition nur auf eine be¬ 
stimmte Zeit getroffen oder ihre Dauer an den Eintritt eines bestimmten 
Ereignisses gebunden ist; 2) durch Hinwegfallen des Substrats, was 



iker Mdt nicht bei blosser üebersehuldang der Fall ist. 3) Durch 
Unmöglichkeit der Zweckerfüllung. In den Fällen 1 und 3 wird das 
Vermögen der aufgehobenen Stiftung bonom vacans, mit Ausnahme des 
Vermögens, wofür der Richter für einen solchen Fall anderweitig dis- 
ponirt, also ein anderes Rechtssubject substituirt. 

10. Janssen. — Kirche and Staat. Von Dr. Kari Janssen. Des 
ersten Bandes, 2. Abtheilung. Frankfurt a. M. Verlag von G. ff. Bedler. 
1858. IX. S. und S. 205 — 402 klein 8. (Preis der Abtheii. 1 Thlr; 
rh.) Eine für das grössere gebildete Publicum berechnete, nicht eigene* 
lieh polemisirende; im streng katholischen Geiste geschriebene Geschichte 
des Verhältnisses von Kirche und Staat auf Grundlage der vortreff¬ 
lichen gelehrten Werke von Alxog, Riffel, Phillipe, Dornberger u. A* 
Die Darstellung des Verfassers ist sehr gewandt und fliessend. Die 
erste Abtheilung des ersten Bandes besprach I. die Kirche und das 
Heidenthum, D. die Kirche und der christlich gewordene römische 
Staat. Die vorliegende «weite Abtheilung entwickelt das Verhiltniss 
von dem Papste und dem Kaiser su einander bis auf Papst Alexander 

II. gegen Ende des 11. Jahrhunderts. 

11. Kopx. — Jus matrimoniale novissimum catholicoram in im- 
perio Austriaco. Auctore D. Joa. Kops. Presbytero Sabariae. (Wien. 
Wendelin) 1857, V. et 80 pag. 8maj. (n. 16 Sgr.) 

12. Kvmpfmiller. — Uebersichtskarte der gesammten kirchlichen 
Amtseintheilang von Süddeutschland von Kumpfmiller Hnd Gerttacker. 
München 1858. Selbstverlag von Kampfmiller. 

Eine empfehlende Anseige dieser schon an sich sehr wichtigen Arbeit 
brachte der Münchener Correspondent der Frankfurter Zeitang Deutsch¬ 
land., in der belletristischen Beilage su Nr. 109 vom 16. Mai 1858. 

13. Kutschker. — Das Eberecbt der katholischen Kirche nach 
seiner Theorie und Praxis. Mit besonderer Berücksichtigung der In 
Oesterreich su Recht bestehenden Gesetse, dargestellt von Dr. Johann 
Kutschker, Abte sur heil. Jungfrau in Pagrany, k. k. Höf- und Burg¬ 
pfarrer su Wien. V. Bd. gr. 8. Wien 1856 — 1857. (Preis des Gänsen 
18 Flor. C. M. 

Dieses umfassende, gründliche, insbesondere für die seelsorgerliehe 
Praxis berechnete Werk, worin alle einschlagenden Gesetse abgedruckt, 
viele 'Hechtsfälle und die Ehescheidungen der Congregatio Concilii mit- 
getheilt, und die Meinungen der bewährtesten Canonisten susammenge- 
stellt sind, liegt jetst vollendet vor. Es soll dem Seelsorger eine Bib¬ 
liothek über Eherecht ersetsen. Bd. I. (VIII. und 590 S.) behandelt¬ 
in der Einleitung die Natur der Ehe, insbesondere der christlichen Ehe, 
im I. Hauptstück: die Natur und Tragweite der gesetsliohen Bestim¬ 
mungen (iber Beginn, Bestand und Erlöschen der ehelichen Verbindung, 
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in H. Häupfetiioke: die Unauflöslichkeit des Bandes der Ehe, in 
ID. Hauptstücke: die Ehen der Personen, welche der katholischen Kirche 
nicht angehören. Bd. II. (308 S.) behandelt im IV.. Hauptstück das 
Verlöbnis» and den Sponsalien-Process. 

Bd. III. (749 8.) betrifft im V. Hauptstück: Die Fähigkeit zur 
Eheschliessung, and betrachtet in einzelnen Abschnitten 1. das Ehehin- 
derniss der Impotenz und der Unmündigkeit, 2. das impediraentum liga- 
minis, voti et ordinis, 3. das der Verwandtschaft und Schwägerschaft, 
5. das impedimentom criminis et raptus, 5. die Ermittelung der Un¬ 
fähigkeit sur Eheschliessung. Das VI. Hauptstiick betrifft die Erforder¬ 
nisse sur erlaubten Eheschliessung, und zwar l. die kirchengesetzlichen 
Eheverbote, 2. die Eheverbote des bürgerlichen Gesetzes. Das VII. Haupt¬ 
stück stellt das Brantexamen dar. 

Bd. IV. (816 S.) handelt im VOL Hauptstück von dem Aufgebote 
der Ehe and dem Trauungsverbote, im IX. Hauptstücke von der beider¬ 
seitigen Einwilligung der Contrahenten in dje Ehe und zwar 1. von dem 
Hindernisse des Mangels der Einwilligung in die Ehe, 2. von dem Ehe- 
hinderniss des Irrthums, 3. von dem der Furcht und des Zwanges, 
4. Von der bedingten Einwilligung der Contrahenten in die Ehe, von 
der Eheqefcliessung per procuratorem. Das X. Hauptstück erörtert die 
Form der Eheschliessung, and zwar 1. allgemeine Bemerkungen darüber, 
2« von der näheren Bezeichnung der Personen, vor denen die Ehe ge¬ 
schlossen werden muss, 3. von der Delegation zur Trauung, 4. von der 
Gegenwart des Pfarrers nnd der Zeugen bei der EhescbÜessuog, 5. von 
der Trauung der Brautleute, 6. von dem Trauungsbuche, 7. von der 
Verehelichung im Auslande, geheimen Ehen, Jubelehen. Das XI. Haupt¬ 
stück handelt von den gemischten Eben. 

14. Lex civilis matrimonialHs Catholicorum in Imperio Austriaco 

brevibus notis illustrata pro usu et directione paroefaorum iu Hungaria 
et partibus eidem olim adnexis. Editio altera. In subsidium Sororum 
misericordiae Pestiensium. Pestini 1857. 40 pag. 8. (für 40 kr. 

steif brosebirt) sonst 24 kr. 

Diese, wenn wir recht berichtet sind, vom dem hochw, Herrn 
Bischof Simor' von Raab verfasste, kurze und bündige Erläuterung des 
bürgerlichen Ehegesetzes, verdient sowohl wegen ihrer Gediegenheit, als 
auch wegen der wohltbätigen Bestimmung ihres Erlöses noch recht viele 
weitere Auflagen zu erleben. >• 

15. Magazin für Rechte - und Staatswissenschaften mit besonderer 
Rücksicht auf das österreichische Kaiserreich. Herausgegeben von 
Dr. Franz Haimerl, o. ö. Professor an der Universität zu Wien und 
Dr. Johann Passy, 8ectionsrath im k. k. Justizministerium. Wien 1857. 

In Bd. XV, Heft 1 dieser jetzt in eine „österreichische Viertel- 



jahrsSchrfft“- (n ng w nriirittB Zeitschrift wird „der WirkuntfskrMi der 
wdtüehen Gerichte in Eheangelegenheiten 'der Katholiken nach dem 
3t. Peeember 1857, u voa Herrn Dr, Maro besprochen, (ff. 19—49.) 
An die weltlichen Gerichte sind jetzt nur noch die bürgerlichen Wir**’ 
hangen der Ehe za verweisen. . Die Anwendung dieses Grundsatzes auf 
die Eheverhübnisse und auf die Ehe selbst wird im Einzelnen näher 
auseinandergesetst. Für die Ehe sind insbesondere in Betracht gezogen i 
die gerichtliche Einwilligung zur Ehe eines Pflegebefohlenen, die Ent¬ 
scheidung über die Giltigkeit der Ehe, die Eheverbote, die! bürgerlichen 
Rechtswirkungen der Ehe, die Todeserklärungen und der Beweis des; 
Todes durch Zeugen, die Trennung des Ehebandes, die Scheidung von 
Tisch und Bett, das Ehegericht als Schiedsgericht. '• 

Ausserdem enthält der XV* Band unter den. Anzeigen staats- and 
reohtsWissenschaftlicher Schriften aach eine Anzahl eingehender Bespre¬ 
chungen kirchenrechtlicher Werke. So ist Schuttes 'Erläuterung des 
Gesetzes über die Ehen der Katholiken in Oesterreich, und des Ehereoht 
der Katholiken in Oesterreich von ungenanntem Verfasser; Wien, Mans 
1857 von Professor Packmann 8. 66^-80-, GHaler’s Geschieht« der 
Quellen des Kircbenrechtes, PeUue Ueberoicht des preusstschen Kirchen¬ 
rechtes , Pore’8 jurisdwtio eecfesiastioa (S. 247 — 251) und Phillip» 
Kirchenrecht (S. 342 — 370) von Professor Schulte angezeigt worden, 

16. Magnum bullarium Bomanum sammorum pontißcum Cle- 
mCntis Xm., Glementis XIV., Pii VI. etc. Comtitationes, fiteCis in 
forma brevis, epistolas ad principes viros etc. oollegit A. Bdrleri. Fase; 
259 —* 266* Wien. Mechitaristen Oongregat. BuchhandL Fol. Rom. 
ä % Thaler. 

Es sind diess die neuesten Lieferungen der seit 1835 za Rom¬ 
erscheinenden von Barberi besorgten Fortsetzung der früheren filteren 
Batterien. 

17. Monumenta Cohcüiorutn generaktm saeculi decimi quinti edi- 
derunt Gaesareae Academiae Scfentiarum socii delegati. Concilium Bari- 
leense. Soriptorum tonms primus. Vindobona« typte. officinae typo- 
grapfaicae Aulae et Status. MDCCCLVII. Fol. XLVIIL et 889 paggi 
(111 Bogen, Ladenpreis 15 Flor* C. M;)> 

Eine Besprechung dieses Werkes enthielt die „Katholische Literatur- 
seitung.“ 1857. Nr. 25 und die „Allgemeine Zeitung“ in der Beilage. 
Nr. 156 vom 5. Juni 1858. 

Das Archiv gedenkt später über diese vortreffliche, von der kaiser¬ 
lichen Akademie der Wissenschaften veranstaltete Herausgabe der Abten¬ 
des Conciliums von Basel und der sonstigen darauf bezüglichem Nach¬ 
richten ebenfalls näher zu berichten. Der zweite Band steht ffik die 
allernächste Zeit in Aussioht. 



18» Mooren. Heber Eigenthum und Benützung der KirckhSfe 
auf dem preussischen Gebiete de* linken Rheinufer* von J. Meeren, 
Pfarrer io Wachtendonk. Köln und Neuss. L. Schwann’sehe Verlags- 
handlung 1857. 136 S. 8. 

19. Nardi — Elementi di Diritto Ecclesiastico, — aggiuntevi le 
norme politiehe e civili in oggetti misti dell' Ab. Franceeco Nardi. 
Dott. in Fil. Teol. e ambe le Leggi, e Prof, di Diritto eeeleaiastico e 
Statistica presso 1’ Universitä di Padova ecc. Seconda edisione anmentata 
e corretta. Padova coi tipi del Seminario. 1854. Tre volumi in 8. di 
pag. 488. 400. 294. 

Eine knrae Anneige dieses Werkes enthilt die su Rom erscheinende 
Civiltä cattoUca. 1858. Nr. CXC1IL p. 98. Es wird hier bemerkt, 
dass Nardi die früher in seinem i)iritto matrimoniale Catldtico ge- 
fiusserte irrige Ansicht,, als gäbe es in der Kirche nur einen inneren 
moralischen Zwang, and keinen fiusseren und materiellen Zwang, jetst 
berichtigt habe, indem er in dem Cap. XIV. der Elementi, wo er von 
den kirchlichen Censuren and Strafen handelt, bemerkte, dass die 
Kirche auch sn körperlichen and scbmerslichen, sa materiellen Strafen 
ihre Zuflucht nehme. So kommen sowohl im alten, wie im neuen Rechte 
als kirchliche Strafen Tor: Geldstrafen sam Besten frommer Stiftungen, 
Verbannung, Fasten, Einschliessung in eine Besserungsanstalt oder in 
ein Kloster, and andere ähnliche. Die Unterwerfung unter diese Strafen 
beruht aber kirchlieherseits nicht auf einem physischen Zwange/ wie ihn 
der Staat bei Uebertretungen der Staatsgesetse anwendet, sondern hingt 
von der Ueberseugung und der Niemand von der Kirche mit Gewalt 
und iusserem Zwange aufgedrungenen Angehörigkeit an die Kirche ab. 
(Vgl. auch Beda Weber. Cartons. S. 11 ff. und das Unten folgende 
Referat darüber.). 

20. Oeeterreichische Vierteljahrschrift für Rechte- und Staats¬ 
wesenschaft. Herausgegeben von Dr. Fran* Haimerl, k. k. ord. öst. 
Professor der Rechte in Wien. 1. Bd. 1. Heft. Wien 1858. Wilhelm 
Braumüller. IV. 192 und 10 S. 8. (Preis für den Jahrgang Yon 4 Heften. 
4 Tbaler oder 6 Fl. C. M.) 

Diese neue Zeitschrift enthält in dem vorliegenden Hefte folgende 
kirchenrechtliche Abhandlungen: Nr. II. Beiträge nur Erläuterung des 
a. h. Patentes vom 8. October 1856 über das Eherecht der Katho¬ 
liken in Oesterreich; von Herrn Dr. Peter Harum , Prof, der Rechte 
in Pest. (8. 24—61.) Nr. RI. Nach welchen Gesetzen ist in Oester¬ 
reich die Giltigkeit der Ehen katholischer Ausländer »u beurtheilen ; 
vom Herrn Dr. Maro. (S. 62—78.) 

Professor Harum gibt eine Uebersicht der bisherigen Literatur des 
neuen österreichischen Eherechtes, welche ihm noch vielfach nicht ge- 



nilgt, (8. 24 f.) Er betrachtet dann L den juristischen Charakter der 
Anweisung für die geistlichen Gerichte des Kaiserthums Oesterreich in 
Betreff dar Ehesachen (8. 25—32) und findet: „die Anweisung hat Air 
das bürgerliche Forum den Charakter eines Staatsgesetses; für das 
kirchliche Forum erscheint sie in einem kleinen Theile ihrer Bestim¬ 
mungen als particuläres Kirch enges et», ihrem Hauptinhalte nach aber 
als (bloss ?!} doctrineile Formulirung des gemeinen Kirchenrechts; doch 
kann dieselbe durch Gewohnheitsrecht den Charakter eines österreichischen 
Kirchengesetses erlangen. 4 ' Professor Harum spricht sich gelegentlich 
(S. 30 Anna.) gegen eine früher im Archiv (Bd. I. S. 550 ff.) geäusserte 
Ansicht des Referenten aus, wornach wenn ein Bischof einen Rechtssats 
als dem allgemeinen Kirchenrechte entsprechend aufgestellt habe, welcher 
in Wirklichkeit contra jus commune gehe, dann bis der Bischof die 
Verordnung surticknehme oder dieselbe durch eine höhere Instans be¬ 
richtigt werde, vorläufig jeder in der Diöcese, insbesondere auch dar 
vom Bischöfe bestellte kirchliche Richter an die Beobachtung dieses 
Satses gebunden sei, und dass dieses namentlich auch der canonische 
Gehorsam mit sich bringe. Harum sagt, er könne sich hier in keine Er¬ 
örterung über den Umfang des canonischen Gehorsams einlassan* er 
führe aber gegen unsere Behauptung die von uns selbst citirte Stelle 
aus Benedict XIV. de synodo dioecesana an: „quo circa nihil magis 
vujgatum est, quam quod synodalis eoastitutio contra jus commune et 
Apostolicas sanctiones nullius sit roboris et firmitatis. 44 Es wäre doch 
gut gewesen, wenn Harum auf die Grundsätse der obedientia canonica 
eingegangen wäre, denn schwerlich würde er dann unsere Ansicht miss¬ 
verstanden haben. Freilich ist ein bischöfliches Statut, von dem fest- 
steht, dass es contra jus commune geht , nichtig. Dadurch, dass Einer 
oder Mehrere oder Viele in der Diöcese glauben, es gehe etwas contra 
jus commune, wird diese aber keineswegs constatirt, sondern in der 
Diöcese kommt es suniobst nur auf den Ausspruch des Bischofs an, 
dessen Amt und dessen Pflicht es ist, das allgemeine Kircheureebt an- 
suwenden und durehfcuführen. (Archiv Bd. I, S. 556 ff.) Und da der 
Bischof in seiner Diöcese das alleinige oberste Recht hat, die Lehren 
und die Rechtssätse der Kirche aussulegen und su handhaben, so sind 
alle Diöcesanen, Kleriker wie Laien, seinen Entscheidungen und Ver¬ 
fügungen Gehorsam schuldig, bis von einer höheren Instan», bin vom 
Metropoliten oder endgiltig vom Papste ausgesprochen worden wäre, 
es verstosse die betreffende Anordnung des Bischofs gegen das jus 
commune, und somit die Nichtigkeit derselben rechtskräftig constatirt 
wäre. Wenn eine Verfügung des Bischofs materiell wirklich gegen das 
allgemeine Kirchenrecht verstiesse oder Jemand dieses wenigstens 
glaubte, so genügt diess nicht, um dieselbe, als nicht vorhanden aö*sr 
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Mfttetf; cs erscheint die bischöfliche Verfügung erst dann bis vöfBg.bte“ 
deutungslos, wenn sie nach formell gegen das jus commune verstösst, 
wenn der Widerspruch derselben mit dem jus commune rechtsgiltig fest- 
gestellt ist durch den Entscheid des Papstes. Wenn Jemand schon 
vorher eigenmächtig sich Aber eine Verfügung des Bischofs hinwegsetsen 
wollte, weil sie gegen das jus commune verstiesse, so würde er jeden¬ 
falls einen unerlaubten Act begehen, wenngleich die rechtliche Giltigkeit 
eines gegen bischöfliches Verbot abgeschlossenen Geschäftes, s. B. die 
Giltigkeit einer gegen bischöfliches Verbot (also illioite) eingegangenen 
Ehe nicht mehr in Frage gestellt werden könnte, sobald (durch den 
Bischof selbst oder durch die höhere Instans) rechtskräftig festgestellt 
worden, -dass das betreffende bischöfliche Verbot nicht mit dem allge-r 
meinen Kirchenreehte in Einklang stehe. Der vom Bischöfe bestellte 
kirchliche Richter, indem er im Namen und Aufträge des Bischofs Recht 
sprechen soll, ist schon desshalb Streng an die Weisungen des Bischofs 
gebunden.' Und wollte der Richter eine bischöfliche Verfügung bei Seite 
8et*en, weil sie nach seiner Ansicht contra jus commune wäre, so 
würde das Urtheil nichtig sein, weil der Richter hier seinen Auftrag, 
seine Amtsbefugnisse^ überschritten hätte: Er hätte dann eine Entschei¬ 
dung treffen wollen, welche nur dem Bischöfe und dem über diesem 
stehenden Metropoliten und suletst dem Papste znsteht. 

Professor Barum stellt nun ferner II. eine sorgfältige Untersuchung 
über die bürgerlichen Wirkungen der Ehe an (S. 32—61), welche naeh 
Art. X. des Concordates der weltlichen Gesetzgebung und der Entscheid 
düng des weltlichen Richters Überlassen sind. I® Allgemeinen gehören 
alle von der österreicktschen'btirgerlichen Gesetzgebung der Ehe beige- 
letten Wirkungen mit Ausnahme der ehelichen Lebensgemeinschaft , 
d. I. des Zusammenlebens der Ehegatten und ihrer wechselseitigen per¬ 
sönlichen Hingebung, auch vom Standpunkte des neuen Ehegesetses noch 
su den bürgerlichen Wirkungen der Ehe. Es werden auch im Einselnen 
jene Bestimmungen des neuen Ehegesetses näher betrachtet, welche dem 
Aussprache des geistlichen Gerichtes über den Bestand der Ehe den 
Einfluss aaf die bürgerlichen Wirkungen derselben gans oder theilweise 
entsiehen. 

Eine grosse Zähl von Anmerkungen bei Harum dienen su einer 
Kritik oder Berichtigung von Schuli.es Erläuterung des Gesetses Über 
die Ehen der Katholiken im Kaiserthume Oesterreich und der im ersten 
Babde des Archivs von demselben Verfasser gegebenen Darstellung des 
Processes vor den geistlichen Ehegerichten Oesterreichs. •' 

In der-Abhandlung von Dr. Maro, über die Frage, nach tceichen 
Gesetzen in Oesterreich die Giltigkeit der Ehen katholischer Ausländer 
zu beurtheilen sei , wird Eingangs (S. 6J—64) bemerkt, dass durch 



das neue Ehegeeet* an den im allgemeinen bürgerlichen Gesetabuche 
aufgestellten Principien des internationalen Rechts Manches geändert 
worden sei, in natürlicher Consequena des im Art. X. des Concordates 
ausgesprochenen Sattes, dass alle kirchlichen Rechteialle einaig und 
allein vor das kirchliche Gericht gehören, dass daher der geistliche 
Richter auch über die Ehesachen naeh Vorschrift der Kirchengesetae, 
und namentlich der Verordnungen des Tridentinischen Concilittms ur- 
thcilen werde. 

Maro führt II. aus (8. 64—68), dass ein katholischer österreichi¬ 
scher Staatsbürger, welcher steh im Auslände verehelichen Wolle, rück¬ 
sichtlich der persönlichen Fähigkeit, diesen Act giltig vorsunehmen, an 
die österreichischen Gesetae gebunden, . und die Form der Eheschliessung 
an jene Bedingungen geknüpft ist, welche das katholische Kirchengesets 
In dem fremden Staate für die Giltigkeit der Ehe. fordert. Dagegen «Ke 
nach dem 31. Deeember 1856 im Ausland« geschlossene Ehe eines 
■fremden Staatsbürgers ist (bürgerlich) nicht nach jenen Normen des 
neuen Ehegesetaes, sondern nach dien früheren Anordnungen ata beur>- 
theilen, also nach dem (bürgerlichen) Gesetae des Domicils, resp.'döB 
Geburtsortes des Fremden. Das weltliche Gericht ist jetat wie vordem 
competent, wenn es sich um die Untersuchung und Entscheidung han¬ 
delt, ob die von Ausländern jenseits der österreichischen Staatsgrenze 
geschlossene Ehe (bürgerlich) giltig sei, oder nicht. Ob die Ehe* kirchlich 
gütig sei, fällt dem UrtheHe des geistlichen Gerichtes anheim. Die 
katholische Kirche kennt in ihrer Universalität keine politische Landeg- 
gränae. Allein für die bürgerlichen Rechtswirkungen wird das ehe- 
gerichtliche kirchliche Erkenntnis hier nicht massgebend sein.' Wenn 
dagegen aur Zeit der Ebeschliessung auch nurEtneta der Brautleute dem 
österreichischen Staatsverbande angehörte,;so ist dieser ein« katholische 
.österreichische Unterthän bei der Verehelichung im Aaslande durchaus 
an die österreichischen Gesetae gebunden, und die Conseqaeqaeii.dieses 
Princips treffen nothwendig auch den anderen Gatten. 

Sodann setat Maro IR. auseinander (S; 68,—78), dass katholische 
Ausländer, welche in Oesterreich — mit einer Oestevreicheiin oder ehuk 
Ausländerin — sich verehelichen wollen , ebenso wie die eingeborenen 
Oesterreicher an das kirchliche Ehegeseta gebunden seien. Nur für,die 
persönliche Fähigkeit kommt au dem Kirchengeseta noch das fremd¬ 
ländische bürgerliche Geseta in Betracht, welchem der Ehewerber als 
:Unterthan vermöge seines Wehnaitses oder seiner Geburt, unterliegt. 
(Zt B. bei der Frage Uber die Minderjährigkeit.) Bei Uebertretung 
jener Landesgesetae könnten auch in Oesterreich die bürgerlichen Strafen 
einer gesetawidrig eingegangenen Ehe verhängt werden, welche über¬ 
haupt In Oesterreich .Vorkommen; 



Endlich IV. (S. 75—78), da die zur Giltigkeit einer Nie erfor¬ 
derlichen Bedingungen demjenigen Gesetze entsprechen sollen, unter 
dessen Herrschaft die Verbindung der Gatten Abgeschlossen wurde, so 
sind die vor dem 1. Jänner 1857 in, Uebereinstimmung mit dem hin 
dahin bestandenen bürgerlichen Gesetze eingegangenen Verbindungen als 
bürgerlich gütige Ehen ansuerkennen, wenn sie auch den Vorschriften 
des nun auch von Staatswegen publicirten Kirchengesetzes nicht ent¬ 
sprechen. Es hat das weltliche Gericht zu entscheiden, ob die vor dem 
Jänner 1857 geschlossene Nie mit den auf ihre Eingehung, sich be¬ 
stehenden Vorschriften des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches über¬ 
einstimmt, oder nicht. 'Wird demgemäss aber die Giltigkeit der Ehe 
ausgesprochen, so könnte nichtsdestoweniger das geistliche Tribunal auf 
Ungiltigkeit derselben erkennen, falls ein nicht zu hebendes Hinderriss 
des Kirchengesetzes im Wege steht. Allein eine Wirkung auf die bloss 
bürgerlichen Rechtsansprüche soll dieses Erkenntniss nur dann äussern, 
wenn beide Gatten oder Einer derselben beim weltlichen Richter um 
die Vollstreckung nachsacht, und die Wirkung selbst ist in einem solchen 
FaHe nur jene, welche sonst mit der gerichtlichen Trennung des Ehe¬ 
bandes verknüpft wird. Aehnlich verhält es sich mit denjenigen Ver¬ 
bindungen, welche von Österreichischen Staatsbürgern entweder im Aus¬ 
lande unter den daselbst gesetzlichen Formen oder in gewissen Theilen 
des Kaiserthums in der damals gestatteten Form der Civilehe einge¬ 
gangen sind. Dieselben Grundsätze finden auch auf katholische Gatten 
Anwendung, welche dem Österreichischen Staatsverbande nicht an¬ 
geboren. 

21. Penka —• Beantwortung einer eherechtUchen Frage der hei¬ 
ligen Schrift, den Zeugnissen der heil. Väter und den Aussprüchen der 
heil. Kirchenversammlung zu Trident gemäss, verfasst von Joseph Penka, 
Localcurat zu Wessiedl. Olmütz 1855. Buchdruckerei des Frans Slamik. 
40 S. (20 kr.) 

Dieses Schriftchen erörtert das Recht der Kirche, Ehehindernisse 
zu setzen, die kirchliche Jurisdiction darüber, und die Dispehsations- 
befugnisse des Ordinariats. 

22. Peronne . — De matrimonio Christiano libri tres auctore 
Joanne Peronne e Societate Jesu in Collegio Romano generali studiorum 
Praefecto. Romae typis S. Congreg. de Propaganda Fide. Tre vol. in 
8. di pagg. XVJH-448. 496. 540« 

Ein Referat über dieses neneste Werk den berühmten Verfassern 
enthält die „Civilth Cattolica.“ Roma 1858. anno nono. Nr. 195. 
pag. 339—345. 

‘ 23. Pexa. —• Die gesamtsten gesetzlichen Bestimmungen ln Ehe¬ 

sachen, nicht nur der Katholiken, sondern auch aller anderen Religion»- 
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verwandten im Kaisertbume Oesterreich von L. L. v. Pexa. 184 8. 
gr. 8. Pest. (Wien. Wendelin.) Selbstverlag. 1857. 28 Ngr. oder 
1 Flor. 20 kr. 

24. Phillips — Kirchenrecht von G. Phillips. 2* Bd. 3. Auflage. 
Regensbarg. Man« 1857. X. and 641 S. gr. 8. (n. 2 Thlr. 10 Ngr.) 

25. Preuestsche Jahrbücher. Heraasgegeben von R. Hayne. Bd. I. 
Heit 3. Mir* 1858. Berlin, Druck and Verlag von G. Reimer. 

Dieses Heft enthält 8. 244—274 einen Aufsats über „ die neuesten 
Vereinbarungen mit Rom, ln der Vebersicht wird auf Wamkiintg’s 
unter gleichem Titel in der Zeitschrift für deutsches Recht and deutsche 
Rechtswissenschaft, Bd. XVII, 8. 821 ff. erschienene Abhandlung, and 
später besüglich des Österreichischen Conoordats Öfters auf Jakobson 
„über da« Österreichische Concordat, Leipsig 1856“ verwiesen. 

Der Verfasser (nach der Versicherung eines Berliner Correspon- 
denten der Kölnischen Zeitung, des Schwäbischen Merkurs etc., einer 
der bedeutendsten Kirchenrechtslehrer) nimmt »war für den Staat volle 
Freiheit and Selbstständigkeit in Anspruch, will diese aber nicht auch 
der Kirche sugestehen, sondern was dieser sukomme oder nicht, das 
solle der Staat bestimmen. Oft genug habe freilich der weltliche Arm 
seine Autorität hier „auf das Enghersigste and Willkflhriichste geltend 
gemacht.“ Der Verfasser rechnet dahin namentlich das Placet und das 
von dem Landesherrn in Anspruch genommene Reformationsrecht. 
(8. 246 f.) „Von demselben Standpunkte aus greift die Josephinische 
Gesetsgebung tief ein in rein kirchliche Verhältnisse, und beschränkte 
die Selbstständigkeit der Kirehe und kirchlicher Organe in einer Weise, 
welche durch die Rücksicht auf die Einheit der Staatsgewalt and die 
Sicherheit des Staates nicht geboten erschien. Dahin gehörte namentlich 
die gesetsliche Sanctionirung des sogenannten EpiscopaiSystems, welches 
im vorigen Jahrhundert auch in Deutschland sahireiche Anhänger batte, 
nnd darauf aasging, entgegen dem sa Recht bestehenden Papalsystem 
den Schwerpunkt der kirchlichen Gewalt in den Episcopat su legen.... 
Die Massregeln and Beschlüsse, welche die deutschen Ersbischöfe im 
Bade Ems vereinbarten, enthielten geradesn eine Auflehnung gegen das 
Gesets der Kirche, und Joseph Q. war es, welcher theilweise diese 
Art von Revolution legalisirte durch seine Gesetsgebung über den Um¬ 
fang der bischöflichen Dispensationsgewalt, durch die Aufhebung der 
sogenannten Quinquennalfacultäten, durch Beschränkung der Appellationen 
nach Rom und Anderes mehr." 

Der Verfasser gibt eine kurse Uebersicht über die verschiedenen 
Versuche die Verhältnisse der Kirche su reguliren j namentlich Uber die 
verschiedenen Vereinbarungen swischen den deutschen Staaten und dem 
päpstlichen Stuhle, welche seit Auflösung des Reiches erschienen. (8*247 



.bis 2?51) betrachtet darauf näher den Inhalt des öfeterr. Concordates 
(251—63) ond sodann den des würtembergischen Concordates. (8. 263 
bis 274.) Als Resultat stellt sich nach, dem Verfasser heraus (S.274): 
dass in der würtembergischen Convention die Rechte des Staats in 
umfosaen derer Weise der Kirche gegenüber gewahrt worden sind, als im 
Österreich. Conoordat, dass sie aber gleichwohl auch jene Bestimmungen 
enthält, welche mit der Würde und Selbstständigkeit der Staategewalt 
unvereinbar sind, und die freie Wirksamkeit derselben in der bedenk¬ 
lichsten Weise einengen. Um diesen Preis, sicher, ist die Convention 
au theuer erkauft; denn die principielle Auseinandersetsung über die 
Competens der Staatsbehörden und des Ordinariats, welche die Denk¬ 
schrift (es sind damit die Auseinandersetsungen des würtembergischen 
Staatsanseigers gemeint) an dem Vertrage rühmt, ist eine äusserst pre<- 
eftre. Die Regierung erkennt ja selbst an, dass die PrincipieU des 
modernen Staats und der katholischen Kirche, da beide kein Gleichber- 
reektigtee neben sich sulassen, unvereinbar seien; die Fassung sogar 
der Convention lasst die Verschiedenheit der beiderseitigen Qrundan- 
schautmgen überall dgrchscbeinen, und enthält vielfach eine Anerkennung 
des kirchlichen, eine Aufopferung des Staatsprincips. Selbst wenn aber 
eine derartige formelle Neutralisirung der Principien durchweg gelungen 
wäre, was hätte die Regierung damit gewonnen? Jener priricipieHe 
Zwiespalt — sie verlasse sich darauf wird In praxi, bei der Voll- 
siehuog und Handhabung der Convention, der Nothwendigkeit der Sache 
näch hervor treten. Und um es also kors su.sagen: verfehlt und zweck¬ 
widrig von Hause aus ist jeder Versuch einer Vereinbarung mit Rom. 
Es gibt unter allen Umständen nur einen einsigen Weg. Nur die ge¬ 
setzliche Regulirung der kirchlichen Verhältnisse eines Landes ist dem 
Bedürfnisse der Sache und der Würde des Staats angemessen. Nur 
.dieser Weg gestattet der Regierung, der katholischen Kirche gerecht *u 
werden, ohne ihrer eigenen Autorität und Unabhängigkeit etwas *u ver¬ 
geben, und ihre Wirksamkeit von fremder Anerkennung abhängig *u machtet. 

Ueber und gegen diesen Standpunkt des einseitigen staatlichen 
Oktroyirens, gegenüber der katholischen Kirche, den auch die Kreus- 
xeitungspartei in Preusseu einnimmt, ein Standpunkt der den Staaten 
weit weniger. Vortheile gewährt und viel leichte* su Conflicten führt, 
als der Weg der Vereinbarung, hierüber enthalten auch die letsten Hefte 
der „historisch-politischen Blätter“ ($d. 41, Heft 10 und 11, vergleiche 
oben unser Referat darüber) in einer nochmaligen Betrachtung der 
würtembergischen Convention recht gute Bemerkungen. Der Aufsats der 
Preussischen Jahrbücher bemerkt (S. 244), . dass die katholische Kirche 
fortwährend unveränderlich denselben Standpunkt den Staaten gegenüber 
Jfjesthajte. Bei denjenigen Verhältnissen , welche die katholische Kirche 



m 


fiir eigentlich kirchliche, also für ihrem Gebiete aagefefrige ansiebt, Ist 
dieses freilich der Fall. Es kann die Kirche sich und ihre Dogmas 
und ihre Aufgabe, wie sie ihr von ihrem göttlichen Stiftergeaetzt wurde« 
nicht Andern. 

Es ist nun aber durch die sogenannte Reformation eine: andere s<h 
genannte moderne Ansicht Uber die Aufgabe des Staates und besiehungs- 
weise auch der Kirche aufgekommen, und dieser protestantischen Auf¬ 
fassung soll auch die katholische Kirche unterworfen werden« Dieses 
in der „Darmstädter Allgemeinen Kirchensekung“ vom. Super in tendcnten 
Eichler (vgl. unser obiges Referat) und in der „Berliner protestantischen 
Kirchenzeitung“ vom Professor Pfarrer Schweizer (vgl. das unten fol¬ 
gende Referat) ausgesprochenen Wunsch iheiteu auch die „ Preussisehen 
Jahrbücher.“ Sie tadeln es an dem österreichischen Coneordate (8.251 f.)« 
„dass in ihm die österreichische Regierung eine Auffassungsweise des 
Verhältnisses von Staat und Kirohe im Princip auf gegeben habe, welche 
seit der Reformation von der Gesetzgebung und Praxis, als die des 
staatlichen Selbstständigkeit, sowie der Förderung geistiger und sittlicher 
Cultur allein entsprechende anerkannt worden wäre.“ Sie wollen also 
den Protestantismus jetzt monopolisiren, obschon sie es für lieblos 
halten (S. 2S6 — 58), wenn die Katholiken dieses den. Protestanten 
gegenüber thun wollten. Die „Preussisehen Jahrbücher“ tadeln es auch 
(S. 252). dass der Kaiser von Oesterreich den Vertrag aufrichtig ge-! 
meint, und ohne jeglichen Vorbehalt pablicirt und nicht seinerseits eine 
Art von Publieation des Concordates gewählt hat, wie sie van einigen 
Staaten, nachdem sie vorher eine Vereinbarung mit dem Papste ohne 
alle Klauseln eingegangen hatten, früher beliebt war, eine Art von 
Publieation, wodurch die praktische Geltung des Concordates, eines Ver¬ 
trages, eines zweiseitigen Rechtsgeschäftes, ganz von dem einseitigen 
Willen der Staatsgewalt abhängig sein sollte und vielfach die stlpulirten 
Bestimmungen illusorisch blieben. 

Wollten wir auf die im Grunde ziemlich oberflächliche und oft 
angenaue oder unrichtige Auffassung der Bestimmungen des österreichi¬ 
schen und würtembergisehen ConSordates, wie sie sich in den Preussisehen 
Jahrbüchern findet, näher eingehen, so würden wir Vieles zu berichtigen 
haben. Im Ganzen sind es die gewöhnlichen, früher schon oft genqg 
vorgebraehten und widerlegten Verdächtigungen und Irrthüater, als z.B. 
auf den Eid der Treue, detudie Bischöfe an den Kaiser ablegten, sei 
kein grosses Gewicht legen , da er sich nach dem Geitte nnd Wort¬ 
laute des Concordates auch auf indifferente Verhältnisse besiehe 
(S. 253); ferner „der Staat habe sieb durch daB Coneördat die Erfül¬ 
lung: seines Berufes, Wissenchaft und geistiges Leben zu fördern, So 

Uott* JrqU» für kath. Kirchenrtcht. UL Sand. 32 



gut' wie, unmöglich gemacht (8, 254)$ „die Regierung habe sieh des 
eigenen, selbstständigen Urtheils über die Verderblichkeit von Büchern 
begehen (8. 254); bedenklich erscheint es den „Jahrbüchern'* (S. 255), 
wenn die Bischöfe ungehindert eine Excommunication sollen verhängen 
dürfen$ ferner soll die rechtliche Stellung und die Religionsfreiheit der 
Protestanten durch dasConcordat gefährdet sein (8. 256 ff.); die Jahr¬ 
bücher stellen es so dar (8. 261 f.), als ob jetzt die Protestanten in 
Oesterreich vom Staate durch bürgerliche staatliche Mittel geswungen 
werden sollten, nach den Satzungen der katholischen Kirche zu leben, 
and „durch die Bestimmungen des Concordates über den Einfluss kirch-* 
Heber Organe auf die Presse (Art; 9 nnd zum Theil Art. 16), sei 
diesen endlich in der That die Macht gegeben, die* gesummte protestan¬ 
tische Wissenschaft und Literatur in Oesterreich su unterdrücken. (8.262.) 
Dataaf folgen nnn (S. 263 f.) lebhaftere Aeusserungen des MisSmnths 
darüber, dass die Regierung des „stockprotestantischen*' Landes Würtem- 
berg durch die Convention vom 8. April 1857 in die FussStapfen des 
überwiegend katholischen Oesterreich getreten sei. Am Schlosse des 
darauf folgenden Ueberblicks über den Inhalt des würtembergisehen 
Concordates findet der Verfasser zu seinem Tröste (8. 273 f.), es be¬ 
dürften gerade die wichtigsten und eingreifendsten Concessionen den 
Regierang, hm gesetzlich wirksam and verbindlich Zu werden, erst der 
Genehmigung von Seiten der Stände. Inwieweit dies nach der Ansicht 
der Regierang der Fall ist, ergibt sich jetzt ans dem Berichte des 
ständischen Ausschusses, wovon der hierher gehörige Theil von dem 
Archive mitgetheiit wird. (Fortsetzung folgt.) 


A n h a n g. 

Die gesummte Kirche betreffend, 

fnficAeidwNf riet* Kongregation der Ablässe, 

Quam Decretam quod in Indice librorom prohibftorum pabUcatnm 
«IstU Inter „Decreta de libris prohibitis nec in indice Uominatim ex- 
pressis,* 4 §. Btt, n. 12, (Uempe: „Indulgentiaram libri omnes, diaria, 
ssmmaria, libelli, folia etc., in quibas earam coocessiones continentor, 
non edantur absque licentia Sacrae Congregationis Indolgentianun“), 
pleno 8no robore vigeht, Episcopus Petrocorcnais et Sarlatensis, in Gal- 
lia, quorumdam dubiorum sohttonem a saüctissimo Domino Nostro hn- 
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militer postulavit, ad impressionem summariorum catalogorum, foliorum- 
que Indulgentiarum quod attinet, uti sequitur: 

„Reatissime Pater! 

„Io decretis de libris prohibitis, quae post regulas indicis addita 
sunt, haec leguntur §. QI, n. 12: 

Iadulgentiarum libri omnes, diaria, summaria, libelli, folla etc., in 
quibus carum concessiones continentur, non edantur absque licentia Sacrae 
Congregationis Indulgentiarum. 

Cum vero circa hu jus regulae interpretationem plara dubia exorta 
sint, Episcopus Petrocorensis et Sarlatensis in Qalliia ab Ipsa efflagitat 
humillime: 

1. Utrum praefata regula ita intelligenda sit, ut nulla summaria, 
catalogi, folia indulgentiarum ipsa auctoritate Ordinarii imprimi possint, 
absque speciali licentia S. Congregationis Indulgentiarum, etiam quando 
ipsi certo constat authenticas illas iudulgentias esse, verbi gratia, qula 
penes se habet catalogos, aut summaria Romae impressa? 

2. An vero haec impressio et evulgatio solum prohibeatur Ordinario, 
quando non ipsi certo constat jam a S. Congregatione Indulgentiarum 
evulgatas fuisse has indulgentias ?“ 

Itaque propositis ejusmodi dubiis in generalibus comitiis Sacrae 
Congregationis Indulgentiis sacrisque reliquiis praepositae, in palatio 
apostolico Vaticano habitis, die 14. Decembris praeteriti anni 1857, 
Eminentissimi Patres, audito consultoris voto, rebusque matare perpensis 
fuerant in voto quoad utrumque dubium ut infra, videlicet: 

■ Articulum 12, §. RI, decretorum post Regulas Indicis editorum ita 
esse intelligendum, et in praxim deduccndom, ut si agatur de edenda 
concessione alicujus indulgentiae vel summarii indulgentiarum, quod ex 
Brevi Apostolico, vel Rescripto desümendum est, aut de summario ex 
auctoritate Sacrae Congregationis jam vulgato, in potestate Ordinarii sit 
licentiam concedere earUmdem indulgentiarum cöncessiones typis impri- 
mendi (dummodo pro aliquo elencho non sit specialis et expressa pro- 
hibitio); e contra vero si sermo sit de summario vel antea collecto, 
sed nunquam approbato, vel nunc primum ex diversis concessionibus 
colligendo, requiritur expressa Sacrae Congregationis Indulgentiarum licen 
tia; addita tarnen conditione. 

Facto verbo cum Sanctissimo factaque per me infra scriptum Sacrae 
Congregationis secretarium Sancto Domino Nostro Pio PP. IX. de his 
omnibus fideli relatione in audientia diei 22. Januarii 1858, Sanctitas 
sua Eminentissimorum patrum votum adprobavit. 

Datum Romae ex sec. Sacrae Congregationis Indulgentiarum. 

F. Cord. Atq%dniu8 , Praef. Aloitiu* Colombo , Secretarios. 


82 * 



472 


Oesterreichische Rechtsquellen. 

Nos Josephus Othmarus S. R. E. Cardinalis Rauscher , Bei et Sedis 
Apostolicae gratia Princeps - Archiepiscopus Viennensis, Ordinis 
S. Stephani Regis Magnae Crucis Eques nec non Ordinis Leopoldini 
Praelatus et magnae Crucis Eques etc. etc. 

Reverendissimis Fratribus Episcopis, veneralibus Capital» metropolitano 
et cathedralibus, Abbatibus, Praepositis, omnibasque personis ecclesia- 
sticis, qaae Concilio provinciae Nostrae interesse debent 

Salutem in Domino. 

Quum Dens et Redemptor noster dixerit: „ubi sunt duo vel treS 
congregati in nomine meo, ibi sum in medio eorum, Apostoli ipsi gra- 
vissimara, quae de observatione rituum Mosaicorum exorta erat, quae- 
stionem conventu indicto pertractandam esse censuerunt, et monente eos 
Spiritu Sancto in exemplum eorum, quos saccessores habituri essent, 
primum. nobilissimumque concilium celebraverunt, Quocirca Ecclesia, 
quae superaedificata est super fundamentum Apostolorum, de rebus ma- 
joribüs seu difficilioribus advocatis Episcoporum conciliis tractare et 
decernere consuevit. Ubi pietas et disciplina floreret, frequentes fuisse 
Episcoporum conventus, ubi concilia cessarent, pietatis studia et disci— 
plinae vigorem marcuisse, historia ecclesiastica testatur. Quum ejusdem 
provinciae Antistites peculiari quodam caritatis et officii vinculo jungantur, 
ex primis jam Ecclesiae temporibus crebro convenerunt, ut de moribus 
moderandis, controversiis componendis, cunctis demum, quae gregis do- 
minici salutem attinent, negotiis in honorem Domini ordiuandis de- 
liberarent et constituerent. Antiquissimi, qui Apostolorum inscribuntur, 
canones praecipiunt, ut concilium provinciale bis quotannis habeatur. 
Idem Patres Nicaeni et Chalcedonenses decreverunt. Concilium oecu- 
menicum sextum constituit, ut synodus provincialis omni excusatione 
remota semel in anno fieret. Concilium autem Tridentinum, quod murum 
ruinae domus Israel misericordiarum Pater opposuit, inter tot salutaria 
decreta sanxit, ut provincialia concilia, sicubi omissa sint, renoventur et 
deinde quolibet saltem triennio celebrentur. 

His ita constitutis, officii Nostri ratio exposcebat, ut nihil negli- 
geremus, quod ad antiquissimum et sanctissimum synodorum institutum 
Nostra in provincia resuscitandum conferre posset, et quum de re age- 
retur, cujus usus his in regionibus per tria prope saecula exoleverit, ad 
difficultatem et dubitationem quamcunque praeveniendam, secunda Aprilis 
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die anni 1855 Sanctae Congregationi Cardinaliom Concilii Tridentini 
interpretum normam tradidimas conciliam provinciale celebrandi suppli- 
cantes, ot eam, in quantum Ecclesiae sänctionibus et utilitati respondeat, 
adprobare dignetur. Eminentissimus aatem Congregationis Praefectas 
decima sexta ejusdem mensis die perhumane Nobis rescripsit, nihil ibidem 
adinventam fuisse, quod pragmaticis sacrornm canonum et ecclesiasticae 
disciplinae institatis adversetar, et Sanctissimam Patrem, cni res relata 
sit, id maxime gratnm habuisse, simulque summis laadibns commendasse 
propositum redintegrandi in Austriaca ditione intermissum conciliorum 
celebrandorum usum, statim ac favente et anxiliante Deo inchoata jam 
inter Sanctam Sedem et Augustissimum Imperatorem concordia ad exitom 
perducatur. 

Christi in terris Vicariam voti compotem feeit omniam moderator 
Deos, et gratia ipsius, a qao omne datum Optimum et donum perfectum 
descendit, concordiae opus absolutum est. Quum igitar nihil sapersit, 
quod prohibeat, quin canonicas de conciliis provincialibus sanctiones 
executioni mandemus, implorato divino auxilio et Beatissimae Mariae 
Virginia 'omniumque Sanctorum intercessione, consultisque Reverendissimis 
Fratribus Episcopis comprovincialibus Conciliam provinciae Nostrae in 
festo S. Lucae Evangelistae decima octava die mensis Octobris anni 
hujus Viennae in ecclesia Nostra metropolitana inchoandum decrevimus, 
ac per praesentes litteras indicimus et convocamus. Reverendissimos 
Episcopos comprovinciales nec non Reyerendissimum Episcopum auxi¬ 
liärem Nostrum, ut statuto tempore Concilio adsint, monemus et requi- 
rimus. Advocamus insuper venerabilia Capitula metropolitanuin et cathe- 
dralia nec non venerabiles Abbates, Praepositos, Priores conventuaies et 
Superiores provinciales regularium, qui animarum curam agunt, aut 
quorum monasteriis domibusve beneficia curata provinciae Nostrae incor- 
porata existunt. Capitulum metropolitanum per tres, cathedralia per 
duos procuratores suffragiis absolute majoribus eligendos compareant. 
Si eorum, qui litteris Nostris legitime vocati sunt, aliquem impedimento 
legitimo retlneri contingat, caussam probandam Nobis proponat. Ceterum 
normam a S. Congregatione approbatam, cujus exemplar adjungendum 
censemus, presso pede in omnibus singulisque sequemur. 

Qui quaerit invenit: itaque ut digni simus, qui congregati in nomine 
Domini radio lucis coelitus emisso dirigamur, animum oratione et omni 
opere bono praeparemus oportet. Cum autem rectori navis et navigio 
deferendis communis caussa existat, non tantum ecclesiasticos viros sed 
etiam popuium fidelem ad deprecationis nostrae societatem vocare decet. 
Quapropter Nostram per Archidioecesim publicas instituemus supplica- 
tiones, quibus clementia divina exoretur, ut Synodi celebrandae dignum 
sit exordium, faustus progressus et exitus, fructus Domino benedicente 
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atorrfmtK, et Reverendissimos Fratres Coäpiacopos, nt baec eadem in 
dioeeesibDS eis commissis ordinent, hortamur in Domino. 

Datum Viennae in festo S. Jacobi Apostoli, die vigesima quinta 
Jnlii anni salatin miliesimi pctingentesimi quinqaagesimi octavi. 

J. 0. Card. Rauscher , m. p. 

Ex mandato Eminehtissimi ac Reverendissimi Principis 
Ed. Angerer, m. p. 

Can. hon. Secr. 


Zum Ehegesetz. 

Um den Zweifeln su begegnen, welche Uber die Anwendung 
einiger Vorschriften des, mit dem kaiserlichen Patente vom 8. öc- 
tober 1856 kundgemachten Ehegesetzes auf Militärpersonen angeregt 
worden sind, werden in einer Verordnung des Ministeriums für Cultus 
und Unterricht und des Armee-Obercommando vom 19. August, welche 
in dem am 18.Sept. ausgegebenen XXXVIII. Stück des Reichsgesctzblattes 
enthalten, und fUr den ganzen Umfang des Reiches wirksam ist, folgende 
nähere Bestimmungen kund gemacht: 

1) Ueber die Ehestreitigkeiten der bis zur Einberufung oder Entlas¬ 
sung beurlaubten Mannschaft, vom Feldwebel oder Wachtmeister ab¬ 
wärts, und der nicht activen Reservemannschaft bat, obwohl dieselben 
in der Regel, als sur Militia vaga gehörig, der militärgeistlichen Juris¬ 
diction unterstehen, das oivilgeistliche Ehegericht ihres Aufenthaltsortes 
su verhandeln und zu entscheiden; dasselbe gilt bezüglich der Ehe¬ 
sachen der nach der sweiten Art verheiratheten Militärmannschaft, wenn 
die Klage gegen die dem Civilstande angehörende Gattin gerichtet wird. 

2) Jedes , t von einem civilgeistlichen Ehegerichte gefällte Urtheil 
über die Giltigkeit der Ehe einer Person der Militia vaga ist von dem¬ 
selben nicht nur dem politischen Landeschef, sondern auch dem militär¬ 
geistlichen Ehegerichte sur weiteren Vorlage an das Armee-Obercom- 
mando mitsutheilen. Zu demselben Behufe ist die von einem civil¬ 
geistlichen Ehegerichte ausgesprochene Scheidung einer solchen Person 
nicht nur der Civilinstans der Gatten, sondern auch dem geistlichen 
Ehegerichte der Armee sur Kenntniss zu bringen. 

3) Das von dem militärgeistlichen Ehegerichte gefällte Urtheil über 
die Giltigkeit der Ehe einer nach zweiter Art verehelichten Militärperson 
wird dem politischen Landeschef des Wohnortes der, dem Civilstande 
angehörigen Gattin mitgetheilt, und über die von dem militärgeistlichea 
Ehegerichte ausgesprochenen Scheidung einer solchen Militärperson die 
Personalinstans der Gattin verständigt werden. 
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4) Die Vorschrift des §. 15 and 16 des Anhanges L, «femr. der 
§§. 61, 62 and 63 des Anhanges II. des Ehegesetzes, bezüglich des 
Aufgebotes, findet auf Ehen der zur Militia vaga gehörigen Militärper¬ 
sonen keine Anwendung, und es ist die, bei der zuständigen Feldbapelie 
erfolgte Verkündigung solcher Ehen bezüglich dieser Militärpersonen 
für ausreichend zu halten. 


Den Mteligionaunterricht für Privatachüier , die bei 
einen» öffentlichen Gymnasium oder einer Ueotaehuie 
eingeschrieben sind, betreffend . 

(Rrixner Dioecesanblatt.) 

Die h. k. k. Statthalterei hat unterm 20. d. M. Z. 12201—1559 
Studien nachstehende Verordnung des h. k. k. Ministeriums für Cultus 
und Unterricht ddo. 9, Juni 1858 Z. 9653—546 anher mitgetheilt: 

„Um den bischöflichen Ordinariaten die ihnen zustehende Leitung 
und Ueberwachung des Religionsunterrichtes und der religiösen Uebun- 
gen auch bei denjenigen katholischen Schülern, welche ihre Bildung in 
dem Gebiete der Gymnasial- oder Realschul-Studien durch häuslichen 
Unterricht erhalten, zu ermöglichen, wird hiemit angeordnet, dass jeder 
bei einem öffentlichen Gymnasium oder einer selbstständigen Realschule 
eingeschriebene Privaischüler katholischer Religion, bevor er zur Able¬ 
gung einer Semestralprüfung zugelassen wird, sich mit einem von einem 
katholischen Priester ausgestellten Zeugnisse auszuweisen hat, worin 
der Aussteller erklärt, dass [er in Folge der ihm von seinem Bischöfe 
hierzu ertheilten Ermächtigung den Privatisten in der Religion nach dein 
für die abzulegende Semestralprüfung vorgezeichneten Anforderungen 
unterrichtet, und dass der Schüler auch hinsichtlieh der religiöseti 
Uebungen seine 'Pflichten erfüllt habe. Der Director des Gymnasiums 
oder der Realschule hat daher die Privatisten bei Gelegenheit der 
Einschreibung derselben auf dieses Erforderniss aufmerksam Zu machen. 
Es ist dann Sache der Eltern des Schülers, die Wahl eines Priesters 
als Privatlehrers in der Religion zu treffen, so wie des letzteren, 
sieh die Ermächtigung zur Ertheilung dieses Privatunterrichtes vou 
seinem Diöcesanbischofe zu erbitten. Mit gleichem Zeugnisse haben 
sich auch picht eingeschriebene Privatschüler dann auszuweisen, wenn 
sie Behufs der Einschreibung an einer öffentlichen Mittelschule, zur Auf¬ 
nahmsprüfung oder an einem Gymndsium zur Maturitätsprüfung zuge¬ 
lassen werden wollen. 

Die k. k, Statthalterei hat die geeigneten Weisungen zu erlassen, 
damit diese Anordnung, von welcher den Diöcesanbisehöfon Mitteilung 
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am miini ist, mit Bfegmn des Schuljahres 1858—-59 in Wirksamkeit 
trete/* ' 

Jene Priester, weiche um Ertkeilong des Religionsunterrichtes für 
solche Privatschüler angegangen werden, haben sich demnach vorher 
um die Ermächtigung zur Ertheilung desselben bittlich an das Ordina-r' 
riat so wenden. 

Fürstbischöfliches Consistorium Brisen 
den 28. Juni 1858. 

Georg Habtmam, 

Präses; 

Johann Stippler, 

Secretär. 


Anfeindung der abgetrürdigten Feiertage, an denen 
apptieirt werden ntueei 

' (Brixner Dloecesanblatt.) 

Die Seelsorger sind verpflichtet, an folgenden abgewürdigten 
Feiertagen für ihre Gemeinde zu appliciren: 

Am Osterdienstage, am Pfingstdiensttage, an den Festen der Erfin¬ 
dung des heil. Kreuzes, des heil. Erzengels Michael, des heil. Johannes 
des Täufers: der heil. Apostel Andreas, Jakobus, Johannes, Thomas, 
Philippus und Jakobus, Bartholomäus, Matthäus, Simon und Judas, 
Matthias; der bh, unschuldigen Kinder, des h. Laurentius Märtirer, des 
|. Silvester Papst, und der h. Mutter Anna. 

Die Anordnung der Application an den Patrozinien hat für die 
Diöcese Brixen keine Anwendung, da am Feste des Landespatrons, des 
hl« Joseph, als gebotenem Festtage appücirt wird, das Fest des hl. 
Kassian, welches als Bißthumspatrocinium ehemals de praecepto gefeiert 
wurde, nun auf den II. Sonntag nach Ostern verlegt ist, besondere Orts¬ 
patronen aber, soviel bekannt ist, nicht erwählt worden sind. 

Sollten jedoch über die Feier von Ortspatrocinien (nicht Kirchen- 
patrocinien) in einzelnen Gemeinden Zweifel entstehen, so werden die 
Seelsorger die Gründe, auf welchen die Vermuthung für eine solche 
Feier sich stützet, so wie diessfalls vorhandene Urkunden, Vormerkun¬ 
gen o. d. gl. zur Erörterung der Frage einsenden, und sohin, eine spe- 
cielle Ordinariats-Entscheidung erlangen. 

Ich ermahne euch, ehrwürdige Brüder! diesem Aufträge Seiner 
Heiligkeit mit jenem willigen Gehorsam naehsukommCn, der sich auf 
folgsame Sühne ziemt. Da ich jedoch die miss lieben Verhältnisse eurer 
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Pfründe» kenne, werde ieh meine Reise nach Rom bentttseny um eine 
Erleichterung dieser Last so ersielen. Das Ergebniss werde ich seiner 
Zeit bekannt geben. 

Gegeben in meiner fUrstbischüfliehen Residen*. 

Brixen den 18. August 1858. 

VINCENZ , Fürstbischof. 


Me Weier der heit. lUfeaae in JPrivat - Oratorien und 
Brivat-Bänaem betreffend. 

(Brixner Dioeccsanblatt) 

Von den Quinquennal-Facultfiten, welche mir der heil. Stuhl unterm 
28. December 1856 mittelst der S. Congr. Prop. Fidei gnädigst ertheilt 
hat, lautet die fünfsehnte, welche sich auf die Feier der heil. Messe 
besieht, folgendermaßen: 

„Celebrandi bis in die, si necessitas urgeat, ita tarnen, ut in prima 
missa non sumpserit ablutionem, per unam horam ante auroram, et aliam 
post meridem, sine ministro, sub dio, et sab terra, in loco tarnen de- 
centi, etiamsi altare sit fractum, vel sine reliquiis sanctorum, et prae- 
sentibus haereticis, schismaticis, infidelibus, et excommunicatis; si aliter 
celebrari non possit.“ — 

Da sich nachgerade bei der Erklärung und Anwendung dieser Fa- 
cultät eine Verschiedenheit der Meinungen ergab, so habe ich, um in 
dieser so wichtigen Sache mit Sicherheit Vorgehen su können, und die 
Tragweite der gedachten Facultät gans verlässlich su erfahren, am 4. 
Juni d. Js. nachstehendes Schreiben an den Cardinal-Präfect der S. 
Congr. Propagand. Fidei gerichtet: 

„Cum quaedam dubia super ista facultate (decima quinta) fuerint 
exorta et sententiae non omnimode concurrant,. Eminentiam Vestram 
Rmam adeo, Ipsam ex Corde deprecans, ut ad infrascriptas quaestiones 
mihi benignissime respondere velit, ad hoc ut ad tramites istius facul- 
tatis tuto procedere valeam. 

1. An ista verba — „si aliter celebrari non possit “ — ad totum 
tractum praecedentem, qui incipit „celebrandi bis in die etc.vel 
solum ad ultima verba „et praesentibus haereticis, schismaticis, infi¬ 
delibus et excommunicatis“ referenda sunt? 

2. An enunciata verba „si aliter celebrari non possit* 1 conditionem in- 
velvunt, sub qua tantum superiori facaltate uti valeam? 

3. Num ejusmodi facultati innixus licentiam concedere possum ad 
Biennium vel Triennium, ut loco decenter ornato et ab usn profano 
seqpestrato in aedibus privatis a quoenaque sacerdote super Altari 
portatiü Missa legator ? 
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4. Si hoc non licet, an facnltate, de qua eermo, nixus, selten certh 
Saeerdotibvt praee. aegrotis seu balneo utentibos ad tampos deter- 
miBatam licentiam impertiri valeo, in ejasmodi locis in aedihus pri- 
vetis existentibus super Ara portatili 8. Missam celebrandi? 

Com plurimum mea intersit, ut nonnisi ad tramites praescriptos 
facnltate ista deeima quinta utar, Eminentiae Vestrae benignitate fretus, 
Ipsam humillime et ex corde rogo, ut, quam citius fieri possit, ad praefatas 
quaestiones beniguissime respondere velit, quo fiat, ut tuta conscientia 
procedere valeam.“ 

Auf diese Anfrage erfolgte unterm 30. Juni d. Js. Nr. 1. diese 
Antwort: 


Ulme et Rme T>ne\ 

Inter alias facultates Ampi. Tuae factas die 28. Decembris 1856 eae 
sunt, quaeNr. 15 distinctae spectant ad Missae celebrationem in die iteran- 
dam, et ad modum, quo Sacrum effi eien dum est. Cum porro iis adjiciatur 
conditio „si aliter celebrari non possit“ id causae fuit, cur A. Tua quoad 
usum praedictarum facultatum quatuor enodanda S. Congui proposuit die 
4. Junii a. c. Quibus animadverto, ut satisfaciam, eamdem conditionem 
afficere non quidem Missae iteratam celebrationem, aut quod in ea ser- 
vandum est jejünii non frangendi causa, sed modum, quo Sacrum cele¬ 
brari debeat, adeo ut nisi urgeat necessitas, et aliter fieri possit, factis 
dispensationibus celebrandi scilicet sine Ministro, sub dio etc. Tibi uti 
non Iiceat. Addern praeterea non eam esse earumdem facultatum exten- 
sionem, qua A. Tua quibusvis Sacerdotibus etiamsi aegrotis valeat per- 
mittere, ut in privatis aedibns super Altari portatili Sacrum faciant. 
Caeterum cum a Congne SS. Bituum nuper data sit instructio quoad 
usum Calicis, dum Missa in die iterato celebratnr, eam heic insertam 
ad Te mitto. Interim Deum precor, ut Te diu sospitem incolumemque 
servet. , 

Romae ex Aed. S. Congnis de P. F. die 30* Junii 1858. 

A. Tuae 

Uti Frater addictissimus 
Al. C. Barnabö Praef. 

Cajet. Arcbpus Thebar. a Secretis. 


Da ich demnach von der obigen Vollmacht pur in Nothfälien Ge¬ 
brauch machen kann, so finde ich mich bei dieser Gelegenheit veran¬ 
lasst, nur künftigen Richtschnur Folgendes su bemerken: 

1. Es ist bekanntlich ein allgemeines Gesets der Kirehe, dass die 
heil. Messe nur in consecrirten oder benedidrten Kiroheg oder 
öffentlichen Kapellen gefeiert werden kann. Eine Ausnahme von 
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dieser Regel wird für gewisse Fälle durch das eanenisehe Recht, 
für andere durch ein Privilegium oder eine Dispens begründet. 

2. Die Errichtung eines Privat-Oratorium, in welchem die heil. Messe 
gelesen werden soll, kann nur der heil. Stuhl gestatten. Ist die 
Erlaubniss dazu gegeben, so ertheilt der Bischof, wenn das Ora¬ 
torium nach Vorschrift erbaut und eingerichtet ist, die Mess-Licen*. 

3. Glaubt Jemand hinreichende Gründe zur Errichtung eines Privat- 

Oratorium zu haben, so soll er sich durch das Decanalamt bittlich 
an das Ordinariat wenden, welches nach Befund der Utnstfinde die 
Erlaubniss dazu vom heil. Vater einholen wird. t 

4. Kirchen und öffentliche Kapellen, welche Jedermann zugänglich sind, 
dürfen nur mit Erlaubniss des Bischofes gebaut werden. 

5. Was die krankeq Priester anbelangt, welchen ich die Erlaubniss im 
Zimmer die heil. Messe zu lesen nicht ertheilen kann, werde ich um 
die nothwendige Vollmacht zu ihren Gunsten beim heil. Stuhle an- 
suchen und das Ergebniss seiner Zeit mittheilen. 

6. Indem ich die YJLll. und IX. Decanal-Facultät hiemit zurücknehme, 
ersuche ich zugleich die Hochw. Herren Decane, die erloschenen 
Mess-Licenzen, ohne sie weitet zu erstrecken, Fall für Fall anher 
einzusenden. 

Die im obigen Schreiben erwähnte Instruction^ wird, obgleich der 
Fall, zweimal an einem Tage die heil. Messe lesen zu müssen, in dieser 
Diöcese nicht vorkommt, im Nachstehenden bekannt gegeben. 

Instructio S. Rituum Congregationis. 

Quando Sacerdos eadem die duas Missas dissitis in locis celebrare 
debet, in prima dum sanguinem sumit, eum diligentissime sorbeat. 
Exinde super Corporali ponat Calicem et palla. tegat, ac junetis manibus 
in medio Altari dicat „Quod ore sumpsimus etc.“ et subinde admoto 
aquae vasculo digitos lavet dicens „Corpus tuum“ et abstergat. Hisce 
peractis Calicem super Corporali nianentem adhuc, deducta palla coope- 
riat ceu moris est, scilicet primuni puriheatorio linteo, deinde patena ac 
palla, et demum velo. Post haec Missam prosequatur, ac completo ultimo 
Evangelio rursus stet in medio Altaris, et detecto Calice inspiciat, an 
aliquid divini sanguinis nec ne ad imum se receperit, quod plerumque 
continget. Quamvis enim sacrae spccies primum sedulo sorptae siut, 
tarnen dum sumuntur, cum particdlae, quae circum sunt undequaque sur- 
sum deferantur, nonnisi deposito Calice ad imum redeunt. Si itaque 
divini sanguinis gutta quaedam supersit adhuc, ea rursus ac diligenter 
sorbeatur, et quidem ex eadem parte, qua ille primum sumptus est, 
quia sacrificium moraliter durat, et super existentibus adhuc vini speeiebus 
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«x divino praecepto compleri debet. Postmodum sacerdos In Ipsam 
calicem tantum saltem aquae fundat, quantum prius vini posaerat, eam- 
que circumactam ex eadem parte, qua S. Sanguinem biberat, in paratum 
vas demittat. Calicem subinde ipsam Purificatorio linteo abstergat ao 
demam cooperiat ati alias fit, et ab Altari decedat. Depositis S. vesti- 
bus et gratiarum actione completa, aqua e Calice demissa pro reram 
adjunctis vel ad diem crastinum servetur (si nempe eo rursus sacerdos 
redeat missam babiturus) et in secnnda purificatione in Calicem demit- 
tatur, vel gossipio aut stupa absorpta comborator, vel in Sacrario, si sit, 
exsiccanda relinquatur, vel demittatur in piscinam. Com autem Calix, 
quo Sacerdos primum est nsus, purificatas jam sit, si illo ipso pro 
Missa altera indigeat, eum secum deferat: secus vero in altera Missa 
diverso Calice uti poterit. De quibas omnibas facta postmodum Ssmo. 
Dno Nro. Pio PP. IX. per subscriptam Secretarium fideli relatione, 
Sanctitas Sna resolationem S. C. cum adnexa Intructione approbare 
dignata est. 

Die 11. Martii 1858. 

C. Epus Albanensis Card. Patrizi S. R. C. Praefectus. 

Hannibal Capalti, S. R. C. Secretarius. 

Brixen am 30. Jali 1858. 

VINCENZ, Fürstbischof. 


WJebetr Me bischöflichen Zeugnisse für Me Kandidaten 
«ies Heffttlar-Sltwndes. 

(Brixner - Diöcesanblatt.) 

Gemäss des nachfolgenden Decretes der heil. Congregation Uber 
den Regular-Stand vom 25. Jänner 1848, auf Befehl Seiner Heiligkeit 
PiuB IX. herausgegeben, welches anfängt „Romani Pontifices,“ darf Nie¬ 
mand zur Einkleidung in einen Orden oder was immer für eine reli- 
giöse Genossenschaft, ohne Unterschied, ob ihre Mitglieder feierliche 
oder nur einfache Gelübde ablegen, zagelassen werden ohne Zeagniss 
des Bischofes sowohl seines Geburtsortes, als auch jener Gemeinde, in 
welcher der Kandidat nach vollendetem fünfzehnten Jahre seines Alters 
sich über ein Jahr aufgehalten hat. In diesen Zeugnissen muss über 
Geburt, Alter, Sitten, Lebensweise, Ruf, Stand, Erziehung und Kennt¬ 
nis s des Kandidaten Aufschluss gegeben werden, so wie auch ob er je 
in Untersuchung gestanden, in irgend eine Censur, Irregularität, oder 
ein anderes canonisches Hinderniss verstrickt, ob er mit Schulden 
belastet, oder wegen irgend einer Verwaltung einer Verantwortlichkeit 
unterworfen sei. 
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Damit non durch die Einleitung der Nachforschungen über die 
Beschaffenheit der Kandidaten, welche sur allseitigen Befolgung dieses 
Decretes erfordert werden, die Ausstellung der Zeugnisse und sohin 
die Einkleidung der Postulanten nicht unnöthiger Weise verzögert wer¬ 
den muss, wird hinsichtlich der Zeugnisse für jene Kandidaten, welche 
entweder ihrer Geburt nach dieser Diöcese angehören, oder sich nach 
dem fünfsehnten, Lebensjahre über ein Jahr an einem Orte der JDiöcese 
aufgehalten haben, im Aufträge Seiner Fürstbischöfiichen Gnaden des 
hochwürdigsten Herrn Ordinarius folgendes angeordnet: 

1. Wenn ein Zeugniss sur Aufnahme in einen Orden oder eine 
geistliche Genossenschaft der Diöcese Brixen erfordert ist, so werden 
die hochwürdigen Kloster-Vorstehungen hiemit ersucht, dass Sie den 
Qm Aufnahme bittenden andidaten die KAngabe nicht nur des Geburts¬ 
ortes, sondern auch jener Orte der Diöcese, an welchen sie sich nach 
dem besagten Lebensjahre, wenn auch nicht ununterbrochen, doch su- 
sammen über ein Jahr aufgefaalten haben, so wie der Zeit und Dauer 
des Aufenthalts ab verlangen, und diese Angabe gleichseitig mit der Bitte 
um das benöthigte Zeugniss in der Regel im Wege des f. b. Decanal- 
amtes an das Ordinariat gelangen lassen. 

2. Die Herren Seelsorger sollen auf erhaltene Weisung des. Ordi¬ 
nariates in Betreff der Beschaffenheit der Kandidaten genaue und ver¬ 
lässliche Erkundigungen über die oben erwähnten Punkte mit möglicher 
Beschleunigung einsiehen, und hierüber von Amtswegen Bericht an das 
Ordinariat erstatten. Ueber die eheliche oder uneheliche Geburt und das 
Alter hat selbstverständlich nur der Seelsorger des Geburtsortes *u 
berichten. 

3. Dasselbe hat su geschehen, wenn die Ordensvorstehungen oder 
die Postulanten selbst die Herren Seelsorger um die Vornahme der 
fraglichen Erhebungen ersuchen und es unterliegt keinem Anstande, dass 
in diesem Falle die Berichte durch eben dieselben Vorstellungen einge¬ 
sendet werden. 

4. Die nämlichen Bestimmungen sind auch su beobachten in Betreff 
der Aufnahme von Kandidatinnen in die Frauen-Orden oder Genossen-, 
schäften, gleichfalls ohne Unterschied, ob in ihnen die feierlichen oder 
die einfachen Gelübde abgelegt werden. 

Das Decret der heil. Congregation über den Regularstand lautet: 

„Decretum sacrae Congregationis super statu Regularium auctoritate 
sancttesimi Domini Nostri Pii PP. IX. editum. — De testimonialibus 
Ordinariorum literis requirendis in receptione illorum, qui ad habitum 
religiosum admitti postalant. Romae ex typographiaRev.Cam. apost. 1848. 

Romani Pontifices., pro eorum pastorali etwa, qua semper regularium 
familiarum bono et splendori prospicere nan omiserunt, illad Superioribas 
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pro viribus commendarunt, nt anteqaam ad religiosum habitum postu- 
fontes reciperent, de fllorum vfta, moribus, eeterisque dotibus et quali- 
tatibus sedulo faquirerent, ne indignis ad religiöses flamilias, non sine 
maxfmo iHarum detrimento, ostium adaperirent. Verum quamlibet Mode¬ 
ratoren Ordinum dfligentiam adhibeant in informationibss exquirendis, in 
gravi tarnen nt plarirnnm versantur periculo deoeptionis, nisi ab looorom 
Antistitibus testimonium exquirant circa eorum qualitates, qui ad habittim 
religiosum admitti postolant. Ordinär» enim vi pastoralis officü ovee 
suas prae ceteris agnoscere possünt, et saepe saepios ea manifestere 
ünpedimenta, qnae alios latent. Haec animadvertens Sanctissimus D. N. 
Pias P. P. IX. audito voto S. R. E. Cardinalium hnjus Sacrae Congre- 
gationis super statu Regularium attentisque postnlationibus nonnullorom 
Epfscoporum, praesanti decreto ubique locorum perpetais futuris tempo- 
ribus servando, haec, quae sequuatilr, Apoatolica auctoritata statuit, atque 
decernit. 

|. In quoeumque Online, Congregatione, Societate, Institute, Mona- 
sterio, Domo, sive in iis emittantur vota solemnia, sive simplicia, et 
licet agatur de Ordinibus, Congregationibus, Sooietatibus, Inatfitatis, Mona- 
steriis ac Domibus, quae ex peculiari privilegio etiam in corpore juris 
clauso, vel alio quovis titulo in decretis generalibus non comprehen- 
duntar, nisi de ipsis specialis, individua et expressa mantio iat, nemo 
ad habitum admittatur absque testimonialibus literis tum Ordinarii ori- 
ginis, tum etiam Ordinarii loci, in quoPostulans post expletum decimum 
quin tarn annUm aetatis suae ultra annum moratag fuerit. 

H. Ordinarii in praefatis literis testimonialibus poetquam diligenter 
exquisiverint etiam per secretas informationes de Postulantis qualitatibus, 
referre debeant de ejus natalibus, aetate, moribus, vita, fama, conditione, 
educatione, scientk; an sit inquisitus, aliqua censura, irreguiaritate, aut 
alio canonieo impedimento irretitoiS, aere alieno gravatus, vel reddendae 
alicujus adminintrationis rationi obnoxius. Et sciant Ordinarii eorum 
conscientiam super veritate expositorum oneratam remanere, neo fps« 
tunquam liberum esse hujusmodi testimoniales literas denegare; in eisdem 
tarnen super praemissin singulis articulis ea tantum testari debere, quae 
ipsi ex conscientia affirmare posse in Domino judicaverfnt. 

UI. Omnibus et singulis Superiqribus regularibos, aliisque Religiosis, 
ad quos spectat, cujuscumque gradus sint, et Instituti licet exempti, et 
privdegiati ac de neoessitate exprimendi, etiam In virtute sanctae obe- 
dientiae hujus decreti observantia districte praecfpitmr: et qui contra 
hujus decreti tenorem aliquem ad habitum religiosum receperit, poemtn 
privationis omnium officiorum, vocisque activae et perpetoae inbabiKtatis 
ad alia imposterum obtinenda eo ipso inearrat, a qua nonnisi ab Apo- 
stolica Seda poterit dispensari. 
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IV. Vi enjosearnqne privilegif, facnltatis, indalti, dfepensjrtionis, 
app^obationis regülarwti et censtitutionum etiam in forma specifiea, qaam 
ab Apostolioa Sede aliquis Ordo, Inetitutam, Superior, Religiöses con- 
seqaeretar, namquam buio decreto derogatum esse censeatur, nfei ei ex¬ 
press« et naminatim derogetur, licet in concessione derogatoriae generales 
quatiunxis amplae apponantor. Quod si alicui Institnto expresse, et 
nominatim dispensatio snper eodem decreto aliquando concedi contigerit, 
aliis minime extendi poterit vi cujuscumque privilegii, et commanicationis 
privüegioram. 

V. (juolibet anno die prima Jannarii in publica' mensa hoc de- 
cretam legatur sub poena prfvationis officii, ac vocis.activae et passivae, 
a Soperioribus ipso facto incurrenda. Ne autem hu jus decreti obser- 
vantia aliqua ratione, titulo, praetextu impediatur, Sanctitas Soa quibas- 
camque in contrarium facientibus constitutionibus, regulis, et statntis 
cujusvis Ordinis, Congregationis, Societatis, Institut!, Monasterif, Domas 
etiam in forma specifica ab Apostolica Sede approbatis, nec non cuilibet 
privilegio licet in copore juris clauso, et Apostolicis Constitutionibus ac 
decretis conftrmato, ac expressa, indixidua, speciali, et specialisSima 
mentione digno, alüsqtie contrariis qoiboscumque prorsus derogat , et 
derogatum esse deelarat. 

Datum Romae ex Sacra Congregatione super Statu Regularium die 
25. Januarii 1848« 

Andreas Can. Bizzarri a Secretis.* 

Die 6. Februarii 1848 praedictum Decretum afflxum et publlcatnm 
fiifit ad xalxas Ecclesiae S. Joannis Lateranensis, Basilicae Principis 
Apostoloram de Urbe, Cancellariae Apostolicae, et Curiae Innocentianae, 
Sc in aliis locis soütis et consuetis Urbis, per me Aloisium Pitorri 
Apostollcum Cursorem. 

Josephus Cherubint, Magister Cursorum. 

Fürstbischbfliehe» Conti» torium Brixen, den 1. August 1858* 

Georg Habtmann, Präses. 

Andrä Huber, Secret&r. 


ANDREAS, Bei et S. Apostolkae Sedis gratia Princep» Archi- 
episcopu» GorHiensi» SS. Theologiae Doctor ete. 

Venerabili Clero Archidioecesis Goritiensis Salutem a Domino! 

Accepimus nuper Epistolam encyclicam Sanotissimi Domini Nostri 
Pü Divina providentia Papae IX. ad omnes Patriarchas, Primates, Archiv 
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episcopos, Episcopos aliosque locorom Ordinarposgratiam 6t Commu- 
uionem cum Apostolica Sede habentes sequentis tenoris: 

„Pius Papa IX. Venerabiles Fratres, Salutem et ApostolioamJJene- 
dictionem. Amantissimi Redemptoris Nostri ChristiJesucet. vid. png. 226. 
ID. tom. Mandato PoBtificio, ut par est, animo prompto obedtentes prae- 
missas litteras Apostolicas cum venerabiii Clero Nostrae Dioecesis oom- 
municamus injungentes, ut omnes auimarum Pastores, ad quos pertinet 
ad observaudam Encyclicam a die, quo ad eorum notitiam pervenerit, 
sese accomodent. Ad omne dubium hac in re toliendum sequentes ob-» 
servationes adjicimus: 

1. Dies festi de praecepto juxta Constit. Papae Urbani VIII. „Uni- 
versa per orbem“ Idib. Sept. a. 1642 in praesenti Encycjica qitatam 
colendi sequentes sunt : Dominicas totius anni, Nativitas Domini Nostri 
Jesu Christi, Circumcisio, Epiphania, Resurrectio cum duobus sequen- 
tibus diebus, Ascensio, Pentecostes cum duobus sequentibus, Sanctissima, 
Trinitas, Solemnitas Corporis Christi, Inventio S. Crucis, Festivitates B. 
M. Yirg. ut: Purificatiopis, Annunciationis, Assumptionis,,Nativitatis et 
Conceptionis ex Decreto Clementis XI. edito 6. Decemb. 1708. incip. 
„Commissi Nobis.“ Dedicatio S. Michaelis Archangeli, Nativitas S. Joanniq 
Bapt., Festa ss. Petri et Pauli, s. Andreae, s. Jacobi, s. Joannis, 
s. Thomae, ss. Philippi et Jacobi, s. Barthplomaei, s. Matthaei, ss. Si¬ 
monis et Judae,' et s. Matthiae Apostolorum. Item fqsta s. Stephani 
Protomartyris, Sanctorum Innocentium, s. Laurentii Mart., s. Silvestri 
Papae, s. Joseph Sponsi B. M. V., s. Annae Matris B. M. V. et Om¬ 
nium Sanctorum atque unius ex principalioribus Patronisinquocumque 
Regno sive Provincia, et alterips pariter principalioris in quacumfue 
erntete, oppido vel pago, ubi hos Patronos haberi et venerpri contigerit. 
Bis accedit festum ss. Martyrum Hermagoras et Fortunati, Patronprum 
Dioecesis Gorit., quod etiam post reductionem festqrun^ dips pro fort» 
festivus erat, quod patet ex Coqstit VII. Archidioecesis Gorit. 

2. Officium diebus Dominicis et festis -supra enumeratis Missam 
pro populo applicandi incumbit omnibus auimarum Pastoribus inamovi- 
libus et indepedentibus, scilieet: Parochis, Vicariis perpetuis et Capel- 
lanis localibus, nec. non Parochiarum Vicariatuum perpetuorum etCapel- 
laniarum Localium Administratoribus, item Vicariis Capellanis et alii« 
Curatis amovibilibus, si a nullo Parocho dependeant. 

3» In dipecesi Gorit. apud aliquos opinio invaluit, etiam Vicarfqs 
et Capellanos amovibiles et simul a Parocho dependentes obiigatos esse 
diebus Dominicis et festfvis S. Missae sacrificium pro populo applicare. 
Patroni hujus opinionis provocant ad Encyclicam b. m. Benedicti PP. XIV. 
ddo. 19. Aug. 1744, quae incipit: „Cum semper“ $. 4, ubi inter alia 
haeo occurrunt: „Quod omnes et singidi, qui actu onimaram earam 
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exercent, et nonsofort PaTecbi «nt ViearU seculares verum etmm Pa~ 
roehi et Vicarii reguläres, uno verbo omnes et singuli, de quibas supra 
dictum est, atque alii quicumque etiam specifica et individaa mentione 
drgni aeque teneantOr Missam paroobialem applicare pro populo ipsorbm 
curae commisso.“ • 

Ad omne bac in re dubium tollend um supplicavimus S. Sedi Apost., 
nt No8 desuper edocere dignetur. _ 

Sacra Congreg. Emin. S. R. E. Cardinalium Concilii Trid. Inter- 
pretum ad suprascriptum propositum dubium resolutionibus alias in simi- 
libus editis inhaerens die 7. Aug. 1858 respondit: Vicarios et Capel¬ 
lanos amovibiles, a Parocho ^rimario dependentes ad appbcationem 
Missae pro populo diebus Dominicis et festivis non teneri. 

Per se intelligitur, haue S. C. Concilii declarationem non favere 
Vicariis et Capellanis dependentibus, qui vigore fundationis vel Contractus 
• ad applicationem S. Missae pro populo diebus Dominicis et festivis 
tenentur. 

4* Parochi Administratores et Curati, qui bac in re Parocbts aequi- 
parantur, applicationis officio per se et in Ecclesia parochiali satisfacere 
tenentur, non vero per alium sacerdotem, nisi ex justa et legitima causa, 
v. g. propter infirmitatem, absentiam etc. Missa parocbialis pro populo 
applicanda ad alium diem transferri non potest, ne occasione quidem 
exequiarum diebus Dominicis et festivis occurentium. Missa parocbialis 
pro populo applicanda est proprie summum sacrum cantatum, quod in 
regula. a Parocbo celebrandum est. Ättamen accedente rationabili causa 
permittitur, ut summum sacrum Capellanus, Cooperator vel alius sacerdos 
ad aliam intentionem celebret, duminodo Parochus privatim celebrans 
praesentibus quibusdam parochianis in propria ecclesia S. Missae sacri- 
ficium pro populo applicare non omiserit. 

5. Notum est venerabili clero, b. m. Praedecessoreni Nostrum Fran- 
ciscum Xav. an. 1853 a S. Sede Apost. Indultum impetrasse, quo Pa¬ 
rochi per triennium ab onere S. Missae sacrificium diebus festis a Papa 
Bened. XIV. die 1. Sept. 1753 et a Pontif. Clem. XIV. per Breve ddo. 
22. Junii 1771 pro foro abrogatis liberi declarati fuerunt. Exspiroto 
triennio supplicavimus anno elapso pro prorogatione memorati Iodulti, 
cum Clerus dioecesis Gorit. exigua gaudeat congrua, quae Missis fun- 
datis plerumque valde grayata est. Ast supplicatio felicem exitum non 
est consecuta. Nam S. Congreg. Concilii die 7. Aug. a. c. rescribendum 
mandavit: „Archiepiscopus Orator consulat Encydicam superius allatam 
et die 3. Maji proximi elapsi editam,“ 

Cum in memorata Encydica Sanctisdmus Pater dicat, eum minime 
latere, peeuliares Casus contingere posse, ln quibas pro re ac tempore 
, Metfß 4rcki» für kaäu Xirchtm^ckt, III. Bund. 33 
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alkjta bojusobligationis remissio parochis sit tribuenda, et in ejosmodi 
casibus S. Congregationem Concüii esse adeundam: non haesitabimus 
precibos venerabilis Cleri curati obseeundare et,petitionein Nostram apod 
S. Sedem renovare, si Parpchi et alii Curati Missis fundatis nitn» gra- 
vati desiderium suum hac in re Nobis manifestaverint. 

Datum Goritiae, die 10« Sept. 1858» 

Andreas , m. p. Pr. Arcbiepiscopus.“ 

Rechtsquellen der deutschen Bundesstaaten. 

Bischöfliche Verordnung in Betreff der Beerdigung < 
der Hkathotiken in Wurlentberg . 

Anlässlich einer an das bischöfliche Ordinariat zu Rottenburg gerich¬ 
teten Anfrage hinsichtlich der Beerdigung von Akatholiken in katholischen 
oder vorherrschend katholischen Orten hat dasselbe Folgendes zu er- # 
kennen gegeben. 

1) Wenn die Akatholiken zwar eine eigene Kirche, aber keine 
Glocken haben, do kann das Grabgeläute, nicht aber das auf speciellem 
katholischem Brauche bestehende Scheidungszcichen, auf Ansuchen des 
protestantischen Pfarramtes, das jedoch keinen Rechtsanspruch darauf 
hat, in der katholischen Pfarrkirche gestattet werden, nur soll es hier 
durch den katholischen Messner gegen eine angemessene Gebühr ohne 
Einmischung eines akatholischen Messners besorgt werden. 

2) Kreuze, Fahnen und andere Gegenstände, welche eigens zum gottes¬ 
dienstlichen Gebrauche geweiht sind, und sofort unter die res sacrae gehören, 
sollen su Leichenbegängnissen von Akatholiken nicht abgegeben werden. 

3) In Betreff der Beerdigung von Akatholiken auf katholischen 
Gottesäckern lautet eine Bemerkung des Constanzer Rituals: — -— 
permittit (Ecclesia) eos sepeliri ab ipsis Acatholicis in Coemeterfo Ca- 
tholicis et haereticis communi (ubi talis consuetudo viget.) (Die Kirche 
gestattet, dass Akatholiken von ihren Angehörigen selbst auf dem für 
Katholiken und Akatholiken gemeinsamen Kirchhof begraben werden, 
wo solche Sitte besteht.) Hiernach kann, wo Beerdigung von Akatholiken,., 
die keinen eigenen Gottesacker haben, auf katholischen Gottesacker 
bisher üblich war, diese Uebung auch forthin bestehen. Das Coemeterium 
commune ist in solchem Falle eben das Coemeterium Catholicorum. 

D. V. Nr. 168. 

, t - 1 ■ . 

Aus der Schweiz. 

Schreiben des Höchte. Bischofs von Bernd an den 
Begierungarath des Montan* Aargant. 

Titit Auch ich muss mein Bedauern darüber aus sprechen, dass hinsicht¬ 
lich der Auskündung gemischter, ondiSpeMhrter Ehen ein Confliet zwischen 
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der ^lt. li. Rögtewmg 'des 'Standes Aargau and der klrcblisbeir Behörde 
entständen-ist ;> es beruhigt* mich aber dabei das Bewusstsein, dass ich 
diesen Conflict nicht hertdrgerufen, sondern ihn, wie kh teieh schon 
in meiner Zuschrift vom 19. Mai letzten Jahres ausgesprochen, nar auf¬ 
genommen habe, weil die Pfkchtmjr nicht erlaubte; demselben aussu- 
veichen, and die treue Erfüllung meiner Pflicht mir über den Wunsch 
des Herzens geht. , - , . . / 

Erlauben Sie daher, dassf ich allererst in Beantwortung hochihres 
Schreibens vom 11. Juli d. J. nur Erläuterung und richtigen Auffassung 
der, obschwebenden Angelegenheit ebenfalls mit der geschichtlichen Dar-, 
legung des Hergangs derselben beginne. 

Mündlich und schriftlich angefragt: Ob es einem katholischen 
Pfarrer erlaubt sei, fragliche Ehen auszukünden, .vernahm und erkannte 
ich bei dieser Gelegenheit, dass im Kanton Aargau dergleichen Elben 
vielseitig ausgekündet werden. Vergebens forschte ich nach einer hierauf 
bezüglichen Erlaubnis von Seite des apost. Stuhles, der obersten KirChen- 
behürde, 'der es allein zukommt, in den Yorschriften und Anordnungen 
der Kirche je nach Verhältnissen und Umständen eine Abänderung oder 
Milderung zu gestattet. 

Meine Antwort konnte folglich keine andere sein, als: „Eine solche 
EhC 1 ist nach den Grundsätzen der katholischen Kirche „matrimonium 
illiCitum,“ and der katholische Theil, der eine solche Ehe eingeht, ver¬ 
sündigt sich schwer gegen seine Kirche. ' Es kann und darf daher ein' 
katholischer Seelsorger, ohne sich dieses Vergehens theilhaftig* zu machen, 
Und sich Uber die Verordnungen und Vorschriften seiner Kirche tiinaös- 
Zusetzen, weder durch Vornähme der Sponsalleh,' noch durch Auskün- 
dung derselben zu einer solchen Ehe cooperiren.‘‘ 

Ich m'usste so antworten, weil ich 
h) zumal als Bischof, jedem nach der Lehre und den Gesetzen der 
Kirche mich Befragenden Wahrheit schuldig bin; 
b) weil ich nicht nur über die fein und unverfälscht za bewahrende 
Lehrer unserer Keif. Kirche, sondern äuch tfberdie AufreChthaltung 
ihrer Disciplin zu wachen verpflichtet bin; 

'©J weil ich diese DiSciplIti,' von welcher in Hinsitiht der Änskttttdung 
' : gemischter Eben 1 im kathofisChen Theite des Kantons AärgWr 
grossentheils abgesehen worden, mit jertäririden (ihrigen Treffen 
' deC DiGceee, wd sie tneu utdnnaBgefochten befolgt wurde, gleich- 
> . förmigza machen, mchvel-pfliohtet nd berechtigt hielt; und 
üi dt) WeU.iehditses. Letztere, wmm.aueb die 1 Pflicht es mir nicht ge- 
boten hätte, ohi« äleo Anstäid,; ohnb eiben Widerstand befürchten 
r <u- müssen, Üwn Zu 'ifüimen glauhtb yil da dta iQoaäordat. vom 
14. August; 1B2W unter Bezugnahme «ul dttt dnksaettes kkchlichea 
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; Verbot, ausdrücklich sagt: „Die Verkündung dieser (gemischten) 

■ Ehen soll, nötigenfalls darch den' reformirten. Pfarrer oder, darob 
den CiVilbeamten vorgenommen verdenk* 

Kh hätte da” nicht auf die Länge der Zeit zu sehen, seit wann 
nämlich von der allgemeinen Regel der Kirche nach und nach abge¬ 
wichen wurde, da die Zelt einen eingeschlichenen Missbrauch nie zum 
Gesetze oder zur Massregel stempeln kann; wenigstens scheint derselbe 
beim Abschluss genannten Cöncordats noch nicht eingeschlichen gewesen 
zu' sein, ansonst obige Bestimmung nicht nöthig gehabt hätte, darin 
aufgenommen zu werden, und jedenfalls von Aargaa nicht sanctibnirt 
worden wäre. ’ ‘' 

Die erste Veranlassung, die Auskündung einer solchen Ehe zu ver¬ 
weigern, traf den hochwürdigen und verdienstvollen Herrn Pfarrer und 
Chorherr Weissenbäch in Baden. 

Zur Verantwortung gezogen, berief er . sich auf die allgemeine Vor¬ 
schrift der Kirche und die darauf bezügliche Weisung eines Bischofs., 
Seine Weigerung wurde sp wenig als strafwürdig erkannt, dass vielmehr 
auf die Auskündung nicht mehr gedrungen wurde, und diese auf civile 
Weise stattfand. Das Gleiche geschah ebenfalls noch hinsichtlich an¬ 
derer zwei oder drei Herren Pfarrer. Auch die Weisung — oder, 
vielmehr Hinweisung auf das allgemeine Kirchengesetz von Seite des 
Bischofs wurde ebensowenig als den Vorschriften des bürgerlichen Gesetz¬ 
buches, wie Hochsie nun angeben, zuwider erachtet, da Herr Land¬ 
ammann Keller .unterm 29* Herbstm. 1857 mir in Ihrem Auftrag schrieb, 
dass die Regierung , selbst „die Verkündung durch den Civil beamteten 
anordnete, um das Pfarramt nicht in Widerspruch mit seiner kirchlichen 
Oberbehörde zu bringen— worauf ich antwortete: „Die., vpn der 
hohen, Regierung Aargau’s beobachtete Weise, bei solchen Fällen die 
Auskündigung durch Civilbeamtete vorzunehmen, stimmt ganz mit der 
Uehung der übrigen Diöcesanstände überein. Gegen diese Uebung habe 
ich nichts einzuwenden, bin damit, zufrieden und fordere gewiss nicht 
mehr.“ . , 

So durfte und musste iph |xu Glauben leben, dass diese Angelegenheit 
den kirchlichen Gang ungehindert eingeschlagen heb«, und jede Ahnung 
irgend eines Conflictes musste ferne vpn nur liegen. 

In diesem Glauben würde ich npfihi gestärkt, als am 30^ Todestage 
des hochwi Herrn Domdecaus Vock Herr Landammann Keller mich be¬ 
suchte ^uadi freundschaftlich das Ausuohen steUte, ieh mÖehte dochoin 
Bezog der Auskündung fraglicher Ehen nachdenken, um etWa> einen 
thuulichen Ausgleich zu . finden. Ich versprach’»,■ jedoch mit der Bemer- 
kadgj daas der dohiofclichste Ausweg der wir», wenn dt* h.' Stand 



Aargäu die Verhaltungsweise der übrigen Dlflcesanstftnde annehmen 
Würde n. s. f. - "• JV| 

Im Nachdenken über diese» mir gesteifte Anaachen and ihr der 
Bereitwilligkeit, demselben insoweit und ' insofern zu entsprechen, als es 
‘mit den mir obliegenden Pflichten gegen die Kirche vereinbar wäre, 
fand ich als einiges Mittel, das mir so Gebote stand, — da, wie 
bereits gesagt, der Bischof nicht* Über den Gesetzen and Vorschriften 
der Kirch« steht und von sich aus weder eine Abänderung, noch Mbdi- 
ficming oder Suspension derselben vorhehiüen darf, — mich ftn den 
apöstol. Stuhl su wenden, und ihn in getreuer Auseinandersetzung der 
obwaltenden Verhältnisse tmd Umstände zu fragen, ob mir nicht ge¬ 
stattet werden' intige,''9ic> Mödificatiön hinsichtlich der Äü&kündurig 
Solcher gemischten Ehen, welche Gregor XVI/ den Bischöfen BhlCrns 
und Ungarns gewährte, auch auf die DiÖcese Basel \ resp.den Kanton 
! Aargiu ansawenden. Diesen Schritt', den ich ih der Absicht eines güt¬ 
lichen Verständnisses'in der obschwebenden : Angelegenheit that, theilte 
ich ab eh unterm ’7. Horn. f. 3s. Herrn Landammanti KdlerCon- 
fldentiell mit. . < i v • . 

Diess der einfache Hergang der Sache; und bei diesem meinem 
friedlichen tind loyalen Benehmen konnte und musste ich der Üeher- 
seugung sein, es Werde Alles eine ruhige und friedfertige Entwicklung 
nehmen. . ■ 

Wie sehr war ich daher nicht erstaunt, — und Niemand'wird 
sieb wobl darüber verwundern, —• als'Höchste unterm 2. Mär» d' Ja. 
mir Ihre am gleichen Tage erlassene Verordnung zasatidten/ durch 
welche Sie, in Hintansetzung des oft angeführten Concordates* und selbst 
•des eidgenössischen Gesetzes, Zwangsmassregelh gegen die Herren Pferrer 
decretirten, welche hinfiir sich weigern würden, 1 uhdispehsirte gemischte 
'Eben zu verkünden. 5 • 1 

Die Pflicht gebot mir, in einer Vorstellungsschrift vom 8.' Mär» 
gegen diese Verordnung, soVic gegen die in derselben ausgesprochen^ 
Anwendung des Placets zu protestiren, und die Rechte der Kirche, des 
Bischofs ’ und der Geistlichkeit »U verwahren. Allein ungeachtet dieser 
Vorstellung, Verwahrung Und Protestation Hessen Sin Ihre Verordnung 
in 1 unnaChsichtlicher Strenge in Vollziehung setzen und einige hochw. 
Herren Pfarrer, ihrer Kirche treu ergebene Diener, wurdet! bereits vor 
Gericht und »ur Strafe gezogen. 

So wurde auf einmal die Angelegenheit aus ihrem ruhigen, fried¬ 
fertigen Verlaufe gewaltsam herausgerisSen trad in das Stadium des 
’Cönfftctes hineingezogen, und frage ich nun nach dieser einfachen, aber 
getreuen Relation des ganzen Hergangs obschwebender Sache, wo ist 
'der unparteiische Richter oder Beurtheiler, der da sagen oder behauptet! 



kann , es sei derBischof npd die Geistlichkeit, wldi« ^ Geuflict,-see- 
anlasst, oder wohl gar herauf beschworen haben. — Nein, hochgeachtete 
Herren l ieh habe, ich wiederhole es nochmals, Statte 4en, ßonflict 
nicht gesaebt; da er mir, aber auf solche. Weise aufgedrupge» worden, 
and Amt und Pflicht mir nicht erlaubten > yhm aussuweichen, nahm iqh 
ihn an mit Tollem Bewusstsein, dadurch als treuer Kämpfer; für, die 
Lehre und flechte meiner heü. Kirche einsustehen und im vollen Ver¬ 
trauen auf den Schuts und Beistand ihres göttlichen Stifters. , ; : 

Die Sache kam sodann vor den Tit. Grossen Rath, an welchen 
auch sowohl von meiner Seite,,.als von Reite a^veier löbl; Landkapital 
and anderer Herren Geistlichen VorsteHungsscbrifteu eiofengtep., Allein 
auch der Tit. Grosse Rath schritt über alle diese nachdrücklichen Gegen- 
■ V o rs tellungen hinweg ssr Tagesordnung,, durch seinen, Beschluss vom 
29. Mai die von Hochihnen schon angeordneten;, Zwangsmassregplp 
. sanctionirend. Seitdem und auf jenen Grossrathf beschloss fassend, gingen 
.Höchste in ihren Anordnungen noch, weiter theilsdurcfiBestr^ungdes 
.Placets wegen, theils durch Inquisition in den Peepnals-Archiven. 

In Betreff des Ersteren erneuere ich feierlich meine bereits ausge¬ 
sprochene Protestation. In keinem christlichen . Lande, ich darf und 
muss es behaupten,, wird und wurde, je das allem kirchlichem Leben 
und- Verbände hemmend entgegentretende Placet.ju soJchcpi .Sinne und 
auf solche Weise ausgedehnt und gehandhabt. Die Bischöfe pind es, 
•die vom heü. Geiste gesetzt sind, die Kirche Gottes su regiere».. Nach 
jhrem Plaoetgestfi» und der nun noch erweiterten Anwendung desselben 
wäre diess dem.Bischöfe verunmöglicht; er dürfte dip ihm übertragenen 
Pflichten nur erfüllen > wann und wie es dem Staat» gefällt, und dürfte 
su dar. ihm,anvertrauten Herde and deren geistlichen Vorstehern nuc 
reden, was und wann und wie der Staat will; so wäre er ja pichte 
Anderes, als ein blosser Staatsdiener, und dafür,hat ihm Gott den 
Hirtenstab picht übergeben, .dafür hat, er *u den Apostel» picht ge¬ 
sprochen: „Wie mich der Vater gesandt hat, so sende iph euch,“ und 
VGehet hin und lehret, alle .Völker,. .. . und lehret sia. Alles halten, 
jwas ich euch befohlen habe.“ ., Ra dürften auch bei Ihrer Auffassung 
und Anwendung des Placets die Gläubigen die Stimme ihres Oberbirten, 
seine Weisungen,.hinsichtlich der Glaubens- und Sitten!ehre nicht hören 
und vernehmen, wenn die weltliche Macht es ihnen verwehren will, 
und dafür tragen sie nicht den Namen ,,Kinder, der Einen und allge¬ 
meinen christlichen Kirche.^ ■, . 

In Besag auf das Andere muss ich ebenfalls, unter Verwahrung 
der Rechte der Kirche, mein innigstes Bedauern aupdrückcm Auch eine 
solche Inquisition fand . bei meinem Wissen noch ip keinem christlichen 
Lande'Statt. Ein solches Archiv ist Eigentum der ; Kirche> jstehf.upter 
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dem Schutte des Bisehofs, in dessen Namen die Deeane den Kapiteln 
Torstehen, in dessen Namen sie das Kapitelsigill führen, in dessen 
Namen sie die Kapitelsversammlungen leiten, and deren Berathungen 
and Beschlüsse auf bewahren. Sie müssen doch gewiss eingestehen, dato 
diess ein Eingriff in das unverinsserHche Recht der Kirche war. 

Man lese und durchgehe aber unparteiisch, ohne vorgefasste Mei¬ 
nung, unbeherrscht von Vorurtheilen, alle ; Vorgefundenen, in fraglicher 
Sache »wischen dem Bischof und den Kapiteln gewechselten Schreiben, 
und man wird sich der Ueberzeugung nicht erwehren können, dass sie 
nichtB Anderes enthalten, als was der Gang der Verhältaisse mit sich 
führte, und was in dem Rechte und der Befugniss, im Amte und Berufe 
des Bischofs und der Kapitel lag. 

Sie berufen sich auf die „wohlwollenden, friedliebenden Zusiche¬ 
rungen , die Sie erst vor nicht langer Zeit bei feierlichem Anlässe ent- 
gegensunehmen das Vergnügen hatten!“ Wie ich bei diesem feierlichen 
Anlasse gelobt, gelobe ich auch jetzt noch: „Gott zu geben, was Gotten 
ist, und dem Kaiser, was des Kaisers ist.“ Allein Alles hat seine 
Grinsen. WiU man daraus deduciren, dass ich allein der Friedfertige 
sein und mir Alles gefallen lassen soll, ob Recht oder Unrecht, ob wahr 
oder unwahr; will man daraus deduciren, dass der Bischof, um den 
Frieden zwischen Kirche und Staat zu erhalten, in allen an ihn ge¬ 
stellten Forderungen nachgebe, gleichviel ob dieses oder jenes Recht 
dar Kirche beeinträchtigt, geschmälert oder gar geopfert werde, so ver¬ 
wahre ich mich ernst und feierlich gegen eine solche Anschauung and 
Folgerung. So bitte ich ja gelobt, die Gesetze und Anordnungen des 
Herrn und seiner Kirche je nach Zeit und Umständen den Begehrnissen 
der Menschen und der Laune des Zeitgeistes anzupassen. Diess wäre 
aber kein Friede, oder nur ein fauler Friede, von welchem der Prophet 
Ragt: „Friede, Friede, und es ist kein Friede,“ — und welcher früh 
oder spät die schwersten Conflicte erzeugen müsste. Und so wäre ich 
ein Verrfither an Gott und seiner Kirche, an meinem hohen Amte und 
Berufe, an der meinem Hirtenstabe unterstellten Geistlichkeit-und Herde 
geworden. — Ich gebe dem Staate, was des Staates ist , und lebe der 
Ueberzeugung, dass ich in dieser Beziehung inf meinem Benehmen den 
h. Regierungen gegenüber mir keinen Vorwurf zu machen habe. Allein 
wenn ein staatliches oder menschliches Gesetz dem Gesetze Gottes, oder, 
was Bines ist, dem Gesetze seiner. Kirche widerspricht (indem der 
Erlöser, der ewige und höchste Gesetzgeber, spricht: „Wer euch höret, 
der höret mich“ u. s. f), da spreche ich mit dem Freimuth eines 
Apostels: „Man muss Gott mehr als den Menschen gehorchen.“ Und 
wann, der weltliche Staat sieh in kirchliche Sachen mischt, und ohne 
•Zustimmung und Einwilligung der Kirche darüber verfügt, da sage ich: 



Diese Ist nicht 4es Staates^ folglich habe ich ihm auch nicht su geben, 
was nicht sein ist. 

Ebenso sprechen Sie auch nur „von der beschwornen Pflicht der 
Geistlichen gegen den Staat/ 1 als wenn diese nicht auch durch heiligen 
Gehorsam gegen ihre Kirche gebunden waren. Diesen Gehorsam ge¬ 
lobten sie suernt, de gelobten ihn auf den Stufen des Altares, als sie 
die Priesterweihe empfingen; sie gelobten ihn aufs Neue durch heiligen 
Schwur auf das Evangelium hin, als die Kirche durch den Bisohof ihnen 
mittelst der canonischen Institution das Recht sur Ausübung der Seel¬ 
sorge in ihren Pfarrgemeinden übertrug, — und emsig durch diesen 
beschwornen Gehorsam sind sie, wäs sie nun sind: Diener der Kirche, 
Priester, Seelsorger. Wenn daher beide, Gehorsam gegen die Kirche 
und Gehontem gegen den Staat, in Collision kommen, so wird und 
darf dem seiner Pflicht sich bewussten Geistlichen der Entscheid und die 

I 

Wahl »wischen beiden wohl nieht schwer fallen. Doch hierüber werden 
und können auch Sie ausser allem Zweifel sein, da selbst der Grosse 
Rath des Kantons Aargau in seiner Auslegung des laut Geset» vom 
6. Wintermonat 1835 vom katholischen Geistliehen geforderten Amts- 
eides unterm 28. gl. Mts. folgende Erklärung ausgesprochen hat, „dass 
aas dem in Unserm Gesetze vom 6. Wintermonat 1835 vorgesohriebenen 
Eid der bepfirflndeten Geistlichen nie etwas entnommen oder gefolgert 
werden könne und solle, was der katholischen Religion, den Rechten 
der Kirche oder den im Staate anerkannten kirchlichen Geset gen su- 
widerliefe.“ , 

* Sie berufen sich ebenfalls auf meine am Schlüsse meiner Zuschrift 
vom 8. Mär» gethane Aeusserung, „es liege nicht von Ferne in meiner 
Absicht, irgend einen Confiict »wischen Kirche und Staat herbeiführen 
su wollen u. s. f. und dass, indem ich auch auf hochihrer Seite an¬ 
nehmen su dürfen glaube, dass ein solcher Confliot Ihnen ebenfalls 
nichts weniger als willkommen sei, ieh immer noch das Bessere hoffe, 
immer noch an ein mögliches Einverständnis» glaube, und eben in der 
Abricht, das Meinige »ur Ersielung eines solchen beisutragen, mich 
schon vordem, bereits vor mehreren Wochen, aus freien Stücken an den 
apostol. Stuhl gewendet habe, von woher ich eine Entscheidung, die 
natürlich allein für mich und den katholischen Klerus des Kantons 
Aargau massgebend sein könne, täglich erwarte.“ — Allein Sie werden 
doch eingestehen , dass gerade ich mich su beklagen habe, dass Sie 
durch diese Aeusserung sich nicht bewogen fühlten, die beschlossenen 
Zwangsmassnahmen einsustellen, und der Entscheidung der obersten 
Kirchenbehörde entgegensuwarten. Wenn diese bis jetst noch nicht er¬ 
folgt ist, so mögen diese ergriffenen und in' der Zwiscbenseit ausge¬ 
führten Zwangsmassregeln daran gans leicht keine geringe Schuld tragen, 
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and die nni ferner angedrohten, die frühergehegte Hoffirnng einer Ver¬ 
mittlung ebenfalls ln Frage stellen. 

Ferner beschweren Sie sieh darüber, dass ich „an einseine Pfarr- 
geistliche Verbote und Verweise erliess und selbst Disciplmarstrafen 
verhängte.“ Verbote and Verweise erliess ich an einselae Herren Pfare- 
geistliche, und eben das schmorst mich, dass ich sie erlassen musste, 
und dass diese Herren nicht durch entschlossene Treue an ihrer Kirche 
und deren Vorschriften mich dieser traurigen Pflicht sum Voraus ent¬ 
hoben haben. In Besag aber auf die Disziplinarstrafe, die ich bisher 
über Einen verhängte, frage ieh Sie, hochgeachtete Herren! wie müsste 
ein Bisehof, der von Gott als Wächter über die Lehre und. Disciplin 
seiner Kirche aufgestellt, ist, dastehen, wenn er gleichgiltig susfthe, wie 
die pflichtgetreuen Diener der Kirche ihres Gehorsames wegen von der 
weltlichen Macht vor Gericht gesogen und bestraft werden, und dabei 
keinen Tadel, keine Rüge gegen die Schwachen und Pflichtvergessenen 
hätte, und diese ungestraft Hesse? Hiesse das nicht die Kjrchendisciplin 
untergraben, ja sie zernichten? Gott bewahre mich vor solch’ einer 
Handlungsweise, welche mehr den Namen der Feigheit als der Schwachheit 
verdiente, und die einem Miethling, und nicht einem treuen, Gott und 
seiner Kirche ergebenen Hirten susteht! 

Endlich das „seitherige, befremdliche Vorschreiten des bischöflichen 
Stuhles mit Verboten, Verweisen und selbst mit Disciplinarstrafen“ vor¬ 
schiebend und vorwendend, obgleich die angeführten Verbote und Ver¬ 
weise schon früher sta«gefunden, erklären Sie, mit der Eröffnung und 
Vollziehung der Schlussnahme des Grossen Rathes vom 29. Mai nicht 
länger zuwarten zu sollen, und fordern mich demnach auf, „den Con- 
flict mit einem Diöcesanstande (welchen Conflict ich gar nicht voran lasst« 
und noch weniger suchte) fallen zu lassen, und die bischöflichen Ver¬ 
kündungs-Inhibitionen einzustellen, und verbinden damit > die Drohung, 
falls dieser Aufforderung nicht entsprochen werde, „zu den bereits durch 
den Grossem Rath in Aussicht gestellten ernstesten und folgesehwersten 
Entschliessungen überzugehen.“ 

Nachdem ich wiederholt mich deutlich dahin ausgesprochen, dass 
es weder in der Vollmacht des Bischofs, noch viel weniger in jener 
der ihm untergebenen Geistlichkeit liegt, an der allgemeinen Verordnung 
der! Kirche, ohne Zustimmung und {Bewilligung derselben, in Betreff der 
Auskttndung der fraglichen Ehen etwas abzuändern, nachdem ich eben¬ 
falls wiederholt Ihnen «tagezeigt, dass ieh mich, und zwar schon lange 
zuvor, ehe Ihre Verordnung vom 2. März erschien, dieser Angelegenheit 
wegen an den apostolischen Stuhl gewendet, und selbe ihm unterlegt 
habe, und folglich diesen Entscheid abwarten muss: so wird und muss 
man es deck dem Rechts gange angemessen und von der. mir obliegenden 



Pflicht des Gehorsams gegen die Kirche traerlissiich 'gebotenfinden, und 
es nicht einem starren Eigensinn oder itn gegründeter Widersetzlichkeit 
znscfcrefben wollen, wenn ich mich dahin erkläre und erklären muss, 
Ihrer gestellten Forderung so lange nicht entsprechen zu können, als idi 
•von der obersten Kfrchenbehürde dazu nicht die Vollmacht erhalte. 

Ich stehe auf dem Boden des kirchlichen Rechtes; die Sache, die 
ich vertheidige, ist eine gerechte Sache, nnd die gerechte Sache Ist auch 
Gottes Sache. Daher, komme auch über mich nnd die hochw. Geist¬ 
lichkeit, die treu an ihrer Kirche hingt, was immer Bitteres und 
Schweres; wir stellen uns unter Gottes Schirm und Beistand, hoffend 
auf seine Gnade, die im Sohwachen stark ist, und uns trOstend und 
aafrichtend durch das Bewusstsein' treu erfüllter Pflicht. 

Genehmigen Höchste die Zusicherung meiner ausgezeichnetsten 
Hochachtung und Ergebenheit. 

Solothurn, den 22. Juli 1858. 

Tit. * Ihr dienstbereitwilligster 

i" Karl , Bischof von Basel. 


Fo f # m «* cA f 

welche der Papst Pius IX. dem hochw. Bischof Karl von Basel bezüglich 
^er Verkündung der gemischten Ehen ertheiit hat. 

.■ ' Solothurn, den 26. August 1858. 

Der Bischof von Basel an den Tit. hohen Regierungsrath des Standes 

Aargau. • 

Hochgeachtete?, hochgeehrtester Herr Landammann! 
Hochgeachtete, hochgeehrteste Herren Regjerungsräthe! 

Ich habe die Ehre, Hochihnen den am 11. Aug. d. J. vom apostol. 
Stuhle' gefassten nnd mir vorgestern zugekommenen Entscheid über den 
Anstand der Verkündung der gemischten, nicht dispensirten Ehen zur 
Kenntnis» zu bringen, den ich ebenfalls noch heute den Herren Decanen 
zu Händen der katholischen Geistlichkeit mittheilen werde. 

Laut diesem Entscheid ist dem Bischof die Vollmacht ertbeilt, den 
hochw. Herren Pfarrern des Aargau’s zu gestatten, gemischte, ondfepen- 
sirte Ehen zu verkünden, wie auch den Verkündungssckein auszustelieb, 
jedoch unter der ausdrücklichen Bedingung, dass: 

a) bet der Verkündung voto der Religion der Brautleute keine Mel¬ 
dung geschehe, — und dass: 

b) in dem Verkündscheine, falls kein trennendes Ehehinderniss sich 
vorfindet, einfach gemeldet werdet „dass ausser der VersfkieienkeU 
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~ider Gonfettie n kdt änderet Hindern»' dor einaugehehden Ehe 
entgegenstehe.“ . 

Zudom eher, ist jeder Pfarrer streng« verpflichtet, zuvor, und «war 
bei'jeglichem Falle, sich an dem Bischof zu wenden, und: bei ihm, dessen 
..Ermessen der jedesmalige Entscheid anheimgestellt ist,- die dazu erfor¬ 
derliche Bewilligung einzuholen. 

. Mit dieser mir ertheilten Vollmacht wird, wie : ich hoffe, jeder 
feinere Anstand gehoben sein. 

Genehmigen Sie bei diesem Anlasse die erneuerte Zusicherung 
meiqer ausgezeichnetsten Hochachtung und Ergebenheit, hochgeachtete, 
hochgeehrteste Herren!. 

. Ihr dienstbereitwilligster 

4* Karl, Bischof von Basel. 


i Miiturpiett. 

Die Sanct Urhasu-BeUedictien in der Diiicete Breslau. 

(Verhandelt ln der Congregatlo RMnnm den 11. Jali 1S67.) 

Der hochw. Herr Bischof Heinrich Förster von Breslau bat den 
heil. Stuhl um Approbation einer Benediction, die schon seit sehr langer 
Zeit* in Oberschlesien in Uebung ist am Tage, der dem heil. Urban, 
Papst Und Martirer gewidmet ist, und durch welche die Felder bene- 
dicirt werden. Der Klerus wünscht gar sehr, dass dieser Ritus erhalten 
werde, weil das Volk zu demselben grosses Vertrauen hat und bei 
'demselben grosse Andacht zeigt. Es wäre grosses Unheil zu befürchten, 
wenn man denselben abschaffen wollte. — Indessen weiss der hoch wür¬ 
digste Bischof gar wohl, dass die allgemeinen Decrete der heil. Congre- 
gatfon des'Index die Anwendung von Benedictionen verbietet, die vom 
heil. Stuhle nicht begutachtet sind. Eine im Jahre 1592 zu Breslau ge¬ 
feierte Diöcesan - Synode schreibt jedoch einzelne besondere Ritus vor. 
Diese Synode ist begutachtet durch die Congregation des Concifiums. 
Man Weiss aber nicht gewiss, ob die obgenannte Benediction unter An- 
rafung des 'heil. Urban in den begutachteten ‘Ritus inbegriffen ist. 

Im Jahre 1847 liess der Cardinal Diepenbrock, 'Bischof von Breslau, 
dis Benediction unter Anrufung des heil. Urban in die neue Auflage des 
von ihm neu herausgegebenen römischen Rituale nicht aufneimren. Zu¬ 
gloch verbot er seiner Geistlichkeit, anderer Formulare sich bedienen, 
als in dieser neuen Auflage enthalten sind. Der, gegenwärtige Bischof, 
dep die,. Bitte um; Begutachtung der Beuedicflkw unter Anrufung des 

Urhap stellt, anerkennt, zugleich, dass dieselbe eUfger Ve&esu^ 
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rungen bedürfe, and bittet; • dose diese Verbeesenmgen vnrgeaommen 
werden möchten. -r ■ ■ * 

Unser heilige Vater, Papst PiusIX., verwies dieVrilfang dieser 
"Angelegenheit an die s. Congregatio Ritnum. Ein apostolischer Cere- 
monfenmeister ward beauftragt, darüber sein Urtheil abzugeben. Die 
ganze Sache wurde den 11. Juli 1857 den Herren Cardinäien in einer 
allgemeinen Oongregation Zur‘Entscheidung voigelegt. 

Der Gebrauch, Felder und geerndtete Früchte zu benediciren, ist 
in der Kirche schon sehr alt. Mehrere Geschichtsforscher führen ihn 
bis auf das apostolische Zeitalter zurück. Das Concilium von Elvira 
(wahrscheinlich im Jahre 305) setzt diesen Gebrauch als' einen be¬ 
stehenden voraus, indem es im. 49. Canon den Aberglauben der Jaden 
verbiete* j welche die von der Kirche benedicirten Früchte nochmal zu 
segnen sich unterfangen. Die orientalischen Christen wenden Gebete 
und Beschwörungen an, um die schädlichen Thiere von den Feldern zu 
vertreiben, wie wir bei ,,Goor“ sehen. Martenne erwähnt in seinem Buche 
„de antiquis ecclesiae“ ritibns cap. 1, ärt. 18 eines alten Gebrauches 
der Christen, Weihwasser nach Hause zu nehmen, um damit ihre Wein¬ 
gärten und ihre Felder zu besprengen. 

Obgleich nun dieser Gebrauch, die Erde zu benediciren, in der 
katholischen Kirche immer bestanden hat und ein allgemein verbreiteter 
ist, so ist doch der Ritus dieser Benedictionen nicht immer an. all?n Orten 
derselbe gewesen. Das Sacerdotale romanum, das im Jahre 1517 zu 
Venedig gedruckt wurde, schreibt die Antiphone: Rigans montes de 
superioribus etc. (Er bewässert die Berge von oben herab; von der 
Fracht deiner Werke sättiget sich die Erde) und den 103. Psalm vor, 
während dessen der Priester geweihtes Wasser über die Felder, und 
Weinberge aussprengt. Das Processionale schreibt im dritten Kapitel 
von den Bittgängen eine Lesung aus dem Evangelium vor. ln einem 
alten Manuscripte der Bibliothek Barberini findet sich der in Florenz 
übliche Gebrauch, das Evangelium an den vier Hauptthoren der Stadt 
zu lesen. Durandus endlich in seinem Rationale divinorum officiorum 
Üb. 6. cap. 102 num. 9 redet von gewissen Exorcismen, die an manchen 
Orten angewendet werden, um die bösen Geister von den Früchten der 
Erde zu verbannen. > lt 

Der eigentümliche Ritus von Breslau ißt zusammengesetzt aus 
Psalmen, Exorcismen, Benedictionen und Lesungen .aus dem Evangelium. 

Hier ein Wort’ über Exorcismen. Die karelische Lehre sagt ans, 
dass die bösen Geister von den geschaffenen Dingen zur Beschädigung 
der Menschen einen verkehrten Gebrauch machen können. ‘Sie haben 
ihre Freude daran, verschiedene<Gebiete zu durchziehen, um Ungewitter, 
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Unfruchtbarkeit, Krankheiten and Seet sa erregen. Allein sie vermögen 
nichts mehr, eis .wosu ihnen Gatt die Erlaubniss gibt, wie der heilige 
Augustin in folgenden Worten sich ausspricht: Der. böse Feind , kann 
einem Menschen nur dann Schaden,, wenn ihm der Allmächtige hiesu die 
Macht gibt. Dies sehen wir nicht bloss aus dem Bäche Job, sondern 
auch ans jener Stelle' des Evangeliums, wo die unreinen Geister an uhsern 
Herrn die Bitte stellen, er möchteiihnen erlauben, von Thieren Besits 
au nehmen. Dadurch wollte uns der Herr etwas lehren, das uns wi 
wissen höchst nothwendig ist. Wir sollen nämlich wissen, dass die: 
bösen Geister, die nicht einmal die Macht haben, den Thieren su 
schaden, noch viel weniger durch ihre Macht Iden Mensehen einen 
Schaden susufögen vermögen. Diese Macht kann Gott, der allein der 
Gote iat,. nach einem gan* gerechten, uns aber verborgenen Gerichte 
ertheiten.“ Es dürfen jedoch die Formulare des Exoreismus nicht eine 
solche Fassung haben, dass es den Anschein gewinnt, sie schreiben den. 
bösen Geistern eine *u grosse Macht au. Dadurch würde man den. 
Gläubigen gans irrige Ideen beibringen nnd sie in Irrthum führen. 

.. Die Benediotion unter Anrufung des heil. Urban enthält vier Lesnngen 
ans dem Evangelium,' bei jeder Station eine. Die erste ist genommen 
and» dem Evangelium des heil. Matthäus c. 12, v. 1-—8. Die sweite> 
ans dem Evangelium des heil. Markus o. 4, v, 26—32, Die dritte aus 
dem Evangelium des heil. Lukas c. 8, v. 4 fg., und die vierte aus dem 
Evangelium des heil. Johannes c. 5, v. 35—38. 

Aus diesen Eineeinheiten kann man abnehmen, welches die Anlage)' 
dieses Ritus sei. Nach der Benediction der Wachskereen, Welche Bene— 
diction mittelst eines Exoreismus und eines Gebetes geschaht, bewegt 
Uidi die Profcession iaV Freie hinaus, wo dann die Benediction der 
Felder vorgenommen wird. Man hat vier Standpunkte. Auf jedem der¬ 
selben wird Nachfolgende« gebetet: 1. ein Psalm mit mehreren Vereiteln 
und Responsorien, nebst einer Oration; 2. eine Lesung aus r dem Evan¬ 
gelium und wiederum eine Oration; 3. ein Exoreismus, die Beschwörung 1 
genannt, sur Vertbeittnig der Gewitter; 4. endlich die Benediotion und 
Besprengung mit Weihwasser. In derselben Reihenfolge werden die* 
Gebete sammt dem übrigen Ritus auf jeder der vier Stationen gehalten. 1 

Hierin besteht die Benediction des -heil. Urban, welche die s. Con- 
gregatio Rituüm fttrdieDiöcese Breslau begutachten Wird, nachdem die' 
■ethwendigen Verbesserungen werden vorgenommen Bein. So weit er~ 
Süden die AnaleetS' de jur. pontif 

Uns Hegt eine ähnliche Benediction näher. Dieselbe wird höchst 
wahrscheinlich ebenfalls der Approbation des heil. Stuhles bedürfen, 
wenigstens für Ae ausser 'der Dlöcese Rottenburg gelegenen Orte; 

An mehreren Orten äer Augsbttrger-Müttchen-Freisinger und höchst 1 



wahrscheinlich der. dormalige» firixener Diöeese'besteht üesogefocnhSel 
Sauet Magnus-Benedictkui. Eis Ist diess < insbesondere iu 'jenen Pfarrtlen 
der Fall, weiehe Partikeln nw dem Stabe des faefl. Magnus besitzen. 
De» grösste Tbeil desselben wird bekanntlich in 1 der St. Mignuakapelle 
in . Ptissen äufbewahrt. 

Diese Benediction wird gans m derseibenWeise vorgenommen, Wie 
die eben: beschriebene St* Ürbans-Benedteikm, nurniit dem Unterschiede^ 
dass der Stab des heil Magnat oder eine Partikel desselben in der 
PrbcesBion .mm Geistlichen mitgetragen und dass mittelst dieses Stabes' 
oder dieser Partikel die Benedieiion ertheitt wird,, gerade so wie beim 
Wettersegeb mit der Kreuspartikel. An vier Orten wird mit der Pro-* 
cessiom eingehalten. Anjedem derselben wird snerst der Anfang einend 
der Evangelien gelesen, gfeuau ao, wie bei der frohnieiehnaibe-ProcessiOB.) 
Dann folgen Versikeln and ■Respocsorieri mitGebeteta and Exoreisinto»> 
Den Schluss macht die Begediction mit dem Stabe oder mit der Partikel. 1 
Diese Benedibtfon beginnt mit: Sit taomen Domini benedictum^.. ad-! 

jutorium. . wie alle Benedietioneo, selbst die von Priestern ertheiltert,) 
in der ehemaligen Coastanser und in der Augsburger Diärese keginnen. 
Siebt aber weder im Augsburger Rituale-noch viel weniger im Münchenan 
Rituale enthalten. Ersteres ist besonders darum anfallend', weil dem 
Hauptort der segenreichsn Wirksamkeit des «heil» Magnets uid seiner 
Verehrung, nämlich Füssen, von jeher der Augsburger Diöeese angehiürte. • 
Man bediente sich an den Orten, wo diese Benediction sammt der danut 
verbundenem Procession im. Gebrauche war, gewöhnlich eines geschriebenen 
Formulars oben angegebenen Inhaltes.■; •< ; - h 

Nun bst aber dieses Formular wörtlieh enthalten: im kleineren > 
RitUale,;BenodietionaIe genannt, des ehemaligen BSsthiims Coöstans und 
hat die Präsumtion, der: Erinubtheit für sieb. Diese präsumtive Begnt-J 
achttmg kann jedoch samchet nuefürdie Diöceseg eiten, an welcher 
diese Rituale vorgeschrieben ist.: Nur diese karin ein i Recht ^ auf da» 
vorgeschriebene Benediction haben.: Diese < Diöeese aber besteht nicht 
mehr, und keiner der Bischöfe, .die einfcelne TbeÜC derselben in ihrem 
Diöceaaa-Districte einverleibt haheb, kann sich als Erben dieses, ent weder 
positiv gegebenen «der durch Verjährung gewonnenen Rechtes «nrhläreiu 
Es wird darum «ine Frage sein, -ob diese.Renediation, wenn aie in das 
Rb)> die Diöeese Rottenburg meu aufgelegte Goneianner Ritaafe anfger? 
nommen. wurde, nicht einer specWlen Begutachtung des heil. Stühlen 
bedarf. Wird aber eine solche Begutachtung vom* heil*!Stuhle naihgm* 
spukt und erhalten, so ergibt steh die hwcätU .Frage* ob dieselbe nur 
für die Diöeese gelte, für welche sie eiggelpolt wtUdoi ! eder ob Sucb’ i» 
den angnäaseadea Diöcesen davon Gebrauch gemacht, werden. dfirf«/ 
Badliohdie dritte Frage, ob dte. ErkabpiSB » dieser Beaadi ati aa sinh so 
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bedienen, nachdem sie vom hed. Stahle einer Diöceee ist ert heilt worden. 
lt den. angräntenden Diöcesen, in denen sie früher in Uebung wer, nicht' 
von den betreffenden Bischöfen körnte ertheilt werden. 

Alle diese Fragen konnten selbstverständlich in einer Zete, wo die 
weltliche Regierung alle Bittgänge, Processionen etc. abschaffte und 
selbst das Innere der kirchlichen Angelegenheiten regieren «n j müssen 
glaubte, nicht aufgeworfen werden. Alle dergleichen Andachten wurden, 
wo sie irgendwie einen öffentlichen Charakter annahmen, strengstens und 
bei schwerer Strafe verboten. Darmelen beginnt der religiöse Sinn 
wieder.su erwachen, und verlangt nach der alten, gesunden Nahrung. 
Die alten Uebel kehren wieder und verlangen nach Abhilfe. Die Erin-* 
nerungen an die früher erlangte, oft wunderbare Hilfe sind noch nicht 
ansgestorben. Dies führt uns nun auf die Darlegung der Bedeutung, 
welche die genannte St. Magnus-Benediction ehedem hatte. 

St. Magnus hat bekanntlich bei Kempten und in der Nähe von 
Füssen gefährliche Unthiere erlegt, und diese, von den Menschen ver¬ 
lassene Qegenden wieder wohnbar gemacht. Diese dem Lande erwiesene 
Wohlthat und die darin sich offenbarende Wunderkraft blieb den Gläu¬ 
bigen in der Erinnerung. • Wo nau imtner tKre Felder und Fluren von 
Unsiefer, von Mäusen und insbesondere von der Ranpo der Maieskäfer, 
den sogenannten Engerlingen bedroht waren, nahmen Sie ihre Zuflucht 
»um Patron der Gegend, »um heil. Magnus, und flehten um seine Für¬ 
bitte und nm seinen Schuts. Und weil der Mensch überall etwas Mate- r 
rielles und Handgreifliches als Sinnbild und sur Vermittelung des Gei¬ 
stigen haben will, so sendete man ans den mit solcher Plage heimge- 
sdebten Orten nach Füssen and erbat sieh den Stab des Herl. Magnus. 
Dieser Stab wdrde dann hl oben beschriebener Processhm durch die 1 
Felder getragen, während das Volk betete. Eine im Jahre 1721 in 
Tegernsee gedruckte Biographie des Heiligen spricht sich Hierüber also 
ans:, Ejnedero (S, Magni) Cambattae vis adversus lastete, aUasque b#- 
stiokw frtgifcin infästaa plane admiranda est: quod vere el aostate sstis 
superqne demonstrant quotidiana fere experimenta, quibos manifeste de- 
prehenditur, illiusmodi animalcula eandem inter preces ritusque usitatos 
terrae infixam ferre non posso? sed vel extemplo emori, vel migrare, 
alle, vel in fovearum latebras properere, ut praesenti exitiose «ripiant.. 
F ugmt ur praeterea aut secantur insecte, ramis, frondibos, rsmentis «ut 
terra hoc baetrio lustratis, dum illa hortis, pratis, agrls fnserontur, hac 
In pulveres comminutft solum conspergitur. Atque hinc fit, ut sacrum 
hoc alexicacon certatim expetant Tirolii, Algovii, Acroniani, Brigantini, 
Helvetii, Suevi, Boji aliique populi, p. 116 et 117. 

Hatte man einmal solche Hilfe erfahren, so widerholte man sur 
Verwahrung von ähnlichem Uebel dieselbe Andachtsübung, insbesondere 



wenn es einem Orte gelang, eine wenn aach gans kleine Partikel vom’ 
Stabe des heil. Magnus su erhalten, was an mehreren Orten der Fall’ 
gewesen, wie schon aus dem Umstand hervorgeht, dass der hochw. Bischof 
von Genstans es für nothwendig erkannte, den hiebei üblichen Ritus 
in sein Diöoesan Rituale aufsunehmen. 

Dass man das neuerwaehte Verlangen nach solchen Segnungen und 
Andachten in unserer materiell gewordenen Zeit, wo man Alles dareh 
eigene Geschicklichkeit und Kunst bewirken sa können meint und diese 
irrige Meinung mit aller Sorgfalt unter dem gemeinen Volke su ver¬ 
breiten sucht, für ein gutes Zeichen ansehen muss, bedarf kaum einen 
Nachweises. Dass bei solchen Anlässen dem Seelsorger eine Gelegen* 
heit an die Hand gegeben werde, die Untergebenen , auf grössere Uebel 
und auf höhere Güter aufmerksam su mach»), als die- seitlichen sind; 
weiss jeder Seelsorger aus eigener Erfahrung. J. 


AerteANfntt^en. 

Bezüglich des Artikels: „De modo procedendl ln & Congregatlone Coneilil“ 
etc. im Hefte 5 and 6 des UJ. Bandes, Seite 304 ff. haben wir Folgendes za be¬ 
richtigen :. 

1. Wurde aus Missverständnis« dieser Artikel von uns als eine selbstständige 
Arbeit des Herrn Einsenders angesehen und unter die Abhandlungen aufgenommen, 
während es eine Instruction Ist, welche die S. Congr. Conc. erlassen hat und die 
somit unter die Rechtsquellen einzureihen gewesen wäre; Wegen Häufung des 
Stoffes wurde der Druck -dieses Aufsatzes verzögert) in Folge dessen ist uns die 
ln Rom erscheinende Sammlung : „Analecta juris pontificii“ mit der Verögentlkhung 
dieses wichtigen Documentes zuvorgekommeu. 

2. Sind in unserem Abdrucke desselben folgende zu beklagende Druckfehler 
zu verbessern: S. 304, Z. 18 von oben lies: „sub poena“ statt vel poena, und 
Z 32 V. o. lies: „exoeptis tarnen eidplendis“ statt exceptls conjugum exciplendis; 
S. 805, Z. SO Ues: „ex judlcis“ statt et judlcls, S. 300, Z. 6 Ist nach monitum 
est das Wert „addator“ einzufügen. Von Z- 21 an S. 300 ist der Context durch 
eine ln Abwesenheit des Herausgebers eingeschlichene, aus mangelhafter Pagi- 
nirung herrührende Versetzung gestört. Es muss nämlich an die Worte: anteqnam 
publicetur procCssus unmittelbar die Zeile 25 S. 307 von den Worten an: „sl 
veüt artionlos“ gereiht werden mit allen folgenden bis Inclusive 20 S. 309. Nach 
dm Worte corporis ist Z. 21, <8. 300 .vom Worte „mulleria“ an elUsufügen aaaamt 
den folgenden bis Indus. 25 S. 307 mit den Worten; „Locus delnde erlt defen- 
slonlbus, libere etiam erlt;“ dann kommt Z. 20 auf S. 309 vom Worte „defensori“ 
an bis zum Schluss. 



Abhandlung über die Haushapelien. 

(Aus den Analeota Juris Pontlficii.) 

1. Die Verschiedenheit des Verhaltens, welches die Kirche in An¬ 
sehung der öffentlichen und in Ansehung der Hauskapellen beobachtet, 
sieht mit Recht die Aufmerksamkeit eines jeden auf sich, der die cano- 
nische Disciplin studirt. Die Kirche behandelt die HauskapelTen mit 
grosser Strenge, sie will, dass die Vollmacht, in denselben die heiligen 
Geheimnisse su feiern, dem heil. Stuhle Vorbehalten bleibe; die Indulte, 
durch welche sie der Papst gewährt, sind mit einer Menge einschrän¬ 
kender Klauseln umgeben, die deren Ausübung beengen,; sie werden fast 
nie auf ewige Zeiten gegeben; man erlaubt nicht leicht mehr als eine 
einsige Messe, in Gegenwart des Indultempfangers, su lesen; und wenn 
die Gewährung nicht Krankheit halber stattgefunden hat, so sind die 
Hauptfeste des Jahres vom Indulte ausgenommen* — Wenn es sio|a 
hingegen um öffentliche Kapellen handelt, verschwindet diese grosse 
Strenge, und. macht der grössten Nachsicht Plats. Der Bischof hat die 
Vollmacht, öffentliche Kapellen su gestatten, und die heiligen Canonen 
fordern keineswegs eine Intervention des Papstes. Die Gestattung einer 
öffentlichen Kapelle wird immer auf ewige Zeiten gewährt. Man hat 
die Erlaubniss, darin so viele Messen feiern su lassen, als man will, 
und die hohen Feste machen keine Ausnahme davon. 

2. Woher kommt eine so grosse Verschiedenheit in dieser Dis- 
ciplin? Warum seigt die Kirche in Hinsicht auf die ersteren so viel 
Strenge, und in Besug .auf die letzteren so viele Nachsicht? In was 
unterscheidet sich eine Hauskapelle von einer öffentlichen? Befinden sich 
nicht eine Menge Hauskapellen in solchen Umständen, welche die Um- 
gestalt uug derselben in öffentliche und immerwährende Oratorien ohne 
Schwierigkeit erlauben? Welches sind die Mittel, um eine surJVerehrung 
Gottes und sum geistlichen Heile der Gläubigen so niitsliehe Veränderung 
su erlangen? 

3. Das sind die Fragen, die wir in der gegenwärtigen Abhandlung 
untersuchen wollen. Mit den Hauskapellen beginnend, beweisen wir, 
dass die gegenwärtige Disciplin die Gestattung derselben dem Papste 
Vorbehalt. Wir legen die Clauseln vor, die in den apostolischen Inr 
dulten enthalten sind, und deren Beobachtung von der Kirche mit aller 
Strenge gefordert wird. Endlich bringen wir, in Besug auf die öffent¬ 
lichen Kapellen, eine grosse Zahl von Beispielen, aus welchen su er- 

Uov’a Archiv für kath. Kirchenrecht. UL Band. 34 
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sehen, wie leicht der heiL Stahl von einer oder der anderen der Be¬ 
dingungen dispensirt, die nach den heil. Canonen zu einer öffentlichen 
Kapelle erforderlich wären. So wird z. B. die Thttre auf den öffent¬ 
lichen Weg als notwendige Bedingung verlangt} und doch pflegt der 
heil. Stuhl davon so dispensiren, vorausgesetzt, dass der Stifter der 
Kapelle die Verpflichtung auf sich nehme, Jedermann den freien Zutritt 
zu gewähren. 

L 

Die Hauekapellen vor der Zeit des Conciliume von Trient. 

4. Vom 4. Jahrhunderte an findet man, nachdem die Zeit der 
Verfolgungen abgeschlossen war, selten, dass das heil. Messopfer in 
Laienhäusern gefeiert wurde. Das Concil von Nicea verbietet den 
Mönchen, das Opfer in jenen Kapellen zu feiern, die sich in den 
Häusern der Laien befinden; es ist das der Gegenstand des 8. Canons 
unter den arabischen: Non celebrent monachi sacrosanctum missae sacri- 
ficium in sacellis, quae fiunt in domibus laicorum. — Aus den Acten 
des Concils von Ephesus ersieht man, dass Nestorius einen Bann gegen 
einen Priester aussprach, unter dem Vorwand: Quia oblationem fecerit 
in suis aedibus. Auf dem im Jahre 536 vom Patriarchen Mennas in 
Konstantinopel abgehaltenen Concil wird gegen gewisse Häretiker Klage 
erhoben, die aus Opposition gegen den wahren Altar m ihren Privat¬ 
häusern Altäre errichten: Etiam in propriis domibus, in suburbiis altaria 
et baptisteria erigunt in oppositum veri altaris et sacri fontis. — Das 
Concilium in Trullo verbietet allen Klerikern ohne Ausnahme, in den 
intra domos errichteten Oratorien das Opfer zu feiern, oder zu taufen. 

5. In den Provincial-Concilien findet man eine grosse Anzahl De- 
crete, welche die Feier der Messe in den Hauskapellen verbieten. So 
verordnet das 4. Concil von Orleans im 4. Decret: Unicuique fidelium 
in domo sua Oratorium licet habere et ibi orare. Missam autem ibi 
celebrare non liceat. Der apostolische Stuhl gewährte indessen Dispensen, 
und man findet Beispiele dieser Dispensen, die bis in die ältesten Zeiten 
zurfickgehen. Der Über diurnus der römischen Päpste enthält die Formel, 
deren sie sich bedienten, um den Bischöfen aufzutragen, einen Priester 
in einer Privatkapelle za ordiniren. Die Laien, die auf ihren Besitz- 
thÜrnern oder in ihren Häusern eine Privatkapelle bauen zu lassen 
wünschten, damit für sie in derselben die Messe gefeiert werde, pflegten 
beim Papste um dieses Privilegiam anzusachen. Der über diurnus gibt 
nun, wie gesagt, die Formel dazu. Wenn man sie mit den Indulten 
der gleichen Gattung vergleicht, welche sich unter den Briefen des hei¬ 
ligen Gregor des Grossen vorfinden, so wird man eine vollkommene 
Gleichförmigkeit unter denselben bemerken, so dass entweder die Päpste 
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die Formel dem heil. Gregorius entnahmen, oder er selbst sie von seinen 
Vorgängern überkam. Wahrscheinlich machten die römischen Päpste 
zur Gestattung der Hauskapellen lange vor der Zeit des heil. Gregorios 
von der nämlichen Formel Gebrauch; denn man findet eine ganz ähn¬ 
liche in einem Briefe des Papstes Pelagius I. an den Bischof Eleutherius. 
Wir halten es für zweckmässig, diese Formel hier mitzutheilen: 

„Maximus Diaconus Ecclesiae Dilectionis Tuae nobis suggessit, in 
Fundo, qui appellatur Paucellus Oratorium se pro sua devotione fundasse, 
quod in honore beatae Cantianae martyris desiderat consecrare. Et ideo, 
frater carissime, si in tua dioecesi memorata constructio jure consistit, 
et nullum Corpus ibidem constat humatum, percepta prius donatione le- 
gitima, vel possessione illa, et illa, praestante liberos a fiscalibas titalis 
solidos tot, gestisqae municipalibus allegatis, praedictum Oratorium abs- 
que missis publicis solemniter consecrabis: ita tarnen ut in eodem loco 
aeo futuris temporibus baptisterium construatar, nec presbyterum con- 
stituas cardinalem; sed quoties missas ibi fieri forte malamt, a dilec- 
tioue tua presbyteram noverit postulandum, quatenus nihil tale a quolibet 
alio sacerdote ullatenus praesumatur.“ 

6. Hieraus erhellt, wie alt der Gebrauch der Gläubigen sei, sich 
zur Erlangung von Hauskapellen an den heil. Stuhl zu wenden. Denn 
nach der Disciplin jener Zeit, von der wir sprechen, ist eine Kapelle 
ohne Baptisterium, ohne einen presbyter cardinalis wahrscheinlich ein 
Hausoratorium, und zwar um desto mehr, weil die Ermächtigung ertheilt 
wird, um der Privatandacht zu genügen, und keineswegs im Hinblick 
-auf den öffentlichen Nutzen. — Die Consecration dieser Hasskapellen 
-ist eine merkwürdige Sache. Der Diöcesanbischof consecrirte in der 
That die Privatoratorien der Laien und vor der Consecration war die 
Feier des Opfers darin nicht erlaubt. Das beweisen sowohl die Formel 
des über diurnus als auch die Briefe des Pelagius und Gregors des 
Grossen, von denen oben gesprochen worden. Die Disciplin der Con¬ 
secration der Hauskapellen erhielt sich lange Zeit. Mehrere Concilien 
vom Anfänge des IX. Jahrhunderts treten der neuen Praxis; am nicht 
«onsecrirten Stätten die heil. Messe zu lesen, kräftig entgegen. Wahr¬ 
scheinlich begann damals der Gebrauch, in den Privathäusern einige 
Zimmer einzurichten, welche die Stelle der alten consecrirten Haus¬ 
kapellen vertraten. Noch eine andere Ursache veranlaaste die Unter¬ 
lassung der Consecration. Die Erlaubniss, die Messe in Privathäusern 
zu celebriren, wurde nämlich nicht auf ewige Zeiten gegeben, und 
-oft widerrufen oder suspendirt. Daher dann die.Unmöglichkeit, diese 
.Kapellen nach den liturgischen Regeln zu consecriren. 

7. Wir halten es nicht für nöthig, eine grosse Zahl von Documenten 
zu citiren, um zu beweisen , dass im Mittelster die Gläubigen Sch eben 

34 ** 
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so wie in den ersten Jahrfaänderten an den hell. Stahl -wendeten, am 
Hauskapellen, oder das Privilegium des altare portatile zu erlangen. 
Man findet im „Thesaurus anecdotorum“ von Martine Bd. 11. col. 1812 
einen Brief vom Papste Clemens IV., der dem Grafen von Roden die 
Rrlaobniss ertheilt, dort, wo er keine Kirche oder Kapelle vorfande, 
die Messe von seinem Kaplane auf einem altare portatile feiern zu 
lassen. Dieses Indult scheint dem Grafen auf Lebenszeit verliehen 
worden zu sein. Wir lassen es folgen, so wie es Martine heraas¬ 
gegeben hat: 

„Clemens episcopus servus servorum Dei dilecto fiüo nobili viro 
Hugoni comiti Rathenensi, salatem, apostolicam benedictionem. 

Quia Deo et apostolicae sedi devotus et ecclesiae romanae specialis 
vasallus esse dignosceris, te libenter prosequimur favoris gratis specialis. 
Cum itaque te, sicut asseris, frequenter ad loca, in quibus non sunt ec- 
clesiae vel capellae, devenire contingat, timeasque propter hoc interdum 
divinis officiis defraudari, nos tuis devotis supplicationibus inclinati, apo- 
stolica tibi auctoritate concedimus, ut capellanus tuus, qui pro tempore 
fuerit, secam possit habere altare portatile cum debita reverentia at 
honore, in qUo tibi ac famfliae tuae cum ad hujasmodi loca perveneris 
vel alias evidens necessitas imminebit, missarum solemnia celebrare va- 
leat, sine juris praejudicio alieni. Nulli ergo etc. Datum Perusii XD 
calendas martii, Pontificatus nostri anno II.“ 

8. Im Jahre 1321 erneuert das Concil von London das Verbot, die 
Messe in den Oratorien oder Häusern d. h. an einer nicht conseerirten 
Stätte zu feiern, unter Strafe der Suspens auf die Dauer eines Monats 
ffir den Celebrirenden; aber das Conoil reservirt ausdrücklich alle apo¬ 
stolischen Indulte, und schreibt nur vor, diese Indulte dem DiÖcesan- 
bischofe vorzuweisen: „Nisi forte locus, in quo divina taliter celebrantur 
aut illias loci dominus Sedis Apostolicae auctoritate, seu speciali privi- 
legio super hoc forte praetendantur muniti: quo casu in locis illis hujus- 
modi celebrantes auctoritates, vel privilegia, et eorum tenores looorum 
ipsorum dioecesanis infra duos menses a pablicatione praesentis statuti 
exhibere effioaciter teneantur. (Concilium Londinense, c. 6.) Eine 
ähnliche Verordnung findet man in dem im Jahre 1528, wenige Jahre 
vor dem Kirchenrathe zu Trient, zu Sens gefeierten Provincial-Concil; 
denn, am Betrug und Missbrauch zu verhindern, stellt dieses Concil 
den Grundsatz auf, dass es nicht erlaubt sei, unter dem Vorwände einer 
Dispens des apostolischen Stuhles die Messe in jenen Privatoratorien 
zu feiern, die sich in Privathäusern finden, ausser es seien die Dispens¬ 
briefe vorläufig vorgezeigt und vom Ordinarius als authentisch anerkannt 
worden. — Beweisen nun alle diese Concilienstatuten nicht, dass sich 
die Gläubigen aller Länder ganz frei an den apostolischen Stuhl wen- 
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deten, am das Privilegium der Hausmesseü and Kapellen *a erlangen? 
Man darf wohl annehmen, dass die apostolischen Indalte sahireich 
waren, weil sich berühmte and sahireiche Concilien veranlasst sahen, 
Verordnungen sar Unterdrückung von Missbrauchen and Unordnungen 
sa erlassen, su denen die Indalte Anlass gaben. Und doch war in 
den hei). Canonen die Gestattung von Haaskapellen dem heil. Stahle 
nicht ausdrücklich reservirt. Man findet vor dem Conoil sa Trient in 
der gansen Reihenfolge der Kirchengesetse keilte Verordnung, die aus¬ 
drücklich eine Verwarnung oder ein Verbot aasspriche, die Messe in 
den Privathfiasern mit blosser and alleiniger Erlaabniss des Ordinarius 
der Diücese so feiern. Woher kommt es also, dass sich die Gläubigen 
an den heil. Stuhl wendeten? Etwa einsig und allein, weil die Bischöfe 
solche Verwilligungen verweigerten, da sie selbe doch gewähren konn¬ 
ten? Wir sind der Ansicht, dass die Intervention des heil. Stuhles bei 
Gestattung der Haaskapellen durch die nämliche Ursache motivirt wurde, 
welche mehrere apostolische Vorbehalte nothwendig gemacht hat, näm¬ 
lich durch das Bedürfniss, die Bischöfe gegen ungestüme Gesuche und 
allsumäehtige Zudringlichkeiten su wahren, angesichts deren es ihnen 
oft schwer gewesen wäre, nicht nach sageben. Von dem hier beseich- 
neten Standpunkte aus sind die apostolischen Vorbehalte die festesten 
Schutswehren der kirchlichen Freiheit. Dieses nun vorausgesehickt, 
wollen wir das Decret des Conc. von Trient näher betrachten. 


n. 

Da* Concilium von Trient und sein Decret über die Feier der Messe 

in den Privathäusem. 

9. Zur Zeit des Concils von Trient gaben die Haaskapellen su 
grossen Missbräuchen Anlass. Man erpresste sich Verwilligungen durch 
ungestüme Zudringlichkeiten; die Kirchen waren verlassen und das heil. 
Messopfer nicht mehr mit der nothwendigen Achtung und Ehrfurcht 
umgeben. Diese Missbräuche Hessen die Nothwendigkeit erkennen, ein 
Gesets su erlassen, das die Feier der Messe in den Privathäusem ver¬ 
böte. Unter den Forderungen, welche die Bischöfe Italiens auf dem 
Concile stellten, findet sich ein formelles Votum für das Verbot der 
Feier der heil. Geheimnisse in den Privathäusem, wie man aus der 
Sammlung von Leplat t. 5 p. 614 tit. de cultu Dei n. 7 unter fol¬ 
genden Worten ersieht: Tremenda mysteria non celebrentur in privatis 
domibus. Das Concilium von Trient trägt dieser Forderung darch eine 
Verordnung des Decretes Rechnung, welches in der 22. Sitsung unter 
dem Titel: de observandis et evitandis in celebratione missae publicirt 
wurde. Das Concilium erlässt folgende Anempfehlung an alle Ordinarii 
looorum: Ne patiantur privatis in domibus, atque omnino extra eccleaiam, 
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et ad divinum tan tarn enttarn dedicata oratoria ab eisdem Ordinariis 

designanda et visitanda sanctum hoc sacrificium a secolaribus, aut regu- 
laribus quibuscumque peragi. Das ist die Verordnung, welche den Bi¬ 
schöfen die Vollmacht entsteht, die Feier der Messe in den Hauska- 
pellen zu gestatten. 

10. Das Concil verbietet deutlich zwei Stücke: 1) Es will nicht, 

daaa die Bischöfe die Feier des heil. Opfers in den Privathäusern ge¬ 
statten ; 2) ebenso will es auch nicht, dass sie selbe ausser den einzig 
dem religiösen Cultus geweihten Kirchen und Oratorien geschehen lassen. 
Es galt in der That, einen doppelten Missbrauch su unterdrücken. 

Der erste bestand darin, dass man das heil. Opfer in Privath&ussern 
feierte, ohne sich auch nur die Mühe su nehmen, eine Hauskapelle su 
errichten, die ausschliesslich su diesem Acte (lienete. Der sweite Miss¬ 
brauch bestand darin, dass man die heil. Messe in den Hausoratorien 
las, was die UnsukOmmlichkeit mit sich brachte, dass die Gläubigen 
vom Besuche der Öffentlichen Kirchen abgehalten wurden. Das Concil 
von Trient wollte beiden Uebelständen abhelfen. Man kann nicht sagen, 
dass die Hauskapellen dem religiösen Cultus gewidmet seien; denn da 
sie nicht nach den liturgischen Regeln consecrirt oder benedicirt sind, 
so bekommen sie keine fortwährende Bestimmung für den religiösen 
Cultus. Nun verbietet das Concil von Trient, die Messe ausser den 

dem religiösen Cultus gewidmeten Kirchen und Kapellen su feiern. 

Mithin verbietet es nicht bloss die Feier der Messe in den Privathäu¬ 
sern, sondern es verbietet sie auch in den Hauskapellen, und die Orts- 
Ordinarii dürfen es weder gedulden noch erlauben, dass das Opferlamm 
in diesen Hauskapellen geschlachtet werde. *— Wenn man nach dem 
Grunde frägt, warum sich das Concil nicht deutlicher ausdrttckt und 
nicht ausdrücklich die Feier der Messe in diesen Privatkapellen ver¬ 
bietet, so ist es der, dass es nicht seine Absicht war, die Privatoratorien 
der Ordenshäuser oder der bischOfl. Paläste zu untersagen. — Hätte es 
das Verbot ausgesprochen, ausser den Öffentlichen Oratorien zu cele- 
briren, so hätte man glauben können, dass es auch die Privatoratorien 
der Bischofswohnungen habe untersagen wollen. Das war aber nicht 
seine Absicht, es wollte bloss die Kapellen der Privathäuser verbieten. 
Darum sprach es sich in den oben angeführten Ausdrücken aus. 

11. Wohl zu beachten ist, dass das Concil von Trient, weit ent¬ 
fernt, eine einfache Ermahnung, eine blosse Instruction an die Bischöfe 
in Betreff der Hauskapellen zu erlassen, vielmehr ein entschiedenes und 
förmliches Verbot promulgirt, wie man aus den Worten ersieht, welche 
den Eingang des Decrets bilden: Decernit sancta synodus, ut Ordinarii 
locorum episcopis ea omnia prohibere atque e medio tollere sedulo curent, 
ac teneantur, quae.... irreverentia quae ab impietate vix sejuncta esse 
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potest, induxit etc. Dieses neue Gesetz, dieses strenge Verbot soll des 
Bischöfen die Vollmacht entziehen, die Feier der Messe in den Haas- 
kapellen so gestatten. Wozu war es notwendig, allgemein allen Bi¬ 
schöfen zu verbieten, nicht za dulden, dass irgend ein Priester in den 
Privathäusern, ausser der dem religiösen Coitus ausschliesslich geweihten 
Oratorien celebrire, wenn die Gewalt der Bischöfe, solche Erlaubnisse 
zu gewlhren, in keiner Weise beschränkt erachtet wurde? Vor dem 
Concilium waren die Bischöfe sorgfältig darauf bedacht, die Feier der 
Messe in Hausoratorien zu verhindern, für welche man weder ein apo¬ 
stolisches Privilegium, noch eine bischöfliche Erlaubnis erlangt hatte. 
Die Disciplin der Decretalen stand in voller Kraft und verwarf die 
Feier der Messe ausserhalb der consecrirten Stätten, so wie die von den 
Bischöfen ohne gesetzlichen Grund gewährten Dispensen. Wenn einige 
Bischöfe ihre Vollmacht missbrauchten, so konnte sich ja das Concil 
von Trient damit begnügen, die alten Canonen zu erneuern; es hatte 
nicht nOthig, ein neues Gesetz zu promulgiren. Wenn sich das Concil 
einzig das Ziel setzte, die zu nachsichtigen und zu leicht zugänglichen 
Bischöfe zurecht zu weisen, so musste es sich ja nicht unterschiedslos 
an alle wenden, da diejenigen, die einer solchen Ermahnung bedurften, 
wenig zahlreich waren. Wenigstens hätte es auf irgend eine Weise 
ausdrücken müssen, dass es nur die übermässige Leichtigkeit und die 
zu zahlreichen Gestattungen missbillige. So aber haben die Väter von 
Trient das Gesetz nicht gemacht. Es nimmt Niemand aus. Es ist 
an alle Bischöfe gerichtet; es fordert von allen, dass sie nicht dulden, 
dass man das- heil. Opfer in den Privathäusern oder ausserhalb der 
einzig dem religiösen Cultus gewidmeten Oratorien, folglich auch in 
den besonderen Kapellen der Privathäuser feiere. — Dieses neue Gesetz 
hat also die alte Disciplin verändert, nach welcher die Bischöfe die 
Feier der Messe in den Hauskapellen aus gesetzlichen, wenn auch 
nicht absolut notwendigen Ursachen erlauben konnten. 

HL 

Die Provincial-Concilien waren überzeugt , dass die Bischöfe nickt 
mehr die Vollmacht hätten, die HautkapeUen zur Feier der Mette zu 

berechtigen. 

12. Als das Concil von Trient beendet und durch die Autorität 
des heil. Stuhles bestätiget war, wurden in zahlreichen Kirehenprovinzen 
besondere Concilien abgehalten, um seine Decrete in Ausführung zu 
bringen. Wenn man nun die Statuten dieser Provincialconcilien unter¬ 
sucht, so gewahrt man eine Menge Anordnungen, weite auf strenge 
und allgemeine Weise die Feier der Messe ausser den Kirchen und 
den Öffentlichen Oratorien verbieten. Man findet sehr wenige darunter, 
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welche irgend etae Spar von der Vollmacht der Bischöfe In Besag auf 
die Gestattung der Haagmessen in sich schliessen, and aach das kommt 
nie ohne eine Anempfehlung vor, sie nicht so erlauben, ausser aus wahr¬ 
haft nothwendigen Ursachen. 

13. Der heil. Karl Boromäus erwähnt der Hausoratorien auf zwei 
Provincialconcilien; aber es zeigt die Art, wie er sich darüber ausspricht, 
dass die Bischöfe sie nur in Fällen wirklicher Nothwendigkeit gestatten 
dürfen. Auf dem ersten Provincialconcil vom Jahre 1568 führt der 
heiL Carl das Decret von Trient an, und fügt bei: Oratoriorum autem 
aedificationem, aut usum ne facile, sed magna de causa permittant 
episoopi. In dem vierten Concil an Mailand vom Jahre 1576 liest 
man Folgendes: Episcopus omnibus missam in orotorio privato celebrandi 
facultatibus hactenus concessis certos limites, modumque praefiniat; ita 
ut praeter cauBas, quas magnas et urgentes is jndicaverit, in ipsis pri- 
vatis oratoriis missam celebrari ex facultatibus illis deirtceps non liceat, 
nisi hoc fuerit a Sede Apostolica indultum. Quam moderationem dili- 
genter adhibeat, si quando in posterum ejusmodi facultatem concedendam 
censuerit. Offenbar leitet sich vom Coneil zu Trient, dessen Decret 
dem Provinciaistatut vorangeht, die aufgestelite Beschränkung der Voll¬ 
macht der Bischöfe ab,' welche die Haoskapellen nur aus wahrhaft wich¬ 
tigen und dringenden Ursachen gewähren sollen. Ferner stellt der heil. 
Carl einen grossen Unterschied auf zwischen den vom heil. Stuhle aus- 
gegangenen Dispensen, und den bischöflichen Ermächtigungen; denn er 
ist weit entfernt, auch auf die ersteren die Strenge su erstrecken, mit 
welcher er die sweiten in Gemässheit des Conciliums von Trient behan¬ 
delte Der Biograph des heiligen Ersbischofs, Giussano, sagt 1. 8 c. 4 
seines Lebens, dass er sich sehr streng seigte in Ansehung der Pri- 
vätmessen, sie für den Gouverneur von Mailand nicht erlauben wollte, 
obwohl dieser ein Indult vom heil. Stuhle erlangt hatte. Hierin seigt 
Giussano nicht seine gewohnte Genauigkeit. Die Sache verhält sich 
gans so. Der heil. Carl hätte wenig Ehrfurcht vor der Autorität des 
heil. Stuhles geseigt, wenn er sich geweigert hätte, eine von demselben 
gewährte Dispens ansuerkennen. Uebrigens wäre eine solche Strenge 
selbst den Statuten des oben erwähnten Provincialconcils von Mailand 
entgegen gewesen. Die Barnabiter so Mailand besitzen einen Brief des 
heil. Carl, in welchem man das gerade Gegentheil von dem liest, was 
Giussano sagt. Folgendes ist die den Gouverneur von Mailand betref¬ 
fende Stelle: „Seine Heiligkeit hatte ihm schon erlaubt, die Messe in 
Beiner Kapelle lesen zu lassen, und ich bin dieser Erlaubnis nie ent¬ 
gegen getreten.“ 

14. Das Concil von Toulouse vom Jahre 1590 fasst das Concil 
von Trient im nämliehen Sinne auf; denn ein Decret statqirt, dass die 
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Messe nur öffentlich und in den Kirchen gefeiert werden soll, and dass 
sie der Bischof in den Privat-Oratorien nur dann gestatten Solle, wenn 
es absolut nothwendig sei, per necessarium. — Das Concilinm von 
Mexiko vom Jahre 1585 führt das Decret des Concils von Trient an, 
nimmt alle vorher gewährten Erlaubnisse zurück, und empfiehlt den 
Bischöfen, sie ven nun an nur mit grosser Umsicht zu geben: Bx 
nunc vero facultates omnes ad id quovis modo concessae revocantur; 
episcopique admenentur, ut deinceps caute ipsi per se, et ad tempus 
Hmitatom eas concedant. Vor dem ConcÜium von Trient verboten 
bereits die heil. Canonen den Bischöfen, die Messe in den Hauskapellen 
ohne gesetzliche Ursache feiern zu lassen. Wenn nun die Väter des 
Concils von Mexiko den Bischöfen empfehlen, diese Erlaubnisse nur 
auf beschränkte Zeit und mit viel Vorsicht zu geben, so kam das von- 
ihrer Ueberzeugung her, dass das Concil von Trient die Vollmachteil 
der Bischöfe in dieser Hinsicht beschränkt habe. 

15. Mehrere Provincialceneilien machen von den Hauskapellen gar 
keine Erwähnung, und beschränken sich darauf, zu statuiren, dass die 
Messe nur in öffentlichen Kapellen gefeiert werden dürfe. Wie lässt 
sich dieses Stillschweigen erklären, wenn die bischöfliche Vollmacht vom 
Concil von Trient nieht zurückgenommen worden? Man begreift in der 
That nicht, dass alle Bischöfe, die in so grosser Anzahl den Provin- 
cialconcilien beiwohnten, kein einziges Wort in Bezug auf die Autori¬ 
sation dm* Hauskapellen zur Feier der Messe gesagt hätten, wenn ihrer 
Ueberzeugung nach das Concil von Trient, dessen Decret zu befolgen 
sie sich zum Ruhme rechneten, ihre Vollmacht unangetastet gelassen 
hätte. Sie hätten im Gegentheil ihre Schäflein anweisen müssen, an 
wen man sich zu wenden habe, wenn man eine ähnliche Dispens zu 
erlangen wünschte. Man hätte wenigstens das bischöfliche Recht Vor¬ 
behalten, und zu wissen machen müssen, dass das einst den Bischöfen 
zuständige Recht nicht zurückgenommen worden sei, und zwar in den 
nämlichen Decreten, welche die Feier der Messe anderswo als in den 
Kirchen und in den öffentlichen Kapellen verboten. 

16. Das Concilium von Narbonne vom Jahre 1609 entfernt sich, 
richtig verstahden,' nicht von den übrigen, obwohl es voraüszusetzen 
scheint, dass die bischöfliche Erlanbniss zur Feier der Messe in Privat¬ 
häusern genüge. Folgendes ist das Decret, welches beim ersten An¬ 
blicke Schwierigkeit macht. Nec celebrentur missae m domibüs privatis 
etiam magnatum, et potentum, nisi esset 6acellum ad hoc speciäliter 
cdnstructum et per episcopum, aut de ejus mandato bevedictum. Da 
Habskapellen nicht benedicirt werden müssen, so will das Concil von 
Narbonne wahrscheinlich von jenen Kapellen reden, die öffentliche sind, 
obwohl ah ein Privathaus angebaut: Durch ein anderes Decret 'rer- 



bietet das Cond), neue Kirchen, neue Kapellen nnd Altäre, öffentliche 
oder besondere, in den Häusern von Ordens* oder Weltgeistlichen oder 
Laien su bauen, ohne eine ausdrückliche, schriftlich ertbeilte Erlaulmiss 
des Ordinarius. Heisst das aber sich die "Vollmacht «uschreiben, die 
Feier der Messe in den Hauskapellen su erlauben? War sind nicht 
dieser Ansicht. Das Concil von Narbonne wurde im Jahre 1611 so 
Rom revidirt und eorrigirt, als Fagnan Secretir der heil. Congregatbn 
des Ooncils war. Wenn diese Decrete die bischöfliche "Vollmacht am- 
gedeutet hätten, die Messe in den Hauskapellen ausser dem Falle einer 
absolaten Nothwendigkeit feiern su lassen, so würden, ohne allen Zwei¬ 
fel, ihre Eminensen, die Cardinäle diese Anordnung eorrigirt haben, 
gleichwie sie andere corrigirten; denn sie hatten schon eine Menge 
Erklärungen erlassen, um su beaeugen, dass das Concil von Trient den 
Bischöfen jede Vollmacht, die Hauskapellen sur Feier der Messe sn 
ermächtigen, entsiehe. 

17. So seigen schon der Buchstabe des Concils von Trient, 
und die allgemeine Ueberseugang der Provineialconcilien, die sein 
Decret in Ausübung bringen wollten, dass die Bischöfe nickt mehr 
die Vollmacht haben, die Hauskapellen su autorisiren. Zu diesen 
swei Beweisen gesellen sich noch swei Beweisgründe von unbestreit¬ 
barem Gewichte, nämlich 1) die Praxis, sich schon seit den ersten 
Jahren, die auf das Concil ron Trient folgten, alle Male an den heil. 
Stuhl su wenden, so oft man die Erlaubnis erlangen wollte, die Messe 
in einer Hauskapelle su feiern. 2) Die Erklärungen der heil. Congre- 
gation des Conciliums, welche su oft wiederholten Malen geantwortet 
bat, dass die Vollmacht, die Hauricapellen su gestatten, kraft des Con¬ 
cils ron Trient, dem heil. Stuhle reservirt sei. — Diese swei Beweis¬ 
gründe sollen in den folgenden Paragraphen auseinandergeaetst werden« 

IV. 

Von dem dem Concil von Trient geleisteten Gehorsam. Erklärungen 
der heil. Congregation der Interpretation , schon vor dem berühmten 

Decrete Pauls V. 

18. Die Praxis wurde immer als eine massgebende Auslegung der 
Gesetse angesehen. Hatten wir auch nur die Thatsache, dass sich 
Bischöfe, Priester und Laien aller Tbeile der katholischen Welt nach 
Born wendeten, um die Ermächtigung su erlangen, die Messe in Haus- 
kapellen su feiern, so würde das mit Reeht sum Schlüsse genügen, 
dass das Concil von Trient die Vollmacht widerrufen habe, welche die 
Decretalen den Bischöfen für die Fälle des Bedürfens gaben, die nicht 
absolute Nothwendigkeit in sich schlossen. Diese Thatsache, sich nach 
Rom su wenden, seigt, dass, gleich nach dem Conoil von Trient, die 



Ueberseugung eine allgemeine war, dass der bell. Stahl allein das 
Privilegium ertbeilen könne, die Messe in Hauskapellen su feiern. 

19. Auf dem Secretariat der Breven ist eine grosse Zahl aposto¬ 
lischer Sendschreiben aufbewahrt, durch -welche der heil. Pius V. bei¬ 
nahe allsogleich nach dem Concil von Trient, Qregor XIII., Sixtus V. 
und die nachfolgenden Päpste das Privilegium der Hauskapellen einer 
Menge Personen gewährten, die darum ansuchten, nicht bloss in gans 
Europa, sondern auch für die entferntesten Gegenden. In den Archiven 
der heil. Congregation des Concils im Vatikan bewahrt man unter dem. 
Titel: Positionum die Bücher auf, in welchen eine Menge in Besag 
auf diesen Gegenstand unter dem Pontificate des heil. Pius V. und der 
nachfolgenden Päpste an den heil. Stuhl gerichteter Bittschriften gesam¬ 
melt sind. Offenbar wären so viele Ansuchen, um das Privilegium 
einer Hauskapelle su erlangen, nicht an den heil. Stuhl gerichtet worden, 
wenn das Decret des Concils von Trient nicht von diesem Zeitpunkte 
an, als in voller Gesetseskraft stehend, beobachtet worden wäre. — 
Diese ThatBache ist um so beachtenswerther, als die Bittschriften ge- 
setsliche Gründe anführen, um die Ertheilung des Privilegiums su erlan¬ 
gen. Nun konnten aber nach der vor dem Concil von l'rient in Kraft 
stehenden Disciplin die Bischöfe die Hauskapellen aus jedem gesets- 
lichen Grunde gestatten. Warum sich an den heil. Stuhl wenden, ausser 
man erachte, das Concil von Trient nehme die Vollmacht der Bischöfe 
in diesem Punkte surück? 

20. Sehen wir, was für Gründe in den Bittschriften, angeführt 
wurden. Es ist beinahe immer der Grund der Krankheit, welche nicht 
erlaubt, in die öffentlichen Kirchen su gehen, um die Messe su hören* 
Weit entfernt, ein immerwährendes Indult erlangen su wollen, bittet 
man um das Privilegium für die Zeit der Dauer der Krankheit. —< 
Man begegnet Hindernissen, die dem besagten gleichkommen. Es sind 
Frauen adelicher Familien, welche aus ihren Häusern nicht fortgehen 
können, ohne sich grossen Beschwerden aussusetsen, obrigkeitliche Personen, 
Männer, die in öffentlichen Geschäften verwendet werden, die wegen ihrer 
vielfältigen Beschäftigungen nicht in die öffentlichen Kirchen gehen 
können, um die Messe su hören, und welche beim heil. Stuhle um 
das Privilegium einkommen, derselben in einer Hauskapelle ihres Pala¬ 
stes beisuwohnen. — Zwei Minister des Königs von Portugal erhielten 
im Jahre 1567 und 1568 von dem heil. Papste Pius V. aus obenbo- 
sagtem Grunde das Privilegium der Hauskapelfe. Im Jahre 1586 gab 
Sixtus V. das nämliche Indult dem Richter der königlichen Aadiens 
von Mexiko. 

. 21. Zuweilen führt man sur Erlangung des Indultes die grosse 
Entfernung der Kirchen und die Schwierigkeit der dahin führenden 



Wege im. Um ein Beispiel anzuführen, lassen wir eine Bittschrift fol¬ 
gen, welche ein Adelicher der Diöeese Barcellona unter dem Pontificate 
des heil. Pins V. an die heil. Congregation des Concils gelangen lässt: 
Da der Herr des Schlosses Llinas in der Diöcese Barcellona ein Schloss 
hat, in welchem er fortwährend resldirt, and das ziemlich entfernt ist 
von der Pfarrkirche des Ortes, die aach von dem Schlosse darch einen 
Floss getrennt ist, dessen häufige Ueberschwemmungen ihn hindern, 
dem Gottesdienste und der Messe beizuwohnen, so bittet er E. H. 
demüthig zu erlauben, dass er die Messe in seinem Hanse feiern 
lassen dürfe, indem er hiezu einen tauglichen und geziemenden Ort be¬ 
stimmt etc. Die nämlichen Ursachen, und die Entfernung einer Meile 
Ton Saragossa werden von mehreren Adelichen angeführt, denen die 
heil. Congregatiön des Concils das Privilegium gewährt: Sacra Congkre- 
gatio die 6. Julii anni 1571 censuit eoncedendum indultum pro Missa 
in oratorio privato. 

22. Im Jahre 1574 erhielt der Erzherzog Ferdinand von Oesterreich, 

später Kaiser, vom Papst Gregor XIII. das Privilegium,. die Messe in der 
Kapelle seiner Wohnung feiern zu lassen. Der König von Frankreich 
erhielt die nämliche Begünstigung durch ein Breve vom Jahre 1575. 
[He Infantin von Portugal ersucht um das nämliche Privilegium durch 
die Vermittlung ihres Gesandten zu Rom. Der Brief dieser Fürstin 
wird in den vatikanischen Archiven der heil. Congregation des Concils 
aufbewahrt. Es ist folgender: ' 

„Ich ersuche Se. Heiligkeit um die Erlaubniss, die Messe in mei¬ 
nem Hause feiern zu lassen, für mich und alle meine Dienerinnen und 
Hausgenossen. Ich bin nie ausgegangen, um sie auswärts zu hören. 
Die Gebräuche des Landes gestatten es nicht, und die sechzig Frauen, 
die in meinem Hause sind, können nicht zur Kirche gehen, Ich wün¬ 
sche sowohl für mich selbst, als für meine Dienerinnen und Hausge¬ 
nossen, das Gebot der Sonn- und Festtage erfüllen zu können durch 
Anhörung der Messe in meiner Privatkapelle. Vor dem Coneil von 
Trient hatte ich dieses Privilegium; und ich denke, dass es nicht schwer 
sei, es wieder zu erlangen, in Anbetracht, dass die nämliche Erlaubniss 
schon für dieses Königreich gewährt worden ist.“ Die Bitte der Fürstin 
wurde erhört, und das Privilegium der Hauskapelle gewährt, mit der 
Clausei, dass der Ordinarius loci besagte Kapelle visitiren und gut 
heissen müsse. 

23. Diese Indulte Sind der sichtbare Beweis der allgemeinen Ueber- 
zeugung in Bezug auf die Gestattung der Hauskapellen. Da das Coneil 
von Trient diese Vollmacht den Bischöfen entzogen hatte, so wendete 
man sich an den Papst, die einzige Autorität, die von dem Gesetze des 
allgemeinen Concils zu dispensiren vermochte. Es ist so gewiss, dass 
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das Conoil von Triest die Feier der Messe in den Hauskapellen ver¬ 
bietet, dass die von den Päpsten vor dem Conoil gewährten Indult e 
durch sein Decret für widernden erachtet worden. Man legte einst der 
heil. Congregation des Concils folgenden Zweifel vor: An indukum au- 
diendi Missas in propria earam (plurium nobiliom mulierum) domo sibi 
per Paolom IIL concessom per Concilium fuerit sublatum? Die Con¬ 
gregation antwortete, das Indalt Paals QI. sei wiederrufen; denn das 
vom heil. Stöhle volttommen bestätigte Conoil von Trient nahm die 
von den Kirchenoberhäoptern gewährten Privilegien nicht aas. — Pias IV. 
hatte einer kranken Fraa das Privilegium der Hauskapeile gestattet, ohne 
das Conoil von Trient ausdrücklich ausser Kraft so setsen; man stellte 
die Giltigkeit des Privilegiums in Zweifel; aber die heil. Congregation 
erklärte, dass diese besondere Erklärung nicht nothwendig sei. Solches 
neigt, wie sehr man seit der Zeit, von der wir sprechen, und lange 
vor dem Decrete Pauls V. überseugt war, dass das Conoil von Trient 
die Feier der Messe in den Hauskapellen strenge verboten habe. 

V. 

Die heilige Congregation des Concils erklärt ausdrücklich , dass die 
Bischöfe nicht die Vollmacht haben, die HauskapeUen xu autorisiren. 

24. Im Jahre 1577 legt der Bischof von Parma der heil. Oongre- 
gation des Concils folgende Frage vor: „Es entsteht hier ein Zweifel 
in Besug auf die Feier der Messe in den Häusern von Privaten, oder 
von Adelichen in ihren Schlössern. Ich bitte Ew. Eminenz, mich gütigst 
wissen su lassen, wie ich mich su benehmen habe. Ich werde nicht 
ermangeln, mich ganz in das su fügen, was mir vorgesohrieben werden 
wird. Parma, am 12. Februar 1577.“ Folgendes ist die vom Bisehofe 
von Parma übersendete Frage: „Utrum episcopus, attento Concilii Trir- 
deutiui decreto, in Oratoriis. existentibus in domibus privatorum cele- 
brandi Miss am licentiam ex causa conoedere possit?“ Die heil. Con¬ 
gregation antwortet unter dem 9. Mars 1577, dass der Bischof diese 
Erlaubniss nicht geben könne, welche beim heil. Stuhle nachgesucht 
werden müsse. 

25. Kurze Zeit nachher richtete der Bischof von Perugia folgende 
Anfrage an die heil. Congregation des Concils: Da das Conci] von Trient, 
sess. 22 im Decret de observandis et evitandis etc., nur die Kirchen 
und öffentlichen Oratorien für die Feier der Messe bezeichnet, so dass 
kein anderer Ort zur Feier der Blesse gesetzlich zulässig scheint; so 
frägt men, ob dieses Decret die Privatoratorien in sich begreife, und ob 
der Bischof die Erlaubniss ertheilen könne, in jenen Privatoratorien su 
celebriren, die sich in den Privathäusern oder getrennt von diesen be¬ 
finden. In diesem Zweifel bittet man die hochw. Cardiaäle, welche der 
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Interpretation des Concils vorstehen, eine Erklärung su erlassen, am 
den Zweifel aufsuhellen. Diese Erklärung wird mehreren nlitslich sein, 
besonders dem Bischof von Peragia, der sie mit Unterwürfigkeit and 
Hochachtung erwartet, um den Anfragen mehrerer Personen Genüge su 
leisten. Die heil. Congregation des Concils antwortet, dass der Bischof 
die Erlaubniss nicht gewähren könne, die Messe in den Hauskapellen- su 
celebriren: Non posse Episcopum concedere licentiam celebrandi in ora- 
toriis existentibus in domibus privatis, sed hanc licentiam petendam esse 
a Sede Apostolica, prout hactenus observatum est. 

26. Folgt nun' eine nicht minder ausdrückliche Entscheidung als 
die vorhergehende, Sie ist aus dem nämlichen Zeitpunkt, d. h. sie 
wurde lange vor dem Decrete Pauls V. erlassen. Führen wir suerst 
die Bittschrift an: „Der Bischof von Castellanetta, Diener Ew. Eminent, 
wünscht von der heil. Congregation des Concils von Trient die Lösung 
folgender Zweifel su erlangen. 1. Er wünscht su wissen, ob der Bi¬ 
schof ausser - dem Oratorium und der Kapelle, welche er su seinem 
Gebrauche in seinem bischöflichen Palaste haben kann, sie auch an jedem 
anderen Orte errichten könne, und! 2. ob er dem Oberherrn der Stadt 
dieses Oratorium oder diese Kapelle gestatten könne etc. Folgendes ist 
die Antwort: Congregatio Concilii censuit episcopum non posse con¬ 
cedere licentiam «elebrandi in Oratoriis privatis: sed hanc licentiam 
petendam esse a Sede Apostolica. 

27. Können die Bischöfe erlauben, die Messe in den Hauskapellen 
su feiern, um einem Kranken die Wegsehrnng sugeben? Die heilige 
Congregation des Concils, sweiin&l in dieser wichtigen Frage um Ent¬ 
scheidung angegangen, antwortet verneinend. Die swei Resolutionen 
sind aus der nämlichen Zeit) wie die vorhergehenden, d, h. lange vor 
dem Decrete Pauls V. 

28. Die erste wurde erlassen auf eine Anfrage des Cardinais Pa- 
ieotti, Ersbischofs von Bologna, weniger als drei Jahre nach dem Conetl 
von Trient. Folgendes Ist der Brief, den dieser erlauchte Ersbischof 
an den Cardinal Alciati, Präfecten der Congregation des Concils absen¬ 
dete: „Edelleute aus dieser Stadt gehen mich um die Erlaubnissen, die 
Messe in ihren Privathäasern lesen so lassen; sie wollen, da sie schwer 
krank sind, die heil. Wegsehrung empfangen, nur für diesen einsigen 
Fall, und um communidren su können, wünschten sie diese Dispens; 
sie möchten bei dieser Gelegenheit gerne die heil. Messe hören. 

• ■ Da aber das Confcil von Trient ausdrücklich befiehlt, die Messe 
nur in den Kirchen su celebriren, und in den einsig dem religiösen 
Cultus gewidmeten Oratorien, welche von den Ordinarien beseichnet und 
visitirt werden müssen, so habe ich die Erlaubniss nie geben wollen. 
Iah bitte Ew.eclauchte Herrlichkeit, mir gütigst eine Weisung darüber 



sukommen su lassen, was die heil. Congregation m einem solchen Falle 
vorsohreibt. Man dringt sehr in mich; und es scheint, dass ohne grosse 
UnsukOmmlichkeit geschehen konnte, pro illa vice tantum Nachsicht su 
gebrauchen, wenn sie die heil. Wegsehrung empfangen. Aber ich werde 
mich nicht von dem entfernen, was mir Eure erlauchte Herrlichkeit su 
wissen thun werden. Bologna, am 26. October 1566.“ Was antwortet 
die heil. Congregation? Man referirte darüber an den Papst, und die 
Antwort war, dass solche Bewilligungen nicht gewährt werden dürften. 

29. Wenden wir uns nun sur sweiten Anfrage, über den nämlichen 
Gegenstand. Es stellte sie der Cardinal Infant von Portugal, Legat des 
heil. Stuhles, im Jahre 1575. Folgendes ist die ron ihm an die heilige 
Congregation des Coneils erlassene Denkschrift. „Angesichts des De- 
crets des heil. Coneils von Trient, welches Yorschreibt, dass die Bischöfe 
nicht dulden sollen, dass das Messopfer in den Privathäusern gefeiert 
werde, nnd welches absolut verbietet, dasselbe ausser den Kirchen und 
den einsig dem religiösen Culte gewidmeten Oratorien su verrichten; ln 
Anbetracht andererseits, dass es im Königreich Portugal eine grosse 
Menge von Oertern und Häusern gibt, die auf den Bergen gelegen and 
von den Pfarrkirchen so weit entfernt sind, dass die Pfarrer nur mit 
vielen Schwierigkeiten und Gefahren den Kranken die Wegsehrtmg 
bringen können; da der Regen während des Winters und die grosse 
Hitse während des Sommers die Verabreichung der Wegsehrung in diesen 
entfernten Orten sehr schwierig macht; da das Volk allmälig die Fröm¬ 
migkeit und Andacht verliert, womit es einst die heil. Wegsehrung su be¬ 
gleiten pflegte, da man grosse Entfernungen durchwandern muss; da die 
Pfarrer beinahe allein sind, während es einst Sitte war, dass diejenigen, 
die sich am Wege des heil. Sacramentes befanden, ihre Beschäftigungen 
verliessen, und es begleiteten, bis es sur Pfarrkirche surückgekekrt 
war; in Anbetracht dieser Dnsukömmlichkeiten und mehrerer anderer 
bittet der erlauchte Cardinal-Infant von Portugal, legatus a latere, Bure 
erlauchten und hochw. Herrlichkeiten demüthig su erklären, ob dieser 
Fall der Nothwendlgkeit im Deorete des Coneils von Trient mit einbegriffen 
sei, oder ob er als davon ausgeschlossen erachtet werde; so dass die 
Bischöfe, wenn sie es für nothwendig erachten, den Pfarrern die Er- 
laubniss ertheilen können, die Messe an besagten, von der Pfarrkirche 
entfernten Orten, in weiden man keine Oratorien findet, su celebriren; 
ob sie in diesem Falle die Messe in den Häusern der Kranken, oder in 
jenen der Nachbarn feiern lassen können, wie man es ehemals in'einem 
solchen, Falle that, sum blossen und einzigen Zwecke, den Kranken die 
Communion su reichen?“ Die angeführten Gründe scheinen sehr wichtig, 
um die Dispens vom Gesetse des Coneils von Trient su erlangen, nichts 
desto weniger entschied die heilige Congregation der Auslegung, am 
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22. September 1575, dass man diese Dispens nicht gewähren dürfe, 
und das Erbetene nicht erlaubt sei. — Ihre Eminenzen artheUten, dass 
es eine geringere Unsukömmliehkeit sei, einen Kranken ohne Weg¬ 
sehrung sterben su lassen, als den Gefahren der Unehrerbietigkeit Baum 
su geben, die su befürchten wäre, wenn man die Messe in den Privat¬ 
häusern lesen Hesse, um den Kranken die Wegsehrung su geben. 

30. Im Jahre 1592 bestätiget die heil. Congregation des Concils 
die obigen auf die Vollmacht der Bischöfe für die Hauskapellen besüg- 
lichen Entscheidungen. Der Patriarch yon Venedig veranlasst« diese 
neue Entscheidung. Einige Personen glaubten, dass man die Messe in 
den Hauskapellen edebriren könnte, ohne die Erlaubniss vom heiligen 
Stuhle su erlangen. Ihre Eminenzen, die Cardinäle Hessen dem Patri¬ 
archen schreiben, um ihn aufmerksam su machen, es nicht su erlauben, 
in Anbetracht, dass die heil. Congregation su wiederholten Malen das 
Gegentheil entschieden habe. Folgender ist der Brief vom 12. Juni 1592: 
Visum est ipsis Patribus Amplitudinem tuam his litteris esse certiorem 
faciendam, planes Congregationem censuisse, licentiam, ut in Oratoriis 
privatis Missa celebrari possit, a Sede Apostolica impetrandam fore. 
Amplitudinis ergo tuae muneris erit non permittere, nt aliquod contra 
praemissa fiat. Quod reliquum est Deum illi beneficentissimum in Om¬ 
nibus precamur. — Zur nämlichen Zeit schrieb man dem Nuntius von 
Lissabon, dass er mehrere Bewilligungen von Hausmessen surücknehmen 
solle, die nicht vom heil. Stuhle ertheilt worden waren. Man empfahl 
dem Nuntius, ähnliche Bewilligungen nicht mehr su ertheilen. 

31. Die heil. Congregation der Bischöfe und Regularen schrieb dem 
Ersbischof von Bologna am 8. December 1601: „In Besug auf die in 
den Privathäusern in und ausser der Stadt bewilligten Kapellen trägt 
die heil. Congregation Eurer Herrlichkeit auf, sich von nun an dessen 
su enthalten, wem immer die Erlaubniss su gewähren, die Messe in 
den Hauskapellen feiern su lassen.“ 

32. Das Vorausgegangene seigt klar, dass die dem Decrete des Concils 
ttber den Artikel der dem heil. Stahle kraft dieses Decretes reservirten 
Hauskapellen gegebene Erklärung sich keineswegs von Paul V. herschreibt, 
wie man irrigerweise behauptet hat. Lange vor Paal V. und gleich 
nach dem Concil von Trient erklärte die mit; dessen Auslegung beauf¬ 
tragte heil. Congregation. auf die förmlichste Weise, dass die Bischöfe 
nicht mehr die Vollmacht haben, die Hauskapellen sur Feier der Messe 
m autorisiren. Man legte ihr besondere Fälle vor, welche eine wahrhaft 
ernstliche Nothwendigkeit in sich einsusehliessen schienen; die heilige 
Congregation antwortete, dass diese besonderen Fälle, die nicht den 
öffentlichen Nutsen betreffen, unter das allgemeine Verbot fallen. Zu¬ 
gleich sehen wir Könige, Fürsten, Minister, Personen in den höchsten 
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Würden beim heil. Stuhle um das Privilegium der Hauskspelle nach- 
suchen. — Es ist also gewiss, dass das Conoil von Trient von Anfang 
an so ’ausgelegt wurde, wie es in allen nachfolgenden apostolischen 
Constitutionen, die zur Bestätigung seiner Vorschrift erlassen worden, 
ausgelegt worden ist. 


VL 

Da» Decret Paul» V. 

33. Ungeachtet der so förmlichen Entscheidungen, welche der hei¬ 
lige Stuhl über die Frage der Hauskapellen erlasse^ hatte, überschritten 
doch mehrere Bischöfe die Grenzen ihrer Vollmachten. Oer Missbrauch 
bestand und drohte sich auszudehnen. Darum bezeichnete Paul V. acht 
Cardinäle der heil. Congregation des Concils, denen er den Auftrag gab, 
über die zu ergreifenden Mittel zu berathen. Die delegirten Cardinäle 
hielten zwei Sitzungen am 20. December 1614 und am 10. Jänner 161$, 
und sie entschieden mit Einstimmigkeit, dass alle von den Bischöfen zur 
Feier der Messe in den Hauskapellen gewährten Bewilligungen, selbst 
ausser Italien, und ebenso diejenigen, die von den Nuntien gewährt 
worden waren, kassirt und ungiltig sein sollten. Es wurde auch ent¬ 
schieden, dass an die Nuntien und Metropoliten eine Encyklika erlassen 
werden sollte, von welcher ein Exemplar durch die Metropoliten an die 
Bischöfe ihrer Provinzen versendet werden sollte. — So wurde, auf 
Befehl Pauls V., die Encyklika an die Nuntien und Metropoliten ver¬ 
öffentlichet, in welcher ausdrücklich erklärt wurde, dass die auf die 
Hausmessen bezüglichen Bewilligungen dem Papste reservirt seien: Fa- 
cultatem hujusmodi licentias dandi, ipsius Concilii decreto, unicuique 
ademptam esse, solique Beatissimo Romano Pontifici esse reservatem. 
Es wurde verboten, das Concilium von Trient in einem anderen Sinne 
auszulegen. 

34. Das Deqret Pauls V. wird von sehr vielen Autoren citirt. 
Zuerst Fagnan, damals Seoretär der heil. Congregation des ConciLs, unter 
dem Titel de eensibus c. auctoritate n. 18. Nicoiius, 1. 5 lucubr. can. 
Pasqualigo qu. 447. Passerin. t. 3. de statu hojniuum qu. 179« Be¬ 
nedict XIV. de sacrificio missae. «ect. 2, S. 44. — Diese Autoren 
drucken die Encyklika ab, welche an die Bischöfe Italiens erlassen wurde, 
und in welcher der Papst die vorher von dem heil. Stuhle gewährten 
Privilegien bestehen Hess, während in der an die Bischöfe Spaniens ge¬ 
sendeten Encyklika die heil. Congregation alle früher durch de» heiligen 
Stuhl gewährten Indulte surücknahm, weil die mit der Ausführung der 
InduUe beauftragten Bischöfe ihre Vollmacht überschritten hatten. 

Mof» Archiv für katk. Kirchenrecht. Ul, Band. 36 



35. D* somit alle für die Feier der Messe in den Hauskapellen 
ge'wfihrten Bewilligungen snrückgenommen und als ungiitig erklärt waren, 
so mussten die Bischöfe, die solche noch ferner atif eine erlaubte Weise 
. gewähren so können Wünschten, eine besondere Delegation des Papstes 
erlangen. Diese gewährte Paal V. im Jahre 1618 den Bischöfen Spa¬ 
niens unter gewissen Clausein and Beschränkungen, bloss auf sechs 
Jahre, nach deren Verlauf die Vollmacht, die Hauskapellen autorisiren 
su dürfen, wieder dem heil. Stuhle sartickfallen sollte. — Wir lassen 
den Wortlaut des so den Bischöfen Spaniens gewährten Indultes hier 
folgen: 

„Unser heil. Vater, der Papst, hat auf Bitte des Königs von Spa¬ 
nien und auf Gutachten der Congregation des Concils den Bischöfen 
Spaniens gnädig die Vollmacht ertheilt, im Namen Sr. Heiligkeit und 
' auf Ermächtigung des apostolischen Stuhles die Feier der Messe in den 
Privatoratorien ihrer DiOcesen au erlauben. Aber sie dürfen diese Er¬ 
laubnis nur in den folgenden Fällen und mit den beigefügten Beschrän¬ 
kungen gewähren. In Städten und auf Schlössern werden sie die Er¬ 
laubnis nur wirklich adelichen, oder durch andere Titel wahrhaft aus¬ 
gezeichneten Personen gewähren, und nur dann, wenn Alter oder 
Krankheit dieselben verhindert, in die Kirche aur Anhörung der Messe 
au gehen, und bloss für die Zeit der Dauer dieses Hindernisses. Auf 
dem Lande wird man besagten Personen diese Erlaubnis geben können, 
wenn sie auch kein gesetaliches Hinderniss hätten, aber ihre Wohnung 
muss von der Kirche sehr weit entfernt sein und die Bischöfe haben 
die Entfernung nach ihrem Ermessen au bestimmen. Sie können die 
Feier der Messe in den öffentlichen Gebäuden erlaaben, wo die 
Oberbeamten des Königs die Öffentlichen Geschäfte führen, ohne 
wegen ihrer sahireichen Beschäftigungen aur Kirche gehen au können. 
Diese Bewilligungen werden nur für diejenigen giltig sein, denen sie 
gegeben worden, so wie für deren nothwendige Diener; die anderen 
Personen, wielche die Messe in dem Hausoratorium hören, werden damit 
nicht das Kirchengebot erfüllen. Man wird in jedem Oratorium nicht 
mehr als eine Messe täglich lesen dürfen, utad von der Erlaubnis müssen 
ausgenommen werden die Oster- und Weihnachtstage, und die anderen 
hohen Feste,' ausgenommen für die Kranken, denen es absolut unmöglich 
ist, aur Kirche au gehen. Man wird in keinem Hause awei Oratorien 
erlauben. Das Oratorium muss mit gemauerten Wänden umgeben sein. 
Die Ornamente und nothwendigen Geräthe aum Opfer müssen anständig 
sein. Es darf au keinem Hausgebräuche dienen, und der Ordinarius 
muss es vor der Eriaubnissertheilung visitiren und gatheissen. Die 
Regularen werden in diesen Oratorien nur mit Erlaubniss ihrer Oberen 
celebriren dürfen. Die Bewilligungen fraglicher HauSkapellen müssen 



gras unentgeltlich geschehen, and es wird nicht gestattet sein, hfefür 
das Geringste, direct oder indirect, unter dem Titel einer freiwilligen 
Gabe oder unter was immer für einem Vorwände rasanehmen; and diese 
Bewilligungen müssen ohne Prijudi* für die Rechte der Pfarrkirche er- 
theilt werden. Endlich ist gegenwärtiges Indalt nur auf sechs Jahre 
verliehen; bei Ablaaf dieser Frist wird das Indult als gSnslioh widerrufen 
erachtet werden. Gegeben suRom am 30. Juni 1618. — Horas Car¬ 
dinal Lancelloti.“ 

36. Paul V« gewahrte ein Indult gleicher Art dem Cardinal Doria, 
Ersbtechof von Palermo, auf nur swei Monate. — Das nämliche Indalt 
wurde mehreren apostolischen Nuntien verliehen, jedoch nicht ohne 
grosse Beschränkungen. Am 25. Juli 1620 schrieb die heil. Congre- 
gation des Concils dem Nuntius von Lissabon, er solle darüber wichen, 
dass die Bewilligungen *ur Feier der Messe in den Hauskapellen nur 
gemäss den in den apostolischen Indulten ausgedrückten Clausein and Be¬ 
schränkungen verliehen werden; denn wenn die heil. Congregation in 
Erfahrung brächte, dass die Bischöfe von der Nachsicht Missbrauch 
machten, mit welcher 8e. Heiligkeit das fragliche Privilegium ertheilt 
habe, so würde sie sich genOthigt sehen, andere Mittel su ergreifen, 
um sich Gehorsam su verschaffen. — Die von Paul V. vorgeschriebenen 
Bedingungen wurden also nicht getreulich beobachtet. Das ist ohne 
Zweifel der Grund, warum das Indalt nach Ablauf der sechs Jahre 
nicht erneuert wurde. 

37. Die Nuntien verloren ihrerseits bald ihre in Besag auf die Ge¬ 
stattung der Hauskapellen delegirte Vollmacht. Man findet nach Paul V. 
beinahe kein Indult, das die apostolischen Nuntien ermächtiget hätte, die 
Feier der Messe in den Hauskapellen auf unbeschränkte Weise, ohne 
irgend eine Beschränkung in Besag auf die Zahl der Bewilligungen, su 
erlauben. Die Nuntien von Portugal und jene von Polen wurden wegen 
besonderer Umstände ermächtiget, Erlaobnisse für eine kleine Ansahl 
von Fällen su ertheilen. — Uebrigens müssen wir bemerken, dass die 
Encyklika Pauls V. an alle Bischöfe der katholischen Welt gesendet 
wurde, wie es Benedict XIV. in seiner berühmten- Encyklika vom 
2. Juni 1751 an die Bischöfe Polens beseugt. Wir werden später von 
dieser Encyklika sprechen; für den Augenblick genügt es, den $.11 
su erwähnen, in welchem Benodid XIV., nachdem er das Deoret des 
Concils von Trient citirt hat, welches den Bischöfen verbietet, die 
Messe in den Hauskapellen angeachtet der entgegenstehenden Gepflogen¬ 
heiten lesen su lassen, sagt, dass dieses Decret bewirtet habe, dass die 
BibchOfe die Vollmacht verloren, sur Feier der Messe in den Haus¬ 
kapellen su ermächtigen, and dass man es immer so Vorständen habe, 
und er fügt hei: Licentia, gute ab ipsis daretur, eelebrandi missam in 
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oratoriis privatis, neutiqaam Stare potest cum praecepto a Conoilio eis- 
dem. ipsis imposito, ne id permittere debeaut: ao proinde praedictum 
jus ad Sanctam Sedem devolutum fuisse, quoniam circumstantiae tem- 
porum, et oratoriorum privatorum in laicorum domibus dilatatio minime 
permittebant, ut eadem prorsus abolcrentur. Atque hujusmodi semper 
. fuit coneiliaris textus intelligentia, quam tradidit Congregatio Concilii, 
privativa ejusdem interpres, quaeque etiam a fei. record. Praedecessore 
nostro Paulo PapaV. in epistola Encyklika anno 1615, ad omoesEpis- 
copos expedita, approbata fuit; quae quidem epistola tum apud varios 
- auotores tum etiam in citato Tractatu nostro de sacrificio Missae seet. 2, 
§. 42, impressa reperitur. Et in ea quidem alia quaecumque verborum 
.Concilii intelligentia reprobatur. Es ist somit gewiss, dass die Ency¬ 
klika Pauls V. an alle Bischöfe der katholischen Welt gesendet wurde. 
Niemand konnte in Unkenntniss des wahren Sinnes des Concils von 
Trient sein. 

38. Die heil. Congregation des Concils erklärt im Jahre 1617, dass 
die geistliche Tröstung eines Kranken kein hinreichender Grund sei, 
dafnit die Bischöfe die Feier der Messe in einer Hauskapelle gestatten 
könnten. Der Bischof von Syrakus rief diese Entsehliessung hervor, 
indem er folgenden Zweifel vorlegte; An Ordinarii possint concedere 
licentias celebrandi in Oratoriis privatis, quando causa aliqua neoessaria 
subest, ut cum persona titularis insignis, rerumque publicarum primarius 
minister, nobiles item cum aegrotant, aut senio confecti ad. Ecdesiam 
accedere multifariam prohibentur? Die Antwort ist in. folgenden Aus¬ 
drücken abgefasst: Congregatio Concilii censuit non posse Episcopum 
ex quavis caussa (ob caussas videlicet praedictas) cuique concedere, ut 
Sacrum fiat in privatis Oratoriis: verum si capellae omnino extra aedes, 

. Jocove publico constructae sint, r prohibitionem ab ipsa Congregatione hac 
de re editam ad illas non pertinere. Die 28. Mail 1617. — Ohne be¬ 
sondere Erlaubniss des heil. Stuhles können die Bischöfe; selbst sur Zeit 
der Pest, die Messe nicht in dem Oratorium eines Privathauses lesen 
. lassen. Sie können erlauben, sie unter freiem Himmel, auf Öffentlichen 
Plätsen su feiern; nicht aber in den Hauskapellen. Während der grossen 
Pest im Jahre 1656 gab der Papst Alexander YII. einigen Bischöfen 
Indulte, dass sie die Hausmessen für einige Personen erlauben konnten. 

39. Sind die öffentlichen Gefängnisse in dem Verbot des Concils 
von Trient miteinbegriffen? Man muss, antworten, dass die Bischöfe die 
Feier der Messe in den Kapellen der öffentlichen Gefängnisse erlauben 
können. Im Jahre 1648 legte der Ersbischof von Cagliari unter anderen 
folgende Frage vor: An sub prohibitiene (decreti Pauli V.) comprehen- 

. datur capeUa carcerum publicorum, et petenda sjt eadem licentia a Sede 
Apostolica; vel sufficiat licentia Ordinarii,. di hujusmodi capeUa sit in 




521 


loco decenti ornata? Die bell. Congregation antwortet am 14. Novbr. 
1648: Non comprehendi capellam carcerum publicorum. Diese Ent¬ 
scheidung bestätiget nur eine im Jahre 1579 von der heil. Congregation 
ausgegangene Entschliessung. Der Bischof von Nola hatte folgenden 
Brief an den Cardinal-Präfecten Alciati geschrieben; Die Stadthauptleute 
von Nola pflegen die Gefangenen in ihren Häusern zu halten, nnd es 
ist deren gewöhnlich eine grosse Zahl. Ich denke, dass, wenn sie die 
Messe hören könnten, das für ihre Seelen ein grosses Gut wäre. Darum 
bittet man Eaer Durchlaucht und Hochwürden, mir die Erlaubniss zu¬ 
kommen zu lassen, zuweilen die Messe lesen zu lassen; ich werde Sorge 
tragen, einen schicklichen Ort zu bezeichnen, und alle Bedingungen 
beobachten zu lassen, welche mir Ew. Durchlaucht vorschreiben werden. 
Die heil. Congregation des Concils antwortete, dass man die Messe in 
den Gefängnissen feiern dürfe, wenn man an einem geziemenden Orte 
ein Oratorium herstelle. Die 14. Julii ejusdem anni S. Congregatfo 
censuit, in privatis domibus non licere celebrare missam. Quod si eri- 
gatur ad hunc usum, et in loco decenti Oratorium ab Ordinario visi- 
tandum et approbandum, tune posse. — Auch erklärt sie im Jahre 1648, 
dass das Decret Pauls V. eine im öffentlichen Gemeindepalaste ange¬ 
brachte Kapelle einschliesse, so dass die Magistrate gehalten sind, ein 
apostolisches Indult zu erlangen, um die Messe in einer solchen Ka¬ 
pelle feiern zu lassen. 

VH. 

Encyktika Clemens XI. 

40. Das Decret Paul V. reichte nicht aus, um für immer alle Un¬ 
ordnungen zu unterdrücken. Ungeachtet der formellen Instructionen, 
welche dieses Decret an alle Bischöfe der Welt erliess, schlichen sich 
dennoch neue Missbr&uche ein, gegen welche der heil. Stuhl seine Stimme 
zu erheben genöthigt war. — Die Mönche und andere Religiösen waren 
überzeugt, dass das Concil von Trient die Privilegien bestehen liesse, 
die ihnen einst gewährt worden waren. — Einige Bischöfe, die für sie 
in den heil. Canonen bezüglich auf das altare portatile enthaltenen Privi¬ 
legien benützend, machten keine Schwierigkeit, die Messe in den Haus¬ 
oratorien zu celebriren, in welchen der heil. Stuhl nur Eine Messe täglich 
gestattete. — Um diese Missbrauche zu unterdrücken, liess der Papst 
Clemens XI. im Jahre 1703 folgendes Decret veröffentlichen: 

„Decret Clemens XI. über die Feier der heil. Messe in den Haus¬ 
kapellen. — Da heil. Dinge heilig behandelt werden müssen, und vor¬ 
züglich das furchtbare Geheimniss des unblutigen Opfers, welches mit 
der vollkommensten Religiösität und grössten Ehrfurcht verrichtet werden 
muss; so statuirte das Concil von Trient unter anderen Dingen, die es 



522 


bei der Feier der Messe zu beobachten oder su vermeiden vorschrieb, 
— dass das heil. Opfer nur in den Kirchen oder den einzig dem reli¬ 
giösen Coitus gewidmeten Kapellen gefeiert werden dürfte, indem es 
den Bischöfen befahl, nicht so dulden, dass man die Messe in den 
Privathäusern, und überhaupt ausser den Kirchen feiere. Hernach ver¬ 
öffentlichte die Congregation ihrer Eminenzen, der hochw. Cardinäle der 
heiligen römischen Kirche, welche der Durchführung dieses nämlichen 
Concils von Trient vorstehen, sehr oft Decrete, um die Missbräuche 
aasxurotten, welche sich eingescblichen hatten; indessen hat Unser hei¬ 
liger Vater der Papst neuerlich in Erfahrung gebracht, dass Bischöfe, in¬ 
dem sie sich auf die Privilegien der bischöflichen Kapellen stützen, und 
dass mehrere Regularen, indem sie sich auf die Privilegien berufen, die 
ihnen vom heil. Stuhle ertheilt worden, erlaubter Weise Dinge thun su 
können glauben, welche, weit entfernt, erlaubt zu sein, vielmehr gänzlich 
verboten und keineswegs in den hesagten Privilegien einbegriffen sind» 
Dieser Missbrauch besteht in mehreren Diöcesen, namentlich in jenen 
des Königreichs Neapel und in Neapel selbst. In der That lassen einige 
Bischöfe einen Altar in fremden Diöcesen errichten, und ausserhalb ihrer 
Wohnung, in den Privathäusern der Laien, und sie lassen dort von 
ihren Kaplfinen Eine oder mehrere Messen feiern. Die Regularen scheuen 
sich nicht, in den Hauskapellen von Personen hohen oder adelichen 
Standes, welche Kapellen zuweilen vom heil. Stuhle aus gewissen Ur¬ 
sachen gestattet worden sind, zu celebriren; sie lesen eine grössere 
Zahl von Messen, als erlaubt sind, oder auch ohne die Gegenwart jener 
Personen, in Rücksicht deren die Bewilligung gegeben worden war; oder 
sie lesen die Messe aasser den erlaubten Stunden, und nach Mittag; oder 
an Tagen, welche die Diöcesanstatuten und selbst die Decrete der hei¬ 
ligen Congregation des Concils und die Indulte selbst von den Bewilli¬ 
gungen ausnehmen; oder sie scheuen sich wohl auch nicht, von einem 
altare portatile Gebrauch zu machen, mit Missachtung der heil. Canonen 
und des heil. Opfers selbst, das nicht mit der gehörigen Ehrerbietung 
behandelt wird. Um also diese Missbräuche zu unterdrücken, und die 
Ehrfurcht wiederherzustellen, womit das furchtbare Geheimniss umgeben 
sein soll, erklärt Unser heiliger Vater der Papst, nach dem Gutachten 
der Cardinäle, der Ausleger des Concils von Trient, und gemäss der 
weiland über diesen Gegenstand erlassenen Erklärungen, ausdrücklich, 
dass die Bischöfe und höheren Prälaten, selbst wenn sie mit der Car- 
dinalswürde bekleidet wären, weder kraft des im corpus Juris enthal¬ 
tenen Privilegiums, noch unter irgend einem andern Titel, ausser dem 
Hause ihrer Wohnung, in den Häusern der Laien, selbst in ihren 
Diöcesen, noch weniger in einer fremden Diöceae, wenn auch der 
Diöcesan-Bischof einwilligen würde, einen Altar errichten, und dort das 



heU. Messopfer feiern odw feiern lassen dürfen, Ebenso wenig können 
die Regularen» tob wes immer für einen Orden oder einer Congregation 
sie sein mögen, selbst die der Gesellschaft Jesu» oder die eines militä¬ 
rischen Ordens» selbst des beU. Johannes von Jerusalem» und kein an¬ 
derer Priester, und wäre es aueh ein Bisehof, erlaubter Weise an fol¬ 
genden Tagen in den HauskapeUen eelebriren: Zu Ostern» Pfingsten, au 
Weihnachtstage und an den anderen hohen Festen «nd an den in den 
Indalien ausgenommenen Tagen; Auch an den anderen Tagen körnten 
die besagten Ordens- oder Weltpriester, seihet Bischöfe, nicht erlaubter 
Weise in den besagten Oratorien eelebriren, Wenn die einzige, durch das 
Indult gestattete Messe eelebrirt worden ist, und matt hat.sich, bevor 
man die Messe liest, darüber sorgfältig na erkundigen. Men kann, sie 
nlekt nach Mittag eelebriren, seihst in den erlaubten Fällen, and men 
erklärt, dass in allen oben besagten Fällen die Personen, die der Messe, 
beiwohnen, den Kirohengebot nicht erfüllen. In Besag aaf .de» Altere 
pertatile entscheidet Se. Heiligkeit, indem sie sieh gleichfalls nach den 
oben besagten Declarationen richtet, dass dieErkubniss oder Privilegien, 
von einem altere portatde Gebrauch na machen, und darauf ohne die 
Erlaubniss der Ordinarien jener Orte, wo men sich befindet,, sn cele- 
briren, Privilegien, die einigen Regularen durch die Deoretale „in bis 
de privilegiis“ gewährt, and vom heil. Stuhle anderen Regularen mitge- 
theilt worden sind, gänzlich vom Concil *u Trient widerrufen worden 
sind, und dass men folglich von diesen Privilegien keinen Gebrauch 
machen dürfe, und den Bischöfen und anderen Ordinariis iocorum vor¬ 
schreiben müsse, wie denn Se. Heiligkeit es durch den Wortlaut des 
gegenwärtigen Decretes befiehlt., gegen die Ueberschreitenden, obwohl 
Regulare, selbst als Delegirte des heil. Stuhles vorzugehen; und die 
im nämlichen heiligen Concile im Decrete der 22. Sitzung vorgeschriebenen 
Strafen bis zu den Censuren latae sententiae zu verhängen. Man gibt 
ihnen durch dieses Oeeret die Vollmacht, so vorzugehen, als wenn be¬ 
sagte Vollmacht insbesondere vom heil. Stuhle ertheilt worden wäre. So 
erklärt und hefiehlt Se.Heiligkeit za than. Rom, am 15. Dcbr. 1708. 
B, Card. Paneiaticus. Praes. — Joann. Domujicus Thomasus Eptaeepus 
Cyrenen. S. Cong. Secret. 

41. Dan Decret Clemens XI. veranlasste eine vollkommene Aen- 
derung der Ansicht bei den Canonisten Deutschlands über die Frage der 
HauskapeUen. Anaclet Reiffenstuel hatte in seiner Moraltheologie be¬ 
hauptet, dass die Gepflogenheit die Bischöfe ermächtigen könne, die Feier * 
der Messe in den HauskapeUen ohne apostolisches Indult zu erlauben. > 
Aber nach der Veröffentlichung des Decretes von Clemens XI. nahm 
dieser Autor seine Ansicht gänzUoh zurück, daher anerkennt er in saihem 
Commentare über die Decretalen, lih. 8, tit. 41, aufrichtig, dass die Ge»« 



pflogenheit, die Feier der Messe ln den 'Hausoratorien von PHvothäusem 
ohne apostoI. Dispens .su erlauben, dass diese Gepflogenheit, Sage ich, 
keine Geltung mehr habe. — Man darf nicht glauben, dass die Bischöfe 
Deutschlands vor der Publication des Decretes von Clemens XI. den 
Gebraaefa gehabt haben, allen Personen, die darum ansachten, unter¬ 
schiedslos . die Hauskapellen zu gestatten. Wir wissen im Gegentbeil, 
dass diese Bewilligungen nicht leicht, ausser für Kranke gewährt wurden. 
Aber nach dem Decrete Clemens XI., welches eben alle dem Gesetze 
entgegenstehenden Gewohnheiten abgeschafft batte, wurde anerkannt, 
dass diese Bewilligungen selbst für die Krankheitsfälle dem heil. Stuhle 
reservirt seien. 1 Des Beweis für unsere Aussoge findet man in Leure- 
nios, der seinen Commentar über die Decretalen 1719 zu Mainz ver¬ 
öffentlichte. Dieser Schriftsteller antwortet, dass die Gepflogenheit, die 
Haiismessen nur Tröstung der Kranken zu erlauben nicht gebilligt sei, 
aegser wenn man vom Papste ein Privilegium erlange. Man muss also 
die Erlangung dieses Privilegiums geduldig abwarten; man muss einiger 
geistlichen Tröstungen zu entbehren wissen, um das Gesetz des Coneils 
von Trient za beobachten. Die Kranken können unterdessen sich im 
Gebete mit denjenigen vereinigen, welche das Glück haben, der Messe 
persönlich beizuwobnen. Wenn sie diess mit wahrhaft religiösem Sinne 
thun, wenn sie sich dem Gesetze fügen, durch welches das Concil von 
Trient die alten Canonen wieder hergestellt hat, werden sie in der 
wahren Frömmigkeit mehr Fortschritte machen, als wenn sie durch un¬ 
gestüme Bitten die Erlaubnfss erpressten, die Messe in ihrem Hause zu 
haben, oder wenn sie, zu einem vorgeblichen Privilegium Zuflucht nehmend, 
sieh einer Besonderheit mitschuldig macheten, die dem Geiste der wahren 
Religion wenig gemäss ist. 

m 

Encyklika Benedict* XIV. an die Bischöfe Polens. 

Wenn wir jetzt apostolische Sendschreiben anführen, um unsere 
Lehre über die Hauskapellen zu bestätigen, so geschieht das nicht, als 
ob diese neue Form, unter welcher sich die höchste Autorität des heil. 
Stuhles kund gibt, nothwendig gewesen wäre, um alle Zweifel ver¬ 
schwinden zu machen. Die Declarationen der heil. Congregation des 
Coneils stellten hinlänglich den wahren Sinn des Coneils von Trient 
fest, and die Decrete Pauls V. und Clemens XI. gaben diesen Erklä¬ 
rungen eine Feierlichkeit und Oeffentlichkeit, die keinen Theil der 
katholischen Welt in Unwissenheit darüber Hess, dass die Ordinarit 
locorum alle Vollmacht verloren haben, die Feier der Messe in den 
Hanskapellen za erlauben, und dass diese Bewilligungen nach der mo¬ 
dernen Diaeiplin, gänzlich dem heil. Stuhle Vorbehalten sind. Aber die 
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Encyklika Benedicts XIV. Ist der Beweis von dem beharrlichen und 
ausdrücklichen Willen des heil. Stuhles ffir die Beobachtung dieser Dis- 
ciplin, ungeachtet der entgegenstehenden Missbräuche; man findet darin 
auch die Entscheidung besonderer Fragen, von denen später die Rede 
sein wird. 

43. Die eben besprochene Encyklika, welche mit den Worten 
Magno cum animi nostri dolore anfangt, ist vom 2. Juni 1751, dem 
eilften Jahre des Pontificates Benedicts XIV. datirt. Wichtige Streit¬ 
fragen waren in Besug auf die Hauskapellen aufgeworfen worden; die 
Bischöfe verlangten, dass der heil. Stuhl sichere Regeln aufstelle, um 
diesen Streitigkeiten ein Ende su machen. Wir hätten sehr leicht 
Euerer Bitte Genüge leisten können, sagt Benedict XlV., indem Wir 
Euch die Bücher anseigten, welche über diesen Gegenstand eine den 
Decreten der römischen Päpste entsprechende Lehre enthalten; Wir 
hätten Euch auch die Autoren beseichnen können, die, indem sie von 
den Hauskapellen handeln, die Decrete des heil. Stuhles, die ihren Be¬ 
hauptungen geradesu entgegen treten, mit Stillschweigen übergehen, oder 
sie nicht kennen. Aber da Wir eine grosse und vorzügliche Zuneigung 
su Euren ehrwürdigen Personen, hegen, so wollen Wir Euch durch 
gegenwärtige Encyklika den Gedanken und die Ansicht Unserer Vor¬ 
gänger, so wie Unsere eigenen, su wissen machen. — Der erste Theil 
der Encyklika beschäftiget sich mit den Kapellen der Bischöfe. Vom 
9. $ an spricht Benedict XIV. von den' Kapellen der Privathäuser. 
& setst mit wenig Worten die vor dem Concil von Trient beobachtete 
Di8ciplin auseinander und seigt, dass das Decret der 22. Sitzung die 
Vollmacht gänslich zurück genommen habe, welche ehemals die Bischöfe 
hatten, om die Feier der Messe in den Hauskapellen su erlauben. 

Wir glauben, diese Stelle der Encyklika anführen su sollen: 
„Quum, post varios sermones in sacro Concilio Tridentino hac de re 
habitos etc. in sess. 22, in decreto de observandis et evitandis in cele- 
bratione missae, sequenti modo statutum et ordinatum fuerit: „Neve 
patiantur (de Episcopis sermo est) privatis in domibus, atque omnino 
extra Ecclesiam, et ad divinum tantum cultum dedicata Oratoria, ab 
itedem Ordinariis designanda et visitanda, sanctum hoc sacrificium a 
saecularibus aut regularibus quibuscumque peragi:“ cum adjecta deroga- 
tione cuilibet privilegio, exemtioni et consuetudini „non obstantibus 
privilegiis, exemptionibus, appellationibus, ac consuetudinibus quibus¬ 
cumque;“ ex eo factum esse, ut non amplius Episcopis facultas sit 
concedendi usum Oratoriorum privatorum in domibus laicorum, causa in 
iisdem Missam celebrandi. Benedict XIV. fügt bei: „Die Erlaubniss, 
welche die Bischöfe sur Feier der Messe in den Hauskapellen geben 
würden, kann mit dem Befehle nicht in Einklang gebracht werden, den 
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das Concil von Trient ihnen gibt, es nicht so erlauben. Folglich ist 
das fragliche Recht dem heil. Stuhle Vorbehalten worden; denn die Zeit- 
umstände und die grosse Ansahl der Hauskapellen in den Laienhäusern 
gestatteten nicht, sie gänslich absuschaffen. Solcher Art ist auch immer 
die Auslegung des Concilientextes gewesen, welche die mit der Ausle¬ 
gung seiner Decrete beauftragte Congregation gegeben hat, eine Ausle¬ 
gung, gutgeheissen von Unserem Vorgänger Paul V., seligen Andenkens, 
in der im Jahre 1615 an alle Bischöfe gerichteten Encyklika; diese 
Encyklika wird von mehreren Autoren angeführt, sie findet sich in Un¬ 
serem Tractate über das „Messopfer“ c. 2. §.-42. Jede andere Aus¬ 
legung der Worte des Conciliums wird durch die nämliche Encyklika 
verworfen, welche mehrere Dinge enthält, die sich auf die Ehrerbietung 
besiehen, die man gegen das Messopfer hegen muss, und anf die Ver¬ 
unehrung, su welcher die su grosse Leichtigkeit von Seite der Bischöfe 
Anlass gab, die Bewilligungen ohne irgend eine Einschränkung oder 
Vorsicht su ertheilen. Endlich schloss mau in der nämlichen Encyklika 
Pauls V. damit, dass die Vollmacht, Bewilligungen dieser Art su 
ertheilen, durch das Decret des Concils von Trient Jedermann pnptagen, 
und dem römischen Papste Vorbehalten sei.“ 

In dem übrigen Theile der Encyklika spricht Benedikt XIV. von 
den sahireichen Beschränkungen, welche der heil. Stuhl den Bewilli¬ 
gungen der Hauskapellen beifügt. Die Verpflichtung, die Messe nar 
dann su lesen, wenn die Indultempfanger derselben beiwohnen, das 
Verbot, daselbst das Sacrament der Taufe, der Busse, der österlichen 
Communion etc. su spenden. Gegen das Ende wendet sich der gelehrte 
und eifrige Papst an die Bischöfe Polens in folgenden Ausdrücken: 
„Das haben Wir Euch, ehrwürdige Brüder, auseinander su setsen für 
nütslich erachtet, Dir werdet es hinreichend begreifen, es genügt, die 
Concessionsbreven von Hauskapellen, die Deorete Unserer Vorgänger, ’ 
die Resolutionen der Congregationen, welche Wir durch Gegenwärtiges 
bestätigen, su erwägen, um allen Zweifeln und allen Streitfragen ein 
Ende su machen. Ihr werdet Uns vielleicht sagen, das alles sei ohne 
Zweifel recht schön und gut, aber die Decrete werden nicht beobachtet ; 
erlaubet Uns die Antwort, dass, wenn solches daher kommt, dass man 
es vernachlässiget, die Breven su lesen und su untersuchen, oder dass 
man die päpstlichen Decrete und Evolutionen ignorirt, nicht Uns 
desshalb ein Vorwurf treffen kann, sumal Wir, ungeachtet Unseres 
hohen Alters und der sahireichen Beschäftigungen, die Uns umlagern, 
es nicht unterlassen haben, in gegenwärtige Encyklika all das einsu- 
fügen, was über diesen Gegenstand su wissen nothwendig ist. Wenn 
Ihr überdiess Sorge traget, in Euren Diöcesansynoden, oder in den 



Edictei, die Ihr mm Zwecke der guten Regierung Eurer Diöoesen ver¬ 
öffentlichet , die Beobachtung der päpstlichen Decrete und der oben an- 
geführten Resolutionen einsuschärfen, so wird das swei Vortheile ge¬ 
währen: Zuerst werdet Ihr selbst eine feste Erinnerung an diese De¬ 
crete erhalten; dann werdet Ihr die Unwissenheit Anderer aufklären, 
oder ihr den Grund der Entschuldigung benehmen. Dieses Benehmen 
beobachteten und beobachten die Bischöfe Italiens; sie haben ihren Sy¬ 
noden einen Aussug aus den päpstlichen Decreten über die Hauskapellen 
eingefügt, oder sie haben diese Decrete per extensum im Anhänge ihrer 
Synoden angeführt etc. Wir gehören nicht »u jenen, die da glauben, 
dass alle UnsnkOmmlichkeiten in Unseren Tagen eintreten, und dass 
Wir Aergernisse auftauchen sehen, die in den vergangenen Jahrhunderten 
unbekannt waren. Wir wissen nur Genüge, dass, was heute etattfindet, 
sieh auch xu andern Zeiten sugetragen habe. Und wir sagen, ohne 
aus gegenwärtiger Frage heraussusebreiten, dass wenn beutxutage die 
auf die Hauskapellen bexüglichen kirchlichen Regeln Von Priestern 
wegen der Stütse verletxt werden, die sie bei jenen Herren finden, bei 
welchen sie das Amt von Kaplänen verrichten, das Nämliche auch im 
neunten Jahrhundert stattgefunden hat, da sich der heil. Agobard, Ers- 
bischof von Lyon in seinem Tractat: De privilegio et jure saoerdotti 
cap. 11 darüber beklagt. Das ist aber kein Grund, die priesterUche 
Standhaftigkeit niederschlagen xu lassen. Die polnische Nation ist 
fromm und religiös; wenn in den Hauskapellen ein Missbrauch statt¬ 
finden wird, wenn man es dem Herrn, in dessen Hause dieser Miss¬ 
brauch begangen wird oder sich einschleicht, xu wissen macht, wenn 
man ihm neigt, dass ein Privilegium durch den damit gemachten Miss¬ 
brauch verloren geht, so hat man Grund xu hoffen, dass dieser Herr 
anfkOreu werde, seinen Kaplan in seinem Ungehorsame xu unterstütxen. 
Sollte aber solches unglücklicher Weise nicht genügen, so bleiben Eoeh 
immerhin die geistlichen Waffen, and Ihr könnet davon gegen die 
Kaplöne Gebrauch machen. Wäre vielleicht dieses Mittel von Anfang 
an angewendet worden, so hätte der Missbrauch nicht den grossen 
Umfang gewonnen, in dem er heutsutage besteht. Ihr werdet uns an- 
ffihren, dass die Unsukömmlichkeiten von den Privilegirten and Exi- 
mirten, d. h. von den Regolaren herkommen, die in dem an den heil. 
Stuhl gebrachten Recurse xu wiederholten Malen genannt werden. Wir. 
antworten Euch, dass kein Privilegium und keine Exemtion verhindern 
können, die Missbräuche aasxurotten etc. Wenn Ihr das, was in Eurer 
Macht steht, getban haben werdet, wenn Eure Befehle verletxt werden, 
wenn man den Strafen keine Rechnung trägt, die Ihr verhängt, so wer¬ 
den Wir gewiss Unserer Pflicht nicht ermangeln, um mit all Unserer 
Autorität sa Euren Gunsten in’s Mittel xu treten; denn es liegt Uns 
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nichts mehr ain Heroen, als die Rechte der Bischöfe, Unserer Brüder, 
unverlet*t so erhalten. 

Indessen geben Wir wohlgewogen den apostolischen Segen sowohl 
Euch Brüdern, als den Euerer Sorgfalt an vertrauten Gläubigen. Gege¬ 
ben *u Castelgandolfo am 2. Juni 1751 im eiiften Jahre Unseres ■ 
Pontificats.“ 

44. Die Hauskapellen werden vom heil. Stuhle in der Regel nur 
für die Lebensseit der Indultempfänger gestattet. Nichtsdestoweniger 
findet man einige Beispiele von immerwährenden Bewilligungen. So 
gestattete Clemens XIV. durch ein Breve vom 25. Septbr. 177-0 für immer¬ 
währende Zeiten das Privilegium der Hauskapelie der Marquisin von 
Cannada-Hermosa, der Diöcese St. Jakob in Chili, für sie und für 
ihre Nachkommen männlichen oder weiblichen Geschlechtes auf ewige 
Zeiten, als Eigentümer des Majorates von Asua, oder des Marqutsates 
von Cannada-Hermosa, wie aus folgendem Breve su ersehen ist: 
„Dilectae in Christo Filiae Mariae Constantiae Marin de Pobeda Mar- - 
chionissae de Cannada Hermosa Nobili Sancti Jacobi de Chile, seu al- 
terius civitatis, vel dioecesis. — Clemens PP. XIV. Dileeta in Christo 
Filia, salutem et apostolicam benedictionem. Spirituali consolationi tuae 
quantum cum Domino possumus benigne annuere, teque specialibus fa- 
voribus et gratiis prosequi volentes, et a quibusvis excommunicationis, 
et interdicti.... supplicationibus tuo nomine Nobis super hoc humiliter 
porrectis inclinati, tibi, tuisqüe filiis, et descendentibus, sive mascutis, 
sive foeminis, pro tempore tarnen possessoribus Majoratus de Asua, vel 
Marchionatus de Cannada Hermosa in perpetuum, ut tarn tu, qnam ipsi, 
seu ipsae, ut praefatur, in privatis domorum tuae, et eorumque seu 
earum respective habitationis in civitate, et dioecesi Sancti Jacobi de 
Chile existentibus Oratoriis ad hoc decenter muris extructis, et ornatis, 
seu extruendis, et ornandis, ab omnibus domesticis usibus liberis per 
Ordinarium loci prius visitandis, et approbandis, unam Missam pro 
unoquoque die, dummodo in eisdem domibus celebrandi licentia, qoae 
adhuc duret, alteri concessa non fuerit, per quemcumque sacerdotem ab 
eodem ordinario approbatum saecularem, seu de superioram suorum 
licentia regulärem, sine tarnen quorumcumque jurium parochialium prae- 
judicio, ac Pascbatis Resurrectionis, Pentecostes, et Nativitatis Domini 
Nostri Jesu Christi festis diebus exceptis, in tua, ac respective eornm, 
seu earum illorumque seu illarumque natorum consanguineorum, et 
affinium secum insimul in eadem domo habkantium, familiaeque, et 
quoad Oratoria ruri existentia etiam in hospitum nobilium praesentia 
ceiebrari facere libere et licite possis ao valeas, ac ipsi, seu ipsae 
ropective possint et valeant, auctoritate nostra apostolica tenore prae- 
seatlum concedimus, et indulgemus. Non obstantibus etc. Datum Romas 
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opnd Sanctam Mariam sub Annulo Piscatoris die XXV. Septem bris 
MDCCLXX. P. N. aono secundo.“ 

IX. 

Ob die Gewohnheit vermöge, eine Verjährung gegen das Gesetz zu 
begründen, welches die Gestattung der Hauskapellen dem heiligen 

Stuhle reservirt. 

45. Diese Frage wurde der heil. Congregatioo des Concils im 
Jahre 1847 und 1851 vorgelegt. Der Bischof von Münster stellte beide 

- Anfragen. Sprechen wir xuförderst von der ersten, welche bei der 
heil. Coagregation des Concils am 23. Jänner 1847 per summaria 

- precum abgehandelt wurde. 

48. Die vom Bischof von Münster eingesendete Frage ist in fol- 
genden Ausdrücken abgefasst: „Kann ich die Errichtung der Hauska- 
pelien mit der Vollmacht, dort das heil. Messopfer su feiern, erlauben? 
Ungeachtet der häufigen Resolutionen, durch welche die heilige Con¬ 
gregation des Concils erklärt hat, dass das Concil von Trient den Bi¬ 
schöfen die Vollmacht eutsogen habe, die Hauskapellen fiir die Feier 
der Messe su bewilligen, hat man dennooh su Münster dieses Verbot 
so ausgelegt, als ob es die seitweiligen Gestattungen nicht in sich be¬ 
greife ; man hat geglaubt, dass der Bischof die Feier der Messe in den 
Hauskapellen auf einige Zeit, für einen vorübergehenden Act, erlauben 
künne. Und diese Gewohnheit hat man bis auf den heutigen Tag in 
* der DiOcese Münster befolgt. Wird diese Gepflogenheit für verwerflich 
erachtet, so bittet der Bischof um die Ratification der früher gewährten 
Indulte; er fleht weiterhin um die Ermächtigung, dem Baron von Hovel 
su gestatten, eine Hauskapelle in seinem Schlosse Tenkin errichten su 
dürfen.“ 

Diese Anfrage wurde, wie schon gesagt, vor der heil. Congrp- 
gation des Concils am 23. Jänner 1847 untersucht. Das von dem 
Secretär der heil. Congregation über diesen Gegenstand redigirte „JFo- 
Hum“ seigt, dass die Vollmacht, die Hauskappllen su autoriairen, kraft 
des Concils von Trient dem heil. Stuhle reservirt sei; es führt sahi¬ 
reiche früher erlassene Entscheidungen an, das Decret Pauls V., das 
die Bischöfe ermahnt, sich von Gewährung ähnlicher Bewilligungen su 
enthalten, das Decret Clemens XL, das die dem Gesetse entgegen¬ 
stehenden Gewohnheiten abschafft, die Encyklika Benedicta XIV,, welche 
erklärt, dass kein Privilegium und keine Exemtion der Unterdrückung 
der Missbräuche in Besug auf diesen Gegenstand im Wege stehen. 

Diese Erwägungen liessen keinen Zweifel über die su fassende 
Entschließung. Ihre Eminensen, die am obenbesagten Tage im Vatikan 
versammelten Cardinäle der heil. Congregation des Concils, erliessen 
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daher folgende Declaration: Kein Bischof kann, ans irgend einem Be¬ 
weggründe, anch nur für einen vorübergehenden Act die fraglichen Be¬ 
willigungen erlaubter Weise ertheilen. Diese Vollmacht ist ausschliess¬ 
lich dem heil. Stuhle reservirt. Die von Paul V. approbirte Encyklika 
der heil. Congregation soll dem Bischöfe von Münster xugesendet wer¬ 
den; in Bezug auf die bis jetst anders als durch den heil. Stuhl er- 
theilten Bewilligungen habe man den Papst bittlich su ersuchen, die 
Revalvation su gewähren; in Bexug auf den adelichen Herrn von Hovel 
Seine Heiligkeit sa bitten, bloss für dieses Mal dem Bischof gnädigst 
die Ermächtigung su gewähren, das verlangte Indult su gestatten, indem 
jedoch besondere Erwähnung der apostolischen Delegation gemacht 
werde; für die Zukunft werde der Bischof, wenn Gesuche am Hatts- 
kapellen Vorkommen, diese Gesuche an den apostolischen Stuhl sa richten 
haben.“ Folgendes ist der lateinische Text der so eben übersetsten 
Resolution: „Non Heere ulli Episcopo hujusmodi licentias quocamqne 
sub obtentu concedere, ne pro acta qaidem mere transeante, hanc facnl- 
tatem esse soli Romano Pontifici reservatam; eidemque Episcopo literas 
S. Congregationis a Paulo V. approbatas expediri: et quoad facoltates 
nunc usque alias quam a Romano Pontifice concessas, consulendum 
SSmo pro earumdem sanatione; quoad nobilem virum De Hovel sup- 
plicandum SSmo ut pro hac vice tantum dignetur Episcopo impertiri 
facultatem expetitum indaltum eidem De Hovel concedendi, facta tarnen 
mentione apostolicae delegationis: quoad futurum oratorum prcces, si 
qui sint, ad apostolicam sedem mittat.“ —Der Papst bestätigte die 
Resolution in der Aodiens vom 1. Febroar 1847. 

47. Im Jahre 1851 sendete der Bischof von Münster die neue 
Anfrage an den heil. Stuhl in Besug auf die von seinem Vorgänger er¬ 
haltenen Ermächtigungen. Er sweifelte, ob die althergebrachten Bewil¬ 
ligungen -von Hauskapellen wirklich revalidirt worden seien, ans dem 
Grunde, weil sie auf weltewige Zeiten gegeben worden waren. Ferner 
machte der Bischof so wissen, dass man in einigen Kapellen das heil. 
Bacrament auf bewahre. - Er fügte bei, dass es im gansen Lande üblich 
sei, den krankes Priestern sa erlauben, die Messe, im Falle dar Krank¬ 
heit, in einem Privatoratorium su lesen; dass man den H ospitien und 
•den Öffentlichen W aisenhäuse rn, so wie jenen Häusern, in denen man 
Exercitien mache,"Hie nämliche Ermächtigung gebe. Der Bischof hoffte, 
3äss diese Praxis vom heil. Stuhle nicht verworfen werden würde. 
Indessen ersuchte er die heil. C. um die Revalvation aller den Frivat- 
familien bis auf gegenwärtigen Tag gewährtes Indulte; and suchte >in 
Anbetracht der grossen Entfernung von Rom am eine apostolische De¬ 
legation nach, am die Hauskapellen aus gesetslichem Grande, and auf 
eine beschränkte Zeitfrist, auf drei, oder hdchstens fünf Jahre .gewähren 
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*n können. Endlich versprach der Bischof, die kirchliche Dlsciptin, so 
viel möglich, genau beobachten zu lassen. 

Solches war die im Jahre 1851 vorgelegte Bitte. Die Angelegenheit 
wurde wie jene vom Jahre 1847 per summaria precum bei der heil. 
Congregation des Concils verhandelt. Das darauf bezügliche „Folium“ 
wurde gedruckt, und ist in den Analectä Juris Pontificii veröffentlicht 
worden. Man nahm beinahe die ganze Rechtsangelegenheit vom Jahre 1847 
darin auf, weil sie sich handschriftlich in dem Protokoll der heiligen 
Congregation vorfand. Der Gebrauch, die summaria precüm absu¬ 
drucken, um sie an Ihre Eminenzen, die Cärdinäie zu vertheilen, datirt 
erst vom September 1847. Die Angelegenheit von Münster wurde aber 
im Jänner behandelt. 

Obwohl demnach das ganze Folium vom Jahre 1851 schon im 
Drucke vorliegt, so wird es doch nicht nutzlos sein, die Erwägungen 
anzuführen, welche der Secretär der heil. Congregation über die neue 
Anfrage des Bischofs von Münster ansteüte; sie sind geeignet, über 
unseren Gegenstand Licht zu verbreiten. „Der Zweifel, den der hoch¬ 
würdigste Bischof von Münster vorlegt, in Bezug auf die 1841 ge¬ 
währte Revalvation, scheint vollkommen gegründet; denn es werden 
heute Dinge angeführt, die zu jener Zeit nicht bekannt waren, nämlich: 
die ohne Zeitbeschränkungen gewährten Bewilligungen, und die Erlaub¬ 
nisse in mehreren Hauskapellen* das heil. Sacrament aufzubewahren. 
Der apostolische Stuhl gestattet die Hauskapellen in Hinsicht auf die 
Personen, die Indulte sind pe rsönlich , sie erlöschen mit dem Tode der 
Indultempfänger, sie gehen nicht auf die Erben über, sie werden weder 
für locale, noch für gemischte angesehen; man sieht nie immerwährende 
Bewilligungen zur Feier der heil. Messe in den Kapellen d er Privat- 
häuse r. Was das heil. Sacrament anbetrifft, so kann man es nur ln 
den Pfarrkirchen aufbewahren; es braucht eine ausdrückliche Erlaubniss 
des heil. Stuhles, um es in andern Kirchen aufzubewabren. Diese be¬ 
zeugen wiederholte Entscheidungen dieser heil. Congregation. Der heil. 
Stuhl hat auch dicht die Gepflogenheit, das fragliche Privilegium für 
die Hauskapellen zu gewähren. Es scheint daher Grund vorhanden zu 
sein, die besagten unbeschränkten Bewilligungen zurückzunehmen; man 
muss die Cdncessionen zur Feier der Messe reformiren, indem man sie 
auf die Lebenszeit der gegenwärtigen Indultbesitzer einschränkt, damit 
inan dicht glaube, es habe das Oberhaupt der Kirche, der gewöhnlichen 
Regel entgegen, ein immerwährendes Indult ratificirt. Da man ferner 
nicht weiss, ob die gegenwärtig bestehenden Oratorien schon alle Zu 
der Zeit bestanden, wo die Bewilligungen durch das Rescript vom 
Jahre 1847 revaHdirt wurden, oder ob sie später erbaut worden, so 
hielt ich es für zweckmässig, eine neue Revalidation ad cautelam zu 



geben, welche alle in diesem Augenblicke bestehenden Kapellen in sich 
begreife, indem übrigens die Form und Bedingungen der früheren Re¬ 
solution die nämlichen bleiben. Denn die Delegation, welche der Bi¬ 
schof verlangt, scheint nicht ertheilt werden su können, weil der.heil. 
Stuhl ähnliche den Bischöfen und apostolischen Nuntien xugestandene 
Ermächtigungen seit langer Zeit xurückgenommen hat; er hat sie wegen 
xiemlich gröblicher Missbrauche, die man damit machte, xurückgexogen, 
und man muss immer fürchten, es möchten sich solche Missbrauche 
erneuern. Es ist kein Grund vorhanden, auf das Rücksicht su nehmen, 
was man von der in Besug auf die Gestattung der Hauskapellen in den 
benachbarten Diöcesen eingeführten Praxis sagt; denn sicher sollte diese 
Praxis nicht geduldet werden. Man hat ferner ebenfalls keine Rück¬ 
sicht su nehmen auf die Entfernung der Orte, in Anbetracht, dass es 
sich um Privilegien handelt, die nicht absolut nothwendig sind. -— 
Uebrigens ist die Vollmacht, welche der Bischof su haben glaubt, den 
. kranken Priestern die Erlaubnis su geben, die Messe in den Haos- 
kap eilen su lesen, ausschliesslich dem Kirchenoberhaupte reservirt, wje 
es das oben Gesagte und die alltägliche Praxis beweisen. Daher scheint 
der Bischof aufmerksam gemacht werden su müssen, das$ er der¬ 
gleichen Bewilligungen nicht gebe. Anders aber verhält es sich mit den 
Waisenhäusern, den ö ffentl iche n Spitäle rn, und andern derartigen from- 
men’“SITftöBgen, obwohl sie nicht unter Autorität des Bischofs errichtet 
worden. Denn die Erlaubniss, die Messe in den Kapellen dieser Stif¬ 
tungen su feiern, ist nicht \|h er der Gew al t der Biffifo fffe. wie die heil. 
Congregation nach einlässlicher Erörterung der Frage ausdrücklich ent¬ 
schieden hat bei Gelegenheit einer Rechtssache von Vigevano vom 27. Marx 
1847, deren erster, in folgenden Ausdrücken abgefasster Zweifel: An 
oratoria in Hospitalibus ceterisque piis locis absquc Episcopi auctoritate 
erectis constituta in prohibitione concilii Tridentini comprehendantur, 
eine negative Antwort erhielt. Der gleichen Ansicht moss man sein in 
Bexug auf die xu Geistesübungen hergerichteten Häuser, vorausgesetxt, 
dass es religiöse Häuser seien, die nur xu diesem Zwecke dienen.“ 

Was entschieden nun Ihre Eminenxen, die Cardinäle? Sie waren 
4 der Ansicht, dass Grund vorhanden sei, bei dem Papste um Rev&lidation 
aller in der Diöcese Münster bis auf gegenwärtigen Augenblick ge¬ 
währten Indulte von Hauskapellen eipxukommen, eine jedoch nur für 
2 } die Le bensd auer der Familienhäupter, die gegenwärtig das Indult ge- 
0 , niessen, su gewährende Revalvation. In Betreff der Ermächtigung, das 
'' .heil. Sa crame nt in besagten Hauskapcllen aufsubewahren, urtheilten Ihre 
Eminenxen die Cardinäle, dass der Bischof die Indultbesitser aufmerk¬ 
sam machen solle, dass die Gestattung im Verläufe von einem halben 
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Jahre erlöschen würde, wenn sie nicht dafür Sorge trügen, die Be¬ 
stätigung, oder eine neue Erlaubnis« vom heil. Stöhle so erhalten. In 
Beäug auf die frommen^Stiftungen und auf die für den Zweck der 
Geistesübungen erbauten religiösen H&user, mögen diese Häuser mit 
Approbation des Ordinarius oder ohne diese Approbation gestiftet 
worden sein, vorausgesetzt, dass es öffentliche Stiftungen seien, bedarf 
der Bischof keiner Ermächtigung, um die Feier der Messe in diesen 
Häusern zu gestat ten. In allen übrigen muss der Bischof die Decrete 
des apostolischen Stuhles beobachten lassen. So war die Entscheidung 
vom 5. April 1851 . Es wird nicht unnütz sein, den lateinischen Text 
dieser Entscheidung anzuführen, obwohl wir ihn hier getreu übersetzt 
haben. Es ist folgender: Consulendum jiSmo pro sanatione omnium 
indultorum hactenus concessorum gd yitam tantum praesentium patrom- 
familias, qui fruuntur indulto. Quoad facultatem vero retinendk SSmum 
Eucharistiae Sacramentum, episcopus moneat indultarios, dummodo non 
agatur de locis piis p ublicis, post sex menses indultum expiratorum 
fore, nisi a S. Sede confirmationem, vel novam concessionem obtinuerint 
Quoad loca pia, et religiös as/ domos vel pro spiritualibus exercitiis 
ereota cum approbatione Ordinarii, vel publica sine ea approbatione, 
episcopus non indiget facultatibus pro concedenda l icentia sacrum in j is 
per ag endi. In reliquis curet episcopus, ut serventur decreta Apostolioae 
Sedis. Oie 5. Aprilis 1851. 

48. Nun kommen wir zur dritten Anfrage von Münster. Sie ist 
vom Jahre 1853; man verhandelte sie, wie die vorhergehenden, per 
summaria preoum, am 28. Mai. Folgendes gab zu dieser neuen Ent¬ 
scheidung Veranlassung. — Der Bischof von Münster theilte allen 
Eigenthümern von Hauskapellen die Entscheidung vom Jahre 1851 mit, 
mit dem Befehle, sich streng darnach zu richten. Nun ereignete es 
sich, dass mehrere adeliehe Familien, die in ihren Schlössern Kapellen 
hatten, dem Bischof antworteten, dass diese Kapellen öffentliche seien, 
und dass das Decret der heil. Congregation sie nicht angehe. Obwohl 
in einem Privatschlosse erbaut, und ohne ein Thor auf den öffentlichen 
Weg, bieten diese Kapellen wahrhaft ausnahmsweise Dinge. Seit Jahr¬ 
hunderten liest man darin a n Sonn - und Festtag en die heil. Messe, 
man hat vom heil. Stuhle erteilte voll kommene Ablässe, man hat auch 
von den Bischöfen instituirte kirchliche BeneMgn. Die Familien der 
adelichen Eigentümer sind nicht die einzigen, die der Messe in diesen 
Kapellen beiwohnen; die Bewohner der Nachbarschaft gehen auch da¬ 
hin, und sind Überzeugt, dass sie das KircEingeKol erfüllen. — Darum 
bat der Bischof die heil. Congregation des Concttiums, die folgende 
Finge zn lösen: Ob man als öffentliche solche Kapellen betrachten 
Jfcr’’« 4rdüt für kath. Shrchenredu. UI. Bmuk 30 
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dürfe, die, in einem Paleste sieb befindend, and im Privateigenibüm 
stehend, eine Communication mit dem Innern des Hauses habend oder 
nicht, and nicht anmittelbar an den Öffentlichen Weg stossend, doch 
inaner als öffentliche Kapellen angesehen, und in den öffentlichen Aeten 
immer so benannt worden sind, oder doch wenigstens den Fremden 
immer dann gedient haben and noch dienen, die heil. Messe zu hören, 
nach Ablässe, privilegirte Altäre, oder kirchliche Benefieien besitzen? 

Diese Frage verdiente es, mit der grössten Aufmerksamkeit unter- 
sacht su werden. Die heil. Congregation des Concils behandelte sie 
mit ihrer gewohnten reiflichen Ueberlegang. Im Foliam des Secretürs 
liest man: „Es ist beinahe gewiss, dass die fraglichen Kapellen Anfangs 
als Haaskapellen gestattet yurden; denn wir sehen, dass sie in den 
Privatschlössern erbaat worden, zur Bequemlichkeit der Familien, bei 
innerer .Communication mit dem übrigen Hause. Aber man darf nicht 
.vergessen, dass die Hauskapellen durch unvordenklichen Gebrauch und 
die ausdrückliche oder stillschweigende Einwilligung des Ordinarius, 
Öffentliche werden können. Die ganze Frage reducirt sich also darauf, 
■au wissen, ob sich im vorgelegten Falle jene Kennzeichen der öffent¬ 
lichen Kapellen vorfinden, wie sie. die heil, Congregation za verlangen 
pflegt. Das erste Kennzeichen ist die Jedermann geöffnete Thüre; man 
muss darauf sehen, ob nicht hloss die Personen des Hauses, sondern 
auch die Fremden sich angewöhnt haben, die Messe id dieser Kapelle 
au hören, indem sie das in gutem Glauben thun, ohne dass der Ordi¬ 
narius diesen Gebrauch verworfen hätte. Eine andere noeh bezeich¬ 
nendere Thatsache, als die vorhergehende, ist es, wenn man zur Messe 
Öffentlich eine Glocke läutet. Ferner pflegt die heil. Congregation jene 
Kapellen als öffentliche au erklären, welche vom Bischöfe zu Ehren 
irgend eines Heiligen consecrirt oder benedicirt worden sind, und jene, 
in welchen man ein canonisch eingesetztes oder verliehenes kirchliches 
Beheficium findet. Endlich scheint ein Zweifel kaum mehr möglich, 
wenn mau weiss, dass der heil. Stuhl den fraglichen Kapellen vollkom¬ 
mene Ablässe und privilegirte Altäre ertheilt habe, und dass diese 
Privilegien für alle Gläubigen ertheilt worden peiem Der Privatein- 
gang scheint ihnen den Charakter der öffentlichen Kapelle nicht an be¬ 
nehmen 5 was einem Jeden dient, wird für öffentlich erachtet. Anderer¬ 
seits Meten aber die obenbesagten Kennzeichen in dem Falle, der uns 
beschäftiget, nichts sonderlich Concludentes wegen der Missbräuche, die 
bis auf unsere Tage fortgedanert haben. Es findet sich keine Spor 
von bischöflicher Consecration, oder Benediction, noch auch von durah 
den Ordinarius vorgenommenen Visitationen. Während somit die An¬ 
zeichen der Oeffentlichkeit zweideutig sind, so sind die Kennzeichen 
der Privatkapelle ersichtlich und gewiss, nämlich der Aufbau in einem 



Palaste and auf Privatboden, mit Commanication im Hanse, wenn man 
auch später ein öffentliches Thor gemacht hat. — Um in einem solchen 
Falle su entscheiden, ob eine Kapelle eine öffentliche oder nicht öffent¬ 
liche sei, ist es swecl^inä|sig v sp untenpuqhep, qb diese mit einem Pri¬ 
vateingange versehene Kapelle mehr im Interesse desjenigen gebaut 
sei, der sich dieser Privatthüre bedient, oder sum allgemeinen Ge¬ 
brauche. In jenem Falle bewirkt die Oeffnung einer öffentlichen Thilre 
nicht, dass die Kapelle eine öffentliche werde. Ist hingegen die Ka- 
peMo tom Anfang an hauptsächlich «um Öffentlichen Gebrauche 'be¬ 
stimmt gewesen, und öffnet man su diesem Zwecke eine öffentliche 
Thüre, obwohl auch ein Privateingang vorhanden ist, sq sind einige 
Autoren der Ansicht, dass die Kapelle eine öffentliche sei,, vorausge¬ 
setzt, dass man die Thffre öffne, und eine Glocke läute^ um auf die 
Feier der Messe aufmerksam su machen. Aber die heil. Congregation 
fordert, dass die Eigenthümer das vor diesen Kapellen gelegene Terrain 
abtreten, um sic als öffentliche su erklären. — Wie es sich auch mit 
dem Upsprunge der fraglichen Kapellen verhalte,, so bemerkt man da¬ 
bei mehrere Kennseichen der Oeffentlichkeit, man bat den unvordenk- 

■ ' * ' i ' , ( 

liphen Gebrauch, man hat immer die Messe sur Bequemlichkeit der 
Gläubigen gefeiert, und die Bischöfe haben stillschweigend eingewilliget. 
Wenn man sie auch als gemischte Kapellen ansehen ;svill, so werden 
.nie doch, nicht aufhören, öffentliche su sein, in Anbetracht, dass die 
mächtigere Qualität die minder wesentliche nach sich sieht.“ 

Folgendes ist die Entscheidung der heil. Congregation: Dummodo 
concurrant vel omnia, vel aliquot saltem ex requisitis ab episcopo 
enumeratis, quoad praoteritum possessores horum oratoriorum non esse 
.inquietandos, facto verbo cum SSmo. Die 28. Maii 1853. — Factaque 
de praemissis per infrascriptum secretarium S. C. die 30. supradicti 
meqsis et anni relation« S$mo Dno Nostro, eadem Sanctitas Sua resoy 
lutionem S. C. in, otnnibus benigne approbavit, et respective confir- 
mavit. , , (Schluss folgt.) 
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Re chtsf&lle. 

Bernerkensteerthe Entscheidungen des Civil - Senats 
des Ober-Awella tionsgeriehles «h Bassel . 

(Aas „Heuser’* Annalen der Jastizpflege and Verwaltung in Kurhessen.“) 

Heber die Baulast hinsichtlich katholischer Kirchen- und Pfarrei¬ 
geblude , und den Einfluss eines Ineorporattonsverhältnisses auf 
Belebe. *) 

Die katholische Gemeinde Mardorf bildet eine eigene Pfarrei, in 
welcher ein Pfarrer nebst einem Kap]|an seinen Bits hat Bei der Bau- 
f&Uigkeit des dermaligen Pfarrhauses wurde von der Regierung ku Mar¬ 
burg auf Veranlassung eines Beschlusses des Ministeriums des Innern 
und in Uebereinstimmung mit dem Domkapitel su Fulda die Erbauung 
eines neuen Pfarrhauses angeordnet, su deren Ausführung sich ein Er¬ 
forderniss von 4308 Thlr. 13 Sgr. 10 hll. ergab. Diese Summe wurde 
durch das Kreisamt su Kirchhain im Auftrag der genannten Regierung 
und im Einverständnisse des Domkapitels auf die Parochianen der Kir¬ 
chengemeinde Mardorf unter Bestimmung eines (monatlich su erheben¬ 
den) fünfmonatlichen Contributionsbetrages repartirt, bei unterbliebener 
gütlicher Zahlung im Jahre 1846 das Justisamt Amöneburg um Bei¬ 
treibung sunichst einer einmonatlichen Rate durch das Kreisamt ersucht 
und in Folge dessen das Executionsverfahren wirklich eingeleitet. 

Diese Hergänge veranlassten den Bürgermeister A. su Mardorf und 
136 Genossen, welche die Parochianengemeinde daselbst bilden, sur 
Anstellung einer Klage wider den Staatsanwalt bei dem Obergerichte, 
in welcher sie, unter Bestreitung ihrer Verbindlichkeit sur Entrichtung 
der angeforderten Leistungen darauf antrugen, su erkennen, dass eine 
desshalbige Schuldigkeit für sie nicht bestehe, und der Verklagte jede 
desshalbige Nöthigung einsustellen verpflichtet sei. 

Der Verklagte, welcher sunäohst in dem vereinigten Auftreten der 
Kläger eine unstatthafte subjective Klagenhäufung erblickte, stellte der 
erhobenen Klage hauptsächlich die Einrede entgegen, dass die Kläger 
als Mitglieder der Pfarrei Mardorf in dem der Anforderung su Grunde 
Regenden Verhältnisse sum Baue der kirchlichen Gebäude beisutragen 
schuldig seien. Er sttttste diese Annahme auf ein doppeltes Fundament; 
a. auf allgemeine Gründe, weil die Kirchenkasse su Mardorf su den 
fragUchen Kosten einen Beitrag su leisten, herkömmlich nicht ver- 


*) Aodretsch g. Staatsanwalt 1857. (8855). 
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bunden, su einer eelehen auch wegen mangelnder Fond« nicht im 
Stande, ein anderes verpflichtetes Snbject aber nicht vorhanden sei, 
and desshalb die subsidiäre Verbindlichkeit der Parochianen Plats 
greife, und 

b) insbesondere, weil bereits im Jahre 1816 die Verbindlichkeit der 
Gemeinde sur Herstellung eines Pfarrhauses durch den damaligen 
Ortsvorstand and die Gemeindeglieder mittelst ausdrücklicher, der 
Staatsbehörde gegenüber abgegebener Erklärung anerkannt, hierauf 
im Jahre 1820 das damalige Pfarrhaus von der Gemeinde ange- 
kauft und eingerichtet und später, was an Reparaturen nöthig ge¬ 
wesen, auf ihre Kosten hergerichtet sei, so dass nicht nur ein 
rechtsverbindliches Anerkenntnfss, sondern auch ein Herkommen 
vorliege, vermöge dessen die Gemeinde, und jetsf — nachdem in 
Folge der Gemeindeordnung die politische Corporation von der 
Kirchengemeinde strenger gesondert sei — die Parochianen die 
Kosten der Herstellung kirchlicher Gebinde in Mardorf su tragen 
hätten« 

In der Replik machen die Kläger vornehmlich geltend: 

1 . Bei Beurtheilung der vorliegenden, die Baulast in Ansehung kirch¬ 
licher Gebäude betreffenden Sache seien die Bestimmungen des Con- 
ciliums von Trient (sess. 21, c. 7.) ansuwenden, nach welchen su- 
nftchst die Kirchenkasse, sodann die Patrone und andere, im Besage 
von Einkünften kirchlichen Vermögens befindliche Personen, nament- 

- lieh Beneficiaten und Decimatoren, und erst an letster Stelle (subsi¬ 
diär) die Parochianen su concurriren hätten. Die Unvermögenheit 
der Kirchenkasse su Mardorf werde swar sugestanden, Verklagter 
habe aber nicht, wie ihm obgelegen, dargelegt, dass auch sonstige 
vor den Parochianen Concurrenspfliehtige hier nicht vorhanden seien. 
Im Zusammenhang hiermit bestreiten die Kläger diejenigen Angaben 
der Exceptionalabhandlung, aus welchen ein, die Beitragspflicht der 
Parochianen vermeintlich ergebendes Anerkenntnis und besw. Her¬ 
kommen gefolgert wurde. 

2 . Eventuell suchen die Kläger ihrerseits su begründen, dass die Bau¬ 
last der kirchlichen Gebäude su Mardorf eine Obliegenheit des kur¬ 
hessischen Staates sei. Sie gründen diese Annahme neben der Be¬ 
hauptung, dass die Beneficiaten der Pfarrei Mardorf (Pfarrer und 
Kaplan) von ihrer Pfründe nur den nothdürftigen Lebensunterhalt 
bestehen, also nicht concurrenspflichtig seien, sunächst auf die Eigen¬ 
schaft des kurhessischen Staates als Patron der Kirche su Mardorf 
und als Decimator innerhalb der Parochie. -Beides, Patronat und 
Zehntrecht, soll seit Menschengedenken bis sum Jahre 1803 dem 



' ' Kurfürst biii ‘Ert^fsChdf fbn Maili* *uige«t«M^eTi haben, bei der durch 
deh ’Refcbs’-Dep.-Hauptschiuss vom 25. Februar 1803 erfolgten Sä- 
caltfriSätion des Kulmainzischen Amtes Amöneburg aber mit 'diesem 
auf den kurhessischen Staat Obergegangen sein. 

j, Pie Baulast des Staates werde auch noch durch folgendes Verhältniss 
■ begründet: Es habe bis «um Jahre 1803 in Amöneburg ein ColJe- 
1 giatstift ad Sanctum Johannen) Baptistam bestanden, welches nach 
einem Jahrhunderte -lang bestandenem Herkommen die Verpflich- 
... tung gehabt, die Seelsorge .für. Amöneburg, Rüdigheim, Mardorf and 
. noch mehrere andere nahe gelegene Orte au versehen, die Sacra- 
, mente an diesen Orten au verwalten, überhaupt alles voraupehmen, 
was su .den pfarramtlichen Verpflichtungen gehöre. Dieser Verpflich- 
. ( tung. sei das . Stift dadurch, nachgekommen, dass für jede Pfarrei ein 
, Canonikus des Stifts als Vicar durch Kapitelbeschluss und mit Ge- 
... nehmigung des Erzbischofs von Maine' bestellt worden, der dann 
seinen Sita in dem au Amöneburg gelegenen Stiftsgebäude behalten, 
von dem ihm angewiesenen Theil der Stiftseinkünfte gelebt habe, und 
in seine Pfarrei nur dann gekommen sei, wenn ihn eine dort vor- 
aunehmende pfarramtliche Handlung dahin gerufen habe. Die ge¬ 
nannten Gemeinden und deren Einwohner hätten demnach für die 
Dotation ihrer Pfarreien, namentlich für die Beschaffung der Wohnung 
nicht im Geringsten au sorgen gehabt, diess sei vielmehr Sache des 
* Stiftes gewesen. Ob das Stift dafür oder aus einem anderen Grunde 
‘ seine Einkünfte bezögen, könne awar nicht behauptet werden, soviel 
aber SOi gewiss, dass der kurhessische Staat nach dem erwähnten 
Reichs- Deputations-Hauptschiusse das Stift eingeaogen, den Canonikern 
Pensionen geaahlt, und Sie in dem Stiftsgebäude habe wohnen lassen, 
wogegen sie jedoch in der früheren Weise die Pfarreien hätten ver¬ 
sehen müssen. Nachdem nun alsbald nach dem erwähnten Reichs- 
gesetae der kurhessisehe Staat eitaen grossen Theil der Stiftsrevenüen 
eingeaogen habe und von Jahr au Jahr insbesondere durch das Aus¬ 
sterben der Canoniker und die dadurch wegfallenden Pensionen immer 
mehr in den alleinigen Genuss des Stiftsvermögens gekommen sei, 
habe derselbe nnn schon seit 30 und mehr Jahren das ehemalige 
Stiftsvermögen mit dem Staatsvermögen vereinigt, und namentlich 
einen Theil des Stiftsgebäudes seinen Beamten au Wohnungen ein¬ 
geräumt, nnd besiehe als Successor des Stiftes alle die — näher 
angegebenen — Realabgaben, welche ehemals dem Stift engestanden 
hätten. 

Auch habe der Staat seine als Sneeessor dos Stifts ihm bblie- 
gentte Verpflichtung zur Beschaffung der congrua der ehemals von 
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den Stfftgetstlichen versehenen Pfarreien dadurch anerkannt, dass er 
diese simmtlich dotirt, namentlich die Wohnungen für die Pfarrer 
beschafft und die Gehalte derselben ausbezahlt habe. 

In der Duplik geht der Verklagte zunächst davon ans, dass das 
vorliegende Verhältniss nicht nach den Normen des gemeinen kathol. 
Kirchenrechts, insbesondere den Bestimmungen des Cöncils von Trient^ 
sondern nach den (bei Kalenkamp, neue Sammlung, DI. S. 176 zu- 
sammengesteilten) Vorschriften der kirchlichen Gesetzgebung Kurheesens, 
welche auf die Verhältnisse des Kirchenbaues aller Confessionen sich 
besagen, beurtheill werden müsse, hiernach aber die Concurrenzpfljcht 
der Parochianen überall keine subsidiäre, sondern eine principale sei. 
Eventuell — bei einer ßeurtheilung nach den Bestimmungen ,des Concils 
von Trient — liege doch nicht ihm die Begründung der Negative, dass 
näher Verpflichtete nicht vorhanden seien, sondern den Klägern die — 
jedoch nicht gelieferte — Darlegung des Vorhandenseins näherer Con- 
currenzpflichtiger ob. Im Uebrigen hält der Verklagte das Vorbringen 
der Kläger in der Replik für unerheblich, namentlich insoweit dasselbe 
die Succession des Staates in d&s Vermögen des vorhinigen Collegiat- 
stifts zu Amöneburg zum Gegenstand hatte, well sich daraus ergebe, 
dass bis zum Jahre 1803 eine Pfarrei Mardorf gar nicht bestanden 
habe, aus dem vor diesem Zeitpunkte bestandenen Verhältniss mithin 
für die Rechte und Pflichten in Ansehung einer erst später begründeten 
Pfarrei nichts gefolgert werden könne. 

Das Obergericht verwarf zunächst die Einrede der subjectiven 
Klagenhäufung, indem es die Kläger als Streitgenossen ansah, und 
erkannte am 14. Jali 1849 
„in Erwägung etc., 

dass die aus allgemeinen Grundsätzen des Kirchenrechtes herzuleitende 
Annahme, wie sich die in den althessischen Landen hinsichtlich der 
kirchlichen Baulast entweder von den protestantischen Consistorien oder 
doch in Folge von Anträgen derselben ertheflten Vorschriften auf die 
Angelegenheiten der katholischen Kirche nicht haben beziehen sollen^ 
darch den Inhalt seiner Vorschriften nicht ausgeschlossen wird, dass 
insbesondere die Bestimmungen in dem Consistorialausschreiben vom 
22. Jan. 1762, G. A. und Regulativ vom 28. Febr. 1766 und Geh. 
Rathsbeschluss vom 16. März 1773, wonach auch die Juden, sofern 
sie Häuser an dem betreffenden Orte besitzen, und die anderen christ¬ 
lichen Confessionen, die keine eigenen Kirchen an dem Orte haben, 
angehörenden Einwohner zu den Kosten kirchlicher Gebäude beitragen 
sollen, nicht zu der Annahme berechtigen, dass sich jene Bestimmungen 
auch auf die kirchlichen Gebäude katholischer Gemeinden haben be¬ 
ziehen sotten, 

/ 



dass daher die betreffenden Vorschriften des Concils von Trient 
sess. 21, c. 7. im vorliegenden Falle um so unzweifelhafter zur An¬ 
wendung kommen müssen, als dieselben nach der nicht bestrittenen 
Behauptung der Kläger in der Replikschrift im ehemaligen Karfiirsten- 
thum Mainz, wozu Mardorf früher notorisch gehört hat, als Gesetz« 
publioirt worden sind, 

dass dieselben zwar ausdrücklich nur von Kirchengebäuden reden, 
analog jedoch auf Pfarrgebäude zu beziehen sind, 

dass nach jenen Vorschriften den Parochianen nur dann die kirch¬ 
liche Baulast obliegen soll, wenn ein anderer hiezu Verpflichteter nicht 
vorhanden oder zur Erfüllung dieser Verbindlichkeit ausser Stande ist, 
dass nun der Verklagte behauptet hat, es sei ein solchergestalt 
verpflichtetes Subject nicht vorhanden, diese Behauptung auch keineswegs 
als zu allgemein erscheint, 

dass dieselbe von den Klägern bestritten und im Gegentheil be¬ 
hauptet worden ist, der kurhessische Staat sei zur Bestreitung der 
fraglichen Kosten verpflichtet, 

dass die Angabe, auf welche diese Verbindlichkeit zunächst ge¬ 
stützt worden, die nämlich, dass der Staat Patron der Kirche zu Mar¬ 
dorf sei, als unbegründet sich darstellt, indem der Erwerb des angeb¬ 
lichen Patronates von Seiten des Kurfürsten von Mainz nicht näher 
dargelegt worden ist, insbesondere die Behauptung, dass der letztere 
in seiner Eigenschaft als Landesherr sich selbst als Bischof die zu 
Mardorf anzustellenden Pfarrer präsentirt habe, der nOthigen thatsäch- 
lichen Begründung entbehrt, und aus der von Seite des kurhessischen 
Staates angeblich erfolgten Dotirung der Pfarrei Mardorf, resp. Aus¬ 
zahlung der Gehalte an Pfarrer und Kaplan eine Anerkennung des 
Patronates beziehungsweise der aus diesem entspringenden Verpflichtung 
nicht gefolgert werden darf, 

überdiess aber nicht behauptet worden ist, dass der Staat als 
Patron der Kirche zu Mardorf Einkünfte aus dem Vermögen der letzteren 
besiehe, während nur von dieser Voraussetzung die in Rede stehende 
Verpflichtung des Patrons abhängig ist, 

dass die weitere Angabe der Kläger, wonach. sich der Staat im 
Bezüge des aus Mardorf und dessen Gemarkung aufkommenden Zehn¬ 
tens befunden, und diesen früher der Kurfürst von Mainz bezogen haben 
soll, zur Begründung der fraglichen Verbindlichkeit des Staates eben¬ 
falls nicht genügt, indem nicht dargelegt worden ist, dass jener Zehn¬ 
ten zu der Zeit, als die Berechtigung hinsichtlich desselben mit dem 
Anfalle des Amtes Amöneburg auf den kurhessischen Staat übergegan¬ 
gen, die Eigenschaft eines kirchlichen Gates gehabt habe, was daraus 



«Hein noch nicht na folgern sein würde, dass er bis dshin von dem 
Kurfürsten tob Mains hesogen worden, 

dass dagegen die klägeriscbe Behauptung, der Staat sei desshalb 
sur Bestreitung der mehr erwähnten Baakosten verpflichtet, weil er die 
Einkünfte des vormaligen Stiftes ad Sanctom Josnnem Baptistam su 
Amöneburg eingesogen und dieses letstere in Folge einer desshalbigen 
Verbindlichkeit durch seine Canoniker die Seelsorge su Mardorf habe 
verwalten lassen, als erheblich erscheint, 

indem, wenn durch das in dieser Hinsicht behauptete Herkommen 
für das genannte Stift die Verpflichtung begründet war, die Seelsorge 
sn Mardorf in der in der Rejdikschrift näher angegebenen Weise su ver¬ 
walten, die Annahme eines rechtlichen Zusammenhanges dieser Pflicht 
mit dem Besage der vom Staate nach Aufhebung des Stiftes angeblich 
eingesogenen Einkünfte desselben and folgeweise einer rechtlichen Ver¬ 
bindlichkeit des Stiftes, für den Unterhalt des Pfarrers sa sorgen, und 
demselben eine freie Wohnung su stellen, begründet ist, 

und durch die erwähnte Einsiehung der Stiftseinkünfte die eben 
gedachte Verbindlichkeit den Grundsätsen des canonischen. Rechtes, be~ 
siehungsweise dem Reichsdeputations-Hauptschluss vom 25. Febr. 1803 
snfolge auf den Staat übergegangen sein würde, 

dass daher der letstere — unter Voraussetsung der Richtigkeit dar 
jetst in Rede stehenden kligerischen Angaben — auch für verpflichtet 
su halten sein würde, die Kosten, welche durch den mit Genehmigung 
seiner Behörden su bewirkenden Bau eines neuen Pfarrhauses su Mar¬ 
dorf entstehen, aus den vorhin erwähnten Einkünften su bestreiten, 
dass es auch den Klägern nicht oblag, darsulegen, dass und in wie 
weit jene Einkünfte su dem gedachten Zwecke ausreichend seien, 
klägerischer Seits vielmehr nur die Existens einer anderen hinsichtlich 
der fraglichen Baulast vor den Klägern heransusiehenden Person geseigt 
su werden brauchte, um die auf das Nichtvorhandensein einer solchen 
Person und die subsidiäre Verbindlichkeit der Parochianen gegründete 
Einrede des Verklagten su beseitigen. 

dass daher auch die Beseichnung des vom Staate angeblich einge¬ 
sogenen StiftsvermOgens, wie sie hier in der Replik geliefert worden, 
für genügend so halten ist, 

der Verklagte aber die auf den suletst gedachten Verbindlichkeits- 
• grund des Staates besüglichen kligerischen Angaben in Abrede gestellt 
hat, wird den Klägern sn beweisen auferlegt: 

a) dass in Amdneburg bis sum Jahre 1803 ein Collegiatstift unter 
der Beseichnung ad Sanctum Joannem Baptistam bestanden, 

b) dass dieses Stift bis sur Einsiehung des Vermögens desselben 
von Seiten des kurhessischen Staates entweder unvordenkliche 



Zeit hindurch oder Vermöge einer desshalbigen ObservUnz die 
Seelsorge rücksichtlich der katholischen Kirchengemeinde Mardorf 
in der Art verwaltet hat, dass es zu diesem Zwecke einen seiner 
Canöniker als Vicar für Mardorf bestellte, 
o) dass diese Vicare auch nach ihrer Bestellung als solche ihren 
Bits im Gebäude des gedachten Stifts behielten, und von dem 
* ihnen zugewiesenen Theile der Stiftseinkünfte lebten, 
d) dass der kurhessische Staat in Folge des Reichsdeputations- 
Hauptschlusses vom 25. Febr. 1803 das Vermögen des Stifts 
eingezogen, resp. mit dem Staatsvermögen vereinigt hat, nament¬ 
lich das Stiftsgebäude in der in der Replikschrift angegebenen 
Weise benutzt, oder die daselbst bezeichntten Realabgaben auf den 
Grund der gedachten Einziehung des Stiftsvermögens bezieht/* 

Diese -aufgelegten Beweise wurden durch Urkunden, ‘ Zeugen und 
Eidesrelation angetreten. 

Nach Durchführung des sehr weitläufigen Beweisverfahrens — dessen 
Resultate im Einzelnen in dieser Darstellung nicht mitgetheilt werden 
können — erging weiterer Obergerichtsbescheid: 

„in Erwägung, etc. etc. 

dass auf Grund der vorgelegtcn Urkunden und der Aussagen der Zeu¬ 
gen zwar als erwiesen angesehen werden kann, dass in Amöneburg 
bis zum Jahre 1803 ein Collegiatstift unter der Bezeichnung ad Sanc- 
tum Joannem Baptistam bestanden, und der Staat daS Vermögen des 
Stiftes eingezogen hat, 

dagegen dafür, dass dieses Stift in Folge einer demselbeh oblie¬ 
genden Verbindlichkeit die Seelsorge in Mardorf habe verwalten lassen, 
wenn man von den desshalbigen Zeugenaussagen absieht, schlüssige Be¬ 
weisgründe nicht vorliegen, ■ ' 

im Gegentheil im Status parochiarum die Pfarrei Mardorf als selbst¬ 
ständige, besonders dotirte Pfarrstelle aufgeführt wird, insbesondere in 
Folge des Umstandes, dass ausweislich der Kapitelsprotokolle das 
Kapitel die Pfarrstelie zu Mardorf regelmässig einem seiner Cano- 
nlker conferirt, und der letztere, beziehungsweise der für ihn auf seine 
Kosten bestellte Substitut die Pfarrei Vom Stifte aus (excurrendo) 
verwaltet hat, eine Verwaltung der Pfarrei Seitens des Stiftes und zwar 
aus Anlass einer dem Stifte obliegenden, auf dessen Vermögen haften¬ 
den Verbindlichkeit um so weniger angesehen werden kann, als im 
mehrerwähnten Status parochiarum die ecclesia collegiata Amoenebur- 
gensis als patronus der Parochie Mardorf aufgeführt ’ wird, und das 
Präsentätionsrecht eines geistlichen Patrons, namentlich eines geistlichen 
Stiftes, nicht selten in dem Umfange des eigentlichen Colktionsrechtes 
aasgeübt worden ist; 



dass dein Obigen Zufolge and dk M Ai Schlüssigen, Hiebt benftl 
widerlegten Thotsacben fehlt, auf welche der eventuelle Eid so richten 
wäre, die Beweisführung der Kläger als verfehlt angesehen werdeh 
Muss, werden die Kläger mit der erhobenen Klage abgewiesen.“ 

Gegen diesen Bescheid haben die Kläger an das Ober-Appellations- 
gericht appelürt Und sich Aber die Bettrlheilbng des Beweisergebnisses 
beschwert. Sie führen aus: Oer angefochtene Bescheid habe durch 
Aufnahme eines netten Momentes, indem nämlich die Nachweisung, wie 
die stiftnseitige Besorgung der Seelsorge für die Gemeinde Mardorf in 
Folge einer dem Stift obliegenden, auf dessen Vermögen haftenden Ver¬ 
bindlichkeit als Aufgabe dev Beweisführung bezeichnet und gerade in 
dieser Besieh trag das Beweisergebniss mangelhaft befunden worden, den 
Boden dfeö BeWeiginterlokutes, Welches lediglieh das thatsichlicb bestan¬ 
dene Verhältniss zu Beweis verstellt habe, verlassen. Dfo. su Beweis 
verstellten Thatsachen seien im Beweisverfahren in vojlstf ndige Gewiss¬ 
heit gesetzt worden, und der nachgewiesene uralte Zustand der Dinge, 
wonach das Stift jene Seelsorge beschafft, und die dazu bestellten Geist¬ 
liehen vollständig unterhalten habe, müsse so lange als Aasdruck einer 
desshalbigen rechtlichen Verpflichtung des Stiftes gelten, bis — was 
nicht geschehen — vom Gegner nachgewiesen sei, wie dieser Zustand 
inlt der Voraussetzung einer nicht bestehenden Verbindlichkeit des 
Stiftes sich vereinigen lasse. Die Hinweisung des angefochtenen Be¬ 
scheides auf efn blosses Patronatrecht des Stiftes als Grundlage des 
besonderen lastendes wibd, insbesondere unter Bezugnahme auf das 
gegensätzliche Verfahren ln Betreff beider oben bezeichnter Arten von 
Pfarreien Zu widerlegen gesucht und eventuell ausgefüfart, wie Selbst 
unter dem (als äquipollent zu betrachtenden) Gesichtspunkt defe Patro¬ 
nates die Verpflichtung des Stifts zur Tragung der kirchlichen 
Baulast habe Anerkennung finden müssen, da die eanonische Gesetz¬ 
gebung dem Patron, und zwar nach richtiger Ansicht unbedingt und 
unabhängig von dem Besitze kirchlichen Vermögens vor den Paroehianeu 
jene Last auflege. Es sei aber vielmehr eine Inoorporation oder Union 
dfer betreffenden Pfarreien in das Collegiatstift als Grundlage des Ver¬ 
hältnisses .anzusehen. Solche Incorporationen, welche schon seit den 
frlliesten Zeiten, theils nur quoad temporalia (was dann die Ver- 
p flieh ttmg der geistlichen Corporation, dem paroehus die eongrua zu 
gewähren, begründet), theils qüead temporalia et spiritualia (wovon die 
Obliegenheit, die Seelsorge selbst durch einen zn bestellenden and zn 
unterhaltenden vicarius perpetuns zu versehen, die Folge gewesen,) vor* 
gekommen seien, und Worauf vorliegend die Seitens de» Stifts seihst 
geschehene Bestellung ständiger Vicare (mit dem; nur oMigentüeheirTitel 
paroehus)^ sowie die UeberWeisung der Pferreteinkünfte an denselben 
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hinweise, hätten siets in erster Linie das Vermögen ergriffen, derge¬ 
stalt, des» das Vorhandensein solchen Vermögens stets roraussusetsen and 
der übertragene Besit» desselben eie der rechtliche Grand der Verpflich¬ 
tung *or Verseilung der Seelsorge und Leistung der congrua bis na 
geliefertem Beweise eines gegeiitbeiligen Sachzusammenhanges au Grandu 
*u legen «ei, Der Uebergang der dwtekalbigsd 4’>f4i<*g*»h*ite* dfes- 
Stiftes auf de» kurhessiacheu StftRt iw F»lge des ft* i>. Haoptscbluasas 
sei unsweBelhaft, and sei von diesem durch Gewährung der Wohnung 
an dt« Ccmoniker, welche sugfaieb päroehi gewesen, bla »um Jahre 
1816 anerkannt, auch dass die Trasslooation des paroehus für Mardorf 
nach Mardorf mit Zustimmung: des Bischofs geschehen, sicht dargelegt 
worden. :/••./. 3v'\-:V 

Der Varkifigte widerapraeh diesen Ausführungen und stellte even¬ 
tuell die AdhtMvböscW erden auf: 4 

1/ Dass die KlSger überbtHJpt sn einem Beweise ««gelassen seien, 

2' dass der Verklagte für passiv tegitimirt erklärt worden, 

3. dass seine Einwendungen — a lind b der oben mitgetheilten Excep- 
tmoalflbbendlmig — «urückgewiesen seien; 

Bei Ausführung der erste« Beschwerde greift Verklagter «»nächst 
die Begründung der erhobenen Klage durch Verjährung und Herkommen 
an, indem, was die aarardenkliehe Verjährung betreffe, es an einem 
juristischen Besiiise, insbesondere einer Mitwirkung der Parocfatenen von 
Mardorf an solchem, sowie an Merkmalen eines pritstracbtlichett Cha¬ 
rakters des Verhältnisses, und, besüglich eines Herkommens, en einem 
des&halbigen Nexus fehle, welcher erst bewiesen werden müsse, und 
ein privatrechtiicher Charakter der Handlungen des Stiftes, welche 
nur öffentlich rechtliche Bedeutung gehabt hätten* »lebt erhelle. 

Weiter wird ausgeführt, dass der duroh Säeularisation erfolgte Er¬ 
werb geistlicher Güter, und die im Reiche*-Dep.-Hs 5 ptschluss erfolgte 
Cebeifweisnng der SlBter Frit*lar und AmiT&eimirg m den knrbeastseben 
Staat, als eine EistscbÄdlgung, einen DebcrpBg der kirchlichen Ver¬ 
pflichtungen dieser Stifter auf den Erwerber nicht ssr Folge gebebt 
habe, 4er/&& jeeer Deberweteiing Vielmehr der gewrften sei, dass das 
Überwiesene Gut, frei von seiner Eigenschaft als eines kirchlichen Gattes 
d»d der mit letalerer susanimenhängendeu gesetzliche» Verpflichtungen 
eie nunmehr weltliches Gut habe überwiesen werden sollen. Dies» wird 
auf eine Interpretation der Bestimmungen des Reichs-Dep.-HmptathJusses 
und darauf gegründet, dass die Sicularisation nicht eine Uni^rsalsac- 
cession, sondern eine Singularnschfolge 0a ein bonum vacam ) begründe, 
mit Welcher letaterer «war der {Jebergangder auf dem sicrniärißlrtan 
Gütarbes&tee haftenden Bebuldeu, nicht aber der auf Herkommen begrüa- 
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deten, in einem nieht mehr bestehenden Nexus wurselriden Verpflfah- 
ttragen herbeigeführt werde. Fenier sei selbst unter Voraossetsung 
eines Incorporationsverhältaisses, welches aber erst in oberster Instans 
von den Klägern in Besag genommen werde, eine Baatast des Stiftes 
nicht sareiehend begründet worden, da nur der durch Incorpomtlon 
erfolgte Erwerb eines kirchlichen Zehntens, dar hier aber nicht einge¬ 
treten sei, jene BanpBicht bewirke, and da die Kirohenbaalast jedenfalls 
nor anf dem eigentlichen Kirchengat hafte, von den Klägern aber, selbst 
wenn man mit ihnen an ein gewiesenes Incorporationsverhältniss die, 
jedoch anstatthafte, Vermnthung eines vorhandenen und mit inoorporlrtea 
kirchlichen Vermögens so knüpfen hätte, nioht dargelegt worden sei, dass 
(Hess eigentliches Kirchengat, and nicht vielmehr nar Pfarrei- oder Pfrün¬ 
devermögen, oder dass dos incorporirte Pfarreivermögen mit der Kirehen- 
banlast behaftet gewesen sei. Jene Eigenschaft des Vermögens als Pfarreii- 
vermOgen sei gerade hier ansonehmen, and das Vermögen, dessen Einkünfte 
dem seitigen Pfarrer von Mardorf als solchem snflossen, als eigentliches 
Incorporationsobject ansusehen. Sodann wird ausgeführt, dass die etwaige 
Verpflichtung des vorhinigen Collegiatstiftes, die Pfarrei Mardorf ex- 
carrendo durch Canoniker versehen su lassen, den Uebergang solcher 
Verpflichtungen aof den säcnlarisirenden Staat überall voraasgesetst, 
jedenfalls nur die Verpflichtung des Staates eigebe, den Pfarrer in dem 
Btiftsgebäude wohnen sa lassen, nicht aber die hiervon wesentlich ver¬ 
schiedene Verbindlichkeit, ein Pfarrhaus in Mardorf so basen, nachdem 
durch Anordnung der Kirchengewalt, deren materielle Rechtebeständig¬ 
keit keinen Gegenstand richterlicher Prüfung abgebe, die Residens des 
Pfarrern von Mardorf nach Mardorf selbst vertagt worden sei. 

Zur sweiten Beschwerde nimmt Verklagter an, dass die Klage 
nicht gegen den Staat, sondern nur gegen die betreffende Kirchenbehörde, 
in deren Interesse die Beitreibung verfügt worden, su richten gewesen 
sei, und hält endlich sur dritten Adhäsivbeschwerde seine Einrede eines 
Anerkenntnisses ihrer Klrchenbaapflicht Seitens der Gemeinde Mardorf 
and eines, dem Vorhergehenden Zustande gegenüber derogativen dess- 
halbigen Herkommens für genügend begründet. 

jDas Ober-Appellationsgericht erkannte hierauf am 8. Mai 1857 
„ln Erwägung, 

di)f» die gegen die, Passiv-Legitimation des verklagten Theils von 
tatsterem erhobenen Einwendungen, auch abgesehen davon, dass sie in 
voriger Instans nicht geltend gemacht worden, für unbegründet ju 
halten sind, 

da nach der eigenen Sachdarstellung des Appdlaten, die Anord¬ 
nung und Ausführung des Pfarrhausbaues so Mhrdorf, wenn «aoh antCr 
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awtt w napng fl» zuständig»« kirchlichen Stelle tob den Behörden de? 
titMta» ausgegangen i9ty 

upd ohnehin, mit, Rücksicht auf die Bestrittenhett; der betreffend#« 
Lefstungspfliebt gerade zwischen de» beseitigten Parochianen und dem 
Staate diese als die richtigen Streittheile anzusehen sind; 

dass sodann, zur Sache selbst,. zunächst die Frage, ob sich auf 
die in den Verhandlungen erster Instanz mehrfach behauptete Eigenschaft 
des Appellaten als Patron und, bezw. Deoimatpr. der Parochie Mardorf 
eine Verpflichtung desselben zur Bestreitung der hier fraglichen Last 
gründen lasse, der Beurtheilung des Gerichts dieser Instanz nach Lage 
der Sache nicht mehr unterliegt, 

kn Uebrigen aber die unter a bis d des obergfrichtlicbe» Vorher- 
scheide« voim 14. Jjdi 1849 zu Beweis verstellten Verhältnisse zwar 
ihrem t hatsächlichen. Gehalte, nach «ämmtlich als erwiesen agzuSflhen, 
jedoch zunächst weder unter dem Gesichtspunkte eines Herkommens 
noch unter dem der unvordenklichen Verjährung eine rechtliche Vepr 
pflichtung des Collegiatstiftes in, Amöneburg und bezw. dermalen dep 
kurheasiseben Staates zur Bestreitung der Kosten des fraglichen Pfern- 
bausbaues selbstständig zu begründen geeignet sind, indem , es, soviel 
.das Herkommen anbelangt, schon an den allgemeinen: rechtlichen Vor¬ 
bedingungen der Wirksamen Entstehung eines solchen, insbesondere fn 
dem hierzu erforderlichen, abgesehen von einem etwaigen, hierbei jedoch 
ausser Betracht bleibenden Incorporatiorsverhältnrese nicht ersichtlichen 
Nexus zwischen dem gedachten Stifte und den durch dessen Mitglieder 
corirten Pfarreien fehle, 

eine. im Wege der Verjährung etwa begründete Verpflichtung des 
Stity} zur Verseilung der Seelsorge in der Gemeinde Mardorf durch 
seine Mitglieder aber auf die hiervon wesentlich verschiedene Bestreitung 
der Kosten des Pfarrhausbaues daselbst nicht auszudehnen sein würde; 

dass nun ferner ans den vorerwähnten als erwiesen, betrachteten 
thatsäcMiohen Verhältnissen »war auf ein zwischen: dem, vorhinigfn 
CoUogiatstift za Amöneburg und der Pfarrei Mardorf bestanden habenden 
Incorporationsverhältniss geschlossen, 

ein solches, wenn gleich in den Verhandlungen voriger Instanz 
klagender Seite nicht ausdrücklich in Bezug genommenes Incorporations¬ 
verhältniss auch bei Beurtheilung des vorliegenden Rechtsstreites, Ein¬ 
wendens ungehindert; mit in Betracht za ziehen and in seinen Wirkun¬ 
gen nach den Bestimmungen des gemeinen katholischen KirchenreeMs, 
insoweit solche vorhanden sind, zh beurtheilen ist, • r 

dass jedoch aas diesem vorliegend nicht nach seiner 1 nrsprühgt- 
hohea Begründung ersichtlichen, sondern mir aus spätem tatsächlichen 
Emehcinungen rückwäri» gefolgerten Verhältnisse eige rechtliche Vor- 
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Pachtung des Stifts, die auf die cara asimanun «ich bestehenden Eityr 
richtungen rüeksichtlteh der ihm incorporirten Pfarrei aus eigenen Ver- 
mögensmitteln *u bestreiten, nickt unbeschränkt, sondern nur in dein 
Masse und in Ansehung derjenigen Leistungen abgeleitet werden kann, 
welche in der seitherigen ^tatsächlichen Hebung ihre Begründung finden, 
hiernach aber eine Verbindlichkeit des mehrgedachten Collegiat- 
stiftes nnd beziehungsweise dermalen jdes kurhessischen Staates, anstatt 
der früher allein stattgefundenen Vergebung der Seelsorge durch im 
Stifte residirende Geistliche nunmehr die Kosten der Herstellung von 
geistlichen Gebäuden für einen am Orte der Parochie residirenden 
Pfarrer za bestreiten, um so weniger begründet gefunden werden kann, 
als die kirchliche Baulast als solche jenem Stifte in Ansehung der 
Pfarrei Mardorf und der sonstigen ihm incorporirt gewesenen Pfarreien 
ersichtlicher Massen niemals obgelegen hat, 

and diesem gegenüber auch der Umstand, dass die dem nunmehrigen 
Erfordernisse der Herstellung jener geistlichen Gebäude zu (jfrunde 
liegende Veränderung der kirchlichen Verfassung der Gemeinde Mardorf 
unabhängig von dem Willen dieser Gemeinde and der ihr angehörendeh 
Parochianen vermöge einer durch die Säcularisation des Collegiatstiftes 
veranlassten kirchenregimentlichen Anordnung herbeigeführt wurde, als 
rechtlich erheblich nicht angesehen werden kann, 1 ) 

hieraus aber, ohne dass es einer Würdigung der sonstigen in den 
Verhandlungen angeregten Fragen bedarf, sich ergibt, dass der ange- 
fochtene Obergerichtsbescheid den Appellanten nicht Sur Beschwerde 
gereicht, 

wird der angefochtene Obergerichtsbescheid bestätigt/ 1 
Bezüglich des mehrerwähnten Incorporationsverhältnisses ist zur 
Erläuterung der eben mitgetheilten Entscheidung Folgendes an bemerken. 

Nach dem Zeügniss der Geschichte und nach der übereinstimmen¬ 
den Angabe der Rechts! ehr er, welche sich mit diesem Gegenstände 
beschäftigen, kam es schon seit dem neunten Jahrhundert sehr 
häufig vor, dass Pfinreien mit Stiftern and Klöstern, ja selbst nflt 
einseinen Stiftspfründen verbunden nnd denselben incorporirt wurden, 
nnd swar bloss hinsichtlich der Einkünfte (quoftd teöapöralla), wo 
dann die Bestellung des mH einer selbstständigen congrua aussu- 
stattenden Pfarrers anf Präsentation des Stiftes oder Klosters (als 
des parochns primitivos) durch den Bischof geschah, uiid die Amts- 
führung desselben von der Einwirkung des Stiftes ete. unabhängig 
‘hUsK? oder auch. hinsichtlich der Seelsorge (quoad tempomlia et spiri- 
tnaUa) wo alsdann dem Stifte oder Kloster (als parochns prineipalis 


*) S. Eichhorn, Klrohenrecht, n. S. 707, 798, 



and Inhaber der cnra habitualis) die Bestellung des Pfarrers als be¬ 
ständigen Vicars sukam, and dieser, den ebenfalls aas den Einkünften 
der iaeorporirten Parocbie congrua aasgeworfen werden musste, die cara 
actualis unter Aufsicht des Stiftes so versehen hatte. Ton einer Incor- 
poratron lediglich quoad spiritaalia dagegen findet sich nirgends eine 
Spur. 

Vergleiche Aber das ganse Yerhältniss 

Walter, Kirchenrecht §. 143, 214, 253. 

Eichhorn, Kirchenrecht I. S. 654 fg. 

Richter, Kirchenrecht, $$. 120, 128, 134. 

Weiske, Rechtslexikon, VI. S. 75, fg. 

Grolmann, Kirchenrecht, $. 204.' 

Grfindler, Erhaltang der Coltusgebäade, §. 19. 

Permaneder, die kirchliche Baalast, $. 22. 

Eine ganse Reihe von Bestimmungen des canonischen Rechts be¬ 
schäftigt sich denn auch mit dem Incorporationsverhältniss and nimmt 
namentlich daraof Bedacht, die Missbräuche, su denen dasselbe insofern 
Veranlassung gegeben hatte, als vielfach für incorporirte Pfarreien nar 
Yicare auf Zeit und unqualificirte Personen mit ungenügendem Einkommen 
angenommen worden, absastellen. So wird verfügt, dass bei der incor- 
p oratio quoad temporalia der Pfarrer auf Präsentation der betreffenden 
geistlichen Corporation durch den Bischof bestellt, dass er perpetuas and 
nar durch den Bischof ex rationabili causa von seinem beneficium ent¬ 
fernbar, auch nur dem Bischof für seine Amtsführung verantwortlich 
sein soll, 

c. 1. X. de capell. mon. 3, 37. 

cap. un. in Sexto, eod. tit. 3, 18. 

dem. an. de off. vic. 1, 7. caus. 16. 9. 2. c. 6. 

dass, worauf dev. Bischof sein Augenmerk richten soll, die dignitas 
oder praebenda, cui ecdesia parochialis est annexa, einen idoneum et 
perpetuam vicarium habe, and dass dem letzteren eine sur anständigen 
Sostentation hinreichende portie congrua und «war ex proventibus der 
iftcorporirten Pfarrei selbst, assiguirt werde, 
c. 12, 30* X* de praeb. 3, 5, 
e. 1. de praeb. in 6to. 3, 4. 
c. 2. §. 2 de decim. in 6to. 3, 13. ' 

Clcm. 1 de jure patron. 3, 12. 

dass die dem Vicar einer incorporirten Pfarrei angewiesene portiö 
Congrua nicht verringert, der Vicar auch, ausser Im Straff erfahren, 
nicht amovirt werden kann, 
c. 3, X. 1. c. 



endlich, dass urgent« neeesaitate, wenn Canon iker einer Corpo¬ 
ration ungenügend susteqtirt sind, capellae in perpetuuum emnfptendae 
ihnen incorporirt werden können, reservata tauen congrua eapeUarum 
preebjteris portione. , , 

c. 33, X. de praeb. 3, 3. 

Aehnliehe Bestimmungen enthalten ; auch die Beschlüsse des. Concils 
von Trient, insbesondere dahin, dass die „benefiqia ecclesiastiqa, quae 
cathedralibus, collegiatis sea alils ecclesiis vel monastefiis, beneficiia 
aut piis locis quibuscunque perpetuo unita aut annexa reperiunter“ regel¬ 
mässig su visitiren seien und dabei darüber gewacht werden soll, - dass 
ihnen „per idoneos vicarios etiam perpetuos“ denen auch eine genügende 
portio congrua super re certa assignanda zustehen müsse, die cura ani- 
marum laudabiliter geübt werde. 

c. 7. sess. 7 de reform. 
c. 13. sess. 24 de ref. 
c. 16. sess. 25 de ref. 

Gerade auf ein solches Verhältnis weisen nun im vorliegenden 
Falle eine ganze Reihe von Momenten hin. Dahin gehören vorzugs¬ 
weise 

1. die Thatsache, dass das Collegiatstift in Beziehung auf die sämmt- 
lichen vorbezeichneten Pfarreien ein wirkliches und völlig unbe¬ 
schränktes Besetzungsrecht aasgeübt hat. 

2. Die Uebertragung jener Pfarreien erfolgte aber ausweislich der 
Kapitel-Protokolle auch stets ausschliesslich an Canoniker und Vi- 
care des Stiftes selbst, also an Stiftungsangehörige, und es findet 
sich durchaus kein Beispiel weder einer Uebertragung an einen 
extraneus, noch selbst der Bewerbung Seitens eines solchen. Die 
nicht selten und gewiss mit Rücksicht auf die Geringfügigkeit 
des mit jenen Pfarreien verbundenen Einkommens vorkommenden 
freiwilligen Resignationen auf dieselben, sowie der Umstand, dass 
öfters zu interimistischen Verwaltungen jener Pfarreien geschritten 
werden musste, lassen deutlich erkennen, dass nicht etwa vön dem 
Standpunkte eifersüchtig» Bewahrung von Rechten des Collcgiat- 
stiftes aus die Uebertragung jener Pfarreien auf Angehörige des 
Stiftes beschränkt und eine Concurrens von anderen Geistlichen aus¬ 
geschlossen blieb, dass vielmehr die Versehtmg der Seelsorge in den 
betreffenden Parochien durch von ihm aus seiner Mitte zu bestel¬ 
lende Geistliche eine durch frühere Incorporation der ersteren be- 

, gründete Obliegenheit des Collegiatstiftes war. Noch deutlicher aber 
weiset darauf der Inhalt des Status parochiarum In sofern hin, als 
danach keine einzige der betreffenden Pfarreien eigene Pfarrcigebäude 
Moy’a Archiv für kath, Kirchenrecht. JIL Band. 37 
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besass, vielmehr der Pfarrer zu Amöneburg im Strftgebäude residirte 
and die übrigen Parochieen excurrendo von eben daselbst residiren- 
den Stiftsgeistlichen versehen werden mussten. Dafür spricht ferner 
der ebenfalls durch die Kapitelprotokolle erwiesene Umstand, dass 
keine einsige der fraglichen Pfarreien Gongruam ab warf, und dass 
ebin desshälb die gleichseitigen Ganonikate oder sonstigen Stifts» 
einkttnfte des vicarius perpetuas den dadurch entstehenden DefeCt 
zu decken hatten. 

Endlich fehlt es auch in den Kapitelprotokollen nicht an aus- 
drQcklichen Zeugnissen dafür, dass die Besetzung der Pfarreien in 
dem Bewusstsein und unter dem Gesichtspunkt einer Rechtspflicht 
des Stiftes, für die Seelsorge einzustehen, erfolgte. 

3. Eine wesentliche Bestätigung des bisher Gesagten ist in den 
Grundsätzen zu erblicken, welche den Kapitelprotokollen zufolge in 
Fällen der Vacanz jener Pfründen sowie der persönlichen Dienst¬ 
verhinderung ihrer zeitigen Inhaber rücksichtlich ihrer Verwaltung 
befolgt worden sind. Es ergibt sich nämlich aus den erwähnten 
Protokollen, dass diejenigen Canoniker und Stiftsvicare, welchen die 
fraglichen Pfarreien, namentlich zu Mardorf, übertragen worden 
waren, sobald sie darch Alter, Krankheit, Abwesenheit oder ver¬ 
schuldete Unfähigkeit an ihren Dienstverrichtungen gehindert wurden, 
für die dadurch erforderliche Stellvertretung selbst auf eigene Kosten 
zu sorgen hatten, dass aber das Stift bei eingetretenen Vacanzen 
durch Beauftragung und Bestellung interimistischer Verwalter für 
die Seelsorge in den betreffenden Gemeinden Sorge trug. Dieses 
beweiset, dass die cura animarum dem Collegiatstift als parochus 
primitivus et principalis als eine aus eigenen Mitteln unter Verwen¬ 
dung des incorporirten Kirchenvermögens zu erfüllende Rechtspflicht 
oblag, und dass die bestellten Pfarrer nur vicarii des Stiftes actua- 
liter curam animarum gereutes betrachtet werden dürfen. 

Was nun die rechtlichen Wirkungen des als erwiesen betrachteten 
lacorporatiensverhältnisses betrifft, so erscheint zunächst die unter* den 
Parteien erörterte Frage, ob hier die canonischen Bestimmungen des 
gemeinen katholischen Kirehenrechts oder die Vorschriften der vater¬ 
ländischen kirchlichen Gesetzgebung zur Anwendung zu bringen seien, 
als eine völlig müssige. 

Denn die vermögensreohtlichen Verpflichtungen, welche aus der 
Inoorporation einer Pfründe für den parochus principalis erwachsen, 
können als gesetzliche Verpflichtungen nur in dem nämlichen allge¬ 
meinen Sinne angesehen werden, üi welchem das Gesetz überhaupt die 
ultima ratio aller Rechte und Verpflichtungen der Staatsangehörigen ist. 
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nicht aber als eigentliche Verpflichtungen aus dem Gesetze selbst im 
Gegensätze zu Rechten und Verbindliehkeiten aus Verträgen, Testa¬ 
menten, oder sonstigem speciellen Rechtstitel, welcher die geistliche 
Corporation, der die Pfründe einverleibt wurde, zu den bestimmten ver¬ 
mögensrechtlichen Leistungen verbindet, was freilich die ccnonfachen 
Bestimmungen näher regulirt haben. Der Sinn der gesetzlichen Be<- 
Stimmnngen, welche in Kurhessen in Beziehung nAmentlich enf kirch¬ 
liche Baulast erschienen sind, ist nun, selbst wenn man Sich' ihre Wirk¬ 
samkeit nicht auf den Bereich der evangelischen Kirche beschrankt 
denkt, gewiss nicht der, dass auch die besonderen Rechtsverhältnisse 
und Rechtstitel, welche in Beziehung auf kirchliche Baulast Und Be¬ 
schaffung der PfArrcongrua bestehen und die daraus erworbenen jure 
quaesita haben aufgehoben oder in ihren Wirkungen erlöschen gemacht 
werden sollen, wenn gleich die vaterländische Gesetzgebung ‘ bei RegC*- 
lirung der desshaibigen Verhältnisse die Incorporation, deren es in dem 
damaligen Bereiche ihrer Wirksamkeit keine gab, unerwähnt lässt. 

Die Bestimmungen der kurhessischen Landesgesetzgebung in Beziehung 
namentlich auf die Verhältnisse der kirchlichen Pfründen und der kirchlichen 
Banlast haben Indessen das Recht der kathol. Kirchengemeinden und Pa- 
rochieen völlig unberührt gelassen, und konnten sich auf letzteres «ich gar 
nicht erstrecken. Gesetzliche Anordnungen dieser Art bilden überall einen 
Bestandteil der kirchlichen Gesetzgebung and gehören in den Bereich der 
Kirchengewalt, nicht in den der Kirchenhoheit, welche nach dem Ausdruck 
unserer Verfa9sungsnrkunde lediglich die unveräusserlichen Rechte ,,des 
Schutzes und der Oberaufsicht** einschliesst. Dass dieses Verhältnis^ auch 
von jeher so aufgefasst worden ist, ergibt sich schon darqns, dass die Er- 
theilung gesetzlicher Bestimmungen über jene Verhältnisse und die 
Weiterbildung des desshaibigen Rechtes durch die canonische Gesetz¬ 
gebung bewirkt, nämlich abgesehen von dem Inhalt der Bücher des Cor¬ 
pus juris canonici, durch diA Beschlüsse des Concils von Trient und 
durch sonstige Goncilien und Synodalbeschlüsse (vgl. Walther a. a. 0. 
$. 143 not q.) herbeigeführt worden, der Reichsgesetzgebnng aber es 
niemals eingefallen ist, in diese Verhältnisse einzugreifen. 

Auch fehlt es für die Rfchtigkeit dieser Ansicht Zieht an specieH 
hessischen Zeugnissen. Dahin gehört vor allen Dingen die Dee. 13$ 
in Th. IR. der älteren Sammlung der 0. A. G. Decisionen. In der 
^onsistorialordnung vom 16. October 1610 und dem ErtänterungsediCte 
▼om 9. Januar 1616 war die Zuständigkeit des Censistorlunts in allen, 
das Vermögen der Kirchen und kirchlichen Stiftungen betreffenden Strei¬ 
tigkeiten auf die präparatorische Instraction der Sache und den Versuch 
gütlicher Ausemandersetzang beschränkt, bei deren Misslingen die rich¬ 
terliche Entscheidung selbst den gewöhnlichen weltlichen Gerichten zu* 
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kam. Auf diese Bestimmung batte, als eine «wischen einem Rotten- 
burg’schen Erbmeier and der Gemeinde Germerode wegen Beitragspflicht 
sum. Kirchenbau verhandelte Streitigkeit vom Consistorium entschieden 
worden war, der fiirstl. Rottenburg’sche Anwalt als Intervenient in einer 
Beschwerde an das Ober-Appellationsgericht sich berufen, um nachxa- 
weisen, dass das Consistorium unzuständig geurtheilt habe, die Ent¬ 
scheidung vielmehr dem betreffenden Rottenburg’schen Amte habe über¬ 
lassen bleiben müssen. 

Das der Entscheidung des 0. A. Gerichtes allein su Grunde lie¬ 
gende Gutachten seines Referenten führt nun aus, der Appellant fasse 
den von ihm aus der oben angeführten Consistorialordnung entwickelten 
Begriff der causa ecclesiastica su eng auf, die Vorschrift, vermöge wel¬ 
cher diese Consistorialordnung die Streitigkeiten über das Vermögen der 
.Kirchen als causa civilis schliesslich an die weltlichen Gerichte ver¬ 
weise, passe nicht auf den vorliegenden Fall, wo es sich „von der 
Substans des Kirchengebäudes und dessen Conservation“ handele. Be¬ 
kannten canonischen Rechten nach seien „die- kirchlichen Gebäude, sie 
mögen erbaut oder reparirt werden, überall keiner weltlichen Anordnung 
untergeben,“ sondern „ständ.en lediglich unter der jarisdictione episcopi,“ 
nach deren Devolution an die protestantischen Landesherren diese ihre 
desshalbige Befugniss, als nunmehr von ihren Hoheitsrechten abhängig, 
darch ihre Consistorien aasübten, mithin auch den „modum reficiendi“ 
vorschrieben und etwaige Streitigkeiten entscheiden Hessen. 

Dahin gehört ferner das durch Geh. Raths-Beschluss vom 27. Nov. 
1774 (Neue Sammlung der L. 0. RI. 425) approbirte Gutachten des 
Ober-Appellationsgerichtes, in welchem ausdrücklich der Unterschied 
des katholischen und protestantischen Kirchenrechtes in Ansehung der 
Concurrenspflicht des Patrons hervprgehoben und dabei offenbar dessen 
noch fortbestehende Wirksamkeit unterstellt wird; ferner der Aussag 
Geh. Raths-Protokolles vom 23. August 1814, welcher, indem er die 
Verheissung ertheilt, dass „alle Einwirkungen der Consistorien auf die 
katholischen Kirchenangelegenheiten von nun an aufhören sollenohne 
Zweifel nicht einen bestehenden verfassungsmässigen Reehtssustand 
absuändern, sondern lediglich einen sur Bedrückung der katholischen 
Kirche gereichebden tbatsäohlichen Missbrauch absustellen bezweckt, 
und endlich der Absats 6 der mittelst Verordnung vom 31. August 
1829 pubUcirten päpstlichen Bulle „Provida solersque“ (GesetsbL v. 
1829, S. 49), wonach die Bestimmung über die Tragung kirchlicher 
Lasten ausdrücklich als ein Gegenstand kircUioher Gesetzgebung be¬ 
zeichnet wird. 

Dem steht auch die, wenn gleich einigermaasen anomale, gesetz¬ 
liche Bestimmung, durch welche die einzelnen in der Zerstreuung leben- 
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den Angehörigen anderer Confessionen (folglich anch der katholischen) 
sur Concurrens herangesogen werden sollen, um deswillen nicht ent¬ 
gegen, weil es sich dabei immer nur um die Baulast in Besiehung auf 
protestantische Kirchengebäude handelt, und ohnehin in dem Gebrauche, 
welchen jeder einsein lebende Christ in Ermanglung einer Ortskirche 
seiner Confession muthmasslich macht, ein aequipollens seiner Zugehö¬ 
rigkeit su dem Parochialverbande hinsichtlich des Beitrags su dessen 
Lasten gefunden werden kann. 

Die rechtlichen Verpflichtungen des Stiftes, Klosters oder sonstigen 
corpus aus der Incorporation einer Pfründe bestehen nun ausweislich 
der schon oben mitgetheiiten Bestimmungen des canonischen Rechtes 
und nach der übereinstimmenden Lehre dm* Schriftsteller gerade darin, 
dass das Recht ex proventibus der incorporirten Pfründe oder doch 
jedenfalls super re certa eine volle- und ausreichende pars congrua für 
seinen vicarius perpetuus assignire, dass es insbesondere bei der incor- 
poratio quoad temporalia einen beständigen Stellvertreter für die Ver¬ 
seilung des Pfarramtes bestelle und für dessen allenthalbigen Unterhalt 
durch Gewähr und feste Radicirung ausreichender Mittel einstehe. 

In den Verhandlungen der Parteien ist der Möglichkeit gedacht wor¬ 
den, dass auch Incorporationen gans vermögensloser Pfründen an Stifter 
vorgekommen seien. Der Verklagte hat für einen solchen Fall die Freiheit 
des Stiftes von der Verpflichtung sur Leistung der pars congrua behauptet, 
und darauf die Behauptung gestütst, dass in jedem einseinen Falle das Ur- 
theil darüber, ob eine solche Verpflichtung bestehe, von vorgängiger Fest¬ 
stellung der Mitincorporirung »weichenden kirchlichen Vermögens abhängig 
su machen sei. Auf der anderen Seite haben die Kläger swar im Principe 
eingeräumt, dass bei völliger Vermögenslosigkeit der incorporirten Pfarrei 
die Verpflichtung des Stiftes »ur Leistung der Congrua cessire, jedoch, 
gestütst auf eine Bestimmung der (u. A. su authentischer Erklärung 
sweifelhafter Reformationsdecrete des Concilium Tridentinum niederge- 
setsten) s. g. congregatio Cardinalium, geltend gemacht, wie im Zweifel 
für jene Verpflichtung des Stiftes su vermuthen sei, und letsterem der 
Gegenbeweis über die ursprüngliche Armuth der incorporirten Pfarrei 
obliege. Dem ist dann der Verklagte wieder mit der Ableugnung der 
bei Richter, Kirchenrecht §. 84, angeführten notwendigen Authentici- 
tätamerkmale des erwähnten Congregationsschlnsses entgegentreten. 

Die letsterwähnte Einwendung ist jedoch schon desshalb unbe¬ 
gründet, weil die gangbaren Canonisten die erwähnte Verfügung der 
Congregation als eine nnbesweifelt authentische ansiehen. 

Permaneder, a. a. 0. $. 22. 

Reinhart, kirchliche Baulast, S. 64. 



Eines Eingehe*? in die vorberührten Streitfragen bedarf es im vor¬ 
liegenden Falle nicht. Denn man steht hier nicht, wie bei diesen 
Fragen vorausgesetzt werden müsste, an dem Eingänge eines Streites, 
welcher erst noch eine Entscheidung darüber herbeizuführen bezweckte, 
ob das Collegiatstift zu Amöneburg zu Leistung der pars congrua für 
die Pfarrei Mardorf und die ihr gleichstehenden Pfarreien oder zu 
Tragung der für die Seelsorge in diesen Parochieen aufgehenden Kosten 
in Gemässheit des Incorporationsverhältnässes schuldig zu erkennen sei, 
sondern man überblickt rückwärts die Gestalt, welche dieses Verhältnis 
unvordenkliche Zeit hindurch thatsächlich und juristisch an sich getra¬ 
gen hat. Demgemäss aber haben, dem Beweisergebniss zufolge, dem 
Collegiatstifte die Verpflichtungen, welche das canonische Recht als 
regelmässige Wirkung der Incorporation bezeichnet, in vollem Masse 
obgelegen, und hat es diese Verpflichtungen zu allen Zeiten durch Be¬ 
stellung Ständiger Vicare für jene Pfarreien und Unterhaltung derselben 
theils mittelst Ueberweisung der Pfarreieinkünfte, theils mittelst Zuwen¬ 
dung der Canonikate und Wohnung im Stifte, vollständig erfüllt. Jenes 
Beweisergebniss hat es ausser Zweifel gesetzt, dass hier ein solches 
Incorporationsverhältniss vorliegt, an welches sich wegen gleichzeitiger 
Incorporation zureichenden kirchlichen Vermögens die Verpflichtung des 
Stiftes zu vollständiger Sustentation des vicarius perpetuus anknüpfte. 

Gegen die hieraus von selbst sich ergebenden Gonsequenzen hat 
der Verklagte in seiner Appellationserklärung die nachstehende Argu¬ 
mentation gerichtet: Aus der Incorporation der Pfarrei Mardorf in das 
Collegiatstift Amöneburg, auch wenn man solche als erwiesene betrachte; 
folge nicht die Kirchenbaulast jenes Stiftes, und folglich nicht die Ver¬ 
pflichtung zur Aufrichtung und Erhaltung -der der Kirche analog zu 
beurteilenden Pfarreigebäude, und zwar um so w eniger, als die Beweis- 
verhandlungen über eine solche Baulast nichts ergeben hätten, im Gegeil¬ 
theil nach Ausweis des im Beweisverfahren producirten Status parochia- 
rum etc. die Baulast der Gemeinde obliege. Pflichtig znm Kirchenbau 
tvürde das Stift in Folge der Incorporation nur in der Eigenschaft eines 
Beneficiaten geworden sein, da diesem aber das .Consilium von Trient 
die Bäulast nur, insofern es aus kirchlichem Gute, d. h. aus dem Kir- 
chenzehnten, Früchte ziehe, auferlege und in cosereto feststehe, dass 
dem Stift das Zehntrecht in der Parochie Mardorf nicht zustehe, so 
könne von einer Baupflicht des Stiftes keine Rede'sein. Immerhin aber 
hafte die Baulast, wenn man auch nicht gerade den Zehnten als das 
ausschliesslich baupflichtige Vermögen ansehe, auf dem Kirchengute, and 
es habe desshalb dem Gegner die Darlegung obgeiegen, dass djft In¬ 
corporation solches Kirchengut, namentlich Kirchengut im engeren Sinne, 
nicht blosses Pfründenvermögen zum Gegenstände habe. 
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Zunächst muss aber die kirchliche Baulast hier Oberhaupt ausser 
Betracht bleiben; sie ist nicht der Grund der Verpflichtungen den Colle- 
giatstiftes. Nicht vermöge einer durch die Incorporation begründeten 
kirchlichen Baulast des Stiftes, sondern vermöge der davon wesentlich 
verschiedenen Verpflichtung nur Assignation der Pfarreongrua, nur Be¬ 
sorgung der cura animarum aus von ihm su assignirenden Mitteln, hatte 
das Stift die betreffenden Geistlichen, insbesondere auch im Punkte der 
Wohnung, su unterhalten und hat das gethan. Nicht immer, wo die 
Incorporation diese Verbindlichkeit sur Beschaffung der congrua wirkt, 
bewirkt sie sugleich auch die kirchliche Baulast für den, dem incor- 
porirt wird, wie denn die Rechtslehrer im Gegentheil ansunehmen pfle¬ 
gen, dass sie diese Baulast nur dann erseuge, wenn kirchliche Zehnten 
mitincorporirt wurden. 

Richter, Kirchenrecht, S. 303. 

Walther, „ §. 267. 

Zwar soll nach den Beschlüssen des Concils von Trient und den 
dieselbe erläuternden Verfügungen der congregatio Cardinalium (Rein¬ 
hard, a. a. 0. S. 17.) die Errichtung und Unterhaltung der Pfarreige¬ 
bäude in Ansehung der Concurrenspflicht nach Analogie der eigentlichen 
Kirchengebäude beurtheilt werden. Allein die Lage der Dinge, ver¬ 
möge deren es sich gegenwärtig um Errichtung eines eigenen Pfarr¬ 
hauses für den parochus der Gemeinde Mardorf handelt, und welche 
den Versuch einer Einmischung der Grundsätse über Kirchenbaulast 
scheinbar rechtfertigt, ist Überhaupt erst nach der durch die Säculari- 
sation des Stiftes bewirkten Aufhebung desselben, und in Folge dieser 
Aufhebung eingetreten. Stellt man sich dagegen, wie das geschehen 
muss, bei Beurtheilung der rechtlichen Wirkungen der Ineorporation auf 
den Boden der Verhältnisse in der Zeit vor dem Jahre 1803, und 
versetzt man sieb dabei in das Rechtsverhältniss, wie es «wischen dem 
Stift selbst und den ihm incorporirten Pfarreien bis zuletzt bestand, so 
wird umsomehr sofort eingerftumt werden müssen, dass die Rechts¬ 
grundsätze der kirchlichen Baulast hier nicht einschlagen können, als 
keine der betheiligten Pfarreien jemals ein Pfarrhaus besessen hat, die 
auf Befriedigung des Wohnungsbedürfnisses bezüglichen Leistungen des 
Collegiatstiftes mithin auf ganz anderem Fundamente ruhen. 
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Errichtung von Canonicats - Pfründen mit der Verpflichtung, den 
Pfarrern Aushilfe xu leisten in der Seelsorge. (Verhandelt von 
der heil. Congregation des Conciliums per summaria precum den 
27. Juni 1857.) 

Ein frommer Gutthäter stiftete im letzten Jahrhundert zwei Ka- 
planeien mit dem Namen „Canonicate“ in der Stadt B. Er verpflichtete 
sie zur Besidenz am Orte und verlangte, dass sie alternative, immer 
jeder einen Monat lang, an allen Sonn- und gebotenen Festtagen sich 
in die Kirche zu unser lieben Frau begeben, daselbst für die Wohlthäter 
die heil. Messe lesen und Beicht hören sollten. Der Kaplan, der in der 
Kirche von unser lieben Frau gar keine Verpflichtung haben sollte, 
musste beim Pfarrer bei der heil. Dreifaltigkeit, in einer andern Pfarrei 
des Ortes, wohnen und ihm Aushilfe leisten. Endlich legte man den 
beiden Kaplänen (Canoniker) auch noch die Verpflichtung auf, die Kirche 
von St. Maria vom Kreuze zu besorgen, die etwas vom Orte entfernt 
ist, mit der Verpflichtung, daselbst an allen Sonn- und gebotenen Fest¬ 
tagen des Jahres die Messe für die Wohlthäter zu Ehren der seligsten 
Jungfrau zu lesen. 

Bei der letzten Visitation fand der Bischof, dass diese Verpflich¬ 
tungen nicht genau erfüllt worden waren. Die gegenwärtigen Besitzer 
der Kaplaneien feierten die Messen in der Kirche zu unser lieben Frau, 
ohne je für die Gutthäter zu appliciren. Die Messen in der Kirche 
St. Maria vom Kreuze hatten sie gar nie gelesen. Sie hatten hierin 
dem Beispiele ihrer Vorfahrer und nicht den Vorschriften der Stiftungs- 
Urkunde gefolgt. Von dieser erklärten sie, sie hätten dieselbe gar nicht 
gekannt, Der Bischof erinnerte sie an ihre Verpflichtung, und sie ver¬ 
sprachen , dieselbe pünktlich zu erfüllen. Um aber ihr Gewissen, das 
ihnen die frühem Unterlassungen vorwarf, zu beruhigen, wendeten sie 
sich an die heil. (Kongregation des Conciliums, um Absolution zu er¬ 
halten. Sie beriefen sich auf die bona fides, in der sie gewesen. 
Uebrigens sind die beiden Kaplaneien so ärmlich bestellt, dass sie nicht 
hattep soviel aufbringen können, als, noth wendig gewesen wäre, für das 
Unterlassene einen Ersatz, zu leisten. 

Der Erlass der heil. (Kongregation des Conciliums ist nun folgender: 
Celebratis tribus missis ab unoquoque Capellano, pro gratia absolutionis 
et condonationis super praemissis omission ibus supplendo etc. et facto 
verbo cum SSmo. Et onus missarum celebrandarum in ecclesia S. Ma¬ 
riae de Cruce cohiberi ad dies festos de praecepto B. Mariae Virginis 
tantum. Die 27. Junii 1857. Jeder hatte somit für die unterlassenen 
Messen als Busse drei heil. Messen zu lesen, und die vielen Stiftmessen 
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an der Kirche St. Maria vom Kreuze worden reducirt auf die wenigen, , 
an den Frauentagen so lesenden. 


Irregularität wegen illegitimer Geburt. — Unzureichender Beweis. — 
Unnöthige Dispens. (Verhandelt per summaria precum in der Con- 
gregation des Conciliums, den 27. Juni 1857.) 

Es handelt sich um einen Menschen, der in den geistlichen Stand 
eintreten will» Der Bischof findet grosse Schwierigkeit. Die Pfarr- 
bttcher und die Civillisten haben ihn eingetragen als abstammend von 
legitimer Ehe. Dessungeachtet behaupten seine Verwandten, er sei ein 
aussereheliches Kind. Diese Meinung hegt man Qber ihn zugleich in 
der ganzen Stadt. Um ihm die Weihen mit Sicherheit des Gewissens 
and ohne Aergerniss ertheilen zu können, stellt der Bischof an den 
heil. Stuhl für ibn die Bitte um Dispense wegen obgenannter Irregularität. 
Die guten Sitten und die vorzüglichen Kenntnisse des jungen Mannes 
geben dem Bischof die Hoffnung, er werde ein tüchtiger Priester der 
Kirche eines Landes werden, das eben an Priestermangel leide. 

Die heil. Congregation gab ihre Antwort in zwei Worten: „Bedarfs 
nicht“ (non indigere). Und wirklich, die Illegitimität der Geburt ist 
nicht hinlänglich erwiesen; im Gegentheil, die öffentlichen Verzeichnisse 
beweisen das Gegentheil. Ausserdem spricht zu Gunsten der Legitimität 
das Gesetz. Dieses erkennt jedes Kind, das während des Bestandes 
der Ehe geboren wird, für legitim. Diese Präsumtion der Legitimität 
von Seite* des Vaters ist so überwiegend, dass sie jede gegenteilige 
Präsumtion vernichtet, so lange man nicht eine wahre physische Un¬ 
möglichkeit vorschUtzen kann. Eine solche wäre die andauernde Ab¬ 
wesenheit oder Krankheit des Vaters, erwiesene Impotenz und der¬ 
gleichen. Darum kann weder die Meinung der Mutter, noch die des 
mutmasslichen Vaters der legitimen Kindschaft Eintrag tun, somit um 
so viel weniger die öffentliche Meinung, die sich auf die Ansicht der 
Verwandten stützt und davon ausgeht. Bliebe aber all’ dessenungeachtet 
noch ein Zweifel, so ist es eine von allen Theologen allgemein aner¬ 
kannte Meinung, dass ein Mann, so lange noch ein Zweifel besteht, 
nicht für irregulär zu halten sei, mit einziger Ausnahme des Falles, wo 
es sich handelt um eine Irregularität, die durch freiwilligen, ungerechten 
Todtschlag incurrirt wurde. Man hat eben darum hier auch keine Ge¬ 
fahr eines Aergernisses, wie der Erzbischof es befürchtet, im Falle, dass 
er diesem jungen Manne die heil. Weihen erteilt, nachdem ja der hei¬ 
lige Stuhl seine legitime Abstammung erklärt und den Ausspruch erteilt 
hat, er bedürfe keiner Dispense. 
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Jurisdiction des Pfarrers* — Ob Familien , denen das Privilegium 
ertheilt wurde , immer von demselben Pfarrer abhängig »u sein, in 
was immer für. einem Theile der Stadt sie wohnen mögen, auf diese 
Privilegium verzichten können . (Verhandelt vor der heil. Congre- 
gation des Concilioms den 18. Juli 1857.} 

In der Stadt Genua ist eine dem heil. Lukas geweihte Rirehe, er¬ 
baut im zwölften Jahrhundert durch Hubert Grimaldi und Habert Spi- 
nola. Eine Bulle von Papst Clemens BL erhob im Jahre 1188 diese 
Kirche zur Pfarrkirche für die drei Familien Grimaldi, Spinola und 
Rapussi und ihre Nachkommen. Sie erhielten zugleich auch das Privi¬ 
legium, dass sie immer dieser Pfarrei angehören dürften, in was immer 
für einem Theile der Stadt sie wohnen möchten. Zwei von diesen Fa¬ 
milien sind dermalen ausgestorben. Es gibt nur noch Nachkommen der 
Familie Spinola, die auch jetzt noch des fraglichen Privilegiums sich 
erfreuen. Seit mehreren Jahren aber glaubten Einige derselben, sie 
wären nicht verpflichtet, von dem erwähnten apostolischen Privilegium 
einen Gebrauch zu machen. Sie wollten bald der Pfarrei St. Lukas 
angehören, bald derjenigen, in deren Bezirk ihr Domicil war. Diess 
gab vielfach Anlass, zu grosser Ungewissheit in Betreff der Berechtigung, 
die heil. Sacramente dieser Familie zu spenden. Desshalb brachte der 
Pfarrer von St. Lukas diese Sache vor das Gericht des heil. Stuhles. 

Der Erzbischof von Genua wurde, wie es bei der heil. Congrega- 
tion gebräuchlich ist, um seine Meinung befragt. Er sendete sehr voll¬ 
ständige Voruntersuchungen ein. — Die Bulle von Clemens BI. hat man 
nicht mehr. Man besitzt nur noch ein Vollstreckungsdecret dieser Bulle 
an den Erzbischof von Genua vom 18. Jänner 1192. Die Copie dieses 
Decretes wurde, der heil. Congregation übersendet. Ein Breve des 
Papstes Sixtus V. vom 1. Mai 1589, das noch heut zu Tage im Ori¬ 
ginal aufbewahrt wird, bestätiget dieses Privilegium und verbietet, die 
Familien der Spinola und Grimaldi von einer andern Pfarrei als von 
der zu Lukas abhängig zu machen. Auch von diesem Breve wurde 
eine Copie an den heil. Stuhl gesendet. — Um das Jahr 1600 theilte 
sich, w|e man sagt, die Familie Spinola in zwei Linien, in die Spinola 
von St. Lukas und in die Spinola von Luccoli. Die letztem Hessen 
die Kirche zu Ehren der heil. Katharina erbauen, die dermalen nicht 
mehr steht, und machten diese zu ihrer Pfarrkirche. Ehe dieses ge¬ 
schah, hielt man grossen Familienrath, in dem man übereinkam, die¬ 
jenigen, welche die Pfarrkirche St. Lukas verlassen wollten, müssten 
dahin eine jährliche Abgabe bezahlen,, und es sollte ihnen zugleich das 
Hecht gewahrt werden, immer wieder zur alten Pfarrkirche zurückzu- 
kehren. Im Laufe der Zeiten hielten sich die Spinola von Luccoli fast 
durchgehende zu den Pfarreien, in deren Districte sie wohnten. Sie 



unterliessen es, die jährliche Abgabe nach St. Lukas zu bezahlen, und 
man weiss nichts davon, dass sie von dieser Abgabe gesetzlich wären 
dispensirt worden. — Im Jahre 1833 bat der Pfarrer von St. Lukas, 
sämmtliche noch' bestehende Familien der Spinola inständig» sie machten 
sich aufs neue wieder allesammt in seiner Pfarrkirche versammeln und 
von ihrem Privilegium Gebrauch machen. Drei derselben gaben seiner 
Aufforderung Gebär. — Indessen fand der Graf Maximilian von Spinola 
bei einer Durchsuchung der Pfarrbücher von St. Lukas Behufs der Herr¬ 
stellung seines Stammbaumes, dass in denselben seit der Zeit des Con¬ 
siliums von Trient von seinen Anverwandten nur gar wenige einge¬ 
tragen, dass die meisten in andern Pfarreien zu finden seien. Die jetz$ 
lebenden Familien SpinQla gaben auf die Fragen des Erzbischofs, der 
sich hierüber eine Kenntniss verschaffen wollte, nicht dieselbe Antwort. 
Fünf von ihnen erklärten, sie wollten, wie ihre Ahnen, bei St. Lukas 
bleiben. Eine verwarf das Privilegium gänzlich. Drei andere erklärten, 
sie wollten eben jetzt davon keinen Gebrauch machen, mit dem Bemerken, 
kein Mensch könne sie zwingen, davon einen Gebrauch zu machen, 
wenn sie nicht wollten. 

Vernehmen wir die Gründe beider Parteien! Der Pfarrer beruft sich 
auf ein Decret des Conciliums von Trient sess. 24. c. 13 de reform., 
WO erklärt ist, in Städten und an Orten, wo die Pfarrkirchen keine 
bestimmte Abgrenzungen und die Vorstände dieser Kirchen nicht speciell 
bestimmte Pfarrkinder hätten, sondern die Sacramcnte ohne Unterschied 
an alle spendeten, die sie darum bäten, sollten die Bischöfe bestimmte 
Pfarrbezirke abgränzen und ständige Seelsorger aufstellen, damit sie 
diese Pfarreien verwalten könnten, so dass man erlaubter Weise von 
keinem andern die Sacramente empfangen könnte, als von diesem Pfarr- 
vorstande. Somit scheint die Freiheit, eine Pfarrei zu verlassen und 
einer andern sich zuzuwenden, dem Concilium von Trient entgegen zu 
sein. — Für’s Zweite erklärt die erwähnte Bulle von Sixtus V. die 
Kirche zu St. Lukas sehr nachdrücklich als eine Pfarrkirche, speciell 
für die Familie Spinola, in welchem Theile der Stadt sie auch immer 
wohqen mögen. Aus derselben kann man in keiner Weise die ange- 
masste Freiheit, eine beliebige Pfarrei sich auszuwählen, folgern. Die. 
heil. Congregation des Conciliums billiget diesen willkürlichen Wechsel 
selbst nicht. Diess leuchtet hervor aus einer Entscheidung derselben 
in einer Streitsache, die am 14. März 1778 für Mazerota gegeben 
wurde. Da handelte es sich um eine Stadt, in welcher die Pfarreien 
nicht nach Stadtviertel, sondern nach Familien abgetheilt waren. Ein 
Fremder nun, der in der genannten Stadt bleibende Wohnung nehmen 
wollte, schloss sich zuerst der Pfarrei St. Blasius an, und wollte später 
der Pfarrei St. Andreas angehören. Er sagte, er hätte sich nur durch 
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ein Versehen der andern Pfarrei angeschlossen. Dessungeachtet gab die 
heil. Congregation des Concillmns die Entscheidung, dieser Mann müsse 
der Pfarrei St. Blasius angehörig bleiben. FQr jeden Fall ist gewiss, 
dass die heil. Canones die angemasste Freiheit eines willkürlichen Wechsels 
der Pfarrei verwerfen. Denn eine solche Freiheit wäre Anlass zu den 
grössten Missständen, insbesondere in Hinsicht auf Verehelichungen, weil 
die Giltigkeit derselben von der Assistenz des gesetzmässigen Pfarrers 
abhängt. 

Auf diess Alles antworteten die Grafen Spinola ganz kurz: Privi¬ 
legien legen keinem Menschen eine Verpflichtung auf, dass er von ihnen 
Gebrauch mache. Man hat die Freiheit, sich derselben zu bedienen, oder 
nicht zu bedienen, und Niemand kann dagegen eine Klage erheben. 

Die heil. Congregation entschied: Die Grafen Spinola können aus 
der Pfarrei St. Lukas austreten und sich dem Pfarrer jener Pfarrei unter¬ 
werfen, in deren Bezirk sie wohnen. Sie müssen jedoch in dieser Be¬ 
ziehung eine förmliche Erklärung abgeben, und ihre Entscheidung ver¬ 
pflichtet sie für ihr ganzes Leben. Die Dienenden sind in diesem 
Privilegium nicht inbegriffen. Die Resolution heisst wörtlich so: L An 
patronis liceat se subtrahere a jurisdictione parochi sancti Lucae, ac 
sibi eligere in proprium parochum eum in cujus paroeciae districtu de- 
gunt in casu. II. An Patronorum etiam famuli comprehendantur in 
privilegio in casu. Sacra etc. Ad primum, Affirmative, facta tarnen 
juxta votum Archiepiscopi declaratione, a qua declarans nequeat durante 
ejus vita resilire. Ad secundum, Negative. Die 18. Julii 1857. 


Chordienst. — Reduction dieses Dienstes auf die Festtage. (Ter- 
handelt per summaria precum in der heil. Congregation des Con- 
ciliums den 18. Juli 1857.) 

Die Canoniker der Collegiatkirche St. Stephan reichten ein Bitt¬ 
gesuch um Reduction ihres Chordienstes an die heil. Congregation des 
Conciliums ein. Diesen Chordienst hatten sie bisher täglich zu leisten. 
Jetzt sollte er, so lautete das Bittgesuch, reducirt werden auf die ge¬ 
botenen Festtage im Laufe des Jahres, auf die ganze Fronleichnams- 
octave, auf die Freitage im März und auf die heilige Woche. Die 
Beweggründe, die sie zur Erlangung dieser Begünstigung vorbrachten, 
sind für’s Erste ihr geringes Einkommen, das ohne ihre Verschuldung 
sehr vermindert worden; dann zweitens die geringe Anzahl der Canoniker 
und drittens die ihnen auferlegte Verpflichtung, den Erzpriester in der 
8eelsorge zu unterstützen. 
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Der Bischof sandte den von den Canonikern gefertigten Activ- und 
^Passiv-Etat der Einkünfte des Collegiat^ftes ein. Daraus ersieht man, 
dass das jährliche Einkommen eines jeden Canonikers ehedem 93 Du- 
caten betrug, jetzt aber 66 Duetten nicht mehr übersteigt, ohne Ein¬ 
rechnung der 16 Ducaten von Messen für jede Präbende. — Der .Bischof 
unterstütst das Bittgesuch der Canoniker durch seine eigene Empfehlung. 

Dessungeachtet sendet die heil. Congregation des Conciliums die 
Bittschrift mit dem abschlägigen Worte „Lectum“ zurück. Denn es ge¬ 
stattet für gewöhnlich keine Reduction des Chordienstes, so lange es 
sich um Canoniker handelt, die mehr als 30 oder 40 Thaler Ein¬ 
kommen haben. 


Reduction von Meaa Obligationen auf die gewöhnliche Taxe. (Ver¬ 
handelt per summaria precum von der heil. Congregation des Con¬ 
ciliums den 18. Juli 1857.) 

Die Canoniker des Collegiatstiftes F. suchten nebst Absolution 
wegen früherer Unterlassungen um die Erlaubniss nach, Pflichtmessen 
su reduciren, die von einseinen Legaten kommen, und für jede ein¬ 
seine ein bedeutenderes Almosen su bestimmen. Sie baten, es möchten 
doch für die Einkünfte, die man schon eingenommen hatte, ohne die 
Verpflichtung su erfüllen, nur so viele gesungene Messen angesetst 
werden, dass es einer jeden Messe so viel treffe, als man in Zukunft 
für eine jede erhalten werde, mit einem Honorar von 50 Grain für die 
einseine. 

Der Bericht des CapUelvicar weiset aus, dass das fragliche Col- 
legiatstift nicht reich ist. Die Canoniker besiehen jährlich 4 Ducaten 
von ihrer Präbende. Die 45 Ducaten, die Gesammtmasse für die täg¬ 
lichen Allstheilungen, müssen unter 8 Mann vertheilt werden. Da treffen 
auf den Einzelnen nicht einmal 6 Ducaten. Die Errichtungs-Bulle ver¬ 
pflichtet den Erspriester und die Canoniker sur Absingen g des Officiums 
und sur Feier der Conventmesse an Sonn- und gebotenen Festtagen, 
während des ganzen Advents und der ganzen Fastenzeit. Die Stift¬ 
messen, um deren Reduction man gebeten, bieten ungefähr 84 Ducaten, 
mit der Verpflichtung 350 stille oder gesungene Messen dafür su halten. 
Jbi Rücksicht auf das eben angegebene Einkommen, und weil die Stift¬ 
messen ein geringeres Almosen abwerfen, als das in der Diöcese übliche 
Messstipendium ist, erklärt der Kapitelvicar, es könne in diesem Falle 
die erbetene Verschmelzung und Reduction für die ganze Zeit gestattet 
werden, so lange die Einkünfte des Collegiatstiftes dieselben blieben. 
Das Verseichniss der bis 1852 nicht persolvirten Messen siffert sich 
über 200 Ducaten. 



Die heil. Coegregation des Conciliums gewährt die an sie : gestellte 
Bitte. Celebratis tribus missis cum cantu integro adstante capitulo, pro 
gr&tia absolationis et condortatiönis qnoad praeteritas ommissiones etc.; 
nec non reductionis missarum quoad futurum ad taxam manualem, ad 
decennium etc. facto verbo cum SSmo. 

Die 18. Juiii 1857. 


Quasielandesline Ehe, geschlossen in Gegenwart des bischöflichen 
Generalvtcars. Giltigkeit dieser Ehe. (Verhandelt vor der Congre- 
gation des Conciliums den 29. August 1857.) 

Das Concilium von Trient spricht in dem berühmten Decret von 
der Reform der Ehe ausdrücklich von dem Pfarrer der Brautleute und 
von . dem durch ihn Delegirien und vom Delegirten des Bischofs. Die 
Canonisten behaupten einstimmig, dass der Bischof und sein General- 
vicar die Eigenschaft haben, bei Schliessung der Ehen die gesetzlich 
vorgeschriebene Assistenz zu leisten und durch dieselben die Ehen gütig 
zu machen. Hier die Bestätigung dieser Lehre durch einen neuen 
Beschluss! 

Am 22. August 1855 in der Frühe stellten sich Ambrosius M. und 
Anna L. in Abwesenheit ihres eigenen Pfarrers vor dem Generalvicar 
der Diöcese, welcher sie angehörten, in dem Augenblicke, da er seine 
Messe in der Kathedrale vollendete, knieten sich auf der Stofe defs 
Altars nieder and erklärten, dass sie sich Mann und Weib sein wollten. 
Ausserdem waren noch zwei, eigens hiezu erbetene Zeugen gegenwärtig. 
Sogleich darnach' ergriffen sie die Flucht und hielten sieh mehrere Tage 
lang auf einem Landgute verborgen. Die weltliche Macht säumte niobt, 
sie gefänglich einzuziehen, und führte sie sogleich wieder in die Stadt 
zurück, wo'sie sich vor dem geistlichen Richter zu einer Untersuchung 
stellen mussten. Ambrosius wurde in einem geistlichen Hause in Ver*- 
wahr gebracht, Anna blieb in ihrem Hause als Gefangene. Mittlerweile 
bereute Ambrosius, was er gethan, und entschloss'sich, die Nichtigkeit 
seiner Ehe vor Gericht zu vertheidigen. Um aber Zeit und Geld zu 
ersparen, kamen die Parteien überein, sie wollten die Angelegenheit 
sogleich in erster Instanz von der heil. Congregation des Conciliums 
verhandeln lassen. Um diess stellten sie ein bittlich Gesuch mit Zu¬ 
stimmung des Bischofs. Der Inhalt dieser Bitte wurde dem heil» Vater 
mitgetheilt. Se. Heiligkeit erlaubte gnädigst, dass diese Sache nach den 
Vorschriften des Rechts an die heil. Congregation gebracht werde. Die 
Vorladungen geschahen nach Vorschrift, der Zweifel ward ebenfalls 
formulirt, die Verhandlung der Sache wurde festgesetzt auf den 
29« August 1857. 



Vorerst die Vertheidfgung des Ambroslos in Kürze! Mit Umgebung 
der Frage, ob ein Generalvioar bei Bchliegteung einer Ehe die Stelle des 
eigenen Pfarrers vertreten könne, ohne Nachfrage so halten, ob der 
fragliche GeneraMcar von seinem Bischof fiir geistliche Angelegenheiten 
bevollmächtiget war, bleibt die Hauptsache, die sich der Giltigkeit 4er 
fraglichen Ehe entgegenstellt, der Umstand, dass der Generalvicar den 
beiden Contrahenten nur physische Präsens leistete, die eine Ehe nie su 
einer gütigen machen kann. Seine gerichtliche Erklärung beweiset, dass 
er gar nicht wusste, um was es sich handelte. Hier seine eidliche Er¬ 
klärung vor Gericht: „Um halb neun Uhr celebrirte ich am Mutter¬ 
gottesaltar in der Kathedrale der Stadt die heil. Messe. Gegen das 
Ende derselben * gerade beim placeat, bemerkte ich den Schatten eines 
Mannes und eines Weibes, die ihren Plats verliessen und sich hinter 
mich am Fusse des Altars hinstellten. Ich vermuthete keine böse Ab¬ 
sicht, und als ich mich umwendete, um die Benedietion zu geben, hörte 
ich sie einige Worte aussprechen, konnte aber keine Sylbe davon ver¬ 
stehen, aus der ich mir einen Satz hätte bilden können, der geeignet 
gewesen wäre, ihr gegenseitiges Eheversprechen auszudrücken. Ich sah 
auch durehau8 keine Handlung, die ihren Willen, vor mir dem General- 
yicar eine Ehe zu schliessen, hätte ausdrUcken können. In demselben 
Augenblicke erkannte ich beide gar wohl, und ich sah, dass sie ge¬ 
kommen waren, mit der wirklichen Absicht, insgeheim eine Ehe zu 
schliessen. Mit diesem Eindruck und ohne zu überlegen* was ich that, 
schrie ich mit lauter Stimme, ich sei nicht ihr Pfarrer, Ohne dass ich 
weiter etwas gesagt, oder gethan hätte, standen beide auf und ver¬ 
liessen miteinander die Kirche. Ich aber las die hl. Messe noch bis zum Ende.“ 

Diese ist die Erklärung des Generalvicars. Offenbar, sagt nun 
Ambrosius, hat der Generalvicar nichts vernommen und verstanden, als 
Mann und Weib die Worte ausspraohen, welche ihren Consens aus¬ 
drückten. Diess geschah erst nachher, als er erfuhr, um was es sich 
handelte. Da liefen aber Mann und Weib davon, ohne durch Wort oder 
durch die That ihre Absicht auszusprechen. Was nur immer von den 
beiden Contrahenten gesagt oder gethan wurde, ohne dass der Qeneral- 
vicar es wahrnahm und verstand, hat nicht mehr Bedeutung, als wenn 
es in seiner Abwesenheit wäre gesagt, oder gethan worden. Er hat es 
ja nicht verstanden und kann somit darüber nie eiä Zeugniss geben. 

Die moralische Gegenwart des Generalvicars war in diesem spe- 
ciellen Falle um so nothwendiger, damit er die Wahrheit der Thatsaehe, 
die Eingehung der Ehe bezeugen konnte; denn die beiden Zeugen 
waren von der gemeinsten Art, und verdienten nicht im Geringsten 
einen Glauben. Einer derselben läugnete vor dem (weltlichen) Notar 
gerade weg, was er vor dem kirchlichen Richter behauptet hatte. Der' 



Kleriker, der dem Generalvicar bei der Blesse diente,, bezeugt «einer¬ 
seits, der Mann sei nicht eMgnal an den Altar hingekommen. 

Man kann nicht sagen, es sei diess einer von jenen Fällen, wo 
der Generalvicar sich gestellt hätte, er verstehe davon gar nichts, and 
wo die Ehe dessungeachtet gütig wäre. Wenn der Pfarrer sich stellt, 
er verstehe nichts davon, obgleich er sieht, was geschieht,-oder selbst 
wo er ein äusseres Hinderniss setst, um nicht xu sehen und nicht zu 
hären; in diesen beiden Fällen könnte eine Ehe offenbar gütig ger 
schlossen sein. Aber der gegenwärtige Fall ist ganx verschieden. Un¬ 
versehens überfallen und einxig mit der Messe im Geiste beschäftiget, 
hat der Generalvicar von all' dem nichts verstanden, was die Braatleute 
mit einander xu reden begannen, vorxügiich wenn Ambrosius nicht 
einmal wirklich etwas gesagt hat, wie die xwei Zeugen erxählen. Der 
Generalvicar war gar nicht in der Lage, sich selber ein Hindern!» xu 
setxen, um nichts xu sehen, er, der vorher gar nichts wusste, und der 
seihst im Momente, da er sie erblickte, noch gar nichts ahnete, von 
einem solchen Wagnisse. — Weil non die beiden Zeugen gar nicht 
glaubwürdig sind und weil der Haoptxeuge beim Acte nicht moralisch 
gegenwärtig war, darum macht Ambrosius den Schluss, die Ehe müsse 
als null und niehtig erklärt werden. Er verlangt, es soll ln der Sache 
wenigstens nicht vorher entschieden werden, bis man die xwei gesetz¬ 
lichen Zeugen auf’s neue vernommen hätte, und bis auch der Messdiener 
vorgeladen wäre, der bei dem ganxen Vorgänge als Augenxeuge gegen¬ 
wärtig gewesen. Dieser müsste nun aufgefordert werden, vor dem 
Richter seine Erklärung abxugeben. — Ich muss hier bemerken, dass 
die xwei gesetxlichen Zeugen nicht eidmässig befragt wurden. Man be¬ 
diente sich nämlich bei denselben nachstehender Fonlnel: „Der Zeuge 
ist aufgefordert, die Wahrheit xu sagen, insoweit es ihn angeht; man 
muthet ihm den Eid nur in Betreff dessen xu, was Andere betrifft oder 
betreffen kann.“ Eine solche Formel ist nicht regelmässig. Somit haben 
die Zeugen ihre Aussagen in Betreff einer Ehesache ohne Eidablegung 
gemacht. Man muss sie auf’s neue hören. Diess sind die Darlegungen 
des Ambrosius. 

Anna schütxet ihr Recht dureh das Organ ihres Verteidigers, -r- 
Eine Ehe, die vor dem Pfarrer und den gesetxlichen Zeugen nach den 
Bestimmungen des Goncfliums von Trient geschlossen wurde, ist sicher 
eine gütige. Hier war an der Stelle des Pfarrers der Generalvicar. 
Dieser hat die Vollmacht, bei Verehelichungen gütige Assistenx xu leisten, 
nicht bloss in einer oder in xwei Pfarreien, sondern selbst in der 
ganxen Diöeese. Denn das Tridentinum verlangt, dass die Ehe ge¬ 
schlossen werde vor dem Pfarrer, oder vor einem andern Priester mit 
Erlaubniss des Pfarrers, oder mit Erlaubniss des Ordinarius; diess letztere 
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begreift den Generalvicar in sich. — Es werden auch swei Mengen für 
die Handlung erfordert. — Obgleich diese Zeugen eine schwere Strafe 
dafür su befürchten hatten, dass sie freiwillig bei einer quasigeheimen 
Ehe als Zeugen gegenwärtig gewesen, so haben sie doch, als sie Tags 
darauf gerichtlich darum befragt wurden, gans freimüthig erklärt, sie 
hätten diess Alles gesehen und gehört. — Ihr Zeugniss stimmt voll¬ 
kommen mit dem überein, was der Generalvicar darüber deponirt hat. 
Die moralische Gegenwart dieses Generalvicars kann man durchaus nicht 
in Zweifel sieben. Er beseugt ja selbst, er habe gemerkt, wosu diese 
Brautleute gekommen seien, nämlich wie er selbst beifügt, um sich 
heimlich su verehelichen. Desswegen erhob er ja ein Geschrei: er sei 
nicht der Pfarrer. Wenn er auch im Anfang sich darüber nicht ver¬ 
ständigen konnte, was da vorgehe, so haf er sich doch bald darauf 
ausgekannt. — Dasu nehme man das beiderseitige Bekenntniss der 
Brautleute, ausserdem das gerichtlich abgelegte Geständniss des Ambro¬ 
sius, er habe seine Einstimmung sur Ehe in Worten de praesenti vor 
dem Generalvicar aussprechen wollen. Wie könnte man, wo Alles so 
susam inentrifft, die Giltigkeit der Ehe aus Mangel eines ausdrücklichen 
Consenses oder aus Mangel des gegenwärtigen Pfarrers in Zweifel 
sieben? Hat Letsterer auch die Worte nicht verstanden, so reicht hin, 
dass er die Zeichen und die Handlungen gesehen, die dem Aussprechen 
des Consenses gans eigen sind. — Den Widerruf des einen der Zeugen 
hat man nicht in Anschlag su bringen. Dieser Widerruf nach der That, 
dieser aussergerichtliche, verdächtige steht im Widerspruche mit der 
gerichtlichen Deposition, die von demselben Zeugen in einer gar nicht 
verdächtigen Weise abgegeben wurde. Man muss annehmen, dieser Wider¬ 
ruf sei mit Gewalt erpresst worden. Ebenso verhält es sich mit dem 
Messdiener. Seine Angabe kommt su spät. Dieses aussergerichtliche 
rein negative Zeugniss hat kein Gewicht, fünf affirmativen Zeugen gegen¬ 
über. Zudem ist der genannte Messdiener aus mehreren Gründen ein 
verdächtigerZeuge. Der Vertheidiger führt hiefilr die Gründe an. — Es 
ist nicht an Ort und Stelle, die swei Zeugen einem neuen Verhör su 
unterwerfen. Diess ist nicht einmal erlaubt, nachdem ihre Angaben 
veröffentlicht und vollständig untersucht worden sind. Diess um so 
weniger, weil man keine neuen Umstände vorgebrächt hat, über die man 
die Zeugen befragen müsste. Besüglich der alten Umstände bleiben die 
Angaben dieselben, die sie sind, und können durchaus nicht geändert 
werden. Ein Verdacht von Calumnie und Bestechung erlaubt nicht, 
ein neues Verhör vorsunehmen. Nichts verlangt ein solches Verhör. 
Die Gegenpartei verlangt es einsig und allein su dem Zweck, den Process 
in die Länge su sieben. 
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per Defensor Matrimonii spricht in seinen Bemerkungen Anfangs 
gegen das Verlangen nach einem neuen Verhör der Zeugen. Es ist 
ganz unrecht, sagt er, wenn man die Formel missbilligen will, deren 
sich der Richter beim Verhör der fraglichen Zeugen bedient hat, nämlich 
die Wahrheit zu sagen, was die eigene Person betrifft, und eidmässig 
zu bezeugen, was die Anderen angeht. Diese Formel rechtfertigt sich 
selbst, wenn man Rücksicht nimmt auf die Streitsache, die doppelter 
Natur ist. Die beiden Zeugen hatten das Verbrechen, das durch diese 
quasiclandestineEhe begangen wurde, begünstigt. Sie waren complicirt 
bei diesem Verbrechen, sie waren Zeugen der Verehelichung. In den 
Sachen, in welchen sie wegen ihrer Stimmung für die Verehelichung 
selber voreingenommen waren, konnte man ihnen keinen Eid zumuthen. 
Man hat ihn nur insofern von ihnen gefordert, als sie über den Vorgang 
als persönlich gegenwärtige Zeugen Bericht erstatten konnten. Daraus 
folgt, dass nichts von dem, was sic bezüglich der Verehelichung, d. h. 
bezüglich der Handlong der Contrahirenden erklärten, ohne Eid wäre 
aufgenommen worden. — Der Defensor des Officiums bringt die ge¬ 
nannten Gründe sehr nachdrücklich vor, um zu zeigen, ein neues 
Verhör sei hier nicht zulässig. 

Nachdem er dargethan, dass jeder Generalvicar die Vollmacht zur 
Feier einer ehelichen Trauung für alle Diöcesanen hat, zeigt der Ver- 
theidjger in Betreff der Hauptfrage, dass im vorliegenden Falle der 
Generalvicar bei dieser Ehe moralisch gegenwärtig gewesen. Man darf 
nur seine Darlegung genau prüfen. Er behauptet, er habe die Worte 
nur confuse vernommen, und Anfangs den gegenseitigen Consens, den 
die Zeichen und Handlungen ausdrückten, nicht verstanden. Er gesteht 
aber, dass er gleich nach diesen Worten den Zweck begriffen habe, 
welchen die beiden Eheleute sich vorgesetzt hatten, nämlich eine Ehe 
zu schliessen. „Im nämlichen Augenblick“ (d. h. im Momente, da diese 
Worte ausgesprochen waren) „erkannte ich“ etc. Somit hatte die mora¬ 
lische Gegenwart des Generalvicar nicht nach der Handlung, sondern 
selbst während der Handlung statt. Es ist darum nicht nothwendig, 
dass die Contrahirenden ihren Consens erneuern, nachdem der General¬ 
vicar verstanden hat , was sie thaten. Eine dem Acte vorhergehende 
Erkenntniss ist nicht nothwendig. Es reicht hin, dass man den Act 
beachtet, und im Zusammenhang von Handlung und Zeit erkannt hat, 
oder dass man hätte bei dem, was man gesehen und beobachtet, helfen 
können. Die Gegenwart des Pfarrers bei Schliessung der Ehe beschränkt 
sich allein auf die Aufmerksamkeit auf den Act. Hier haben wir we¬ 
nigstens eine Kenntniss des Actes und seines Zweckes, und eine Kenntniss 
der Personen. So lange der Pfarrer nicht läugnet, gegenwärtig ge¬ 
wesen zn sein, so lange kann man, selbst wenn darin noch gefehlt 



gewesen wäre, den Act durch, andere Zeugen und durch anders Umstände, 
die hier Zusammentreffen, hinlänglich erhärten. Das Concilium wollte 
eineig und allein, dass die Aussagen des Pfarrers und der Zeugen mit 
einander vereint die Thatsache bestätigen sollten. Es liegt, wenig daran, 
ob der Pfarrer oder die Zeugen irgend einen speciellen Umstand bestä¬ 
tigen können oder nicht, wenn derselbe nur sonst erwiesen ist. — Dis 
Zeichen und die Handlungen drücken den Consens zur Giltigkeit des 
Sacramentes hinlänglich aus, wie man ersehen kann aus dem römischen 
Katechismus 8. 3 de matrim. 

Nachdem man die Darlegungen der Parteien sowohl, als die Be¬ 
merkungen des Defensor officii reiflich erwogen hatte, fällte die heilige 
Congregation des Consiliums das Urtheil. Sie hat nicht erkannt, dass 
die Nullität einer ähnlichen Ehe constatirt sei. An constet de nullitats 
matrimonii in casu. Sacra etc. Negative. Die 29. Augusti 1857. 


Schliessung einer Ehe durch Zeichen. — Ob et, wenn die Braut -' 
leute sich gegenseitig die Hände reichen oder durch ein änderet 
Zeichen dieser Art ihren Entschluss an den Tag legen, als aus¬ 
reichend angesehen werden könne , den ehelichen Consens genügend 
auszudrücken. — Furcht. — Ratification. 

Der Consens der Brautleute, der den Ehevertrag ausmacht, muss 
nicht gerade in Worten ausgedrückt sein. Auch andere Zeichen ausser 
der Stimme können ihn ausdrücken, wie man diese bei Stummen ge¬ 
wahrt. Finden solche Zeichen vor dem Pfarrer und den vom Concilium 
von Trient geforderten Zeugen statt, und sind diese Zeichen ihrer Natur 
nach geeignet, den Consens der Brautleute unzweideutig aussudrücken, 
so wird die Ehe als giltig erkannt. HiefUr finden sich mehrere Belege 
in der 12. Lieferung der Zeitschrift „Analecta juris Pontificii“ S. 1890 
ffg. Am 22. Nov. 1856 hat di# heil. Congregation des Conciliums in 
einem derartigen Falle ebenfalls für die Giltigkeit entschieden. Die 
nähern Umstände bei diesem Falle sind nachstehende. 

Ein Student, Namens Cajetia, und Clorinde stellten sich vor dem 
Pfarrer ihrer Pfarrei, als dieser eben das Opfer der heil. Stesse feierte. 
Hier gabep 8ie nioh in Gegenwart zweier Zeugen die Hund, d. h. das 
Eine legte seine rechte Hand in die Rechte des Andern, und sie gaben 
noch andere Zeichen der beiderseitigen Absicht, die sie hatten, nämlich 
sich zu heirathen. 

Nach Vollendung der Messe begaben sie sich in die Spcristei, wo 
sie ror den Zeugen dieselben Zeichen aufs neue wiederholten, die sie 
sich vor dem Altar gegeben hatten« 

.Während, das Gericht über da« Verbrechen des Clandeptinität den 

38 * 
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Process informirte, gab Cajetan, der das Gebiet seiner Pfarrei verlassen 
hatte, aassergerichtlich eine Bittschrift an die erzbischöfliche Stelle ein, 
um sich eine Nullitätserklärung seiner Verehelichung zu erwirken. Zur 
Begründung seines Bittgesuches führte er mehrere Beweise an, welche 
die Nullität seines Ehecontractes darthun sollten, nämlich Mangel 
an Einwilligung, wegen Ränke und Gewalt, welche von Seiten der Ver¬ 
wandten jener Person sollten angewendet worden sein, endlich den 
Mangel der zur Giltigkeit des Vertrages nothwendigen Förmlichkeiten. 
Zehn Tage darauf änderte der Student seine Ansicht wieder. Er er¬ 
klärte vor der erzbischöflichen Stelle, der Ehecontract sei den verlangten 
Förmlichkeiten gemäss geschlossen worden mit gegenseitiger Einwilligung 
und ohne alle Gewaltanwendung. In Folge dieser Erklärung wurde der 
Ehevertrag am darauf folgenden 30. April auf Befehl des Erzbischofs 
in das Pfarrbuch eingetragen. 

Die Gemahlin ihrerseits stellte sich ein Jahr nach diesem Vorfall 
vor der erzbischöflichen Stelle, und erklärte sich hier mit Entschiedenheit 
gegen jeden Angriff auf die Ehe von Seite des Cajetan. 

In diesem Zustande blieben die Sachen fünfzehn Jahre lang. Nach 
dieser Zeit stellte die Gemahlin vor dem weltlichen Gerichte eine For¬ 
derung, gemäss welcher Cajetan verpflichtet werden sollte, ihr eine 
Summe für jeden Monat unter dem Titel „Alimentationspension“ auszu¬ 
bezahlen. Cajetan dagegen reichte an die erzbischöfliche Stelle ein Bitt¬ 
gesuch ein, um einen Gerichtsspruch zu erwirken, kraft dessen jene 
Eintragung seiner Verehelichung wieder aus dem Pfarrbuche. sollte aus¬ 
getilgt, oder doch der Ehecontract als ungiltig sollte erklärt werden. 
Zeugen wurden verhört, Alles wurde genau so gehalten, wie es Papst 
Benedict XIV. in der Balle „Dei miseratione“ vorschreibt, und das erz- 
bischöfliche Gericht erliess einen Gerichtsspruch, der die Ehe als gütig 
erklärte. 

Indessen appellirte Cajetan von diesem Spruche an die heil. Con- 
gregation. Dieser wurde die 8ache vorgelegt. Der Erzbischof sendete 
aÜe Acten der ersten Instanz ein. 

Die Hauptgründe, welche vom Advocaten der Clorinde vorgebracht. 
wurden, sind folgende: 

1. Für die giltige Ehe spricht vor Allem die Ansieht des Cajetan 
selber. In der oben angeführten Eingabe bekennt er das wirkliche Vor¬ 
handensein aller Umstände, die zum Wesen der Ehe erfordert werden, 
nämlich er sei in die Kirche eingetreten, und zu zwei verschiedenen 
Malen, einmal am Altäre und einmal in der Sacristei vor dem Pfarrer 
erschienen. Es ist eine eitle Ausrede, wenn er zur Entkräftung des 
Gewichtes dieses Beweises vorgibt, er habe diess nur zum Scheine ge- 
than, bestürmt von den Drohungen, mit denen ihm die Verwandten der 





Fria zugesettt hätten. Und selbst wenn diese Verstellung erwiesen 
wäre, so würde sie am Wesen der Handlang nichts indem. 

2. Das Pfarrbach beglaubigt die geschlossene Ehe and bezeugt ihre 
Giltigkeit. Und diess am so mehr, weil die Eintragung des Ehever¬ 
trages ln die Pfarrbflcher durchaus nicht eine leere Formalität, sondern 
ein mit Kenntniss der Sache and mit reiflicher Ueberlegang vollendeter 
Act ist. Es handelt sich hier am staatlich anerkannte Verzeichnisse, 
deren Beweisekraft gleich ist den authentischen Urkunden, die mit Zeugen 
bekräftigt sind, and die man vor Gericht mit vollem Glauben annimmt. 

3. Es war die hinreichende Zahl der Zeugen gegenwärtig, wie sie 
die Bestimmungen des Conciliums von Trient erfordert. Die Handlung, 
die vor ihren Augen geschehen ist, vereiniget in sich alle Bedingungen, 
die erfordert werden, dass man die Eingehung der Ehe beseugen kann. 
Denn um die Einwilligung beseugen su können, ist es nicht nothwendig, 
dass man die Worte höre. Es genügt, dass man Zeichen sehe, die 
der Art sind, dass sie die Einwilligung ausdrücken können, wie diess 
der Fall ist bei einer Ehe, die von Stummen eingegangen wird. Die 
beiden Zeugen widersprechen sich durchaus nicht in ihrer Aussage, wie 
der junge Mann und die Frau zum Altäre hinsugetreten, sich gegen¬ 
seitig die Hände gegeben und durch andere Zeichen und selbst durch 
Worte die Absicht, sich ehelich su verbinden, an den Tag gelegt haben. 
Keine Art Widerspruch erhebt sich weder gegen die Person der Zeugen, 
noch gegen ihre Aussagen. Was den Pfarrer betrifft, so hat seine Aus¬ 
sage, die er als Zeuge abgibt, ein gans besonderes Gewicht; denn 
Angesichts des Rechtes wird er, wo es sich um eine Verehelichung 
handelt, nicht als einfacher Zeuge angesehen, sondern als besonderer 
Zeuge, der über etwas, das zu seinen Amtsfunctionen gehört, eine Er¬ 
klärung gibt. Seine Aussage muss selbst den Parteien als gütiges 
Zeugniss gelten, wo er allein über etwas sonst nicht durch Zeugen 
Erwiesenes sein Zeugniss abgibt. 

Nun hat aber der Pfarrer eidlich ausgesagt, er sei gegenwärtig 
gewesen, als Beide ihren gegenseitigen Consens ausdrückten. Noch mehr, 
als er über die Bedeutung der Handlungen, welche mit diesem Consens 
verbunden waren, befragt wurde, eiklärte er, die von beiden jungen 
Leuten am Altäre vollendete und in der Sacristei wiederholte Handlung 
vereinige in sich ohne allen Zweifel alle wesentlichen Merkmale, aus 
denen man die Giltigkeit der Ehe constatiren könne. Die Frau habe 
zwar die Formel des Ehevertrages nicht ausgesprochen, allein sie habe 
die rechte Hand des jungen Mannes während der ganzen Zeit, da dieser 
sie vor dem Altäre als seine Gemahlin erklärte, in ihrer Hand gehalten. 
Noch mehr, sie hat in der Sacristei dasselbe gethan, röhrend ihre 
Matter, die mitanwesend war, laut aufschrie, diese Ehe sei in ganz 



gütiger Weise geschlossen. In «11’ diesem kann, men nicht umhin, einet 
mehr als ausreichenden Consens su sehen. Denn nicht allein Worte 
sind es, was den Consens äusserlich darthut, sondern auch Zeichen and 
Benehmen. 

Daran liegt wenig, dass die Aussagen des Pfarrers and die der 
Zeugen nicht vollkommen übereinstimmen in Hinsicht auf alle Umstande 
der Handlang. Diess absolute Uebereinstimmen ist vom Concilium von 
Trient nicht verlangt. Das Concilium verlangt einfach, dass der gegen¬ 
seitige Consens beider Brautleute vom Pfarrer und den Zeugen 'wahrge¬ 
nommen sei. Im gegenwärtigen Falle aber ergibt sich aus den de- 
ponirten Aussagen vollkommen, dass der Pfarrer und die Zeugen den 
Willen der beiden Brautleute, sich in Kraft des gegenseitigen Consenses 
su vereinigen, vollständig wahrgenommen haben. Andere Zeugen, die 
sich in der Kirche befanden, als die Ehe geschlossen wurde, beseugen 
eidmftssig, dass sie die von beiden Theilen äusserlich kundgegebenen 
Zeichen gesehen, und dass sie die Worte gehört haben, welche hin¬ 
länglich ihre Intention, sich ehelich su vereinigen, andeuten* Die Bande 
'der Freundschaft oder der Verwandtschaft, durch die sie mit der Fa¬ 
milie der Braut verbunden sind, könnten ihre Aussagen nicht entkräften. 
Denn in Ehesachen, insbesondere wo es sich um eine heimliche Ehe 
handelt, nimmt man nicht allein das Zeugniss der Freunde, sondern 
auch der Verwandten und der Allernächsten als giltig an. 

Was in der Saeristei vorgegangen, würde allein hinreichen, um die 
Wirklichkeit des gegenseitigen Consenses su constatiren, selbst wenn in 
der Kirche nichts geschehen wäre. Denn die Zeugen stimmen voll¬ 
kommen überein in der Aussage, dass die beiden Brautleute sich vor 
den Pfarrer hinstellten, sich gegenseitig die Hände reichend, und dass 
sie in dieser Stellung ohne alle Furcht vor dem Tadel, den man ihnen 
machte, verblieben, bis die Mutter der Braut aufrief: „Sie sind in 
Wahrheit Mann und Weib; die Ehe ist giltig. Aus dem Stillschweigen, 
das die beiden Brautleute bei diesem Umstande beobachteten, kann man 
gar nichts schliessen; denn die äusseren Zeichen (ihre Stellung Hand 
in Hand) reichen hin, ihre Einstimmung aussudriicken. Ueber diesen 
Punkt sind alle Canonisten derselben Ansicht. 

All* diese Thatsachen beseitigen vollständig jeden Verdacht einer 
Verstellung von Seite des Bräutigams. Ausserdem ist noch beseugt, 
dass er vor dieser Verehelichung längere Zeit ein Verhältnis mit Clo¬ 
rinde unterhalten, und dass er nachher mehrere Tage lang in ihrem 
Hause sioh aufgehalten hat. 

Vernehmen wir nun noch die Hauptpunkte, die der Advocat des 
Cajetan vorbringt, um die Ungiltigkeit der Ehe su beweisen. 
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Er beginnt mit der Behauptung , wenn es sieb am eine Ehe handle, 
bei welcher die Gesetse der Kirche verletst worden, müsse man die 
Giltigkeit derselben nicht voraussetsen, sondern man müsse absolut gü¬ 
tige Beweise dafür beibringen. Crimina non praesamuntur, sed probari 
debent. 

Im vorliegenden Falle aber kann man nicht in gans gewisser Weise 
einen Beweis liefern, dass der junge Mann in Gegenwart des Pfarrers 
und der Zeugen die Worte aasgesprochen habe, welche seinen Consehs 
Busdrückten. Denn wenn auch der Pfarrer vor Gericht behauptet hat, 
der Consens sei nicht allein durch Zeichen, sondern auch durch Worte 
au8gedrückt worden, so ist doch in dem Berichte, den man im Pfarr- 
Bbche darüber liest, nur von Zeichen die Rede. 

Es ist wahr, dass äussere Zeichen hinreichen können, um einen 
Consens präsumiren su dürfen. Diese gilt aber nach der Meinung der 
meisten Canonisten nur bei jenen Verehelichungen, die mit Beobachtung 
aller vom Consilium su Trient vorgeschriebenen Formalitäten geschlossen 
wurden. Da es sich hier um eine quasiclandestine Ehe 'handelt, so muss 
hier der Ehecontract per verba de praesenti geschlossen sein, wenigstens 
dürfen die beiden Ehetheile des Gebrauches der Worte nicht beraubt sein. 

Der Advocat hält ferner noch entgegen, die Zeugen hätten ein¬ 
stimmig behauptet , sie hätten die am Altäre und in der Sacristei aus¬ 
gesprochenen Worte in keiner Weise genau verstehen können. Ihr 
Zeugniss stimmt überein mit dem, was der Pfarrer in das Pfarrbuch 
eingetragen hat. Sie behaupten dazu noch, sie hätten weder die Person 
des jungen Mannes, noch dessen Stimme genau erkennen können. Es 
lässt sich swar nicht bestreiten, dass die gleichseitige Gegenwart des 
Pfarrers und der übrigen Zeugen hinreicht, um eine Ehe als eine gü¬ 
tige su erklären, allein man muss von ihnen nicht bloss irgendwelche, 
etwa auch nur physische Gegenwart verlangen, sondern die Assistens 
muss eine moralische, es muss die Gegenwart eines Menschen sein, der 
von der Sache eine Kunde hat. 

Endlich hält man noch die Gewalt entgegen, deren Opfer der 
junge Mann geworden. Die Zeugen behaupten, die vom Vater und 
Bruder der Braut ihm gemachten Drohungen seien der Art gewesen, dass 
sie in ihm einen solchen Grad von Furcht begründen konnten, in welchem 
selbst ein muthvoller Mann nicht mehr frei nach seinem Willen handeln 
kann. 

Was die nachher vom jungen Mann geschehene Ratification der Ehe 
anbetrifft, sagt der Advocat, sei sie durch Gewalt abgenöthigt worden, 
und dieselbe reiche nicht hin, um das Mangelhafte und Unsureichende 
in der Form des Consenses su ersetsen. 



572 


Die heil. Congregation erkannte nicht auf Nullität der in solcher 
Weise constatirten Ehe. An constet de nullitate matrimonii in casu. — 
Die Antwort war: Negative den 22. Not. 1856. 


Nichtigkeit einer Ehe . — Moralieche Gegenwart der Zeugen. — Gewalt 
und Furcht. (Verhandelt in der heil. Congregation des Coneiliums 
den 22. Novbr. 1856, und sam »weitenmal entschieden den 18. Juli 
1857.) 

Als diese Angelegenheit »um erstenmal den 22. Novbr. 1856 der 
heil. Congregation des Coneiliums vorgelegt worden war, erkannte sie 
in keiner Weise die Nichtigkeit der fraglichen Ehe an. Nach Erlangung 
einer neuen Audienz, betrieb der Bräutigam die Verhandlung der Sache, 
und stellte swei Allegationen vor, die eine auf den Grund der Streit- 
sache, die andere in Betreff der Nichtigkeit des Processes. Wir wollen 
seine Gründe darlegen. 

Er beginnt damit, dass er sagt, die Zeugen, durch die man die 
Giltigkeit der Ehe habe beweisen wollen, seien nicht in der Weise 
moralisch gegenwärtig gewesen, wie es hätte sein müssen, wenn ihr 
Zeugniss ein vollgiltiges sein sollte. Fürs Erste wusste ja der Pfarrer 
selbst nicht mehr gewiss, was er gethan. Erst nach Verlauf von fünf 
Monaten und nach der vorgeblichen Bestätigung des Bräutigams habe 
Sich der Pfarrer entschlossen, die Ehe in die Trauungsbücher einso- 
tragen. Die übrigen Zeugen sind ebenso unbestimmt. Sie wussten 
nicht einmal, um was es sich handelte. Einige kannten den Bräutigam 
nicht einmal. 

Der Process ist null. Er wurde geführt, ohne dass man den 
Bräutigam vernahm. Diess ist der Regel des Rechts entgegen, die nicht 
will, dass man Jemand verurtheile, ohne ihn su vernehmen. Dann 
wollte man die Zeugen nicht vernehmen, welche beseugen konnten, dass 
man gegen den Bräutigam Gewalt angewendet habe. Diese Angaben 
waren durch einen Notar aufgenommen. Sobald die Anwendung einer 
Gewalt erwiesen war, musste man die Ehe als null und nichtig er¬ 
klären, selbst wenn eheliche Beiwohnung, Vollziehung und Ratificirung 
der Ehe darauf erfolgt wäre, wie die heil. Congregation des Coneiliums 
in einer Streitsache von Sevilla, den 20* Juni 1628 entschieden hatte. 
Zudem bezeugen einige der Zeugen speciell, die Ehe sei gar nie voll¬ 
zogen worden. So gewichtige Zeugen, gerichtlich vernommen, ermög¬ 
lichen die Ertheilung einer Dispense, um so mehr, da eine unüberwind¬ 
liche Abneigung die fraglichen Eheleute trennt und Clotilde, nachdem sie 



ein gans schlechtes Leben geführt, es sich heraasnahm, den jnngen 
Mann politischer Verbrechen ansuklagen. Warden die Zeagen, die diese 
Thatsachen beseugen, nicht rechtsgiitig vernommen, so liegt die Sobald 
bei der Clotilde, welche die Verartheilang eines Menschen erwirkte, 
der in’s Geftngniss geworfen wurde, and sich vor den Richtern nicht 
mehr stellen konnte. Eine andere Unregelmässigkeit des Processes liegt 
darin, dass der Gatte nie vorgerafen wurde, damit er beim Eide des 
von dem Weibe gestellten Zeugen Präsens leisten konnte, was im Wider¬ 
sprach steht mit den Decretalen cap. L de consangaineitate and im 
Kapitel „In Nomine Domini, de testibus.“ Die Vernachlässigung dieser 
Vorrafung hat die Nullität des Processes sur Folge. 

Der Defensor matrimonii beweist dagegen, dass die Gegenwart des 
Pfarrers und der Zeagen in Wahrheit eine moralische gewesen, and dass 
sie um die Sache wussten. Seine Beweise sind bereits dieselben, die er 
in der ersten Verhandlung der Sache angegeben hatte. Wir wiederholen 
sie nicht wieder. Zar Erhärtung der Giltigkeit des Processes beweist 
der Vertheidiger, man habe genau den gewöhnlichen Gang and die Be¬ 
stimmungen befolgt, welche Benedict XIV. in der Constitution „Dei 
miseratione“ vorgeschrieben. Der Defensor Officii war immer bei den 
Verhandlungen gegenwärtig, und hat die Fragestellenden geleitet. Der 
Gemahl hat einen Specialprocurator ad litem gestellt, der 17 Artikel vor¬ 
brachte. Die Zeugen beider Parteien sind vorgerufen und eidlich be¬ 
fragt worden. Drei waren gegenwärtig für das Weib, vier für den 
Mann, so auch alle übrigen, die *ur Verhandlung erfordert waren. Der 
Anwalt für den Mann hat gans ausführliche Einreden und Nachweisungen 
vorgetragen. Somit bann man in die Giltigkeit des Processes keinen 
Zweifel setsen. — Es ist gans umsonst, wenn der Gemahl sich beklagt, 
er sei. verurtheilt worden, ohne gehört su werden. Denn er ersehen 
im Anfang des Processes und wählte einen Specialprocurator, mit der 
Erklärung, er anerkenne Alles, was dieser thun würde, und er sehe 
alle von dem genannten Anwalt gemachten gerichtlichen Erklärungen 
als von ihm' gegeben an. Die Acten des Processes aber weisen nach, 
dass dieser Anwalt eine Menge von Belegen, Exceptionen und Schluss¬ 
folgerungen vorgebracht. Was man durch Andere thun lässt, hat das¬ 
selbe Gewicht, als hätte man’s selbst gethan. Wer sich durch einen 
Anwalt vertheidiget, kann nicht sagen, er sei ohne Vertheidigung. Ist 
der Anwalt einmal aufgestellt, so braucht der Client nicht mehr su er¬ 
scheinen; es reicht hin, wenn alle gerichtlichen Vorladungen an den 
Anwalt ergehen, wie Cosni „de sponsalibus decis. 42“ nachweiset. — 
Man hat aber keine Vorladung gemacht sur Augenscheinnahme von der 
Eidablegung der Zeugen! Das war nicht nothwendig, sagt der Verthei¬ 
diger. Denn der Anwalt des Mannes War der Erste, der bei der Prüfung 
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der Zengen Einsprache thun konnte, .was er «uoh «ogieich in Kraft eines 
richterlichen .Erkenntnisses ,gethan. In solchen Fällen reicht eine ein- 
. fache Ermahnung hin, und selbst diese war hier nicht nothwendig, weil 
die im Namen de« Mannes vorgelegten Data die Stelle einer Vorladung 
vertraten. Sei dem aber wie ihm wolle, die Unterlassung dieser Vor¬ 
ladung kann selbst unter der Voraussetzung, dass sie erforderlich ge¬ 
wesen wäre, gar nie ein Hauptfehler sein. — Aber der Gemahl ist nicht 
befragt worden! Das geschah darum, weil er’« nie verlangte. (Jebrigens 
vertraten seine langen Erklärungen die Stelle einer Befragung, abgesehen 
von der Denkschrift, die er dem Gerichte einhändigte und worin er er¬ 
klärte, dies« sei Alles, was er bei einer Befragung antworten könnte. — 
Diese Befragung wäre ganz unnütz gewesen. Denn der Gemahl läugnet 
gar nicht, die Ehe eingegangen zu haben; er spricht hier nur von 
Gewalt und Furcht, die ihn dazu vermocht, und diess im Widerspruche 
mit der gerichtlichen Erklärung, in der er im Jahre 1837 anerkannte, 
. die Verehelichung sei geschehen ohne Zwang. — Falsch ist, dass die 
Zeugen für den Mann nicht allesammt befragt worden seien. , Uebrigens 
ist es, nicht erlaubt, nach Veröffentlichung der Untersuchung neue Zeugen 
vorzubringen. Der Vertheidiger schüesst mit Verteidigung des guten 
Bufes der Clotilde gegen die ihr gemachten calumniösen Anschuldigungen. 
Die heil. Congregation des Conciliums bestätiget, nachdem sie die neuen 
Deductionen des Gemahls und die Erwiderungen des Defensor matrimonii 
reiflich erwogen hatte, die frühere Sentenz. „An sit standum, vel re- 
cedendum a decisis, in casu etc. Sacra etc. In decisis et amplius. 
Die 18» Julii 1857. 


Die Kirche betreffende Rechtsentscheidungen der weltlichen Gerichte. 

Das „Justiz-Ministerialblatt für die preussische Gesetzgebung und 
Rechtspflege (herausgegeben im Bureau des Justizministeriums zum Besten 
der Justiz-Officianten-Witwenkasse. Neunzehnter Jahrgang. Berlin 1857. 
Verlag der k. geh. Ober-Hofbuchdruckerei. IX. und 448 S. 4.) enthält 
in dem Jahrgange 1857 folgende Erkenntnisse des königlichen Gerichts¬ 
hofes zur Entscheidung der Competem-Conflicte: 

1. (Nr. 45 der Erlasse und Verfügungen. S. 119 f.) Erlass vom 
25* October 1856: Streitigkeiten über Natural- und Geldpraestationen, 
welche an Geistliche oder Kirchenbeamte zu entrichten sind, und auf 
altem Herkommen beruhen, sind zur Erörterung und Entscheidung im 
Rechtswege nur unter denselben Voraussetzungen geeignet, unter welchen 
der Rechtsweg über die Verbindlichkeit zur Entrichtung allgemeiner Ab¬ 
gaben zulässig ist. (Vgl unten sub 4, 6, 10, 11, 12.) 



2. (Nr. 88 der Erlasse S. 255 ff.) Erlass,vom 24. Jänner k8$7. 
Wenn bei dem Bau einer städtischen Kirche ein Theil der Baukosten 
von der 8tadt in ihrer Eigenschaft als Patron der Kirohe übernommen 
und demnächst auf simmtliche Einwohner der Stadt als Communallast 
vertheilt worden ist, so kann der Ein wand der Befreiung von diesen 
Beiträgen nur alsdann im Rechtswege geltend gemacht werden, wenn 
dieselbe auf Vertrag, Verjährung oder Privilegium gegründet wird. — 
Rechtsanwälte als solche können auf eine Befreiung von den Commnnal- 
abgaben keinen Anspruch machen. 

3. (Nr. 86 der Erlasse S. 231 ff.) Erkenntniss vom 3. Jänner 
1857. Eine Anfechtung der im Wege der Säcularisation erfolgten Ein¬ 
ziehung von Stiftungscapitalien kann im Rechtswege nicht erfolgen. (Es 
handelte sich hier um einen von der königl. Regierung su Minden er¬ 
hobenen Competens-Conflict wider eine Klage des Bischofs von Paderborn 
und der Nachkommen der Fürstbischöfe Theodor und Ferdinand von 
Fürstenberg gegen den kOnigl. Fiscus, betreffend die Herausgabe aus 
säcularisirten Messstiftungen herrührender Capitalien und Renten. Eine 
Kritik und Gegenbemerkungen gegen das vom Competenzgerichtshofe 
ergangene Erkenntniss brachte die Zeitung „Deutschland.“ 1857. 
Nr. 196. Beilage. Dieser Artikel wird gelegentlich vom „Archiv“ ab¬ 
gedruckt werden.) 

4. (Nr. 94 der Erlasse. S. 251 f.) Erkenntniss vom 24. Jänner 
1857. Streitigkeiten über solche Abgaben, welche nach dem Zeugnisse 
der betreffenden Regierung vermöge einer auf Observans beruhenden 
Verbindlichkeit an öffentliche Schulen su entrichten sind, sind vom 
Rechtswege ausgeschlossen. (Vgl. oben sub 1, und unten sub 6, 10, 
11 , 12 .) 

5. Nr, 149 der Erlasse 8. 430 f. wird ein Erkenntniss vom 7. Mär» 
1857 mitgetheilt über die Frage, ob eine nach §. 3 des Gesetzes vom 
13. Februar 1854 (Gesetzsammlung S. 86) zur gerichtlichen Verfolgung 
geeignete Amtsüberschreitung und zwar im vorliegenden Falle die eines 
Geistlichen vorliege? (Vgl. auch unten sub 7 und 8.) 

Der folgende XX. Jahrgang des „Justizministerialblattes“ vom 
laufenden Jahre 1858 enthält folgende Erkenntnisse des königl. Gerichts¬ 
hofes zur Entscheidung der Competenxconflicte. 

6. Nr. 48 der Erlasse. S. 47.) Ein Erkenntniss vom 18. April 
1857 verfügt: 1) Die allerhöchste Ordre vom 19. Juni 1836, betreffend 
die Einziehung der Kirchen-, Pfarr- und Schulabgaben etc. (Gesetz¬ 
sammlung von 1836. S. 198) findet auch in der Rheinprovinz Anwen¬ 
dung. 2) Streitigkeiten über die Einziehung von Pfarrabgaben, welche 
auf notorischer Orts- oder Bezirksverfassung beruhen, sind vom Rechts¬ 
wege ausgeschlossen. 3) Die Entscheidung darüber: ob eine Pfarrab- 
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gäbe auf notorischer Orts- oder Bezirksverfassung beruht, gebührt den 
Verwaltungsbehörden. 

7. (Nr. 24 der Verfügungen S. 67 ff.) Erkenntnisse Tom 5. April 
und 22» November 1856, betreffend die Frage, Inwiefern gegen Lehrer 
und Geistliche wegen Ueberschreitung des Züchtigungsrechtes die gericht¬ 
liche Verfolgung zulässig ist. (Vgl. auch oben unter 5, und unter 8.) 

8. (Nr. 27 der Erlasse S. 75 ff.) Erkenntnisse vom 24. Jänner, 

7. Mär», 18. April und 21. November 1857 eben dieselbe Frage. 

9. Nr. 39 der Erlasse. S. 110 ff.) Erkenntniss vom 30. Jinner 
1858: Wenn bei dem Ausscheiden eines Geistlichen und bei der 
Auseinandersetsung über die Pfarreinkünfte desselben Defecte sieh er¬ 
geben, und diese nach der Verordnung vom 24. Jänner 1844 durch 
Beschluss der Vorgesetzten Aufsichtsbehörde festgesetzt werden, so ist 
der Rechtsweg dagegen zulässig, auch wenn seit der Insinuation des 
Beschlusses bereits eine längere Zeit als Jahresfrist verstrichen ist. 

10. Nr. 63 der Verfügungen S. 178 ff.) Erlass vom 24. October 

1857: Streitigkeiten Uber die Entrichtung von Pfarrabgaben, welche auf 
notorischer Ortsverfassung beruhen, sind vom Rechtswege ausgeschlossen. 
Auch der Einwand des Verpflichteten, dass die ortsüblichen Regeln bei 
seiner Heranziehung zu der Pfarrabgabe unrichtig angewandt worden « 
seien, ist zur Entscheidung im Rechtswege nicht geeignet. (Vgl. auch 
die Entscheidungen sub 1, 4, 6, 11 und 12.) , 

11. (Nr. 65 der Erlasse. S. 187 f.) Erlass vom 24. October 1857. 
Wenn Jemand seine schulpflichtigen Kinder mit Genehmigung der Vor¬ 
gesetzten Aufsichtsbehörde in eine andere, als die ordentliche Schule des 
Ortes schickt und gleichwohl von dem Ortsschullehrer, unter Berufung 
auf seine Vocation wegen Zahlung von Schulgeld in Anspruch genommen 
wird, so ist darüber, ob diese Forderung begründet ist, nicht im Rechts¬ 
wege, sondern von der Verwaltungsbehörde zu entscheiden. (Vgl. auch 
die Entscheidungen sub 1, 4, 6, 10, 12.) 

12. (Nr. 70 der Erlasse. S. 195 f.) Erlass vom 7. November 1857. 

Streitigkeiten über Natural- und Geld-Prästationen, welche an Geistliche 
zu entrichten sind, und auf altem Herkommen beruhen, sind zur Er¬ 
örterung und Entscheidung im Rechtswege nicht geeignet; dass die Ver¬ 
bindlichkeit im Hypethekenbuche eingetragen worden, macht daran keinen 
Unterschied. (Vgl. oben sub 1, 4, 6, 10, 11.) V. 


i 



577 


Literatur» 

Mirehenreehtliehe Bibliographie 

Ton Dr. Friedrich EL Vertag. 

* 

(Schlatt.) 

25. Preuuitche Jahrbücher von R. Hafen. Ersten Jahrganges, 
4. Heft. April 1858. S. 382 — 93. „Der Staat und die Hierarchie 
Der ungenannte Verfasser preist sum Eingänge den religiösen Indifferen¬ 
tismus, der als eine der schönsten Erbschaften aus der vielverschrienen 
and mit Unrecht verschrienen Zeit des Rationalismus su ans gekommen» 
in ansern Tagen aber freilich von schlechten Haushältern verschleudert, 
vom Unverstand verscheucht, von der Herrschsucht und der Beschrinkt- 
heit verfolgt worden sei. (8. 382) Der Verfasser druckt speciell seinen 
MisBmuth Ober das österreichische und würtembergische Concordat aus, 
(8. 383 fg.) und will nun, auf Grundlage der fast erschöpfenden Kritik 
dieser neuesten Vereinbarungen mit Rom in dem vorangegangnen Hefte 
der Jahrbücher, den deutschen Staaten die Stellung anweisen, welche 
ihnen der Hierarchie gegenüber sukomme. Der Verfasser meint (8. 384) 
„der Katholicismus als solcher freilich verträgt sich auch mit dem 
modernen Staat, denn er besitst Elasticität genug, um sich nicht bloss 
in seinen Einrichtungen, sondern auch in seinen Dogmen den übermäch¬ 
tigen Thatsachen, den unabweisbarsten Anforderungen der Zeit su be¬ 
quemen.“ Das katholische Dogma von der Macht der Hierarchie und 
deren Regierung der katholischen Kirche ist nun dem Verfasser nach 
allen Seiten hin anstössig; (8. 385 fg.) ebenso mancherlei andere Dog¬ 
men und die unmittelbaren Consequensen daraus. Manche katholische 
Lehren versteht und kennt er dabei übrigens nur irrig und ungenau. 
Er wirft (8. 384) dem Katholicismus vor, er erkenne nur sich selbst 
als berechtigt an. Auf ihrem kirchlichen Gebiete kann die Kirche 
freilich nur sich allein als berechtigt anerkennen, weil Christas nur 
eine einsige Kirche für die gesammte Menschheit aller Völker und 
Zeiten stiftete. Sie anerkennt aber auch jeden Staat, mit dem sie in Be¬ 
rührung tritt, auf seinem Gebiete als vollkommen berechtigt an. Der 
Staat dagegen, indem er das Gebiet der Kirche als ein ihm fremdes 
Gebiet achtet, kann, und unter den gegebenen Verhältnissen in Deutsch¬ 
land muss er auch anerkennen, dass sich auf dem kirchlichen Gebiete 
verschiedene Bekenntnisse einander gegenüberstehen, und den Begriff der 
wahren Kirche streitig machen. Unser protestantischer Verfasser will 
aber den Katholicismus nicht bloss auf kirchlichem, sondern auch aaf 
politischem, bürgerlichem Gebiete, nieht als berechtigt gelten lassen. 
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Er sagt, (S. 392) der Staat solle auf die poliseiliche Bevormundung 
des religiösen Lebens vernichten, jedoch die Rechte des Staates der 
Hierarchie gegenüber ernstlich* wahren. Das letztere heisst aber nach 
der Auffassung und näheren Darlegung der preuss. Jahrbücher, der 
Staat solle die ganze Regierung und Organisation der katholischen 
Kirche in die Hand nehmen und alle dem Protestantismus missfälligen 
kirchlichen Institute beseitigen. Kurs der Staat soll durch die Staatsgewalt 
die katholische Kirche protestantisch machen, 

26» Protestantische Kirchenzeitmg für das evangelische Deutsch¬ 
land, redigirt von H. Kreuse. Berlin 1858. Nr. 14, S. 313 — 328 
Nr. 1*5, S. 367—351: ,J)ie Denkschrift de* Bischöfe* von St. Gallen,“ 
von A. Schweizer. 

Die allgemeine Zeitung berichtete mit grossem Beifall in einer 
Schweiser Correspondens von ela paar Artikeln in der protestantischen 
Kirchenzeitung, worin Professor A. Schweizer in Zürich die Denk¬ 
schrift des Bischofs von' St. Gallen gegen das confessionelle Gesetz 
vom 16. Jnni 1855 an den grossen Rath des Kanton St. Gallen wider¬ 
legt habe. 

Der Verfasser anerkennt den würdigen liebevollen Ton, den er 
selbst keineswegs nacbgeahmt hat, and die gewandte Darstellung der 
(nach öffentlichen Blättern von dem hochw. Herrn Domdecan Greith 
abgefassten) Denkschrift des hochbetagten Bischofes, hält die ganze 
Anschauung derselben aber (aus denselben Gründen ungefähr, wesshalb 
Superint. Eichler in der Darmstädt. Allgem. Kirchen*, die würtemb» 
Conv. verwirft) für beklagenswert!) und unsulässig. Der Confilct der 
hierarchischen Kirche mit dem Staate sei ein unvermeidlicher. Die Er¬ 
ziehung des Klerus durch die Kirche, die Besetzung der Pfründen, die 
Verwaltung des Kirchenvermögens durch die Bischöfe, den kirchlichen 
Einfluss auf die Schulen, den freien Verkehr der Bischöfe mit dem 
Papste und die Untertänigkeit der Bischöfe unter den Papst, dieses 
eben könne der neuere Staat nicht anerkennen, ohne sich selbst aufsugeben. 
Wenn der Bischof in der Denkschrift sagt, man müsse die Kirche nicht 
anders als sie wirklich sei, auffassen und behandeln, so entgegnet unser 
Verf., ebenso dürfe man auch den modernen Staat nicht anders behandele 
und auffassen. Es kommt nun aber eben darauf an, was der soge¬ 
nannte moderne Staat in Wirklichkeit ist. Es sei das Beklagenswert!», 
dass die Bischöfe das Gewordensein des modernen Staates selbst fflr 
etwas Willkührliches hielten. Die Denkschrift sage, es seien weder 
positive noch rechtsgiltige Titel für die vorgeblichen Rechte des Staates 
in kirchlichen Dingen vorhanden, man berufe sich bloss auf unbewiesene 
Theorien der Vernunft und auf blosse Acte der weltlichen Gesetzgebung 
aus der neueren Zelt; dagegen bemerkt ßr. Schweizer, „während die 
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Hierarchie sich auf sehr alte Rechtstitel berufe, könne der moderne 
Staat sich fast nur auf neuere Titel berufen, auf vernünftige Gründe 
and neuere Gesetzgebung ... oder sollte denn der moderne Staat nur 
dann berechtigt sein, wenn er rechtsgiltige Titel aufweisen könnte aas 
Zeiten, in denen er noch gar nicht existirt hat?“ Dass und wann der 
sg. moderne Staat rechtlich zur Existenz gekommen ist, diesen Beweis 
versucht unser Verfasser nicht einmal. Man hätte erwarten sollen, dash 
unser Verfasser wenigstens versucht hätte, irgend einen älteren oder 
neueren Rechtstitel für den modernen Staat aüzufllhren. Was ein Un¬ 
recht, kann auch niemals vernünftig sein. Die Vernunftgründe für 
den modernen Staat müssten desshalb Rechtsgründe sein. Wend sich 
der Verfasser auf die Gesetzgebung beruft, so nimmt er damit aber 
sogleich als bewiesen an, was zu beweisen ihm erst oblagt nämlich 
dass die StaatSgesetzgebnng berechtigt sei, die wohlerworbenen Rechte 
der Kirche einseitig aufzuheben. 

Herr Schweizer hofft, dass die neuesten Concordate providettziell 
dazu bestimmt sind, die völlige Unmöglichkeit für den modernen Staat, 
den ganzen praetendirten Rechtsbestand der Hierarchie zuzulassen, für 
immer an den Tag zu bringen. Den Satz der Denkschrift, dass der 
sg. moderne Staat mit seinem Staatskirchenrechte auf dem protest. 
Pantheismus beruhe, will er nicht zugeben, sowie er schon vorher sich 
dagegen ausspricht, dass das febronianisch-josephinische und rationale 
Staatskirchenrecht auf protestantischen Grundsätzen beruhen solle. Jedoch 
hierin widerlegt er sich schon selbst, indem er äüssert, nur der Prote¬ 
stantismus könne ein Kirchenwesen organisiren, bei welchem die volle 
Entwickelung des modernen Staates und der nationalen Cultur bestehen 
könne. Bei den Katholiken sei der Papst als Oberbiscbof und Landes¬ 
herr eines Staates doch immer das Ideal eines jeden Bischöfe. (Sind 
diess etwa die Anforderungen des canon. Rechtes an den Bischof? Oder 
ist diess gar katholisches Dogma, wenigstens bei den Bischöfen?) Der 
Fapst hat oft genug erklärt, wie verderblich eine weltliche Herrschaft 
der Bischöfe für die Kirche sei. Zur Erledigung des Investiturstreites, 
wie dieses auch in der vortrefflichen dritten Auflage von Zöpfl's deut¬ 
scher Rechtsgeschichte genau dargelegt ist, schlug der päpstliche Stuhl 
schon im Anfänge des 12. Jahrhunderts vor, die weltlichen Fürsten¬ 
tümer von den bischöflichen Sttihleh ganz wieder abzunehmen. Nur 
am Widerspruche des Adels scheiterte der Plan.) Ferüer die Kirche, 
die nicht von dieser Welt hei, wolle eine Überaife grosse Güierniasse 
regieren and ebenso ein Culturleben, das notwendig dem Staate mit 
angehören müsse. Hätte der Verfasser doch einmal erklärt, wie es 
möglich sei, dass die Kirche unter den Menschen hier auf Erden wirken 
könne, ohne eine sichtbare Anstalt za seih, ahd wie ein sichtbarer die 
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Menschen umfassender Organismus bestehen könne ohne Sobsistensmittel. 
Die Kirche will ihr Vermögen übrigens nur so für sich und ihre Zwecke 
frei verwenden können, wie diess Recht überhaupt jeder Eigentümer 
für sich und sein Vermögen in Anspruch nimmt. Ferner hätte uns 
Prof. Schweizer erklären müssen, wie ein äusserer die Menschen um¬ 
fassender Organismus bestehen könne, ohne bestimmte Gesetze, und wie 
Gesetze wirklich bestehen könnten, ohne eine Handhabung derselben, 
und eine Handhabung und Durchführung derselben ohne eine entspre¬ 
chende wirkliche Zucht. Wie die Kirche bestehen könne ohne Kirchenregi¬ 
ment. Prof. Schweizer hätte uns beweisen müssen, dass und wann der 
von Christus den Aposteln für alle Völker aller Zeiten gegebene. Auf¬ 
trag, die Vollmachten des Priester- und Hirtenamtes erloschen seien. 
Jedoch Schweizer erklärt eigentlich geradeso, dass die Kirche etwas 
für unsere Zeit Ueberflüssiges sei. Er sagt (S. 327): es hatte Sinn 
und Verstand den heidnischen und rohen Völkern und Tyrannen gegen¬ 
über, dass die Kirche ein geistliches Regiment in Anspruch genommen 
habe, aber nicht mehr unseren heutigen Culturstaaten gegenüber, um¬ 
soweniger, weil gerade in unserer Zeit die Bischöfe nichtsweniger denn 
als Führer in Wissenschaft und Cultur sich ausweisen. Der Verfasser 
scheint nicht zu wissen, welche Anforderungen in Bildung und Wissen¬ 
schaft die. kirchliche Gesetzgebung an denjenigen stellt, welcher zur 
bischöflichen Würde erhoben werden soll. Er kennt so wenig die um¬ 
fangreiche, schwierige, geistige Arbeit, der sich ein Bischof unterziehen 
muss, als er überhaupt über katholisches Leben und katholische Wissen¬ 
schaft urtheilen kann. Für Dinge dieser Welt und für Wissenschaften, 
die dem Leben der Kirche ferne liegen, bleiben dem katholischen Bi¬ 
schöfe und überhaupt dem Klerus wenig Zeit. Was aber auf dem Ge¬ 
biete des religiösen Lebens, der Theologie, des canonischen Rechtes, 
der christlichen Kunst von unseren Bischöfen gerade in jetziger Zeit 
in so hervorragendem Masse geleistet und gefördert wird, das übersehen 
und verkleinern kann nur die grösste Unwissenheit oder Ungerechtigkeit 
und Unbilligkeit. So viel über den ersten Artikel von Prof. Schweizer. 

In dem zweiten Art. (in Nr. 15) sagt der Verfasser von dem 
St. Gallischen Staatskirchenrecht: „In sehr christlicher Weise suche das 
confessionelle Gesetz beide Confessionen gleich (also die Katholiken 
protestantisch, denn dem Protestantismus sind ja nach unserem Verfasser 
jene Gesetze angepasst) zu behandeln,“ oder dass es „die katho- 
Utche und evangelische Landeskirche gleich halten will.“ Weil sich 
die Protestanten dem Placet ganz gut zu fügen wussten, ebenso wie 
auch der Oberaufsicht und der Gerichtsbarkeit des Staates über die 
Kirche, der Anstellung und Abstellung der Geistlichen durch den Staat, 
so müsste diess auch, das ist der langen Rede kurzer Sinn, die kathoj. 



Kirche thun. Es zeige sich, dass die katholische Kirche neben dem 
neueren Staate nicht bestehen könne, ohne die tiefeingreifendsten Con- 
flicte herbeizurufen. Also der Staat muss die katholische Kirche ab- 
schaffen und von Staats- und Rechtswegen den Protestantismus einführen. 

27. Pruner. — Lehre vom Rechte und von der Gerechtigkeit. Moral¬ 
theologische Abhandlung mit genauer Berücksichtigung des kirchlichen und 
bürgerlichen Rechtes. Von Dr. J. Ev. Pruner. Lyzeal Prof. I. Bd. 
Auch unter den Titel: Conatitutive Gerechtigkeit, oder Inhalt, Erwer¬ 
bung und Uebertragung der Rechte, nach den Grundsätzen der Moral¬ 
theologie mit vergleichender Darstellung des gemeinen, des baierischen, 
des preussischen und würtembergischen Landrechtes, des französischen 
und österreichischen Gesetzbuches und der vorzüglichsten im König¬ 
reiche Baiern geltenden Provincial- und Statutarrechte bearbeitet. Regens¬ 
burg, Manz, 1852. XXIV. und 639 S. gr. 8. (n. 2 Thlr. 6 Sgr.) 

Der Titel dieses Buches verspricht viel, sehr viel. Er lässt eine 
umfassende, gründliche, erschöpfende Darstellung der gesammten mensch¬ 
lichen Lebensverhältnisse nach der Auffassung der christlichen Moral 
in Verbindung und Vergleichung mit den Grundsätzen des kirchlichen 
und bürgerlichen, des gemeinen und der zahlreichen partikulären Rechte 
erwarten. Es genügte hiefixr nicht, wenn aus einigen juristischen Com- 
pendien für die einzelnen Materien einiges wichtiger Scheinende ausge¬ 
zogen wurde. Das Rechtssystem musste hier von einem ganz anderen, 
von einem mehr rationell construirenden Gesichtspunkte aus dargelegt 
werden; es mussten von den Einzelnheiten heraus und durch die ein¬ 
zelnen Bestimmungen die in denselben sich kundgebenden leitenden 
Grundsätze, die eigentlichen Motive und Zwecke entwickelt und klar 
gemacht werden. Und daran mussten dann die Anforderungen der 
christlichen Moral, die übereinstimmenden und die abweichenden Prin- 
cipien derselben geknüpft werden, und so nach der Verschiedenheit des 
Massstabes die auf beiden Gebieten im Einzelnen sich ergebenden Ver¬ 
schiedenheiten auseinander gesetzt und gegenüber gestellt werden. Diese 
sehr schwierige Aufgabe ist dem Verfasser keineswegs gelungen. 
Wir finden in dem Buche einzelne Anmerkungen über die besonderen 
Statuten einiger baierischen Diöcesen, namentlich z. B. der von Eich¬ 
stätt, welcher der Verfasser angehört, der von Augsburg etc., welche 
man sonst vielleicht schwerlich so beisammen findet. Im Allgemeinen 
ober ist das Werk zu oberflächlich, um dem Theologen oder dem Ju¬ 
risten einen erheblichen Nutzen zu gewähren. 

28. Rauscher v. — Hirtenbriefe, Predigten, Anreden von Joseph 
Othmar Cardinal Rauscher , Fürst-Erzbischof von Wien. Mit Portrait. 
Wien 1858. 2 Thlr. 12 Sgr. 4 Flor. 18 kr. rhein. 

Moy’s Archiv für kath. Kirchenrecht. III. Band. 39 
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Bei dem vorwiegenden Antheile, welchen dieser ausgezeichnete 
Kirchenforst an dem Abschlüsse und der Ausführung des Österreichischen 
Concordates, besonders auch des neuen Ehegesetzes hat, hat auch der 
gediegene Inhalt des vorliegenden elegant ausgestatteten Werkes vielfach 
auf kirchenrechtliche Verhältnisse Bezug, und hat dessbalb auch unser 
Archiv Kunde von demselben zu geben. Wir heben hervor die Be¬ 
lehrungen Ober das Fastengebot und die Beobachtung desselben (S. 42 
fg.), die Verordnungen vom 18. und 23. April 1850 (S. 53 fg.) die 
Pastoralconferenzen (S. 97 fg.), das Krankenseminar zu Graz (S. 18 
fg.). das Concordat (S. 442 fg.), das Verfahren in Ehesachen ( 8 . 467 
fg.), die Ehe (S. 512 fg.). Schon unser Archiv hat im I. Bande viele 
wichtige Schreiben und Erlasse des Cardinais gesammelt. 

29* Reyscher. — Das Österreichische und würtembergische Con¬ 
cordat nebst den separaten Zugeständnissen verglichen und beleuchtet 
von L. Rey scher. Zweite vermehrte Auflage. Tübingen bei Fues, 1858. 
144 S. 8. 

Wir haben die erste Auflage dieses Werkes bereits im II. Bande 
des Archiv’s S. 690 fg. charakterisirt, und brauchen hier über die Ge¬ 
sinnung und Richtung des Verfassers nichts hinzuzufügen. Die Erör¬ 
terungen über den Inhalt der Concordate sind jetzt von 60 auf 90 
Seiten vermehrt worden. Der Verfasser führt jetzt namentlich näher 
seine Meinung aus über den Einfluss des Concordates auf das Schul¬ 
wesen, insbesondere über die Stellung der katholisch-theologischen Lehr¬ 
anstalten, die angeblichen Gefahren für die Protestanten in Oesterreich 
und Würtemberg, den Zwiespalt des würtembergischen Concordates 
mit der Verfassung und Gesetzgebung, die Stellung Würtembergs zur 
oberrheinischen Kirchenprovinz, über die Schwierigkeit in Begrenzung 
der staatlichen und kirchlichen Befugnisse in Ehesachen. 

Von S. 91—144 sind jetzt die das Concordat betreffenden Urkun¬ 
den beigegeben. 

30. Schopf \ Fr. J. — Gründlicher Rathgeber in allen vorkommen¬ 
den Eheangelegenheiten der Katholiken zum Gebrauche für Brautleute, 
Eltern, Vormünder, auch Behörden in allen Kronländern. gr. 8. Pest. 
Heckenast, 1857. 48 kr. 

31. Schulte. — Darstellung des Processes vor den katholischen 
geistlichen Ehegerichten Oesterreichs, auf Grundlage des allgemeinen 
katholischen Kirchenrechtes und der besonderen Vorschriften für Oester¬ 
reich. Von Dr. J. Fr. Schulte, Consist. Ehegerichtsrath und Professor. 
Nebst zwei Anhängen, enthaltend die neueren einschlägigen Gesetze 
und wichtige Formularien. Giessen. Ferber, 1858. VIIL und 335 8. 
gr. 8. (n. 1 Thlr.) 
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Es Ist diess ein theilweiae nochmals überarbeiteter Abdruck der in 
dem I. Bande unseres Archivs enthaltenen Aufsätse von Schulte. 

32. Staatskirchenrecht. — Das St. Gallische Staatskirchenrecht 
sur Beleuchtung der Denkschrift „die Lage der katholischen Kirche 
unter der Herrschaft desselben im Kanton St. Gallen.“ Daselbst bei 
Scheitlin und Zollikofer, 1858. Preis 70 Cent. 

Es ist dieses ein noch viel traurigerer und wo möglich hoch un¬ 
gründlicherer Versuch, die Zustände in St. Gallen gegen die bischöfliche 
Denkschrift su vertheidigen, als diess in der protestantischen Kirchen- 
seitung (vgl. unser obiges Referat) geschehen ist. Als Verfasser der, 
swar von der allgemeinen Zeitung in einer Correspondens aus St. 
Gallen als höchst treffend und ruhig und gemässigt angepriesenen, ober¬ 
flächlichen Broschüre, wurde in öffentlichen Blättern der Landammann 
Hungerbühler genannt, welcher ein Katholik sein soll. 

33. Strippelmann. — Die nothwendigen Eide. Kassel, 1857. CXIV. 
und sammt Register 580 S. gr. 8. 

Man vergleiche darüber unseren Artikel Uber Elters : Die Noth- 
stände des preuss. Eidesrechtes. 

34. Theiner. — Annales Ecclesiastici, quos post Caesarem S. R. E. 
Card. Baronium, Odoricum Raynaldum, ac Jacobum Laderchium Presby- 
teros Congregationis Oratorii de Drbe ab Ann. MDLXXU. ad nostra 
usque tempora continuat Augustinus Theiner , ejusdem congregationis 
presbyter, Consultor S. S. Congregationum Indicis Librorum prohibi- 
torum, Episcoporum et Regularium ac sancti officii, socius collegii thea- 
logorum Archigymnasii Romani, Academiae pontificiae archeologicae et 
Academiae Herculanensis, Tabulariorum S. R. E. Praefectus etc. Tom. 
1. II. IR. Romae 1856. 

Eine Anseige dieses Werkes bringt Geh. Hofrath Rosshirt in den 
Heidelberger Jahrbüchern der Literatur. 1858. Heft 5. Nr. 24, S. 
369—375, woraus wir die nachfolgenden Notisen entnehmen. 

Es reicht diese Fortsetsung der in 12 Bänden su Rom, Mains, 
Antwerpen erschienenen Annalen des Baronius bis sum Todestage Gre¬ 
gors XIII. Die Fortsetsung der Annalen des Baronius geschah von 
swei Seiten: durch den Dominikaner Abraham Bsovius, in 8 Bänden, und 
kürser durch Heinrich Spondanus in 2 Bänden; sodann durch die 
Ordensgenossen des Cäsar Baronius, den Odoricus Raynaldus und Jaeobus 
de Laderchio — vom XHL bis sum XXIV. Bande. (Ausgaben su Rom 
und su Köln.) Ausserdem besitsen wir die Kritik des Pagi und die Aus¬ 
gabe von Mansi. Theiner schliesst sich an die Fortsetsung des Raynal¬ 
dus und Laderchio an, beginnt mit dem letsten Lebensjahre Pius V. 
und theilt den letsten seiner Briefe an den Hersog von Beiern über 

39* 
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seine (des Papstes) Gesundheit mit. Sodann umfassen die 3 Bände 
das Leben Gregors XIII. und die Schicksale der Welt. 

Oie deutschen Angelegenheiten, welche ohnediess damals die wich¬ 
tigsten waren, gehen voran. Die Urkunden sind sehr sorgsam herbei¬ 
gesogen und gans abgedruckt. Besonders sind im I. Bande die Auf¬ 
klärungen Ober die Katastrophe der Bartholomäusnacht interessant und 
über die Bestrebungen der Kirche gegen die Türken. Daneben viele 
einseine Besiehungen su den einseinen europäischen Ländern. 

Der sweite Band betrifft den Zeitraum von 1575—78, die Folgen 
des Concils von Trient und eine Reihe weltlicher Einrichtungen. In 
Deutschland mussten die Bisthümer oft gegen die Fürsten in Schuts 
genommen werden, welche die Bischofssitse als Yersorgungsstellen für 
ihre> nachgeborenen Sühne betrachteten. Um grösseres Uebel su ver¬ 
hüten, konnte der Papst manchmal einem sweideutigen Manne die Be¬ 
stätigung nicht versagen. Der Papst schütste und förderte möglichst 
überall die Wissenschaften. Besonders begünstigt er die Universität 
Freiburg durch Incorporation von Pfarreien (ein Umstand, der dort 
noch heut su Tage wichtig ist), die Universität Wilna durch Verleihung 
der akademischen Grade. Der König Johann von Schweden wurde 
katholisch. Besonders gut steht der Papst mit dem österreichischen 
und baierischen Hause und mit dem König von Polen, dem auch die 
Nomination su gewissen Pfründen sugestanden wird. Es beginnt in 
Köln mit der Wahl des Ersbischofs Truchsess ein trauriger Kampf. 
Schliesslich der grosse Entschluss Gregors XID., die Zeitrechnung und 
den Kalender su reformiren. Theiner weist auch nach, dass die 
römische Ausgabe des corpus juris canonici vom J. 1582 immer noch 
die beste sei, und alle anderen Ausgaben, namentlich die in Deutschland 
gemachten, sich doran hätten anschliessen müssen. 

Im dritten Bande der Annalen Theiner 's sind die genügendsten 
Zeugnisse dafür enthalten, dass su allen Zeiten bei Mischehen nur der 
Papst hat dispensiren können. Unter Gregor XIII. kamen die meisten 
Mischehen in Polen vor. Der König begünstigte sie, (sagt Rosshirt 
n. n. S. 374) weil er sie als ein Mittel ansah, die Katholicität su 
fördern, sowie man sie in der neuesten Zeit in Deutschland als ein 
Mittel angesehen hat, den Protestantismus su fördern. Solche Rück¬ 
sichten hat die katholische Kirche nie gehabt; aber sie war bestrebt, 
solche Mischehen für unerlaubt sn erklären, wo nicht ein concretes 
Verhältniss nach dem Ermessen des Papstes Dispensation bewirkte. 
Dass das Dispensationsrecht unter Benedict XIV. durch eine Art dar 
Interpretation des Concils von Trient nicht sowohl erweitert, als bei 
4er Nichtpublication des Concils als unnöthig erkannt ist, ja dass in 
dringenden Fällen das Dispensationsrecht in die Facultfit des Bischofs 
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gestellt ist, hingt natürlich mit der gansen geschichtlichen Entwickelung 
der Lehre susammen, und es ist Unsinn sn behaupten, die katholische 
Kirche sei xu je einer Zeit yon dem Princip einer sog. milden Praxis 
ausgegangen. 

35. Vogl. — Kirchen- and Eherecht der Katholiken und Evan¬ 
gelischen in den königl. preussischen Staaten. Für Justix- und Regie¬ 
rungsbehörden, Geistliche und Kirchenpatrone. Heransgegeben von Poly- 
earp Joseph Vogt, Dr. beider Rechte und Gerichtsassessor. In xwei 
Bänden. Breslau 1857. ßd. I. IT. und 632 S. Bd. II.: II und 360 S. 
gr. Lexic. 8. Preis 4 Thaler. 80 Sgr. 

Es sind gegen 30 kleinere und grössere Schriften, in welchen seit 
ungefähr xwei Menschenaltern die von der preussischen Stoatsgesetsge- 
bung ergangenen Normen in Betreff kirchlicher Angelegenheiten der 
Katholiken oder der Protestanten oder beider Confessionen in grösserem 
Umfange xusammcngestellt sind. Diese grösstentheils xiemlich werth¬ 
losen und meistens wissenschaftlich durchaus unbedeutenden Werke sind 
ebenso wie die sahireichen ähnlichen Werke der andern deutschen 
Staaten in dem System des (angeblich) in Deutschland geltenden Kirchen¬ 
rechtes von Bluhme , Bonn 1856, S. 3 fg. als Quellen und Literatur — 
in den eigentlichen Quellen und in dem grössten Thcile der wichtigeren 
wirklich kirchenrechtlichen Literatur ist Bluhme sehr wenig bewandert,— 
sämmtlich aufgexählt. Vergessen hat Bluhme uuter Preussen (S. 7 fg.) 
nur die folgenden, jetxt freilich auch schon manigfach veralteten 
Werke: 

Der katholische Pfarrer in den k. preussischen Staaten u. s. w.,. 
von einem praktischen Beamten. Zweite unveränderte Auflage. Münster 
1839i Verlag der Coppenrath’schen Buch- und Kunsthandlung. XII. 
und 292. S. 8.; sodann das 

Handbuch für den katholischen Geistlichen in seinen kirchlichen 
und bürgerlichen Bexiehungen. Enthaltend Formulare etc. Zugleich xn 
benutxen als Nachtrag sum „kathol. Pfarrer.“ Münster 1841. Verlag 
der Coppenrath’schen Buch- und Kunsthandlung. VIR. und 150. S. 8. 

Ganx werthlos ist, wie wir hier noch bemerken wollen, die fol¬ 
gende neuere Schrift: Uebersicht des preussischen Kirchenrechts in 
einer systematischen Darstellung nach dem allgemeinen Landrechte und 
den späteren Gesetxen, von M. Delius , Kreisgerichtsdirector. Breslau 
bei Ph. Aderholx, 1856. 76 S. 8. (Preis 12 Sgr.) 

Die Buchhandlung, wenn wir nicht irren, eine katholische, hat 
das Werkchen wiederholt in katholischen Blättern, x. B. noch vor 
einiger Zeit im Mainxer Katholiken , mit einer kurxen Empfehlung an¬ 
seigen lassen. Es sind in dem Schrifteben aber nur die Paragraphe 
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des preussischen allgemeinen Landrechts und einige neuere Bestimroon- 
gen abgedruckt, and «war in einer rein äusserlichen Zusammenstellung 
und nichts weniger als systematischen Uebersicht. 

Obendrein stellt der Verfasser alle die Bestimmungen des preussi- 
scben Landrechtes über die Rechte des Bischofs, der Kapitel, der Pfarrer, 
die Verwaltung des Kirchenvermögens, die Klöster, das Patronat, welche 
mit dem katholischen Kirchenrechte durchaus unvereinbar sind, so hin, 
als wären sie geltendes Recht. Dass viele Sätee des preussischen Land¬ 
rechtes, und welche, niemals praktisch gewesen sind, dass viele Sätze 
des Landrechts mehr oder weniger in allen Provinzen durch particular- 
rechtliche Normen ausgeschlossen sind, die durch die Bulle „de salute 
animarum,“ durch manche einseine Staatsgesetze und Verordnungen ein¬ 
geführten Bestimmungen, die Aufhebung des Placets seit dem J. 1842, 
die durch die Verfassungs-Urkunde vom 31. Januar 1850 garantirte 
Freiheit und Selbstständigkeit der Kirche, die Auseinandersetsungen 
«wischen den einseinen Bischöfen und der Regierung über die Verab¬ 
folgung des Kirchenvermögens sur selbstständigen kirchlichen Verwaltung 
und Verfügung durch die Bischöfe, und vielfach auch über die Patronat- 
rechte, Alles dieses kennt und weiss der Verfasser nicht, oder will es 
wenigstens nicht wissen. Und so hat er ein für die Gegenwart durchaus 
überflüssiges, unbrauchbares, ungiltiges Werk geliefert. Viel umfassender, 
vollständiger und gründlicher, als die früheren Werke, und dem praktischen 
Bedürfnisse genügend, ist nun das preussische Kirchen- und Eherecht 
des jetzt bereits verstorbenen Gerichtsassessors Dr. Polykarp Joseph 
Vogt. Der erste Theil enthält das Kirchenrecht, der «weite das Ehe¬ 
recht für den praktischen Gebrauch übersichtlich zusnmmengestellt. Bei 
dieser Zusammenstellung ist die legale Folge des Textes des allgemeinen 
Landrechtes «u Grunde gelegt werden. An die Bestimmungen des Land¬ 
rechtes sind direct angeschlossen worden die sämmtlichen, auf das 
Kirchen- und Eherecht bezüglichen Gesetze, welche vor und nach der 
Emanation des Landrechts bis zum Schlüsse des Jahres 1855 erschienen 
sind; ferner die provinzialrechtlichen Bestimmungen Uber die kirchlichen 
Verhältnisse beider Confessionen, die Rescripte des Cultusministeriums 
und des Justizministeriums, welche in den von Kampta’schen Annalen der 
preussischen inneren Staatsverwaltung, dem Ministerialblatte für die ge- 
sammte innere Verwaltung, den von Kamptz’schen Jahrbüchern, dem 
Justisministerialblatte und anderen Sammlungen enthalten sind, ferner 
die Erlasse des evangelischen Oberkirchenrathes und die wichtigeren 
Verordnungen der k. Regierungen, die sämmtlichen bisher erschienenen 
einschlägigen Entscheidungen des k. Obertribunales zu Berlin, und auch 
anderer Gerichte nebst den Entscheidungsgründen, endlich die hauptsäch¬ 
lichsten Abweichungen des canonischen Rechtes und der Lehren der 
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Reformatoren vom preussischen Kirchenrechte and mannigfache, in An¬ 
merkungen enthaltene kürzere oder längere gediegene Erläuterungen und 
Literaturverweisungen, insbesondere Bezugnahme auf die gangbareren 
Lehrbücher von Walter uud Richter. 

Man kann also bei jeder Bestimmung des allgemeinen Landrechts 
das geltende Recht leicht übersehen. Der Text des allgemeinen Land- 
recbts, sämmtliche Gesetze, Rescripte sind vollständig, wortgetreu und 
correct wieder gegeben und die gänzlich aufgehobenen Bestimmungen mit 
einem # bezeichnet worden. (Gelegentlich bemerken wir auch das folgende, 
theilweise hierher gehörige Werk: „ Allgemeines Landreckt für die 
preussischen Staaten “ Unter Andeutang der obsoleten oder aufge¬ 
hobenen Vorschriften und Einschaltung der jüngeren, noch geltenden Be¬ 
stimmungen, herausgegeben mit Commentar u. Anmerkungen von Dr. C. 
F. Koch. Von der zweiten vermehrten Auflage erschien 1857 zu Berlin 
Thl. 2. Bd. 2. Preis des complet. Werkes 21 Thaler 25 Sgr.) 

Die für die Rheinprovinz erlassenen Verordnungen haben bei Vogt 
mit wenigen Ausnahmen desshalb keine Aufnahme gefunden, weil dort 
französisches Recht gilt. Ein besonderes Werk hiefür ist das von 0. 
J. Hermans. Handbuch der gesammten Staatsgeselzgebung Über dm 
christlichen Cultus in dm preussischm Provinzen am linken Rheinufer. 
Aachen. 1833—52. 4 Bde. 

Das Werk von Vogt zerfällt in vier Abteilungen. Die erste Ab¬ 
theilung enthält: 

a) die Ressortverhältnisse der evangelischen Kirche. (8. 18.) 

b) Die Ressortverhältnisse der katholischen Kirche. (8. 18 f.) 

Die landesherrlichen Verfügungen in letzterer Beziehung sind in 
Folge der Verfassungs-Urkunde eigentlich sämmtlich ohne Bedeutung, 
and sind es zum Theile schon früher gewesen. 

Die zweite Abtheilung (8. 20) enthält die Bestimmungen der Ver¬ 
fassungs-Urkunde über die Verhältnisse, der katholischen und evange¬ 
lischen Kirche nebst den bisher erschienenen erläuternden ministeriellen 
Rescripten. Aus der Verfassungs-Urkunde vom J. 1850 hätten auch 
die Artikel 23 — 26 angeführt werden müssen, worin die dem Stand¬ 
punkte der katholischen Kirche weniger günstigen Bestimmungen über 
die Schulen ausgesprochen sind. Art. 26 verheisst ein besonderes Gesetz 
zur Regelung des gesammten Unterrichtswesens. Es stehen hier also 
noch eine grosse Reihe möglicher und wahrscheinlicher Kämpfe bevor, 
ebenso wie die katholische Fraction in der preussischen Kammer ausser 
ihren fortwährenden Bemühungen, die endliche vollkommene Durchführung 
der Bulle De salute animarom, namentlich die reale Dotation der Bis- 
thümer von Seiten der Regierung zu erwirken, insbesondere auch ihre 
volle Kraft wird aufbieten müssen, wenn das durch Art. 17 der Ver- 
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fassungs - Urkunde in Aussicht gestellte besondere Gesetz Aber das 
Kirchenpatronat 'wirklich erlassen werden soll. Es ist übrigens durch 
den Art. 15 der katholischen Kirche die vigens ecclesiae disciplina ga¬ 
rantiert (vgl. auch Vogt. Th. I. S. 48« Anm. #), und so die Bulle De 
salute animarum ergänzt. Eine gedrängte Uebersicht über die gegen¬ 
wärtigen rechtlichen Verhältnisse der katholischen Kirche in Preussen 
fanden wir zuletzt in einem der Verteidigung des würtcmbergischen 
Concordates gewidmeten Artikel der „Historisch-politischen Blätter.“ 
Bd. 41. Heft 10. S. 879—884. Wir gehen desshalb hier nicht näher 
auf die kirchlichen Zustände in Preussen ein, weil in den nächsten 
Heften unseres Archiv’s längere Abhandlungen über die prevssische Ver¬ 
fassungs-Urkunde, über das Patronat, und demnächst über die Bulle 
De salute animarum aus befreundeter, kundiger Feder veröffentlicht 
werden sollen. 

Die Denkschrift der katholischen Bischöfe in Preussen über die 
Verfassungsurkunde für den preussischen Staat vom 5. December 1848 
ist bei Vogt (S. 29 — 34) im Auszuge mitgetheilt. Dieselbe erschien 
zuerst in einem besonderen, nicht für die Oeffcntlichkeit bestimmten Ab¬ 
druck 1849 in Köln bei Bachem, später in Berlin bei Schneider und 
Comp. Auch der „ Katholik" theilte sie im September 1849 (Nr. 105 
bis 107) mit, ebenso, wenn wir nicht irren, Gintzel’s Archiv filr Kirchen¬ 
recht und Kirchengeschichte. Uebersehen hat Vogt ein wichtiges Re- 
script des Oberpräsidenten der Provinz Westphalen vom 8. Mai 1852 
betreffend die Ausführung der Verfassungs-Urkunde in den Diöccsen 
4 Münster und Paderborn. (Mitgetheilt in den „Beiträgen“ zum preussischen 
und deutschen Kirchenrechte mit besonderer Rücksicht auf die Verhält¬ 
nisse des katholischen Kirchen- und Schulwesens seit Formation der 
preussischen Verfassungs - Urkunde vom 5. Dec. 1848 und 31. Jänner 
1850. Heft 2. Paderborn 1856.) Auch fehlen eine Reihe von Erkennt¬ 
nissen des Obertribunals, welche die Ausführung der Bestimmungen der 
Verfassungs-Urkunde betreffen. 

Die dritte Abtheilung (S. 48—632, Schluss des ersten Theiles) 
handelt nach der Ordnung des Landrechtes (Titel 11, Th. I.) von den 
Rechten und Pflichten der Kirchen und geistlichen Gesellschaften. Unter 
den zu den Sätzen des Landrechts beigefügten Zusätzen, Abänderungen, 
Erläuterungen etc. vermissen wir Bd. I. S. 186 die zweckmässige, 
streng an die canones sich anschliessende Anordnung, welche der hoch¬ 
würdige Herr Erzbischof von Köln am 26, Dec. 1848 Uber die kirch¬ 
liche Gerichtsbarkeit erlassen hat (abgedruckt in dem Werk: die Wieder¬ 
herstellung des canonischen Rechtes in der oberrheinischen Kirchen¬ 
provinz. Von einem Staatsmann ausser Diensten. Stuttgart, 1853. 
S, 295 ff.) Bd.I. S. 228 fehlen mehrere Erlasse über Anlegung, Ver- 
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legnng and Benützung der Kirchhöfe, welche ia den „Beiträgen“ etc. 
Heft 3. Paderborn 1856 unter Nr. 63, and ein Urtheil des Competenz- 
gerichtshofs, welches im Jastixministerialblatte 1855. S. 13—16 abge¬ 
druckt worden. Sodann Bd. 1. S. 298 vermissen wir das Ministerial- 
rescript vom 25* Februar 1851 betreffend die Functionen auswärtiger 
katholischer Geistlicher in Berlin (abgedruckt in den „Beiträgen“ Hft. 1. 
Paderborn 1854. S. 56), und S. 342 hätte auch die Denkschrift des 
bischöflichen Generalvicariats von Kulm Uber die Vornahme kirchlicher 
Handlungen von einem Geistlichen einer andern christlichen Religions¬ 
gesellschaft ohne Dimissoriale des betreffenden Pfarrers, und über den 
Pfarrswang evangelischer Geistlichen gegen Katholiken berücksichtigt 
werden sollen. (Dieselbe erschien unter Mittheilung von Actenstücken 
so Danzig 1852. 46 S. und einen Auszug daraus brachten die „Bei¬ 
träge“ etc. Heft 2. Paderborn 1856. S. 19—36.) 

Der zweite Theil enthält als vierte Abtheilung das Eherecht. (S. 1 
bis 171.) Daran schliessen sich (S. 172—227) als Beilagen: das 
Reglement de gravaminibus vom 8. August 1750 (8. 172—180), die 
deutsche Uebersetzung der Bulle De salute animarum (8. 180—189), 
die k. preussische Militärkirchenordnung vom 12. Februar 1832 nebst 
späteren, darüber ergangenen Verfügungen (8. 189 — 206), sodann 
evangelische Kirchen- und Gemeindeordnungen für die verschiedenen 
Provinzen. 

Um die Brauchbarkeit des Werkes zu erhöhen, sind am Schiasse 
desselben als Anhang (8. 228—332) beigefügt worden: die kirchliche 
Gesetzgebung für die sogenannten geduldeten Religionsgemeinschaften 
der Altlutheraner, der Deutschkatholiken und der sog. freien Gemeinden, 
der Menoniten,. der Herrenhuter, böhmischen Brüder, Quäcker and der 
Juden; ferner das niedere Schalrecht; die Bestimmungen des allgemeinen 
Landrechts, der übrigen Gesetzbücher und der späteren Gesetzgebung, 
welche sich auf die Geistlichkeit direct beziehen, oder für dieselbe von 
Interesse sein könnten; ferner die Verordnungen über die Union and 
Agende, and das Reglement über den Einkauf in die allgemeine Witwen- 
Verpfiegungsanstalt etc. 

Ein chronologisches Register (8. 333—345) der Gesetzgebung über 
die kirchlichen Angelegenheiten vom J. 1697—1856 (ein solches ent¬ 
hielt auch schon das „ Handbuch der kirchlichen Gesetzgebung Preussens , 
von Adolf Heckerl, Bd. 2. Berlin 1846. 8. 405—442) und ein Sach¬ 
register (8. 346—359) beschliessen das Werk. Das Sachregister könnte 
etwas ausführlicher sein, um so mehr als bei der Menge des in dem 
compre88 gedruckten Werke zusammengestellten Materials der mit dem 
Ganzen weniger vertraute Leser sich bisweilen nicht so schnell zurecht 
finden möchte, wenn er über einen einzelnen Punkt die nöthige Be- 



590 


lehrung sacht. Vielleicht wäre es sur leichteren Orientirung such 
wünschenswert]!, wenn auf jeder Seite des Baches obenan in einer Ueber- 
schrift die jedesmal behandelten Punkte angedeatet würden. 

Im Uebrigen ist es bei der grossen praktischen Brauchbarkeit, Voll¬ 
ständigkeit and Gründlichkeit des Werkes, and bei dem streng objectiveu, 
niemals die religiösen Ueberseugungen der Katholiken oder Protestanten 
ve riet senden Standpunkte des Verfassers «u bedauern, dass derselbe 
durch seinen bereits erfolgten Tod gehindert ward, die von jetst ab er¬ 
scheinenden Gesetse, 'Erlasse etc,, wie er in der Vorrede versprach, von 
Zeit sa Zeit als Fortsetsungen des Kirchen- and Eherechts im Bach¬ 
handel erscheinen sa lassen. Jedoch diesem Bedürfnisse absahelfen, 
wird aach unser Archiv in Zakanft auf’s Eifrigste sich angelegen sein 
lassen. 

36« Weber — Cartons aus dem deutschen Kirchenleben von Beda 
Weber. Mains. Verlag von Frans Kirchheim. 1858. VIII. and 789 8. 
gr. 8. (Preis 4 Flor. 48 kr. rh.) „Die Spitse des Baches richtet sich 
anverholen gegen die destructiven Strebnisse der Zeit, welche die himm¬ 
lische Offenbarung des Christenthums serwaschen and die heidnische 
Weltauffassung als Religion der Zukunft begründen wollen.“ So heisst 
es in der Vorrede. Mit der Kirche überhaupt wird auch das wieder 
erstehende kirchliche Recht vielfach grimmig angefochten. Aach der 
Veranschaulichung dieser Anfechtungen sind eine Reihe Cartons des ver¬ 
ewigten Meisters gewidmet. 

Beda Weber wendet sich gegen das protestantische Paritätsprincip, 
wie es Professor Stahl in Berlin anfgestellt hat (und dem, wie sich aas 
unseren obigen Besprechungen ergibt, aach die Darmstädter „Allgemeine 
Kirchenseitung,“ die „Preussischen Jahrbücher,“ die „Protestantische 
Kirchenseitung“ and die protestantischen Theologen aller Richtungen 
siemlich allgemein huldigen). Stahl bestreitet die Unabhängigkeit der 
katholischen Kirche von der protestantischen Staatsgewalt in geistlichen 
Dingen. Beda Weber (S. 11—37) hebt den Unterschied and Gegensats 
von Kirchengewalt und Staatsgewalt hervor. Die katholische Kirche 
kann and darf nur geistliche Mittel in der Ausbreitung ihrer Glaubens¬ 
lehre gebrauchen, und ist durch ihren Glauben angewiesen, allen Zwang 
in Gewissensangelegenheiten als unsittlich und gottlos sa verwerfen. 
Jene mittelalterliche Ordnung, wo Geistliches und Weltliches sasammen- 
floss, ist durchaus kein wesentliches Attribut der katholischen Kirche, 
sondern bloSs ein Product der Geschichte. (S. 11 ff.) Wenn ihr Pro¬ 
testanten den geistigen Kampf mit der katholischen Kirche nicht auf¬ 
nehmen wollt, sondern dieselbe unter die Herrschaft einer sie hem¬ 
mend«! , beengenden Staatsgewalt stellen wollt, so beweist dieses ein 
Misstrauen auf die innere Güte und Haltbarkeit euerer Religlonalekre, 
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Indem man, wenn diese bestehen soll, Anderen keine Freiheit, keine 
Macht, kein Recht einränmen darf. Die katholische Kirche ist gegen¬ 
wärtig in Frankreich, Belgien, England, Nordamerika so unabhängig 
vom weltlichen Regimente, wie es die deutschen Bischöfe gar nie ver¬ 
langt haben. Diese Staaten haben darum ihre Souveränetät nicht ver¬ 
loren; sie haben im Gegentheile in Belgien, Holland, England und Nord¬ 
amerika noch Kraft genug behalten, die Katholiken auf die ungerechteste 
Weise grimmig anzufeinden. (S. 13.) Die vielgerühmte Parität, welche 
ihr Protestanten der katholischen Kirche angedeihen lassen wollt, ist 
gleich dem Anträge eines Einäugigen, jedem Menschen, der zwei Augen 
hat, eines auszugraben, um die wünschenswerthe Gleichförmigkeit her- 
sustellen. Nach dieser Parität bleiht dem protestantischen Staate das 
Recht, die katholische Kirche nach den nämlichen Grundsätzen wie die 
protestantische zu regieren; die katholische Kirche soll sich auf das 
innerliche und allein freie Band der Seele zu Gott zurückziehen, die 
sichtbare, durch die ganze Welt verzweigte katholische Kirche soll un¬ 
sichtbar werden. (S. 14.) Uebrigens strebt die katholische Kirche eine 
allseitige Unabhängigkeit von der Staatsgewalt auch nicht an, weil nach 
unzweifelhafter Erfahrung eine solche Trennung der Kirche vom Staate 
der Gesellschaft die grössten Nachtheile bringen muss. Sie wird also 
in allen weltlichen Dingen ebenso enge mit der Staatsgewalt verbunden 
bleiben, als die Protestanten selbst. Nur in kirchlichen Angelegenheiten, 
wo es sich um Glauben und göttliche Autorität handelt, muss sie auf 
ihrer Unabhängigkeit von der Staatsgewalt bestehen. (S. 15.) Der Ver- 
fasser weist auf das Unwürdige hin, wenn eine protestantische Regierung 
als eine Partei für die eigene Confession zur Beunruhigung der katho¬ 
lischen Unterthanen stehen wolle. (S. 16.) Auch verbreitet er sich 
Cs. 25 ff.) Überdas beliebte Thema der Protestanten, wornach die Katholiken 
alle Revolutionen seit drei Jahrhunderten verursacht haben sollen. Dass 
der Protestantismus nur durch eine Revolution und Auflehnung gegen die 
damaligen Reichsgesetze zur Existenz gelangt ist, diess haben sie 
längst vergessen. 

Zu erwähnen sind in nnserem Archiv auch die Betrachtungen Beda 
Weber’* über das iisterreichieche Concordat (S. 99—133), besonders 
über die Stellung der politischen Parteien dazu, und wie die Protestanten 
immer Alles mit der Politik verbinden. Auch über die in Folge des 
Concordates wieder durchgeführte Separation der Friedhöfe, welche in 
den Zeitungen so entstellend dargestellt wurde, gibt der Verfasser die 
gehörige Aufklärung. Später kommt er noch auf die kleindentsche Auf¬ 
fassung des österreichischen Concordates zurück, und charakterisirt dabei 
einige Schriftsteller der staatskirchlichen Richtung. (Schenkel S. 358.) 
Warnkönig S. 359 f., Laboulaye S. 360 f.) 
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In der Abhandlung Aber „die Stellung des katholischen Priesters 
in gemischten Religionssuständen (S. 393) wird ans die schwierige 
Lage der katholischen Kirche in Frankfurt, Nassau, Weimar eingehend 
geschildert. In dem Artikel sur Reformation in Nassau (S. 575—661) 
wird historisch nachgewiesen, wie durch List und Gewalt der Pro¬ 
testantismus in diesem Lande eingeführt worden ist. Daran schliesst 
sich (S. 661—692) eine Darstellung der „Drangsale des nassauischen 
Volkes während des dreissigjährigen Krieges, auf Grundlage einer sehr 
belehrenden Schrift des protestantischen Decans Keller su Idstein. 

„Der Trauergottesdienst (S. 728 ff.) wird als eine heidnische Auf¬ 
fassung verworfen, und die wahre Bedeutung des Gebetes für die Ver¬ 
storbenen auseinander gesetst. Ein weiterer Artikel weist nach, dass 
die griechische Kirche in diesem Punkte in vollem Einverständnis mit 
der Lehre der katholischen Kirche stehe. (S. 737-744.) Es wird dabei 
Besag genommen auf die „Ordnung der Gebete sum Gedächtniss an die 
Verstorbenen nach dem Ritus der orthodoxen Kirche,“ eine Uebersetsung der 
der katholischen Todtenvigilie entsprechenden Grabgebete, welche Basaroff, 
Probst an der griechisch-russischen Kapelle su Stuttgart, veranstaltet hat. 

Endlich ein Aufsats „sur Orientirung in der oberrheinischen Kirchen¬ 
frage“ (S. 776—789) schildert den Verlauf der Thatsacben, das Ver¬ 
halten der Regierungen und die protestantischen territorial-staatskirchlichen 
Grundsätse derselben gegenüber der katholischen Kirche. 

37. Zeitschrift für deutsches Recht und deutsche Rechtswissen¬ 
schaft. In Verbindung mit vielen Gelehrten herausgegeben von Beseler, 
Reyscher und Stobbe. Bd. 17. Tübingen 1857. Verlag und Druck von 
L. Fr. Fues. IV. und 474 8. (3 Hfte. 3 Thaler). 

I. Dieser Band enthält unter Nr. IX. Beiträge zur Kenntniss der 
oberstrichterlichen Praxis in Bezug auf den Reichsdeputationshaupt¬ 
schluss vom Jahre 1803. Von Advocat Bopp in Darmstadt. (S. 283 bis 
291.) 

1. Es werden hier drei dieses Reichsgesets berührende Rechtsfälle 
mitgetheilt, welch'e in letster Instans in das Oberappellationsgericht so 
Darmstadt erwuchsen. Zunächst (S. 283—287) „die Klage des zu einer 
Probende Präsentirten auf Zahlung einer Pension in Gemässheit des 
Reichsdeputationshauptschlusses :“ Eine solche Klage stellte 1830 und 
neuerdings 1833 der Freiherr von Droste Vischering, der nachmalige 
Ersbischof Clemens August von Köln gegen den Grosshersoglich hessi¬ 
schen Centralfiscus an. Die Familie von Galen hatte das Präsentations¬ 
und Nominationsrecht su einer bei der Domkirche sa Worms 1667 
gestifteten erblichen Dompräbende. Zur Sicherung dieses Rechtes hatte 
das Domkapitel alle seine Güter, insbesondere die im Bisthum Worms 
gelegenen, sub clausula ratae executionis et constituti possessorii sur 
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Hypothek bestellt und eventuell sogar die Immission ertheilt. Im J. 1797 
präsentirte das Haupt der Familie von Galen seinen Vetter, den Frei¬ 
herrn Droste v. Vischering, zur vacanten Präbende. Die darüber aus- 
t gestellte Urkunde wurde in demselben Jahre dem zuletzt versammelten 
Generalkapitel mit dem Ersuchen um Investitur vorgelegt. Die Investitur 
verzögerte sich jedoch. Und darauf wurde das Domkapitel von der 
französischen Regierung supprimirt und von dem Reichsdeputationshaupt¬ 
schluss vom Jahre 1803 aufgehoben, so dass es nicht zur Investitur 
koinmen konnte. Hierauf stützte der Kläger im Wesentlichen seinen 
Anspruch auf eine reichsschlussmässige Pension, indem dieselbe durch 
jene Präsentation begründet sei. Dieser Anspruch sei nur bedingt durch 
das bereits existent gewordene Recht zum Genüsse der Präbende. (arg. 
Art. 53, 54, 58 des R. D. H. S.) Das Gericht erster Instanz, das 
grossherzogliche Hofgericht in Darmstadt, wies die Klage a limine ab, 
und das Oberappellationsgericht bestätigte dieses Urtheil durch Ver¬ 
fügung vom 22. November 1830. 

Im Januar 1833 stellte Freiherr v. Droste eine neue Klage gegen 
den grossherzoglich-hessischen Central-Fiscus an. Hervorhebend, dass 
das Domkapitel die Investitur so lange verzögert habe, bis die politischen 
Veränderungen berangekommen wären, und durch den R. D. H. S. dem 
damaligen Landgrafen „die Reste des Bisthums Worms,“ d. h. die auf 
der rechten Seite des Rheins gelegenen Theile desselben zugefallen seien, 
machte Kläger geltend: von dem Pfandnexus seien diese Gebietstheile 
fortwährend ergriffen, so dass er alle Ansprüche, welche ihm wider 
das Domkapitel zugestanden, auch wider den Besitzer der Pfänder, so¬ 
nach auch gegen den grossherzoglichen Staatsfiscus verfolgen könne. 
Auch diese Klage wurde von dem Hofgerichte a limine verworfen, und 
die dagegen gerichtete Beschwerde vom Oberappellationsgerichte in den 
Verfügungen vom 19. April 1833 abgewiesen. 

Die Entscheidungsgründe werden von Bopp mitgetheilt. Sie gingen 
in beiden Fällen hauptsächlich dahin, dass Kläger ja die Pfründe selbst 
noch nicht erworben habe, und somit weder Capitular, noch Domicellar 
gewesen sei, und desshalb nichts aus dem Reichsgesetze für sich her¬ 
leiten können, sodann sei der Fiscus nicht universeller Nachfolger des 
Domkapitels, und es habe der grossherzogliche Staat, als Inhaber einiger 
Gebiets- Und VermOgenstheile des ehemaligen bischöflich Wormsischen 
Staats, nur solche Verpflichtungen und Schulden mit übernommen, welche 
von der Fortexistenz des Domkapitels oder dessen Aufhebung unabhängig 
gewesen seien. 

2. Der zweite Rechtsfall (S. 287—290) betrifft „die Frage , ob 
der im S- 37 des Reichsdeputationshauptschlusses enthaltene Ausdruck : 
„Güter" auch die Mobilien umfasse?“ Das Oberappellationsgericht zu 
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Darmstadt in einer Eigenthnmsklage der Domkirche zu Köln gegen den 
grossherzöglich-hessischen Centralfiscns auf Herausgabe von Manuscripten 
und BQchern, welche der Hofbibliothek in Darmstadt einverleibt worden 
waren, bejaht. (Erkenntniss des 0. A. G. in Darmstadt vom 6. October^ 
1853.) 

3. Zum dritten (S. 290 f.) wird Ober die Bedeutung de* §. 46 
des Reichsdeputationshauptschlusses gehandelt. Der vorhin gedachten 
Eigenthumsklage der Domkirche zu Köln gegen den Central-Fiscus setzte 
dieser auf Grund des $.45 des R. D. H. S. die Einrede der erlöschenden 
Verjährung entgegen, da das geltend gemachte Recht durch Ablauf des 
(vom 1. Decbr. 1802 an gerechneten) 50. Jahres erloschen sei. Diese 
Einrede wurde von dem 0. A. G. durch Erkenntniss vom 21. Januar 
1852 verworfen. Denn der §. 45 beziehe sich nur auf Ansprüche 
Dritter. Abgesehen davon, ergebe der Wortlaut, und ginge auch aus 
den Verhandlungen der Ausserordentlichen Reichsdeputation hervor (von 
Hoff, das deutsche Reich vor der französischen Revolution und nach 
dem Lüneviller Frieden. Th. 2. S. 281 ff.), dass nur von Geltend¬ 
machung solcher Ansprüche die Rede sei, welche an die zur Entschä¬ 
digung für die durch die Abtretung des linken Rheinufers entstandenen 
Verluste zugewiesenen Länder, an die Entschädigungslande gemacht 
werden können. 

II. Im Band 17 der Zeitschrift für deutsches Recht S. 321 findet 
sich ferner ein bereits (im II. Bande des Archivs S. 689) von uns er¬ 
wähnter Aufsatz von Warnkänig „über die neuesten Vereinbarungen 
mit Rom “ (S. 321—398) mit einem Zusatze Reyscher’s. (S. 398—405«) 
Warnkönig wirft im §. 1 Rückblicke auf die Zeiten vor 1803 (S. 321 
bis 328) und im §. 2 auf die staatliche Organisation der Verhältnisse 
der katholischen Kirche im südwestlichen Deutschland seit 1803 (8. 328 
bis 335), sodann $. 3 auf die kirchliche Opposition und den Kirchen- 
streit (8. 335—341), betrachtet darauf $. 4 das österreichische Con- 
cordat vom 18. August 1855 (8. 341—353), $. 5 die würtembergische 
Convention vom 8. April (ratificirt den 5. Juni) 1857 (8. 354—388) 
nnd im S. 6 stellt er eine Vergleichung des österreichischen Concordats 
mit der würtembergischen Vereinbarung an, und erörtert deren Wirkungen 
(8. 389—398.) Warnkänig stellt sich gerade nicht als einen absoluten 
Gegner der Concordate bin, findet aber doch genug daran ausznstellen. 
Wir würden manche Auffassung nnd Behauptung Warnkänigs als irrig 
surückweisen müssen, wenn wir auf den Inhalt seiner Darstellung näher 
eingehen wollten. Wir würden den Lesern des Archivs aber nichts 
eigentlich Neues bringen können. Wir wollen nur bemerken,- dass 
Warnkänig glaubt, in seiner Schrift: „die staatsrechtliche Stellung der 
katholischen Kirche in den katholischen Ländern des deutschen Reichs 
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besonders im 18. Jahrhundert, Erlangen 1853“ den Beweis erbracht *u 
haben, dass die bis auf die neuere Zeit Übliche staatliche Behandlung 
der katholischen Kirche in Deutschland nicht eine Neuerung des neun¬ 
sehnten Jahrhunderts, sondern wie selbst der sog. Josephinismus nur 
eine Fortsetsung der früher schon herrschend gewesenen Principien, und 
die Behauptung grundlos sei, es habe einst das canonische Recht in 
unbeschränkter Weise in Deutschland gegolten. Er hat sich in jener 
Bchrift auf verschiedene frühere, die rechtliche Stellung der katholischen 
Kirche beeinträchtigende Facta, auf Verträge, welche Bischöfe (die das 
jus commune der Kirche nicht absuändern vermögen cf. Archiv Bd. I. 
S. 553 ff.) mit den Landesherren abschlossen und einseitig auf etliche 
febronianische, gallikanische, josephinische Schriftsteller berufen. Jene, 
sowie die früheren Schriften Wamköm'gs über den oberrheinischen 
Kirchenstreit, fanden eine eingehende scharfe Entgegnung und genügende 
Widerlegung in dem Mainser „Katholik.“ Bd. 12 der neuen Folge. 1855. 
S. 289—299, S. 337—345, 448—457, 481—491, 529-539, und 
weiter im „Katholik“ 1856. Erstes Halbjahr. S. 11—24, 4, 9—61. 
— Reyscher's Auflassung haben wir bereits im Archiv Bd. II. S. 69 ff. 
besprochen. 

m. Band 18 der Zeitschrift für'deutsches Recht (Tübingen 1858) 
enthält im 1. Hefte S. 29 — 74 einen Aufsats von Dr. E. Hermann , 
Professor in Göttingen: „zur Lehre von der rechtlichen Natur der 
Kirchenlasten .“ Zugleich ein Beitrag sur Lehre von der kirchlichen 
Baulast nach evangelischem Kirchenrechte. S. 74—81 folgt ein Zusatz 
von Reyscher. 

Hermann hält die (s. B. von Otto Mejer getheilte) Ansicht, als 
sei in Betreff der Kirchenlasten auch bei den Protestanten das canonische 
Recht im Gänsen massgebend, für unrichtig, und sucht dieses aus dem 
bei den Protestanten von dem verschiedenen Begriffe des canonischen 
Rechtes der Gemeinde, und aus verschiedenen evangelischen Kirchenord¬ 
nungen und Landesgesetsen nachsuweisen. Reyscher glaubt jedoch, es 
sei im Allgemeinen auch hier das canonische Recht von den Protestanten 
recipirt worden. 

Besonders werthvoll sind die vorgebrachten Erörterungen nicht, 
wenigstens nicht für das katholische Kirchenrecht. F. 
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Anhang. 

Die gesammte Kirche betreffend. 

/««frweflo processus Jurtietatis super uutlitate s. Or- 

rfinis Subdiaconatus eao eausis vis et wnetus .') 

Processas judicialis erit conficiendus juxta Constitutionis Benedicti 
XIV. „si datam - ‘ Mart. 1747 formam praescriptam, quae licet de regu- 
laribos reclamantibus nullitatem emissae professionis agat ad affinem 
nihUominas hanc querelam nullitatis s. Ordinationis ex S. Sedis Praxi 
congraa tarnen congrais referendo extensa fuit. 

Imprimis itaque depatandus erit a Judice Defensor validitatis S. 
Ordinationis, qui ad omnes et singulos actus citari, atque andiri debebit. 
Hio interrogatoria exhibebit, super quibus eo semper astante sub for- 
mali examine et praevio juramento rogandus erit N. N. de praeciso 
tempore susceptorum Ordinum minorum et Subdiaconatus, qua in aetate 
versaretur, dum ad singulos fuit promotus, et quam modo aetatem agat; 
quo minarum genere aut incusso metu aut aperta vi coactus fuerit ad 
ecclesiasticam militiam amplectendam, et de passis iisdem minis in specie 
vel saevitiis, praesertim de tempore proximo cuilibet promotioni tarn 
ad minores Ordines, quam ad Subdiaconatom. Qui fuerint coactionis 
euctores, an pro sua indole capaces communiter reputarentur exequendi 
minas. Interrogandus erit N. N. de conquaestionibus ea de re, vel signis 
interni dissensus panditi tarn ante quam in ipso actu et post receptos 
ordines, praesertim Subdiaconatus, an et cui aperuerit suam contrariam 
voluntatem, et qualem praecise interius habuerit animum in acta S. Or¬ 
dinationis. Utrum Minores, et Subdiaconatus Ordinem unquam, et quo- 
ties, quando, et ubi exercuerit, et divinum Officium recitaverit, an un¬ 
quam contra Ordinationem ex passa vi aut metu susceptam, et eidem 
annexa onera, et coram quo extrajudicialiter vel jndicialiter reclama- 
verit, et unde factum ad baec usque tempora deseruerit. Denique 
rogandus erit idem, ut inducat testes consanguineos, etiam familiäres et 
extraneos, qui de praemissis omnibus circumstantiis certiores esse 
possint, qui deinde formali examini .erunt subjiciendi. Omnes vero ad- 
stante Defensore S. Ordinationis et ad ejusdem interrogatoria rogandi 
erunt de circumstantiis praemissis coactionis, ejusque causis, quae ad 
eorum notitiam pervenerint tum praesertim an N. N. dicti matrem 


*) Diese Instruction wurde von der Congregatio Concilii lm Jahre 1838 erlassen 
und vom Herrn Einsender. Dr. Furtner, ex libro literarum ab anno 1843—47 
entnommen. A. d. R. 
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noverint (accusata erat quod vi et meta Filium ad S. Ordines adegisset) 
et exploratam habuerint ejus indolent et agendi rationem erga filios 
Btram natura sua Ulis esset severrKatis, nt merito timeri posset, ipsSki 
ln Inas execaturam; an dietus N. N. pro sua natura esset tarn pusillanl- 
mis, ut minis et saevitiis ejusdem deterreri posset, et in eum grayem 
metum incidere, qui constantem quemque virum deterruisset, an mater 
nequatn doluerit, praesertim morti proxima filium adeglsse ad S. Or 1 - 
dinationem. 

Quidquid vero dietus N. N. deposuerit in examine suo, adhuc a 
testibus, quos mngts instructos Judex repnUyarit, erit inquirendom, ab 
praeterea investigandum, utram seiant, quod N. N. unquam exeriofetfit 
s. Ordinem Subdiaconatus vel Ordines Minores, recitationi Dtviai Offieil 
yacayerti, qnodque ineesserit semper vel ‘raro in habitn Ecclesiastied. 
£i qni praeterea a teatibus de re instructi indicati fnerint, eos ettam 
formali examini subjiciet judex insUBte Defensor» s. Ordinationis ae 
eadem methodo servbta. Faeukatem sibi reservabit Judex in qnolibet 
examiue, siye actorem sive testen ad nevnm ex amen revooandi. Rebus 
itaque «mnibus ita explatis Processum daodet Judex, et ad definitiüuem 
causae procedet. 


Heere! der Heit, CanfredsMon de« I—*teat>. 

Die heil. Congregation des Index hat in ihrem letzten Erlass vom 
22. August folgende Werke verurtheilt: 

„ Element* di cosmografia del prof. Giuseppe Bagarolli, Floren» 
1857.“ 

„Storia d'uno studente di filosofia, di Giuseppe Piola, Mailand 1855.“ 

„Historga prawodawstw Slowianskich etc.; i. e. latine: Historia 
legislationum slovenicarum (vulgo slavicaram), a Yenceslao Alexandro 
Maciejowski, doctore juris et professore, judice in Trib. Civ. 1. In- 
stantiae Palatinatuß Masoyiensis, 4 Bände, Warschau und Leipzig 
1832—35.“ 

„Pamietniki o dziejach, ^simiennietwie, i prawodawstwie Slowian 
cet., seu latine: Monumenta ad historiam, litteraturam ac legislationeqn 
Sloyenorum; uti appendix ad historiam legislationum etc. ejusdem. Auc¬ 
toris, 2 Bände, Petersburg und Leipzig 1839.“ 

Lucilla oder das Lesen der Bibel von Adolph Monod, London. 
(Opus ex regula II. indicis praedamnatum.) 


Uoy’t Archiv für kath. Kirchenrecht. UL Band. 


40 



598 


Oesterreichische Rechtsquellen. 

•Mu ts o rW elbe« Patent vom SS. September SSSS, über 
Ale Anfbebnng unA JEnt»eb&Aignng Aer Xehentbeeüge 
im Graes für stentbunte Siebenbürgen* 

(Reichsgesetzblatt Zahrg. 1858. St. XI. Nr. 163.) 

Wir Franz Joseph der Erste , von Gottes Gnaden Kaiser tou Oester¬ 
reich; etc. etc. 

Um die Anordnungen über die Aufhebung des Zehentrechtes in 
Unserem Grossfürstenthuine Siebenbürgen , und über die Bedingungen, 
unter wichen eine Entschädigung geleistet wird, »um Abschlüsse sa 
bringen, haben Wir Uns nach Vernehmung Unserer Minister und nach 
Anhürung Unseres Reichsradies veranlasst gefunden, im Nachhange su 
dem Patente vom 21. Juni 1854 über die Grundentlastung in dem ge¬ 
dachten Grossfürsteikthume (Reichsgesetsblatt Nr. 151) und mit Rück¬ 
sicht auf die wesentliche Beschaffenheit der Zehentleistung und die sieh 
herausstellende Hübe der Gründendestaags-Eatschidigung, folgende Be¬ 
stimmungen Aber die Aufhebung und die Entschädigung der Zehentbesüge 
in diesem Kronlande su erlassen. 

§. 1. Die Aufhebung des Zehents begreift sowohl den grundherr¬ 
lichen (Urbarial-), als auch den Fiscal- und geistlichen Zehent, ohne 
Unterschied* ob . derselbe von Bodenersougniseen oder von Gegenständen, 
die keine Bodenerseugnisse sind, oder selbst in einem grosseren oder 
geringeren, als dem sehnten Antbeile des Erträgnisses entrichtet wurde. 

S. 2« Der von den vormaligen Grundherren in mehreren Ort¬ 
schaften gepachtete Fiscalsehent, dann der vom Fiscus selbst in diesen 
Ortschaften besogene Zehent von Lämmern und von Bienen, sowie der 
in den vormaligen Comitaten Mittel-Ssolnok und Krassna eingehobene 
Fiscalsehent, bleibt ohne Entschädigung aufgehoben. 

Dagegen entfällt auch ohne Entschädigung die von Seite der Grund¬ 
herren an den Fiscus gesahlte Zehent-Arenda. 

$. 3. Der in den übrigen Zehentbesirken des Landes eingehobene 
Fiscalsehent, dann der grundherrliche (Urbarial-) Zehent, oder das 
Neuntel, wo es üblich war, sowie der geistliche Zehent, wird aus 
Landesmitteln entschädiget. 

Diese Entschädigung ist für die Zehentberecbtigten ohne Unterschied 
ihrer Person aussumitteln, und hat demnach nicht bloss den sehentbo- 
rechtigten Privatbeshsern, sondern auch dem Fiscus, der Geistlichkeit, 
frommen und gemeinnütsigen Anstalten u. s. w. susukommen. 

$. 4. In so weit eine Entschädigung für den aufgehobenen Zehent 
gebührt, ist dieselbe nach folgenden Grundsätsen aussumitteln und su 
bemessen. 



Bestehen Zehent-Reluitionsverträge, so sind dieselben zu# Bemessung 
der Entschädigung für die vertragsch Messenden Thefle in soferne mazS»- 
gebend, als sie wenigstens einen neunjährigen Zeitraum innerhalb der 
Jahre 1836—1847 umfassen. 

Der durchschnittliche Reluitionsbetrag dieser neun Jahre ist ohne 
Abzug als EntscbSdigungsrente, und das Zwanzigfache desselben ajp 
Eutschädigungs-Capital zu ermitteln. 

Naturalabgaben oder Leistungen sind nach den Preisen des Grund- 
Steuer-Provisoriums, oder wo solche fehlen, nach denselben analogen 
Preisen, welche die Landescommission zu bestimmen hat, zu ermitteln, 
und der durchschnittliche Werth derselben auf gleiche Weise' zu b $7 
rechnen. 

8. 5. Im Falle Meine solchen RelniHonsvertrflge bestehen , fet der 
Zehent- (beziehungsweise Neuntel-) Ertrag, in sofeme die Leistung In 
der Abgabe eines bestimmten Theiles von BodenerZeugnissen bestand, 
aus den Zehentregistern und Abfuhraprotokollen und anderen glaube- 
würdiges Urkunden, und in Ersnnglung solcher Behelfe auf Grundlage 
der zu verificirenden Anmeldungen nach einem zehnjährigen Darch^ 
schnitte vom Jahre 1838—1847 zu erheben, und nach den Preisen dei 
Grundsteuer-Provisoriums zu veranschlagen. 

$. 6. Bei Zehenten von Gegenständen, die keine Bodenefzeugtiisse 
sind, ist das durchschnittliche Jahreserträgniss d«r, Jahre 1838—1847 
nach Zehentregistern und anderen glaubwürdiges Urkunden,, und ^penp 
auch diese abgehen, durch eidesstättjge und zu. veri&cirende Fassionen 
zu erheben, und nach, den Katastralpreisen analogen, von dar Landes- 
Commission bezirksweise festzusetzenden Preisen zu verwerthen. 

§. 7. Das auf diesem Wege (§§. 5 und 6) ermittelte und zu Geld? 
berechnete Jahreserträgniss bildet nach Abzug eines Drittels bei des» 
Urbarialzehente (oder Neuntel), und eines Sechstels bei den sonstige? 
Zehentbezügen (§. 3) die Rente, und im Zwanzigfachen des Betrages 
das Entschädiguhgscapital. 

§. 8. Von der für den evangelisch-sächsischen Clerus ermittelten 
Zehent-Entschädigungsrente ist der census cathedraticus zu Gunsten des 
bezugsberechtigten Fondes in Abzug zu bringen, und ita deirf Zwinzig- 
fachen Betrage als Entschädigtmgücapital fßr letzteren adszumtesen.- 

§• 9. In Bezug der Art, auf welche, und der Quellen, &W ; tfenen 
den Zehentberechtigten die Entschädigung des Capltals Sowohl, als der 
Rente unter Wahrung der Rechte aller dabei Behelligten geleistet werded 
«eil, haben die Bestimmungen Unseres Patentes vom 6. Jätfner 1856, 
Nr. 7 des Reichsgesetzblaltes bezüglich des Fiscus, der der Cenfiscattok 
verfallenen, der.Fondsstiftmigs- tmd den diesen gleich ZS behandelnden 
Corporationsgüter, mit den in Unserer Verordnung vom 26.Juni l857j 
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Nr. 126 des Reichsgesetzblattes vorgezeichneten Modalitäten, bezüglich 
der geistlichen Zehente aber oster Beobachtung derjenigen Grundsätze 
zu gelten, welche werden festgesetst werden. 

$. 10. Die Rente des Entschädigungscapitales läuft bei dem Ur- 
barial zehente (Neuntel) vom Aasfertigungstage dieses Patentes, bei den 
Übrigen Zehentbezügen vom 1. Juli 1848. 

Sie ist nnr in soweit auf den Entlastungsfond zu Uberweisen, als 
der Zehent seither nicht in Natura abgestattet wurde, oder nach den 
erlassenen Normen in natura abzustatten war. 

Von dieser Rente sind die erhaltenen Vorschüsse zu Gunsten des 
Entlastnngsfondes, besQglich des Staatsschatzes, in Abzug su bringen. 

$. 11. Abgaben und Leistungen an Geistliche, Kirchen, Schulen, 
Wohlthätigkeits- und überhaupt gemeinnützige Anstalten, welchen weder 
der geistliche , noch der Fiscal- oder grundherrliche Zehent su Grunde 
ühg*. und die nicht in einem bestimmten Antheile des Bodenerseugnissea 
an Früchten oder überhaupt in einejp bestimmten Antheile erzeugter 
Gegenstände bestehen, s. B. Capetien u. dgl., sind unter den aufge¬ 
hobenen Leistungen nicht begriffen. 

Derlei Giebigheiten bleiben aufrecht, und sind auch fortan unwei¬ 
gerlich absustatten. 

Streitigkeiten über die Art und den Umfang des Bezuges, sowie 
Über die verweigerte Leistung dieser Giebigkeit, sind vor politischen 
Behörden su verhandeln und su entscheiden. 

ff. 12. Unberührt durch die Bestimmungen dieses Patentes bleiben 
auch jene Giebigkeiten, welche nicht als Urbarialzehent, oder in Folge 
des geistlichen Zehentrechtes abgestattet werden, sondern nach Inhalt 
des zweiten Abschnittes Unseres Patentes vom 21. Juni 1854 als ab¬ 
lösbare Leistungen su behandeln sind. 

f. 13. Die Durchführung der Entschädigung wird den mit Un¬ 
serem Patente vom 21* Juni 1854 zur Durchführung der Grundent¬ 
lastung bestellten Organen Übertragen. 

$.14* Alle Eingaben, Urkunden, Schriften und Verhandlungen in 
den, in diesem Patente beseichneten Entschädigungsangelegenheiten ge- 
n iessen die Stempel-, Tax- und Portobefreiung, sowie die Befreiung von 
den, bei Uebertragung des Eigenthumes unbeweglicher Güter za ent¬ 
richtenden Gebühren. 

Unser Minister des Innern ist im Einvernehmen mit dem Minister 
der Justiz und jenem der Finanzen mit der Durchführung des gegen¬ 
wärtigen Patentes beauftragt, und hat die einschlägigen Verordnungen, 
Instructionen und Weisungen zu erlassen. 
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Gegeben in Unserem Lust ash losse Laxenburg den fünfzehnten Sep¬ 
tember im Eintausend Achthundert acht und fünfzigsten, Unserer Beide 
im sehnten Jahre. 

Franz Joseph m. p. (L. S.) 

Graf von Buol-Schauentiein m. p. Freiherr t. Back , n. p. 

Freiherr v. Bruck m. p. Graf Nädasdy m. p. 

Auf Allerhöchste Anordnung: 

Freiherr t. Rantonnet m. p. 


FererdHNKf de« JütinMeriuM» für CMtue nn4 Unter- 
rieht vom 94, SepteMher M888, 

gütig für alle Krouländer, mit Ausnahme des lombardisch-Tenetianlschen König¬ 
reiches, Dalmatiens and der Hilitärgrinze, über die Behandlung der Schuldver¬ 
schreibungen der Entlastongsfonde für das, auf geistliche Güter entfallende, einen 

Bestandteil der betreffenden Pfründe bildende Entsehidignngscapital. 

Zur Sicherstellung und Wahrung der Integrit&t und der eigenen 
Widmung des geistlichen Vermögens, soweit dasselbe aus Schuldver¬ 
schreibungen der Entlastungsfonde für das auf geistliche Güter entfal¬ 
lende, einen Bestandteil der betreffenden Pfründe bildende Entschfidi- 
gungscapital besteht, wird im Grunde Allerhöchster Entschliessung vom 
13. Juni 1858 Folgendes angeordnet: 

1. Die Schuldverschreibungen der Entlastungsfonde für das, auf 
geistliche Güter entfallende Entschädigungscapital, welche der bestehenden 
Vorschrift gemäss auf den Namen der betreffenden geistlichen Pfründe 
lauten oder vinculirt sind und der Kategorie lit. A angehOren, bilden 
einen Bestandteil des StammvermOgens der Pfründe, und unterliegen 
allen für die Erhaltung und Bewahrung des letzteren, sowie allen in 
Beziehung auf das Recht nnd die Modalitäten der Nutsniessung dieses 
Vermögens bestehenden gesetzlichen Vorschriften. 

2. Die besagten Effecten werden daher insbesondere in das Pfründen- 
inventar nach ihren wesentlichen Merkmalen aufzunehmen, die entfallenden 
Zinsen gegen Quittung des Bezugsberechtigten zu erheben, und der Be¬ 
trag der zur Rückzahlung gelangenden ausgelosten Schuldverschreibungen 
als StammvermOgen wieder fruchtbringend anzulegen oder zu ver¬ 
wenden sein. 

3. Der Staatsbuchhaltung, welcher die Evidenzhaltung und Controls 
der Pfründen-Inventare obliegt, wird ein fimtlicher Ausweis der in 
der Rede stehenden Schuldverschreibungen der einzelnen Pfründen, so¬ 
wie seiner Zeit die erfolgte Einlösung mitzntheilen sein. 

Graf Thun, m. p. 



jBf'lidaä, eentiaeMe Mhen tifr gfW Mi, 

(AUg. Zig« Nr. 240 vom 29. Juli 1858. *) 

Wien, den 27. Joli. Auf Eingabe der evangelischen Gemeinden 
Oesterreichisch-Schlesiens hat das b. k. Ministerium des Cultus durch eine 
nicht unwichtige Interpretation zu dem Th eil des Concordates geant¬ 
wortet, weicher von . den gemischten Ehen handelt. Während nämlich 
der Inhalt eines päpstlichen Erlasses vom Jahre 1841 in Bezug auf 
Ungarn durch das Concordat ausdrücklich sanctionirt wird, die katho¬ 
lischen Geistlichen somit nach wie vor, in Fällen, wo Brautleute ge¬ 
mischter Confession die vom Concordat vorgeschriebenen Bedingungen 
(päpstliche Dispensation oder Ausstellung eines Reverses bezüglich der 
Kinder) picht erfüllen, doch die passive Assistenz nicht verweigern 
dürfen, ist eine Verfügung gleichen Inhalts für die Länder Schlesien 
Und Galizien nicht mit angezogen. Dies ist nun nachträglich geschehen, 
indem dag k. k. Ministerium des Cultus dem Consistorium A. C. unterm 
12. April die Mittheilung macht: „Der katholische Klerus des k. k. öster¬ 
reichischen Antheils der Breslauer Diöcese sei angewiesen, den Ehe¬ 
werbern gemischter Religion, von denen die Garantie der seitens der 
katholischen Kirche vorgeschriebenen Cautelen nicht gegeben werden 
will, hinsichtlich der Leistung der passiven Assistenz kein Hinderniss 
in den Weg zu stellen/ 1 Gleichzeitig wird die Erwartung ausgesprochen, 
dass die Evangelischen ihrerseits bei solchen Gelegenheiten Alles ver¬ 
meiden werden, was bei Katholiken gerechten Anstoss erregen könnte. 


Hen politische— ^heeanaeiM «null Me miiitäriaehe 
Beiratba-IAcen* betreffend, 

(Brixner Dloecesanblatt XU. Stück. S. 90. Nr. 44.) 

Laut Zuschrift der hohen k. k. Statthalterei vom 26. v. Mts. 
Z. 21329/4182 Ehesache hat das hohe k. k. Ministerium für Cultus 
und Unterricht unterm 11. v. Mts. Z. 16902/369 nachstehende Ver¬ 
ordnung erlassen: 

Zufolge der Ministerial-Verordnung vom 19. Jänner 1853 (R. G. 
Bl. Nr. 10), in welcher die a. h. Bestimmungen über die Amts Wirksamkeit 
der k. k. Bezirksämter enthalten sind, steht diesen die Ertheilung der 
politischen Eheconsense über Einvernehmen der Gemeindevorsteher zu, 


*) Die Augsburger Allgemeine Zeitung Nr. 210 vom 29. Joli 1858 enthält die 
hier mitgetheilte Verfügung, und bisher ist kein Widerspruch dagegen erhoben 
worden; darum nehmen wir dieselbe hier auf, ohne jedoch die Echtheit der¬ 
selben zu verbürgen. A. d. R. 
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in soweit solche Bewilligungen' erforderlich and nicht ausnahmsweise 
der höheren Behörde Vorbehalten sind. 

Das Erforderniss einer Heirathsbewilligung von Seite der politischen 
Obrigkeit besteht dermalen nicht im lombardischen-venetionischen König¬ 
reiche, in Ungarn, in Siebenbürgen, Kroatien, Slavonien, der serbischen 
Woiwodschaft mit dem Temescher Banate, in Galisien und Krakau, in 
der Bukowina und Dalmatien. In den übrigen Kronländern haben jene 
Ehewerber die erwähnte Heirathsbewilligung beisubringen, welche davon 
durch die politischen Verordnungen nicht losgesäblt sind. 

Diese Bestimmungen sind von Seite des Armee-Oberkommando laut 
der Circular-Verordnung desselben vom 23* September 1858, Abthei¬ 
lung 6, Nr. 8382 auf die bei der Truppe befindlichen, dem beurlaubten 
oder dem Reservestande angehOrigan Soldaten, welche nach »weiter Art 
die Ehe schliessen, in der Weise in Anwendung gebracht worden, dass 
die Bewilligung *u einer solchen Ehe, wenn dieselbe nach den militärischen 
Dienstesrücksichten überhaupt sul&ssig erscheint, von den hiesu berech¬ 
tigten Truppen-Kommanden den su einer Gemeinde der erstgenannten 
Kronlinder suständigen Militärpersonen ohne Beibringung eines politischen 
Eheconsenses gewährt, den su einer Gemeinde der übrigen Kranländer 
suständigen Militärpersonen aber nur dann sugestanden werden soll, 
wenn sie den von dem k. k. Besirksamte dieser Gemeinde ertheilten 
politischen Eheconsens oder das von diesem Besirksamte ausgestellte 
Zeugniss vorweisen, dass sie für ihre Person nach Massgabe der be¬ 
stehenden Gesetse sur erlaubtet) Eheschliessung eines solchen Consenses 
nicht bedürfen. 

i < 

Die erwähnte Urkunde hat bei den Acten des die militärische 
Heiraths-Licens ertheilenden Truppen-Kommando su verbleihen) doch 
soll in dieser Licens unter Angabe der Behörde, welche die in Rede 
stehende Urkunde ausgestellt bat, dann des Datums und der Geschäft#« 
sahl dieser Urkunde ersichtlich gemacht werden, dass der politische 
Eheconsens, besiehungsweise das ämtliche Zeugniss über den Niohtbadarf 
eines solchen beigebracht .worden, oder die betreffende Militärperson su 
einer Gemeinde jener Kronländer soständig sei, in denen das Erforderniss 
einer Heirathsbewilligang von Sehe der politischen Obrigkeit nicht be¬ 
steht) wornach die sur Trauung der nach der »weiten Art sich ver¬ 
ehelichenden Militärpersonen bestellten Civilseelserget durch den Inhalt 
der Ihnen sakommcnden, von dem betreffenden Feldkaplane vorsehrift- 
missig ctausulirten militärischen Heirathslieens in die Kenntniss dessen 
kommen werden, was sie hinsichtlich des politischen Eheconsenses be¬ 
hufs der Mitwirkung sur EhesehUessung und der Führung des Trauungs- 
buebes su wissen benöthigen. 



Dfott vorausgesetzt, ehtfiÜR ftr heiratbende Afllftätpemonen uiiter 
allen Umständen die Nothwendigkeit der Beibringung einer Zustimmung 
ihrer Zuständigkeitsgemeinde nur Verehelichung, und ist desshalb durch 
die bezogene Circular-Verordnung des Armee-Oberkommando die Vor¬ 
schrift der Kriegsministerial-Verordnung vom 7. April 1551 B. 1619, 
zufolge deren einem Soldaten die Bewilligung $ur Ehe nach der zweiten 
Art nur nach Vorweisung der Zustimmung seiner Zuständigkeitsgemeinde 
ertheilt werden durfte,, ausser Wirksamkeit gesetzt worden.“ 


JMe Congrua - JErganaung für die durch die Steuer* 
Umlage iu ihren* ayatemmiisaigen Einhommen rer- 
Kürzte Cfuratgeiatlichheit iu Ungarn und dessen ehe¬ 
maligen Wehenlündem betreffend. 

C^ns dem Czanader DiOcesanblatt.) 

Infrasertum ministeriale rescriptum, pro congruo notitiae statu 
drcalaribus nostris duximus inserendum eo adnotato, quod, quae ad a) 
rescribuntur, benevolentiam comrnunitatum minime impediant, qua ipsimet 
ultro ac sponte sese forte öbtulerint Tel jam ohtulerunt, ad contribu- 
tionem a fundis parochialibus dependendam Tel indem uisan daib; volen- 
tibus enim non fit injuria. 

Nro. 2805. 

' 1 QT5, Abschrift. Ministerium für Cultus und Unterricht. 

Laut der mit den Berichten der Käschauer Statthalterei-Abtheilung 
Tom 12. Juli, 11. August, 7. September und 10. October 1857; dann 
12. und 25. Februar 1858, Circular-Zahl 11440/2466, 14245/3075, 
16419/3551 und 18311/4007; dann 737/170 und 1711/382 vorgelegten 
Aeosseruhgcn des Rechnungs-Departements, hat dasselbe in Bezug auf 
die Congrna-Ergänzung für die durch die Steuerumlage in ihrem system- 
massigen Einkommen verkürzte Curatgeistlichkeit in Ungarn und dessen 
ehemaligen Nebenländern um die Entscheidung über die nachstehenden 
Punkte angesncht: 

a) ob den Seelsorgern die für ihren Pfründengrundbesitz entrichteten 
Steuern durch die Gemeinden zu vergüten seien, 

. b) ob bei der von den durch die Steuer-Umlage in ihrem system- 
mässigen Einkommen verkürzten Seelsorgern aus öffentlichen Fonden 
in Anspruch genommene Congrua-Ergänzung das Einkommen von 
den Grundstücken mit den in der Pfarrproventen-Beschreibung 
vom Jahre 1802—1806 nachgewiesenen Beträgen ohne Berück¬ 
sichtigung der seither etwa eingtteetenen Vermehrung dieses Be¬ 
sitzthums zu berechnen, oder ob dabei nicht allenfalls auf den 
nach dem Grundsteuer-Provisorium ermittelten Reinertrag der 
Grundstücke Rücksicht zu nehmen sei, 
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c) ob das Gebühren-Aequivalent, 

d) die Hansstener-, 

e) die Viehsteuer-, 

f) die Personal-Erwerbsteuer-Beträge zur Vergütung an die Seelsorger 
geeignet seien; 

g) bis su welchem Zeitpunkte surück die Ergänsung der Congraa 
für die durch die Steuerumlage in ihrem normalmfissigen Ein¬ 
kommen verkürzten Seelsorger stattsufinden habe; 

h) in welchen Fällen endlich der Congrua-Abgang sur Schonung des 
Religionsfondes aus anderen Mitteln su vergüten sei. 

Hierüber wird der Kaschauer Statthalterei-Abtheilung unter Einem 
Folgendes bedeutet: 

ad a. Dass die Vergütung der auf das Pfründengrundbesitsthum 
der Curatgeistlichkeit entfallenden Steuern durch die Gemeinden, nachdem 
dieselben nach dem Gesetze hiesu nicht verpflichtet sind, nicht statt- 
flnde, sondern, wenn ein Guratpfründner in Folge der Besteuerung seines 
Pfründengrundbesitsthums im vollständigen Genüsse der Congrua ver- 
kürst ist, demselben Vorbehalten bleibe, unter Nachweisung dieses Ver¬ 
hältnisses, den Bestimmungen des Erlasses vom 6. Juli 1854, Zahl 
8995/2512 gemäss, um die Ergänsung der Congrua aus dem Religions- 
fonde oder nach Umständen aus den sur Sicherstellung der Congrua 
verpflichteten etwaigen sonstigen Mitteln im geeigneten Wege einsu¬ 
schreiten. i 

ad b. Hat gleichwie im Allgemeinen ebenso selbstverständlich auch 
in jenen Fällen, wenn ein Curatpfründner in Folge der Besteuerung 
seines Pfründenbesitsthums in dem vollständigen Genüsse der Congrua 
verkürst wird, die Ergänsung der unter dem systemmässigen Ausmasse 
befundenen Bezüge der Curatgeistlichkeit, bis sur seinerzeitigen Durch¬ 
führung der Grundsteuer-Normen auf Grundlage der Pfarrproventen- 
Beschreibung vom'Jahre 1802—1806 stattzufinden. 

ad c. Hat dem Erlasse vom 4. December 1856, Z. 18785/5471 
gemäss, das Gebühren-Aequivalent, nachdem solches su den indirecten 
Steuern gehört, auf das Ausmass der Congrua einen Einfluss nicht aus- 
fuüben. 

ad d. Sind nach dem Erlasse des k. k. Finanzministeriums an die 
vereint bestandene Statthalterei für Ungarn vom 25. October 1851, 
Z. 28834/2438 die den Seelsorgern zur Wohnung zugewiesenen Ge¬ 
bäude, wenn sie nicht wirklich durch Vermiethung einen Zins ahwerfen, 
von dm* Häusersteuer ausgenommen, wornach es jenen Seelsorgern, 
welche gegen diese Vorschrift etwa zu einer Steuerzahlung verhalten 
worden sollten, unbenommen bleibt, unter Nachweisung dieses Verhält- 
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nisses wegen Rückvergütung der dieaftfalls tmgebübiüch entrichteten 
Steuer bei der betreffeuden Behörde einsuschreiten. 

ad e. Nach demselben Erlasse des k. k. Finansministeriums 'vom 
25. Octoher 1851 besteht in Ungarn eine Viehsteuer, als solche, nicht, 
sondern das Weideland selbst wird nach der Zahl des sur Weide ge¬ 
triebenen Viehes besteuert. 

Demnach ist diese Steuer der Grundsteuer gleich su halten, und es 
finden daher auf dieselbe die Bestimmungen des Erlasses vom 6. Juli 
1854, Z. 8995/2512 vollkommene Anwendung, 

ad f. Da die Personal-Erwerbsteuer keine auf der Pfründe haf¬ 
tende Last, sondern eine persönliche Abgabe ist, so hat dieselbe bei der 
durch den berufenen Erlass vom .6. Juli 1854 Z. 8995/1512 normirten 
Ergänzung der Congrua nicht in Anschlag gebracht zu werden. 

ad g. Hat die Ergänzung der Congrua für die durch die Steuer¬ 
umlage in ihrem normalmässigen Einkommen verkürzten Seelsorger in 
dem Masse und von dem Zeitpunkte an stattzufinden, als die Verkürzung 
derselben durch die Besteuerung eingetreten ist. 

ad h. Endlich sind die Bestimmungen - der Pfarreinrichtongs- 
Direction vom Jahre 1787 Th. I. Theil §. 6 massgebend. 

Wien, den 13. Mai 1858. 

Ftir den Minister, der Unterstaatssecretär 
Helfert, m. p. 


16 MtalraecnAbH« privatia, oeeoatone ewameimmme, 
teatimoniun* «uper diligenter percepto at**dio reit* 
giottis deposcendttm. 

(Ans demselben Blatt.) 

Ad procurandam apnd adolescentes, qui stndiis classis alicujus 
scholaris domi suae privatim ediscendis incumbunt, rectam institutionem 
religiösem, providentissime disponere dignatum est attum C. R. Cultus 
et Institutionis publicae Ministerium sub 9 p. m. Nro. 9653 ut in 
Gymnasns et Seholis sic dktis Mediis, privatim studentes ad examina 
semestraüa non secus admittaatur, quam si testimonio sacerdotis, facul- 
tate Ordinarii sui ad id provisi docuerit praescriptam pro classe, ad 
quam se privatim praeparavit, religionis dootrinam bono cum calculo 
didioisse, eoactis item vtcasse religionis et pietatis exereitiis, ad qtae 
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mMmm pobHce obstrfnguntnr. Altos bas ordiaes dam pro eo pabU« 
aamns, nt si abi talismodi privati stodentes innotuerint, parentea eoram 
de bac obügatione tempestive edoceantnr; nna cunctos eapitalium et 
elementarim» sebolaram dlreetores obligamus, ut et ipsi, dum juvenes 
privative stodentes ad examen publicum admittunt, teatimonium superias 
indigitatum a parocho vel ceteoheta examinandi elargiendum stricte 
deposcant. 

Temeavarini, die 14. Julii 1858. 


Seiacraphia naterlaram In seholls elementarlbos e 
eateehlsmo et blbllla preposltamm. 

(Aus demselben Blatt.) 

Ut ordinatui constet certo de profectu in doctrina religionis, quem 
pnbis in schoiastici in elementaribus, capitalibus et realibas scholis, item 
in Praeparandiis alumni faciunt, respectivis scholarum harum directoribus 
injungimus, ut saper materiis quovia semestri e catechismo et bibliis 
propositis relationem tabellarem praestent e eongregatione districtuali ita 
quidem, ut de singulis classibus adnotent, quae doctrinae capita e cate- 
chismo minore Tel majore, item ex bibliis ac novi foederis decursu 
cujusque semestris abaolverint. 

Temeavarini, die 19. Julii 1858. 


Coneursuale circa Examen praxla praehablta rctlnetnr. 

(Aus demselben Blatt.) 

Pro directivo notitiae statu communieamus Yobiscum rccursum, 
quem sub 8. Martii a. o., Nr. 568 intuitu retinendae praehabitae in 
servandis examinibus praxis ad Summum Pontifioem direximus, item 
benigna hoc in merito emanata apostolica rescripta in sequentibus. 

Beatüame Pater! Dum Eptscopi Austriae anno 1856 Viennae in 
medium consulerent de Statutis Concerdati vixdum auspicatissime een» 
elusi, in effectum deducendis, caetera inter etiam de habendo Concursu 
parochiali sunt quaedam votis eommunibus constitnta generalia principia, 
caeteris, quae ad raodum rei spectarent, ad Synodos provinaiales re- 
legatis. 

Hae spe fretus humittime infrascriptus eo minus dubitabat fore 
quamprimum, ut Concilia provincialia de opportmüs in mm banc nosmis 
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prorideant, qpod sibi a suo Metropolita obttgerit provincia, nt Schema 
quoddam Statotorum SynodaHum praepararet. Cum vero epem hm« 
hactenns fefellerit eventus, neque — quod satis doleri vix potest — 
adsint indicia, quae Synodos provinciales ex proximo habendas porten- 
dant, non alind reliquum mihi fuit, qaam ad plenitodinem Potestatis, 
qoa Sedes Apostolica proepollet confogere et opportunes facultates ex- 
petere, per quas, sin minus literae Legis Tridentinae, spiritni saltem 
modo qno licet optimo ex amnssi fiat satis. 

Qnare infrasertus de genn hnmillime supplico pro plenitndine po¬ 
testatis Apostolicae facultatem mihi fieri, praxim hactenns in habendo 
Concursu parochiali in Dioecesi Csanadiensi praevigentem porro quoque 
retinendi, quae se in hunc modum habet: 

1. Examinatores prosynodales, vigore facultatum quinqnennalium 
per Episcopum designati, sub praesidio Episcopi vel Yicarii Generalis 
snnt constituti decem, nempe quinque Canonici Capituli Csanadiensis 
actuales, ’nnus Honorarius, et quatnor Professores Theologiae; qni prae- 
scriptum juramentum nnhcüparnnt, neque ullam quocumque demum titulo 
seu ab Examinandis, seu e peculio dioecesano recipiunt remnnerationem 
aut donaria. 

2. Ad objecta examinis pertinent Theologia Dogmatica, — Moralis, 
Pastoralis, Jus Canonicum cum Decretis Tridentinis, Interpretatio Evan- 
gelicarum pericoparum et Sectionum S. Scripturae in BreViario Romano 
recurrentium, denique Statuta legis Dioeceshnae. " 

3. Examen bis quovis anno ■ mensibns Majo et Octobri statin 
diebus et horis, oraliter et scripto, cum necessariis cautionibus, uno 
Examinatore jugiter assidente habetur. Non tarnen omnes ex omnibus 
materiis pertentantur, sed alii quique ex aliis, juxta quod Examinatoribus 
expedire videtur; excepta interpretatione homiletica pericoparum Evange- 
licarum, qualis singulis assignatur. 

4. Non admittuntur ad examen presbyteri, qui nondum trienniam 
in hoc sacro ordine expleverunt, et in cura animarum servitia prae- 
stiterunt. Repellontor etiam in linea mornm quocumque modo notati 
ita, ut admissio ad examen pro testimonio morum clericalinm Talent. 

5. Vigor examinis expirat post lapsum sex annornm. 

6. Ab examine non dispensantnr, nisi Professores Theologiae ut- 
pote Examinatores, ant de quorum scientia literarii partus, vel insignioris 
mnneris pastoralis vel Dioecesani administratio fundatam praebet prae- 
sumtionem. Fit Tero hujusmodi relaxatio semper de Consnlto Examinator»’- 

7. Calculi singulis Examinatis votis majoribus assignantur, et qai 
ex unico objecto insufficientia dedit specimina scientiae, ex eodem re~ 
petere obligatur examen; qni ex dnobns inferior discessit, ad totam 
examen iterandum remittitur. 



Hajos igkur hactenus praevigentis usus in habende examine con- 
eursoali clementissimam ratihabitionem, eo potissimum motivo de gen« 
supplex exorare sustineo, qnod Dioecesis Csanadiensis amplissima, quippe 
per 800 pene milliaria quadrata extensa, et inter numero praevalentea 
orlentalis Schismatis asseclas disperse, legis Trideotinae literaiu in effectom 
sumi haud patiatur. 

De qaa gratia Alexander, Episcopos Csanadiensis. 


Ex Audientia SSmi die 7. Maß 1858. 

SSmus Dominos Noster Pias div. prov. PP. IX. referente me infra- 
scripto Secretario S. Congnis Negotiis Ecdesiasticis Extraordinariis prae- 
positae, attentis oircumstantiis animom soum moventibos Episcopo Csana- 
diensi Oratori ad decennium hinc proximom tantom benigne concessit, 
ot yigentem in soa Dioecesi praxim exercere pergat, habendi scilicet bis 
in anno ooncorsus pro approbandis quoad scientiam Sacerdotibus, qui 
Parochorum munere fongi velint. Id tarnen ea lege concessum voluit, 
ot hujusmodi concorsos habeantor per Synodales Examinatores ad Sa- 
erorom Canonum normam electos, veluti monet Benedictas XIV. de Sy- 
nodo Dioecesana lifo. Cap. VII., et quoties bi desint, per Examinatores 
prosynodales apostolica anctoritate peculiariter delectos diligenter ser- 
vatis Canonicis Sanctionibus ac praesertim Apostolicts ejus dem Bene» 
dicti XIV. Litteris, quae incipiunt: Cum illud. Ut aotem Sacerdotes 
admittantar ad ejasmodi concursas, iis dotibas poliere debent, qaas Sacri 
Canones, et Lex Dioecesana postnlant, ac tum voce, tarn scripto re- 
spondere debebant qaaestionibus, quae ab Examinatoribus fuerint pro- 
positae, quaeque inter cetera de positive, uti dicunt, Dogmatica et Morali 
Theologin, itemque de positivo Jure Canonico erunt ferendae. Quovis 
sxeunte sexennio qui approbati fuerint, denuo concuraui se sistant oportet 
a quo onere ii dumtaxat ecolesiastici eximentur viri, qui in praesentia 
inter Synodales, vel Prosynodales Examinator es sint adsciti, quiqae 
propter maneris aut beneficü, quo fruuntur, dignitatem, Tel propter diu* 
turaam operam qua Ecclesiae cum laude servierunt, de eprum seientie 
probationein satis superque exhibeant, quiqae iccirco ab Episcopo, audita 
Examinatorum sententia ab bac concursas lege immunes fuerint declajeati 
Praeterea SSmus. Dominus Noster permittit, ut cum quaevis paroeoia 
suo fuerit orbata Rectore, prae oculis habita praedicta approbatione 
quoad scientiam, habeatur per commemoratos Synodales aut prosynodales 
Examinatores de collatione ooncorsus, in quo ipsi eam adhibentes cau- 
tionem, quae in usu est, judicent qui ex petitoribns digni sint, quibus 
paroehia sit conferenda; servato tarnen semper Episcopi jure eligendi 
inter sic approhatqs, quem ipso digniopem in Domino censnerit. Con- 
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trariis quibosoumque minime obfaturis. Daten Romae e SeCretaria 
«finden 8. Coagnis die, mense et anno praedictis. 

Joannes Baptista CaneUa , Secretarias. 
Temesvarini, die 25. Junii 1858. 


Die fenraltang der InterealarfrAchte der ercMaehfif- 
liehen und bischöflichen Stühle In Ungarn und «einen 
vormaligen Nebenlftndern betreffend. 

(Aus demselben Blatt) 

Quamquam infraserti Ordines Ministeriales nos Fratres et Filii In 
Christo Domino immediate haud adtineant, cam tarnen in rebus ver- 
sentor non levis momenti totam Ecclesiam tangentibos, docnmentoqae 
sint fore, nt sicat in bis ita in aliis objectis ea, de quibus in Concordato 
Inter duas supremas potestates conventum est, snom sortiantur effectum, 
ipsos etiam ad vestram notitiam perferendo duximus: 

A. Religion poesunt acqwirere Bona temporal*«. 

Hier folgt die Bd. m, Heft 3 and 4 dieses Archivs Seite 238 
ffg. mitgetheilte Ministerial-Verordnung vom 13. Jani 1858.) 

B. Admimstraiio Intercalarium Sede vacante. 

Hoch würdigster Herr Bischof! Nachdem Se. Majestät auf die Er¬ 
trägnisse der erledigten Ersbisthümer and Bisthttmer in öngarn, der 
Woiwodschaft Serbien and dem Temescher Banate, Kroatien und Skvonies 
and Siebenbürgen sa Gunsten des Religionsfondes *u vernichten geruht 
haben, so werden die Finanssbeh Orden in die Verwaltung der Temporalien 
dieser Benedeien für die Zukunft keine Ingerens aasüben, wovon die 
gedachten Behörden mit dem über hierortige Anregung erflossenen 
Finansminkterial- Erlasse vom 3. December 1856, Z. 18948—F. H> 
bereits verständiget worden sind. 

An die Stelle der bisherigen finansbehOrdfiehen Ingerens tritt non* 
mehr tn Erled i gun gsf&Uen die Einflussnahme der kirchlichen and der 
politischen Behörden; der enteren, weil aaf Grundlage des XXX. Ar¬ 
tikels des Concordates die Verwaltung der Kirchengüter von denjenigen 
SU führen ist, welchen sie nach den Kirchengesetsen obliegt; der poli¬ 
tischen Behörden aber mit Rücksicht auf die dem Intercalare der frag¬ 
lichen Pfründen im Artikel XXXII angewiesene Bestimmung, dann auf 
den Schlusssats des bezogenen Artikels XXX, und auf den Artikel XXXI 
des Coneerdates. Demsufolge wird das betreffende Domkapitel im Er- 
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ledigungsfalle nach Vorschrift des Kapitels 1# de reforra. Ses. XXTV 
der Trienter Synode auch die Temporalien-Verwaltung vorerst in soHdiun 
übernehmen, jedoch längstens binnen acht Tagen einen oder mehrere 
Oekonomen aus seiner Mitte wählen, welchen dann obliegen wird, die 
Temporalien gemeinschaftlich mit einer von der politischen Landesstelle 
so beaeichnenden Person zu verwalten. Die getroffene Wahl ist im 
Wege der politischen Landesstelle anher anzuzeigen. Der vom Dom¬ 
kapitel aufgestellte Oekonom hat bei der Aufnahme des bisthUmlichen 
Inventars mit dem von der politischen Landesstelle hiezu zu ernennenden 
Commissare gegenwärtig sn sein, und dabei das erledigte Bisthum zu 
vertreten. Insbesondere wird er gleich dem politischen Commissär dafür 
zu sorgen haben: 

< 

a) dass der von dem transferirten oder verstorbenen Prälaten über¬ 
nommene Fundus instructus ganz und im gehörigen Zustande über¬ 
geben werde; 

b) dass die etwaigen Deteriorationen an den Gebäuden u. s. w. auf 
Kosten der Verlassenschaft hergestellt werden. Er wird 

c) untersuchen, ob, wenn von den Prälaten gegen besondere Begün¬ 
stigungen besondere Verpflichtungen z. B. Aufführung von neuen 
Wirtschaftsgebäuden, oder Anschaffung von kostspieligeren Gerät¬ 
schaften eingegangen worden sind, denselben auch wirklich ent¬ 
sprochen worden sei; endlich 

d) wird er darauf sehen, dass die im Schlusssätze des Artikels XXI 
des Concordates dem bischöflichen Tafelgut beziehungsweise dem 
Nachfolger reservirten Kirchengewände, und die bischöflichen Ab¬ 
zeichen, dann die sämmtlichen Bücher des verstorbenen Bischofs 
aus dem Nachlasse desselben ausgeschieden werden. 

Der von dem Domkapitel aufgestellte Verwalter wird sodann im 
Einvernehmen mit dem von der politischen Landesstelle aufzustellenden 
Mitverwalter die Verwaltung der Temporalien zum Besten der erledigten 
Pfründe besorgen, und darauf sehen, dass das Intercalar-Einkommen, 
nachdem daraus vorerst die für die Verwaltung der Diöcese erforder¬ 
lichen Auslagen bestritten worden, pünktlich und richtig in den Religions¬ 
fond abgeführt werden. Sollten sich über die zu bestreitenden Diöcesan- 
auslagen Zweifel ergeben, so wären sie von dem General-Vicar im Wege 
der Landesstelle gutächtlich anher zur Entscheidung vorzulegen. 

Beide Verwalter sind gemeinschaftlich zur Rechnungslegung ver¬ 
pflichtet. 

Eure bischöfliche Hochwürden wollen den Inhalt dieses Erlasses 
Ihrem Domkapitel mittheilen. 
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leb hebe die Ehre mit ausgezeichnetster Hochachtung zu verhaften 
Eurer bischöflichen Hochwürden \ ■ 

Wien, am 13. Jänner 1857. 

ergebener Diener 

Thm m. p. 


Snbdoeentea ad lneandum matrlmonlam opus Itabemt 
Indultu V. A. D. lnspeetori« seliolaram. 

(Aus demselben Blatt.) 

Saepius cum observatum fuerit e matrimoniis Subdocentiom arctata 
nimis habitatione et admodum tenui dote provisorum , in eorumdem fa- 
milias ac ipsam rem litterariam difficultates haud exignas proflaxisse, 
inter Ordinariatum et Jarisdictionem politicam in eo conventum est, nt 
Bubdocentibus dehine nonnisi erga indaltnm a coneernente VADiacöno 
Scholae Inspectore sub conditionibas: si rite gesto manere justam de sni 
futnra ad actualis munus doeentis adpljcatione jfecit spem, — si de 
morali statu delectae sibi in matrimoniom personae favorabile exhibnerit 
testimonium, — si denique doenerit se sufficiente ad debite intertenendam 
familiam per subsequens matrimonium gavisurum fundo, matrimoniom 
inire sit integrum. In sensu mutuae bujus coalitionis editam per Ex- 
celsam C. R. provincialem Locumtenentiam sub 12. p. m. Nr. 9283/1809 
ordinationem, vigore barum pro futura observantia publicamus, et in 
exemplis, ut singulap parochiae et scholae unum obveniet, dimittknus. 

Temesyarini, die 13. Septembris 1858. 
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Abhandlung über die Blauskapellen. 

(Schluss.) 

X. 

Ob die Ordinarii locorum die Feier der Messe ifi den HauskapeUen 
wegen wahrhafter Nothwendigkeit und Dringlichkeit erlauben können. 

49. Das Concil von Trient hat die Vollmacht der Bischöfe, die 
Feier der Messe in den Hanskapellen *u erlauben, nicht gänslioh auf¬ 
gehoben und vernichtet. Einige Reste dieser Vollmacht sind «halt» 
worden, und die Bischöfe können Ihre Autoritit noch au«üben, wenn sich 
Gründe der Dringlichkeit und sehr wichtige Ursachen darbieten. Es 
wäre Uebertreibung, su behaupten, dass die Bischöfe durchaus nichts 
von ihrer alten Autoritit in Besug auf die Gestattung der Hausmessen 
beibehalten, eben so wie es ungenau wire, su sagen, dass sie jene 
Vollmacht, welche sie vor dem Concil von Trient hatten, unverletst be¬ 
halten haben. Sie können ohne Zweifel keine Hausmessen gestatten, 
ohne irgend einen sehr wichtigen Grund, wie es die im vorhergehenden 
Artikel angeführten Beweise darthun. Vergessen wir aber nicht, welche 
Beweggründe es waren, die das Concil von Trient veranlassten, die 
Feier der Messe in den Hauskapellen su verbieten. Das Concilium 
wollte die Gefahr beseitigen, die heil. Geheimnisse ohne die schuldige 
Ehrfurcht su behandeln; es wollte verhindern, dass die Kirchen ver¬ 
lassen würden. Diese und andere ähnliche Beweggründe veranlassten 
die Einschränkung der bischöflichen Vollmacht. Lässt aber das nieht 
schon vermuthen, dass die Väter von Trient den Bischöfen nicht ver¬ 
bieten wollten, die Hausmessen su erlauben, wenn das Bedürfnlss, 
wenn eine sehr wichtige Ursache sie nütslich, ja nothwendig machte? 

50. Man achte auf das, worauf wir bei den Provincialconcilien von 
Mailand aufmerksam gemacht haben. Der heil. Karl Borromäus, so su- 
gethan er dem Decrete des Concils von Trient auch ist, erklärt nichts¬ 
destoweniger, dass der Bischof noch, aus sehr wichtiger Ursache, und 
in den Fällen der Dringlichkeit, die Feier der Messe in den Hauskapellen 
erlauben könne. Das ist also eine Spur der bischöflichen Vollmacht in 
diesem Gegenstände, ungeachtet der grossen Einschränkung, die sie er¬ 
litten hat. Freilich drückt der heil. Karl die Ursachen nicht aus, nm 
deren willen man die Messe in den Hanskapellen mit bischöflicher Er¬ 
laubnis lesen könne. Diese Ursachen sind nie auf eine bestimmte und 
gewisse Weise beseichnet worden, es ist jedoch unsweifelhaft. dass die 
Bischöfe die Feier der Messe in den Fällen der Dringlichkeit und wahr- 

Moy’s Archiv für kaik Kirchenrecht. ///. Band. 41 
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hafter Nothwendigkeit erlauben können. Oie heil. Congregation hat 
jüngst die in dieser Beziehung allgemein herrschende Lehre durch eine 
Entscheidung vom 20- December 1856 bestätiget. 

51. Der Bischof von C. hat diese Entscheidung hervorgerufen, in¬ 
dem er darstellte, dass seine Vorgänger den Gebrauch eingeführt hätten, 
die Feier der Messe in den Hauskapellen in irgend einem Falle der 
Nothwendigkeit zu erlauben. Als diese Angelegenheit in der heil. Con- 
gregation des Concils am 7. Juli 1855 vorgelegt wurde, fassten ihre 
Eminenzen die Cardinäle keine Entscheidung, und antworteten dieses 
Mal mit dem Worte: Dilata. — Der Seoretär der heil. Congregation 
benützte diesen Aufschub, um die Frage weiter auseinander zu legen, 
and sammelte die Autoritäten und die Gründe pro et contra. Wir 
wollen sein Concept anführen, indem wir es ein wenig abkürzen. 

„Seit der in einem Briefe dieser heil. Congregation vom 25. October 
1615 enthaltenen Declaration Pauls V., ist es nicht mehr möglich ge¬ 
wesen, zu zweifeln, dass das Concil von Trient den Bischöfen die 
Vollmacht entzogen habe, die Bewilligungen zur Feier der Messe in den 
Hauskapellen zu gewähren. Nur der heil. Stuhl kann diese Befugnisse 
ertheilen. Die ganze Frage liegt darin, zu wissen, ob der Bischof, nicht 
habituell, aber auf einige Zeit dispensiren könne, wenn sich irgend ein 
wichtiger Grund darbietet. Man muss gestehen, dass Schriftsteller, die 
eines grossen Ansehens geniessen, der Ansicht sind, dass dieses er¬ 
laubt sei. 

Zuerst der heil. Karl Borromäus, dieser grosse Verbreiter und 
Vollstrecker der Gesetze des Concils. Die Statuten seiner Provincial- 
Concilien setzen voraus, dass die Bischöfe die Hausmessen aus wichtigen 
und dringenden Ursachen erlauben können. Das Concilium von Toulouse, 
am Ende des 16. Jahrhunderts, das den Fussstapfen des heil. Karl 
folgt, untersagt die Hausmessen, nisi pernecessorium sit, accedatque 
episcopi venia. — Man konnte das Decret Pauls V. im nämlichen Sinne 
auslegen: Tametsi Sacra Congregatio Cardinalium Concilii Tridentini 
Interpretern optimis innixa rationibus saepissime responderit, lieentias in 
privatis oratoriis non nisi a Sede Apostoliea esse eoncedendas: com- 
pertum est tarnen per plares antistites, ejusdem Concilii verba in alium 
sensum detorquentes passim illas ac nullo prope delectu impertiri. Qua 
quidem facilitate nedum ipsi pontificiam sibi auetoritatem adsdscunt etc. 
Die Worte: passim und nullo prope delectu, scheinen sie nicht zu sagen, 
dass das Decret von Trient die Vollmacht der Bischöfe nicht gänzlieh 
widerrufen, und dass es sie nur auf die Fälle dringender Nothwendigkeit 
' eingeschränkt habe? Novarius (summ, bullar. comtnent. 80) und Valerias 
(beim Worte missa, citirt vom Cardinal Petra, im Commentar über die 
8. Constitution des Honorius) berichten, dass die heil. Congregation des 
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Coucils an den Erzbischof von Genua schrieb, dass er die Feier der 
heil. Messe in den Häusern der Kranken verhindern solle, in Anbetracht, 
dass sie der Bischof nur im Falle der NothWendigkeit erlauben könne. 
Diese Entscheidung konnte in den Protokollen der heil- Congregation 
nicht aufgefun'den «erden. 

Sehr berilhmte Autoren halten sich an diese Aqpicbt. Barbosa citirt 
de officio et potestate episcopi p. 1. alleg. 23 mehrere Antoren für 
diese Ansicht, und fügt bei: Concilium loquitur de communi modo cele¬ 
brandi, non vero abstulit episcopis potestatem rationabfliter dispensandi, 
stdtite justa causa, maxime cum moraliter fuerint necessariae, et quia 
Concilium intendit solum tollere abusus in celebratione missatrum, non 
äutem casus licitos. Die Autoren, welche Barbosa citirt, sind: Navarre, 
Bair, Ludwig Beia, Zerola, Piasecca, Hieronymus Rodriguez, und mehrere 
andere, welche die bischöfliche Vollmacht für den Fall dringender Noth- 
wendigkeit anerkennen. — Anaclet Reiffenstuel ist seinerseits der An¬ 
sicht , dass der Bischof aus einer gerechten Ursache die Feier der Messe 
ausserhalb der Kirche erlauben könne, ungeachtet des Decrets des Conrilia 
von Trient, weil das Concil nicht von den Fällen der Nothwendigkeit 
spreche, und weil es den Bischöfen die Vollmacht nicht entzogen habe, 
welche ihnen die Decretalen für die Fälle der Nothwendigkeit gewähren: 
Ex justa tarnen causa posset episcopus concedere facultatem celebrandi 
extra Ecclesiam vel alium locum sacrum non obstante dicto decretö 
Concilii Tridentini, utpete quod solum probibet pro libitn et sine justa 

causa ita celebrari.quia Concilium solum loquitur de communi modo 

celebrandi, nempe pro libitu ac cessante alia justa causa: non vero ab¬ 
stulit episcopis potestatem rationabiliter dispensandi jure communi eis 
competentem. — Nach dem Cardinal Petra wird die Vollmacht der Bi¬ 
schöfe vor dem Concilium eingeschränkt, aber nicht gänzlich zurück¬ 
gezogen. Das Concilium wollte den damals herrschenden Missbrauch 
unterdrücken, die Hauskapellen unterschiedslos zu gestatten; daher 
. werden die Bischöfe diese Edaubniss geben können fh den vom .Rechte 
anerkannten Fällen. Folgendes sind die Worte des gelehrten Cardinais: 
Haec tarnen episcoporum potestas diminuta qnidem fuit per Concilium, 
eed non omnino snblata. Etenim ejus intentio fuit repellerc abusus, qui 
tune temporis inoleverant, concedendi scillcet indistincte oratoria private, 
cum maximo detrimento reverentiae tanto Sacramento debitae; adeoque 
in casibus alias a jure permissis poterunt episcopi hanc lieentiam im- 
pertiri. Der beil. Alphons von Liguori schliesst sich dieser Ansicht an. 

Sehen wir auch die Gründe der entgegengesetzten Ansicht; — Die 
Getier anerkennen es, dass es sehr wichtige Ursachen brauche, damit 
die Bischöfe die Hauskapellen erlauben können. Nun sind aber diese 
sehr wichtigen Ursachen chimärische, die Verpflichtung, die Messe so 
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hören, ist eine einfache kirchliche Verpflichtung, und Jedermann weiss, 
dass die kirchlichen Gesetze nicht cum gravi incommodo oblfgiren. 
Daraus folgt, dass, wenn man eine sehr wichtige Ursache hat, die ans 
verhindert, die Messe an einem consecrirten Orte zu hören, das Gebot 
aufhört. Es ist daher unmöglich, dass es eine sehr wichtige Ursache 
gebe, die den Bisahof ermächtige, die Dispens su ertheilen, um die 
Messe in einer HaoBkapelle su lesen. 

Folgendes sind die Einwendungen, welche man macht. Wenn es 
die geistlichen Bedürfnisse mehrerer Personen erfordern, und es nicht 
leicht ist, sich an den Papst su wenden, dann kann der Bischof dis- 
pensiren; s. B. in den Öffentlichen Gefängnissen, bei einer Armee im 
Felde, in einer Pfarrei, deren Kirche abgebrannt ist. — Aber das Bei¬ 
spiel der öffentlichen Gefängnisse hat keinen Bezug auf die Frage. Die 
heil. Congregation erklärte im Jahre 1648, dass die Kapellen der öffent¬ 
lichen Gefängniss eim Decrete Pauls V. nicht mit einbegriffen seien, folglich 
apch nicht im Decrete des Concils von Trient; es braucht die Erlaubniss 
des Ordinarius, um in einer solchen Kapelle einen Altar su errichten, 
wie es sie auch für die öffentlichen Kirchen, und für die im Decret 
von Trient nicht mit einbegriffenen frommen Stiftungshäuser braucht, 
aber man kann nicht sagen, dass der Bischof für die öffentlichen Ge¬ 
fängnisse wirklich dispensire. 

„Man täuscht sich nicht weniger, wenn man als Beispiel entweder 
eine grosse Menge Leute, die ohne das der Messe entbehren würden, 
oder die Schwierigkeit, sich an den Papst zu wenden, anführt. Wir 
sprechen hier nicht von einem Falle öffentlicher Nothwendigkeit, für 
welchen man das Gesetz günstig auslegen, und die Absicht des Gesetz¬ 
gebers präsnmiren muss, sondern wir sprechen von einer Dispens, 
die gegeben würde, um in Privathiusern zu celebriren, wo es un¬ 
möglich ist, dass es eine dringende Nothwendigkeit gebe. Im ersten 
Falle, nämlich für eine öffentliche Nothwendigkeit, kann man nicht 
sagen, dass der Bischof dispensire, weil es erlaubt ist, die Messe 
ohne seine Erlaubniss su feiern; es liegt ohne Zweifel in der Regel 
dem Bischof ob, über den Grad der Nothwendigkeit su urtheilen; nichts¬ 
destoweniger geben einige Autoren zu, dass man es ohne bischöfliche 
Erlaubniss tfaun könne, wenn die Zeit nicht erlaubt, darum einsukommen. 
So Matteueci, Offlcialis curiae ecclesiasticae, cap. 10: „Non potest är¬ 
gere tanta necessitas ut in domibus privatis eelebretnr; sed ad snmmum, 
ut extra Ecdesiam et Oratorium publicum, nt tempore terraemotus; vel 
si Ecclesia vetustate aut igne corrnerit, et similibus casibus; in qttibus, 
communi necessitate urgente, potest extra Ecdesiam celebrari sine con- 
sensu episcopi, si fädle peti non possit; sed cum non est multum distans, 
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est expectanda ab ipso vel ejus vicario generali, juxta eap. Missarum, 
et cap. Concedimus de consecrat. dist. 1. 

„Obwohl die entgegengesetste Meinung unter den Autoren eine sehr 
allgemeine ist, so findet man doch solche, welche sich für die gänslicbe 
Beschränk urg der bischöflichen Vollmacht aussprechen. Ventriglia sagt, 
dass die Ansicht von der bischöflichen Vollmacht in den Fällen drin¬ 
gender Nothwendigbeit in der Praxis nie befolgt werde: Opinionem op- 
positam in praxi numquam practicari, qnia episcopi semper se reportant 
ad Summum Pontificem. — Der Bischof kann die Feier der Hausmessen 
nicht erlauben, um den Kranken die Wegsehrung su geben, wie es die 
heil. Congregation erklärt hat. Welchen wichtigeren Grund könnte man 
anffihren ? 

„Ihre Eminensen die Cardinäle haben nach reiflicher Untersuchung 
der beiden Ansichten entschieden, dass nur wichtige und dringende Ur¬ 
sachen den Bischof ermächtigen könnten, die Messe in den Hauskapellen 
lesen su lassen. Folgendes ist der wörtliche Zweifel und die Lösung: 
An episcopus possit justa intervenierte causa facultatem concedere cele- 
brandi in oratoriis privatis in casu. Sacra etc. Negative nisi tarnen 
magnae et urgentes adsint causae et per modum actus tantum. Die 
20« Decembris 1856.“ 

52. Somit haben die Bischöfe gewiss die Vollmacht, die Haus¬ 
messen aus Ursache grosser Nothwendigkeit su gestatten. Die Schwie¬ 
rigkeit liegt nnr darin, die Fälle der Nothwendigbeit su bestimmen, in 
welchen sie erlaubter Weise von ihrer Vollmacht Gebrauch machen 
können. Das sind suerst alle Fälle, für welche sie, nach den heiligen 
Canonen die Feier der Messe ausser den öffentlichen Kirchen erlauben 
können, im Hinblick auf den öffentlichen Nutsen, der es verlangt. In 
diesem Punkte stimmt alle Welt überein. Ausser diesem Falle wird es 
sich wohl selten ereignen, dass sich hinlänglich wichtige Umstände darbieten, 
damit der Bischof die Feier der Messe in einer Hauskapelle erlauben 
könne. 

53. Citiren wir einige Beispiele, und stellen wir verschiedene 
Hypothesen wichtiger Nothwendigbeit auf, um su sehen, was der heilig» 
Stuhl bei diesen besonderen Fällen geantwortet hat. — Die erste Hypo¬ 
these ist die eines Kranken, der inständig bittet, dass su seinem geist¬ 
lichen Tröste die Messe in seinem Hause gefeiert werde. Könnte es 
der Bischof erlauben? Einige Autoren warm einst der Ansicht, und sie 
eitirten Resolutionen der heil. Congregation, sur Unterstfitsung ihrer 
Ansicht; so Castropalao, die Theologen von Salamanca, Facundes und 
mehrere andere. Die Wahrheit ist, dass der Bischof solche Bewilli¬ 
gungen nicht geben könne, wie es die heil. Congregation durch die oben 
Nr. 38 angeführte Entscheidung von Syrakusa erklärt hat. — Wir haben 
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am nämlichen Orte angeführt, dass selbst sur Zeit der Pest, da doch 
der Bischof die Feier der Messe unter freiem Himmel erlauben kann, 
er selbe nicht für eine Hauskapelle erlauben könne, weil der im ersten 
Falle dringende Grund öffentlicher Nütslichkeit im «weiten nicht vor¬ 
handen ist. 

54. Die «weite Hypothese besieht sich auf die Ertheilung der Weg¬ 
sehrung; man fragt, ob der Bischof die Feier der Messe in einem Privat¬ 
hause erlauben könne, um einem Kranken, der sonst ohne dieselbe 
sterben würde, die Wegsehrung geben su können? Einst waren einige 
Autoren der Ansicht, unter anderen Pasqualigo, De saerificio nouae 
legis q. 453; dieser Autor entwickelt lange Beweisgründe, um darsu- 
thun, dass man erlaubter Weise in dem Hause eines Kranken celebriren 
dürfe, out diesem Kranken die Wegsehrung su reichen ; denn da die 
Verpflichtung, die Wegsehrung su empfangen, von höherer Ordnung iet, 
als das kirchliche Qesets, das die Feier der Messe in den consecrirtea 
Kirchen befiehlt, scheint es ja wohl, dass man das höhere Gebot beob¬ 
achten müsse, obwohl es nöthig sei, die Ritualgesetse der Kirche su 
überschreiten. Da» ist der Hauptbeweisgrund Pasqualigo». Die heilige 
Gongregation hat das Gegentheil förmlich entschieden, Die Resolutionen 
vom Jahre 1566 und 1575, die erste erflossen unter dem Pontificate 
des heil. Pius V. und nach dem Gutachten des berühmten Cardinais 
Paleotti; die «weite, erlassen unter Gregor Xlil., ungeachtet der leb¬ 
haften Bitten des Cardinal-Infanten von Portugal, der um die Ermäch¬ 
tigung flehte, die Messe in den Privathäusern su feiern, um den Gläu¬ 
bigen, welche sehr weit von den Pfarrkirchen wohnen, die Wegsehrung 
reichen su können, diese förmlichen Resolutionen sind oben Nr. 28 und 
29 angeführt worden. Der heil. Stuhl erklärte, dass der Bischof, selbst 
im Falle wichtiger Nothwendigkeit, das Lesen der Messe in einer Haus¬ 
kapelle nicht erlauben könne. Die heil. Congregation urtheilte, dass es 
besser sei, dass, ein Kranker ohne Wegsehrung sterbe, als dass man 
die Regel durchbreche. Uebrigens ist das nicht der einsige Fall, in 
dem Regeln kirchlicher Einführung über die Verpflichtung, die Weg¬ 
sehrung vor dem Tode su empfangen, vorwalten. Niemand wird be¬ 
haupten, dass die Verpflichtung, sur Feier der Messe eine Stole, einen 
Kelch, eine consecrirte Patene, ein Altartnch su haben, göttlichen 
Rechtes sei, und doch sweifeltNiemand, dass es verboten sei, ohne die 
nothwendigen Kleidungen, und ohne consecrirte Gefässe su celebrireB, 
selbst wenn man einen Sterbenden hätte, der der Gefahr ausgesetst 
wäre, .ohne die Wegsehrung su sterben. Das Kirohengesets muss folglich 
vorwalten, selbst in diesem Falle, und die geistlichen Bedürfnisse des 
Kranken müssen durch andere Mittel befriedigt werden; das Verlangen 
nach der Eucharistie, verbunden mit den Acten einer glühenden Liehe, 
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wird die Wirkung hervorbringen, wegen welcher er su communicireü 
wünschte, und wird ihm den Sieg über die letsten Nachstellungen des 
Feindes erlangen können. 

55. Die dritte Hypothese ist die der Messfeier in einem Privat¬ 
hause pracsente cadavere. — Pasquaiigo behauptet, dass dieses erlaubt 
sei, und dass der Bischof erlaubter Weise die Feier der Haiismesse ge¬ 
statten könne; der grosse Beweisgrund ist der, dass sich die Gepflogenheit 
an mehreren Orten erhalten habe. Gattico antwortet Folgendes: Wie 
kann man sich überreden, das Concilium von Trient habe diese Ge¬ 
pflogenheit besonders ausgenommen, da es doch ausdrücklich alle Ge¬ 
pflogenheiten, alle Privilegien widerrufen hat? Wenn daher nicht also- 
gleich alle Gepflogenheiten überall abgebracht worden, durch die Nach¬ 
sieht der Bischöfe, so muss die Wachsamkeit dieser nimlichen Bischöfe 
die Gepflogenheiten mit desto mehr Sorgfalt unterdrücken, je mehr man 
es vernachlässiget hat, das Gesets su beobachten. Das Concil von 
Trient hat nichts von seiner Autorität verloren, weil es einige Leute 
vernachlässiget haben, seine Decrete su beobachten; die einem Gesetse 
dieses Conciliums entgegenstehenden Gepflogenheiten müssen abgeschafft 
werden, wie es die Päpste oft verordnet, und die heil. Congregation su 
wiederholten Malen anempfohlen haben. Es liegt wenig daran, dass die 
Erlaubniss der Messe in dem Hause eines vornehmen Verstorbenen also- 
bald erlösche; denn seit dem Concilium von Trient können die Bischöfe 
die Feier der Messe in den Privathäusern selbst nicht Einmal erlauben, 
wie wir schon gesagt haben.“ 

56. Der 8chluss der Untersuchung dieser verschiedenen Hypothesen 
ist der, dass sehr selten der Fall vorkomme, dass sich ein hinreichender 
Grund finde, damit der Bischof die Feier der Messe in den Kapellen 
der Privathäuser erlauben könne, wenn diese Erlaubniss nur einigen 
Personen su Gute kommen sollte. Wenn es sich aber um das öffent¬ 
liche Wohl handelte, wenn es das allgemeine Bedürfniss einer Bevöl¬ 
kerung verlangte, und man keine öffentliche Kirche hätte, dann könnte 
der Bischof gewiss die Feier der Messe in den Hauskapellen erlauben. 
Denn die heil. Canonen, welche in einem solchen Falle die Feier der 
Messe auf freiem Felde erlauben, stehen noch in voller Kraft. Jeden¬ 
falls steht der Schluss fest, dass das Concil von Trient den Bischöfen 
nicht alle Vollmacht entsogen hat, die Hauskapellen sur Feier der 
Messe erlauben su können. 

XI. 

Was in den Haushapelien erlaubt, und wo« darin verboten sei. 

57. Der heil. Stuhl sehlägt verschiedene Wege ein, um die Privi¬ 
legien der Hauskapellen su gewähren. Anfangs wurden die Gesuqhe 
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meistens der heil. Congregation des Coneils übergeben, das sie unter- 
suChte and eine Entscheidung erJiess, nach welcher die Privilegien ge¬ 
währt worden. Der Gebrauch, sich unmittelbar an die heil. Congregation 
des Coneils su wenden, dauerte bis sur Zeit Fagnan’s, welcher beseugt, 
dass man su. seiner Zeit anfing, sich an das Seeretariat der Breven su 
wenden. In der That waren sur Zeit Fagnan’s die Clauseln und Be¬ 
dingungen, unter welchen der heiL Stuhl die Privilegien der Haus¬ 
kapellen su gewähren gesonnen war, geregelt und festgesetst, und es 
wurde überflüssig, sich anderswohin, als an das Seeretariat der Breven 
su wenden. Indessen begehrt auch heutsutage noch der Papst die An¬ 
sicht und den Rath der Cardinile der heil. Congregation des Coneils, 
so oft das Gesuch eine strenge Untersuchung verlangt, oder so oft nun 
surflebschreiben muss, um von den Bischöfen nähere Erkundigungen 
einsusiehen. Man findet gleichfalls Indultc von Hauskapellen, die vom 
Papste durch das Organ der Congregation der Riten und durch jene 
' der Bischöfe und Regularen ausgegangen sind. Wenn aber die Päpste 
verschiedene Mittel sur Gewährung der Hauskapellen ergriffen haben, 
so sind sie doch nie von den von Anfang an verfügten beschränkenden 
Bedingungen abgegangen; sie haben immer gleichförmige Formeln ange¬ 
wendet, um Missbräuche su verhindern, die ihren Absichten entgegen 
gewesen wären. 

58. Im Bande 26 Potitionum der heil. Congregation des Coneils 
finden sich mehrere für die Hauskapellen vorgeschriebene Regeln. Gat- 
tico glaubt, dass sich diese Regeln aus dem Pontificate Sixtus V. her- 
datiren. Folgendes ist die Gelegenheit, bei der sie aufgestellt wurden. 
Da dem Papste mehrere Gesuche um Hauskapellen vorgelegt worden 
waren, so befahl Se. Heiligkeit der Congregation des Coneils, Ober die 
Bedingungen su verhandeln, unter welchen man von nun an diese Privi¬ 
legien gewähren sollte. Die heil. Congregation bestimmte sur Aus¬ 
führung der Befehle des Papstes fünf Hauptbedingungen; und als darüber 
dem heil. Vater Bericht erstattet worden war, approbirte Se. Heiligkeit 
die besagten Bedingungen. Es sind folgende: 1. Das Oratorium an 
einem gesiemenden und geschlossenen Orte einsurichten, welchen der 
Ordinarias visitiren und approbiren sollte. 2. Das Privilegium nur 
Männern und Frauen sehr hoher Familien su gewähren, welche eine 
Krankheit, oder ein anderes Hinderniss abhalten würde, sur Kirche su 
gehen. 3. Die Verpflichtung für den Indultempfänger, am Ostertage in 
seine Pfarrkirche su gehen. 4. Dass das Privilegium der Hauskapellen 
den pfarrlichen Rechten kein Präjudis verursachen sollte. 5. Dass die-, 
jenigen, welche die Messe in der Hauskapelle hören würden, 
dispensirt wären, an den Festtagen sur Anhörung der Messe in dia 
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Kirche sa gehen, aasgenommen die dem Herrn, welchem das Privilegium 
gew&hrt ist, nothwendigen Diener. 

59. Die fünf Bedingungen, die wir so eben genannt haben, wnrden 
lange Zeit in den apostolischen Iudulten ohne Veränderung oder Zugabe 
ausgedrückt. — Um mehrere Oratorien in einem and dem nämlichen 
Hause wegen des Beisammenwohnens mehrerer Privilegirter sa verhin¬ 
dern, fing man unter Paul V. an, eine Claasel einsufUhren, welche es 
▼erbot. 

60« Da es sehr nfltslich schien, die Namen deijenigen aussudrücken, 
welche am Priviligium participirten, so fing man unter Urban VIU. an, 
mit dem Hauptindaltare seine Matter, .seine Frau, seine Brüder, seine 
Kinder etc. sa beseichnen$ aber man verlangte so gleicher Zeit, dass 
die Verwandten des Indaltares, am am Privileglam Theil nehmen sa 
können, im nfimlichen Hanse mit ihm wohnten. Was die sum Dienste 
des Indultares nothwendigen Domestiken betrifft, so fing man unter In- 
nocens X. an, das Wort: aeta necessarii beisusetsen, und man machte 
ausdrücklich der Fremden Erwähnung, denen die Gastfreundschaft ge¬ 
währt werde. 

61. Das apostolische Indult einer Hauskapelle ist ungiitig, wenn 
der Grund, aus welchem man um dasselbe nachsuoht, nicht wirklich 
vorhanden ist. Das Privilegium ist in diesem Falle erschlichen; wenn 
ein Krankheitsgrund angeführt worden ist, so muss diese Krankheit eine 
schwere sein, es muss der Zutritt sur Kirche dem Indultare wahrhaft 
unbequem und mühesam sein. Der Papst, weicher das Indult gewährt, 
setst voraus, dass die Krankheit eine schwere sei. — Im 15. Bd. des 
Thesaurus resolutionum der heil. Congregation des Concils p. 48 findet 
man den Fall eines Hauskapellen-Indultes, welches der Bischof nicht in 
Ausffikrung bringen will, aus dem Grunde, weil die Gatten, die Indult¬ 
inhaber, nicht adelich seien, wie sie dem Papste vorgestellt haben. Der 
Gemahl recurrirt an die heil. Congregation, und da er beweist, dass 
seine Familie seit dem sechsten Jahrhundert mit adelichen Familien ver¬ 
bunden sei, so erhält er eine Entscheidung, welche die Durchführung 
des apostolischen Breve verordnet. 

62. Es ist sehr wichtig, wohl su wissen, welches die Haupt- 
indaltare seien; denn es ist nicht erlaubt, die Messe in der Hauskapelle 
su lesen, wenn derselben nicht wenigstens Einer aus ihnen beiwohnt. 
Nun ist es aber leicht, die Hauptindaltare sa kennen. Es sind diejenigen, 
an die der Papst sein Breve richtet, diejenigen, welche er von den 
Censuren freispricht, und welche a tergo das Breve selbst genannt 
werden; denn es ist üblich, die Namen der Personen, an welche das 
PriftHegium vorsüglieh gerichtet ist, in dieser Weise su schreiben. — 
Es kommt suweilen vor, dass die Ermächtigung, in der HaaskapeU* 
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eelebriren zu lassen, Ober die vorzüglichen Privilegirten hinaus auf Eine 
oder mehrere Personen ausgedehnt wird; so z. B. dehnt der Papst das 
Indult auf die Mutter, auf die Brüder der Hauptprivilegirten aus, ohne 
dass ihre Namen a tergo aufgeschrieben seien, aber man kann sie nicht 
gänzlich den Hauptindultaren gleichstellen. 

63. Die heil. Congregation des Concils hat entschieden, dass in 
Abwesenheit des Hauptindultares seine Verwandten die Messe in der 
Hauskapelle nicht feiern lassen dürfen, obwohl sie das Privilegium 
haben, derselben erlaubter Weise in dieser Kapelle beizuwohnen, wenn 
sie in seiner Gegenwart gelesen wird. Folgendes sind die Umstände 
dieser Resolution, welche man iqj emsigen Bande des thesaurus resolu- 
tionum von 1740 unter dem Pontificate Benedicts XIV. liest. Als der 
Bischof des Ortes in Erfahrung brachte, dass die Neffen des Baron N. 
die Messe in der Hauskapelle des Schlosses feiern lassen, während der 
Baron und die Baronin abwesend sind, so hat er besagte Kapelle mit 
der Suspens belegt, und das Verbot erlassen, daselbst in Abwesenheit 
des Barons und der Baronin, an welche das lodult vorzüglich gerichtet 
war, die Messe zu feiern. Folgendes ist der Wortlaut dieses Indultes: 
In vestra ac natorum, consanguineorum, et affinium in eadem domo vobiscum 
insimul hnbitantium familiaeque praefatae praesentia celebrari facere, et 
Beite positis et valeatis. Obwohl mehrere Kirchenreehtslebrer, Castro- 
palao, Pasqualigo, Diana, und andere behaupten, dass die Messe er¬ 
laubter Weise in Gegenwart der Verwandten und in Abwesenheit des 
Hauptindultars gelesen werden könne, so erklärt doch die heil. Con¬ 
gregation des Concils, dass dieses nicht erlaubt sei: I. An in private 
Oratorio de quo agitur celebrari possit missae sacrificium in absentia 
domini, ac praesente sola familia. IL An sustineatur sententia suspen- 
sionis Oratorii ab Episcopo in casu. Ad primum, negative. Ad se- 
cundum, affirmative, et ad mentem. — Der Papst Benedict XIV. be¬ 
stätigte die Resolution; er wollte sogar ein Decret veröffentlichen, um 
alle Welt wissen zu lassen, dass die Messe in den Hauskapellen nur 
bei wirklicher Gegenwart Eines der Hauptindultare erlaubt sei. 

64. Somit sind die apostolischen Privilegien der Hauskapellen streng 
persönlich. Das Indult ist immer an Eine bei ihren Namen bezeichnete 
Person gerichtet, und der Papst drückt seine Absicht aus, ihr besondere 
Gunst zu gewähren, das sind besondere Zeichen eines persönlichen In¬ 
dultes, nach dem Geständnisse aller Rechtslehrer. Freilich bezeichnet 
das Indult einen Ort, nämlich das Wohnhaus des Privilegirten; aber 
weit entfernt, der Gegenstand zu sein, auf welchen die Absicht des 
Papstes gerichtet ist, wird der Ort nur bezeichnet, um das persönliche 
Privilegium zu begränzen und einzuschränken, und um zu verhindern, 
dass man sich dessen an jedem Orte bediene. Weil dieses Privilegium 
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eia persönliches ist, so mass die Ermächtigung, in den Hauskapelle» 
sa ceiebriren, mit dem Tode des Hauptprivilegirten aufhören ; sie geht 
nicht anf seine Erben Ober, wenn sie nicht vom heil. Stuhle ein neues 
Privilegium erlangen. m 

65. Oer Ort, an dem man die Messe feiert, muss die Gestalt einer 
Kapelle haben. - Die Päpste pflegen die Feier der Messe in den Privat- 
häusern nicht su erlauben, ohne vorsuschreiben, einen gesiemeaden Ort 
su beseichnen und diesen Ort in Gestalt einer Kapelle einsuriohten. Als 
sieh der Bischof von Parma im Jahre 1577 bei der heil. Coagregation 
des Concils anfragte, ob man die Feier der Messe in einem Privathause 
erlauben könne, an einem Orte, der,nicht die Gestalt einer Kapelle 
bhs ft s o, obwohl er einen Altar habe; so antwortete die heil. Congre- 
gation, dass die Gestalt der Kapelle nothwendig sei. Daher verlangen 
die apostolischen Iudttlte ausdrücklich, dass die Mauern der Hauskapelle 
aas Stein sein sollen. Ein grosser Schrank, um den Altar einsnschliessen, 
erfüllt die Bedingungen nicht 

66. Ist es erlaubt, eine Schlafkammer über der Kapelle su errichten? 
Der hL Karl Borromäus, und nach ihm mehrere Bischöfe haben Synodal¬ 
statuten gemacht, um es in der That su verbieten, über den Haus¬ 
kapellen Zimmer su bauen, in welchen man schläft. Folgendes wird 
auf dem 4. Provincialconcilium von Mailand gesagt: Ne Ecclesiae aut 
capeHae, aut etiam Oratorii, in quo missae sacrifieium aliquando per- 
agitur, tecta palearum acervis, neve aliqua lignorum strue onerentur: ne 
item a partc superiori vel coenaculum, vel cubiculum vel omnino loeum 
babeant, ubi aut dormiatur, aut habitetur, aut quidquam prophani fiat. 
Diese DiOcesan-Vorschriften sind lobenswerth; doch «eigen sich einige 
Autoren gegen die Hauskapellen weniger streng, sie erlauben die Schlaf¬ 
kammern, wenn man es nicht anders machen kann, vorausgesetst, dass 
das apostolische Iudult nicht ausdrücklich das Gegentheil verordne. 
Streng geboten ist es, dass die Kapelle selbst nicht su andern Haus¬ 
gebräuche diene; das Indult schreibt es vor, und die Verehrung, die 
man für eine Stätte haben muss, in welcher das heil. Opfer der Messe 
gefeiert wird, macht es sur Pflicht; Gattico erhebt sich kräftig gegen 
jene Indultare, die ihre Kapellen an einem Durcbgangsorte aufstellen, 
oder die keine Schwierigkeit machen, daselbst Kästen für ihre Leinwand 
aufsustellen. Das, sagt er, heisst das päpstliche Indult missbrauchen, 
das bernst nicht die Clausel erfüllen, welche die Unabhängigkeit des 
Kapelle für den Hausgebrauch fordert. 

67. Die Hauskapellen müssen von dem Ordinarius visitirt and ap- 
probirt werden, bevor er das apostolische Indult in Ausführung bringt. 
Diese Visitation des Ordinarius ist unmittelbar nach dem Concil von 
Trient vorgeschrieben worden , und der heil. Stahl hat sie immer ge- 
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fordert. Aid eine spanische Dame verlangt hatte, dass ihr Indalt sar 
Durchführung dem Superior eines Klosters von Sevilla übergeben werden 
möchte, so entschied die heil. Congregation des Concihums, dass für 
die Gestattung des Indultes Grund vorhanden sei: Dom tarnen Oratoriom 
ab Ordfnario visitetur et approbetur. Bisweilen ist es ein benachbarter 
Bischof, der für die Durchführung des Indultes delegirt wird, wenn der 
Ordinarius loci in den Augen des Indultars als verdächtig zurttekge- 
wiesen wird. Diese besonderen Delegationen sind sehr selten, denn 
man findet davon kaum zwei oder drei Beispiele in den Protokollen der 
heil. Congregation. 

68. Wenn die Visitation gtattgefunden hat, und wenn alle vom 
apostolischen Indulte vorgeschriebenen Bedingungen erfüllt worden sind, 
so verlangt die Billigkeit, dass der Ordinarius die Kapelle approbire. 
Folgendes ist die su Rom gebräuchliche Formelt es ist das Decret, das 
Se. Eminenz, der Cardinal-Vicar, dem päpstlichen Indulte für die Ap¬ 
probation einer Hauskapelle beilegen lässt: 

„Com supradictem Oratorium existens in domo N. N. de mandato 
nostro visitatum fuerit et inventum ab omnibus domesticis usibos liberum, 
decenter muro extructum, et ornatum, sacrisque supellectilibus bene re- 
fertum, licentiam, arbitrio nostro duraturam, ut ibidem sacrosanctum 
missae sacrificium juxta formam supradictarum litterarum apostdiearum 
oelebrari possit, exceptis Paschatis Resurrectionis, Pentecostes et Nati- 
vitatis Domini Nostri Jesu Christi aliisqe solemnioribus anni festis diebus 
exceptis, nempe Annunciationis, Assumptionis B. M. V., Ascensioais 
Domini Nostri Jesu Christi, Omnium sanctorum, Epiphaniae, et Sanc- 
torum Apostolorum Petri et Pauli, in Domino concedimus, et impertimur. 
Datum Romae ex Aedibus Nostris. Hac die N. N. Card. Vicar. N. N. 
Secretarios.“ 

69. Die Approbation versagen, oder sie ohne gerechte Ursache auf¬ 
schieben, hiesse eine Ungerechtigkeit begehen, und sich einer Unbill 
gegen den Papst schuldig machen, der das Indult gewährt hat. Die 
Clausel, welche die Erlaubniss des Bischofs verlangt, eine Erlaubniss, 
die so lange dauern muss, als er es für zweckmässig erachtet, ermäch¬ 
tigt ihn nicht, die Ausführung des Indultes su verweigern; sie will 
bloss sagen, dass der Ordinarius die Vollmacht habe, die Hauskapelle 
zu suspendiren, wenn man das Privilegium missbraucht; denn eine 
Kapelle, die im Augenblicke, wo sie das erste Mal approbirt Wird, an¬ 
ständig und geziemend ist, kann in der Folge die Bedingungen des In- 
dukes nicht mehr erfüllen; dann muss der Ordinarius seine Approbation 
zurücksiehen können. Das bedeutet die Formel, um die es sich handelt; 
sie will nieht sagen, dass es dem Ordinarius frei stehet, das aposto¬ 
lische Indult auszuführen, oder nicht. Wenn er es ohne gerechte Ur- 
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sadie verweigert, so kann der Indaltar an den heil. Stahl recafriren, 
und verlangen, dass die Approbation seiner Kapelle einem andern de- 
legirt werde. 

70. Es braucht die Erlaubnis des Ordinarius, um eine Hauskapelle 
xu Verladern, um sie auf einen andern Platz des Hauses xu stellen; 
ausser dem Fall der Intervention des heil. Stuhles, wenn der Bischof 
ungerechter Weise die Uebertragang verweigerte. Ein Beispiel eines 
Recurses liest man im 16. Band des Thesaurus resolutionum der heiligen 
Congregation des Concils p. 32. Pascal q. besitzt ein apostolisches In- 
dolt, das ihm das Privilegium einer Hauskapelle ertheilt. Er hat seine 
Kapelle Indern wollen, aber der Bischof will ihm nicht erlauben, die 
Hesse im neuen Oratorium xu feiern, aus dem Grunde, weil das Privi¬ 
legium der Hauskapelle nur Personen von hohem Stande gewährt wird ( 
und nicht gemeinen Kaufleuten, wie Pascal. Dieser antwortet, dass der 
Prälat ausser der Frage stehe; es handle sich nicht darum, xu wissen, 
ob der Papst durch eine falsche Darstellung getäuscht worden sei, als 
er das Indult gewährte; es handle sich um ein schon in Ausführung 
gebrachtes Privilegium, um eine schon bestehende Kapelle, welche man 
an einen andern Ort des Hauses fibertragen wolle; die auf den wahren 
Stand des Indultares bezügliche Frage hat hier nichts xu thun; man 
wird, wenn man will, diese Schwierigkeit erheben können, um das Privi¬ 
legium widerrufen xu lassen. Indessen muss das gegebene und in Aus¬ 
führung gebrachte Indult erhalten werden. Uebrigens beweist man, dass 
die von dem Ordinarius vernommenen Zeugen nicht die Wahrheit gesagt 
haben, als sie bestätigten, dass sich der Indultar einem gemeinen Handels¬ 
geschäfte widme. — Die heil. Congregation des Concils entscheidet, es 
sei nicht erwiesen, dass der Ordinarius gesetzliche Gründe habe, um die 
Approbation der neuen Kapelle xu verweigern; im Gegentheile sei Grund 
vorhanden, dem nämlichen Ordinarius vorzuschreiben, die Kapelle xu 
visitiren und die Erlaubniss zu ertheilen, darin die heil. Messe xu 
feiern. (Thesaurus resolutionum, Bd. 16. p. 39.) 

71. Ist es erlaubt, xwei Kapellen in einem und dem nämlichen 
Hause xu haben, und die Messe bald in der einen, bald in der andern feiern xu 
lassen, in dem man dafür sorgt, dass man, gemäss dem apostol. Indulte, 
täglich nur Eine Messe lese? Dieser Zweifel wurde der heil. Congre¬ 
gation des Concils im Jahre 1715 unterbreitet. Folgendes ist der 
; Fall. Eine neapolitanische Prinzessin hatte ein apostolisches Privilegium 
-erhalten, die Messe in den Kapellen ihrer verschiedenen Wohnhäuser 

feiern xu lassen. Ihre Eminenzen, die Cardinäle, entschieden, dass diese 
Prinzessin, kraft ihres Indultes, xwei Kapellen für die Feier der Messe 
in dem nämlichen Hause haben könne, und bald in der einen, bald in 
der andern celebriren lassen dürfe, vorausgesetzt, dass täglich nur Eine 
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.Messe im Hasse gelesen werde, and dass der Bischof dafür Sorge trage, 
eis« der Kapellen für die Zeit su untersagen, während man die Masse 
in der anderen feiere. Das war die Entscheidung Ihrer Eminenzen, der 
Cardinäle; aber als der Secretär der heil. Congregation Sr. Helligkeit 
den Bericht über diese Angelegenheit erstattete, verordnte der Papst, 
die Resolution nicht su erlassen, weil er überseugt wäre, dass man 
kraft des apostolischen Breve nicht zwei Kapellen behalten dürfe, ob¬ 
wohl man nur in Ein«* celebrire; er verordnet also, dem Ordinarius 
su schreiben, dass er gestatte, dass man während des Advente und der 
Fasten die Messe in der Einen Kapelle feire, vorausgesetzt, dass 
während dieser Zeit die erste Kapelle mit der Suspens belegt bliebe, 
und dieses auf die Lebenszeit und Wohnungsdauer da* Fürstin. 

72. Dem Ordinarius steht es nicht frei, die Approbation SHrück- 
sunehmen, die er den Hauskapellen ertheilt. — Folgendes liest man 
im 16. Band des Thesaurus resolutionum der heil. Congregation des 
Concils, pag. 41 u. fg. Cajetan F. hat das apostolische Privilegiam 
der Hauskapelle erlangt; der Genera 1-Vicar hat diese Kapelle visitirt, 
und hat erklärt, dass sie alle Bedingungen erfülle. Als der Bischof 
eisige Zeit nachher das Fest des Stadtpatrons verlegen wollte, wider¬ 
setzte sich der Stadtrath dieser Uebertragung und der Indultar war Mit¬ 
glied des Rathes. Bald sah man nun an der Thüre der Kathedrale ein 
Edict, durch welches der Bischof, aus guten Gründen, über die er nur 
Gott und dem heil. Stuhle Rechenschaft ablegen werde, dem besagten 
Indultar verordnete, die Messe in seiner Hauskapelle nicht mehr feiern 
su lassen und zwar bei Strafe der Excommunication ipso facto; und 
wodurch unter der nämlichen Strafe ihm befohlen wurde, dem General- 
Vicar den Altarstein, den Kelch, die Patene, so wie die anderen heiligen 
Gegenstände im Verlaufe von sechs Stunden einzuhändigen. — Cajetan 
appellirte vor Ablauf des Zeitraumes von sechs Stunden coram honestis 
viris an den heil Stuhl; als dann der Fiscalpromotor bei dem bischöf¬ 
lichen Gerichtshof eine Vorstellung eingereicht hatte, weil die Gegen¬ 
stände des Cultus nicht in der festgesetzten Zeitfrist ausgehändigt worden 
waren, und als der Bischof einen neuen Aufschub von zwölf Tagen be¬ 
stimmt hatte, für die Verhängung der Censuren, appellirte Cajetan and» 
von diesem zweiten Decrete; aber der Bischof, ohne auf seine Appella¬ 
tionen Rücksicht zu nehmen, decretirte durch definitiven Spruch, and 
ohne eine neue Vorladung, za intimiren, dass Cajetan F. in die dev 
Prälaten vorbehaltene Excommunicatio major verfallen sei. Der Urthoib- 
sprach wurde an der Thüre der Kathedrale angeschlagen. — Hierasf 
fragte Cajetan Canonisten am Rath; sie sagten ihm, dass der Bischof 
ein spolium begangen habe, dass die Censuren ungerecht und ungültig 
seien, weil sie der Bischof nach der Appellation verhängt habe; ca sei 
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also dem Cajetan erlaubt, den Censnren keine Rechnung zu tragen. — 
Nach dieser Bemerkung wohnte er Ein oder zweimal der Messe bei. 
Aber nachher, dorch einen von Rom erhaltenen Brief gemahnt, dass man 
die Censuren, wenn sie auch ungerecht und ungültig seien, fürchten 
müsse, verliess er sein Land, und enthielt sich, dar Messe beizuwohnen. 
Die heil. Congregation des Concils sprach ihn zuerst von den Censnren 
(mit Rückfall?) los. Der Bischof vermochte nur nichtige Gründe an- 
snfUhren, um sein Vorgehen zu rechtfertigen. — Die heil. Congregation 
entschied, dass die bischüflichen Acte unhaltbar seien. I. An sustineatur 
praeceptum Ordinarü in casu. II. An constet de nullitate, et injustitia 
eensurarum in casu. Sacra etc. Ad primum, negative. Ad secnndum, 
censuras non sustineri. 

73. Eine merkwürdige dausel, und die sich bei allen Indulten von 
Hauskapellen findet, ist die, dass die Indultare und ihre Domestiken 
allein das Privilegium haben, das Gebot der Kirche zu erfüllen, indem 
sie an den Festtagen der in der Hauskapelle gefeierten Messe bei¬ 
wohnen. Die Fremden, die dieser Messe beiwohnen, sind gehalten, eine 
andere in einer öffentlichen Kirche zu hören, wenn sie das Kirchengebot 
erfüllen wollen. Man legte einst der heil. Congregation des Concilinms 
aus der Diöcese Toledo folgende Frage vor: An quilibet alius saecularis, 
aut clericus licet non familiaris praedicti domini, qui praedicto aposto- 
lico privilegio gaudeat, praedicto praecepto Ecclesiae satisfaciat in prae¬ 
dicto oratorio, vel casu praesens, vel consulto accedens missain audiendo? 
Die 21. Maji 1672. Sacra Congregatio respondit: Negative. Führen 
wir gerade auch die Clausel an, wie sie sich in den Indnlten findet: 
Volumus antem, quod familiäres servitiis tuis non necessarii ibidem, id est 
in oratorio privatae domus, missae interessentes ab obligatione audiendi 
missain in Ecclesia diebus festivis de praecepto minime liberi censeantur. 
Es ist also gewiss, dass das Privilegium, das Kirchengebot in den 
Hauskapellen zu erfüllen, nur für die Indultare und ihre wahrhaft noth- 
. wendigen Domestiken gelte. 

74. Man kann in den Hauskapellen nur eine einzige Messe täglich 
feiern. Der heil. Stuhl pflegt nieht mehrere Messen zu gestatten, selbst 
wenn sein Indult an mehrere Hauptprivileghte gerichtet ist. Die Gegen¬ 
wart Eines von ihnen genügt in diesem Falle, dass man die Messe in 
der Hauskapelle feiern könne; das aber will nicht sagen, dass man so 
viele Messen feiern dürfe, als es Hauptprivilegirte gibt; die Regel bleibt 
immer bestehend, und jede Hauskapelle verträgt nur Eine Messe täglich. 
Man kann das berühmte Decret Clemens XL oben sehen, welcher, weit 
entfernt, die Bischöfe von der allgemeinen Regel auszunehmen, imGegen- 
theile verbietet, die Messe in einer Hauskapelle zu feiern, wo am näm¬ 
lichen Tage sehon eine andere Messe gelesen worden ist. 
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75. Eine andere, der Gestattung der Hanskapellen immer beige- 
fügte Beschränkung ist jene, welche die hohen Feste des Jahres betrifft; 
in der That hat der heil. Stuhl nicht die Gepflogenheit, das Celebriren 
an den hohen Festen so erlauben, ausser das Indult sei wegen Krankheit 
gewährt, oder es sei an Fürsten königlichen Ranges gerichtet. Was 
muss man unter dem Namen der hohen Feste verstehen T Man hat über 
diesen Punkt eine Erklärung der heil. Congregätion der Riten, welche 
sich in der Sammlung von Gardellini n. 364 der neuen Ausgabe be¬ 
findet; sie ist in folgenden Ausdrücken abgefasst: 

„Cum Joannes Lopes de Excoriaca Calagurüanae dioecesis ob- 
tinuerit a SSmo. Domino Nostro, ut in capella domus, seu palatii sui, 
possit ipse quamdiu vixerit, pro suo suaeque familiae commodo saerum 
missae celebrari facere singulis diebus, et temporibus, praeterqoam in 
die Paschatis Resurrectionis D. N. J. C., et aliis solemnioribus aani 
festivitatibus} dubitatum fuit quaenam sint et intelligantur, praeter dient 
Paschatis, aliae solemniores festivitates: et propterea ad.omnem dubi- 
tandi rationem tollendam, petiit illas declarari a S. R. C. Eadem 8. 
R. C. solemnes festivitates esse, et intelligi censuit, praeter festuu 
Paschatis Resurrectionis D. N. J. C., feriam V. in Coena Domini, festum 
Ascensionis D. N. J. C., festum SS. Apostolorum Petri et Pauli, festum 
Anuntiationis, et festum Assumptionis B. M. V., festum omnium Sano- 
torum, festum Nativitatis, ac festum Epiphanias Domini. Et ita de- 
daravit die 17. Novembris 1607.“ 

76. Einige Autoren haben behauptet, dass das Himmelfahrtsfest 
kehl für die Hauskapellen verbotenes sei. So nimmt Lacroix in seiner 
Moraltheologie keinen Anstand, su sagen, dass das Himmelfahrtsfeet 
nicht ausgenommen sei, und dass man an diesem Tage die Messe in 
den Privatkapellen lesen dürfe. Nicosias, Barbosa, Diana, und mehrere 
andere Moralisten säblen die vom Privilegium ausgenommenen Feste auf, 
und lassen die Himmelfahrt aus. Merati selbst erwähnt in seinem Inda 
der Decrete der heil. Congregätion der Riten die Himmelfahrt nicht. 
Das ist ein Irrthum, der wahrscheinlich von einem Druckfehler her¬ 
kommt, den derjenige gemacht hat, der das Decret suerst publicirte, und 
alle andern haben diesen Irrthum abgeschrieben. Wir wissen, dass die 
Himmelfahrt unter den ausgenommenen Festen mit einbegriffen ist, denn 
das oben nach Gardellini citirte Decret ist gewiss authentisch. Als die 
heil. Congregätion der Riten im Jahre 1854 befragt wurde, ob die in 
besagter Sammlung enthaltenen Decrete das nämliche Ansehen genössen, 
als wenn sie vom Papste unmittelbar aungingen, so antwortete sie am 
8. April: Affirmative. 

76. Dieses Verbot, die Messe an gewissen Festtagen des Jahres 
in den Hauskapellen su feiern, betrifft den Festtag, und nicht denjenigen, 



auf welchen das Fest verlegt wird. In Belgien und in Frankreich 
s. B. werden kraft eines im Jahre 1802 vom Cardinal Caprara ausge¬ 
gangenen Indultes mehrere hohe Feste in Bezug auf die äussere Fest¬ 
lichkeit auf den folgenden Sonntag verlegt. Nun ist es nicht verboten, 
die Messe in den Hauskapelien an jenen Tagen su feiern, wo die frag¬ 
liche Cebertragung stattfindet; die heil. Congregation der Riten hat es 
im Jahre 1835 bei Gelegenheit einer Anfrage von Namur, quaestio 14, 
n. 8 ausdrücklich entschieden: Nonnullis festis, quorum solemnitas dif- 
fertur in dominicam Sequestern interdicuntur sacra in sacellis domesticis: 
quaeritur an illud interdictum intelligendum sit, de die festivitatis, vel 
de dominica, in qua fit solemnitas? Oie Antwort lautete: ln die festi. ' 
77. Sind die besonderen Diöcesanfeste, z. B. jene der Ortspatrone 
in das Verbot mit einbegriffen? Das lässt sich nicht behaupten. Die 
heil. Congregation des Concils, als sie einst Ober die Frage beratheh 
wurde, ob es erlaubt sei, die Messe in den HaUskapelfen an den durch 
eth apostolisches Indult oder durch ein DiOcesanstatut ausgenommeneil 
Tagen *u lesen, antwortete am 30. Mai 1699: Negative pro diebus ex- 
ceptis in indulto; ohne von den durch das DiOcesanstatut ausgenommenen 
Tagen reden su wollen, obwohl sie su diesem Behufs befragt worden 
Var. — Da ferner das oben angeführte Decret ‘ der heiligen* Con¬ 
gregation der Riten den Ortspatron unter den ausgenommenen Festen 
nicht aufsählt, so darf man glauben, dass die Haaskapellen ihr Privi¬ 
legium für die besonderen Diöcesanfeste behalten, falls eines su den ge¬ 
botenen Festen gehört. — Dabei müssen wir darauf aufmerksam machen, 
dass ein apostolisches Privilegium, mag man es noch so weit ausdehnen, 
und mag es keinen Tag des Jahres ausnehmen, dennoeh nicht angeseheh 
wird, als begreife es den grünen Donnerstag in sich, es sei denn, man 
habe eine ausdrückliche Ermächtigung, die Messe celebriren su lassen, 
denn da die stillen Messen allgemein untersagt sind, und keine Ver¬ 
bindlichkeit vorliegt, die Messe su hdren, so können die Haaskapellen 
von ihrem Privilegium keinen Gebrauch machen; und es ist a fortiori 
nicht erlaubt, am J Charfreitag oder Samstag die Messe in den HauS- 
ka pellen su feiern. — Was das Weihnachtsfest betrifft, so kann der 
Priester, vorausgesetzt, dass der Papst die Hausmesse wegen Krankheit 
erlaubt habe, frei seine drei Messen celebriren. Eb' besteht eine förm¬ 
liche Entscheidung der heil. Congregation des Concils im 3. Bände des 
Thesauras resolütionum p. 116: An in oratorio privato, iif quoex 
causa fuffrmitatis a Sede Apostolica conceditur ut missa die Nativitatis 
Domini celebretur, tres missae ab eodem sacerdote celebrari possint, vel 
unica tantum missa sit celebranda in casu etc. Sacra etc. Affirmative 
ad primam partem, negative ad secandam. Diese Resolution ist im 
■Hbf*#- Hr#M für häth.Drckenrefkt. UL »and. 42 



thesaurua von einer gelehrten Abhandlung Benedicts XIV., damals 8e- 
cretär der heil. Congregatiou des Concils, begleitet, in welcher er die 
Gründe für and wider anführt. 

78« Es ist flicht erlaubt, in einer Hauskapelle ein Amt za singen. 
Es ist allgemeine Praxis, sich eines so feierlichen Actes, als diese Feier 
der Messe ist, in den fraglichen Kapellen su enthalten, upd diese.Praxis 
bildet ein Gesetz. „Es scheint mir,“ sagt Gatti^o, „dass Grund vor¬ 
handen wäre, nicht sowohl den Priester scharf zurechtzuweisen, der 
das Amt feierlich in einer Hauskapelle celebriren würfle, als vielmehr 
den Indultar, der es erlaubte; er würde sicherlich verdienen, dass sein 
Privilegium zur Strafe seiner Unbesonnenheit, durch welche, er die 
Gränzen desselben überschritten hätte, surückgenommen oder suspendirt 
würde, Demi ohne irgend einen Zweifel wäre diese Festlichkeit gegen 
die Absicht des. Papstes; und obwohl man darin picht eine Usurpation 
.der pfarrlichen Rechte erblicken könnte, so würde sie doch die in der 
.kirchlichen Disciplin festgestellte und beobachtete Ordnung, nach der 
die feierlichen Aemter nur in den öffentlichen Kirchen, und Oratorien 
stattfinden, wo sich die Gläubigen in grosser Anzahl versammeln, sehr 
empfindlich stören,“ 

79. Die Besprengung mit Weihwasser ist in den , Hauskapellen 

nicht, erlaubt. Wir meinen hier die feierliche Besprengung,; denn die 
einfache Benediction des Wassers darf in einer Hauskapelle geschehen, 
wie an jedem andern nicht cpnsecrirten Orte. . . . t . 

80. Die Frage über die Austheilung der Communion in den Haus¬ 
kapellen ist in der schon $. 21 u. ffg. angeführten Encyklika: Magno 
cum animi nostri, von Benedict XIV, eines weiteren behandelt; Fol¬ 
gendes ist die Lehre des gelehrten Papstes: Die Erlaubnis des Bischofs 
hat nothwendig, damit der Indnltar bei der Messe, welcher er beiwohnt, 
commoniciren dürfe. Es können sich Umstände darbieten, i» Anbetracht 
welcher der Bischof klugerweise die Austheilung der Eucharistie nicht er¬ 
lauben kann. D>e gute Ordnung verlangt die besondere Erlauhniss deq Ordi¬ 
narius ; und das ist auch, wie Benedict XIV. sagt, die zu Rom befolgte 
Praxis, and was Wir in unserer Diöcese Bologna vorgeschrieben heben« 

81. ln Betreff des Bfiss-Sacramentes citirt Benedict XIV, die Vor¬ 
schrift des römischen Rituale, welches verordnet,. In den Kirchen su 
beichten, vorbehaltlich vernünftiger Ursachen, die es anders rathen; in 
diesem Falle muss man suchen, einen geziemenden und offenen Platz 
za haben: In Ecclesia non antem in privatis aed|bus, Confessiones audiat, 
nisi ex causa rationabili, quae cum inciderit, studeat tarnen id decenti, 
ac patenti loco praestare. Der heil. Karl Borromäus prägt diese Regel 
häufig ein. Dis Bulle Superna von Clemens X erklärt, dass die Re¬ 
gularen keine Vollmacht haben, die Beichten ausser den Kirchen za 



«31 

* 

hören i daher ist ps ihnen nicht erlaubt, das Sacramept der Bqsse in 
den Privathäusern su verwalten, ausgenommen die verschiedenen yom 
Rechte autorisirten Fälle: Nullam facultatem fuisse tributam regularibus 
cujusvis Ordinis etc. sacramentum poenitentiae administrare in dotnibus 
privatis extra Casus a jure permissos. ?iach Gattico leitet sich das 
Verbot, in den Hauskapellen su beichten und su communlciren, von der 
allgemeinen Praxjs ab, einer Praxis, die einem Gesetse gleich gilt, und 
will, dpsa die öffentlichen und heiligen Statten die einsigen seien, wo 
man die Absolution und Communion ertheilen könne, 

. 88. Es ist. nicht selten, dass man beim heiligen Stuhle um die 
Ermächtigung ansucht, die Sacramente der Busse und der Eucharistie in 
den Hauskapeüen su empfangen. Man findet in Gattico die Formel 
dieses Privilegiums, welche, wie dieser Autor, sagt, nur Personen hohen 
Standes gewährt wird. Indessen bemerken wir in dem Register der 
heil, Congregation der Bischöfe und Ordenspriester einen Brief vom 
Mai 1715, der an den Patriarchen von Venedig gerichtet, and in fol¬ 
genden Ausdrücken abgefasst ist: Ihre Eminensen haben der Wittwe 
Elisabeth von C. die Ermächtigung gewährt, in ihrer Privatkapelle, 
welehe sie durch apostolisches Breve in ihrem Hause erhalten »n haben 
versiehert, drep- oder viermal monatlich su beichten und si} oommunb- 
.ehren, und sie haben mir aufgetragen, die Ausfertigung dieser Gnade an 
Eure HeBigkeit su richten, damit Sie dieselbe in Wirkung seisen, mit 
Ausnahme des Osteifestes, an welchem es nothwendig spin wird» 'dass 
die Indultempfangerin in ihre Pfarre gehe, so wie an den andern 
Hauptfesten des Jahres, die durch das apostolische Breve ausgenommen 
find.“ etp, — Gattico gibt su, dass die Erlaubnis# des Ordinarius go¬ 
ldige, am in den Hauskapellen erlaubter Weise su belebten* Dieser 
Autor sagt Folgendes: „Die'Gestattung einer Hauskapelle acMiesst die 
Ermächtigung, in derselben su beichten, nicht eint es braucht weiter, 
entweder dass der Ordinarius dem Indultare eine besondere Eriaubniss 
gewähre, oder dass der Papst ein specielies Privilegium ertheile. Die 
Biscliöfe können, nach ihrer. Klugheit, und ans geeetsüchen Gründen 
die Verwaltung das Buss-Sacramcnts in einigen Privatkapellen erlauben, 
und dt« Pfhrrer haben kein Recht, sich darüber su beklagen,“ 

83* Es ist in einer Hauskapelle nicht erlaubt, die Messe su unter¬ 
brechen , um einem Kranken» der im Hause ist, die. Cpmmonion su 
; bringen. Die heil. Cpngregatkm der Riten hat unter dem 7> December 
1844 einen Entscheid erlassen. Folgendes ist die vorgelegte Frage: Ob 
. es den Priestern, welche in, dar Kapelle eines Privathapssa, oder einer 
religiösen Genossenschaft eelebriren, erlaubt sei, die Messe unmittelbar 
nach der Congumtioo, und. vor der Puriflcation su unterbrechen, um die 
heilige Commuaion in das Zimmer eines Kranken su bringen, der in 
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diesem Hanse oder dieser Genossenschaft wohnt, and aus reinet 1 De- 
Yotioft, and nicht pro viatico so cominuniciren wünscht, obwohl das 
Zimmer nicht an die Kapelle stosse, and man in einen andern 8tock 
des Hhuses aufsteigen, oder einen andern Gang der Genossenschaft 
durchwandeln müsse?“ Die Antwort auf diese Frage ist: Non Heere juxta 
Decretumi ln Florentina diei 19. Decembris 1829 ad pfimam Dubium: 
sed si necessitas urgeat, fiat absoluta missa. — Die Florentinische Re¬ 
solution, von der so eben gesprochen wurde, findet sich in Gardellinf, 
n. 4651 der neuen Ausgabe. Wir halten es für nützlich, sie zur Er¬ 
gänzung des Gegenstandes wörtlich anzuführen. Folgendes ist die vor¬ 
gelegte Frage: An tempore sacrosancti missae sacrificii in administradone 
viatici praesertim in xenodochiis liceat ab altare recedere usque ad 
aegrotorum lectum recitando interim psaimum miserere, ut fieri seiet 
extra missam? Die Antwort der heil. Congregation der Riten ist in fol¬ 
genden Ausdrücken abgefasst: Negative quoad Psaimum ‘Miserere reci- 
tandum. Insuper animadvertendum, quod si celebrans pro Viatid ad- 
ministratione intra missam altare e conspectu suo amittat, hanc admini- 
strationem non licere. In der That müsste man, am nach dem vorge¬ 
legten Falle die Communion zu ertheilen, zwei Regeln von grosser 
Wichtigkeit verletzen; diejenige, welche den Priestern verbietet, die 
Messe durch das Verlassen der Kirche zu unterbrechen, Und diejenige, 
welche däsRecitiren gewisser Gebete vorschreibt, wenn man den Kranken 
die Cemmnnion bringt; diese Gebete selbst wären eine Unterbrechung 
des Opfers. > 

84. Wir haben in Bezug auf die Verwaltung der Sacramente nichts 
beizufügen; denn offenbar kann die Taufe in einer Hauskapelle nicht 
erthellt werden, wie es Benedict XIV. im'S. 19 seiner Encyblika neigt. 
Sprechen wir also noeh von den priesterlicben Verrichtungen, welche, 
ohne ’dass sie pfarrliohe Rechte sind, in den Hauskapellen nicht statt¬ 
finden können, so die Weihe und Aastheilang der Kerzen am Ltchtmess- 
tage, die Asche, die Benediction der Palmen, des Feuers, des Saamens, 
der Eier und anderer dergleichen Dinge, die Verkündigung von Festen 
und Festtagen, die’ auf die Woche fallen, diese gehören nicht zü den 
pfarrlichen Rechten; man kann sie also hl allen öffentlichen Kirchen 
vornehmen, ohne den Pfarrern ein Unrecht beizufugen. Daraus folgt 
aber nicht, dass man eine dieser Ceremonien in den Hauskapellen vor¬ 
nehmen könrie; denn die allgemeine Praxis, die eine sichere Auslegerfn 
des apostolischen Privilegiums der Hauskapellen ist, zeigt, dass keines 
der besagten Dinge erlaubt sei, was auch ein sonst geschätzter Autor, 
Amostaze, sagen möge, welcher in Seinem Tractate De caufiis piis I. S* 
«. 10 die Aschenweihe and die der Kerzen und Palmen in ded HaaS- 
kapellen mit Nachsicht behandelt, -— Was -christlichen Unterricht und 



Predigten anbelangt, so sind die Beehtslehrer nicht der Ansicht, dass 
man sie in den nämlichen Kapellen abhalten, könne, ausser es geschehe 
auf eine gans private Weise, und ohne irgend eines der Rennseichen 
des öffentlichen Predigtamtes. 

85. Fassen wir das so eben in Besug auf die endlosen. Eihsebräd^ 
hangen, welche die Hauskapellen mit tausend Banden umgeben, und in 
Besag auf den Gebrauch des Privilegiums Gesagte nochmals susammen. 
Zuerst ist die Vollmacht, die Hauskapellen sur Feier der Messe so ge¬ 
statten, dem heil. Stuhle Vorbehalten; er pflegt es nicht auf weltewige 
Zeiten su thun, sondern höchstens auf die Lebensdauer des Indultaars. 
Pie Eine und eiosige Messe, welche man daselbst täglich feien» darf, 
tat. nur in sofern erlaubt, als der Hauptindultar derselben beitvohnt. Die 
Hauptfeste des Jahres sind vom Privilegium ausgenommen, ausser dar 
Papst gewähre, wegen schwerer Krankheit, für die Festtage eine’be¬ 
sondere Erlaubniss. Die Fremden, die im apostolischen Indulte nicht 
mit einbegriffen sind, erfüllen das Kirchengebot nicht, indem sie det 
Hausmesse beiwohnen. Endlich darf keine der feierlichen Functionen 
des katholischen Cultus in den Hauskapellen stattfinden. In den öffent¬ 
lichen Kapellen hingegen stehen die Dinge gans anders. Zuerst hat 
der Bischof die Vollmacht, sie sur Feier der Messe su berechtigen, 
ohne dass es nöthig wäre, sich an den heil. Stuhl su wenden. Diese 
Erlaubniss, die Messe in den öffentlichen Kapellen su celebriren, wird 
von dem Bischof auf eine allgemeine Weise gegeben, ohne irgend eine 
Beschränkung oder Ausnahme in Besug auf die Zahl der Messen, dis 
man daselbst feierif darf, oder auf die Hauptfeste des Jahres. Alls 
Gläubigen, die der Messe in einer öffentlichen Kapelle beiwohnen, er¬ 
füllen das Kirchengebot, und der Bischof hat keine Vollmacht, das 
Qegentheil su statuiren; er kann auch die öffentliche Feier der Messe 
in diesen öffentlichen Kapellen am Sonntage und den gebotenen Fest¬ 
tagen nicht verhindern. Da endlich die oben besagten Functionen nicht 
im strengen Sinne pfurriiehe Rechte sind, so können es die Pfarrer 
nicht verhindern, dass in den öffentlichen Kapellen die Weihe und Austhei- 
lung der Kernen, Asche, Palmen, oder die Cerempnien der Charwocbe, 
das AOstUndige Gebet, die Aussetsang der Reliquien vorgenommen werden, 
wie man aus dem berühmten Deorete der hei). Congregation der Riten 
Nr. 3ö7Q in der neuen Ausgabe von Gardellini ersieht. — Da die 
Sachen so liegen, und da die Privilegien der Öffentlichen Kapellen von 
jenen der Hausoratorien so verschiede« sind, so wollen wir noch unter¬ 
suchen, was su einer öffentlichen Kapelle erforderlich ist, upd wollen 
auch die Dispensen mittbeilen, welche der heil. Stuhl in der Absicht 
su , gewähren pflegt, um die Errichtung öffentlicher Kapellen sü tt-r 
leichtern. 



* '■ / ' ‘ XII. ■ < • •- 

Die Erfordernisse zu einer öffentlichen Kapelle. ' ~ 

86. Eine öffentliche Kapelle ist jene, die «um Gebrauche Aller er¬ 
öffnet wird. Da aber ein Gebäude nicht «nr öffentlichen Bequemlichkeit 
dienen kann, wenn sich die Thttre dieses Gebäudes nicht auf einen 
öffentlichen Plats öffbet, so wird, in der Regel, erfordert, dass de# 
Eingang su einer Öffentlichen Kapelle unmittelbar dem öffentlichen Wege 
entspreche. Das ist die gewöhnliche Regele aber der heil. Stuhl dia— 
pensirt davon siemlich häufig; wie es die Beispiele beweisen, die wir 
anfflhren wollen. ^ 

87.1m 13. Buche Decretorum der heil. CongregationdesConcils, 
p. 128 findet sich eine Rechtsangelegenheit, bezüglich auf eine an einer 
Stelle gebaute Kapelle, «u der man nur auf einem Wege gelangen kennt 
de# Privateigenthum ist; nun erklärt die heil. Congregatfion, Vöraasgeöetit; 
dass sich der Eigenthümer durch einen öffentlichen Act verpflichte, den 
Weg für immer frei su lassen, dass die fragliche Kapelle in dem 
Decret des Concils von Trient nicht mit einbegriffen sei, und dass man 
die Messe mittels der Erlaubniss des Ordinarius daselbst feiern dürfe. 
Folgerndes ist die wörtliche Resolution: >,Sacra Cobgregatto censuit 
oapeüäm per fflmum. et Rmum. D. Card. Bevilaqua construendam in villa 
nuncupata Tuseolano, si constmatur in loco, ad quem omnibns pateat 
aditus, nec habest aditum, vel prospectum in privatas aedes, dictusque 
lllmus. publico instrumento se obliget semitsm, qua itor ad capellam 
praedictam, cuique -Iiberam in perpetuum servare , atque illius dominio, 
et juri renuntiet, edicto de privatis Oratoriis hac de re edito non cem- 
prehendi,' ibique de licentia Ordinarii posse missas celebrari.“ 

88. Eine ähnliche Dispens liest man im 19. Buche Decretorum 
p. 316. Es handelt sich um eine Kapelle, deren Eingang dem öffent¬ 
lichen Wege nicht entspricht; die heil. Congregation begnügt sich, su 
verlangen, dass der Eigenthümer die Verpflichtung auf sich nehme, den 
Pfad frei su lassen, auf welchem man kur Kapelle gelangt 1 ? nach*Er¬ 
füllung dieser Bedingung muss der Bischof erklären, dass die Kapelle 
in dem Decret nicht mit einbegriffen sei, welches die Privatkapellen ver¬ 
bietet. Folgendes ist der Wortlaut der Resolution: „Censuit S. C. 
Committendum esse Ordinario, ut quando Orator publico' instrumento bs 
obligaverit semitam, qua itur ad capellam, cuicumque Iiberam in perpe- 
tuum servare, atque illius situs dominio ac juri efficaciter renuntiaverit, 
dedaret, capellam ipsam non comprehendi in Decreto a Congregatione 
edito de privatis Oratoriis, petitamque celebrandi licentiam pro suo ar- 
bitrio coneedat, ita tarnen ut priuS dktam capellam visitaverit, ac divino 
cultui peragendo aptam, ac decentem esse compererit, atque ita ut mdiuM 
hinc praejudicium inferatur juribus parochialis ecclesiae.“ 



89 . Folgt ein drittes Beispiel einer Dispens der nämlichen Art,' 


welches Zamboni, bei dem Worte Oratorium 8. 1. n. 2. beibringt: 
„Item putavit 8. C. ccmmittendum esse archiepiscopo Florentino, nt 
quando Oratrix publico instrumeäto se obligaverit semitam, quae ducit 
ad capellam, cuicumque liberam in perpetuum servare, atque illius sitas 
dominio et juri efficaciter renuhciaverit, declaret, capellam ipsam non 
comprehendi in Decreto a Congregatione edito de privatis Oratoriis, pe- 
titamque celebrandi licentiam suo arbitrio concedat, ita tarnen nt prius 
dictam capellam TisitaTerit, ac divino cultui peragendo aptam, acde- 
centem esse compererit, atque ita ut nullum praejudicium inferatur juribus 
parochialis ecclesiae.“ 

90. Obwohl es gut ist, dass die Kapellen von den Privathäusern 
isolirt seien, so ist das doch keine unerlässliche Bedingung. Als einst die 
heil. Congregation des Conciliums befragt wurde, ob die an Privathäuser 
anstosBenden und von diesen Häusern nicht vollkommen isolirten Ka¬ 
pellen, in welche man von dem öffentlichen Wege aus eintrete, in dem 
auf die Privatkapellen bezüglichen Verbote mit einbegriffen seien, so 
antwortete sie, dass sie in diesem Verbote nicht mit einbegriffen seien, 
wenn der Eingang dem Öffentlichen Wege entspreche, und wenn darin 
keine Communication mit den Privathäusern stattfinde. 

91. Im Jahre 1720 lässt der Cardinal Gualtieri auf einer Villa der 
Diöcese Orvieto eine Kapelle bauen,' und er ersucht, dass sie nicht als 
eine Privatkapelle angesehen werden möge; die heil. Congregation der 
Bischöfe und Ordensgeistlichen erhört diese Bitte, aber unter der Be¬ 
dingung, dass sich der Cardinal durch einen öffentlichen Act in seinem 
Namen und im Namen seiner Erben Verpflichte, die Thflre der Villa, 
sowie' die zur Kapelle führenden Wege während des Tages offen zu 
erhalten. Folgendes ist der Wortlaut des Indults: „Sac. etc. petitam 
gratiam benigne concessit arbitrio Episcopi administratoris salvis etc. in 
Omnibus juribus parochialibus, facta tarnen per d. Emum. Oratorem no¬ 
mine'ipsius et ejus haeredum obligatione mediante publico instrumento, 
retinendi per dient apertam januam d. Villae uec non semitas ad eamdem 
ecclesiam docentes, nec noh manutenendi utensilia, et supellectilia pro 
cultu ipsius ecclesiae necessaria, atque pariter simili obligatione facti 
celebrari faciendi aliquot missas annuatim arbitrio praefati episcopi“ etc. 

92. Die heil. Congregation der Bischöfe und Regularen gewährt im 
Jahre 1728 die Ermächtigung, die Messe in einer öffentlichen Kapelle 
zu hören, indem man derselben in einem Zimmer beiwohnt, das einst 
als Sacristei diente, und welches man Von der Kapelle durch ein Gitter 
trennen muss. Folgendes ist das apostolische Rescript: Sacra etc. ad 
quam SSmus. D. N. supplicem hunc libellum remisit, visa relatione Emi. 
ArchiepisCopi Neapolitani, ac attentis narrätis, referente Emo. Petra 



Ponente «ensuit remittendum prout praeseutis Decreti vigore benigne 
remisit eidem Emo. Arthiepiscopo ut veris etc. pro suo arbitrio facul- 
tatem impertiatur Oratori, ut ipse, ex viridario ejus domus ingredi valeat, 
media janua aperienda ad mansionem, quae nunc inservit pro sacristia 
praefatae ecclesiae, seu capellae fundatae ab ejusdem Oratori« antecesso- 
ribus sub titulo SSmae. Aununciationis ad effectum ut ex eadem man- 
sione possit ipse Orator una cum uxqre, liberis, suisque familiaribus et 
conviventibus in eadem domo, audire missam.in eadem capella et satis- 
facere praecepto exceptis solemnioribus diebus juxta solitum bujusmodi 
facultatum in civitate Neapolitana concessarum; trauslato prius tarnen 
Uso sacristiae dictae capellae ad aliam mansionem contiguam benevisam 
eidem Emo. Arcbiepiscopo expensis dicti Oratoris assignandam; nec non 
facta in dicta mansione quao ad dictum usum conceditur Oratori, crate 
ferrea, ita ut ex ipsa transitus haberi non posait ad capellam seu ec- 
clesiam, cum declaratione insuper facienda ab ipso Emo. Arcbiepiscopo 
quod dicta mansio non gaudeat immunitate ecclesiastica“ etc. 

93» Im 3. Bande des Thesaurus resolutionum p. 53 und 72 erklirt 
die heil. Congregation des Concils eine Kapelle als eine öffentliche, 
deren Eingang dem innern Hofft eines Palastes entspricht. Folgendes 
sind die näheren Umstände. Die Kapelle war einst eine Klosterfrauen¬ 
kirche. Sie hat vier Altäre und einen Glockenthurm. DieKreuse, die 
man noch an den Mauern bemerkt, bezeugen die Consecration. Man 
feiert öffentliche Feste, selbst das Hochamt in der heiligen Nacht. Aber 
die Stelle der Thöre ist verändert worden, sie entsprach einst dem 
Klosterhofe, man musste sie wegen dringlicher I&paraturen sumacben» 
nnd eine andere öffnen, die auf einen innern Hof geht — Der Bischof 
hat die Kapelle untersagt, und den Kaplan mit Suspcns belegt, weil er 
daselbst am grünen Donnerstage die Messe gelesen hatte. — Die hei¬ 
lige Congregation des Concils entscheidet, dass diese Kapelle eine 
öffentliche sei, aber sie will, dass der Eigentbümer in einem öffentlichen 
Acte anerkenne, dass er kein Recht auf den Hof halte, welcher vor der 
Kirche ist: Ecclesiam esse publicam facta tarnen a senatore Imperiale 
in publico instrumento declaratione se nnllum jus habere in area sita 
ante ecclesiam, nec non quod claves tarn ecclesiae, quam dictae areae 
retineantur a capellano, et ad D. Secretarium cum SSmo. pro declaratione, 
quod area non gaudeat immunitate. Auf die «weite Frage in ßesug auf 
das vom Bischöfe verhängte Interdict und die Suspens, eine in diesen 
Ausdrücken abgefasste Frage: An constet de nullitate et injustitia inter- 
dieti et respective suspensionis in casu, antwortet die heil. Congregation : 
Affirmative et amplios. 

94. Wird eine Kapelle durch die bischöfliche Consecratjan eine 
öffentliche, d. h. erlangt sie die Privilegien der öffentliche^ Kapellan? 



Diese Frag« wurde bei einer Rechts««gelegenfceit untersucht, die im 
7. Bande des Thesaurus resolutionuwp. 17 su lesen ist. Folgendes 
sind die näheren Umstände. Der Graf Joseph IUe^hasy hat in seinem 
Schlosse Dubuiesa eine Kapelle, welche der Bischof nach dem Ritus des, 
Pontificale consecrirt hat, nur dass er sich begnügen musste, die vor-* 
deren Mauern su benediciren, weil er nicht um die Kirche herjumkommen 
konnte. Der Pfarrer will nicht, dass man in dieser, Kapelle Ceremonien 
vornehme, noch dass man die Glocken läute, ausser der Graf weise für 
dfn Kaplan einen Fond an. Das. Thor des Oratoriums geht auf den. 
Hof des Palastes, und es muss die Hofthüre geöffnet sein, um in die 
Kapelle eingehen su können. Uebrigens hat die Kapelle swei Altäre, 
eine wohl eingerichtete Sakristei, und eine Orgel. — Die Ansichten über 
die Natur dieser Kapelle sind getheilt. Die Einen sagen, dass sie eine 
öffentliche sei, und dass man sie copsecriren könne. Andere sind über¬ 
zeugt, dass man es nicht könne, weil sie eine Privatkapelle sei. Der 
Bischof glaubt, sich beim heil. Stuhle anfragen su sollen. — Die hepige 
Congregation des Concils erklärt die Consecration für gütig, und ver¬ 
pflichtet den Grafen, die Thiiren des Hofes während des Tages offen 
su halten: I. An constet de valide consecratione oratorii, de quo agitur, 
in cqsu. II. An idem Oratorium sit publicum, seu potius privatum in, 
casu. Sacra etc. Ad primum, affirmative. — Ad secundum, affirmative 
quoad primam partem, et negative quoad secuadam: imposita tarnen ob- 
ligatione Comiti Joseph retinendi apertas fores atrii de die, et consti- 
tuendi capellam congrue dotatam. 

95. Die öffentlichen Kapellen dürfen ohne die Erlaubnis« des Ordi¬ 
narius nicht gebaut werden. — Nach dem 23. Band des Thesaurus re- 
solutionum p, 16 hat der Abt von St. Benedict de Salute su Lissabon 
ohne Wissen des Bischofs auf einem 75 Meilen vom Klo'ter entfernt 
gelegenen Eigenthume eine Kapelle erbaut. Die Kapelle hat swei 
Thören, eine innere und mit dem Landhause communicirende, und eine 
äussere und öffentliche. Da der Abt seine Kapelle, ohne den Bischof 
su benachrichtigen, bencdicirt hatte, so haben mehrere Priester der 
Nachbarschaft in dieser Kapelle d>e Messe gefeiert, und die Commumon 
ausgetheilt. — Der Bischof hat die Kapelle mit der Suspens belegt, und 
einen Process gegen die Welt-; und Ordenspeiester eingeleitet, welche 
daselbst die Messe celebrirt haben. — Der Abt appellirt an die Nun¬ 
tiatur von Lissabon. Hernach hat er eine neue Mauer bauen ■ lassen, 
Wahrscheinlich um die Kapelle in ein Privatoratorium umsugesta!ten; 
doch hat diese neue Mauer $ine Thüre, welche jener der Kirche ent¬ 
spricht. Der Bischof hat die Frage an den heil. Stuhl gebracht. — 
Der Abt stellt , die Privilegien seines .Ordens entgegen. Der Bischof 
citirt die Regel des Rechts,. welche verbietet, ohne Genehmigung den 
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Ordinarius Kirchen su bauen oder sie su benediciren. Der Abt konnte 
eine Kapelle nicht mehr su einer privaten machen, die su einer öffent¬ 
lichen gebaut Vörden war; übrigens verhindert es die neue Mauer nicht, 
dass sie eine öffentliche sei, weil diese Mauer eineThüre bat, die jener 
der Kirche entspricht; wenn man endlich will, dass es eine Privatkapelle 
sei, so brauchte es immer ein apostolisches Privilegium und die Appro¬ 
bation des Ordinarius, ohne Welches der Bischof gegen die Priester ein- 
schreiten kann, die in der Kapelle celebrirt haben. — Die hl. Con- 
gregation des Concils hält das vom' Bischof gegen besagte Kapelle 
erlassene Edict aufrecht; sie erklärt, dass der Abt, nach der Verhängung 
des Interdicts, seine Kapelle dadurch nicht mehr su einer Privatkapelle 
machen konnte, dass er sie mit einer Mauer umgab. (Thesaurus re- 
solutionum Bd. 23. p. 16.) 

96. Wird eine Kapelle, die durch ihre Natur'und ihre Lage eine 
Privatkapelle ist, eine öffentliche, d. h. erlangt sie die Privilegien der 
Öffentlichen Kapellen durch die Thatsache, dass die Bewohner die Ge¬ 
pflogenheit haben, daselbst die Messe su hören , und dass sie seit einer 
langen Reihe von Jahren der redlichen Meinung gewesen sind, das 
Kirchengebot su erfüllen 1 ? Dies! Frage ist oben Nr. 48 in Besug auf 
die dritte Anfrage von Münster behandelt Vörden. Man findet im 
24. Bande des Thesaurus resolutionum p. 58 eine ähnliche Anfrage in 
Besug auf die Diöcese Mains. Folgendes sind die näheren Umstände 
dieser'Angelegenheit. — Der Baron Mairhofen hat swei : Schlösser, An¬ 
bach und Klingenberg, von denen jedes eine Hauskapelle hat, in denen 
man vor etwa 60 Jahren mit gewünschter Erlaubnis angefangen hat, 
die Messe su lesen. Die Bewohner dieser Schlösser haben sich ge¬ 
wöhnt, die Messe in den Kapellen su hören; der Regen und der Winter¬ 
schnee machen es sehr schwierig, su der eine Meile entfernten Pfarr¬ 
kirche su gelangen. Die Pfarrer haben in Rücksicht auf die Bequem¬ 
lichkeit der Pfarrkinder gern dasu eingewilligt, dass die Messe in diesen 
Kapellen alle Festtage celebrirt werde; man hat darin gepredigt, die 
8acramente der Bosse und Eucharistie Allen ohne Unterschied gespendet, 
nnd Niemand hat in dieser Besiehung einen Skrupel gehabt, obwohl die 
Kapellen keine öffentlichen sind. Indessen hat der Baron ein aposto¬ 
lisches Indult erlangen wollen, das den Gläubigen ausdrücklich erlaube, 
das Kirchengebot su erfüllen, indem sie in den fraglichen Kapellen die 
Messe hören, mit der Ermächtigung, daselbst su predigen nnd die Sa- 
cramente eu verwalten. — Die heil. Congregation des Concils hat den 
apostolischen Nuntius so Vie den General-Vicar von Mains su' Rath 
gesogen. Der Letstere ist nicht der Ansicht, dass man für das Schloss 
Klingenberg' das Indult gewähren solle, ausgenommen für die Spendung 
det* Sacramente an die Kranken, um den pfarrlicheü Rechten keinen 



Nsththefl M bringet; aber er ist der Ansicht, die Erlattbniss für da* 
andere Behloss an geben, das von der Pfarrkirche weiter entfernt ist. 
Hierauf antwortet der Baren, dass, wenn man um die Ermächtigung an- 
snche, Predigten so halten and die Sacramente su spenden, es nicht 
daran geschehe, als wollte mm die Pfarrer swingen, es *u thun, oder 
als wollte maü es gegen ihren Willen thun, sondern darum, das* sie 
die Vollmacht hätten, es selbst au thun, oder andere Priester mit ihrer 
Einwilligung. — Oie heil. Congregation des Conciliums entscheidet, dass 
der Gewährung des Indalts Statt au geben sei, mit Genehmigung des 
Erabischofs ron Maina: An stt consulendum Sanctissimo pro concessione 
indulti in oaso. Sacr% etc. Affirmative arbitrio archiepiscopi juxta 
tenorem supplicafonis salvis jdribus parochialibas. (Thesaurus resolu- 
tionum tom. 24, pag. 58.) " 

97. Im BuDarium Leo’s XII. Bd. 1, p. 401 findet sich ein Breve 
vom 14. 'Februar 1826, welches den Bischof von Sämogiti in Litfcauen 
ermächtigt, eine Kapelle aar öffentlichen au erklären, mit der Ermäch¬ 
tigung für alle Gliabigen, die Messe daselbst an den Festtagen an 
hären, obwohl die Thiire dieser Kapelle nicht auf den öffentlichen Weg 
gebt. Wir halten es für nfitalich, dieses Breve gana anauffihren: 

„Venerabili fratri episcopo Samegitiensi. Leo PP; XD. Venerabilis 
finster, sälutem et apnstoJicam benedictionem. Exponendum nobis curavit 
dilectus fiiius comes Josephus de Strasaewiea in praedio, quod possidet 
in Lttbaania intra limites tuae dioeceseos, quodque Pukrisany nomen 
habet, aediculam assurgere, ubi sacruni fieri posse plurimum cuperet, cui 
Seilicet quietnnqne diebUs festis intererit, praecepto quod- est de assi- 
stendo divinis satisfaciat; ii enim incolae, quum pluribus a parochiali 
eoctesia distent millbtriis, saepenumero hyemali praesertim tempestate eo 
so confenre nequaquam poSsent. Quapropter supplici cum prece a nobis 
petift, nt ejus rei ergo apostolica venia muniatur. Nos igftur hujusmodi 
votis benigne annuentes, eumque peculiari beneficentia prosequi völentes, 
et a quibusvis excommunicationis et interdicti, aliisque ecclesiasticis 
censoris, sententiis, et poenis quovis modo, et quacumqde de causa 
Jatis, si qaas fqpte incurrerit, hujus tantum indulti assequendi gratis ab¬ 
solventes, et absolutum fore oensentes, tibi, venerabilis frater, eas partes 
imponimus, idque mahdamus, ut si ita se res habent, pront expositae, 
dummodo ad eam sacram aediculam cuique pateat adttus, hec ibidem 
slnt fores, quae ad aliquiam ducant domum, secus omnino olaudantur, 
atqse ab aedibus sit adeo sejuncta, ut nullus inde neque accessus, neque 
prospectas habeatur, eamdem ipsam, et si ejus porta viam publicam haud 
spectet, decreto felieis recordationis Pauli V. praedecessoris nostri (de 
ioaf celebrando in oratorüs privatis) edito minime obnoxiam declares; 
gtque auctoritat» nostra apostolica perinittas, ut, quotiescumque capaxet 
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decenter ornata, nihilqne eotnm, quae ad. sacrom in ea faxendem epua 
sunt, desideretur, absque, nllo jurium parochialium detrimento, divina 
hostia per quemlibet sacerdotem ate approbatum > possit immolari, ae at 
quicumque diebus festig pietate illa qua decet inibi sacrifioio agsistet, 
ecclesiae praecepto satisfecisse dacptur. Id concedimus atqae iudulgemits, 
non obstantibus praemissis, atque constitutionibws et ordinationibusapo- 
stolicia, caeterisqae contrariis quibuscumque. Datum Romae apud sanetum 
Bptrum sub annulo piscatoris die decima quarta februarti millesimo 1 öctHW 
gqntesimo vigcsimo sexto, pontificatus nostri anno tertio.“ 

08. Eine Bewilligung der nämlichen Art, und gaus nach der näm¬ 
lichen Formel abgefasst, su Gunsten des Petec lAlvaresvon Toledo, 
Grand von Spanien, für eine auf einem Landgute, abervnicht am öffent¬ 
lichen Wege erbaute Kapelle, diese Bewilligung, sage ich, findet sieh in 
einem Breve Pias VIII. vom lß• September 1829 auf p. 61 des Bul- 
leriums von Pius VIH. — In einem an den Bischof von Meattx gerich¬ 
teten Breve vom 27. September 1894 delegirt Gregor XVI. diesen.Prä¬ 
laten , um eins auf dem Landgute des Baron von Crianoy erbaute 
Kapelle so autnrisiren, durch die Erklärung, dass diese Kapelle, die 
Jedermann geöffnet ist, and mit Aeinem Privathause eine Cemmunicatioiua- 
thüre oder Fenster hat, in dem Dekrete Pauls V., welches die Feier der 
Messe in den Privatknpeüen verbietet, nicht inbegriffen sei, und mH der 
Ermächtigung, die Messe daselbst von allen Priestern feiern su lassen, 
und das Kirchengebot durch Anhörung dieser Messe su erfülle*. — 
Dieses Breve ist in das Bullarium Gregors XVI., der Röm. Ausgabe, 
Bd. 1, p. 667 aufgenommen worden. — Man sieht, dass der heil. Stuhl 
leicht von der canonischen Regel dispensire, welche verlangt, dass die 
öffentlichen Kapellen nicht auf einem Privatgrunde erbaut werden sollen; 
man autorisirt diese Kapellen, selbst wenn der Eingang keinem Öffent¬ 
lichen. Wege entspricht, voraus# esetst, dass dar Eigentümer die Ver¬ 
pflichtung auf sich nehme, Jedermann während des Tages in dieselben 
eiotreteo su lassen. 

99. Wenn der Bau einer öffentlichen Kapelle mit Genehmigung 
des Ordinarius begonnen ist, so steht-es diesem nicht goehr frei, seine 
Erlaubnis8 surücksusiehen. Eine Frage dieser Art liest man im The- 
sijirus resolutionuni vom Jahre. 1840. — Joseph M. bat von- dem Bi¬ 
schof die Erlaubnis erhalten , neben seinem Landhause eise öffentliche 
Kapelle su erbauen. Der schlechte Weg sur Pfarrkirche war dar für 
die Gründung dieser Kapelle angeführte Grund gewesen; Joseph wird 
sie auf eigene Kosten erbauen, und eing Dotation anweisan. — Der 
Prälat hat, nachdem er durch swei ausgeseiebnete Priester die Lage des 
Ortes hatte untersuchen lassen, uqd obwohl es ihm nicht unbekannt 
war, dass sich der Pfarrer des Ortes mit allen Kräften der Gründung 



<tor KapeU* enlgegeiMteHe, die Erlaubnis*, nie *u erbauen, ertheih, 
safvU juribus parodhf&Hbas. — ISfaehd^m jbIh neuer Bisehof den Stuhl 
in Besit*' genommen batte, kern bei fhm Joseph um die Bestätigung dar 
vc*» seinem Vorgänge/ gewibröm Erlaulmiss bin | dieser aber hat, nach¬ 
dem er den Pfarrer und die Gründe; venmnpiett hatte, weiche dieser 
gegen die Erbauung der neuen Kapellen erhob, ein Deeret erlassen« das 
«He yo» seinem Vorgäoger gegebene Erlaubniss «uriktulmmt, und den 
Bauder Kapelle fHctsusetsen verbietet. — Joseph appetlme im Namen 
seiner Familie und Beißer Nachbarn an den päpstlichen Stuhl. — Der 
Bischof, der idfeUrdhiÄlil-: gbiwäss von der heil. Crmgregation befragt, 
«Mwortei, dass die Pforrkircbe nur 500 Schritte entfernt söi, dass es 
w ährend des Wmters «war viel ’Ksifr , 'das«'..«her.der .Weg für die 
Landleute keineswegs itnbrauchbar sff. ÄHdergrsellk würden die Ffarr- 
angehörigen nicht *ur Pfarrkirche gehen, um den CJnlerdebt *« hitren. 
Der Fiscalpromntor und der ITaner erbeben die nämlichen Schwierig- 
keifen. — Der ehemftliga Bischof sagt, dass cf die Erlaubnis«, die Ka¬ 
pelle «u bauen, dämm erthcüt habe, weil ihm sswoi P'errer der Nacb- 
btwmhaft die Versicherung gegeben, dass die Wege wirklich »ehr schlecht 
wie«. — Joveph antw ortet, das 1 ? die Erbauung einer Kapelle ein frommes 
Werk aei. Die bei I, Canoneit erfordern die Notbwehdigkeit nicht. Der 
einfache Noi^eu genüge. Nach dem Rechte braucht es die Einwilligung 
des Bischöfe ' juHd dh* des Pfarrers, aber wenn die pfarrKchers Rechte 
reservirt sind, m bat sich derl'farrer nicht *ti beklag«« Der Bischof ; 
winentoiis, wenn gerechte und gesetzliche Gründe vorhanden sind, eine 
Kapelle m bauen, darf seine Kinwülligung nicht versagen. — Die heilige 
Gongregatton des Goncffs entscheidet, dass die Erbauung der fraglichen 
Kapelle statiSnden küuh^ fn Anbetracht» dass der Bau schon begonnen 
«ei; An et quomodo hmis eit e^stcuctiötei pubüci Oratorii iu loco, de 
qou agUur in casu. Sa«, etc, ACSrmativ« habita ratlone aedificationis 
Öratörsi jam inceptae.: wt ppisropus utatar Jur« suo lam pro aasignatione 
dotls coagruae quam pro ^esignatlttneJgJK|||&grar-utn tsiunmodae popul« 
diabus festig? ne» non pro feou tlii Tridenti ni. et 

Goncild Roanuii; tif. 1, vor». ft, '.'«-go^flHHHjßeMdes. fThesttums re- 
sduuoauru, *<mb, tOö.) 

föO. Eine Kapelle, weM«'durch tbr^Lftge eine FHyaikflpßflr'ist, 
katm, wie wir gesagt beben, kraft der Gewohnheit, das PrivHegfui» der 
ßßartlkhen Kfipelhen erlangen. Folgendes ist ei# neues Beispiel, welche« 
oi*0 im thesnums resolutionuni von 1840 liefet. Io ethbf entfernte« 
‘Vorstadt, die JäOÖ Einwohner aählt, stand elsai tnn$rh»lb eines Feldes, 
das einen Thell des ßesitithjuns der Familie F. KOsmacbt, eine de*n 
heil. Oflupbrius geweihte Kapelle. Dar Ursprung dieser Kapelle ist 
nicht genau bekannt; man glaubt, dass die Familie sie um jene Zeit 
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erbaute, Als sie auf dies?® .Gute ein Hans für die seltene Jabreeacit 
erbauen Hess. ~ Als kn Anfänge dieses Jahrhunderte diftFÄmUierumirt 
War, kam das Eigenitums ia die Hände von Gläubigern, die das BeeU*- 
tbum einschloseett.tiod nur die Bewohner des Ortoa «ar Be%aeffiiichkeit 
der Greise und Kranken eintreien Hess»). Poch fuhr men fort, die 
Messe alle Festtage »u lesen , und die Einwohner leglenstchdie Last 
von Colleeten auf. kauften die Ornamente:; aud da die Familie die von 
dem Bischöfe behüte dac ffestotrÄtkv« und UniorbaHung der Kapelle er¬ 
lassenen Befehle nicht erfüllen konnte, so wurde dies« ala deir BevUJ- 
fcerung abgeireteu erachtet, die olle Ausgaben auf sich nehme. — fta 
die Kapelle in den jüngsten Jahren den Einfall drohte, «o brach sie der 
neue Besitzer, ungeachtetdes Widerstandes der Bertffkenmg ab, Der 
Bischof M daß Ahhreeben erlaubt. — Oie Bevötkormeg .!#• an ,4aa hfifc- 
ligsn Stuhl eppeilirt, sie erbietet sich mit da» noch vorhandenen Mate¬ 
rialien eia« öffentliche Kirche su bauen. — Der Bischof antwortet, dass 
er den Abbruch der Kapelle erlaubt habe, weil sie, »Um Frfv«%ebramdm 
gegründet, eine Prkatkapelie war, und kein öffentlicher Wag, dabin 
führt«. Sie konnte ohne grosse Kosten nicht reparirt werden tm be~ 
stand kein Fond ihrer Erhaltung { sie stand seit der .'36oH «nf 4m 
Innern des Feldes, als der Grand, dar sin vom öffentlich«« Weg« trennt, 
angebaut wurde. Uebrigens ^de« sfßl* io der Entfernung einer Meile 
andere öffentliche Kfipellsn 01« Bewohner sagen, dass ihnen die 
Kapelle sehr nötsUeh sei. iÖjy|:|f«p',' >ut Pfarrei führen, sind. i»br 
schlecht. Oer Kaplan gab doa Oaterrkbt, mit voller Bewilligung des 
Pfarrers. 3Ke Kapelle steht•;■; ohne Zweifel auf einem 'ft ital«%*föthein ? 
ihre Thffra entspricht keinem Öffentlichen Wege? ober wcüffif maa nicht, 
döas ®s die Gepflogenheit bewirke« könne, dass der Durchgang auf 
einem Privatsigenthum als ein öffentlicher erachtet wcrdo. so dass der 
Eigcnthömcr nkäd die Macht habe, den Eingang auf sein Gut *« nt- 
Modern? ln einem solchen Falle muss die Kapelle als eine öffentliche 
angesehen vsrdeß * solche. die der BequemliobkeiS Aller 

abgetreten werden Congregaüwi das CoociU entscheid»!, 

dass dem Statt «u geben Mi : An ai qmmoskt 

locus sit refledl§c»imn|^HpPiii loco Villa«*» in Caan Säen» etc, 
Attentis poetdiartb^ 'öifßujeiJPpiilii. «ffirmatirc, facta prfas obligwtione in 
form« juria »allda, ve! praastho idoseo fando pro numntefitlone Oratorfi, 
et secraram supelleotiliuat, salvis juribus perochi: et eplscopaa statnr 
jure eno super deaignetione horae sacrorum «ommodae perpnln dwbns 
festig, nee t*oa pro «ondütonihue Jasta Concilii Tridsntini «t ConelÜi 
Eomsni tu. 1, cap. 'S; regulas prasscribendis. 

^ ®K einer auf daa interdict einer öffentlichen 
SLspaüo bcsöglicben Frage sdtUessen, welche vor der heil. Congregation 




des Concils in den letzten Jahren behandelt wurde. — Die Brüder M. 
erhielten 1823 von dem Bjpohote die Erlaubnis, auf ihrem Landhause 
Kap«!^ *u erbauep.I}ie von dem Bwcfetje vortmsehri ebenen, B%- 
atisgjtngtB .w«ren folgende: Vorbehalt der pfarrüehen^vitd bisebtftiehnn 
Rechte, eine öffentliche Thtft-e aufdenWeg, keine Communicathm mit 
dem anstossehden Hause, noch auch ein anderes Servitutsrecht, das 
,Verbot, die Sakramente ohne ausdrückliche Erlauboise des Pfarrers su 
ertheilen, das Verbot, Opfergajben und Almosen su empfangen, am 
_Char£reitagj,ein Heiljggrqb aufaurjphteu, und am Oster-, Ffiugst- und 
Weihnachtstage die Messe su feiern. ; —. D«s waren die Bedingungen 
der bischöflichen ßrlaubniss. Biß »um Jahre 1847 verlief Alles- friedlich 
mit dem Pfarrer, des Ortes, Der Pfarrer fing an, sich »u beklagen. Die 
Beweggründe der Klagen waren die Beichten., die man in der Kapelle 
hörte, die den Gläubigen gereichte Comm union, die ’vorgenommenen 
Sammlungen, das Lesen der Messe vor jener der Pfarrei. —: Der 
Pfarrer hätte die Kapelle schliesseu lassen wollen, und erhielt vom Bi¬ 
schof ein.Decret, das sie provisorisch suspendirte, bis der heil. Stuhl 
.eine Entscheidung über die schwebenden Streitfragen erlassen bitte, -r 
Folgendes antworten die Eigen thtimer der Kapelle. Was die Feier dm* 
Mpsse betrifft, so ermächtiget der allgemeine Gebrauch der Kirtihe die 
Gläubigen, das Gebot in jeder öffentlichen Kapelle *u erfüllen. Wird 
der Pfarrer sagen, dass die Pfturaagehörigen des Unterrichtea beraubt 
seien? Du aber die Messe nach jener der Pfarrei gefeiert wird, «o 
-bindert Nichts die Gläubigen, »ur Anhörung des: Unterrichtes su gehen. 
.Allerdings hat man in der Kapelle die, Saernmänte ausgespendet, vfeias 
mau aber nicht, dass die Erlaubniss des Bischofs dass genüge? Wenn 
m*n einwendet, dass die sy» Zeit der Gründung'vorgesebriebenen Be¬ 
dingungen nicht erfüllt worden seien, so hätte der Bischof in diesem 
Falle canonische Mahnungen ergehen lassen sollen, betör er das Inten- 
dict auasprach. — Die heil. CongregStion des Concils erklärt, dass das 
fragliche Iqtqrdict unhaltbar sei: .An interdictum ab Episcopo N. ajb- 
poaitum in ecclfsia seu capellu publica Divo Marco dieata aus t inest ur 
in casu? Sacra etc. Negative, servatis* tarnen Tonditienibus in fundataofte 
appqsitis et praencriptis concilil Romani' apjn 172b tit, L oep. fi. 
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Kechtsfftllie. 

MHe Ereiehnng det ohne Witten der Eitern getauften 
dndenhnahen MSdgard ittortaro in einer ehritttiohen 
Anttfdt nnd im ehrittliehen €Stenhen gegen den 
Willen nnd JEintpruch der Eltern . 

Seit dem Monat September wiederhallen tagtäglich die öffentlichen 
Blätter mit wenigen Ausnahmen, aus Anlass des eben angedeuteteü 
Falles, vort Klagen und Schmähungen gegen den Papst und die päpst¬ 
liche Regierung. Alle von katholischer Seite geführten Beweise, dass 
der Papst und seine Regierung gans in ihrem Rechte gehandelt haben, 
und nach dem bestehenden Kircheareehte nicht anders handeln konnten, 
waren dagegen vergeblich, weil, wie das Sprttchwort sagt, Keiner so 
taub ist, wie der, der nicht hören triU. *) Wir schmeicheln uns sicherlich 
nicht, durch unsere Bemerkungen diese wutentbrannten Gegner sur 
Rahe sn bringen; aber wir können diesen berühmten Recbtsfall in unserem 
Archiv unmöglich mit Stillschweigen übergehen, und erachten es desshalb 
für Pflicht, denselben auch von unseremStandpunkte aus und nach dem 
Maasse unserer schwachen Kräfte su beleuchten. 

Der Fall ist nach dem Berichte der Civiltä cattölica dieser. Ein 
junges Mädchen, in Diensten bei dem Juden Mortara su Bologna, redete 
an einem dritten Orte mit Theilnahme von der schweren Krankheit und 
dem wahrscheinlich bevorstehenden Tode eines Kindes ihres Dienstherrn. 
Die Person, an die sie sich mit diesem Gespräche gewendet, bemerkte 
ihr, sie sollte wohl dem armen Kinde heimlich die heilige Taufe er- 
theMhn; sie aber erwiederte, sie wage das nicht; denn sie habe es 
schon vor ein Paar Jahren in ähnlichem Falle bei einem älteren Knaben 
eben dieses ihres Dienstherrn gethan, der sei aber wieder genesen nnd 
werde jeist im Judenthum ersogen. Das wurde der Behörde angeseigt, 
und diese, nachdem sie den Fall untersucht und sich überseugt hatte, 
dass der fragliche Knabe, der bereits sieben Jahre alt War, die heilige 
Taufe wirklich und in mltiger Weise empfangen habe, forderte denselben 
den Bherar ab, um ihn cnristlich erstehen su lassen, und da die Ehern 
ihn nicht gutwillig hergabep, Hess sie ihn mit Gewalt wegnehmen und 
in eine christliche Ersiehungsanstalt bringen. Diese ist der Hergang 
der Sache in seinen wesentlichen Momenten; denn dass der Knabe mit 
aller Liebe behandelt, dass er dem Auge des Vaters nicht entsogen, 
sondern diesem auf das Bereitwilligste gestattet wurde, ihn su besuchen, 
und dass der Knabe, mit seiner Lage sufrieden, um keinen Preis in das 
väterliche Haus surflckkehren möchte, sondern eine entschiedene und 


*) Point de plus loard que celal qui ne veut p«s entendre. 
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feste Anhänglichkeit an den christlichen Glauben an den Tag legt, ist 
für die rechtliche Beurtheilung des Falles von keinem entscheidenden 
Gewichte. 

Die auf diesen Fall anwendbaren gesetzlichen Bestimmungen leiden 
keinen Zweifel. Sie sind von dem gelehrten und so milden Papste 
Benedict XIV. in einem Decretal- Schreiben an den Bischof von TarSns, 
päpstlichen Vicegerenten in Rom, ddo. 28. Februar 1747, welches mit 
den Worten „Postremo mense“ beginnt, und in dem BuIIarium des ge¬ 
nannten Papstes Tom. II. p. 186—237 zu finden ist, klar und bestimmt 
ausgedrückt. Nach dieser, die Lehre und Uebung der katholischen 
Kirche in diesem Punkte darlegenden und feststellenden Instruction, zu¬ 
nächst für die römischen Behörden, dürfen Judenkinder gegen den Willen 
ihrer Eltern nicht getauft werden, ausser wenn sie 1) in äusserster 
Todesgefahr, oder 2) von den Eltern veretossen oder verlassen sind. 
(A. a. 0. $. 8—10.) Sind sie aber, selbst unerlaubter Weise, jedoch 
unter Beobachtung der wesentlichen Förmlichkeiten, getauft worden, so 
ist die Taufe giltig und wirksam. Zum Beweise der vollzogenen Taufe 
genügt die Aussage eines einzigen glaubwürdigen Zeugen., namentlich 
aber desjenigen, der die Taufe vollzögen hat. *) (A. a. 0. N. 31.) 
Das also getaufte Judenkind, ist den Eltern wegzunehmen und durch 
Christen zu erziehen. (A. a. 0. Nr. 28—30.) 

Hat ein Judenkind das siebente Jahr überschritten, und meldet sich 
selbst zur Aufnahme in die Kirche, so ist ihm, wenn über seinen vollen 
Vernunftgebrauch kein Zweifel obwaltet, die Taufe nicht zu versagen. 
Auf die Einwilligung der Eltern kommt es dabei nicht an; das Kind 
ist vielmehr aus der Gewalt der Eltern zu entfernen, und denselben nur 
in dem Falle zurückzugeben, wenn die wegen Zweifels an seinen Ver¬ 
standeskräften angestellte Prüfung zu seinem Nachtbeile, ausfällt. (Be¬ 
nedict XIV. a. a. 0. §. 33 — 37. Phillips, Kirchenrecht I, |. 98. 

S. 404—407.) 

* > 

Diese Bestimmungen sind von Benedict XIV. aus dem Standpunkte 
erlassen, den er als Oberhaupt der Kirche bezüglich der vorliegenden 
Frage einnehmen musste; sie drücken aber nicht bloss das Drtheil der 
kirchlichen Autorität über das, was der christliche Glauben unter solchen 
Umständen fordert, aus, sondern sind auch als weltliches Gesetz für 
die unter der Souverainetät des Papstes stehenden Staaten erlassen. 

Dieser letztere Punkt ist es vorzüglich, der den Ingrimm der Gegner 
erregt, und auf den ihre Angriffe sich richten.' Sie würden sich wenig 


*) Pathen sind bei solchen Taufen nicht nothwendig, nach einer Erklärung der 
Congreg. Concil. (Nicolias Pars I, lib. I, Tit. 10 de Nuptlls nr. 37.) 

Moy’t Archiv für kath. Kirchenrecht. III. Band. 43 
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darum kümmern, was die Kirche von der Taufe und ihren Wirkungen 
lehre, wenn dieser Lehre nicht der Anspruch auf Geltung im Süsseren 
Leben beigemessen und die Staatsgewalt dasu verwendet würde, ihr 
dieselbe su verschaffen. 

Das ist also der Cardineipunkt, um den sich die ganse Erörterung 
drehen muss: es ist das Verhältnis der Kirche »um Staate und der 
religiösen Wahrheit sur äusseren Gewalt des Staates. 

Möge uns vergönnt sein, die Wahrheit Uber diesen wichtigen Punkt 
in klarer, einfacher und allgemein fasslicher Weise darsustellen! 

Die Gewalt, Zwang und Strafe, ohne Recht, getrennt vom Rechte, 
ist Tyrannei, darüber sind alle Parteien einig. 

Was ist denn nun aber das Recht ? — Antw. Ein Inbegriff von 
sittlichen Wahrheiten, ohne deren Anerkennung und mindestens Susser¬ 
liche Befolgung das menschliche Gemeinwesen nicht zu bestehen vermag. 
Die Nothwendigkeit dieser Wahrheiten und ihrer mindestens äusserlichen 
Befolgung rechtfertigt die Anwendung der Gewalt su deren Geltend¬ 
machung; nicht umgekehrt schafft, oder begründet die Gewalt den An¬ 
spruch dieser 1 Wahrheiten auf äussere Anerkennung und Geltung. Ent¬ 
weder also muss die Gesellschaft der Auflösung oder der Tyrannei preis¬ 
gegeben werden, oder die Gewalt in ihr muss auf jene nothwendigen 
sittlichen Wahrheiten gegründet sein und im Dienste derselben verwendet 
werden. 

Allerdings fragt es sich nun, was das für Wahrheiten sind, ohne 
deren Anerkennung und äussere Geltung die Gesellschaft nicht bestehen 
kann, und woher dieselben uns bekannt werden; aber vorderhand halten' 
wir an dem Resultate fest, dass es überhaupt Wahrheiten gibt, deren 
äussere Anerkennung und Geltung der Gesellschaft dergestalt unentbehrlich 
ist, dass sie nötigenfalls mit Gewalt erzwungen werden muss, und 
dass diese Wahrheiten dergestalt unabhängig von der Gesellschaft und 
der Gewalt derselben bestehen und wirken, dass ihre Nichtanerkennung 
and Nichtbefolgung nicht sie, diese Wahrheiten, sondern die Gesellschaft 
nnd die Gewalt in ihr zerstört und auf hebt. 

Daraus folgt, dass nicht der Glauben oder Unglauben derjenigen, 
auf die eine Wahrheit anzuwenden ist, ihr die Grense ihres Anspruchs 
auf Süssere Geltung, die Grense der Erswingbarkeit sieht, sondern ihre 
objective Nothwendigkeit und das Bedürfnis der Gesellschaft. 

Nun erst erhebt sich die Frage, ob su diesen Wahrheiten nur die¬ 
jenigen su rechnen sind, die wir durch das natürliche Licht der Ver¬ 
nunft allein erkennen können, oder auch diejenigen, die uns darch die 
Offenbarung bekannt geworden? 

Die Gegner behaupten unbedingt das Erstere; die Kirche hat von 
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jeher das Leisten gelehrt und alle gesitteten Völker haben von jeher 
nach eben dieser Ueberseugung gehandelt. 

Auf welcher Seite steht nun die Vernunft? — Das wird nicht 
schwer su zeigen sein. 

Das Recht ist ein Inbegriff sittlicher Wahrheiten. Die Sittlichkeit 
aber setzt die Freiheit des Menschen voraus. Und was Ist nun diese 
Freiheit? Die Freiheit des Menschen ist die Fähigkeit, sich selbst su 
bestimmen, d. h. nicht bestimmt su werden durch die Macht der Triebe, 
die Anziehungskraft der Güter, die Abstossungskraft der Üebel dieser 
Erde und des leiblichen Lebens, nicht unbedingt hingegeben su sein 
den Gesetzen der Natur und des organischen Lebens — denn diejenigen, 
bei welchen diess der Fall ist, werden Blödsinnige, Irrsinnige, Wahn¬ 
sinnige, Monomanen u. s. w. genannt und unter Curatel gestellt; — 
sondern sich su bestimmen nach Ideen und Ueberzeugungen, nach der 
erkannten Wahrheit, und somit sein geistiges, unsterbliches Theil geltend 
su machen und siegreich zu behaupten gegenüber dem sinnlichen, und 
den Anforderungen des irdischen, sterblichen Lebens. Dieser Kampf 
und Sieg des geistigen Princips im Menschen oder mit Einem Worte: 
die Freiheit ist nicht möglich ond bat keinen Sinn ohne den Glauben 
an eine persönliche Fortdauer nach dem Tode des Leibes und an ein 
jenseitiges Leben. Dieser Glauben selbst aber ist für das sittliche Leben 
ohne Bedeutung, wenn nicht die Wahrheit, der man in diesem Leben 
angehangen, im jenseitigen Leben einem zum Heile gereicht, d. h. wenn 
nicht jenseits das Gute belohnt und das Böse bestraft wird. Und diese 
Belohnung und Bestrafung ist nicht möglich ohne einen persönlichen Gott 
und die Offenbarung seines Willens. Da nun das Recht nicht ohne die 
Sittlichkeit, die Sittlichkeit nicht ohne die Anerkennung eines persön¬ 
lichen Gottes und seiner Offenbarung bestehen kann, so ist klar, dass 
diese Wahrheiten, nämlich von der Existenz eines persönlichen Gottes 
und seiner Offenbarung, zu denjenigen gehören, deren mindestens äusser- 
liche Anerkennung und Geltung durch die Staatsgewalt, selbst mit Zwang 
und Strafe, gefordert und aufrecht erhalten werden muss. Daraus folgt, 
dass die Staatsgewalt unvernünftig handelt, mit sich selbst in Wider¬ 
spruch geräth, und ihren eigenen Boden, den Rechtsboden, untergräbt, 
wenn sie nicht su einer positiven Religion sich bekennt und deren Ge¬ 
bote ihren Gesetzen zu Grunde legt. 

Sie geräth mit sich selbst in Widerspruch, und untergräbt ihren 
pigenen Boden,, den Rechtsboden, weil das Recht ganz und gar auf der 
Voraussetzung der sittlichen Freiheit des Menschen beruht, diese un¬ 
dankbar ist, wenn der Mensch nicht im Stande ist, die Antriebe seiner 
sinnlichen Natur durch die Kraft seiner sittlichen Ueberzeugungen zu 

43 * 
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Überwinden, diese Kraft aber gang and gar in seiner Liebe som Wahren, 
Guten and Schönen liegt und diese Liebe endlich nicht bestehen kann, 
oder doch den sinnlichen Anforderungen gegenüber gänalich machtlos 
bleibt, wenn der Mensch nicht von der Uebergeugung getragen wird, 
dass diese geistigen Güter ihm auch dann gewahrt und dann sogar ihm 
am so sicherer gu Theil werden, w enn er um ihretwillen alle sinnlichen 
und geitlichen Güter, das Leben selbst mit einbegriffen, daran gegeben 
hat. Diese Ueberaeugung ist ihrerseits nicht möglich, ohne den Glauben 
an einen persönlichen Gott, der das Gute belohnt and das Böse bestraft, 
und da es unvernünftig ist, an einen solchen Gott gu glauben und den¬ 
noch anaunehmen, dass er sich nicht geoffenbart und nicht das Gate, 
das er belohnen, das Böse, das er bestrafen werde, den Menschen gu 
erkennen gegeben, und gwar so gu erkennen gegeben habe, dass der 
Mensch bei gutem Willen auch die echte Offenbarung von einer falschen, 
angeblichen gu unterscheiden vermöge; so handelt die Staatsgewalt 
offenbar unvernünftig, wenn sie so handelt, als ob eine solche Offen¬ 
barung nie erfolgt, oder, wenn auch erfolgt, doch von den sich fälschlich 
für Offenbarungen aasgebenden Lehren nicht gu unterscheiden wäre. 
Dieses vorausgeschickt, ist es, trotg alles Geschrei’s der Gegner, nicht 
schwer, für die Beurtheilung des fraglichen Falles den rechten Stand¬ 
punkt gu gewinnen, und sich gu übergeugen, dass die päpstliche Re¬ 
gierung mit ihren Verordnungen gang auf vernünftigem Boden steht und 
in der That nicht anders handeln konnte, als sie gehandelt hat. Man 
sagt freilich, der Glauben lasse sich nicht ergwingen und ein in Glaubens¬ 
sachen geübter Zwang ergeuge nur Heuchelei, somit das Gegentheil der 
Religion. Das ist vollkommen richtig; allein es handelt sich hier nicht 
um die Ansprüche der Wahrheit an den Eingelnen, damit er durch sie 
selig werde, sondern darum, dass der Wahrheit in der öffentlichen 
Gesellschaft und von Seite der Staatsgewalt die Ehre und Anerkennung 
gu Theil werde, die ihr gu Theil werden muss, damit die Gesellschaft 
selbst und das Recht in ihr bestehen könne. Diese Ehre wird ihr gu Theil, 
wenn die Staatsgewalt, ohne Jemanden ihren Glauben aufgudringen, oder 
wen immer um seines abweichenden Glaubens willen gu verfolgen, doch 
jenen Glauben für ihre eigenen Handlungen gur Richtschnur nimmt und 
ihm im öffentlichen Leben jene Achtung und Beachtung sichert, die gar 
vollen Entfaltung seiner socialen Wirkungen nothwendig ist. 

Das and mehr nicht hat die päpstliche Regierung im vorliegenden 
Falle gethan. Sie verfolgt die Jaden nicht in ihrem Gebiete; sie dringt 
ihnen nicht den christlichen Glauben auf; sie nimmt ihnen nicht ihre 
Kinder weg, um sie taufen gu lassen; ja sie swingt sie nicht einmal, 
wie diese in anderen Staaten geschieht, ihre Kinder in die Öffentlichen 



(christlichen 17) Schalen *u schicken; *) aber, nachdem der kleine Mor¬ 
te re die heil. Teufe and damit den unvertiigbacen Charakter eines Christen 
ohne ihr Wissen and Zuthan empfangen hat, wäre es ein Frevel gegen 
den Glauben und gegen das heil- Sacrament und sogleich eine schreiende 
Verletsung der Pflichten, die ihr gegen alle Unmündigen im Gebiete 
ihrer Macht obliegen, wenn sie nicht dafür sorgte, dass der also ge¬ 
taufte Knabe nunmehr auch als Christ behandelt, gegen allenfaliaige 
, nachtheilige Folgen der an ihm vollbrachten Taafhandlung gescheitst and 
vor der Gefahr des Abfalls und der Verläugnong der Wahrheit, deren 
8tempel er nanmehr an sich trägt, bewahrt werde. 

Es wäre ein Frevel gegen den Glauben und das hol. Sacrament, 
wenn sie die vollbrachte heilige Handlang als nicht geschehen betrachtet» 
und ignorirte, da nach der Lehre des christlichen Glaubens , diese Hand¬ 
lung eine übernatürliche Wirkung an denen, die sie empfangen, hervor¬ 
bringt, ihre geistige Wiedergeburt bewirkt und sie su Gliedern Jesu 
Christi und Tempeln des heil. Geistes macht, die also Geweihten und 
Geheiligten aber nicht den Ungläubigen preisgegeben werden können, 
ebne dass die ihnen su Theil gewordene Würde misskannt und der 
ihnen aufgedrückte heilige Charakter verunehrt und geschändet werde. 
Es wäre eine schreiende Yerletsung der ihr gegen alle Unmündigen im 
Umfange ihrer 8taaten obliegenden Pflichten, wenn sie nicht für die 
christlich» Ersiehung dieses getauften Jadenkindes sorgte; denn abge¬ 
sehen davon, dass ihm durch die Taufe der Beruf su einer höheren 
geistigen und sittlichen Entwicklung und su einer gans anderen gesell¬ 
schaftlichen Steilung, als ihm das Judenthum gewähren könnte, su Theil. 
geworden, so ist nach der katholischen Lehre die Wirkung der Taufe 
eine solche, dass für den Getauften die Misskennung und Zurückstossung 
der evangelischen Wahrheiten weit schwerere und verderblichere Folgen 
hat, als für den Ungetauften, Folgen, welche daher eine christliche 
Regierung vermöge der Macht, die sie in Händen hat, auf alle Welse 
su verhüten suchen muss. 

Durch die Taufe wird nämlich der Mensch geistig wiedergeboren 
so einem neuen Leben der Gerechtigkeit und ein Glied Jesu Christi. Er 
wird Christo einverleibt und Christus ihm. Es wird ihm dadurch, als 
es» unauslöschliches Merkmal, das Prinoip der Gerechtigkeit eingepflanst, 
anstatt des Prineips der Sünde, das er mit dem leiblichen Leben von 
den filtern empfangen hatte. Wie dieses durch die Erbsünde seiner 
Natur innewohnte, so wird durch die Taufe das Princip der Gerechtigkeit 


*) Sie nimmt sie auch nicht, wie andere Regierungen, zum Kriegsdienste weg, 
und nöthigt sie nicht, in diesem Dienste ihre Speisegebote, das Sabatsgesetz 
u. s. w. su übertreten. 
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seiner Natur vermählt, und das ist der unauslöschliche Charakter, der 
ihm durch das heil. Saerament eingeprägt wird. Es ist eine Gnede, 
eine tum Guten in ihm wirkende Übernatürliche Kraft. Wenn er diese 
niederkämpft und sie wirkungslos macht, so ist seine Verschuldung viel 
grösser, als wenn er sie niemals empfangen hätte; denn es setst dieses 
eine viel grössere Energie im Bösen voraus. Wenn er also, trots dieser 
inneren Regung, die der Wahrheit in seinem Heroen Zeugniss gibt, 
dennoch einer anderen Lehre den Vorsug einräumt und das Christen- 
thum von sich stösst, so ist seine Lage weit schlimmer, als wenn er 
die Taufe niemals empfangen hätte, und, was ihm hätte sum Heile 
gereichen sollen, wird für ihn su einem positiven Unglück. Ihn vor 
solcher Gefahr tu bewahren, ist desshalb eine nnläugbare Pflicht der 
christlichen Regierung, die mit der Macht den Beruf daou von Gott 
empfangen hat. Benedict XIV. sagt in der angeführten Decretale ($. 33) 
besüglich der Judenkinder, die sich sur Taufe gemeldet haben: „Si 
(vero) de perfecto rationis usu dnbitaretur, et Baptismnm implorantis 
capacitas anceps, ac incerta esset, cavendam est ab eoram sententia, 
qui juxta tritum illud axioma, in dubio nimirum semper possidentis 
conditionem meliorem esse, contendunt, potentem Baptismum ad He- 
braeos, et ad patrem potissimum, si supersit, necessario remittendum. 
Cavendum est inquam, ne quis arbitretur sententiam ejusmodi appro- 
a bandam, et axioma, cujus dumtäxat est ratio habende in causa aequali: 
nulla vero aequalitas intercedit Hebraeos inter, atque Christifideles; ac 
multo minus inter patrem et filium; quum alter patriae potestatis jacturam 
ad breve tempus, damnutn nempe levissimum evitaret; aerumnae alter 
gravissimae provideret, hoc est, mortem fugeret sempiternam, cujus peri- 
culum certe subiret, regressus ad Infidelium curam et sub patriam 
potestatem. Quare in supradictis casibus sacramentum est differendum, 
sed hoc qui postulat, retinendus, ac sic interea inforraandus, ut idoneus 
evadat baptismati postmodum suscipiendo.“ *) 

Wenn diess schon von dem Kinde gilt, das die Taufe begehrt, 
um wie viel mehr von demjenigen, welches bereits das heilige Sacra- 
ment empfangen hat! 

Diese Worte des Papstes entheben uns auch eines weiteren Ein¬ 
gehens auf den Einwand derjenigen^ welche nicht begreifen können, 
dass die heiligen, im Naturrecht gegründeten Ansprüche des Vaters auf 
sein Kind hier dem durch die Taufe, noch datu auf eine ungesetsliche 
Weise begründeten Ansprüche der Kirche auf eines ihrer Mitglieder 
weichen sollten. Indessen sei uns doch su bemerken erlaubt, dass diese 
Entkräftung eines unsweifelhaften Rechtes durch ein anderes, selbst 


‘) Vgl. J. 40, 41, 42 eod. 
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durch eine gesetzwidrige Handlang entstandenes, nicht ohne Analogie 
ist in anderen Rechtsgebieten. Das Eigenthumsrecht Ist sicherlich eines 
der anbestreitbarsten und, wer eines Anderen Sache ohne dessen Wissen 
and Willen in Besitz nimmt und benützt, ist sicherlich verpflichtet, sie 
auf Begehren dem Eigentümer ohne weiters zurückzugeben. Wenn in¬ 
dessen der unberechtigte Besitzer der Sache mit derselben eine Verän¬ 
derung, eine Spccification vorgenommen s. B. auf die Leinwand, die 
einem Anderen gehört, ein Bild gemalt, oder aus einem Steine, der 
fremdes Eigenthum ist, eine Bildsäule gemeisselt hat, so hört für ihn 
die Verpflichtung zur Rückgabe auf und die also veränderte Sache wird 
als sein Eigenthum anerkannt; die Specification ist eine Erwerbungsart 
des Eigenthums. Wohlan, die Taufe ist eine von der Kirche mit dem 
Jadenkinde vorgenommene Specification. Die Kirche hat diesem Kinde 
das Bildniss Jesu Christi adfgeprfigt und das Kind gehört fortan ihr; 
das Recht des früheren' Herrn; des Vaters, muss diesem Rechte der 
Kirche weichen. Mog. 


IKÖNifrcich PrciMfcn. J?rJbeamfM<a# de« CtaHeMiAt/k 
«ur Entscheidung der Cotnpetem-C'onflicie. 

a. (Kechtsentsoheidung Uber Zahlung von Schulgeld.) 

Erkenntniss des königlichen Gerichtshofes zur Entscheidung der 
Competenz - Conflicte vom 24. October 1857 — „dass, wenn Jemand 
seine schulpflichtigen Kinder mit Genehmigung der Vorgesetzten Auf¬ 
sichtsbehörde in eine andere, als die ordentliche Schule des Ortes schickt, 
und gleichwohl von dem Ortsschullehrer, unter Berufung auf seine Vo- 
cation, wegen Zahlung von Schulgeld in Anspruch genommen wird, 
darüber, ob diese Forderung begründet, nicht im Rechtswege, sondern 
von der Verwaltungsbehörde zu entscheiden ist.“ 

Dieses Urtheil wird nebst den Entscheidungsgründen veröffentlicht 
im „königlich preussischen Staatsanzeiger.“ 1858. Nr. 158. S. 1353 f. 

b. (Evecuüon einer Ordnungsstrafe gegen den Rendanten einer Kirckenkasse.) 

Das Jastizministerialblatt 1858, Nr. 25, S. 199 f. theilt nebst den 
Entscheidungsgründen folgendes Erkenhtrdss des königlichen Gerichts¬ 
hofes stur Entscheidung der Competenz - Conflicte vom 21. Nvbr. 1857 
mit: ' 

„Wenn gegen den Rendanten einer Kirchenkasse Ordnungsstrafen 
Verhängt werden, weil er dem Befehle des Landraths, die für die Aus¬ 
führung einer polizeilichen Massregel entstandenen Auslagen aus der 
Kirchenkasse zu erstatten, nicht Folge leistet, so ist der Rechtsweg da- 
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gegen unzulässig. Der Einwand des Rendanten, dass er ohne Anweisung 
des ihm Vorgesetzten Kirchenraths keine Zahlung aus der Kirchenkasse 
leisten dtirfe, ist nicht geeignet, um den Rechtsweg zu begründen.“ 
(Gesetz vom ll.März 1850, S. 20 Ges.-Samml. 8. 268.) 

Wir lassen die Darlegung des zu Grunde liegenden Falles und die 
Argumentation des Gerichtshofes ohne weitere Bemerkung folgen: 

„Die Kirche zu D. ist eiqe Simultankirche der Katholiken und 
Protestanten. Auf Anrufen der letzteren hatte die königl. Regierung su 
Coblens angeordnet, dass die Katholiken den bei besonderen Gelegen» 
heiten in der Kirche angebrachten Schmuck nach Beendigung der kirch¬ 
lichen Feierlichkeit und vor Beginn des Gottesdienstes der Protestanten 
wiederum su beseitigen hätten. Da diess nach dem Froholeicbnamsfestq 
1856 (den 22. Mai) nicht geschehen war, so ist der Schmuk auf An» 
ordnung des Landraths entfernt worden, uiid dafür 1 ThaJer von den 
Evangelischen vorgelegt. Dieser „Eine Thaler“ sollte aus der katholischen 
Kirchenkasse erstattet werden, und da der Kirchenrath dazu vergeblich 
aufgefordert worden, so ist der Kirchenrechner unter Androhung der 
Ezecution zur Zahlung des Betrages aus der Kirchenbasse angewiesen. 
Als auch dieser der Anweisung nicht Folge leistete, ist gegen ihn mit 
Ordnungsstrafen-vem t,*2 mul3 Thalern vor gegangen, und dleserhalb 
die Execution verfügt. Gegen diese Execntion ist Opposition eingelegt, 
und darauf von der Regierung zu Coblens der Competenz-Conflict er¬ 
hoben worden, weil es sich lediglich um die Ausführung einer polizei¬ 
lichen Verfügung handle, welche die Verwaltung durch Ordnungsstrafen 
zu erzwingen, nach $. 20des Gesetzes vom ll.März 1850 unzweifelhaft 
die Befugniss habe.“ 

„Gegen den Competenz-Conflicts-Bcschluss ist Seitens des Kirchen¬ 
rechners eine veitläufige Ausführung eingegangen, deren wesentlicher 
Inhalt dahin geht, dass eine nicht zu Recht bestehende polizeiliche Ver¬ 
fügung vorliege, — dass die Verhältnisse der katholischen und evan¬ 
gelischen Gemeinde zu einander rücksichtlich der Simultankirche, rein 
privatrechtlicher Natur seien, — und dass gegen den Opponenten, der 
als Kirchenrechner nicht dem Landrath , sondern nur seinem kirchlichen 
Vorgesetzten untergeordnet sei , ein durchaus unrechtmässiger Zwang 
ausgeübt worden.“ 

„Sowohl der Friedensrichter zu K., als der Oberprocurator zu 
Coblenz halten den Competenz-Conflict für unbegründet und den Rechts¬ 
weg für zulässig; die Ansicht derselben kann jedoch für richtig nicht 
erachtet werden.“ 

„Der Friedensrichter geht davon aus , dass die Verpflichtungen der 
katholischen und evangelischen Gemeinde gegen einander privatrechtlicher 
Natur seien. Diess erkennt auch der Oberprocurator an, bemerkt aber, 
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dm dabei dennoch an*w«ifelbaft von der Prtiseibehönde »ur Vermeidung 
weiterer Excesse eine Anordnung, wie die wegen Beseitigaag des von 
der einen betbeiligten Gemeinde in der Kirehe aufges teilten Schmuckes, 
getroffen werden könne, welche, .wenn sie auch Niemandes Rechten 
prijudicire, jedenfalls ansgeführt werden müsse. Hierdurch kommt er 
su dem richtigen Schlüsse, dass die Kosten der Wegriumang des in der 
Kirche, angebrachten Schmackes im Betrage von Einem Thaler als die 
Korten einer poüseüich angeordneten Massregel executhieeh würden 
haben eingesogen werden können.“ > 

„Von diesem Einen Thaler handelte es sich aber bei der gegenwär¬ 
tigen Opposition in keiner Weise, sondern von den Geldbussen, welche 
gegen den Kirchenrechner festgesetst sind, weil er nicbt der Aeweisartg 
gemäss aus der Kirchenkasse gesahlt hat. Dass diese Geldbassen gegen 
einen dem Landrath ih Kirchettrechner nicht untergeordneten Beamten 
festgesrtst worden, ist nach ..der Meinung des Oberprocurators nicht 
entscheidend, weil der Landrath, gleichviel, ob mit liecht oder nicht, 
die Geldbussen als Poliseibehörde sor Erswingung einer poliseilich an¬ 
geordneten Mapsregel festgesetst hat. Dagegen ist nach der Meinung 
des Oberproeurators der Conflict unbegründet, und der Rechtsweg su- 
lässig, weil der Kirchenrechner gar nicht in der Lage gewesen, Zah¬ 
lung leisten su können, da nicht er, sondern der Kirchenrath in der 
Lage-sich befunden, die Zahlung veranlassen su können. Der Kirchen¬ 
rechner , wird gesagt, sei nicht Vertreter der Kirchenfakrik, könne 
nicht selbstständig über das Vermögen verfügen, sondern nur auf eine 
in der vorgeschriebenen Form ausgefertigte Anweisung Zahlung leisten; 
der an ihn erlassene Zahlungsbefehl verstosse daher gegen gesetsliche 
Bestimmung, und der Rechner habe das ausdrückliche Geset* in dem 
Masse für sich, dass flim die $$. 1 und 2 des Gesetses vom 11. MdI 
1842 sur Seite stünden.“ 

„Diese Ausführung ist indess als richtig nicht ansuerkennen. Die 
executivisehe Einziehung vertritt unter allen Umständen die sonst 
•u einer Zahlung erforderliche Autorisation. Es hätte der Execu- 
tkra allerdings auch gegen den Kirchenvorstand, anstatt gegen den 
Inhaber der Kasse, auf Ausstellung der Zahlungsanweisung gerichtet 
werden können; allein es hing von der die Executton leitenden 
Behörde ab, gegen wen su verfahren, und der Kassenführer kann 
sich mit diesem Einwande nicht schtttsen, weil die Execotion di« 
Anweisung seiner Vorgesetsten vertritt. Sehr sn Unrecht wird dabei 
von dem Opponenten das Decret vom 30. Deoember 1809 als ein 
Specialgesets in Besug genommen, welches im Sinne des S. 2 des Ge¬ 
setses vom 11. Mai 1842 den Verfügungen der Polisetverwaltang ent¬ 
gegen stehen soll. Eni solches Special geset* ist das Decret nicht, und 
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fl« Bezugnahme auf dasselbe um so weniger «utCeffend, ak es nicht 
einmal richtig Ist, dass der Rechner einer Kii'ehenfabrik nur auf An¬ 
weisung des Vorsitzenden des Kirchenmeisteramts irgend welche Zahlung 
leisten kann. Nach Art. 35 und 53 sahlt er vielmehr aus dem ihm 
nach Art. 34 vierteljährig su laufenden Ausgaben bestimmten Fonds 
selbstständig Alles, was Kirche und Sacristei an kleinen Ausgaben for¬ 
dern, und nur hei schriftlich geschlossenen Kaufverträgen und den auf 
Grund derselben sn leistenden Zahlungen ist nach Art. 28 die Mit¬ 
wirkung des Kirchenmeisteramts, resp. ein Mandat'des Vorstehers des¬ 
selben > erforderlich.** 

„Aus diesen Gründen hat, wie geschehen, auf Ausschliessung den 
Rechtsweges erkannt werden missen.“ 

o. (Eigentum und Verwaltung von Armenfpnfis.) 

Das Justisministerialblatt Nr. 28 vom 10. Juli 1858 enthält ein 
Erkenntniss des Gerichtshofes zur Entscheidung der Competena-Conflicte 
vom 30. Jänner 1858, worin entschieden wird: „Wenn unter den Par¬ 
teien Streit darüber obwaltet, ob das Eigenthnm eines bestimmten Armen¬ 
fonds der Kirche oder der Ortsgemeinde susteht, so ist die Sache dem 
Rechtswege unterworfen. Dagegen ist die Frage, wem die Verwaltung 
and Administration gebühre, administrativer Natur und desshalb von den 
Verwaltungsbehörden su entscheiden.** 


Königreich. Hannover. 

a. Entscheidung des Cassation* - Senats des Oberappellations-Gerichtes über eine 
Nichtigkeitsbeschwerde gegen das Geständnis«, dass die von den Ortsbewohnern 
mitbenntzte Kirche Pfarrkirche sei. 

Im „Magasin für hannoverisches Recht** Bd. VII. Heft 3. (1857.) 
S. 454 f. theilt Vicepräsident v. Düring folgende Entscheidung mit: 

In Sachen domanium contra Zeven war vom Oberappellationsgerichte 
ausgesprochen, dass in dem Zugeständnisse des Querulanten, dass das 
vormalige Kloster su Zeven aus einem Theile seiner Einkünfte seine 
Kirchen- und Sehulgebäude unterhalten, und dass es die Mitbenutzung 
derselben den Bewohnern des Orts Zeven bittweise überlassen habe, das 
Geständniss su befinden sei, dass die Kirche des Klosters schon vor dessen 
Bieularisation-Pfarrkirche der Gemeinde Zeven geworden, and die Unter¬ 
haltungskosten als eine auf dem Klostervermögen ruhende Reaüäst bestritten 
habe; und War, obgleich diese Umstände vom Querulanten ausdrücklich 
geläugnet waren, auf jenes Zugeständnis bin eine Verurtheilnng des 
Querulanten erkannt. Hierin traf der Querulant die Bedingungen des 
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leisten Nichtig ke tts gru ndes der Nr. 9 des |. 43t der b. P. O.: „wenn 
das Brfcenntuias auf das Zugeständnis oder Abläugnen eines Thatam- 
stsndes gebaut ist, den die betreffende Partei ausdrücklich geläugnet 
oder sagestanden hat.“ — Der combinirte Cassationssenat verwarf 
jedoch die dessfalisige Quere], weil vielmehr die Verurtheilung auf 
das Zugeständnis solcher Thatsachen gebaut worden, die der Qoe- 
rntant keineswegs geläugnet, sondern sugestanden habe, während sein 
Liugnen sich nur auf das aus jenen Thatsachen abstrahirte Geständnis 
besagen, also im Grande ein Bestreiten der Richtigkeit dieser Abstrak¬ 
tion gewesen sei. Bei dieser Gelegenheit musste anerkannt worden, dass 
der blosse Umstand, das» der Richter erklärt, er finde in einer Aeusse- 
ruag ein GeStändniss, oder er fasse eine Aeusserang als Geständniss 
auf, den betreffenden Nichtigkeitsgrund keineswegs allemal ausschHesse, 
sobald wirklich ein ausdrückliches Läugnen jenes Moments vorliege« 
sondern dass in einem solchen Falle der fragliche Nichtigkeitsgrund nur 
da ansgeschlossen bleiben müsse, wo das geläugnete Moment nicht eine 
eigentliche Thatsache, sondern vielmehr das rechtliche Ergebnis» einer 
Thatsache sei, deren Existenz nicht Gegenstand des Ablftugnens gewesen. 

b. Entscheidungen hannover’soher Gerichte über die Dinglichkeit von Kirchenlasten 

in der Provinz Osnabrück. 

Ueber diese in verschiedenen Abhandlungen des Magazins für 
hannoversches Recht (vgl. diese Rubrik in unserer „Bibliographie“) er¬ 
örterte Frage tbeilt Herr Obergerichts-Anwalt Dykhoff IL in Osnabrück 
in derselben Zeitschrift Bd. VIII. Heft 1 (1858), S. 37— 43 folgend» 
auch für weitere Kreise interessante Erkenntnisse mit: , 

Der Vorstand der protestantischen Kirchengemeinde Buer verklagte 
den der katholischen Kirche angehörigen, ausserhalb jener Kirchenge¬ 
meinde wohnhaften Gutsbesitzer von Böselager, in Betreff seines in jener 
Gemeinde belegenen s. g. Dresing’sehen Colonates auf Beitrag zu den 
ParoehiaUasten beim grossen Senate des O.-G. zu Osnabrück, ln Be¬ 
ziehung auf die, h. i. von den Parteien resp. aus der dinglichen oder 
der persönlichen Qualität jener Lasten entnommenen Gründe sprach sich 
znniehst jenes Gericht dahin in einem Urtbeile vom 26. Februar 1855 
ans: . 

„In Erwägung, dass der Beklagte, theüs weil er Katholik, theils 
weil er Forense ist, zum Beitrage zu den ParoehiaUasten des lutherischen 
Kirchspiels Buer, hinsichtlich des ihm gehörigen, im Sprengel dieses 
Kirchspiels belegenen Dresiog’schen Colonats nur dann verpflichtet ist, 
wenn die fragliehen Lasten als dingliche Lasten auf dem Colonate heften« 
dass die DingUehkeit der Kirchenlasten aber aus den die Kirc&eaver- 
finwing des Fürstentkums Osnabrück regelnden Gesetzen ohne weitere« 



656 


nichtabgeleitet.werden kann, dass’ insonderheit die wo Kläger ange¬ 
führte immerwährende Capituiation vom 28. Juli 1850 (§. 20 und 21) 
hinsichtlich der dinglichen Natur der Kirehenlasten keine Bestimmung 
enthält« and der $.18 der Osnabrück’schen Concarsordnung vom 20. No¬ 
vember 1777 am deswillen für die Dinglichkeit der fraglichen Lasten 
nicht angeführt werden mag, weil das Princip der, Dinglichkeit der 
fraglichen Lasten daselbst weder ausdrücklich festgestellt ist, neck aas 
der Absicht des Gesetzes gefolgert werden kann, indem der Zweok des 
$. 18 1. c. augenscheinlich nar auf eine Bestimmung der Vorzugsrechts 
für verschiedene Praestationen gerichtet ist; < 

dass ferner das vom Kläger behauptete Gewohnheitsrecht, wonach 
im Fürstenthume Osnabrück, insonderheit im Kirchspiele Bner, die 
Kirchenlasten als dingliche Lasten auf den Grund besitzungeil innerhalb 
des betreffenden Pfarrsprengels haften, and nach dem Fusse der firbss- 
gerechtigkeit aufaubringen sind, die Klage »war begründet, aber beim 
Läugnen des Beklagten zu erweisen ist etc. Dem entsprechend wnrde 
eia Beweis normirt, ein weiterer Antrag des Klägers aber, ihm auch 
den Beweis, dass durch Verjährung die Verpflichtung des Gegners ein¬ 
getreten sei, nachzulassen, wurde als anzulässig verworfen. Nachdem 
obiger Beweis instrnirt worden, entschied das nämliche Gericht weiter: 

„In Erwägung: 1) dass zwar nach einer notorischen und durch die 
Aussagen der Zeugen bestätigten Regel den ländlichen Kirchspielen des 
Fürstenthums Osnabrück in früherer Zeit bei Unzulänglichkeit des Kirchen- 
vermögens, wenn nicht sämmtliche Parochiallasten, so doch die KirChen- 
baulasten zum erheblichsten Theile von den grandbesitzenden Parochianen 
aufgebracht, and unter den Letzteren nach Massgabe der Erbesgerech- 
tigheit vertheilt sind ; dass aber diese herkömmliche Regel an and für 
sich keinen Beweis für die dingliche Qualität der fraglichen Lasten 
liefert; 

dass vielmehr die neben der Belastung der grundbesitzenden Kirch- 
spielsgenosseu nach den Zeugenaussagen vielfach erfolgte Heranziehung 
der nicht grundbesitzenden Parochianen darauf schliessen lasse, dass 
die Kirchenbaulasten persönlicher Natur sind und unter den Paroebtanen 
als persönliche Lasten unter Mitberücksichtigung des Grundvermögens 
vertheilt sind; dass auch die in den s. g. rein lutherischen, bezttglioh 
rein katholischen Kirchspielen des Fürstenthums Osnabrück (vgl. Immer¬ 
währende Capituiation von 1650. Cod. Const. I. Thl. II. Bd. p. 1646) 
stattgehabte Heranziehung der in dem betreffenden Pfanrsprengel einge¬ 
sessenen Personen zu den Parochial lasten, ohne Berttcksich Wgang der 
Confession, für den Beweis des fraglichen Gewohnheitsrechts nicht an¬ 
gezogen werden kann, weil solches in dem nach der älteren Kirchen- 
verfa»snng bestandenen Pfarrzwange, nach welchem auch die Mitglied« 
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der bloss geduldeten Kirche der herrschenden Kirche abgabepflichtig 
waren, seine Begründung findet; dass mit der Beseitigung dieses Grundes 
durch die zur Ausführung des Art. 16 der deutschen Bundesacte auf 
königlichen Specialbefehl erlassene Verordnung vom 28. Sept. 1854 (vgl. 
Gesetzsammlung de 1824, Abth. III. p. 287) Uber die nach der älteren 
Kirchenverfassung bestehende Pflicht hinweggefallen ist; 

dass ferner die nach Erlass der fraglichen Verordnung noch ver¬ 
schiedentlich factisch fortgesetzte Heranziehung von Andersgläubigen zu 
den Kirchenbaulasten zum Beweise des fraglichen Gewohnheitsrechtes nicht 
dienen kann, weil daneben nicht erwiesen, dass die betreffenden Lasten 
mit dem Bewusstsein einer Rechtspflicht abgeffihrt und die Erhebung der 
Kirchenlasten von den dieselbe Überwachenden Behörden auf den Grund 
einer consequent innegehaltenen Rechtsansicht von der Dinglichkeit der 
fragliehen Lasten genehmigt ist, (Vgl. Rescript des königl. Kabinets- 
Ministeriums an königl. Landdrostei zu Osnabrück vom 3. März 1820 
-r- Anlage IV. ad act. Nr. 33 — Fachtmann , kirchenrechtliche Mit¬ 
theilungen Uber das Fürstenthum Osnabrück. 1852. p. 24 ff.) Beides 
aber zum Beweise des betreffenden Gewohnheitsrechtes hätte klar gestellt 
werden müssen; 

2) dass endlich in Ansehung der hinsichtlich des Kirchspiels Buer 
insonderheit zum Beweise verstellten Local-Gewohnheit, keine relevante 
Beweismittel für die Dinglichkeit der Kirchenlasten beigebracht sind, in¬ 
dem, wenn selbst die Erhebung von Kirchenlasten und die Heranziehung 
des moralisch von einem Katholiken besessenen, im Bezirke des Kirch¬ 
spiels Buer belegenen Schnück’schen Colonates durch rechtzeitig beige¬ 
brachte Beweismittel für vollständig erwiesen anzusehen wäre, aus diesen! 
vereinzelten Falle kein Gewohnheitsrecht zu entnehmen ist; 

3) dass sodann der ferner verlangte Beweis des nach der Erbes¬ 
gerechtigkeit zu bemessenden Beitragsfusses weder für das Fürstenthum 
Osnabrück, noch für das Kirchspiel Buer erbracht ist, da zwar nach 
der Notorietät und den Aussagen der Zeugen die Erbesgerechtigkeit ifi 
der Regel das Mass der Beitragspflicht in früheren Zeiten abgegeben 
hat, an die Stelle dieses Beitragsfiasses aber durch die efnbezeugten 
späteren Abänderungen in den Verfassungen der einzelnen Gemeinden 
andere Grundlagen für die Aufbringung der öffentlichen Lasten, inson¬ 
derheit im Kirchspiele Buer der BeitragsfuSs nach den cumulirten directen 
Landessteuern eingeführt, durch diese Abänderung aber auch der früher 
bestehende Beitragsfuss der Erbesgerechtigkeit zurZeit als beseitigt an- 
susehen ist: 

wird der Beweis des Klägers für verfehlt erklärt, und der dem 
Beklagten eventuell zugeschobene Eid näher festgestellt. Dawider erhob 
der klagende Kirchenvorstand die Berufung an das königliche Ober- 



Apellationsgericht, indem er principaliter von der Beweislaet ganz be- 
freit sein wollte. Eventuell vervollständigte er den instruirten Beweis 
des Gewohnheitsrechtes; daneben wollte er sum Beweise der behaupteten 
Verjährung gelassen werden. 

Oer dritte Senat des O.-A.-G. liess in seiner Entscheidung vom 
25. Jnni 1856 zwar dem Kläger den Verjährangabeweis neben dem 
früher erkannten Beweise nach, sprach sich aber über die von ihm un¬ 
zutreffend erkannte, principale Richtung der Berufung dahin dm Nahem 
aus; 

„Da sowohl nach gemeinem Rechte, als nach der Natur and dem 
Zwecke der Kirchenlasten dieselben nur eine persönliche Eigenschaft 
besitzen, welche auch durch die Gesetzgebung des Fürstenthums Osna- 
brück eine Veränderung nicht erlitten hat, indem die für eine solche 
Veränderung angesogenen gesetzlichen Bestimmungen dasjenige nicht ent- 
halten, was aus denselben herzuleiten versucht ist, namentlich die Ver- 
orduung vom 7. September 1631 um so weniger einen Schluss auf eine 
dingliche Eigenschaft der Kirchenlasten zulässt, als darin nicht allein 
den Obrigkeiten, im Falle der Erhebung von Kirchenlasten, die Auf¬ 
stellung einer Designation der Erben, sondern auch die Anfertigung eines 
Verzeichnisses anderer zu der Anlage Verpflichteten aufgegeben wird; 
die immerwährende Capitulation vom Jahre 1650 aber nur eine Aus- 
fübrung des Osnabrücker Friedens enthält, ohne sich über die persön¬ 
liche oder dingliche Eigenschaft der Kirchenlasten zu iussern,. und die 
Concursordnung vom Jahre 1777 sich einestheils nur mit der Priorität 
der im Copcurse angemeldeten Forderungen beschäftigt, anderntheils aber 
der §. 18 derselben nur von solchen Kirehspielslasten handelt, welehe 
auf dem Grund und Boden haften, ohne speziell zu bestimmen, dass 
alle Kirchenlasten auf dem Grund und Boden hafteten.“ 

Nachdem der Beweis des Gewohnheitsrechtes vervollständigt, der¬ 
jenige der Verjährung aber nicht angetreten war, entschied hiern&chst 
der erwähnte Senat des O.-A. - G. vom 14. Juli 1857» weiter, 
wie folgt: 

„ln Erwägung: dass der dem Kläger obliegende Beweis eines pro¬ 
vinziellen, oder loealen Gewohnheitsrechts die zwei Momente umfnffgt, 
dass die streitige Last; . , , 

1 ) als eine dingliche auf dem Grundbesitxe ruhe; 

2) nach dem Erbpsfusse abgeführt werde; 

In Erwägung: dass jene erstere Beweisauflage, zumal die regel¬ 
mässige Geltung der Begriffs- und kirchenverfassungsmässigen Natup 
der streitigen, als einer persönlichen Last auch in diesem Processe an¬ 
erkannt worden und deren Verwandlung in eine dingliche lediglich als 
Anomalie sum Beweise, verstellt ist, —7 den Kläger za solchen Nach- 
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Weisungen verpflichtet, welche den Grundbesitz selbst, ohne alle Rück¬ 
sicht auf die Person des Besitzers, als pflichtiges Subject mit Bestimmtheit 
erkennen lassen; 

ln Erwägung: dass diese Charakterisirang der Last ans der bis¬ 
herigen Art ihrer Abführung keineswegs ohne Weiteres zu entnehmen, 
vielmehr die rechtliche Qualification und der Contributionsmassstab, 
als swei wesentlich verschiedene und von einander unabhängige (in 
dem Magazin S. 41, Z. 21 v. o. steht: abhängige) Begriffe, auseinander 
zu halten sind; indem letzterer, dem Gebiete der öffentlichen Verwaltung 
angehörend, durch Gesetzgebung oder Gemeindebeschlüsse angeordnet, 
oder abgeändert werden mag, ohne auf den privatrechtlichen Charakter 
der Last selbst einen nothwendigen und entscheidenden Einfluss auszu- 
üben; 

In Erwägung: dass namentlich nicht die in den Landgemeinden 
vorherrschende Vertheilung aller, auch der an sich persönlichen hasten 
auf den Grundbesitz und noch weniger die in Westphalen, namentlich 
vormals, allgemein gebräuchliche Concurrenz der Gemeinden, mit Einn 
Schluss der Heuerleute, nach Massgabe der Erbesgerechtigkeit, beziehungs¬ 
weise an der Theilnahme an der Marknutzung, an sich schon, vielmehr 
nur dann, einen Schluss auf die dingliche Natur des Rechtsverhältnisses 
zu rechtfertigen, geeignet sind, wenn die Heranziehung des Grundbe¬ 
sitzes, ohne Rücksicht auf die Persönlichkeit , auf den Wohnort und 
die Confession des Besitzers, in der Weise stattgefunden hat, dass auch 
Nichtparochianen, namentlich juristische Personen, Auswärtige (Forensen) 
und Andersgläubige lediglich vermöge ihres Grundbesitzes haben con- 
tribuiren müssen; 

ln Erwägung: dass der Kläger seinen Zeugen- und Drkunden- 
beweis wesentlich auf den Umstand gerichtet, und diesen dahin erhoben 
hat, dass, wie im Färstenthum Osnabrück überhaupt, so namentlich auch 
im Kirchspiele Buer, die Concurrenz zu den Kirchenbau- und Parochial-, 
gleichwie zu den politischen Gemeindelasten, ehemals .allgemein nach 
dem Erbesfusse stattgefunden habe, welcher, dem Vorstehenden nach, 
die Hauptfrage des Beweises keineswegs entscheidende Umstand ausser¬ 
dem noch dadurch an Bedeutung verliert, dass in neuerer Zeit eine 
anderweite Vertheilung, und zwar in den dreissiger Jahren dieses Jahr¬ 
hunderts nach der Grundsteuer, seit 1848 nach den cumulirten directen 

' , . i . iS 

Steuern, sich vorherrschend geltend gemacht haben soll; 

In Erwägung, dass von den als Anhaltspunkte einer Beweisführung 
oben bezeichneten Merkmalen der Realqualität nur das eine erhoben 
worden ist, dass in einer Mehrzahl ungemischter Kirchspielsgemeinden 
auch Andersgläubige herangezogen worden sind, beziehungsweise sich 
für pflichtig erachtet haben; 
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ln Erwägung jedoch , dass dieses Verhältnis, so weit in die Zelt 
vor der bnndesgesetslichen Gleichstellung der Confessionen im J. 1813 
fallend, durch den bis dahin geltenden Pfarrzwang die Bedeutung 
eineir condudenten Tbatsache verliert; wogegen die allerdings auch aus 
neuerer Zeit einbeseugten Fälle nicht ausreichen, um aus solcher ver¬ 
einseinten Fortdauer des früheren Zustandes auf eine gewohnheitsrecht¬ 
liche Aasbildung der sum Beweise verstellten Anomalie, nämlich auf 
die Verwandlung wesentlich persönlicher in dingliehe Lasten, schliessen 
su lassen; 

In Erwägung: dass hiernach der Hauptbeweis mit Recht für ver¬ 
fehlt erkannt worden, eine Eidesxuschiebung aber, da die den Schwer¬ 
punkt der Beweisauflage bildende Charakterisirung der streitigen Lasten 
ohne juristische Prüfung nicht su ermessen ist, nicht stattfinden kann; 

wird die Berufung des Klägers als ungegründet verworfen, der 
Ansöhliessung des Beklagten aber dahin stattgegeben, dass, unter inso- 
weltiger Abänderung des angefochtenen Urtheils, der über das Beweis¬ 
thema eventuell sugeschobene Eid als unzulässig verworfen wird. 

Die Kosten dieser Instans fallen dem Kläger sur Last. 


tSro»»herzogth*em* Oiste**bürg, 

Deber die Klagen aus Eheverlöbnissen. 

Die „Weserseitung“ Nr. 4516, Abendausgabe vom 14. Juni 1858 
berichtet aus Oldenburg, 13. Juni: „Durch ein vor einigen Tagen publi- 
cirtes Gespts wird die bisher aus Eheverlöbnissen noch sulässige Klage 
auf kirchliche Eingehung der Ehe aufgehoben. Es war diese Bestimmung 
desshalb nöthig geworden, weil im Gesetse vom Jahre. 1855, welches 
auch die Eingehung einer bürgerlichen Ehe staatlich für sulässig und 
vollgiltig erklärt,, eine gleiche Bestimmung war getroffen worden, so 
dass nunmehr in allen Fällen aus Verlöbnissen nur eine Civilklage auf 
Ersats des dem anderen Theile durch den Rücktritt erwachsenen positiven 
Schadens stattfindet. Diese Anordnung besieht sich indess nicht auf 
die Verlöbnisse der Katholiken , welche vertragsmässig vor den bischöf¬ 
lichen Gerichtshof gehören und hier nach dem canonischen Rechte be- 
urtheilt werden. 
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■ Xttemtwr juj»$r Am» Jus regwlnrianu^ 

II/. 

Du riecht thä- Regularen bei gewissen AuME&mssteHungeb. 

In solchen ausserordentlichen Verhältnissen befinden sich: 

L Die Klosterfrauen, die keine Clausnr haben. 

1L Die Regularen bei gewalttätiger Zerstreuung} 

IH. Die Religiösen mancher 'Länder wegen ihrer eigenthQmlichen 
Stellung sum Staatsgesetse. 1 ' 

8 b Ist namentlich für die Gegenwart sehr wichtig, die caüonischen 
Kamen, die für dergleichen Ausnabmssustände bestehen, au kennen. 

. L A b s c h n i t t. 

. ’ f. . _ -! . ‘ 1 

Von den Klosterfrauen ohne Clausur. 

Daa Äirohengeuets rechnet, wie bereits bemerkt worden, nar Nonnen 
mit. Clausur und feierlichen Gelübden sum eigentlichen Ordensstande. 
Indessen bildeten sich ansser den sahireichen Klöstern der Tertiarinnen 
in neuerer» Zeit noch «ine Menge anderer Institute, deren Beehtsbestand 
nun besprochen werden soll. 

I. Von den Terttnrinnen. Die Orden derDominicaner, Fran- 
«rirrtner, b Augustiner, Karmeditep, Bereiten und der Falkner dürfen auch 
Brüder und Schwestern des dritten Ordens auf nehme», d. k nach neuerer, 
.oft böswillig auegebeUteter Aasdrucksweise affilmen. Die Gründung 
»des > dritten Orden)» des heil. Fransiscns entsprach so gans den Bedtirf- 
-nissen der, damaligen Zeit, die Ordensstiftung des seraphischen Hei¬ 
ligen esgöff mit .jsokher .-Macht, die refigiös ^gestimmten Zeitgenossen, 
edasn dem gewaltigen Zudrang au den: Klöstern seiner Regdnkht will¬ 
fahrt werden konnte. Daher genügten die swei Regeln nicht, welche 
der heil Fransiscns die eine, für die Brüder« die andere für die Schwestern 
verfasst hatte; es musste auch den in der Welt Lebenden die Befolgung 
seiner Regel eüugermassen ermöglicht werden. ; Zu dem Ende schrieb 
der Heilige für weltliche Personen eine eigene Lebensform mit be¬ 
stimmten frommen Werken, Bussübungen, Fasten u. s. w. vor. Die¬ 
jenigen, die nach dieser Regel leben, heissen Tertiarinnen. *) 

Von diesen gibt es sweierlei Arten: solche, welche isolirt in der 
Welt, und solche, die gemeinsam d. i. in klösterlicher Verbindung leben. 
,1) Auf die isolirt in Privathäusern lebenden Schwestern des 3. Ordens 

hui die Balle Pins V. „Cfrca pastoralis“ keine Anwendung, wie all- 

: ■ r ■ - " • „i. • v T . 

Daher wurde die Stiftüng des heil. Franziscüs mit den drei Stockwerken det 

Arche Noe’s Verglichen« 

Moyf* Archiv für kalk. Kirchenrecht. UL Band* 44 
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gemein angenommen wird. Leo X. hatte diesen Tertiarinnen 
grdSsd-PrifilCgift ettheilt and‘seihe sogar von för Gdtifelt der Bi¬ 
schöfe eximirt, wenn sie nach reiflicher Erwägung in einem Alter 
von wenigstens 40 Jahren mit Genehmigung des Bischofs unter An¬ 
gelobung lebenslänglicher Keuschheit von den Ordensobern das re¬ 
ligiöse Kleid empfangen hatten. Allein, von ,den nachfolgenden 
Päpsten wurden diese Privilegien wieder beschränkt, und seit Bene¬ 
dict XIV. *) ist das rechtliche Verhältniss in Kurzem Folgendes» 
Dieselben stehen unter der Jurisdiction des Bischofs und' im gewöhn* 
liehen Pfarrverbande. Die Einkleidung steht den Regularen za; sie 
müssen aber 40 Jahre alt, sorgfältig geprüft and erst nach erhaltener 
Genehmigung des Bischofs aufgenommen werden, und von nun an 
in einem rechtschaffenen Hause wohnen. Unter diesen Voraussetzungen 
haben sie auch am Privilegium fori Antheil. 

Würden sie, bemerkt der Antor, anf ein neueres Privilegium 
sickberufen, so müssten sie bei ihrem Ordinarius sieh darüber aus- 
weisen. 2 ) 

2) Deik collegialisch lebenden Tertiarinnen wurde durch' die mehiv 
erwähnte Bolle Pius V. jede Grundlage rechtlicher Existenz entzöge*, 
und ein Deere! derCortgregätio episc. et MgUt.' bestätigte mit Nach¬ 
druck die Entscheidung des Papstes. Demnach hälfe 4» den Orite- 
narieb zugestanden, alle Convente der Tertiarimfen aufeulöseh. 
Allein unter ihren Augen erhielten, ja vermehrten sieh deren Häuser. 
Der päpstliche Stahl connivirte und unterstellte- sie der Jurisdiction 
der Bischöfe, bis unter dem Pontiöcate Benedict XÜL eine Aenderang 
■ eintrat. Näinlich bis zn diesem Papste wurden die Schwestern des 
8. Ordens Bloss geduldet, nie adprobirt. Benedict XIII. war es 
mm, welcher der Bulle Pins V. derogirte, und den bisherigen Rechte¬ 
bestand aus dem Geleise hob, indem er die Tertiarierinnen adpro- 
birte, als exemt erklärte (Bulle: „Pretiosius“ 1727), und mit Privi¬ 
legien begünstigte» („Patenia sedes“1725/) Allein schon Clemens XD. 
(1732 „Romanos Pontifex“) hob die Rechtserwekerung seines Vor* 


*) S. dessen Institut. 105. 

*) Hierüber ist Folgendes zn bemerken: Die ursprüngliche Regel des 3. Ordens 
Ist'diejenige, welche von Nicolaus IV. ln der Constitution: „Supra meutern“ 
(1280) adprobirt wurde. (Bullariam Rom. tom. I. p. 150 edlt. Lnxenh.) ln 
dieser Bulle kommen wdhl Vorschriften über Kleidung, Festen, Empfang der 
heil. Sacramente für die Mitglieder vor. Es geschieht aber keine Meldung 
von Gelübden und anderen, in späteren Bullen vorgeschriebenen Requisiten, 
auch nichts von besonderen Privilegien. Im Sinne dieser Bulle, welche noeh 
immer zu Recht besteht, wird in Deutschland die Profess des 8. Ordens ab¬ 
gelegt ' ' 1 * 



fahren wieder auf, und restituirte ganz und gar das frühere Recht. 
Demnach gemessen diese Tertiärinnen auch heut su Tage nur den 
Charakter einer blossen Duldung ohne förmliche Adprobation. Ea 
war« denn, dass Einige von ihnen seit Benedict XIIL specielle Privile¬ 
gien erhalten hätten, was sie natürlich ihrem Bischof gegenüber her 
weisen müssten. 

II. Von anderen Frauengenossenschaften ohne Clansur. Die 
Häuser solcher Genossenschaften heissen in der Sprache des canonischen 
Rechtes gemeinhin Conservatorien — eine Benennung, welche ursprünglich 
jene Bewahrungshäuser beseichnete, in denen unter der Leitung einer 
religiösen Frauengenossenschaft arme Mädchen religiöse Pflege und Schuts 
gegen sittliche Gefahren erhielten, die dann aber auf alle Arten solcher 
Frauenklöster übertragen wurde, welche bloss einfache Gelübde und 
keine CJausurverbindlichkeit haben.') Von diesen Conservatorien beweist 
nun der Autor, dass sie mit den Tertiarerinnen vollständig auf Einer 
Linie stehen, d. h. canonisch von der Kirche bloss geduldet, nicht 
aber förmlich adprobirt und daher der Jurisdiction der respectiven 
Ordinarien, unterworfen seien. Wir wollen den lästigen Wiederholungen 
des Autors nicht nachgehen und bemerken bloss, dass er wegen Un- 
kanntniss .neuester Thatsachen und Documenta in seinem eigenen Vater** 
lande die Gränse «wischen Duldung und Adprobation allsuscharf siehe, 
und dass es solche neuere Institute gebe, die mehr als geduldet sind. 
Wie aus Dr. Schels ersichtlich ist, haben gerade in Frankreich mehrere 
Frauengenossenschaften vom heil. Stuhle die Adprobation nicht bloss der 
vorgelegten Satsungen, sondern des Institutes selbst erlangt, und in 
Folge dessen ist ihre Ezistens nicht mehr bloss geduldet, sondern 
positiv gebilligt und genehmigt, wenn sie schon nicht den eigentlichen 
Ordensständen eingereiht sind. Diese Anerkennungsweise ist der höchste 
Grad von Achtung und Ehre, welche die Kirche diesen wohlthätigen 
Vereinen sollt. Die Erfüllung des Wunsches, den Dr. Bouix so warm 
ausspricht, dass diesen neuern Fraueninstituten die Solemnität der Ge¬ 
lübde, „diese Krone des gottgeweihten Standes,“ möge vergünstigt wer¬ 
den, dürfte wohl noch geraume Zeit auf sich warten lassen. Die Fragen 
ob solche neuere Genossenschaften «um Status religiosus gehören, er¬ 
ledigt sich leicht aus dem früher Gesagten, und wir müssen es tadeln, 
dass der Autor diesen Punkt immer wieder auf’s neue bespricht. Immer¬ 
dar ist es die Bulle „qunmvis justo,“ welche den Autor, wie ein Ge¬ 
spenst verfolgt und seinen Glauben an die von ihm gebrachten Gründe, 
sp fest dieselben auch sind, erschüttert. (S. 311—344.) 


l ) S. Ferrari Summa iuititut canon. Oenuae 1847, p. 178 und Beilage I. und 11. 
bei Dr. Schelf. 
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fl. Abs c h n i tt. 

Normen für die durch Gewalt zerstreuten Regularen. Wenn die 
Mitglieder eines Ordens (auch Klosters) im Sturm der Verfolgung oder 
politischen Bewegung gewaltsam auseinander getrieben worden sind, 
fragt es sich zunächst am die Rechte und Pachten derselben und »war 
sowohl während sie in der Diaspora leben, als auch bei der Rückkehr 
so den verlassenen Wohnsitzen. 

I. Während der Zerstreuung bleiben die feierlichen Gelübde der 
Regularen in voller Kraft, da sie ja einzig durch die höchste Autorität 
der Kirche, keineswegs aber durch einen Gewaltact aufgelöst werden 
können. Bleiben ja selbst die Regularen der rechtmässig aufgehobenen 
Klöster (Orden) in Anbetracht der Gelübde noch fortwährend gebunden. 
Endlich hat der Bischof keine Gewalt, die Gelübde ausgetriebener Ordens*- 
geistlichen durch Dispense zu lösen, oder eine solche Aenderuhg mR 
ihnen vorzunehmen (z. B. Einverleibung in den Säcular-Klerus), wodurch 
sie von den erfüllbaren Ordensverbindlichkeiten befreit würden. Eine 
Weitere Folge ist, dass ein solcher Religiös kein Eigenthnm (im eigent¬ 
lichen Sinne) für sich erwerben könne. Was er erwirbt, gehört dem 
"Orden; für seine Person besitzt er in Ansehung des Erworbenen bloss 
das Gebrauchsrecht and er kann solche Rechte ausüben , welche sonst 
der Oeconom für die Communität Übt. ladessen : darf die Gestattung, 
dass jeder der ausgetriebenen Religiösen sein eigener Oeconom seih 
darf, nicht über die Grenzen der Regel hinausgehen und jedweder Luxus 
wäre eine wahre Verletzung der Ordensregel. — In Betreff des Gelübdes 
des Gehorsams bleiben die ausgetriebenen Religiösen ihren Ordensobern 
unterworfen, jedoch pflegt ihnen der Bischof ihres Aufenthaltsortes als 
zeitweiliger Oberer angewiesen zu werden. Den ausgetriebenen Kar¬ 
thäusern befahl Pius VI. *): „Obedientiam qaoque praestent episcopo et 
sub veste ■ signum aliquod gerant regularis professionis.“ 

Ebensowenig wie die Pflichten werden auch die Rechte vertriebener 
Klosterpersonen aufgehoben oder verändert. Wenn sie gleich de facto 
sich dermalen nicht als Corporation geriren können, ist doch de jure 
das Band nicht gelöst, das die Einzelnen zu Einer geistlichen Familie 
verbindet Der widerrechtliche Gewaltact der Vertreibung kann ja ihre 
Rechte und Privilegien nicht im Geringsten schmälern: „Quae contra jus 
fiunt, debent utique pro infectis haberi.“ 4 ) Daher haben die Vertrie¬ 
benen noch fortwährend das Recht ihren Orden oder ihre Congregatioh 
fortzusetzen und zwar mit allen ihnen zustehenden Rechten und Privi- 


') In brevi ad eptseopuni Arunenslunt 
*) Reg. jurla 64 In Sexto. 
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legieo, h. das Rächt Novizen aufzunehmea, neue Klöster zn gründen 
u. dgl. Als in Folge der Apostasie Heinrich VIU. die Dominicaner in 
Irland Tertrieben und ihrer Güter beraubt worden waren, erklärten sie 
auf einem General-Capitel, dass ihre Provinz auch in Zukunft den Namen, 
das Recht and die Form einer wahren Qrdensprovinz beibehalten sollte, 
so dass sie > In keiner Weise den aufgehobenen Ordensprovinzen beizu- 
sählen sei. £fn noch auffallenderes Beispiel bietet die Aufhebung der 
englischen Benedictiner. Gegen das Jahr 1607 war nur ein einsiger 
Mönch dieses Ordens, Sigebert, noch am: Leben, so sehr war die Gon- 
gregation, die eine vom Benedictiner-Orden verschiedene Genossenschaft 
bildete, sosammengesehmolsen. Sigebert, nm nicht die Rechte und 
Privilegien seiner Genossenschaft aussterben su. lassen, nahm non einige 
Professen der Benedietiner von Monte cassino in die Congregation der 
englischen fienedfettaer auf, und bevölkerte auf diese Art neuerdings das 
Kloster St. Peter in Westmünster, and so ward der dem Aussterben nahe 
Orden mit seinen vielfältigen Privilegien erhalten und fortgepflanzt» Dieses 
Vorgehen des Sigebert wurde von den römischen Päpsten Paul V. und 
Urban VUl. gebilligt. Ein Beweis, dass der leiste Mann eines solchen 
gewaltsam unterdrückten Ordens denselben noch vollkommen reprfisentire 
und dass er der Erbe aller Rechte and Privilegien seiner Congregation 
Sei — gerade wie der einsige noch übrige Capituiar die Rechte des 
gesammten Capitels in sieh besehliesst nach dem Rechisgrundsats: Jus 
oollegii remanet in uno/‘ 

• II. In Betreff der Rückkehr der vertriebenen Religiösen su den 
verlassenen Wohnsitzen sind drei Fälle so unterscheiden: 

1) Wenn es sieb bloss um die Wiederbesetzung von bereits früher be- 
•*. sesseaen Klostergebäuden handelt, sind die. für die Begründung er¬ 
forderlichen Formalitäten keineswegs notfewendig, weil, wie so eben 
geneigt worden, während der Zerstreuung das Recht, conventualiter 
.. su leben, immer fortgedauert hat, und die Rückkehr in die Klöster 
nichts ist, als die Wiederaufnahme eines gewaltsam geraubten Rechtes. 
Dabei versteht es sich, dass ein solches Kloster eben nicht von den 
nämlichen Mitgliedern, welche früher dort wohnten, bezogen werden 
- müsse, weil es ja ein Eigenthinn der Congregation, nicht der zu- 
füllig darin sich auf haltenden Bewohner war. Folglich kann der 
Provinzial -oder (falls alle Mitglieder der einst unterdrückten Provinz 
gestorben wären} dev General was Immer fiir Mitglieder desselben 
Ordens in die ehedem verlassenen Ordenshäuser hinschicken. Ja, wenn 
von der ganzen Corporation auch nur Ein Mann noch am Leben 
wäre, hätte dem früher Gesagten zu Folge dieser Eine das Recht, 
dareli Aufnahme von Novizen die Congregation zu perpetuiren. Was 
aber, wenn das Kloster zerstört und neu auf zubauen wäre? Selbst 



in diesem Falle wären die snrücfckehrendea Religiösen eö keine 
weitern Formalitäten gebunden and man braucht nicht die wenig 
Scharfsinnige Unterscheidung einiger Canonisten, Cb das Kloster gans 
öder nur thdlweise serstört sei. Es handelt sich hier gar nicht 
um die Grösse der erforderlichen Gebäude-Reparatur, sondern um 
die Frage, ob die Religiösen alldort das Recht su wohnen und die 
Saeramente su administriren verloren haben, oder nicht. Haben sie 
es nicht verloren (was bloss bei rechtmässiger Aufhebung durch die 
kirchliche Behörde der Fall wäre), so ist die Rehabilitirung der 
früheren Wohnung immerhin bloss die Besitsergreifung eines bin 
dahin gehemmten Rechtes, wosu wahrlich eine höhere Genehmigung 
nicht erforderlich ist. 

2) Wollten die Religiösen swar in derselben Art surückkehren oder 
aus was immer für einem Grunde ein anderes Wohnhaus bestehen, 
So können sie diess unbeanstandet ihrer bisherigen Rechtle und Prijri- 
legien, ohne hiesu einer Erlaubnis von Seite des Ordinarius oder 
des apostolischen Stuhles su bedürfen. Denn das Recht, die Woh¬ 
nung in einen andern Stadtthcil u. s. w. «u transferiren, hätten 
sie jeden Augenblick besessen, falls sie in ihrem Besitsthum nie 
gewaltsam pertorbirt worden wären. Nun aber konnte diese Besifcs- 
störnng ihnen das fragliche Transferirungs-Recht nicht nehmen and 
daher dürfen sie davon bei ihrer Rückkehr ohne Anstand Gebrauch 
machen. Der Verfasser bringt sum Beweise für die Richtigkeit 
dieser Folgerung ein Gutachten der Löwener Professoren vom 
Jahre 1630. — Es versteht sich, dass gegen eine derartige Besits- 
nahme keine Präscription, noch was immer für ein Zeitabiauf geltend 
gemacht werden könne, quia contra spolmtos non currit praeserrptio.“ 

3) Wären endlich die Klöster ausgewiesener Ordensleute mittels Interve- 
nirung des apostolischen Stuhles in fremde Hände übergegangen, 
so ist durch eine solche Veräassernng das Recht der Religiösen, 
alldort klösterlich sn leben, nicht als aufgehoben su betrachten und 
dieselben dürfen auch in diesem Falle, ohne die für neue Kloster¬ 
stiftungen bestehenden Vorschriften su beachten, in dem gedachten 
Orte sich wieder ansiedeln. Der Hauptgrund bleibt immer, dass 
das Recht klösterlicher Existens nicht auf ein bestimmtes Gebäude 
oder auf diese oder jene Bodenfläche beschränkt ist, sondern in der 
gansen Ortschaft seine Geltung hat. Ein historisches Beispiel bietet 
die Repristinirong eines Klosters der Karmeliterinnen in Ypern, 
welches, wie andere religiöse Häuser, im Sturmder Revolution unter¬ 
gegangen war, and erst im Jahre 1834 wieder in’s Leben gerufen 
wurde. Die congregatio episcoporum et regal, erklärte, dass die 
Errichtung des Klosters in Form der Restituirimg, nicht aber .der 



Neftgründung vor sieh sa geben habe. Durch Ae Gestatten g des Ver¬ 
kaufes pan Klostergütern oder Gebinden Seitens des heil. Stahle» oder 
durch die nachträgliche Sani rang eines solchen Verkaufes will der 
Papst als oberster Verwalter des Kirchengates bloss für die Gewissens- 
berubigang der dabei betheiligten Personen Fürsorge treffen, nicht aber 
beabsichtigt er das Recht der Conventualität dadurch aufsuheben. Er 
muss im Gegentheil nur desto mehr wünschen, dass die widerrechtlich 
Vertriebenen in demselben Orte eine andere Stätte wieder finden 
artiges. 

Daraus ergibt sieh, dass, wenn in irgend einem Lande einseitig 
dir oh die weltliche Gewalt Klöster aufgehoben werden, die Regularen 
das Recht der Conventualitfit nicht verlieren. Sie existiren de jare noch 
immer fort, und sind befugt, sich; wie immer möglich, als Congrega- 
«iea su behaupten und su constituiren. Solche Klöster gelten nicht als 
eaaonisch aufgehoben, wenn nicht auch die Kirche ihr Jawort dann gibt. 
Daher beschwerte sich der Cardinal Caprara über den 11. unter den 
Organischen Artikeln, indem derselbe alle kirchlichen Institute mit allei¬ 
niger Ausnahme der Domcapitel und 8eminarien für aufgehoben erklärte. 
Und Pins VS. sagte von den unterdrückten Klöstern in Belgien, deren 
Rechte einige als erloschen betrachteten: oppressas fuisse, non sup- 
pressas. Demsnfolge können in Frankreich and Belgien (so wie anders¬ 
wo?) die während der Revolation eingegangenen Klöster in der Form 
einer blossen Rehabilitirnng mit den respeetiven Ordensmitgliedern wieder 
neu bevölkert werden, und eins Neastiftnng würde nur dann Plats greifen, 
wenn von der aufgehobenen Congregation Niemand mehr übrig wäre-, 
der dieselbe rep rasen tiren könnte. Allein bei jenen Frauenklöstern, welche 
mit Mäanerorden im klösterlichen Verbände stehen, d. i. denselben anneX 
Sind, braucht auch-nicht Eine Nonne mehr am Leben sa sein — der 
entsprechende Männerorden hat Ohne höhere Genehmigung das Recht; die 
frühem Niederlassungen mit Franen derselben Regel wieder sa besetsen. 
Selbstverständlich treten die surfickkehrenden Regularen vollständig ln 
dW früher besessenen Rechte und Privilegien ein; das Recht des Bischöfe 
aber, dieselben «am Beiebtbören von Säcdlar-Personen SU adprsbfaretf,' 
and für das Predigtamt su autorisiren, bleibt ebenfalls dasselbe.'’’ 

(S. 345—38«.) 

DL A b schnitt. 

AutnakmuUllmg der religiiiten Familien in Frankreich und 

, anderwärt*. 

Der Autor hat sunächst nur die Zustände Frankreichs and Belgiens 
im Auge. Grossentheils aber gilt das in diesem Abschnitte Vorgetragene 
auch für andere Länder, namentlich für England and Nordamerika« Die 



fraglich« Ausnahmestellung wird durch dicBezicHaagen, wekheinden 
«gezeigten Ländern «wische« dem Staatsgesetze und den religiösen 
Orden bestehen» hervorgerufen. Da jene Ausnahmestellung bei. den 
bttnner- und Fraaeuorden verschieden ist, muss auch das. betreffende 
Materiale in der Abhandlung geschieden werden. 

a) Ausnahmestellung der Männerorden in Frankreich und anderwärts. 

Die bürgerlichen Gesetze mehrerer Länder verweigern den religiöse« 
Orden und Instituten die staatliche Anerkennung; ihre Gelübde sind vor 
dem weltlichen . Forum null und nichtig. In Folge dessen wird auch di« 
Erwerbsunfähigkeit, die dem feierlichen Gelübde anaex ist, nicht *n«rh 
kannt und derlei Ordenspersonen sind, ganz so wie andere Stpatsbttrger, 
fähig, Geschenke ansunehmen, Erbschaften ansutreten, Verfrige «bao> 
schliessen u. s. V. Diess gilt auch von jenen. Korporationen in 'Franko 
Reich, welche vom weltlichen Regiment nicht autoristrt, d. i. afe religiöse Ge¬ 
nossenschaften nicht anerkannt sind. Allerdings gibt es in Frankreich auch 
autorisirte geistliche Congregatfanen mit corp?rativ*n Rechtem; allda 
Reibst die Mitglieder solcher Vereine galten vor dem Staate als eigen- 
thumsfähig und unterscheiden sich von den übrigen Staatsbürgern bloss 
darin, dass sie der Communität nur bis auf 'eine bestimmte Summe 
Schenkungen machen dürfen. Aus dieser Stellung des bürgerliche« Ge- 
s«t»es zu den religiösen Communitäten ergeben sich für letztere wich¬ 
tige, in das innerste Wesen des Ordenslebens einschneidende Fragen» 
Es handelt sich nämlich um nichts Geringeres, als um die Frage, ob 
hei solcher Beziehung-zur Staatsgewalt die Sotannität der Gelübde und 
folglich,, das Ordens wesen im strengem Sinne noch aufrecht erhalten 
werden könne, oder nicht. Einige Canonisten in Frankreich, na mentlich 
Garrj&re, General-Superior der Salpicianer *) räsanairen foJgendermaqsea: 
Das Staatsgesetz in Frankreich (und anderswo) hindert durch seioe.An- 
ordnungen die Erwerbs- und Besttztingsfihigkeit der Religiösen, ja macht 
dieselbe geradezu unmöglich. Daher ist zunächst das Gelübde der Ar- 
tnuth in,Frankreich bloss ein einfaches; da aber, wenn,eines der. drei 
Gelübde edn einfaches ist, die.Solemnität der übrigen.auch, nicht mehr 
bestehen. kann, so folgt daraus, dass die Gelübde aller Religiösen in 
Frankreich bloss einfache seien, um des unüberwindlichen Hindernisses 
willen, das die Staatsgesetzgebung entgegenstellt. Dieser Argumentation 
gegenüber beweist unser Verfasser mit schlagenden Gründen, ja wir 
dürfen sagen, mit einem überflüssigen Aufwand von Gelehrsamkeit fol¬ 
gende Propositionan: 


‘X 1« mehreren Werken, z. B. de Justitia et de jure. 



tj BieNfehtanet-kennubg 4er RaHgtesen voü Seite des welRichenGe^ 
- setsas kann nicht bewirken; de* «Hbe nickt Religiösen sind. Des 
StaaMverbot kann nicht verbinden* dass jene Momente, .■welche den 
Maltas religiosas ausmachen, gemeinschaftlich concurriren. 

8) Das weltliche Gesets, welches .die Religiöses als solche sicht anerv 
kennt, kann nicht verhindern, das« denen Communität gemeinsames 
Eigenthum besitze. (Wir müssen beisetze«: unter der Voraassetsang 1 , 
dass doch der klösterlichen Ctfmmimität das Beisammensein gestattet 
. ist.) Denn Wenn auch das bürgerliche Gesetz. Weder von einem 
Kloster weies, noohvon Klostergat, so. bann doch die Corporation 
einen Administrator bestellen, der vor dem weUHohen Gerichte 
• scheinbar ate Eigen thämer, in der Wirklichkeit aber als BevollmiCh- 
■i. tigter der Genossenschaft Verträge abschliesst and die Rechtsge^ 
schäfte derselben führt. Ein 'solches Handeln: com titulo fiotttib lat 
(Tf. auch nfchtsUnmemliscbes, nichts Lügenhaftes, da er ja Niemand 
in Irrthum führt/ und seine Intention: offen daliegt, dass er nur. um 
> den Forderungen des Gesetzes so genügen* anstatt als blosser Man- 
datar als EigenthQmer nuftritk. Ein solches Vorgehen hat auch die 
Gongregatin de Propaganda. ffde mit Adpröbation Gregor’s XVL 
(1840) den Bischöfen, und Ordensobern in den nordametibanischen 
Freistaaten als Richtschnur vorgeseiehnet mit der Bestimmung, doSC 
die Bischöfe sieh eisiliter als Eigentümer der Kirchengüter geriren 
. und um deren Beats nach ihrem Tode der Kirche su sichern, als^ 
bald Testament machen and einen der Bischöfe sam Erben einsetseo 
sollten. Dasselbe wird in. Ermanglung anderer Aoskunftsmittel den 
Ordensvonstehem betreffs de» Klostergutes vorgeschrieben. Dadurch 
ist, ausgesprochen, dass Ordenemitgliede®, iwennsie schon als solche 
staatlich nicht anerkannt sind, in rechtlicher und sittlicher-Beziehung 
,i . gemeinschaftlichen Güterbesit» haben können. .< 

3) Das weltBehe Gesäte, -welches die Religiösen als besitsfäbig J>e* 
trachtet, kann die Besitsunfähigkeit (incapacitas dominii), die das 
. Kirchengesetz eiggefljhrt hat, und folglich auch, die Bqlemmtät der 
Gelübde nicht hindern. 

Es ist unläygbar,, dass der Kirche .eine indirecte Gewalt auch über 
seitliche Dipge sukonfjnt und dieses temporales spirituplibus annezae vor 
ihr Fornm gehören... Insoferne ist, sie euch durch nichts gehindert* die 
Besitsunfähigkeit dem Gelübde der Armuth anzubiaden, und es steht 
diese Gewalt emsig,ihr, nicht aber dem Staate su, weil ja die religiösen 
Gelübde und alles, was damit susammenhängt, folglich auch der Glanz¬ 
punkt derselben, nämlich ihre Solemnität und sonnt die gänzliche Los¬ 
sagung von allem irdischen Besitz den Zweck der Kirche berühren. 
Und wenn wir die Geschichte befragen, so hat über dtp Solemnität der 
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Gelübde inmdr und überall das Gerat* der Kirobe, nicht aber jenes leb 
Staates entschieden. Die Kirche hat« seit-den ersten Tagen ihres Be¬ 
stehens ihre Zweige and Aeste in die Länder heidnischer and hiretischer 
Regierungen ausgedehnt, deren Gesetse die solemnen Gelübde and die 
damit verbundene Erwerbsunfähigkeit nicht anerkannten and in England 
and-Irland eto. wird dieselbe noch nicht anerkannt. Dennoch, idt es 
aber noeh Niemand in den Sinn gekommen, dieserhalb die Soienrnitfit 
der Gelübde ln Zweifel sa sieben« > Von besonderem Gewichte sind für 
ansern Säte die Autoritäts-Beweise, die der Verfasser beibringt. Mehrere 
Deorete und Entscheidungen der römischen Pönitentierie, sowie der 
Oongregatio coneilii beweisen handgreiflieh; dass die Gelübde der eigent¬ 
lichen Ordenspersonen in Frankreich von der römischen Curie als feier¬ 
licke angesehen werden, and dass, folglich in Rom dem Staatsgesetse 
die Kraft nicht anerkannt werde, durch seine 'Bestimmungen die So- 
lemnitit der Gelübde so hindenk. Welche nbentbeeerllcbaAbsurditäten 
würden doch »um Vorschein kommen, wenn das Staatsgeset* dieBesits- 
unfäbtgkeit der Religiösen aufheben könnte! Abs dieser Annahme würde 
a. A. nichts Geringeres gefolgert werden müssen, als dass dev gegen¬ 
wärtige Dominicaner-General nicht einmal ein wahrer Ordensprofess and 
somit auch nicht legitimer Ordensoberer sei. Denn da derselbe in 
Frankreich geboren ist, wird sein Armathsgelflbde von Staatswegen nicht 
als ein solennes anerkannt. Dasselbe wäre besbglkb des Generals der 
Jesuiten, eines gebornen Belgiers, der Fall, den das 1 dortige bürgerliche 
Gerat* gleichfalls nicht als besitsunfähig gelten lässt. Sämmtliche Jaris- 
dictions-Aete dieser beiden Ordensobern, hätten demnach keine Giltigkeit, 
nasser höchstens ob titalam coloratum oder wegen gemeinschaftlichen 
Irrthams. Einen solchen Irrthum müsste man conraqdest auch Sr. Hei¬ 
ligkeit Pias IX. samathen, der in der Person des P. Jandel den Do¬ 
minicanern nach dieser Auffassang einen Pseudo-Religiosen «am Obern 
vorgesetst hätte! Solche Folgerungen müssen die Anhänger des Dr. Carrihr* 
oaterschreiben! 

4) Hingegen hat der Staat seinerseits nicht das Recht, die Besits-' and 
Erwerbsfäbigkeit der Religiösen su decretiren and darum ist er auch 
nicht competent *u verordnen, dass das einem Professen anfallende 
seitliche Gut dem Kloster sakommen soll, wie diess die canonischen 
Gesetse bestimmen. — Kaiser Jastinhm hat allerdings verordnet, 
dass jedwedes Elgentham der Mönche von dem Momente der Profess¬ 
leistung an dem Kloster anheimfallen sollte; allein diese gesetzliche 
Bestimmung, die auch der heil. Gregorius anführt *), hat hur in so 
ferne and daram Giltigkeit, als and weil sie von der Kirche cano-* 

' *) C. 19. qu. 7. 1 
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nisfrt wurde. Es lässt sieh sieht absehen, viron der Staat die 
Erwerbs - und Besitsonfähigkeit dem Gelübde der Religiösen an- 
bladen konnte, and es würde diese der jastitia distributive im 
hohen Grade widersprechen. Aas demselben Grunde müssen wohl 
aach jene Staatsgesetse als ungerechte betrachtet werden, welche 
den Professen für bürgerlich todt und in Folge dessen alles Er- 
werben und des Erbrechtes unfähig erklären, wie diess in Frankreich 
vom 15. Jahrhundert an bis sar Revolution, so wie in Belgien 
and auch in Oesterreich gesetslich bestimmt war. Dadurch, dass 
der Religion als bürgerlich todt angesehen wird, ist nicht bloss dessen 
persönliche Besitsunfähigkeit ausgesprochen, sondern wird nach das 
betreffende Kloster beschädigt, indem der canonisfche Grandsats: 
„Quidquid acquirit religiosus, monasterium acqairit, am seine Qelt 
lang gebracht wird. 

Aus dem Gesagten leuchtet ein, dass die incapacitas dominU einsig 
durch di« Kirche dem Klostergelübde annex werden, hingegen aber von 
der weltlichen Gesetsgebung nie aufgehoben werden kann, wesshalb denn 
auch die Solemnität der Gelübde von den Dispositionen der Staatsgewalt 
gans unabhängig dasteht. 

Allein die Gegner haben noch einen wichtigen Skrupel. Sie sagen; 
das widersprechende weltliche Gesets bringe für die Religiösen so viel« 
Schwierigkeiten, dass es die incapacitas dominii geradesu unmöglich 
mache. Darum müsse man annehmen, das feierliche Gelübde sei nicht 
mehr de bono meliori, und verpflichte daher auch nicht mehr. Die ge** 
dachten Schwierigkeiten treten vornehmlich dann ein, wenn eine Ordens¬ 
person nach der Profess durch actus mortis causa Vermögen erwirbt. 
Nach (km canonischen Rechte gilt in Ansehung aller jener Orden, welche 
in communi besitsf&hig sind, der Grandsats: „Quidquid acquirit moSa- 
ebos, acquirit monasterium/ 1 . Allein das bürgerliche Gesets vieler Terri¬ 
torien erkennt das nicht an; dasselbe sieht den Religiösen selbst als 
den Erwerbenden an und es gestattet nicht, dass das Erworbene deü 
Kloster sufalle. Da bleibt nun (so sucht man den Knoten su schürsen) 
s. B. bei einer gemachten Erbschaft der Ordensperson nichts übrig, als 
entweder vor dem Civil-Richter auf die .Erbschaft su vernichten, oder 
aber letstere in eigenem Namen in Empfang su nehmen und sofort der 
geistlichen Communität su übergeben. Beides aber,, sagt man, Ist ver-» 
werflieh. Das Erstere ist eine Ungerechtigkeit dem Kloster gegenüber^ 
das sweite hingegen Ist ein actus dominii, der mit der Solemnität der Ge¬ 
lübde sieh nicht verträgt. 

Darauf ist su erwidern, dass, diese Schwierigkeiten nieht unüber¬ 
windlich seien. Fürs Erste kann der erbende Klosterprofess vielfältig 
auf seinen Theil Vorsichten. Diess mutt er, wenn er einem Mendi- 
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canten-Ordeh an gehört, welcher auch in comnonni Seitliche Güter nicht 
besitzen darf; dkss kaum it aber auch als Mitglied eines beSitsfähigen 
Ordens, wenn nämlich der letztere sich cntschtiesst, auf allenfaUsige 
Erbschaften und Legate seiner Mitglieder Versiebt sn leisten, wii diess 
n. a. in Belgien häufig der Fall ist. Man fürchte ja nicht, dass der 
Entgang solcher Hoffnungen den finanziellen Ruin der Klöster herbei- 
fuhren werde! * • . • , 

i ' Doch selbst dann, wenn eine geistliche Comnttudtit anf das?be¬ 
sagte Recht nicht verzichten wollte, wären die Hindernisse nickt an¬ 
überwindbar. Bleiben wir znerst bei den von Staatswegen nicht aatori- 
sirten Körperschaften (les etabiissenaents non autorishs) Stehen. Dtec Profess 
einer solchen Genossenschaft, kann das geerbte anbewegliche Gut in 
Empfang nehmen, su Geld machen, und die Summe den Obern’ über¬ 
geben. Oder er kann das Grundstück etc. auf den Namen des klöster¬ 
lichen Verwalters gerichtlich einschreiben lassen m dem Sinne, dass 
das Kloster selbst der wahre Eigentümer sein soll. Jene Acte, 4fe 
snr einen, wie zur anderen Art erforderlich sind, sind nur-scheinbar 
Handlangen, die dem Eigentümer zuatehen (actus dominii), in Wahrheit 
sind es nur Acte der Verwaltung. Denn eigentlich strebt «in solcher 
Profess nur, dem wahren Erben durch Acte su seinem Rechte su ver¬ 
helfen, welche eigentlich nur Formalitäten sind, die ein ungerechtes 
Staatsgesets fordert, and deren wahre Intention von Jedermann erkannt 
Wird. Die Rechtlichkeit eines derartigen Vorgehens leuchtet deutlich 
ans dein eltirten Deerete der Congregatio de Propaganda fide vom 
Jahre 1840 hervor. Den Bestimmungen dieses Deeretes zufolge können 
Religiösen bürgerliche Eigentümer der Güter einer Com munitfit sein, 
ohne dass sie wahre Herren dieser Güter sind, und sie können in Ab¬ 
sicht auf * dieselben solche Handlungen vollfuhren, die sonst nur dem 
Eigenthumsrechte inbaerent sind. Was dann die gesetxlich anerkannten 
Klöster in Frankreich betrifft, besteht nur die Schwierigkeit, dass deren 
Mitglieder bloss eine bestimmte Somme der Commnnitttt gesetzlich 
schenken dürfen. Allein auch in diesem Falle gibt es Rath. Der er¬ 
bende. Religiös darf bloss sein Erb-Contingent verkaufen und die ganze 
Summe dem Ordensobern zum gemeinschaftlichen Gebrauche einhändigen. 
Nach dem Tode desselben wird nicht leicht .mehr eine Klage gegen die 
Consmunität erhoben werden können, und es wird schwerlich Uber die 
Grösse der dem Kloster übergebenen Summe nach so langer Zeit eine 
Nachfrage geschehen! >■ 

Aus dem Gesagten folgt unwidersprechlich, dass durch derartige 
Staatsgesetze, wie sie rücksichtlich der religiösen Orden in Frankreich 
Cmd anderswo bestehen, die Solemnität der Gelübde nicht im Geringsten 
beeinträchtiget werde. Jene Orden, welche der Stiftung nach feierlich». 



Gelübde haben, legen demnach anch in Frankreich' u. g. ir.' so kmge 
feierliche Gelübde ab, als sie Tom apostolischen Stahle als aokhe aeU 
ceptirt -werden. Daher sind die Gelübde der Dominicaner, Kapuziner ul 
s. w. in Frankreich bis auf difesen Augenblick als solemne-sd betrachten- 1 ) 

Alles hier nur kurz Berührte ist vom Autor sehr umständlich aW- 
einander gesetzt. Die religiösen Orden in Frankreich hat sich Dr. Bouii 
dadurch au grossem Danke verpflichtet, dass er die Solemnitftt ihrer 
Gelübde gegen die Ankämpfungen Cärri&rd’s in Schuta genommen. Allein 
dem letatern scheint der Verfasser durch die übergründliche Widerlegung 
fast au viele Ehre erwiesen au haben. 

b) ;'Ausnahmsstellung der Frduenttötter in Frankreich. 

Von jenen Fraueoklöstepn in Frankreich, welche au den adprobirten 
Orden gehören (*. B. ßeqedictinerinnen, KarmeJiterinnen u. s. \r.} gilt 
dasselbe, wgs so ebep von den Männerklöstern gesagt wurde. Ihre Ge*-: 
iühde müssen so lange als feierliche betrachtet werden, als sie von der 
Kirche als. solche anerkannt werden. Nun aber hat der apostolische 
Stuhl mehrmals erklärt, dass dje Nonnenklöster in Frankreich mit Bü c k-? 
sicht auf 4*e dort au Lande obwaltenden Verhältnisse nicht als wahre 
und eigentliche Orden, sondern bloss als Genossenschaften frommer 
Frauen an betrachten seien. Eine Antwort der heil. Poenitentiarie an 
den Bischof von Mans vom 2., Jänner 1836 lautet wörtlich: Monasteri« 
eadem (sc. mptyialiqm Galliae) a sede Apostolica, attentis peadiarib^a 
circumstantiis, non tanquam ordines vere et proprie religiosi, sed uti 
piissimarum familiae foeminarum aestimantur. Diese Declarationen lassen 
nur Einen Hoffnungsschimmer noch übrig, um die Feierlichkeit der 


*) Der Verfasser zahlt auch die Männer-Congregationen in Frankreich auf, Welche 
die Merkmale des Status reiiglosus an sich haben,,— nämlich: Die Maristen 
[Patres societatis Mariae], die christlichen Schulbrüder und die Congregatlo 
s. Spiritus et immacal. cordis Marltft. Von den Congregationen im weiteren 
Sinne wirken in Frankreich vorzüglich die Oratorianer, die Sulpitlaner, dl# 
Lazaristen u. a. w. — Eibe etwas eigene Verfassung haben di» französische* 
Trappisten. Diese stehen unter dem Ordensgeneral der Cisterzienser; dJ(B 
unmittelbare Leitung aber führt ein General-Vicar als Landesoberer. Sie sind 
ferner der Visitation und Correction der respectiven Bischöfe, jedoch unbe¬ 
schadet der Ordens-Constitutionen unterworfen. In Betreff der Gelübde weist 
der Aator nach, dass die bis zum Jahre 1837 von dien französischen Tfap- 
pisten abgelegten GaHJfcde als feierliche betrachtet Werden müssen [was von 
den Gelübde« der Trappisten in Belgien noch fortwährend gilt]. Allein, upterm 
1. März 1837 erklärte ein Decret des heil. Officiums, dass die von jenem Ta^e 
an in Frankreich abzulegenden Gelübde der Trappisten bloss als einfache zu 
gelten hätten. 
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Notttengelübdc in Frankreich: nöchrettej» zu. können. Mau Mt nämüth 
di« Bemerkung gemacht, dipse römischen Declarationen seien bkap auf 
Grund irriger Berichte Seitens der französischen Bischöfe an den hei¬ 
ligen Stuhl ergossen. Die römische Curie sei darin falsch infbrmirt 
w.ogden, dass die Klosterfrauen in Frankreich, sämmllich mit 4er In¬ 
tention die Profess abzulegen pflegten, dass sie im Einklang mit dem 
Staatsgesetze dm persönliche Eigenthums- und Erwerbsfähigkeit auch in 
Zukunft beizubehalten gedächten. Der Autor weist pan durch authen¬ 
tische Doeumeute nach, dass jene Intention durchaus nicht bei allen 
Klöstern herrsche, sondern dass viele derselben bei der Profess dem 
Eigenthumsrechte gänzlich entsagen. Wenn daher die römischen Decla¬ 
rationen, welche die, GelUbde der französischen Nonnen nur als ein¬ 
fache gelten lassen, bloss auf Grund dieser Expositionen und unter 
Voraussetzung von deren Wahrheit erlassen worden wären , So würde 
die Solemnitfit der Gelübde wenigstens nicht bei allen französiseheA 
Nohnen hinwegfallen. Allein der Autor wagt es nicht; sich zur Ansicht 
hu bekennen, dass diese römischen Verfügungen blosS auf Grund ‘tmd 
unter Voraussetzung richtiger Aufklärungen getroffen Worden seien, und 
so hat er nicht den Muth, die Solemnität der Nonnengelübde in Frank¬ 
reich auch nur in Bezug auf einen Theil der Klöster zu verfheidigen. 
Dass aber die erwähnten Nonnen sowohl, als auch die übrigen Frauen^* 
genossenschaften mit einfachen lebenslänglichen Gelübden am Wesen des 
Status religiosus partlcipiren, wird mit ermüdender Ausführlichkeit auch 
hier Wieder bewiesen. (8. 312—526.) 


Hat MrcMielte JfdeAcrreröof« Mit zwei kleineren einleitenden 
Aufsitzen: „Ueber die kirchliche Freiheit“ und: „Ceber das Studium des 
Kirchenjrechtes. Vop Pr. Jos. Fessl&r. Wien, bei Karl Gerold’s Sohn 1858. 

Ein '„Versuch,* der dringenden Aufgabe der kirchlichen Rechts¬ 
wissenschaft in Betreff dieses Gegenstandes nachzukommen. In der 
ganzen Abhandlung finden wir jene Grundsätze in concreter Wirklichkeit 
«ngewendet, welche der gelehrte Verfasser „Über das Studium des 
Kirchenrechtes“ and über „die kirchliche Freiheit“ ansgesprochen. (Beide 
Aufsätze liegen bereits im Archiv für Kirchenrecht vor.} Wir können 
sie als einen nach dieser gediegenen Methode gelieferten Commentar zu 
epp. Fraternitatis, 4. de Haer. (V, 7} bezeichnen. ' 

Zuerst werden die Glaubensr und Rechtsgrundlagen aufgestellt, 
dann die rechtsgeschiehtliche Entwicklung der hirehliehes Gesetzgebung 
über diesen Punkt in ihren Hauptmomenten geschildert, und endlich 
wird die Frage nach der Anwendung dieser Gesetze auf unsere Zustände 



beantwortet. Diess ist im Deberblick der Ideebgaftg der'Abhand Jung, 
«tut der uns -eine gedrängte Analyse au geben gestattet «ei. Die un¬ 
wandelbaren Principien sind gegeben in dem „unfehlbaren Lehramte det 
katholischen Kirche* Dieses Lehramt, von Gott bestellten Vorgesetstet 
Unter dem Einen sichtbaren Oberbaupte übertragen, fasst die doppelt« 
Aufgabe in sieh „einerseits, dass die himmlische Lehre stets recht ver¬ 
kündet werde und andererseits, dass die dagegen sich erhebenden Irr~ 
iktimer abgewehrt werden. Der Irrthum in seinen s&hUosen Gestal¬ 
tungen verbreitet «ich aber „durch das lebendige Wert, Oder durch 
allerlei Schriften/* eindringlicher durch jenes, nachhaltiger, in grösserer 
Ausdehnung durch diese. Alle diese Gefahren von ihren Angehörigen 
absuwehren, ist die Kirche „dem Herrn schuldig ,“ der in ihr die Fülle 
Miner Offenbarungen niedergelegt; sie ist es auch „allen denen schuldig,“ 
ersiehe ihrer mütterlichen Obsorge anvertraut sind; ja, thöte sie es nicht, 
„würde sic“ neben doppeltem Verrath ,jich selbst auf geben in ihrer 
Idee als treue Hüterin der ewigen Wahrheit unter den MeHtehen und 
alsFührerin zum ewigen Heile. Um esmit Nachdruck tbun su könnet!, 
ist der Lehrgewalt noch die Bindegewalt beigegeben, uni da, wo Be¬ 
lehrung und Ermahnung nicht mehr ansreieht, durch eine kräftige Sank¬ 
tion den Weg nur Gefahr so versperren, und die Gläubigen su bindern, 
ihren Gesetsen su gehorchen. 

Diese Grtuids&tse sind unwandelbar, wie das Wesen- der Kirche, 
dam eie entfliessen; ihre Anwendung, aber auch nur sie allein, war In 
verschiedenen Zeiten verschieden. Die hervorragendsten Tbatsache» 
dieser Entwicklung neigt uns nun der Harr Verfasser wie im geschieht- 
Beben Panorama. 

•<-- Es waren Zeiten, sie liegen ferne und heben sich leider geändert, 
j,wo die* Kraft, und Tiefe der reUgiös-sittlichen Ueberzeugang so gross 
und ■lebendig** war, dass „die einfache Belehrung vollkommen hinreichte, 
um alle Gefahren schlechter Bücher hintanzuhalten So brachten m 
Ephesus, durch das Wart des Völker»poeteis bekehrt und enttäuscht, 
"viele Neophytea, die sich früher mit Magie .abgegeben- hatten, ihre 
Bücher herbei’, 1 „und verbrannten sie Öffentlich“ A«t‘ 19.18. 19*; („et 
«omputatis pretiis iliorum mvenerunt pecuniam denariorum -quisquaginta 
miUium“: bei 12,000 Gulden, — jedenfalls eine namhafte Zauber- 
-Mbliotbek { Dieser Act dniatficher Volksjustis an schlechten Büchern, 
"wenn auch nicht, aoUGeheias oder Rath, se doch ^gewiss unter Billigung 
des Apostels von den eines Bessern belehrten Besitzern ausgeübt, und 
nicht ohne besondere Absicht jdes heil. Geistes aufgeseichnet, bestätigt 
den Grundsats der ktrehUcben Praxis;, „dass schteehte Bücher, zu verr 
brennen Oder zu vertilgen gut sei.“ 

Das Verbot des nicäaiscben Coticila, dea Arloa TbftUf sulaaafc 



geigt, wie 'die Kirche jenen Vorfall in der'Apostelgeschichte verstanden» 
Wie in der Lehre, so in der Gesstsgebang imitier mehr sam coticreten 
Leben erziehend, als abstract systematisirend, spricht .sie folgerecht aas; 
Des ist die Wahrheit, halte-sie fest, das ist der Irrthum, meide dieses 
Irrthum; welcher in diesem oder jenem Buche: gefunden wird: „da# und 
nichts Anderes ist das ktrehÜche Bücherverbai. <l > Hatten hiemit die 
318 Vater ihren Theil der Aufgabe erfüllt, so fiel der andere Theil dem 
christlichen Kaiser su, und ConStantin befahl, dass adle vnn'Arius und 
seinen Anhängern verfassten Bücher verbrannt werden sollten, wie er 
schon früher über die christenthurasfeindlichen Schriften dqß Porphyrin», 
and nach ihm Arkadias über die der Eundmianer und Montanisten veTr 

fügte. : •* 

Aehnliehe» beschloss Tfaeophilus mit anderen Bischöfen Egyptens 
gegen das Lesen und Behalten der. Bücher des Origenea, und er drfcmg 
durch mit Hilfe der Staatsgewalt, ungeachtet des Stiftubens origenistjsch 
gesinnter Mönche und ihrer Einwendung, jeder werde für sieh selhät 
genug Einsicht besitsen, um Irrthum und Wahrheit sur unttneheidftfc 
Ebenso verfahren auf Vorstellung der öoumenischen Synoden, von Ephesos 
und Chskedön Theodosius gegen die Schriften des Nestorius, die er «U 
behalten, su lesen, oderabsoschrejben verbietet, und Marcian gegen 
jene des Eutyches. c . 

Die nämliche Praxis begegnet uns in Rom. Leo d, Qj läset selbst 
die Bücher der in- Rom entdeckten Manichäer verbrennen, schreibt an 
den spanischen BischofTuribius ia der Angelegenheit der. PrisciHianiatea, 
die auf’s Gröbste verfälschten Exemplare der heil. Schrift < wie «Ueh die 
apocryphiscben Bücher seien ihnen wegsunehmen und «n t verbrennen, 
und rügt es sehr ernst, dass Viele die Schriften eines gewissen Dictinius, 
der früher der Settte Prifcillians angehört, begierig läsen,. ohne *U unter¬ 
scheiden , ob sie vor oder nach dem Widerruf geschrieben waren : ein 
solcher könne' nicht mehr als Katholik angesehen werden. Uekereter 
stimmend hiemit ist das Decretum Gdasii de libris recipiendis, aufge- 
nommen in Gretian’a Decret (Dist. XV»), welches als der älteste kirchliche 
Index gelten kantt; für die kirchliche Praxis ist der gbnse DreicapitelstceR 
in seinen Verhandlungen und in seinem Ergebnisse radfi dem 5. allgemeinen 
Concil massgebend. Ob das Verhältniss der bekannten Schriften sn den Sy¬ 
noden von Ephesus und Cbalcedon ihre Verdammung su lasse oder nicht, 
diese stand in Frage; über das Recht, im Falle der Verdammung «um 
'Verbote derselben su schreiten, tauchte auch nicht der geringste Zweifel m£ 
’ : Wichtig ist das Verfahren Gregors des.Grossen mit dem der 
Häresie Verdächtigen Priester Athanasius von Kloster St. Mil« * in Lyfcati- 
nien. Auf wiederholtes Verlangen des Papstes um nähere ' Aufklärung 
über den Sachverhalt Übersendet der Patriarch Johannes von Gongtanti- 



nopel dem Papste ein Buch voll häretischer IrrthÜmer, welches bei dem 
Inquisiten gefunden worden war, und den Patriarchen xu strengem Ver¬ 
fahren bestimmt hatte. Gregor fand bei Durchlesong des ersten Theiles 
ganx die Sprache der Häresie und untersagte dem Priester die Lesung des 
fiuohes. Wichtiger dürfte ein anderes Schreiben Gregor des Grossen 
sein, worin er auf die Anfrage des Anastasius von Antiochien, ob die 
Schriften des Pelagius und Coelestius erlaubt werden durften, bloss hih- 
weist auf deren Verdammung xu Ephesus. Diesem Briefe hat Raymund 
von Pennaforte das cap. Fraternitatis 4« de haer. (V. 7) entnommen, 
an welches die Schnle ihren Commentar Über das Bücherverbot abxu- 
sohliessen pflegte. 

Nach dem Schlüsse der. alten Zeit begegnen wir noch der Ver¬ 
werfung der monotheistischen Irrlehre durch Martin I. xu Rom (680) 
und der Verbrennung der sie enthaltenden Bücher auf der 6. allgemeinen 
Synode; ebenso finden wir das Verbot mehrerer unechten Martyreracten, 
und namentlich die Anordnung des 2. nicänischen Concils, dass bei 
Strafe; der Absetxung oder des Anathems die Schriften gegen die Bilder¬ 
verehrung in die Patriarchalbibliothek von Constantinopel abgeliefert 
werden sollten. 

Das rechtsgeschichtliche Ergebniss aus dieser alten Zeit ist: daä 
Verbot schlechter Bücher war in der Kirche stets von Päpsten, Concilien 
und den einxelnen Bischöfen als wichtigste Aufgabe angesehen und er¬ 
füllt, durch die Androhung der kirchlichen Strafen sanctionirt, und von 
Seite des Staates unterstfitxt, welcher, in der Regel erst infolge eines 
kirchlichen Urtheils, jene Schriften den Flammen überlieferte, wenn sie 
nicht als die Magie betreffend und somit gegen den Staat conspirirend *), 
unmittelbar seiner Strafgewalt verfallen waren. 

„Die zahlreichen historischen Belege aut der mittleren Zeit bringen 
keine neuen Grundtätze zum Vorschein, wohl aber neue Arten von 
Schriften, gegen welche diese Grundsätze zur Anwendung kommen 

Als die wahre Lehre gefährdend, wurden die Schriften eines Seotus 
Erigena, Gottschalk, Berengar, Abälard, Gilbert von Poiret, Arnold von 
Brescia und David v. Dinante proscribirt; die Bücher des Amalrich von 
Bene aber, welche ebenfalls den schon xiemlich entwickelten Pantheismus 
in ein christliches Gewand hüllten, und die des Abtes Joachim, welcher 
den vielen Schwärmern seiner Zeit gefährliche Waffen gegen die Autorität 
der Kirche lieh, auch in dem kirchlichen Gesetxbuche verdammt und 
verboten, wie wenn die Kirche geahnt oder kn Geiste voraasgesehen 


*) Die Magie spielte ln den Verschwörungen gegen die Kaiser eine grosse Rolle 
und war desslpalb als staatsgefährlioh besonders verpönt A. d. R. 

Moy’a Archiv für kolk. Eirchearecht II/. Bank. 65 
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hätte, dass von diesen beiden falschen Richtungen so grosses Unheil in 
den nachfolgenden Jahrhunderten über die Menschheit hereinbredmen 
werde. Gleiche Thfitigkeit entwickelte die Kirche gegen allerlei aber— 
glänbische Schriften bei den Deutschen, worüber der heil. Bonifacius an 
Papst Zacharias berichtet; gegen den Laxismus anonymer Bussbücher; 
und auf die Fragen der Bulgaren antwortete Nicolaus L u. a., es könne 
sein Gesandter die weltlichen Gesetzbücher, welche er ihnen zur Ein¬ 
sicht geschickt, nicht bei ihnen zurücklassen, damit sie nicht ron Je— 
uanden falsch ausgelegt würden. Die von den Sarazenen erbeuteten 
Bücher aber hätten sie ohne Weiters zu verbrennen. Um so melir 
musste Innocens ID. einschreiten, als in der Diöcese Mets verschieden© 
Bücher der heil. Schrift in einer gar nicht gewährleisteten Uebersetsung’ 
unter dem Volke in Umlauf kamen, begierig gelesen und in heimlichen 
Zusammenkünften von den Laien ausgelegt wurden, welche dann auch, 
der natürlichen Versuchung des Selbstdunkels nicht widerstehend, ihre 
Priester verachteten und mit bittern Vorwürfen beleidigten, wie diess aas 
der Decretale „Cum ex injuncto“ erhellt, aus welcher Raymund das 
cap. XII. de haer. herausgehoben. Bemerkenswerth ist unter vielen An¬ 
deren die Massregel, welche Gregor IX. in Hinsicht gewisser dem 
Aristoteles sugesehriebenen und von einer Pariser Synode verbotenen 
Bücher traf: sie sollen von competenter Seite geprüft und das allfällige 
Irrthümliche daraus entfernt werden, dann könne man sie ohne Anstand 
gebrauchen. 0 

Die neuere Zeit aber, und an ihrer Schwelle die Erfindung der 
Buchdruckerkunst forderten nunmehr aueh eine neue Anwendung der 
kirchlichen Grundgesetze gegen schlechte Bücher: „An den Hauptsitzen 
der neuen Kunst trat natürlich auch ihr Missbrauch zuerst hervor , 
und rief die Kirche zu pflichtgemässem Widerstand auf.“ So wurden 
schon 1491 zu Venedig durch Decret des päpstlichen Legaten verschie¬ 
dene Bücher, unter diesen auch Thesen des berühmten Pico von Miran- 
dola verboten, und unter Androhung der Excommunication ver¬ 
ordnet, dass Niemand ohne kirchliche Erlaubniss Bücher drucke, oder 
drocken lasse, welche vom katholischen Glauben oder von kirchlichen 
Dingen handeln. Schon in den über besagte Thesen erfolgten Verhand¬ 
lungen tritt deutlich der Grundsatz hervor, dass sieh die Prüfung an 
den Wortlaut, an den einfachen, natürlichen Sinn, der „ex vi verborum“ 
sich ergibt, zu halten habe, das Urtheil aber objectiv über das vor¬ 
liegende Buch, nicht subjectiv über die Reohtgläubigkeit des Verfassers 
su fällen sei. 

Aehnliches in Deutschland vorzukehren, war schon Alexander VI. 
veranlasst. Verschärfend griff Leo X. durch seine Verfügung in der 
12. Sitzung des V. Lateranensischen Concils ein, indem er die vorliu- 
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fige Prüfung aller für den Druck bestimmten Schriften anbefahl unter ' 
Androhung der Excommunication, der Wegnahme und öffentlichen Ver¬ 
brennung der g&nsen Auflage, 100 Dukaten Strafgeld, Sperrung des 
Gewerbes für ein Jahr und anderer härteren Strafen im Falle des Un¬ 
gehorsams. 

Allein bald griff die Revolution im Reiche der Kirche mit schrecken¬ 
erregenden Erfolgen su dieser Waffe: „Es galt den Kampf der Noth- 
wehr, den Kampf auf Leben und Tod.“ So erschienen denn in rascher 
Folge Leo X. Balle: Exurge Domine gegen Luther’s Lehre und Schriften, 
Karl V. Edict, Hadrian VI. Schreiben an die Bamberger, mit der weh- 
muthsvollen Klage, dass Luther’s Schriften" in natione nostra Germanica, 
quae semper religiosissima ac catholicae fidei tenacissima, nec non pie- 
tatis erga Deum et charitatis jostitiaeque erga proximos sincerissima 
cultrix fuit,“ eine so grosse Verbreitung und so allgemeinen Beifall 
finden konnten. Die sich immer häufende Menge schlechter Bücher 
drängte bald die Autoritäten, denen die Bewahrung des Glaubens anlag, 
die gefährlichsten derselben in ein eigenes Verseichniss su bringen. 
Splche Veraeichnisse veröffentlichten Karl V. für Flandern, die Sorbonne 
1542, die Universität Löwen 1546, für Venedig der apostol. Nuntius 
della Casa, für Spanien K. Ferdinand 1558, die] Synode von Köln 
1549. Endlich liess Paul IV. su Rom den ersten allgemeinen Index 
librorum prohibitorum von den gelehrtesten Theologen anfertigen, welcher 
in 3 alphabetisch geordneten Classen suerst die Schriften der Häretiker, 
dann die als gemeinsehädlich anerkannten Bücher anderer bekannter 
Autoren, und endlich die anonymen schlechten Bücher enthielt. 

Diese Angelegenheit musste auch dem Kirchenrathe von Trient ab 
hochwichtig erscheinen und schon in der 4. Sitsung kam sie sur Ver¬ 
handlung. Nach Feststellung des Canons der heiligen Schriften, wird 
sunächst die sogenannte Vulgata als die unter allen im Umlaufe befind¬ 
lichen lateinischen Uebersetsungen einsig authentische erklärt, und be¬ 
schlossen, dass diese Vulgata so fehlerfrei ab möglich gedruckt werden 
solle. Dann wendet sich das Decret an die Buchdrucker, „welche da 
meinen, sie können thun, was sie wollen, und ohne Erbubniss der 
kirchlichen Obern die Bücher der heil. Schrift und Anmerkungen und 
Auslegungen darüber ohne Unterscheidung, von wem sie herrühren, oft 
ohne, oft mit fabcher Angabe des Druckortes und Verlegers, und was 
noch bedenklicher bt, ohne Namhaftmachung des Verfassers drucken, 
und auch anderswo gedruckte Bücher dieser Art ohne alle Auswahl sum 
Verkaufe bieten.“ Auf diese Klage gründet das Concilium das Verbot 
der Veröffentlichung anonymer und nicht approbirter Schriften, and er¬ 
neut die von Leo X. ausgesprochene Strafe des Kirchenbannes und der 
Geldbusse. In der 18. Sitsung 1562 wurde eine eigens Commission 
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aas der Mitte des Conciliams errichtet, welche um den allgemeinen Be¬ 
rathangen vorzaarbeiten, in eingehende Erwägung ziehen sollte, „de 
censuris librisque quid facto opus esset. M Die Commission einigte sich 
zur Annahme des römischen unter Paul IV. herausgegebenen Index, 
welchen sie mit gewissen Regeln begleitete, um für den Gebrauch der 
Bücher allgemeine Grundsätze an die Hand zu geben. Allein es war 
dem Cöncilium, welches seinem Schiasse entgegeneilte, nicht mehr möglich, 
diese Arbeiten in Berathang zu ziehen und so verfügte es (wie in so 
manchen andern Stücken) in der 25. Sitzung, es solle die ganze Arbeit 
dem Papste vorgelegt werden, um unter seiner Autorität zum Abschlüsse 
und zur Veröffentlichung zu gelangen. Pius IV. bestätigte dieselbe am 
24« März 1564 durch die Bulle „Dominici gregis custodia/ 4 

Mit Recht bemerkt der Herr Verfasser, dass die Regeln des Index 
von keinem, der die Wahrheit liebt und nicht den Irrthum, von keinem, 
der ein gehorsamer Sohn der Kirche ist, und gern die Gefahr sich zeigen 
lässt, um sie meiden zu können, ungelesen bleiben sollten. Wenn er 
aber nach einer kurzgefassten Analyse derselben mit, besonderm Nach¬ 
druck betont, dass in denselben „vom Verbrennen der Bücher keine Rede 
mehr“ sei, und wenn es in Spanien dennoch geschehen, diess doch 
lediglich auf Rechnung Philipp II. komme, und so gleichsam die Kirche 
vor dem Forum des Zeitgeistes zu rechtfertigen sucht, so glaaben wir 
doch nicht, dass eine solche Rechtfertigung Angesichts historischer That- 
sachen möglich, oder in Rücksicht auf innere Begründung annehmbar 
sei. Die Kirche hat diese Praxis nicht aufgegeben, wie die Verfügungen 
späterer Päpste z. B. Gregor XV. Apostolatus officium 30. Decbr. 1622 
Urban VIII. const. Apostolatus officium 2. April 1631, zur Genüge 
zeigen. Auch dehnt sich die Milderung des lateranensischen Decretes, 
welche Pius IX. für den Kirchenstaat darch Anordnung vom 2. Juni 
1848 eintreten Hess, nicht im geringsten auf diesen Theil der Straf¬ 
bestimmung aus. Wir sehen aber auch gar keinen Grund, welcher ein 
Abgeben davon zur Nothwendigkeit machen könnte. Dass der Ver¬ 
tilgungszweck, wäre er auch der einzige, den die Kirche hiebei im 
Auge hat, aus begreiflichen Ursachen in seiner Vollständigkeit nicht 
mehr erreicht werden kann, ist kein Grund für die Kirche, dem unbe¬ 
rechenbaren Schaden nicht vorzübeugen, den auch ein einzelnes Exemplar 
eines schlechten Buches leider nur zu oft anrichtet. Wenn aber die 
Kirche ein Buch den Flammen übergibt, hat sie doch wohl gewiss und 
«war vorzüglich die Absicht, ihren Abscheu vor solchen Schriften dem 
Volke anschaulicher, und dadurch „das Verbot selbst eindringlicher sn 
machen.“ Uebrigens, wenn das alte Athen im höchsten Glanze seiner 
Cultur nicht Anstoss nahm an den Flammen, welche die gottesläugne- 
rischen Rollen des Protagoras verzehrten (Cic. de nat. Deor. L. 1), so 
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dürfte wohl auch Misere Zeit, wäre sie sonst nicht bis xur — oft 
lächerlichen — Sentimentalität verxärtelt, bei einem solchen Auto, da f& 
nicht ohnmächtig werden. 

Die weitere Geschichte des Index mit seinen fast zahllosen Aus¬ 
gaben fuhrt der Herr Verfasser nach gewissen Epochen auf, welche sich an 
die Namen Pius V., Clemens VIIL, Alexander VII., Benedict XIV. knüpfen. 

Unter Pius V. wurde die Commission des Concils von Trient in 
die permanente Congregatio Indids verwandelt, und von Sixtus V. als 
solche bestätigt und organisirt. Nach mehreren anderwärts erschienenen, 
kam aoch in Rom ein Index expurgationis heraus, dessen FortsetxuBg 
jedoch aus wichtigen Gründen unterblieb. Die Ausgabe des Index unter 
Clemens VIR. seichnet sich durch einen jeder Classe beigefügten Appendix, 
durch erläuternde Observationes xu den Regeln des Index, und durch die 
vortreffliche „Instructio“ aus. Alexander VII. gab dem Index eine neue, für 
den Gebrauch dienlichere Form, indem er die Abtheilung in drei Classen, 
welche bereits xu gefährlichen Missverständnissen verleitet hatte, aufhob 
und alle verbotenen BUcher in die alphabetische Ordnung einreibte. „Et war 
den grossen freisinnigen (?) und gelehrten Papste Benedict XIV, Vorbe¬ 
halten, wieder einen Schritt auf dieser Bahn vorwärts zu thun und 
zwar in doppelter Weise. Zuerst nämlich erliess er im Jahre 1753 
eine tiefdurchdachte Bulle , worin er das Verfahren bei der Prüfung 
und Verwerfung gefährlicher oder bedenklicher Bücher ebenso genau, 
als umsichtig und schonend vorzeichnet. u Sehr schön bemerkt hiexu 
der Herr Verfasser: ,, Es gibt wohl in der ganzen Geschichte des Index 
keine Stelle, welche den milden Geist der Kirche anschaulicher hervor¬ 
treten lässt “ Das sweite, was Benedict XIV. in dieser Richtung ge- 
than, ist die neue Ausgabe des Index, wichtig besonders durch die bei¬ 
gefügten Decreta de libris prohibitis nec in indice nominatim expressis. 
Sie sind im Index librorum prohibitorum nach den behandelten Gegen¬ 
ständen cla8sificirt. *) 

Hiemit schliesst der Herr Verfasser seine rechtsgescbichtliche Dar¬ 
stellung des kirchlichen Bücherverbotes. Es fällt uns auf, dass die 
Strafsanction der Bulla coenae in Betreff des Lesens, Behaltens, des 
Druckes und der Verteidigung häretischer Bücher ganx unerwähnt ge¬ 
blieben ist, da doch die Schule eine so wichtige Unterscheidung darauf 
gründet. 2 ) Wenn auch die von Rom erteilten Facultäten die Strenge 
dieses Strafgesetxea mildern, so beweisen sie doch andererseits, dass 

*) Ben. XIV. war es auch, der die S. Congregatio R. E. Cardlnaljum super cor- 
rectione librorum Ecclesiae Orientalin , wenn nicht schuf, doch erneuerte und 
orgaoisirtc. Siehe litt . encycl. Ben. XIV. 1. martii 1756. 

*) Wir vermissen auch die von Pius V. und Gregor XIII. erlassenen, im Lib. sept. 
Decretal. c. 1. 2 (5, 5) enthaltenen Strafbestimmungen gegen den Missbrauch 
der Zeitungen. A. d. R. 
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die ln denselben ausgesprochene Excommunicatio Papae reservata eben 
noch nur vigens ecclesiae disciplina gebürt. *) 

Auf die ebenso wichtige als dornige Frage, was denn heutzutage 
von Censur und Index zu halten sei, fibergehend, ruft der Herr Ver¬ 
fasser den Leser von Neuem auf den katholischen Standpunkt, er be¬ 
tont nachdrücklich wieder nicht nur das Recht, sondern auch die Pflicht 
der Kirche, ihre Gläubigen vor der immer steigenden Gefahr schlechter 
Bücher su warnen, und durch die ihr su Gebote stehenden Rechtsmittel 
surfickauhalten. In der Beantwortung, welche dem Geiste der von seiner 
Emin. Card. Rauscher im Schreiben an den apost. Nuntius n. 9 aus¬ 
gesprochenen Ansicht treu bleibt, unterscheidet der Herr Verfasser fol¬ 
gende Punkte: 

1. Das kirchliche Verlöt solcher Bücher , die bereits gedruckt vor - 
liegen. Es verbindet den Katholiken im Gewissen, die ihm nun be¬ 
kannte Gefahr su meiden, und sich nicht leichtsinnig darüber hinweg- 
susetsen. In Betreff der als der ersten Gasse an gehörig beseichneten 
Bücher gilt die volle Strenge des Kirchengesetses. Die (Jebrigen anbe¬ 
langend, darf swar nach Beseitigung der Classencintheilung durch Ale¬ 
xander V1L auch das darauf sich berufende Gewohnheitsrecht nicht mehr 
in Betracht kommen (obwohl selbst der hierin so strenge Reiflenstoel 
es nicht wagt, gegen die Ansicht Laymann’s sich aussusprechen, welcher 
auch nach jener Const. Alexander VII. diess Gewohnheitsrecht wenigstens 
sum Theil noch gelten lfisst): eine Milderung in der Strafsanction jedoch 
scheint nicht unsulässig. 

2. Das sogenannte Bibelverbot existirt in Wahrheit (doch gewiss. 
nur in so fern) nicht mehr, als die Uebersetsungen in die Volkssprache, 
welche vom apostolischen Stuhle approbirt oder mit Anmerkungen aus 
den heil. Vätern oder andern katholischen Gelehrten versehen sind, keinem 
Verbote unterliegen S. Congr. Ind.13. Juni 1757. Im Uebrigen bleibt 
die kirchliche Gesetzgebung über diesen Punkt in ihrer vollen Kraft. 

3. Die vorläufige Censur der zum Drucke bestimmten Manuscripte. 
Diesen schwierigsten Punkt betreffend, sagt der Herr Verfasser: „Ge¬ 
wiss ist, dass die unbeschränkte Pressfreiheit namentlich in einer Zeit, 
wie die unsere ist, grosse Gefahren mit sich bringe. Andererseits seheint 
aber auch die ganze Strenge der alten Gesetze über die Censur der 
Manuscripte vor dem Drucke nicht überall anwendbar.“ Der vorzflglichste 
Grund hievon liegt darin, dass es bei der gegenwärtigen Entwicklung 


•) Wir vermissen auch die wichtigen kirchlichen Gesetze über den Druck und 
Gebrauch der liturgischen Bücher. Pius V. const. Quod a nobis VII. Idus 
Julii 1568; Clemens YTU. const. Cum in Ecclesia 10. Hai 1602 etc.; und ver¬ 
weisen hierüber auf Bouix de jure Liturgioo. P. IV. c. 2. $. 5. 
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literarischer Thltigkeit geradeso unmöglich wird, alle Schriftwerke, die 
sich sor Oeffentlichkeit drängen, einer vorläufigen Prüfung so unter- 
siehen, and überdiess weder die genügende Zeit, noch die geeigneten 
Männer in erforderlicher Ansahl sar Verfügung stehen würden. Er 
weist als auf ein Muster in dieser Besiebung hin auf die päpstliche 
Verordnung vom 2. Juni 1818, wodurch für den Kirchenstaat die De¬ 
krete des V. lateranensischen und des tridentinischen Conciliums dahin ge¬ 
mildert werden, dass die vorläufige kirchliche Censur sich nur noch auf 
die heil. Schrift and was sich darauf besieht, dann auf die Theologie, 
Kirchengeschichte und Kirchenrecht, natürliche Theologie und Moral, and 
andere Schriften religiösen and moralischen Inhaltes erstrecken soll. Die 
übrigen Bestimmungen der kirchlichen Censurgesetse werden ausdrücklich 
aufrecht erhalten. Sonach sind es vorsüglich alle Bücher, welche die 
kirchliche Glaubens- and Sittenlehre darzulegen bestimmt sind, Gebet- 
und Erbauungsbücher für Katholiken, welche der vorläufigen Censur so 
unterziehen sind. Hinsichtlich der periodischen kirchlichen Zeitschriften 
dürfte wohl, bemerkt der Herr Verfasser, die Garantie, welche in der 
Person des Herausgebers liegt, die Erlaubniss, welche von der Kirchen¬ 
behörde einsuholen ist, die Ueberwachung, welche dieser immer auszu¬ 
üben frei stehen muss, and die im gegebenen Falle durch Anwendung 
ihrer Strafmittel oder Anrufung der Staatsgewalt bethätigt werden kann, 
einen zureichenden Ersatz für die vorläufige Censur bieten. 

4. In Betreff der Strafen , welche den Uebertreter dieser Gesetze 
treffen sollen, hebt der Herr Verfasser zwei Umstände hervor, „einmal 
- dass sie, um zu verbinden, promulgirt und den Einzelnen bekannt sein 
müssen, und dann, ob vielleicht die rechtmässige Gewohnheit hierin 
etwas geändert habe, was er als nicht gerade unzulässig erklärt. Hieza 
eine kurze Bemerkung. In wie weit die Nichtkenntniss der besagten 
kirchlichen Strafgesetze in foro interno dem Einzelnen zur Entschuldi¬ 
gung gereichen können, muss freilich dem Richter in diesem Forum 
überlassen bleiben; in foro externe jedoch dürfte sie im strengen Sinne 
des Rechtes wohl kaum Anspruch auf Berücksichtigung haben, wenig¬ 
stens in so ferne es sich nicht um rein geistige Strafen handelt. Und 
wenn auch der Umstand, dass die Kenntnissnahme der in Rom — also 
zur Genüge, promulgirten Gesetze durch nichts erleichtert wurde, als 
mildernd betrachtet werden kann, so vermag er doch die Verbindlichkeit 
und den Gang des Gesetzes an sich weder aufzuheben, noch zu hemmen. 
Was das Gewohnheitsrecht betrifft, so halten wir nicht nur mit dem 
Herrn Verfasser jede Gewohnheit gegen die verbindende Kraft des 
Bücherverbotes für seelengefährlich und folglich als den obersten Grund¬ 
sätzen der kirchlichen Gesetzgebung zuwiderlaufend, für irrationabilis; 
sondern wir müssen auch eine Gewohnheit gegen die positiven Strafen, 
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wie sieh dieselbe In unsern Tagen aoagebildet hat, als ebenso irrationa— 
bilis bezeichnen, weil sie eben den Nerv der Kirchenzucbt durch gänz¬ 
liche Straflosigkeit der Uebertretung abschneidet. Wir glauben übrigens 
nicht, dass in der That eine Gewohnheit in dieser Hinsicht bestehe, 
welche den kirchenrechtlichen Principien von den rechtskräftigen Ge¬ 
wohnheiten vollkommen entspräche. Diess hindert, jedoch nicht die 
Bestehende mit jener hohen Klugheit und schonungsvollen Mässigung 
zu behandeln, welche zu den Grundzügen der kirchlichen Gesetzgebung 
gebürt, und so deutlich aus der Mittbeilung Sr. £m. des Card. v. Rau¬ 
scher an den apost. Nuntius hervorlenchtet. 

5. Was endlich die Mitwirkung der Staatsgewalt bei dem kirch¬ 
lichen Bücherverbot betrifft, so ist diese in Oesterreich durch Art. IX. 
des Concordates grundsätzlich zugestanden. Die Bischöfe üben in jedem 
Falle frei ihre Amtsgewalt, 1 ) und sind der Mitwirkung der Regierung 
durch die geeigneten Mittel 2 ) versichert. Sollte es in gewissen Fällen 
die Regierung nicht rathsam finden,. das Verbot des Bischofs durch ihren 
Arm zu unterstützen, so bleibt doch seine Amtsgewalt ungeschmälert. 
Die Voraussetzung eines freundlichen Zusammenwirkens beider Gewalten 
ist auch in dieser Hinsicht durch das Concordat berechtigt. 

Wir begrüssen zum Schlüsse diesen „Versuch“ als glücklich in der 
Aufstellung der Grundlagen, und der rechtsgcschichtlichen Darstellung, 
und als vorzüglich glücklich in der Erfassung des Geistes, der im Con¬ 
cordate herrscht. Es ist damit die Bahn ausgesteckt, auf welcher die 
kirchliche Rechtswissenschaft in Bearbeitung dieses Gegenstandes fort¬ 
suschreiten hat. S. 


Zweite hirehemrecMHcHe Bibliographie. 

von Dr. Friedrich H. Vering. 

1. Annalen des historischen Vereins für den Niederrhein, insbe¬ 
sondere die alte Erzdiücese. Herausgegeben von dem wissenschaftlichen 
Ausschuss des Vereins. 5. Heft. Köln 1858 J. G. Schmitz. 

Das Kirchenrecht zählt vorzugsweise die Geschichte, und insbe¬ 
sondere die des Mittelalters zu seinen Hilfswissenschaften. Indem die 
historischen Vereine die Schätze ihrer Archive zu heben beginnen, för¬ 
dern sie zugleich auch manche für das Kirchenrecht historisch bemer- 
kenswerthe Urkunde zu Tage. So finden wir in dom 5. Heft jener 
Annalen eine interessante Rheinbreitbacher Dismembrationsurkunde. 


*) proprlam auctoritatem exercebunt. 
*) quovla apportono remedlo. 
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2. Archiv der Gesellschaft für ältere deutsche Geschichtskunde. 
Heraasgegeben von G. H. Pertx. 11. Bd. 5. a. 6. Heft. Hanover 1858. 
S. 841—849.: Die ältesten Streitschriften über die Papstioahl , von 
Dr. Bethmann. 

Diese Zeitschrift bringt auch vielfach Mittheilungen über Gesetze, 
Urkunden, Vertrige aas der Zeit des Mittelalters, welche auch kirchen- 
rechttich von Interesse sind. Wir heben darunter besonders aus dem 
leisten Hefte die vorstehend genannte hervor. 

3. Archiv für das Civil- und Criminalrecht der Königl. Preuss . 
Rheinprovinzen, herausgegeben durch einen Verein von Mitgliedern des 
öffentl. Ministeriums und des Advokatenstandes beim Rheinischen Ap¬ 
pellationsgerichtshofe su Köln. Bd. 52 oder neue Folge Bd. 45, Köln 
1856. (jährlich 2 Binde su circa 25 Bogen, enger Druck. Preis des 
Bandes von 4 Heften: 2 Thaler, 10 Sgr.) Diese Zeitschrift theilt die 
merkwürdigsten Fälle der Rheinischen Justispfiege mit. Bei jedem Ur- 
theile wird eine gedrängte Darstellung des Factums, eine vollständige 
wörtlich getreue Anführung der Erwägungsgründe gegeben und es wer¬ 
den nach dem Beispiele der fransösischen Arretirten sugleieh auch die 
Rechtsentwickeiungen der Advokaten und die motivirten Anträge der 
Beamten des Öffentlichen Ministeriums mit aufgenommen. In der ersten 
Abtheilung bieten die einseinen Hefte eine gesichtete Auswahl der bei 
dem Rheinischen Appellationsgerichtshofe verhandelten Rechtsf&lle und 
der darauf erfolgten Sprüche. In der sweiten Abtheilung sind enthal¬ 
ten, A) die Rechtsentscheidungen des Königl. Obertribunals, sodann B) 
die merkwürdigen Entscheidungen königl. Landgerichte, Ministerial-Re- 
scripte und juristische Abhandlungen. 

a) Wir haben bereits in unserem Archiv für Kirchenrecht Bd. EU. 
8. 50 fg. einen aus dem 52. Bande des Rhein. Archiven entnom¬ 
menen Rechtsfall mitgetheilt. Derselbe Band enthält in der ersten 
Abtheilung & 216—223 eine Relation über einen in der Sitsung 
vom 4. Juni vom Rhein. Apell.-Ger. entschiedenen Rechtsstreit, 
wobei das Appell.-Ger. folgende Sätze aussprach: 

«. Das Vermögen, welches die in Köln unter dem Namen Tertiarinnen 
früher bestandene Vereinigung der Ordensmitglieder der dritten 
Regel des heil. Franciscus besass, ging nicht in Folge der inter¬ 
mediären Gesetsgebang auf die Armenverwaltung daselbst über, 
weil nicht der einzige Zweck derselben Unterricht und Kranken¬ 
pflege war, und weil sie su diesem Zwecke nicht auswärts 
Schulen und Krankensäle hielten, (cfr. Archiv 51. 2. A. 72.) 
ß. Die durch das Gesetz vom 15. Deccmber 1831 angeordnete 
Präclusion des Fiscus ist nicht bloss als ein einseitiges Aufgeben 
seiner Ansprüche, sondern auch als ein Versieht su Gunsten 
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derjenigen so betrachten, welche erweislich am 1. Jänner 1815 
oder schon vor diesem Zeitpunkte eine Sache, oder ein Recht, 
worunter auch Forderungen begriffen sind, ruhig besessen haben. 
y. Wenn daher die Armenverwaltung im Jahre 1815 und früher im 
Besitse von Schuldtiteln war, welche aus dem Vermögen der Ter¬ 
tianer herrührten, und von welchen die Schuldner vor 1815 und in 
diesem Jahre die Zinsen an sie besahlt und sie als Inhaberin 
der Forderungen anerkannt haben, so können diese Schuldner 
die Activlegitimation derselben sur Giltigmachung dieser For¬ 
derungen nicht bestreiten. 

b) In demselben Bd. 52 wird in der 2. Abth. B. S. 9—16 ein von 
der II. Kammer des Landgerichts su Trier am 28. Januar 1857 
entschiedener Rechtsstreit berichtet, wo das Gericht von folgenden 
Anschauungen ausging: 

a. Die in den Gesetsbulletins aufgenommenen vom Kaiser bestätig* 
ten Staatsrathsgutachten, welche allgemeine Bestimmungen ent¬ 
halten, und nicht bloss die Entscheidung eines einseinen Falles, 
haben gleich den kaiserlichen Decreten gesetsliche Kraft, auch 
selbst dann, wenn ( sie den verfassungsgemäss su Stande gekom¬ 
menen Gesetsen derogiren: (Constitution vom 22. Frimaire J. VIEL 
Art. 21, 28, 44.) 

ß. Das Staatsratbsgutachten vom 3* November 1809 (Bulletins IV. 
248. Nr. 4778, bei Daniels Handbuch Bd. 5. S. 422) ist für 
alle Fälle massgebend, wo der Verstorbene unentgeltlich in einem 
Hospitale aufgenommen war, ohne su unterscheiden, ob derselbe 
erbberechtigte Personen surtickgelassen hat, oder ob der Fiseus Man¬ 
gels anderer durch das Gesets berufener Personen Erbe sein würde. 
y. Zu den im Art. 1 des Staatsrathsgutachtens erwähnten „effets 
mobiliers apportäs par les malades decedäs dans les hospices“ 
gehören alle beweglichen Sachen, einschliesslich des baren Gel¬ 
des, welche der unentgeltlich Aufgenommene bei seinem Tode 
im Hospital suriickgelassen hat, nicht aber Schuldverschreibungen 
über ausgeliehene Kapitalien. (B. G. B. Art. 535, 525, 527). 
ö. Als Hospital im Sinne jenes Gutachtens sind nicht allein die 
ausschliesslich sur Krankenpflege bestimmten Anstalten ansu- 
sehen, sondern alle dergleichen Anstalten, in welchen die Werke 
der christlichen Liebe an arbeitsunfähigen und unbemittelten 
Personen höheren Alters durch deren unentgeltliche Aufnahme 
und Verpflegung geübt werden. 

4. Archiv für Civil- und Crtmmlrecht der königl, preuss. Rhein- 
provinxen. Bd. 53 oder N. F. Bd. 46. Köln 1857 fg. Druck und 
Verlag von Pet. Schmits. 
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Dieser Band enthält im ersten Hefte, Abtheil. II. B. 8. 8—47. 
eine ausführliche Darlegung eines grossen Processes des bisch öfl. Prie¬ 
sterseminars gegen die königl. Regierung und die evangelische Kirchen¬ 
gemeinde su Trier um die dortige Jesuitenkirche. Es laufen bei diesem 
Processe alle möglichen Fragen des kirchlichen Vermögensrechts und 
der fransösischen Gesetsgebung untereinander. Ueber mehrere Zwischen¬ 
fragen ergingen dabei Entscheidungen des k. Obertribunals und ein 
Ministerialgutachten. Die Sache wurde sehr gründlich verhandelt. Der 
Vertreter, Advokat Anwalt Reynier, verfertigte eine meisterhafte, im 
Mirs 1856 als Manuscript im Druck erschienene Denkschrift, welche 
im April 1856 eine als Manuscript gedruckte Erwiederung des Advo¬ 
katen Massel als Vertreter des Fiscus folgte. Das Eigenthum der Je- 
suitenkirche wurde durch Urteil der L Kammer des Landgerichtes su 
Trier vom 11. Juni 1856 dem bischöfl. Priesterseminar su Trier an¬ 
erkannt. Das Landgericht ging dabei von folgenden Grundsätsen aus: 

«. In Frankreich war vor der Revolution von 1798 die katholische 
Kirche als eine anerkannte juristische Person Eigentümerin 
der sur Beförderung kirchlicher Zwecke dienenden Sachen. Die 
Vorschriften des römischen und canonischen Rechts bildeten das 
persönliche Recht der Kirche. 

ß. Unter der unmittelbaren Aufsicht des Diöcesanbischofs als höch¬ 
sten Repräsentanten des Kirchenregiments und Verwalters des 
Kirchen Vermögens in seiner Diöcese bildeten bei den Metropo¬ 
litan- und Diöcesankirchen das betreffende Kapitel, und bei den 
Pfarrkirchen die Kirchenfabriken die berechtigten Repräsentanten 
des Eigenthums an den Kirchen. 

y. Da in Frankreich vor der Revolution noch gar keine politischen 
oder Civilgemeinden im heutigen Sinne mit einem genau be- 
gränsten Territorium existirten, so konnten diese auch nicht die 
Eigentümer der Kirche sein. Ein späteres Gesetz su ihren 
Gunsten existirt eben so wenig 

d. Als Bestandteile des domaine public hat der Staat über die 
Kirchen «war ein droit oder possessoire de protection, aber kein 
possessoire de propri6t6. 

e. Durch das Decret der assemblta Constituante vom 2.—4. Novbr. 
1789 und alle nachfolgenden, die Confiscation des kirchlichen 
Eigentums betreffenden Gesetze sind die auf Grund des Gesetzes 
über die Constitution civile du Clergä beibehaltenen Metropo¬ 
litan-, Diöcesan- und Pfarrkirchen nicht berührt worden. Diese 
sind dem Eigenthume nach bei der katholischen Kirche ver¬ 
blieben. 
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£. ' Die Staatsrathsgutachten vom 3- Nivöse and 2. Plaviose J. Xffl. 
erkennen bei Gelegenheit des Uber die Auslegung des Finanz¬ 
gesetzes vom 24. Aagast 1793 entstandenen Zweifels, ob die 
Kirchen auch so den von dem Verkaafe aaszanehmenden ,,objets 
dEstinEs poar les Etablissements publics“ gehören, an, dass diese 
Kirchen niemals den Staatsdomainen einverleibt worden sind. 

7j. Das Concordat vom 26. Messidor, J. IX. and das Gesetz vom 
18. Germina!, J. X. Ober die Organisation der Calte haben den 
früheren Zustand vor dem Gesetze Ober die Constitution civile 
da Clerge wieder hergestellt, and dem katholischen Caltas alle 
Metropolitan-, Diöcesan- and Pfarrkirchen nebst den Übrigen 
noch nicht veräasserten and dem Caltas unentbehrlichen Kirchen 
dem Eigenthame nach and ohne allen Vorbehalt zurückgegeben. 
Das für die vier Departements erlassene ArrEtE voni 2ft Prairial, 
J. Xi hat neben den im Art. 11. aufgezählten anderen Gebäu¬ 
lichkeiten, welche den beibehaltenen kirchlichen Anstalten ge¬ 
hörten, alle Kirchen ohne Ausnahme in gleicher Weise derselben ' 
belassen. 

Ein in manchen Beziehungen ähnlicher, grosser Process 
schwebt gegenwärtig zwischen dem Domkapitel und dem Fiscos 
za Speier bezüglich des Eigenthams der Umgebungen des Doms. 
Domcapitular Molitor, als gründlicher Canonist and gewandter 
Schriftsteller bekannt, veröffentlicht darüber so eben (Mainz bei 
Kircbheim) eine Denkschrift, auf die wir zarückkommen werden. 

5. Bluhme. — System des in Deutschland geltenden Kirchenrechtes 
von Dr. Friedrich Bluhme , königl. geh. Justizrath and ordentl. Pro¬ 
fessor der Rechte, Ordinarius des Spruchcollegiums der Jaristen-Facol- 
tät zn Bonn. Das. 1858. VUI. und 258 S. 8. (1 Thlr. 10 Sgr.) 

Bluhme’8 Encyklopidie der in Deutschland geltenden Rechte, za 
deren dritter das öffentliche Recht enthaltender Abtheilung dieses System 
des Kirchenrechts gehört, und wovon die einzelnen Theile sämmtlich 
gesondert im Buchhandel za haben sind, will in einer Art von Auszug 
eine Ucbersicht über die verschiedenen Rechtsdisciplinen and zugleich 
das gemeine Recht zusammen mit den Partikularrechten darstellen. 

Die erste Abtheilung bildet die „äussere Encyklopidie“ oder 
„Uebersicht, der in Deutschland geltenden Rechtsqnellen, mit einer ency- 
klopädischen Einleitang.“ (Zweite vermehrte and verbesserte Aasgabe. 
1854. VHL und 175. S. 8. 27 % Sgr.) ® 8 *drd hier im %. 99— 
110. 8. 98—111 Uber das canonische Recht gehandelt, Uber die heil. 
Schrift, das mosaisch-jüdische Recht and das corpas jaris canonici. 
Die Bemerkungen darüber sind sehr dürftig. Ueber die heutige An¬ 
wendung des corp. jur, can. and die geltenden Quellen des Kirchen- 
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rechts schweigt der Verfasser. Und gleich müssen wir bemerken, was 
die gesammten kirchenrechtlichen Erörterungen von Bluhme betrifft, dass 
derselbe, wie sehr er uns in den übrigen Rechtsdisciplinen als ein mit 
umfassendsten gründlichsten Kenntnissen und mit dem grössten Scharf¬ 
sinn ausgerüsteter Jurist entgegentritt, hingegen im Gebiete des 
Kirchenrechts es völlig versäumt hat, sich gründlich zu unterrichten 
und sorgfältig zu prüfen, daher er sich zu den ungerechtesten und lieblose¬ 
sten Urtheilen gegen die katholische Kirche verleiten lässt. So wenn und 
wie er hier in der ersten Abtheilung (§. 26 der ersten, §. 105 der 
»weiten Ausgabe) noch immer an der eine Zeit lang beliebten Meinung 
festhält, dass die pseudrisidorischen Decretalen wesentlich sur Befestigung 
-and weiteren Entwickelung der mittelalterlichen Hierarchie beigetragen 
hätten. Bluhme nimmt gar keine Notis von dem von seinem Collegen 
Walter (Kirchenrecht, $. 95—98) und Anderen genau und quellenmäs- 
sig durchgeführten Beweise des Gegentheils. Referent kann nur bei¬ 
fügen, was er schon früher gelegentlich an einem anderen Orte (Hei¬ 
delberger Jahrbücher der Literatur 1858, Nr. 9. S. 129) bemerkte, 
nämlich wenn Bluhme bezüglich der pseudoisidorischen Decretalen in 
einer Anmerkung (26 in der der ersten, 131 in der zweiten Auflage) 
ausruft: „Wehe dem Christenthume, wenn es von der Wahrheit und 
Wahrhaftigkeit sich so weit zu verirren vermag!“ so thut es einem 
wehe, dieses Wehe hier auf Bluhme selbst anwenden zu müssen. 

In der zweiten Abtheilung der Encyklopädie, welche das System 
des in Deutschland geltenden Privatrechts mit Einschluss des Civilpro- 
cesses (zweite Auflage, Bonn 1855) enthält, wird in der Lehre von 
den Rechtsgeschäften der Eid abgehandelt (8. 75—80 der ersten, §. 84 
—90 der zweiten Auflage.) Die gehässige Art und Weise, wie Bluhme 
dabei (im §. 80 der ersten, $. 90 der zweiten Ausg.) von einer Ent¬ 
bindung von gültigen Eiden durch die Kirche spricht, entspricht eben- 
falls durchaus nicht der wirklichen Behandlung der Eidesrelaxationen 
durch die Kirche (Man vgL darüber z. B. Walter, Kirchenr. 8. 355», 
Bichter, Kirchenr. §. 275 Nr. 4.) In der zweiten Abtheilung wird auch 
in dem Kapitel Uber, „das reine Familienrecht“ das Eherecht abgehan¬ 
delt ($. 89—144 der ersten, 8. 99—150 der zweiten Ausg.). Die Be¬ 
stimmungen der verschiedenen bürgerlichen Partikularrechte sind hier 
meistens recht kurz und übersichtlich zusammengestellt. Die besseren 
kirchenrechtlichen Monographien, hätten dabei bemerkt werden sollen. 
Wie wenig der Verfasser übrigens den Geist und Inhalt der kirchen¬ 
rechtlichen Normen begriffen hat, davon gibt er auch hier die zahlreich¬ 
sten Belege. So besonders in der unrichtigen und desshalb mit Un¬ 
recht bitteren Auffassung der kirchlichen Dispensation von Ehehwder<- 
nissen ($. 98 fg. der: ersten, §. 109 fg. der ^weiten Ausg.). in der 



verkehrten gehässigen Darstellung über die gemischten Ehen (§. 100, 
$. 128, fg., §• 149 der ersten, §. 117, 136, fg., 156 fg. der «weiten 
Aofl.) Bluhme macht nnter Anderem anch die Bemerkung, „es dürfen 
seit dem westphälischen Frieden, unter den in Deutschland berechtigten 
Confessiones, von keiner kirchlichen Behörde Bedingungen gefordert 
werden, welche die eine Confession gegen die andere surücksetzen: na¬ 
mentlich nicht die Zusage von Bekehrungsversuchen, oder der Versiebt 
auf elterliche Erziehungsrechte, etc.“ Der Westphälische Friede konnte 
als ein bloss von politischen Mächten ausgegangener Act den verschie¬ 
denen Confessionen nur bürgerliche Legitimität und Berechtigung ver¬ 
leihen, und von diesem Standpunkte aus dürfte man von Bluhme selbst 
mit um so grösserem Rechte fordern, dass er alB akademischer Lehr«* 
an einer rechtlich paritätischen und «um grösseren Theile von kathoL 
Studierenden besuchten Universität den Katholiken gegenüber keine so 
unbilligen verletsenden Urtheile ausspreche, wie er in seine kirchenrecht¬ 
lichen Erörterungen so vielfach eingeflochten hat. Auf dem eigenen 
kirchlichen Gebiete dagegen kann der nicht von kirchlichen Organen 
ausgegangene westphäliBche Friede keine rechtliche Geltung haben. 
Und indem jede Confession sich für die wahre Kirche, die andere aber 
für unrichtig hält, so muss sie damit auch notwendig die andere Con¬ 
fession kirchlich «urücksetxen. Nur wenn man die eine bürgerlich le¬ 
gitime Confession gegen die andere ebenfaUs bürgerlich legitime Con¬ 
fession bürgerlich zurücksetzen wollte, dieses würde unerlaubt sein. 
Im 8. 149 der ersten Ausgabe sprach Bluhme die Ansicht aus, dass 
die durch Verträge oder Gesetz bei gemischten Ehen vorkommenden 
Beschränkungen des Rechtes des Vaters, die kirchliche Erziehung der 
Kinder nach seinem freien Ermessen «n bestimmen, den wesentlichsten 
Grundlagen des Hausvaterrechtes entschieden «uwider und in ihren Fol¬ 
gen immer bedenklich seien. Im §. 156 der «weiten Ausgabe hat er 
seine Ansicht jetst dahin geändert, dass sich nach den neuesten Ver¬ 
suchen die Nothwendigkeit solcher Beschränkungen nicht mehr bestreiten 
lasse. 

Wir übergehen einige einseine, «um canonischen Rechte gehörende 
Bemerkungen über Verwandtschaft, Eheprocess etc., welche in der zwei¬ 
ten Abtheilung gemacht werden, und wenden uns su der dritten das 
öffentliche Recht enthaltenden, zur ersten und «weiten Auflage gehörigen 
Abtheilung von Bluhme’s Encyklopädie. Die erste Lieferung, das „Sy¬ 
stem des in Deutschland geltenden Strafrechts mit Einschluss des Straf- 
processes, (Bonn 1854) enthält nichts Kirchenreehtliches, indem das¬ 
jenige, was hier hätte vorgebracht werden können, der «weiten Lie¬ 
ferung der dritten Abtheilung, dem „Systeme des in Deutschland gelten¬ 
den Kirchenrechtes“ (Bonn 1858) sugewiesen ist 
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Es soll hier, wie ein ferneres Titelblatt besagt, „das Kirchenrecht 
in seiner Anwendung auf Deutschland“ dargestellt werden. Das Buch 
ist „Sr. königl. Hoheit, dem Prinzen Friedrich Wilhelm von Preussen 
im Andenken an früher gestattete Vorträge“ ehrfurchtsvoll gewidmet. 

Wir finden sofort ein principloses Durcheinander in dem ersteh 
Kapitel Uber die Grundlagen des Kirchenrechts. Zuvor schon, wo 
Blühme seine Quellen und Literatur susammenstellt, liest man, wie bei 
ihm der kirchliche and der politische Standpunkt zasammenßiesst, nnd 
der erstere in den letzteren aufgeht. Es wird hier (S. 3.) L für ca- 
nonüches Recht auf die in der ersten Abtheilung vorkommende Erör¬ 
terung des corpus juris canonici und auf einige bekannte Compendien 
verwiesen. Von den grossartigen Commentaren der Decretalen, von den 
Bullarien u. s. w., ist keine Rede. Es folgen IL unter der Rubrik 
„gemeine» deutsche» Kirchenrechl u wieder die Titel von einigen gang¬ 
baren Lehrbüchern. Darauf werden lDL als deutsche Territorialkirchen - 
rechte fOr die einzelnen deutschen Länder einige Lehrbücher und Samm¬ 
lungen staatskirchlicher Gesetze aufgezählt. Es sind hier die Titel 
vieler gänzlich unbrauchbaren Werke aufgeffihrt, und manche bessere 
oder neuere vergessen. Von katholischen Schriften fehlen z. B. für die 
' Länder der oberrheinischen Kirchenprovinz die Darstellung der Rechts¬ 
verhältnisse der Bischöfe von Longner, die Wiederherstellung des cano- 
nischen Rechts von einem Staatsmann a. D., die bischöfl. Denkschriften, 
besonders die zweite vom J. 1853, unter Oesterreich das Handbuch von 
Schöpf. Das Werk von Ginzel wird in einem Nachtrage am Ende des 
Buches beigefUgt. Unser Archiv, welches sich doch von vornherein 
weitere Grenzen ffir die Berücksichtigung des allgemeinen Kirchenrechts 
gesteckt hat, wird auch in dem Nachträge zu den österreichischen par¬ 
tikulären Kirchenrechtsquellen gestellt. Auch für Preussen, wo sonst 
sehr zahlreiche Bücher und Broschüren zusammengestellt sind, fehlen 
ein paar Schriften, wie wir bereits in unserer vorigen Bibliographie bei 
Besprechung von Vogt’8 preus. Kirchen- und Eherecht hervorhoben. 

ln dem Abschnitte über die Grundlagen des Kirchenrechts (§. 1— 
30, $. 11—40) anerkennt der Verf. (§. 2 S. 12), dass die Kirche 
den Christen eigentümlich, und die christliche Gemeinschaft, als un¬ 
mittelbare Stiftung des Heilands, von allen anderen Glaubensgenossen¬ 
schaften wesentlich verschieden sei. Er gibt auch ausdrücklich zu, dass 
keine nichtchristliche Kirche anerkannt Werden könne. Früher hatte 
Blume (früher schrieb der Verfasser seinen Namen ohne K) einen Grund¬ 
riss für das Kirchenrecht der Juden und Christen (Halle 1826, zweite 
Ausg. 1831) geschrieben. Da der Verf. zuweilen Literatarangaben bei¬ 
fügt, so hätte er hier jedenfalls verweisen können auf das Ende 1856 
erschienene gelehrte Werk von Döllinger: das Heidenthum und Juden- 
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thum, eine Vorhalle des Christenthums. Was Bluhme sonst meistens 
vorbringt, I. Uber Kirchenrecht und canonisches Recht, (S. 11 fg. %. 1.) 
1L über die Kirche als unsichtbare und als sichthare Glaubensgemein¬ 
schaft, ($. 2—6, S. 12—15), und IO. Uber die innere Ordnung der sicht¬ 
baren Kirche (§. 7—12, S. 15—-21), ist vielfach so ungenau und un¬ 
bestimmt, dass man nicht recht einsieht, wie es eigentlich verstanden 
werden soll. Manches kann von der einen Seite betrachtet richtig er¬ 
scheinen, während es aber auch ebenso unrichtig und verkehrt aufgefasst 
werden kann. Wahres, ganz Wahres ist mit Falschem vermengt, und 
es tritt kein mit der nöthigen Schärfe hervorgehobener innerer Zusam¬ 
menhang oder hinreichend markirter Ausdruck der Grundgedanken, wenp 
man von solchen bei Bluhme noch reden kann, hervor. Bluhme sagt, 
§. 1. g. £.: „So wenig die christliche Kirche einerseits, als Gegen¬ 
stand der Rechtsordnung [die Kirche ist aber Gegenstand der kirchlichen 
Rechtsordnung, wie der Staat der staatlichen Rechtsordnung] sich auch 
den weltlichen Satzungen unterziehen durfte [?!] eben so wenig hat sie 
andererseits, als rechtsbildende Genossenschaft (bloss?!), sich auf die 
Regelung ihrer eigenen Verhältnisse beschränkt. Sie ist vielfach ein- 
gedrungen in die häuslichen, die bürgerlichen und internationalen An¬ 
gelegenheiten des ausserkirchlichen Lebens. 

Oie ersten Elemente einer rechtlichen Ordnung in der Kirche findet 
Bluhme $. 3, bloss in dem Bedürfnisse einer äussern Leitung und ge¬ 
gliederten Verwaltung, nicht in einer unmittelbaren positiven Anordnung 
des göttlichen Stifters der Kirche. Freilich ist nach $. 5 die Kirche 
eine Stiftung unseres Heilandes, der er sich selber zum Mittelpunkt, 
zum alleinigen Hirten gegeben hat. Sie hat von Anfang an eine all¬ 
gemeine Heilsquelle für alle Menschen sein sollen; darum ist sie als 
geistige Einheit im Ganzen eben so alt, wie ihre kleinsten Theile.“ 
Dazu wird im §. 5 sogleich bemerkt, „dass die [bloss ?] ideale Einheit 
der Kirche bisher auf dem Gebiete der äusseren Erscheinungen keinen 
ganz entsprechenden Ausdruck gefunden Aat.“ „Es werden aach ausser¬ 
halb der confessionellen Gegensätze von Bekenntnisskirchen , Immer 
noeh besondere Volks- und Staatskirchen, und mancherlei kleinere 
Kreise, als Kirchengemeinden — ecclesiolae in ecclesia — innerhalb 
des grossen Ganzen anzuerkennen sein; sie sollen entstehen und ver¬ 
geben, unbeschadet des Einen gemeinsamen Grundes, der unsichtbaren 
Kirche des Heiland’s, ausser der es keine christliche Gemeinschaft geben 
kann.“ Christus hat also nur eine unsichtbare Kirche gestiftet, und 
eine sichtbare Kirche ist nur Menschenwerk. Da aber, um dem sinn¬ 
lichen Organismus der körperlichen Menschenwelt wirksam zu sein, aueh 
eine sichtbare Kirche nothwendig ist, so hätte Christus das Nothwendige 
gerade vergessen. Jene unklaren Vorstellungen, die nur zum Indiflerea- 



tfcnufcnftltten höhnen, gölten 'Mefi Blnkmectähi Weesetwh'dir’^rote^ 
«nmtidthou, sbhdtrh auch xfe# fcetbeQachaki Abfassung de* Kireln ent* 
sprächen. ' 1 *' • 

Dass das Kirehesrecht aof dtn Dogmen dar Kirche horcht, ent*- 
tedder ihmfttolbcur, ederdod* nweferne, als >e% trot* edler OrtlkK and 
Millich verschiedenen Enüwikkeluhg doch nickt mit den> Dogmen * ii 
WWeraprueh treten darf, har Blukme nicht begtifiek. Es hat dnrurn 
kanten Sihn, maa «r sagt (§. 6), mit dem Wachsen und Wiedetnb« 
sterben das: kirchlichen Rechtis sei »ugleich die Gefahr einer temporären 
Bestattung jmnrertesMlidh ’ verbanden..“ Daeinhat er freüech Recht, das« 
dieses dann der Fall ist, wen sein VeinkirofcHcker Charakter durch 
hnmixlmgen und Verwechselungen mit dem weltlichen Rechte ver- 
Isrek gehd d. h. aber, wshnntan das kirchliche Recht durch wehlhche 
Norinen verdeängdn will. Uebrigens will der Verfasser (•§. 7.) deb 
eresentkehen Unterschied Zwischen dar kirchlichen und der weltticheb 
Rechtsordnung: beeohders darin 'finden» dass di« rechte Kirche einrnwim- 
gendes Richteramt dicht kenn«, dber nldhts desto 'weniger sollen die 
kirchlichen Pflichten so entschieden, so sthwer sehe. Das ist ’alta^ 
dinge richtige dass die Kirshe, wiewohl sie auch kdipertiolte und iaate* 
rifelle Strafen anwendet (ngl.; das in der ersten Bfr&ogrsphie mnter der 
Rubrik Nardi Gesagte, und auch Bluhme selbst 8. 227 ft besonders 
üb Note 477), doch nicht’ wie die Staatsgewalt nur Vollstreckung ihted 
Qeset»; und Strafen Sfchon ein sieh Zwangsmittel an Persönen undVer* 
mögen hal v sondern wo «in Kircbengesets äusseren Zwang: «tar' Seite 
hat, dieser nifeht van der . Kirche als solcher, sondern ’davon ausgeht» 
dass die Staatsgewalt der Kirche darin ihre Unterstützung su Thctilb 
werden lasst. Aber so bat Muhme mnioht gemeint, wenn er ngt,’ ddr 
Kirche sü nickt , wie der Staat, auf äussere Macht gegründet’, und 
„der Gehorsam, dbn die Kirche von ihren Gliedert) fordern dtirf&, sei 
der freie ffehoraMr'der Ueberneugung.“ Er meist ($. 8) einen freien 
Gehorsam, der kdn entscheidendes Gewicht auf den bindenden sataungs - 
massigen War tittui- legt, dem die blosse Ehmkhäuhg genüge. Wie reteen 
sieh damit aber 'elb kirchliche»•Gerichtswesen, eine Kirckensnoht und 
Kfccbensteaflen, die Bkibme später ft 217 DL' seihst darstellt? -Es soll 
darum audü die' eigentliche Gesetzgebung hinter dem Gewohnheitsrechte 
nuhtckÜsten. Daher den Rechtsgrand des Gewohnheitsrechtes in- der 
Kirche sagt Bldhme nichts. Es müsste nach icinsr Auffassneg darin 
ioHkommen das Prihcip der Volkssoaverainet&t herrschen. Der Ver¬ 
fasser wendet sich weiter ($. 9—12) nu den Symbolen. „Verkehrt uhd 
tmevangetisch wfire es gewiss, sie fite ehie Fandamentalgesetegebusg ih 
dem Sinne na halten, dass mit ihr die Kirche' stehen und fällen müsse. 
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Dm tfatltad bat seine Otp«n4i auf am weü einfatharea Bekenifafat 
gegründet^ :MaA.&VL 15« 18: *D«t bist Christus, der lebend igeflotten- 
sohn.“ (S. 12-3 Kann es aber wohl etwas Widersprechenderes geben» 
als den göttlichen Stifter der Kirche au wollen, ohne seine Stiftung, 
die Ikdit au wellen in der Wette, wie er die gewollt hat ? Oder bat 
fihrtttMS etwa-die Lehren, den Zweck udd die Mittel der Kirche nicht 
ifiher angegeben ? Ist der Inhalt der Symbole etwas Anderes, nie das 
Emngetium fBluhme nennt die Symbole „Mensohensatsung.“ Non, dann 
leb es auch: das Evangelium. Denn da Christus Nichts hat selbst ge¬ 
schrieben, so beruht die gaane Ueberlieferuag und DassteUuog des Evon- 
geliums ebenes . auch nur auf Menschenwerk. 

' Wir brauchen wohl kaum su bemerken, wie der Verfasser IV, dar 
JkrhÜtimie* der Kirche suth Sidate ($. 18—»27) and V . d<$s VerkaUnie* 
de h Kirchen «w einander (§. 28. 29) aaffasst. „Die s. g. Kirehem- 
freihtit, wie eine klerikale Partei jetat sie fordert, imd in Oeaterreieh 
aach an erringen scheint, Ist nur die Knechtung des Staates unter dft 
vnrweltliehto Kirche/* (§. 14. a. E. S. 23.) Voh der Geltung den 
Art. 15 der preassttchea Verfassungs-Urkunde („die evangelische nad 
die römisch-katholische Kirche, sowie jede andere Religionggeaseiescheft, 
ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selbstständig“ etc.) ist, ob¬ 
gleich Bluhme selbst als preussischer Beamter die Verfassang beschweren 
hat , in 8ainem dein prenssischen Thronerben gewidmeten „Systeme des 
in Beatschland geltenden Kirchenrechtes“ keine Rede. Er bet Übrigens 
eine' eigentümliche Art, eich au rechtfertigen. Man mnss „der mg en - 
bliMicken ultoamontanen Strömung gegenüber den Muth .haben, eieh von 
den lautesten 8chreiern als Anhänger veralteter, längst überwundener 
Ansichten verhöhnen oder verketaern an lassen.“ Eine erfreuliche Aus¬ 
nahme bildet für ihn unter den neuesten literarischen Erscheinungen: 
lu A.Wamkenig , Die staatsrechtliche Stellung der katholischen K irobeu 
1855. (S. 25. $. Iß s. E) Warnkönig selbst hat übrigens seinen 
früheren staatskirebliehen Ideen in neuester Zeit untren au werden he* 
gönnen. (Vgl. Archiv Rd. H» 8. 689.) Bluhme meint (g. 22< 8. 29 f.)» 
{dass die Concordate mit dem römischen Stuhle „sich von den Ueberain- 
künftdö mit einacloen oder mehreren Landesbischöfen weniger unter¬ 
scheiden würden, wenn auch der Papst einer fremden Landeshoheit 
unterworfen wäre.“ Den wichtigen Unterschied, dhSS der Papst dos 
allgemeine Recht der Kirche, abändert, der Bischof eher solch es eicht 
kenn, hat Bluhme übersehen. (Vgl. Archiv Bd. i. 8. 555 ff.) Statt.Steh 
über, die rechtliche Natur der Concordate genauer au erklären, sucht der 
Verfasser nur auf eine sehr naive Art die einseitige Vertttaung dieser 
Verträge von 8eiten der Regier«ngen au rechtfertigen. „Wenn efoaelne 
Ultramontanen auch ln dem feierlichen Vertrage nur ein tue päpstlicher 
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Machtvollkommenheit gewährtes widerrufliches Privilegium erkennen 
wollten, [Bhihme verweist auf die von M. Brühl «ns dem Italienischen 
flbersetnte Schrift über den Charakter und die wesentlichen Eigenschaften 
der Cancordate, Schaffhausen 1863, eine Schrift die aber auch lange 
nach dem Abschlüsse and der Pablicatiön der von Blahme etwa in Be¬ 
sag genommenen Concordate erschien], so glaubten die Regierungen 
sich um so mehr durch besondere Vorbehalte und Vollsiehuogsgesetse 
gegen den möglichen Missbrauch der gemachten Zugeständnisse sichern 
su müssen.“ (8. 30.) Nach Blukme ($. 28. S. 37) kann der Staat 
den durch Bekenntniss gesenderten Kirchen auch „Lehranstalten, Armen¬ 
verwaltungen , Hospitäler, Simultankirchen und Begribniasplatse su ge¬ 
meinsamer Benutsung anweisen. Hatte doch der westphälische Friede 
sogar mehrere gemischte Domcapitel, und in Osnabrück eine alternirende 
Bischo&wUrde für die evangelische und die katholische Kirche bestätigt!“ 
Dieses sind des Verfassers Prineipien oder vielmehr Principlosig- 
keitan. Er deutet uns übrigens selbst an, dass er uns dabei kein posi¬ 
tives geltendes Kirchenrecht, sondern nur so seine ungeordneten Ideen 
mptgetbeilt habe. Er sagt ($. 80. S. 39): „Unsere weitere Darstellung 
bat sich mehr mit bestehenden, längst geordneten Verhältnissen su be¬ 
schäftigen.“ Dahin rechnet er die folgenden Capitel über die Mitglieder 
der Kirche, die Kirchenbehörden, das Kirchengut und das kirchliche 
Rtchtsleben oder die Kirchenverwaltung. Hätte doch Bluhme Wort gehalten^ 
und uns die einseinen Lehren einiger messen richtig dargesteUt! Alle 
die sahllosen Proben des Cfegentheils darsuthon, die obendrein bei 
Punkten Vorkommen, wo auch gar nicht einmal eine Controverse in der 
Wissenschaft besteht, das würde uns su weit führen. Wir v wollen nur 
einige Proben herausgreifen. In dem 0. Cap. über die Mitglieder der 
Kirche heisst es 1. über den Begriff und die Arten des Status ecclesia- 
nticus (8. 41. 31 a. E.): „Der Mangel des Status dericalis wird be- 
seichnet als Status laicalü, der des Status regularis als status taecvlaris. 
Beides sind also nur negative Begriffe.“ Gewaltige Schnitter tischt uns 
4 der Verfasser DL über die Taufe ($. 32—40) auf. Er lehrt ($. 34. 
S. 43): Fast ebenso alt, wie die Kindertaofe, ist das auf der sacra- 
«pentalen Natur der Taufe beruhende Verbot der Wiedertaufe, des Ana¬ 
baptist» us, welches besonders durch ältere weltliche Gesetse mit Strafen 
verknüpft, jetst aber nicht dadurch umgangen wird, dass man der ersten 
Taufe den Charakter einer nur bedingten Nothtevle beilegt.“ Wenn das 
Verbot der Wiedertaufe, aber auf der sacraraentalen Natur der Taufe be¬ 
ruht, dann muss es wohl auch so alt, wie das Sacrament der Taufe 
aolbat nein. Und wenn Blahme als älteres weltliches Verbot des Ana- 
baptismns in einer Anmerkung die c. 1. lost. Cod. ne sanctum baptisma 
iteratur. t. 6. aaCflhrt, so heben die Kotter Valncs and Gratian in 
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Weser 377 n. Ch. erlassenen Constitatlön sogar ausdrücklich hervor, 
-dass -die Wiedertaufe den Vorschriften der Apostel suwiderlaufe. Und 
dass die Kirche nicht erst in den Decretalen Gregors IX. (tib. V. tit. 9 : 
de apostatis et reiterantibus baptisma) schwere Strafen über die Wfeder- 1 - 
Ttaufe verhängte, dafür hätte Biuhme die zahlreichsten Belege in den® De- 
trete Gratian’s und besonders auch, grösstentheils schon ans früherer 
Zeit, nämlich vöm 6. Jahrhundert an in den Beichtbiichern leicht genug 
finden können. (Unter den Bussordnungen nach der Ausgabe von Wassersch¬ 
ieben vergleiche man z. B.: Theöd. I. 10. Marten. 59, §. 1, 2: Conf. 
Pseudo-Egberti ädd. 27. 30. 81. Ctunm. XII. 2—6. Vind. : 6. 7. Hem. 
14. Ran. XXXV. Carn. 32, Vigil. 17. Pseudo-Greg. 19. Ps.—Theod. 3®. 
Civit. 116. 117.) Jedenfalls hat sich der Verfasser so ausgedrückt, 
wenn er es auch vielleicht nicht so gemeint hat, als ob die Wiedertaufe, 
nicht ein eigentlich-kirchliches Verbrechen sei. Er hält ja sogar eine Um¬ 
gehung des Verbotes für möglich. Es ist aber ein kolossaler Irrthum 
des Verfassers, wenn er glaubt, die Nothtaufe, die stets unbedingt ge¬ 
schieht, könne nachher als eine bloss bedingte angesehen werden. Er 
weiss nicht, dass überhaupt nach dem Rituale Romanum die eigentlichen 
(oder Noth-) Taufen im Hause geschehen nnd die Tauffeierlichkeiten in 
der Kirche nachgeholt werden können. Ohne Grund ist desshalb des 
Verfassers Meinung ($. 37 a. E. S. 45): „Bei lebenskräftigen Kindern 
kannte das canonische Recht bisher keine Nothtaufe“ nebst dem Zusatz 
(Anm. 11): „also auch nicht für den Prinzen Napoleon!“ Daran schliesst 
sich ($. 39 im Anf.) sogleich folgende eigenthümliche Spitzfindigkeit. 
„Die juristische Wirkung der Taufe kann nicht sofort in persönlichen 
Verpflichtungen des getauften Kindes bestehen, da es zu der Handlung 
nicht mitgewirkt hat.“ (§. 45.) Dieser -Argumentation entsprechend 
müssten wir auch keine Verpflichtungen gegen die Eltern und den Staat 
haben, weil wir zu unserer Zeugung und unserer Geburt im Staate 
nicht mitgewirkt haben. 

Der Verfasser betrachtet III. die Gemeinschaft des Bekenntnisses 
a) den Eintritt in dieselbe (§. 41 £), b) den Cbnfessionswechsel (§. 43 
bis 45). Bei der Firmung (§. 41 8. 47) wird als wesentliches Ele¬ 
ment die Salbung hervorgeboben, die Händeauflegung dagegen gar nicht 
erwähnt. Bezüglich der Rückkehr zur Kirche wagt es Blühme (§. 44 
ia. f. S. 50)» die Lüge von den berüchtigten und strafbaren Flachfoiv 
mularen in Ungarn noch zu wiederholen. 

Was IV. die örtliche Kirchengemeinschaft (§. 46—50) betrifft, so 
sucht der Verfasser (§. 51) die Verfassung der katholischen Kirche 
„für eine der bedenklichsten Abnormitäten in dem spätem Leben der 
Kirche“ zu erklären. Was V. der Stand der Ordinirten Status clericalfli 
(§. 51—62) sei ; diese weiss der Verfasser freilich nicht. Er behauptet 
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(8. M) 0uui fest, aber.ohne aBen Bewein, „dass das Wort Orde ur¬ 
sprünglich das Kirchenamt bedeutet.“ Gans unrichtig ist auch die Mei¬ 
nung (8. 87 Note 45), dass die Weihen der anglikanischen Bischöfe 
in der katholischen Kirche giltig. wären. Die Gründe dagegen setst 
Detoti Inst, canon. Iib. II. tit. 2, sect. 6 , 8. C. not. 2. genau aus* 
einander. Den Cölibat, räth Bluhme (§. 58 n. f.. 8. 61) der .Kirche, 
absHsehaffen, damit: keine Bewegungen dagegen mehr, vorkämen. Einen 
weiteren Absehnitt bildet VL die Gemeinschaft der Gelübde und. Sodali- 
tätan ($, 62—70.) Die Sodalitäten in der katholischen Kirche sollen 
daher kommen, dass der Begriff der Gemeinde untergegangen, aber der 
Drang nach einem kirchlichen Vereinsleben daher um so stärker hervor¬ 
getreten sei (§. 12 8. 64). Die neueren Werke von Bouix und Scheit 
über die Klöster kennt Bluhme nicht. Die Augustiner und Prämopstra- 
tenser hält er (8. 65) für identisch. Die Regularen „scheiden aus allen 
.FamiftetfVerbindungen“ (5. 66 S. 68); „daher meist auch die Annahme 
eines neuen Tow/'namens.“ (S. 68 Anm. 73). Eine prächtige juristische 
Logik! 

Das dritte Capitel behandelt die katholischen Kirchenbehörden ($.71 
bis 136, 8. 73 —130.) Bluhme lässt die potestas ecclesiastica mit 
Thomas von Aquin in die potestas ordinis und jurisdictionis serfaTlen, 
and verwirft (wie jetst auch Richter in der 5. Auflage seines,Kirchen¬ 
rechtes thut) die von Walter geferderte Absonderung der potestas ma- 
gisterii als eines drittem Zweiges des ordo (§, 7l. & 73).. (M. s. nach 
„Archiv.“ Bd. L 8. 547 f<) Unrichtig, ist es, dass für alle Kirchen- 
geräthe, wie der Verfasser su glauben scheint, die blosse Benediction 
ausreiche. ($. 75 g. f. 8. 76;.) Sehr ungerechtfertigt iqt der Vorwurf 
in Betreff der Verleihung des Palliums (§. 86 n. f. S. 85): „in Rom 
unter bedeutsamen Feierlichkeiten gefertigt, wird das Pallium nur gegen 
sehr hohe Gebühren verabfolgt.“ Wir bitten den Verfasser, sieb in 
Phillipe Kirchenrecht Bd. V. AbtheiL 2- über die von den Päpsten be- 
sogeaen Abgaben und das Reoht der Verleihung des Palliums besser su 
unterrichten. Wie Otto Mejer , Institut, des gemeinen deutschen Kirchr. 
2. Anfl. S. 263 ff. (vgl. Archiv Bd. i 8. 173 f.) stellt Bluhme.($. 88, 
8. 86 ff.) die päpstliche Gewalt als nach Papal- und Episcopal-System 
verschieden dar, und in einer obendrein so vqgep Weise, dass man 
sieht, der Verfasser bat nichts weniger a]s ; klar gedacht. In den Dogmen 
und in den Gesetsen der katholischen Kirche gibt es kein Bpiscopal- 
gystem, Und hat es niemals eines gegeben. Bluhme selbst muss su-, 
geben, dass in der Praxis von einem Papalr und Episcppalsystem und 
von einer Eintheiiung in wesentliche und anfällige päpstliche Rechte 
nichts vorhanden sek Wir müssen ihm übrigens nochmals den 5. Band 
von Phillips’ Kirchenrecht nur besseren gründlichen theoretischen Rer 
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lehrung Über diese Dinge empfehlen. Insbesondere auch noch Aber die 
päpstlichen Abgaberechte. Bluhme behauptet sogar (8. 89), der römische 
Stahl besiehe Abgaben für Absolutionen. Ungenau and k la Hejer (vgl. 
Archiv. Abgaben für Absolutionen. Bd. I. 8. 123) ist die Auffassung 
der nordischen Mission (S. 93). Sie verwaltet jetst nicht der 
bischof, wie Note 1Ö7 gesagt ist, sondern der Bischof (der endlich 1858 
wieder errichteten) Diöcese Osnabrück; früher der Bischof von Hildes* 
heim. Unwahr ist auch die apodiktische Behauptung (8. 96), dass die 
römische Curie (wogegen sie erst sich verwahrt bat), die Absetzbarkeit 
der Pfarrer als sog. Deservanten oder Suecuraalisten unter der Herrschaft 
des französischen organischen Artikels vom 8. AprH 1802 aufrecht er* 
halten wolle. " ' 

Besser wenigstens, als man nach dem Uebrigen hätte erwarten 
sollen, ist die Darstellung des Patronatrecfates. ($. 104—112.) Die 
Verleihung der KirChenfimter aus den landesherrlichen Rechten herletten, 
und unter dem Namen eines vererbten landesherrlichen Patronats als 
Regel festhalten zu wollen, erklärt er (S. 105) für eine „allerdings 
monströse Auffassung, welche mit der Lehre der römischen Kirche ganz 
unvereinbar ist.“ Er tritt freilieh mit seiner eigenen, früher aufge¬ 
stellten Theorie in Widerspruch. Denn darnach (8. 29) „wird die 
recipirte Kirche noch weniger (als die tolerirte) verlangen können, dass 
ihre Corporationen ohne Aufsicht, ihre Güterverwaltong unbeschränkt 
bleibe, oder dass ihre Beamten ohne Mit wirk mag des Staates bestellt 
werden.“ Von dem landesherrlichen Patronatreohte gesteht der Ver¬ 
fasser nun aber doch, entgegen seiner eigenen Grundansehauung der Be¬ 
herrschung der Kirche durch den Staat (8. 105 f.), es habe kürzlich 
ln Baden den heftigsten Widerspruch erfahren; und hätten sich die dor¬ 
tigen Reelamationen des Klerus auf diesen Patronatsstreit beschränkt, so 
würde ihnen auch in anderen Kreisen eine grössere Beistimmung zu 
Theil geworden sein.“ So Bluhme. Er scheint nicht zu wissen, dass 
der Patronatsstreit gerade der hauptsächlichste, schwerste Streitpunkt 
war, in welchem die Regierung am letzten nschgab. Unverständlich 
geblieben ist uns die Redensart (S. 111 b. 115 a. E.): „dass auch von 
der Kirche an den Staat, wie vom 8taate an die Kirche Devolutionen 
eintreten können, lässt sich nicht verkennen; aber gesetzlich geordnet 
sind diese Fälle nicht.“ Einige katholische Regenten können Eine 
Person als ihnen unerwünscht, aber nicht überhaupt (wie Bluhme $.120 
n. f. es darstellt) ihnen unerwünschte Personen von der Papstwahl aus- 
schliessen. Unrichtig ist die Angabe (8. 125 9. 130) über die Be¬ 
setzung derCapitel, das Verleihungsrecht des Landesfürsten umfasse in 
Oesterreich alle Convente, mit Ausnahme der Probstenwürde und der 
Laienpatronatstellen. Was sollen wir uns übrigens denken, unter dem 
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^heMtct**** PrAsMMttoMrteht, welche« in Oesterrokh ungefähr dem 
geistlichen Potrwmtreebt- gleichgestellt ist?“ . 

Nachdem da« vierte Cipttel (f. 187 —168) die cvargeltseken 
Jtirehenbekbrden behandelt hat, betrifft da« fünfte Capital ($« 164 bi« 
t09) das Kirehengut. Neuere kalbkirekäeks VermUgenssukjeete sind 
dia „der Scheden und der s. g. allgemeinen Fonds für kirchliche und 
Gnterriebtsewecke. Beide« waren Schöpfungen der Landesfürsten oder 
dar Staatsgewalt, aber deck meisten« mit einer bestimmten kirehltehen 
Färbung.“ Gibt e« denn aber nicht auch noch jetnt in den verschiedenen 
Lindern eigene kirchliche Schulen, die im westphiHache« Frieden mit 
im Reichsdeputationshanptsehius« der Kirche garantirt sind? Und kennt 
Blnbme oder will er wieder nicht kennen, den Art. 15 der preussisühea 
Veriassung8urkünde: „Jede Religionsgeseilschaft bleibt im Bcslts und 
Genuss der für ihre Cuttu«*, Unterrichts- und WohlthätigkeBsswecko 
besthnmten Anstalten, Stiftungen und Fonds?“ In der Note 266 8.162 
meint der Verfasser auch, „dass jede staatlich anerkannte Schulgemeinde 
«der Schulsocietit okne Weiteres *nr Corporation werde , ist seit 1855 
vom preoeslschen Obertribunal wohl etwas voreilig angenommen worden/' 
Di« Amortisatiensverbote hilt Bluhme natürlich für nothwendig. (§. 167. 
176.) : Dafür weist er der Kirche aber auch Einnahmen sir, die sie 
gar nicht bat. Er redet ($. 181 S. 178) von „neben den s. g. StoigebQhren 
vorkommenden eigentlichen Abgaben für Taufen, Heirathen, Begräbnisse.“ 
In einer Klammer beruft er sich dafür auf die „Domsteuer *u Köln," 

aber nicht, dass hier auf Grand einer königlichen Kabineleordre 
bei solchen Gelegenheiten für den Ausbau des Kölner Doms eine gans 
unbedeutende Abgabe erhoben wird. Er hält es «war ($. 179. S. 176) 
fär nothwendig, dass die wiederkebrenden Bedürfnisse der Kirebe durch 
laufend« Beiträge jedes einseinen Mitgliedes gedeckt werden, will aber 
mit Mejor dem Papste kein allgemeines Besteuerangsrecht ««gestehen, 
und erklärt dafür (S. 178 Note 312) die Palliengebühr und die Ehe- 
diepense« für sehr wichtige Einnahmen der römischen Ctirie. Zur bessern 
Belehrung hierüber verweisen wir ihn nochmals auf den 5. Bd. von 
Phillips’ Kirehenreebt. Ausserdem meint Bluhme in liebevoller Besorgniss, 
dass den evangelischen Gemeinden die Selbstbesteuerung und Aufstellung 
einer eigenen Umlage, vorbehaltlich der Bestätigung durch die Regierung, 
gebührt, während die katholischen Pfarreien, da sie nicht ianungsbe- 
reebtigt «Md (?!), das Geschäft der Stenerumlage den bürgerlichen 
Gemeinden überlassen müssen.“ 

Di« bandertjibrige Verjährungsfrist wird (5* 192 8. 188 f.) der 
römischen Kirche- abgesproehen, denn sie „könnte ihr in Deutschland 
schon nach dem Prinoip der Rechtsgleichheit unter beiden Kirchen nicht 
atsMohliessend s« Statten kommenalso wenn die ganse Confession 



m .dummer eismeUes Kirche, dem, t p&faifiakm -8.': Petot «üho*- 
inenden Privileg Tbeil hätte. Ueberhaupt eine neue T he ori e. über Privi¬ 
legien. Zur Errichtung van Kappten Mt Bluhme, (Sv 191 Amu 357) 
„die Genehmigung dar Staatsbehörde für unbedingt erforderlich, wenn 
' das bestehend« Pfarre?)stem dadurch elterirt wird.“ Letsterea ist. aber 
niemals der Fall, Bluhme bemerkt (ß. 192), die 8Hna)tanUrchen hätten 
»sieh thircb eigeimächtige Wiederherstellung eines fiimultanenltns iin 
manchen evangelischen Kirchen > auf seht bedenkliche. Weise gewehrt.** 
Um wie viel mehr noch dieses und noch ein Weiteres auch noch nach 
dem («raten Jänner 1634 bis in die neuere Zeit im protestantischen 
Staaten mit katholischen Kirchen geschehe» ist, sagt der Verfasser nicht. 
Ehen so wenig sagt er etwa« davon,! wie man in Betreff der Beerdigndf 
ppoteatantfoeberseits oft noch viel .intoleranter verfahren ist, als dien 
angeblich. (8. 198 Note 379) in einigen, neuesten Erlassen Österreich!-* 
echer Bischöfe geschieht, Oie protestantische Sitte der Leiofaenpredigten, 
die in manchen katholischen Gegenden ausdrücklich verboten sind* 
stempelt Bluhme (§. 201, S, 109) allgemein au einem Bestandthetta 
der feierlichen‘Beerdigung. Bluhme meint, die Gewänder, Proaesaiams 
apparate, Paramente u, s. w. würden nicht benedicitrt, Bel Richter 
(Kirchenrecht 4« Aufl. 8. 291), auf den. er verweist, steht das Gegen- 
tbeil, und im Rituale Romanum kommt ein eigener Titel vor über, die 
Benedictio sacerdotaljum iudnmuntorum in geuere, mapparum sive lüto- 
aminum altaris, novae Crucis, iwagjnum. 

Im sechsten Capitel schildert der Verfasser mit gleicher Ungründ- 
liphkeit „das kirchliche Rechtsleben.“ (§. 204 — 253. S. 202 — 257.) 
Auf den Praviosiafoynoden soll es an Gegenständen dm Abstimmung 
fohlen, (f. 206. 8. 205.) Und doch führt er selbst (Note 596) einige 
der Capitel ,des Tridentinums an, worin die den ProviusUlsynodan be¬ 
sonders »ugewiesene» Sachen, abgesehen davon, dass sie das gattau 
Rechtsleben der Provin* umfassen, angegeben sind. Dia wichtigeren 
und bessern Schriften über dieConoilien, fo Dr. Hefeles Goociiieuge- 
scbichte, dfo in Wien begonnene Herausgabe der Conoüien des 15. Jahr¬ 
hunderts u. a. kennt Bluhme nichts -ebenso wenig das nana Tuwiner 
Bullarium. Sehr ungenau ist (S, 211) die Beschreibung von Butten 
und Breven. „Jedenfalls bleibt dfo directe Unterwerfung dos Laien unter 
die pästlichen Verordnungen mehr eine Gewissen seache, so lange ihnen 
die ausdrückliche Zustimmung der Staatsgewalt fehlt.“ (8. 210 U6 
a. b.) Wir verweisen dagegen auf das bereite oben *um $. 6, das 
Bluhme’scben Buchet) Genagte.. Noch Bluhme (S. 222)„haben auch die 
pästlichen Nuntien, wo sie bestellt sind, das Recht, in.»weiterInstana 
so entscheiden.“ An die Nuntien. in Deutschland, nämlich in Wien und 
München, erfolgt eher fast niemals auch nur eine Delegation* . Uebef dht 
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RftutonnflU (t. 238 <fi) scheint BkUuneWeder die saUrek&ea grosso» 
hMbchbaren' älteren Werke, nach »ach das neu» vortreffliche Buch vom 
Möber aber den Kirehenbaan *u kennen. Sehr ungenau istdas (S. 230) 
über die Beichte Gesagte« insbesondere auch anrichtig, cUss die Beichte 
„die Vorbedingung »um Empfange jedes anderen Saerameates“ sei. Nach 
de« Verfasser (S. 249) ist die matecia sacrauenti „die äussere Hand¬ 
lang.* 1 Wir übergaben die erbfirmUohen Verdächtigungen des üsten- 
reicbischen Concordates und die albernen Verdrehnagen über die angeb- 
Bcbe Bedrtiebung der Evangelischen in Ungarn w»d Wien. Nur unser 
tiefstes Bedauern müssen wir schliesslich nochmals; aas drücken, dass 
Nähme sieh von einem so leidenschaftlichen« Grimme in confessionellfta 
Dingen käten lässt; noch mehr aber unsere Verwunderung, -wie eh» 
saust so hochgesckätster Jurist mit einem so oberflächlichen, ungrtiüdt 
lieben and unklaren Buche hat vor die Oeflentüchkeit treten können. 

Auf die Darstellung des protestantischen Kirchenrechtes, wobei sieh 
der Verfasser auf de» Standpunkt der Union stellt, eiasagehen, Hegt 
den Zwecken unseres Archiv s fern. Neue Gedanken finden wir hier 
«bar nicht« sondern im Gänsen nur einen Aussug ans Richter ’ und Mtjer 
Md der rheinisch-westphälischen Kirchenordnung. 

Die sehr unsystematische Anordnung des Stofes in Bhthme’s System 
des Kirebenneshts and seine «igentbümliche Orthographie werden noch 
Schwerlich viele Anhänger finden. 

5. Borne. — Dudröit de fondation, par J. de Benne. Bruxelle» 
1857. p. 1—38. 

La Uatn-Morte et la cherith par Jean van Dame (d. h. Fr&re- 

Orban). 

L Partie Bruxejtes 1854. 0. Partie Bruxelles 1857.. I vol. 

p. 1—550. .j 

Wer. die Ansichten uBd > Bestrebungen . der Freimaurer in Belgien, 
dar dortigen s. g. liberalen Partei über die s. g. WohlthätigkeitsGage 
aas ihrem stehen Munde keufen lernen will, den verweisen wir auf 
die genannten Schriften, welch», der als Professor seit einem Jahre in 
den Ruhestand getretene geh. Hofrath Jj. J. Wamkimig in der „kritischen 
Zeitschrift für die gesammte Rechts Wissenschaft“ (Heidelberg 1858. 
Bd. 5. Hft. 3. S. 225—-244) sur Anzeige bringt tmd belobt and 
sehliessäoh als/ Rathgeber empfiehlt für das Verhalten der deutschen 
Staaten gegenüber der katholischen Kirche auf diesem Gebiete. « Die 
Liberalen wollen die Klöster and kirchlichen Stiftungen nicht als eigen* 
thumsfihige Corporetionen gelten lassen. Sie, suchen somit den Bestand 
denselben su verhindern. Esist dies eine Beschränkung der freien Eat- 
fidtung des reügpäsen kirebiiohea ; Lebens • 4»d eine Säcalarisation der 
Wohlthätigkejt , wie; sic in großartigsten) Mnaastabedarch die fransiH 



Siscke Revototfo« geschah. Oie erste der gehaarten MitfMi ImMcH 
sein* Iran von tot nach der Ansicht des Verfassers, de« firfleseler Ad- 
teerten de Benne, bei der Regul irung der Stiftungen ein gehalte n d en 
Rechtsprincipien. Die andere Schrift, weiche in zwei Ahtheilungen nee» 
Mit, ist von dem jetzigen Minister Frbre-Qrban unter dem Namen Jean 
tan Damme veröffentlicht. Die erste Abteilung über die Mata-merte 
(p. 1—164) erschien schon 1854, die «weite AbtheNung Ober die 
Charith (p. 165—546) erschien so Anfang des Sommers 1857 während 
des bis dahin für die Liberalen günstigen, in der »weiten K a m m er 
dnrehgeführten Kampfes gegen den von dem d am a li gen Jastikministev 
A. Notkemb vorgelegten Gesetzentwurf Ober die Stiftungen und die 
Sämtliche Wohlthltigkeit. Selbst Wamkönig muss sugestehen, dass 
j Wire-Orban’e Buch „eine Pirteisehrift und nieht toten mit Leidenschaft¬ 
lichkeit geschrieben ist.** Er berücksichtige auch die Geschichte dev 
Wohlthtttigkeitsgesetzgebang in Italien, Frankreich, England, Heiland und 
Belgien. Schon Warnkönig weist ihm aber hier manche Unrichtigkeiten 
nach. Die Organisation des Armenwesens in Deutschland wird über¬ 
gangen. Unter den Schriften, deren Widerlegung Frfere-Orban versucht, 
werden genannt (Vo. VIH, p. 157 —164) J Das Sendschreiben dea 
frfihern Ministers Baron d’ Amethan an den nachfolgenden liberalen 
Jastfzminister: de l’existente ISgale de* institutions chariiables 1847, 
and die Flugschrift von demselben : la ckariti est eUe libre en Befgique f 
1851. Eine andere Schrift von Herrn de Kerckdve hatte den Titel: 
Legislation et cvlte de la bienfaisance en Belgique , der hochw. Bischof 
v. Brügge schrieb: de la liberte et dein charit i, Charles de Breuckere, 
der einst ein radicaler Liberaler gewesen sei, hielt su Brüssel Offerte 
liehe Vorträge, welche er 1853 unter dem Titel, la aharitfe et i’assietance 
publique, veröffentlichte. 

Ueber die Bewegungen, welche im vorigen Sommer das belgische 
Wohlthltigkeit sgesetz hervorrief, finden sich sehr belehrende, aus kun¬ 
diger Feder geflossene Aufsätze in dem „Freiburger katholisehen Kirchen¬ 
blatt von Prof. Dr. Alsog. 1857. Nr. 5 und 6; In Besug auf die so¬ 
cialen Bedenken^ welche sieh gegen die gegenwärtige Öffentliche Organi¬ 
sation der Wohlthätigkeit erheben, Ober die völlige Erfolglosigkeit den 
gesetsliehen Armenpflege in Belgien ist auch sehr belehrend der Bericht 
dea sogar *nr liberalen Partei gehörenden Gouverneurs von Brabant bei 
der Eröffnung der ordentlichen Sitzung der ProvinsialrSthe am 7. M 
1658. Man vgl. darüber die „Wiener Zeitung.“ Abendblatt Nr.: 185 
vom 22. Jtdi 1858. 8.872. Corr. aus BrOseel. Auch in der berühmten 
unter Mitwirkung des Grafen v. Montakmbert erscheinenden Zeitschrift 
„le Correspondant“ (Nouvelle Serie. Tome huitibme. Paris 1858. p. 205 
bis 243) finden wir „la question des bieus hospitaliers, par Amgustin 
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Cocktit* erörtert and ebenso in der tob der katholischen Universität so 
Löwen herausgegebenen französischen Monatsschrift (Annuaire de Lou- 
rain) im Sommer des Jahres 1858. Insbesondere ist hier aber noch 
ein «parteiisches bedeutendes Werk «n erwähnen, „la question de la 
chäritä et lei associations reltgieuses en ßelgique. (Bruxelles 1858), 
Womit jetat im November 1858 der als Schriftsteller und Gelehrter 
rühmlichst bekannte Generalinspector der öffentlichen Gefängnisse und 
öffentlichen Wohlthätigkeftsanstalten, Ducpitiavx, ohne das Urtbeil der 
Preisriehter des Frankfurter Wohlthätigkeits-Congresses, denen das Buch, 
(lin starker Octavband, schon vor einem Jahre vorgelegt war, absuwarten, 
in dem Augenblicke vor die Oeffentlichkeit kommt, wo das liberale 
Ministerium mit Torlage eines neuen Wohlthätigkeitsgesetses an die 
Kammern umgeht. (Vgl. AHg. Ztg. 1858. Nr. 333 unter Brüssel ddo. 
25. November.) 

8. a) La CMlta Caitolica, Anno nono. Nr. COVII. Roma 6 No¬ 
vember 1858. 

Wir finden hier p. 385—416 einen Artikel: II piceolo neoflto Ed- 
gardo Mortara, worin diese vielbesprochene Angelegenheit aufs Gründ¬ 
lichste erörtert wird. Man vgl. auch die „Wiener Zeitung.“ 1858. 
Abendblatt Nr. 254. Das „Univers,“ welches im October und November 
In sahireichen Artikeln das Verfahren der römischen Behörden gegen die 
s. g. liberalen fransösischen Blätter in Schuts nahm, war uns leider 
unsngänglieh. 

b) Brüwnson — Onkel Jack und sein Neffe. Amerikanische Ge¬ 
spräche aus der Gegenwart über Staat und Kirche von 0. A. Brotcnson, 
Dr. der Rechte. Aus dem Englischen übersetst von G. Schändeten, 
Pfarrer in Spellen. Köln, Bachem. 1857. 208. S. 5. (Sammlung von 
classischen Werken der neueren katholischen Literatur Englands. Neuntes 
Bändchen.) 

Es werden in populären Gesprächen gründlich erörtert Unter An¬ 
dern: Katholicismus und bürgerliche Freiheit (S. 131 ff.), Papismus und 
Gallikanismus (S. 147 ff.), die Autorität der Kirche in politischen 
Dingen (S. 178 ff.), katholische und protestantische Tolerans (S. 164 
ff.) und der Gehorsam der Katholiken gegen protestantische Firsten. 
(S. 204 ff.) 

7. Conventiune intre Santi a sa Papa Piu IX. si Majestäten sa 
Cesarea - Regia Apostolica Francisco Josef« I., hnperatutu Austriae. 
Blasin 1856. Cu triparinlu Seminariulu. 22 S. 4. (10 kr.) 

Eine romanische su Blasdorf in der Druckerei des 8eminars er¬ 
schienene Uebersetsung des österreichischen Concordates. 

8. Le Correspendant. Nouvelle Serie. Tome huitihme. Paris 1858. 

Diese von einer grossen Zahl katholischer Notabilitäten Frankreichs, 
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darunter dem Grafen v. Montalembert bearbeitete Zeitschrift enthielt in 
diesem Jahre nnter Anderem feigende, auch kirchenrechtlich wichtige 
Abhandlungen; 

Im Mai p. 128—142: La trete de Dien , par F. de Ckampagny. 

Im Juni: p. 205 — 234: La queetion dee biens hospitaliers, par 
Äug. Cochin, p. 376 — 380: Declaration de M. de Cavour contre la 
eecularieation dee bient ecclesiastiquee. 

Im Juli p. 462 — 78: Recei\te travaux d’Metoire mepaetique par 
CA. de Montplembert, p. 489 — 5Q5: L'egUte de Rqnpe aus prämiere 
eiecles, par. .F. Reelay, p. 506—535: De la UberjLe religteuee en 
Suade, par H. de Riancy. , . , 

9. Jean van Damme. Xd» h. Frere-Orban^) La Main-morte et ln 
charitä. Man vgl. darüber; oben;die Rubrik: Jenp de Bonne. 

10. Ducpetiaux. La question de la charitA et les e.aspciations rer 

ligieunes en Belgique. Bruxelles 1858. VgJL darüber oben die Rubrik 
5. Jean de Bonne. , 

11. Diplomatarium Jelandieum. Kopenhagen 1857* 

Dieses von Jon Ugurdsson herausgegebene,mit quellengeschichtlichen 
und diplomatischen Einleitungen versehene isländische Urkundenbuch ent¬ 
hält auch eine Reibe für. das Kirchenrecht und. dessen Geschichte wich¬ 
tige Gesetze und Verordnungen, welche sonst noch nicht sorgfältig 
herausgegeben waren. So das. Zehentgeset» des Bischofs Gisur vom 
Jahre 1096, dessen sämmtliche vorhandenen Pergamenthandschriften, neun 
an der Zahl, hier ihrem vollen Inhalte nach abgedruckt sind (S. 70 bis 
162), eine Reihe von Erlassen des Ersbischofs Eysteinu an die islän¬ 
dischen Dkfce&en (S. 218—223 , 230—33 , 233—35, 258—260, 260 
bis. 64), dann des Ersbischofs Eirikr (ß. 284 *—89, 289—91), ein 
Fastengebot des Bischofs Porlälcr PörhaUqon (ß, 235—36), und das 
Pönitentialbuch desselben Bischofs, letsteres nach einer bisher noch un¬ 
bekannten Handschrift, welche einen altern und echteren Text, als den 
hei Fine Jbneeon gedruckten genährt. Auch die: Geschichte des islän¬ 
dischen Kirchenpatronats wird sich auf Grund der jetat allgemein an¬ 
fänglich gemachten Stiftungsbriefe mit voller Sicherheit bearbeiten lassen. 
Wir entnehmen diese Notisen einer An sei ge von Prof. K. Maurer in 
der kritischen Ueberschau der Gesetagebung und Rechtswissenschaft. 
München. 1858. Bd. VI. S. 116 ff. 

12. Dupin. — Reglet de droit et de morale , tirees deJ’Acritur* 
sainte, mises en ordre et annotees par M. Dupin, proeureur. gänäral * 
la cour de cassation. Paris 1858- Eine lobende Anseige dieser Schrift 
des bekannten Verfassers schrieb M. L. Laferriere, Mitglied des Instituts, 
in der Pariser „Revue critique de Jegislation et de jurispradence.“ 8« 
s#n£e, Mal 1858. Tome SOL V. tiroison. p. 469—480, . 
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' FomaroH — Snl matrimonfo christiano. Istruzione del Sacerdote 
Giovanni Battfsfa • Fömaroli Oblato Mission, nel Collegfo di Rho- 
Milano. typogr. e libr. Archiv. Ditta Boniardi — Pogliani di E. Berozzi 
1858. Opusc. in 101 die pag. 143. 

Von der römischen Civiltä Cattolica 1858. Nr. 202 p. 482 als 
leicht fasslich and gründlich empfohlen. 

13. Floss. — Die Papstwahl unter den Ottonen, nebst angedracktett 
Papst- and Kaiser-Urkunden des 9. and 10. Jahrhunderts, darunter das 
Privilegium Leo’s für Otto I. von Dr. J. ff. Floss, Professor der Theo¬ 
logie in Bonn. 

'— Leonis P. VIII. prwtlegium de investituris Oltoid concessum, 
nec non Ladov. Germ, regis, sammorum pontif., archiepiscoporam Colo- 
nicnsium, aliorüm saeculi IX., X. , XI., epistolae, edidit ff. J. Floss. 
'Beide Freibarg bei Herder 1858. 

J Beide Werke, von denen das eine für das deutsche, das andere 
vornehmlich für das ausländische Publikum berechnet ist, enthalten im 
Wesentlichen dasselbe historische Qaellenmaterial, welches auch für eine 
Reihe der wichtigsten Pankte aus dem Kirchenrechte in Betracht kommt. 
Insbesondere wird nach einer Handschrift der Trierer Stadtbibliothek das vom 
Papste Leo VIII. dem Kaiser Otto I. and seinen Nachfolgern verliehene 
Privilegium der Besetzung des päpstlichen Stuhles, der Ernennung der 
Bischöfe und der Investitur zum Erstenmale vollständig mitgetheiit. Wie 
der Herausgeber naebweist, ist das Privilegium, sowie es frühzeitig in 
mehrere kirchenrebhtliche Sammlungen und auch in die des canonischeh 
Rechtes übergegangen, und seit der Erfindung der BuChdruckerkunst 
häufig abgedruckt ist, und seit Baronius oftmals für falsch erklärt wurde, 
'-ein Auszug- aus dem ursprünglichen Privilegium. 

Eine nähere Anzeige der angeführten Werke enthält die „Katholische 
Litera turztg.“ 1858. Nr. 39. S. 306—308. 

14. Freiburger Katholisches Kirchenblatt, redigirt von Professor 
< Dr. Johannes Alzog nebst einer literarischen Beilage und dem Anzeigen¬ 
blatt für die Blöcese ; Freiburg. Ebendaselbst Verlag und Druck von 
Herder.* (Preis jährlich 2 Ffr. 45 kr. rhein. oder 1 Thlr.18 SIbrgr.) 

Diese vortreffliche Zeitschrift, welche seit dem Juli 1857 erscheint, 
und eiben erfreulichen Aufschwung genommen hat, bringt unter ihren 
‘zahlreichen gediegenen Originalartikeln auch Manches, wovon wir in un¬ 
serem Archive Act zu nehmen haben. Wir rechnen dahin besonders auh 
dem Jahrgange 1857 : zwei Artikel Über 1 die katholische Kirche und 
den modernen Staat (Nr. 2. 3.), zwei sehr belehrende, gründliche Ar¬ 
tikel über das Wohlthätigkeitsgesetx in Belgien und die Bewegung 
gegen dasselbe. (Nr. 5 und 6.) In Nr. 10 werden unter Anderem die 
Zusatxdecrete tum neapolitamschenConcordatCmitgeiheüt and besprochen. 



Nr. 15 bringt einige gute Bemerkungen Aber die Stellung der Pfarr¬ 
ämter zum Staate. In Nr. 16 wird die Frage erörtert, ob uni inwie¬ 
fern die Katholiken sich heim protestantischen Gottesdienste hetheiligen 
dürfen. Nr. 26 enthält eine Abhandlung Uber die Frage, ob in im 
früheren bischöflichen Gebieten des Grossherzogthums Kaden der Bischof 
als solcher oder als Landesherr die niederen kirchlichen Pfründen cer¬ 
liehen habe. Es wird naehgewiesen, dass auch noch jetst die Grund¬ 
sätze des canonischen Rechts über die Verleihung der Kirchenämter io 
Grosehersogthum Baden Anwendung haben. 

In dem laufenden Jahrgange 1858 findet sich in Nr. 22 ein be~ 
achtenswerther Artikel Uber den allzuhäufigen Gebrauch des Eides mit 
Rücksicht auf die badische Gesetzgebung. (Man vgl. dazu das in unserer 
vorigen Bibliographie unter „Elvers, Die Nothstände des preussiscbea 
Eidesrechts“ Gesagte.) In Nr. 23 — 26 wird in vier Artikeln die 
Stellung und Bedeutung der religiösen Orden erörtert In Nr. 26 und 
27 wird die Denkschrift des hochto. Herrn Bischofs von St Gallen 
besprochen. In Nr. 27 werden ('S. 206—208) auch die Actenstüdtt 
üher den gegenwärtigen Aargauer Kirchenstreit mitgetheilt. Dieselben 
betreffen insbesondere die den katholischen Pfarrern zugemuthete Ver¬ 
kündung gemischter Ehen, bei denen die kirchlichen Bedingungen nicht 
erfüllt werden. In Nr. 31 S. 243 f. wird eine Entscheidung der gross- 
herzoglichen Regierung des Oberrheinhreises, die religiöse Erziehung un¬ 
ehelicher Rinder betreffend, mitgetheilt. Das natürliche Kind wird 
darnach, auch wenn es vom unehelichen Vater anerkannt ist, überall in 
der Religion der Mutter getauft, und eine Religionsfinderung kann mt 
nach eingetretener Vollmündigkeit des Kindes in Folge dessen alsdann 
ausgesprochenen Willens gestattet werden* — In Nr. 35—37 wird sehr 
schön vom Besitzthum der Geistlichen gehandelt auf Grundlage eines 
vor 13 Jahren von Prof. Jocham erschienenen Baches» 

Die literarische Beilage zam Freib. ksth. Kirchenblatt bringt sehr 
gediegene kritische Anzeigen. Für das Kirchenrecht kommen davep 
vornehmlich die folgenden in Betracht. In dem Jahrgangs 1857 ent¬ 
halten Nr. 3, 4, 5 einen ausgezeichneten Ueberblick über die Beerbet- 
tungen des gesummten katholischen Kirchenrechts im 19. Jahrhundert. 
In dem ersten Artikel (Nr. 3) werden ausser mehreren anderen älteren 
besprochen: Schenkel, Sauter, (der, wenn uueh nicht seine Richtung^ so 
doch seinen Stoff grossentheils aus Devoti Instit. entlehnt) und Walter 
Von dem Letzteren heisst es: „In den ersten Auflagen stand Walter 
unter dem sichtbaren Einflüsse der Eichhorn’sehen Vorträge, sowie dgs 
Buches von Sanier , so dass sein System zum Theft der Galiikanismas 
ln der mildesten Form war. Mehr und mehr ist dieses ahgestraüb 
jedoch eine unbedingte Entschiedenheit auch in der neuesten Auflage 
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•fehl M finden, vielmehr Ober einzelne heiklicbe Fragen stillschweigend 
kiaweggegangen. Die. Verdienste des Walter sehen Baches bestehen 
darin, dass dasselbe in die Quellen des Rechtes in genügender Weis« 
gründlich «infubrt, über viele Partien des historischen Theilea eigene 
tüchtige Forschungen gibt, Vorortheile berichtigt, mit Wärme und kirch* 
hohem Geiste jeden Stoff behandelt, stets die historische Entwickelung 
in kurzer und verständlicher Weise darlegt und besonders die reichen 
Sammlungen Thomassin’s zugänglich macht... Was die Bedeutung des 
Buehes für die Praxis angeht, so ist diese ungleich geringer, auch nicht 
in dm Absicht des Verfassers gelegen, der weder in der kirchlichen, 
noch in der civilen Praxis gearbeitet hat. Für den Richter, Verwal¬ 
tungsbeamten u. s. f. ist dieses Lehrbuch unbedingt unzureichend, indem 
en auf das Detail des Rechtsstoffes nicht eingeht, auch die Particulep- 
rechte theils gar nicht, theils nur mit so kurzen Hinweisungen berührt, 
das» diese sich nur als Schmuck zeigen; zudem ist hierin nicht mit der 
Zeit fortgeschritten. Das zeigt sich am meisten bei Oesterreich, dessen 
Cencovdat freilich nach Angabe des Titelblatts der 12. Auflage besonders 
berücksichtigt sein soll, während diese Berücksichtigung in Wahrheit nur 
besteht im Citiren der Paragraphe, und im Einzelnen eine grosse Menge 
von Unrichtigkeiten . bietet..Der zweite Artikel (Nr. 4) betritt 
nasser einer Reihe kurzer Bemerkungen Uber eine Anzahl Schriften haupt¬ 
sächlich die Werke von Eichhorn, Richter, Pennoneder. Der dritte 
Artikel (Nr. 5) betrifft insbesondere Phillips, Schulte, Rosshirt. Nach¬ 
dem Phillips' grossartiger historisch-dogmatiscfa-joristischer Cononentar 
zum Kirchearechte (es erschien bis jetzt: Kirchenrecht Bd. I — V. 
Bd. I und II bereits in 3 Auflagen) gebührend gewürdigt ist» heisst es 
swei anderen bis jetzt in unserem „Archiv“ noch nicht näher 
fharahterisirten Werken: „An Phillips lehnt sich in einer Weise an, dass 
salbst die in der Vorrede erwähnte Erlaubnis* von Phillips, sein Werk 
gebrauchen *u dürfen, keine Entschuldigung bieten kann, das „Hand- 
Roeh dee tmthoUscken Kirchenrechte, <( mit besonderer Bezugnahme auf 
Oesterreich und mit Rücksicht auf Deutschland, von Joe. Anton Schöpf 
(Pref. des Kircbearachts und der Kirchengeschicht« an der theologischen 
Lehranstalt in Salzburg), Scbaffhausen, Bd. 1, 1855. Bd. 3. 1857. 8. 
„Dasselbe enthält in den allgemeinen Lehren Auszüge aus Phillipe, dam 
dogmatische, pastoreUe und moralische Excurse in eigeathür» lieber 
Manier (mit Casus, Folgerungen, Fragen, Antworten u. s. w.), oft 
greiser Breite and ohne System. Dazu kommen Abdrücke von öster¬ 
reichischen Verordnungen, welche kirchlicher, finanzieller und politischer 
Natur sind ; die Rücksicht auf Deutschland ist bisher kaum bemerkbar 
genrasen. Ein wissenschaftlicher und selbstständiger Werth kann dem¬ 
selben nicht sugesprochen werden. 



„Gleichwenig hat einen selbstständigen Werth des „Rmdbuck 
neuesten in Oesterreich geltenden Kirchenreehtes. Für den praktischen 
Gebrauch bearbeitet von Jos. Augustin Gitizel (Gonsistorialrath, Pro¬ 
fessor des Kirchenrechts und der Kiröhengesehichte an der theologischen 
Lehranstalt su Leitmerits), Wien 1856, 1857 bis jetst Bd. L enthaltend 
die Prolegomeha nnd das Verfass uh gs recht der Kirche. 8,,“ indem auch 
dieses nur eine Compilation aus Phillips, Seifert und einigen älteren 
und netteren Werken ist. Wohl aber stellen wir dasselbe Aber Schiffs 
indem es nicht nur systematischer, sondern auch frei von den Über¬ 
flüssigen Excursen und Deductionen jenes ist, dabei eine fiefestge Rück¬ 
sicht nimmt auf die Entscheidungen der Coögregatio Conoilii und andere 
derartige Sammlungen. Die Fehler des Werkes bestehen in der flüchtigen 
Art, wie es geschrieben ist, der aus den geringen juristischen Kennt¬ 
nissen des Verfassers entspringenden ungenügenden Darlegung des recht¬ 
lichen Elementes und gaUs besonders darin, dass derselbe Dinge erörtert, 
welche der Theolog aus der Dogmatik, Kirchen geschickte, Moral nnd 
Pastoral hinlänglich kennt, während es vor Allem darauf ankommt, dein 
Theologen nur das Rechtliche za bieten. Auf das aUsserösterreichisebe 
Gebiet der Kirche ist das Bach nicht berechnet , ' wie schon 'der Titel 
besagt. 

In 'der literarischen Beilage von diesem Jahre finden wir neben fast 
allen wichtigeren neuen theologischen Erscheinungen unter'Anderem «nah 
Verdientermassen sehr günstige Recensionen von Hefele’s Cdricfiungd*- 
schichte (Nr. 3), Schulte’s Darstellung des EheproCbsses (Nr. 6), Kober's 
Kirchenbann (Nr. 6), Scheie, die neuen religiöienFVaaengenosSM*- 
sc haften (Nr. 10) u. s. w. 1 I 1 

Das dem Kirchenblatt je nach Bedikfniss beigegebene Anseigeblutt 
für die Erzdiöcese Freiburg enthält die Erlasse des erfcbischöfliebän 
Ordinariates, und : von Erlassen, welche die ganse Kh-obe betreffe«, 
namentlich auch die Entscheidungen der Congregado REasm. < In Mr. 8 
desselben von diesem Jahre wird auch unser Archiv für KirshmroeÜt 
der hoohw. Geistlichkeit empfohlen, h Nr. 4 von d. J. wird oMht 
Nr. 15 snr Dienstlnstructien für die Messner und Sacristane das f,voBr 
ständige Rubrikenbüctdein für den katholischen Messner der ErztHBcee* 
Freiburg anbefohlen, welches eine für die Ersdiödese mit einigen-Zu- 
sätsen and Abänderungen besonders veranstaltete Aasgabe des bei Harter 
in Schftflhausen erschienenen „RubrikenbQchlein für den katholischen 
Messner, von Pfarrer Rnrhler in Rech berghausen, in der Diöcese Rot« 
tenbnrg ist. 

15. Qinzel. Handbuch des neuestenösterreichischen Kirchenreehtes. 
Wien 1856. Man sehe darüber oben das Urtheil des FrdbUrger hatho~ 
tischen Kirchenblattc*. 
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16. Gf-axerZtituhg 1858. Nt 25: Die'Neugestaltung derDiöceBe« 
in Steiermark und Kärnthen. 

17. ’Dr. Jos. Helfer ft Me. Anleitung «um geistlichen GesdhäfU- 

atyie, nach dem gemeinen und dem österreichischen Kirchenrechte, unter 
Hit Wirkung von ThenL Dh, Eduard Ter sah [Jetat aiisserordentlichem 
Professor des Kirchenrechts in der theologischen Facultät Mi Prag] Hol 
achten JMofo verbessert und Termehrt, berausgegebeh von Jos. Alexander 
Freiherrn t. Helfert. Prag. Tempsky 1858. XVI. und 87 S. [tob 
8* 468 an Formular) mit 1 Tafel. 8. 2 Flor. 52 kr. ' 

Hauptsächlich ist, mit Rücksicht auf die neue Ehegesetzgebung, das 
dritte Häuptstück der * weiten Abtheiluag umgearbeitet. Auch ist. der 
dfe Ehesachen betreffende Abschnitt in besonderem Abdruck erstibienea 
unter dem Titel: 

Anleitung xum geistlichen Geschäftsstyle in Ehesachen , nach dem' 
neuesten Stande der Gesetzgebung in Oesterreich; ein Nachtrag sur 
siebenten Auflage von Dr. Joseph Belfert’s Anleitung sum geistlichen 
Geschäftastyle. Prag 1858. Druck von Kath. Gersabek. 87 & mit 
1 Tab. und 1 Taf. 8. 36 kr. 

18. Historisch-politische Blätter. 1858. Rd. 41. Heft 12. ; 

Es wird hier S. 1024—1046 die Abhandlung fortgesetzt, worin 

nochmals die würtemb er gische Convention mit dem heil. Stuhle voui 
8. April 1857, und »war jetzt m. die Rückwirkung derselben auf die 
Stellung der protestantischen Kirche in Würtemberg betrachtet wird* 
„Von einer Rechtsverletxung der protestantischen Kirche durch die Con¬ 
vention kann durchaus nicht die Rede sein, weil in deren Bestimmungen 
sich nichts auf sie besieht, auch nicht das -Verhältnis* der katholischen 
Landeskirche »u der protestantischen, sondern nur das sum Staate ilt 
derselben geregelt wird. (S. 1024.) Und „die Stellung der protestan¬ 
tischen Kirche in Würtemberg erscheint in jeder Bestehung als eine so 
starke, dass sie durch die nun günstiger gewordene der katholischen 
Kirche nicht gefährdet, auch die der letzteren, ihr gegenttber keine privi- 
legirte geworden ist. (8. 1025.) .Der Verfasser weist nach, wie den 
Berechtigungen der katholischen Kirche in Würtemberg in allen Punkten 
vollkommen dieselben Rechte der evangelischen Kirche entsprechen, 
indem er die bisherige evangelische Kirchenverfassung in Würtemberg 
genau darlegt, und auch auf die Punkte näher ein geht, worin jetat nach 
dem Anbringen der evangelischen Synode vom 2. Mär» 1858 der 
evangelischen Kirche eine grossere Selbstständigkeit vom Staate gewährt 
werden soll. 

19. Hüffer. — Die Lebensbeschreibung der Bischöfe Bernward und 

Godehard von Hildesheim. Nach der Ausgabe der Honomenta Germa- 
i.. drehte für l&h. Kirchemresht, {//. Bernd. , ■ ' 47 



Mnfey übersetzt Tön Dr. Hermann Hüffer. Berlin 1838. XXIH. and 
161 S. 8. 

-•! A. ir. d. T.: Din Gesehichisofchreiber der deutschen Vorzeit in 
deutscher Bearbeitung, herausgegeben von G. H. Prot*, J. Grinun, 
K. Lachatnan, L. Ranke, K. Ritter XI. Jahrhundert 2. und 3. Bah ff. 
Lieferung 36. 

Die Lebensbeschreibungen des heil. Bernward von seinem Zeitge¬ 
nossen Thangmar, and die des heil. Godehard von seinem Zeitgenossen 
Wolfher, enthalten beide des Canonistischen so viel, dass wir sie auch 
kür erwähnen müssen. Der gewandte and gelehrte Ueberset«er hat ans 
in einer längeren Vorrede und in zahlreichen Anmerkungen durch das 
grase Bach hin die sar Orrentirung and sam bessern Verständniss notlw 
wendigen and nütslichen Bemerkungen beigefügt. Durch das Leben 
beider za Anfang des XI. Jahrhunderts lebenden Hildesheimer Bischöfe 
sieht sich der lange berühmte Streit mit den Mainzer Erzbischöfen um 
das auf der Grense gelegene Stift Gandersheim, welches auch seinerseits 
Aach Entfernung der Mainzer Erzbischöfe, dann seinerseits für die Aufrecht- 
haltung seiner Exemtion kraft päpstl. Privilegiums gegen Hildesheim stritt, 
(auf dibsen Streit besieht sich auch c. 4. Decret. Gregor IX. lib. IL 
tit. 30. Vgl. p. XXI) und später auch die Anerkennung derselben von 
Innocens III. 1208 erlangte. Beide Hildesheimer Biographen stellen den 
Gandersheimer Streit in möglichst günstigem Lichte für ihren Bischof 
dar. Uebrigens aber waren „gerade im 10. Jahrhundert die Exemtionen 
die Quelle zahlreicher Streitigkeiten zwischen den Bisehöfen und den 
KlOstern. Häufig wollten die Bischöfe sie gar nicht anerkennen, wenn 
sie nicht mit ihrer Einwilligung ertheilt waren. Ferner stritt man über 
ihren Umfang, and im Einzelnen insbesondere darüber, ob die Klöster 
wegen der nöthigen Weihen sich nur an den DiOcesanbischof oder an 
einen beliebigen wenden dürften; ob es dem Bischöfe erlaubt sei, un- 
gerufen in des Kloster zu kommen und sein Aufsicbtsreebt zu üben; 
ob er den Nonnen den Ausgang aus der Diöcese untersagen, nnd endlich 
ob er nach Willkür dem Kloster Nonnen entziehen dürfe. Man wird 
nun finden, dass gerade diese Streitfragen auch in Gandersheim mit 
grösster Erbitterung durehgefochten wurden. Wer dabei im einzelnen 
Falle das Recht auf seiner Seite hatte, lässt sich schwer bestimmen; 
das Reoht selbst war noch nicht festgestellt, sondern erst in der Enfe 
Wickelung begriffen, bis in den folgenden Jahrhunderten die Klöster 
gemeiniglich ihre Ansprüche durchsetzten.“ (p. XI. q.) 

Thangmar, an den sich dann Wolfher anschliesst, erzählt des 
Streit nicht ungeschickt und nicht ohne Kenntniss des kirchlichen Rechtes, 
«ad zu manchen Abschnitten in dem fast gleichzeitigen grossen Rechts* 
buche des Bischofs Burkhard Von Worms liefern die Ereignisse den 
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euscheoHchsten Commeopar. (vgl. p. IX.) Io dem Leben des heiligeg 
Godehard interessirt auch insbesondere dessen Rede aqf der Synode *n 
Regensburg. (S. 89 ff.) Mao sieht dabei, dass der Biograph Wolfher 
fleissig eine Schrift Gerbert’s, des nachherigen Papstes Sylvester DL* 
studirt hat, nämlich den Bericht iibejr jene berühmte Synode, welche am 
17. Jani 991 in der Kirche des heil. Carolus su Rheims den Ersbischof 
Arnulf cntsetst hatte. Nicht nur einseine Ausdrücke^ sondern ganse 
Sfitse daraus sind in die Regensburger Rede aufgenommen, (vgl. p. XVO. 
sq.) Unter vielen anderen lehrreichen Mittheilungen über kirchlich* ugd 
bürgerliche Verfassung ist besonders interessant auch das Bild der Pro- 
vinoialsynode von Frankfurt (S. 131 ff.), welche so anschaulich and 
vollständig nie wieder sich geschildert findet. (Vgl. p. XXII.) 

20. Jahrbuch de» gemeinen deutschen Recht », heraasgegeben von 
Pr. Ernst Emmanuel Beklier, Prof, in Greifswald, und Or. Theodor 
Muther, Prof, in Königsberg. Bd. II. Heft 1 and 2. Leipsig. Verlag 
von S. Hirsel 1858. Preis pr. Bd. 2 Thlr.) 

Wir finden hier auf S. 220—240 sehr werthvolle kleine Beiträge 
zur Kenntnis» der Glossatorenxeit, von Dr. Maassen, ord. Professor 
in Innsbruck, und »war I. su den RechtsqaeUen der Glossatoren (S. 220 
bis 237), II. sur technischen Benennung der Glossatorenschriften. (Seils 
237—240.) 

S. 1. Ad I) wird a. (S. 220 f.) die Annahme Savigny’s (Gesch. 
des rdm. Rechts im Mittelalt. Bd. 3 S. 504 der 2 Anfl.), J«« den Glossa¬ 
toren der Codex Theodosianus und die Lex Romana Visigothoram so 
gut wie unbekannt geblieben seien, durch eine Stelle eines aus der 
»weiten Hälfte des 12. Jahrhunderts stammenden, auf der Bamberger 
Bibliothek aufbewahrten anonymen Commentars (Cod. T. DL 2. 6. 
saec. XHI ex. XIV. in; memhr. 4, 101 fol.) su Gratlan’s Decret be¬ 
stätiget. 

$. 2. Der Verfasser wendet sieh b. su dm germanischen Raehts- 
qoellen bei den Deeredstm und »war der systematischen Lombards, 
welche Ms in ? a 15. Jahrhundert neben den übrigen Rechtsqnellen wissen¬ 
schaftlich bearbeitet wurde. Es wird vm der Lombarda bemerkt (Seite 
£22 ff.), dass bei Qratimn sich keine Spur einer Bepfitsung derselben 
fade, dagegen in der auf der Münchener Bibliothek (Cod. latin. 18469 
Sag, 467 and Cod. lat. 16819, Sei. csp. 10) vorfindliehen Summa 
des Paucapalea, vielleicht der ältesten susammenhängenden Arbeit Aber 
das Decret, auf das Lopgobardenrecbt Besug genommen. I fl den Hand¬ 
schriften des Decret* mit solchen Glossen, welche vor die Gfossa or r 
fünaria fallen, kommen nicht selten Citate ans der Lombarda vor, wie 
gwei Münchener Handschriften Cod. lat. 4505 (Ben. 5) und 10244 
(Pah $? ; 244) Innffbru^ker Handschrjft Nr. 90 beweisen. Ebensq 
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finden kiish in den* Summe des Johannes Faventins und d 'ttägucctö 
Über das Decret häufige Sparen unmittelbarer Benutzung dar Lombards^ 
ftr der' des letzteren zuweilen eingehende Erörterungen. Heber diese 
bilden Decretisten hatte der Verfasser in seinen vortrefflichen Beiträgen 
kur juristischen Literatur des Mittelalters (Wien 1857), welche im 
Archiv im II. Bde. S. 333 ff. bereits besprochen wurden, nähere Nach¬ 
richt gegeben. Jetzt fügt er in den neuen Beiträgen (S. 224 f. An¬ 
merkung 12) noch hinzu, dass er ausser dem Münchener Cod. lat. 
iÖ24K (Kal. M. 247) und einer Bamberger Handschrift T. H. 25, 
welche den Commentar des Hugucdo zum ganzen Decrete mit Aus¬ 
nahme der C. XXII—XXVI enthalten, nun auch noch die ihm früher 
nur aus der Mittheilung von Jäck über die Bamberger Bibliothek be¬ 
kannt' gewesene andere Bamberger Handschrift T. II. 28 kennen gelernt 
habe; Dieselbe enthalte auch zu C. XXII—XXVI einen Commentar, und 
zwar'nicbt den von Johannes de Deo zur Ergänzung des Huguccio ge¬ 
schriebenen , sondern den Commentar eines Verfassers, den mindestens 
ixuiäo v. Baysio für Huguccio selbst halte (vgl. Beiträge S. 41, N. 2) 
Und der es Such wohl in der That sei. Auch der Commentar zum 
tractatus de poenitentia, dessen Ausführung Huguccio In der grossen 
Summa sich Vorbehalten hatte (Beiträge. S. 38), finde sich hier. Er 
sei in der Handschrift zwischen C. XXXI und die P. ID. de consecr. 
dingeschäben. 

'■ ... ■ i ■ 

Die Beweise der Eenntpiss des longobardischen Rechts bei den 
Decretisten setzen sich nun das ganze 13. Jahrhundert hindurch fort. 
So in den Glossen zu den Decretalensammlungen, in den Werken des 
Hostfensff, bei Guido a Baysio , dem Arcbidiakonus von Bologna u. a. 

: 4. Die Canonisten benutzten die systematische Lombaria. Dass 

ihnen aber im 12. Jahrhundert die Existenz früherer Sammlungen noch 
bekannt mar, geht aus Joann. Faventin. in e. 36. C. XL q. 1. Decr. 
Grat. verl. in snis Capitularibus hervor, eene Stelle, welche näher er¬ 
läutert wird. Von einer Benutzung der alten BdfctensemmktUg finden 
sich in dieser Zeit keine Spüren mehr, während wir durch Merkel Ge¬ 
schichte des Lozgobard. R. S. 23. 90 mit Bestimmtheit wissen, dass 
däs m in der ersten Hälfte des 11. Jahrhunderts von d«r Schale za 
Pavia veranstaltete Rechtsbach den GloSsatoren des 12. Jahrhunderts 
noch bekannt war. 

J- 5 Den Decretisten gilt das römische liecht als das jus civile 
schlechthin, als das jus commune (Beiträge S. 78); daraus folgt von 
kalbst/ dato alle anderen Rechte ihm gegenüber nur die Bedeutung Von 
i’articularrechten haben können. Aber sie legen ddn longobardischefi 
Gesetzen nicht mehr die Geltung eines geschriebenen Reefites bei; viel-l 



mehr halbe da^ rOnische Reoht demlojigpbardischen derogirt, po yrgH 
dieses sieh sieht als Gewohnheitsrecht erhalten habe. «. .• > \ 

$. 6. Ans einzelnen Aeuiserungea ist su sohliessen, d*sa das 
longo bardische Recht nicht eben in grossem Ansehen bei den Dtecretteteq 
stand. . . r jr " ;; 

$. 7. Andere Volks rechte an langend, so werden mich die Lejf 
Gothica and die Lex satten suweilen erwibpt, ohae dass aas des 
Weise der Anführung etwas Anderes folgte, als die allgemeine geschicht¬ 
liche Kenntnis? dieser Volksrechte. Länger verweilt der Verfasser 
(S. 229 — 232) bei einer Stelle des Joh. Faventins tu t. 4. d. ivh. 
q. 4, wo auf die lex Goth\cq ßesug genommen wird.. Es findet sich 
hier eine ausführlichere Erörterung über das Saordsgiom.. J. Faventinns 
erwähnt dabei, dass von Einigen die Ansicht anfgestfelh werde, das 
Sacrilegiam sei'nnr mit der Strafe der Excommunicatiön, nicht init'Ver- 
intigensstrafen su belegen. . Dann fährt er fort: „Defensores hojos sen- 
tentiac dicuqt, decretum Joannü Papae et Gregorii et reßqua* quae de 
hujusmodi poenis loquustur, locam non habere; non enim istia statqitnr, 
qnid eedesia SerVare debeat, sed potias recitatur, qtfid snper höjuseetoodi 
Lex Gothica statuat; snmtä sunt enim il?a capita qtiaedam ex P&ndecta 
Gothica, quaedam ex Longobarda. Aus dieser Stelle, wie aus der oben 
angegebenen von Joann. Favent. su c. 36 C. XI. q. 1. geht auch, was 
schon fiavigny su letsterer Stelle (Gesch. des röm. R. im M. ha Bd. Df. 
8. 443, Note d) bemerkte, der seltene Sprachgebrauch hervor, Vornach 
Pandecta eine Rechtssammlung überhaupt bedeutet. Unter dem hier su 
c. 4. C. XVII. q. 4 erwähnten Decretum Joannis ist gemeint c. 21. q. 
?ad. mit der Inscriptioq : Joannes papa VIII. scribit Omnibus episcopis. 
Dieses Capitel ist aus verschiedenen Bestandtheilen sosammengesetst; 
nach dem ersten, in den neueren Ausgaben das principium bildenden 
Stück („Quisquis inventus fuerrt rens sacrilegii, episcopis vel abbatibas 
8ive personis, ad quas querimonia sacrilegii justc pertinuerit, triginta 
libras, examinati argentj purissimi componat“), Reiches einem Schreiben 
Johaames VIR. entlehnt ist, hat es die Inscription erhalten. Wie.nun 
aber die von Johannes Faventinus angeführten Canonisten su der Mei¬ 
nung kamen, dass in diesem cap. die Bestimmungen der Lex Gothica 
Über dasSacrileg recitirt würden, das erklärt sich folgendermassen. (Vgl. 
y. Savü/ny, Gesch. des röm. R. im M, A. Bd, R, S. 279 f,, der 
2. Ausg.) Johann VIR. verkündigt in diesem Schreiben den Besehlass 
den Concils von Troyes über das Sacrileg; In der I^ex Gothica- sei 
nichts über dies Verbrechen enthalten; diese Lücke müsse ergänst werden. 
Justinian bestimme die Compositum für das Sacrileg auf fünf Pfund 
Goldes; das Concll habe sich aber dem mildern Gesetse Karls des 
^iroesen angescWoenen, und neise die,Composition auf dreissig.Pfund 
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Süffel* fest Dieter beifcXhiti »ei in dem cödex ttkfis tkuddMae dir 
letztem anzuhängen. In he’» Deeret findet stell' non ¥. )fl. c. 98 das 
ganss Sehreiben mit der Aufschrift: „Joanne# oetavös in libro Gothic«« 
legis.* 4 Diesem-Schreiben ist als Schluss des so inöcribirten eSp. die¬ 
selbe Erklärung des Sacrilegs angehängt, die in c. 21. eit. mit Aus- 
htttang des letzten Satses die $$. 1 und 2 der neuern Ausgaben des 
Deerets bildet. 4 ) Sie ist hier uttersebieden voit dem Schreiben selbst 


ft ) §b 1« „Sacrilegium committitur, si quis infregerit ecclesiam“ ... S. 2^ „Si- 
militer 'sacrilegium committitur aaferendo sacrum de saoro, Tel non sacrum 
de sacro, sive sacrum de non sacro. 44 Bei Ivo folgen dann noch die Worten: 
„Non sacrum vero de non sacro, quia non potest compatarl in crimine sacrt* 
icgil, secondnm mandanSrum legum censuram debet eipendari rtl secdndo» 
mprem patriae/ 4 Dieselbe Erklärung des Sacrilegs findet sich naoh Agostim 
auch in der coli. Cqcsaraugustana {Ant. August. Dia], de emend. Brat. lib. 11. 
dial. IX. Bel Gallandi T. II. p. 420. sq. — M. vgl. Savigny. Bd. 2. S. 142. 
fg. Not. a.) nnd r der eoll. trium partium [Theiner Requisitionen, append. II. 
' p. 131 ool. 1. vears. Sacrilegium enim). In der erstdren ist sie mit dm 
Schreiben Johannes YIIL verbunden, wip in Ivo’s Deeret; in der letbtera geht 
sie, wie in der Papnprmie, dem Schreiben voran (Theiner i. c. p. 96^ col 2. 
vers. Noveritis). In der Caesaraug. ist keine Inscription; ob die coli. tr. p. 
eine Insoription hat, und welche, weiss man nicht. Auch in Petri exeeptiones 
legum Romanorum hat das Schreiben Johanns und als Anhang jene Erklärung 
des SacrDegs Aufnahme gefunden (lib. 9. o. 36. Bei Savigny Bd. 2. S. 387). 
— J hassen .glaubt die bisher unbekannte (cf. Xkitfßr. not» ad e. $L cit.) 
Quelle dieser trichotomischen Begriffsbestimmung des Sacrilegs, die von Gr*» 
tian’s Deeret auch in die Karolina (Art. 171} übergegangen ist, in einem 
Tractat „de immunitate et sacrilegio et singulorum oiericalium ordinum corii- 
positione 44 gefunden zu haben, der in einer Handschrift der Münch euer Staats¬ 
bibliothek enthalten ist. . Dieser Tractat, in dem u. a. die Capitalariensamtt* 
5 , langen, aber auch die CapUul&rien unvermittelt, die Lex Ripuariorum und 
Regino benutzt sind, ist keine blosse Compilation gesetzlicher Bestimpiungeo, 
wie die genannten Canonensammlongen, sondern eine eigentliche Abhandlung, 
In deren Text der Verfasser die Gesetzesstellen als Belege verwebt hat. Dss 
vorletzte Capitel nun enthalt das Schreiben Jbhanns VIII. (hier: „ex decretis 
Job. pp. VIII. 44 ); dann folgt in dem letzten Capitel unter der UeberSebrltf: 
„hem quomodo sacrilegium committatur 44 jene Erklärung des Sa erHegt* 
„Sacrilegium committitur — morem patriae. 44 Diese Auseinandersetzung er¬ 
scheint hier also das Theil des Tractats, und ist, wenn der Verfasser nicht 
ein Plagiat begangen hat, vou ihm selbst (Ueber den Begriff des Sacrilegium 
nach römischem Rechte und dem erweiterten Begriff jenes Verbrechens nach 
canonlsehem Rechte vgl. man auch überhaupt die Auseinandersetzung btt 
Jarke . Handbuch des gern, deutschen Strafrechts. Bd. U. Berlin 1828. $* & 
Not. 10. In den Pönitentialbüchern kommen zwar alle jene zum Sacrilegium 
in dem weiten Sinne des canonischen Rechts gehörenden Verbrechen wr, 
worüber Referent später im Archive näher handeln wird. Allein der Name und 
eine Erklärung des Sacrilegium kommt nur im Foenit. Pseudo-Gregorii DL 
cap. 2 io folgender Weise vor : >y SacrU^fHtm,tA est sacrarum rerim 
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dpfoh die »wlsehan beide« stehenden WortN „Hocusqae Itx FaptcV 
Uni könnte möglicherweise di« Aufschrift in IroV. Decrtt *u der .Wr 
Wähnten irrthiknlichen Meinung der . Caionisten Veranlassung gegeben 
haben. Um sie auf diese Weise »aerklären, müssten wie freilieh sehen 
eine grosse Flüchtigkeit bei ihnen voraus setsen. Da nämlich indem 
Decret lee’s das ganse Schreiben enthalten ist, W würde bei der oher* 
Sachlichsten Berücksichtigung seines Inhalts jener Irrthuin widerlegt: nein. 
•Maassen hält es daher für wahrscheinlicher, dass Jvo’s Pannormie die 
Drsaehe, gewesen ist. Hier findet sich lib. II. tit. de sacrilegio e. 1 
stierst die Definition des SaeiHegs, die in dem Decret Ito’s dem Schreiben 
nachfolgt, mit der Aufschrift: „Joannes ectavus in libro GothieaC legis,V 
dann-folgt im c. 2 mit der Aufschrift: „Idem in eodtm libro“ nur. Sin 
rTheil des Schreibens; fortgelassen ist aber gerade die Stelle, in der Cs 
hdisst, dass in der Lex Goihica sich nichts über das Sacrileg finde. 
.Bei nicht all*u genauer Prüfung des Inhalts konnte daher hier ein Irr* 
tbftm leichter entstehen. Freilich soll die Inscription nicht beseichneu^ 
-was > die tob Johannes Faventiaus erwähnten Canonisten darin fanden. 
Wer aber nicht den spCcieilen historischen Zusammenhang kannte, für 
den war es schwer %a errathen, was mit dieser Inscriptton gesagt sein 
sollte, ein Missverständnis» daher erklärlich. Jedenfalls wird eine an* 
dere Erklärung jener Meinung kaum *u finden sein. > 

$. 8. Der Verfasser weist unter 3 rück sichtlich . der fränkuehtk 
Capitulariensammhmgen nach, dass die Canonisten su Bologna eine all¬ 
gemeine Kenntnis» tob der Existens derselben hatten, dieselben aber 
meistens niefat näher kannten. ' • > 

$. 9- Einseine Glossatoren, s. B. vielleicht der Cardinalis (vgl. 
über diesen Beiträge 8. 10 ff.) mögen etwa die fränkische Capitularien- 
sammlung unmittelbar gekannt haben. 

§. 10. In zwei Stellen des oben erwähnten, im 12. Jahrhundert 


et koe maxitnm est peeoatma; mcriletßu dlcitnr, qni saora violat, vel qui 
sacra furatur etc.“ bei Wassersltleben. Die Bussordnungen der abendländischen 
Kirche. Halle 1851. S. 538.) Maassen will über von jenem in mehr als einer 
Beziehung Interessanten Tractat bei Gelegenheit nähere Nachricht geben. Die 
in demselben enthaltene Begriffsbestimmung der compositio (m. vgl. Grimm. 
Deutsche Rechtsalterthümer. S. 640 und 612) thelit er bereits hiermit: „Quid 
TMMnr compositio. Compositio autem proprie voeatur quaeiibet satisfactiq, 
quam reus quisque faclt pro quollbet malefacto. S|ve autem Ipsa satisfactio 
sit corporis aut animae afflictio, slve sit pretium, quodeuuque pro malefacto 
commlsso ab ipso reo solvitur, merito compositio voeatur, quitt contra com- 
missum facinus, quasi re qnalitatis pondere ponitur, ad hoc videllcet, ut, 
sicut concordiae vincnlnm illato damno solvitur, ita satlsfactlone suscepla idem 
deiatpgro conjungatar. •/ 



verfassten noHjiMii Commentars «l Ontkn’« Decret (ca irr* Diät. &&>*. 
and c. 8. C. II. q. 3. inner.) auch die im Cod. Bamberg. P. 0. 48 Wird 
tritbselhafter Webe der über Capitalarium dem Jstderu» zugesobrieben. 
Wem wir nicht nnnehmen wollen, dass der Verfasser diese Behauptung 
gm* aas der Loft gegriffen hat, so miss demnach eine Tradition be¬ 
standen haben, welche eine Sammlung von CapHularien fränkischer 
Könige dem heil. Isidor (von Sevilla — der Schnitzer in der Chrono¬ 
logie ist ÜBr jene-Zeit nichts ausserordentliches) »uschrieb. Vielleicht 
liegt in dieser Thatsaohe ein Argument! mehr für die Ansicht, welche 
die beiden Verfertiger unechter Documente, Benedictas Levita und Psetdo- 
isidor, für Eine Person halt. (Vgl. Walter. $. 97. Note 12 ) Jedenfalls 
wird durch den Umstand, dass die bestiglichen Capitel den Ofecrets in 
der Sammlung fienedict’s sich nicht finden, noch nicht bewiesen, dass 
der Verfasser des Commentars eine andere Sammlung gemeint habe. 
Diese Bemerkungen lassen sich sehr wohl lediglich aus den Inscriptionen 
Gratiahe erklären, ohne dass wir anzunehmen brauchen, ihrem Urheber 
habe . das von ihm dem Isidoras zugeschricbene Weih selbst Vorge¬ 
legen. Man wüsste nicht einmal, welches Werk, 

i Eine Verwechslung mit der pteudoisiderischen Ganonensamrnhtng 
kann dieser Meinung nicht »um Grunde liegen, da der Verfasser des 
Commentars dieses. ans eigener Anschauung kannte (m. s. Maaren , 
Beiträge S. 57), also nicht annehroen konnte, dass sie eine Sammlung 
.VW Capitularien sei. 

Der Verfasser wendet eich min 11. Zur technischen Benennung der 
Glossatorenschriften. (S. 237—239.) §. 11. Unter de« Summa gehört 

die des A%o über den Codex und des Hostienfis über Gregors IX. 
Decretalensammlung zu den berühmtesten Schriften der Glossatorenaeit 
Das unterscheidende Merkmal dieser Art von Schriften ist , dass sie bei 
der Erläuterung ,der Rechtssammlungen sich nicht an die Reihenfolge 
der einseinen Gesetze oder Capitel, sondern nur der grösseren Abschnitte, 
Titel, Quästionen u. s. w. binden, nnter denen die bezügliche Lehre 
:nach einem frei gewählten Plane des Verfassers systematisch abgehandelt 
wird. Ueber das Decret, wo in derselben Distinctio oder Quästio oft 
die verschiedenartigsten Materien abgehandelt Sind, und desshalb eine 
systematische Behandlung iii der Weise der Summa sehr schwierig ist, 
Anden wir desshalb fast nur, aber sehr zahlreiche exegetische Commentare 
.grösseren oder geringeren Umfangs, und diese werden bier Summa ge¬ 
nannt. So das Werk des Johannes Faventins und das von Hognccio 
Aber das Decret. Hie und da finden sich bei diesen grössere Ausfüh¬ 
rungen , aber äusserlicb doch stets durch das nach der Ordnung des 
.Decrets su erläuternde Capitel veranlasst, zum Eingänge der. einzelnen 
Distinctionen und Quästionen. Also, wir haben hier.ejnen Apparat, nur 



dass 4M Brtiuterung niAt hi der Fora! ton GHössen 'in ttadsertr Ver¬ 
bindung mit dem cömmentlrten Rech tabu ch, sondern thrtserfich als sdfaw 
sündiges Werk erscheint. Nor die 8amma des Siecaräut von Oemonä 
heMgt bei der Erläuterung des Decrets die Methode der 8umm§. Sie 
schrillt bei des GioSmtoren aber nicht so grossem Ansdien gelangt so 
sein, and wird in späteren Schriften nicht ritirt. 

12. Jok. Andreä beseichnet den Namen Summa für das Werk 
desJoh. Faventms als Usarpation, und er nennt sie dagegen eine lectora, 
■welches Wert er aber, wie auch wohL geschieht, in der allgemeinen 
Bedentang einer Erklinmg überhaupt gebraucht. 

$. 13* Sddieselieh sagt der Verfasser IV. (S. 239 f.) mit So- 
vigng Bd. BI. S. 843. S. 190 über das Rectorut von Bologna, dass 
«die Rectoren nach den Statuten der Universität Clcrici «ein rausstei, 
and dos» Gforious hier nicht einen Geistlichen, sondern einen Studirenden 
oder Literaten beseichne. Er bestätigt diesen Sprachgebrauch durch eine 
anonyme Glosse au e. 5. Bist. XI., welche sich in einer Münchener 
Handschrift von Gmlian’s Beeret (Cod. lat. Mon. 10244. Pal. M. 244. 
vgl. darüber auch Beitrüge 8. 27. Note 1) findet. Die Glosse handelt 
von der derogatorfechen Kraft der eonsuetudo legt cöutraria. Einige 
seien der Meinung, heisst es, dass es darsnf an komme, ob das Gessts 
in odium des Uebertreters einen Nachtheil Statute, oder ob es in £a- 
vorem gewisser Personen etwas verfüge: „ut lex, quam fädt Frederictu, 
que lex dteit, quod clerid conveniantur coram magistris suis/* Dass 
Mer die Auth. Frider. Habita gemeint ist, kann keinem Zweifel unter¬ 
liegen. Die betreffende Stelle derselben lautet: „hujus rei optione data 
ochoUmbutj eos coram domhto vel magistro suo vel ipsius civitatis 
•piacopo.,. conveniat/* Seholaris und clerieus war also dem Glossator 
gleichbedeutend. Obgleich unser Ansaug sehr umfassend ist, so haben 
wir doch bei weitem niebt auf alle die emseinen werthvollen Bemer¬ 
kungen und. Erörterungen des Herrn Verfassers eingeben können. 

21. Jourdain. . Acgidii Romani de ecclcsiastica potestate. Paris 
1858. 26 p. a 

Here Jourdain hat jene* dem Aegidius von Rom augeschriebene 
Schrift de ecelesiastiea potestate nach einer Hendsohrift der ehemaligen 
Bibliothek Coibert aus dem 14. Jahrhundert herausgegeben, Aegidius, 
welcher dem Augustinerorden angehörte, war ein Schüler des heiligen 
Thomas von Aquin und Lehrer des Königs Philipp des Schönen. Aegidius 
«tollt hier die geistliche Autorität unbedingt über die weltliche. Die 
Grundsätse« wie die Ausdrücke stimmen völlig mit der bekannten. Bulle 
Uaaro sanetam überein. Wir verweisen auf die Bemerkungen, welche 
herüber in einer Anseige in der „katholische» Literaturseitung“ 1868^ 
Nr. 28 gemacht werden. ■ 
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22. Kah. Das badisch« Landrecht Mit Einsthlaat 4e* Hm d ato 
recht» nnd die Processordnung ennotirt nach den Entscheidungen der 
badischen Doetrin. Unter Hinweisung auf die bexüglichen Qesetse und 
Verordnungen für den Handgebrauch des praktischen Juristen, bearbeitet 
▼on K. Kak, grossh. bad. Amtmann (jetet Ohtramterfchter) au Heidel¬ 
berg. Freiburg im Breisgau 1856 ft 

Dieses bis auf die leiste Lieferung vollendet vorliegende» sorgfältig 
ausgearbeitete Werk eines tüchtigen Praktikers stellt die geltenden Qe¬ 
setse, die Entscheidungen der badischen Gerichte iaCmlsachea und die 
juristische Literatur des Grosshersogthuaw Baden nach der Reihenfolge 
der Sätse des badischen Landrechte übersichtlich sosatnmen. Von den 
die Stellong der Kirche und die kirchlichen Rechtsverhältnisse berührendem 
.Materien -wird, in der ersten Lieferung S. 30—60 von der Ek$,& 100 
von der Verwaltung und Verwendung des Kirekeavermtfgens, in der 
•weiten Lieferung S. 166 ft über die Zehentlasten and deren Ablösung, 
und über Kirchen- nnd Schalbsnlasten gehandelt. 

23. KuUckker. Das Eherecht der katholischen Kirche nach seiner 
Theorie und Praxis, mit besonderer Rücksicht der fn Oesterreich su 
Recht bestehenden Gesetze, dargestellt von Dr. Johann Kuttchker, Abte 
sur heil. Jungfrau in Pegrany, k. k. Hof- and BurgpfarCw su Wien. 
Kl. 5. Wibn 1857. 1015 S. gr. 8. (Man vgl. auch die vorig« Biblio¬ 
graphie Bd. HL Heft 7, 8 des Archiv’«.) 

Auch in diesem Bande finden wir wiederum den .reichhaltigsten 
Apparat von Gesetsen, praktischen Fällen und Entscheidungen und An¬ 
sichten bewährter Canonisten. Das 12. Hauptetüok (S. 1—296 enthält 
die umfassendsten Erörterungen über die Dispensation, über die Personen, 
welche Ebedispensen verleihen können, über Erwirkung der EhedispenSen 
und die Ausführung derselben. Das 13. Hauptetüok (8. 297—372) 
handelt von der Convalidation ungiltig geschlossener Ehen, und insbe¬ 
sondere auch von der sanatio in radice matrimonü; das 14. Hauptstttck 
(8. 273 — 434) von der Legitimität der Kinder. Im 15. Hauptetück 
(8. 435 — 700) wird die Gerichtsbarkeit in Ehesachen dargestellt, das 
Wesen nnd der Umfang der kirchlichen Gerichtsbarkeit und der Instensen- 
sag (der §. 371 bandek eigens von der UngiltigkeüserWärong der Ehe 
Kaisers Napoleon mit der Kaiserin Josephine, auf Grundlage einer Ab¬ 
handlung im „Katholik“ Bd. 55. 8. 58 ft), die Organisirung der Ehe- 
gerichte im Allgemeinen, die allgemeinen Vorschriften für den Ebeproeess, 
die Aufrechthaltung der ehelichen Lebensgemeinschaft, die Scheidung 
von Tisch and Bett. Das 16. Hauptetück (8. 201—1008) stellt den 
Eheprocess selbst dar, die Anhangigmaehung des Ebeprocesses, die Var- 
nntemuchung in demselben, das Beweisverfahren, das Urtheil im Ehe- 
processe, ; 



Ebllte «Reben umfiissende gäebtte Üen böchv er dienten Vst*- 

fhssers, wie sa wünschen Ist, aoeh eine neae Auflage erlebe», so glauben 
wir, ' dass das Werk tm Werth bedeutend gerönnen wfirdi, wenn der 
Verfasser «nnäehst und hauptsächlich die Resultate Seiner Forschungen 
and Stadien selbstständig kur* and bündig susammenftisste, und dnub 
Bor als Belege dasu in einer Reihe von Anmerkungen am Schlüsse Jettes 
Fkrtfgraphen die sahireieben Gesetne, Reobtsfälle und Entscheidungen 
der Congregatio concilii nnd die übereinstimmenden nnd abweichenden 
Meinungen and Argumente der bedeutenderen Canonisten susammen- 
stellte. Das Bach würde dadurch an Uebersiebtlichkeit der DanteUong 
Md bisweilen auoh an Schärfe and Bestimmtheit des Ausdrucks ge¬ 
winnen, and so noch leichter and schneller di» Belehrung aas demselben 
geschöpft werden können, welche es in so reichem Maasse gewährt. ' 
24. Die Jjtge der katholischen Kirche unter der Herrschaft des 
Staatskirchenthums im Canton St. Gallen . Denkschrift des hochw. Hm. 
/Bischofs von St. Galten gegen das oonfessionelle Gesets vom 16. Juni 
186$ an den Grossen Rath des Canton». Zweite Auflage. Mit einer 
Vorrede. St. Gallen. Verlag von A. J. Koppel. 1858. Titelbl. XXXI 
bnd 75 S. 8. (Preis 1 Franke öder 30 kr. rhefa.j 

Wir batten bereits in unserer vorigen Bibliographie Gelegenheit, *ü 
bemerken, dass diese, jetat in »weiter Auflage vorliegende Denkschrift 
in würdiger, gründlicher Weise den Reohtsbestand der katholischen 
Kirche den Staaten gegenüber historisch nachweist, and- die Ausbildung, 
die Ungerechtigkeit and Unhaltbarkeit des jetst in den meisten Ländern 
neb en wieder beseitigten Staatskirohenrechts der neueren Zeit darlegt. 
In dieser Bestehung ist die Denkschrift interessant and belehrend flir dte 
weitesten Kreise. Aber auch bei der speciellen Erörterung des Staate- 
Urebenrechts im Canton St. Gallen oder des confessioneilen Gesetses 
vom 16. Juni 1855 werden sogleich alle wichtigeren Bestehungen deb 
kirchkcben Rechtslebens und der bischöflichen Jurisdiction auch vom 
Standpunkte des heutigen Kirchenrechts, der vigens ecelesiae dtsefpiiaa 
klar und bündig aaseinandergesetst. Diese neae Auflage ist um.. eine 
sehr gediegene Vorrede von 29 Seiten vermehrt worden. Der Verfasser 
and Herausgeber der Denkschrift (Herr Domdecan Greith) hat darin die 
von den Protestanten nnd Pseudokatholiken gegen die Anforderungen 
des Bischofs erhobenen Einwendungen in gemessener, beredter, treffender 
Weise surückgewiesen. Insbesondere wird die Gehaltlosigkeit, Ungründ- 
liebkeit, und — wir sagen nicht suviel — Unredlichkeit von Hunger* 
hükier's St. Gallischen Staats kirchenrecht nachgewiesen. (Eine gute Ab¬ 
fertigung erhielt Hangerbffihier von Herrn Greith schon früher in einer 
Reihe von Artikeln im „Neuen Tagblatt der östlichen Schwei*.“ 1868k 
Nr. 94 —194. Maa vgl. raten diese Rnbrik.) Die vom Mbi diesen 
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Jahres datirte Vorrede besieht in Allgemeinen die günstige oder un¬ 
günstige Aufnahme dar Denkschrift, die Erregungen and Entgegnung*^ 
die Vergaben and mitunter 'wichtigen Enthüllungen der Zeitangen ntd 
Gegner. . Darauf wird die Ten der Denkschrift geforderte Parität and 
Freiheit beider Coafesaionen hervorgehoben and nochmals als Gegen tat» 
das» der antichristliche Staat and sein Kirchenrecht« der Jossphinisohe 
Staat and sein Kirchenrecht, der. GhtUikanismas and sei» Kirchenrecht 
Meachtet. Sodann werden die Ansichten Bossuet’s, besonders über dm 
anglikanische Staatskirchenrecht, und die von Fenelon über Kirche und 
Staat entwickelt, welche beiden auegesei ebneten Bischöfe und be* 
rühmten Gelehrten mit Unrecht bisweilen und namentlich auch von 
Hangerbühler eis Anhänger des Staatskirchenrechts aufgeführt werden» 
Febronins and sein Widerraf werden geschildert. Der Verfasser neigt, 
dass die Freiheit der Kirohe den Protestantismus nicht bedroht. Er 
.vergleicht die Lage der Protestanten in Oesterreich unter dem Josephh- 
njstnos and die günstigere Lege derselben in neuerer Zeit». Der Ver¬ 
fasser bemerkt kam and bündig, wie die Freiheit der Kirche den Steeg 
Dicht gefährdet, und sthliesst mit einer Mahnung des gefeierten Bischöfe 
Sailer an die Geistlichkeit (in seinem leisten Hirtenbriefe vom 18. April 
1832) und einem Zurufe von Görres (Kampf der Kirchenfreiheit mit 
der Staatsgewalt. 1827. S. 54) an das katholische Volk der Schwein, 
trea and nnverriiekt die Mittel and Wege der Wiederherstellung und 
Festigung der kirchlichen Freiheit and Rechte im Auge- sa behalten und 
su gebrauchen. , 

26. Lege» despre casatorie pentru catolici pein Patente« imperateaea 
dein Octobr. 1856. Pentru tote tierile imperiulu aostriei. Blasiu 1857. 
Ca triparieltt Seminariulu. 55. S. 4. 

Eine in der Seminardruckerei sa Blasdorf erschienene romanische 
Uebertragung des üsterreiebisehen Ehegesetses vom October 1856. 

26. Magazin für hannoversches Recht, heraasgegeben vom Ober- 
sppelletionsrathe Dr. v. Düring and Oberapellationsrathe Dr. Wachs¬ 
mäh. Bd. VIL Heft 2. 1857. 8 209—221: 

Wir finden hier eine Abhandlung „über die Verordnung vom 
28. April 1824 , die Religionsverhältnisse unter den christlichen RJeU- 
gionspärteien betreffend,“ von Herrn Regierungsrath Fachtmann sa Hagen-, 

Fachtmann hat in seinen „ kirchenrechtlichen Mittheilungen über 
4ns Fürstentkum Osnabrück (1852) S. 53 ff. behauptet, durch die De¬ 
claration Vom 28. September 1824 sei »war die Verpflichtung der Mit¬ 
glieder einer Confession, an den OrtsgetetUehen abweichenden Bekennt¬ 
nisses vorkommenden Falls Stolgebühren sa entrichten, nicht aber die 
analoge Verpflichtung derselben, die sonstigen Parochial- and SehallasMh 
an die Kirohe und Schule abweichenden Bekeqptntoses abstdübren, wM 
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dia {fitere Zeit inl Fflrstenthume Osnabrück sie kannte, beseitigt. Diel 
iftere Einrichtung war nämlich die, dass nur in den S. g. parochiiS 
ihixtis (mit katholischem und evangelischem Cultus) die Parochiallasten 
hach den Confessioneh gesondert auflagen; wogegen ln den parochiis 
mere catholicis die evangelischen, in den parochiis Augustanae Confes- 
kiohi addictiS die katholischen Eingesessenen gleich Parochianen die 
ParoChiallasten mit *u tragen hatten. 

Der Regierung8rath Briiel hat in seinem Beitrage zur Lehre von 
den Kirchen- und Schullas len S. 13 diese Ansicht von Fachtmanh be¬ 
stritten, und die Declaration von 1824 auf aüe parochialen Leistungen 
besogen. Hiergegen wendet sich nun die vorliegende Abhandlung Facht- 
mann’s, aus der wir das Folgende hervorheben. 

Es ist jede Art gegenseitigen Pfarrswanges durch §. 1 der De¬ 
claration aufgehoben, d. h. die Beschränkung der Freiheit der Einge¬ 
sessenen einer Parochie, wornach dieselben die Vornahme der actuS 
ministeriales und die Befriedigung gewisser kirchlicher Bedürfnisse aus¬ 
schliesslich bei ihrem parochus su suchen haben; nicht aber die Ver¬ 
pflichtung, die Kirchen-, Pfarr- und Schulgebäude su unterhalten. Diese 
Bedeutung von Pfarrswang findet sich auch in Schtegel’s Particular- 
kirchenrechte. Bd. II. S. 248. 266 und in dem baierischen Religions- 
edicte vom 26. November 1818, auf welches in einer Mittheilung des 
hannöver’schen Justisministeriums vom 8. Jänner 1824 verwiesen werde 
und das dem hannoverschen Gesetse »um Vorbilde gedient habe. 

Die Beseitigung des Stolgebührenattspruchs des Klerus leitet Facht» 
mann überall nicht mit Briiel aus fl. 1 , sondern aus §• 2 der Declara¬ 
tion ab, indem er den Ausdruck „Geistlicher“ für gleichbedeutend mit 
cleras (major und minor) nimmt, während dagegen Briiel die Declara¬ 
tion, nachdem sie im §. 1 den Stolgebiihrenanspruch beseitigt hat, im 
$. 2 denselben Anspruch nochmals mit breiten Worten anfheben lässt; 

Wenn nach Briiel der $.4 der Declaration, welcher dingliche Lei» 
stungen an Kirchen, Pfarren und Schulen aufrecht hält, beweisen soll, 
dass auch die vorhergehenden Bestimmungen die Leistungen an Kirchen 
Und Schulen überhaupt und «war die nicht dinglichen betreffen: so ver¬ 
mag Fachtmann diese Schlussfolgerung nicht als richtig susugeben.' 
Wollte man auch den Gegensats von §. 1—3 und $. 4 mit dem Gegner 
darin Anden, dass im erstem die persönlichen, im letstem die ding» 
liehen Leistungen abgehandelt werden, so würde man nach der ebed 
begründeten Deutung des Worts Pfarrxwang sagen müssen, der Gegend 
sats des ■§. 4 ist weiter gespannt, als sein Vordersats, es liegt in ded 
5$. 1—3 ein omissum rücksichtlich der nicht dinglichen Leistungen ad 
Kirche, Pfarre, Schule vor. Man könnte das beklagen; aber aus der 
Declaration Hesse sich für das fragliche Gebiet nichts ableiten. Uebrfgend 
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ifrt; der von Brüel suppoairte Gegensatz nicht begründet, es uft, gm; 
«ickt Zweck des Erlasses von 1824, das gange Gebiet der lyeistongen 
an Geistliche, Kirchen and Plärren gesetslich zu regeln, sppdern nur 
des, den Art. 16 zu dedarirsn, die Folgerungen, welche sich in, der 
fraglichen Beziehung daraus ergeben, aber auch nur diese —. *u sieben. 
Giess geschieht in den $$. 1 — 3. Per Begriff von herrschender und 
geduldeter Kirche (in welcher letzteren Lage sich die Katholiken und 
Reforjairten in den alten hannoverschen Provinzen bis nur französischen 
Oceupation befanden, ein Zustand, der nach Beseitigung der Fremdherr¬ 
schaft wieder hergestsllt werden w*r), der Zwang, wegen Aintsverrich- 
tungen den Geistlichen anderen Bekenntnissen angehen su messen, die 
Pflicht, ihm Stolgebühreu oder andere persönliche Abgaben ohne eins 
entsprechende Leistung seinerseits zu zahlen, jede Beschränkung der 
freien EeMgionsübung wird für beseitigt erklärt. Damit hat die Declp-s 
ration ein solche ihr Ende erreicht. 

Die auf Höfen, Häusern und Grundstücken haftenden dinglichen 
Verpflichtungen gegen Kirchen, Pfarren und Schulen, werden nach def 
Gesetzgebers Ansicht von dem Art. 16 der deutschen Bundesacte, zu 
deren blosser Auslegung und Anwendung der Erlass vom 28. Sept. 1824 
erging (vgl. auch das ausführliche Gutachten des Justiz-Departements 
vom 14. August 1824) gar nicht betroffen; sie hleiben in ihrem bis¬ 
herigen Bestände, und es ist der Zweck des $. 4, dem Missverständ¬ 
nisse vorzubeugen, dass -der Art. 16 auch an ihnen etwas geändert habe. 
Erschöpft die Declaration nicht das ganze Gebiet persönlicher «paroohialer 
Leitungen, so darf man nicht das fehlende aus einem supponirten Gegen¬ 
sätze ergänzen wollen. 

Der wahre Gegensatz zwischen S. 4 und den $$. 1—3 ist nadj 
Fachtmanns Ansicht nicht der der dinglichen und persönlichen Verpflich¬ 
tungen, sondern der der durch den Art. 10 beseitigten und der vop 
ihm nicht betroffenen Leistungen. Der $. 5 fügt dann die erforder¬ 
lichen Aosführungsbestimmungen wegen der Kircbenbuchsfübrong «9 
ff. 1—3 hinzu. 

Für diese und zugleich gegen die andere Auffassung, spricht noch 
ein erhebliches Moment. Genetzt, es hätten Bestimmungen nicht bloss 
Über Stolgebühren und ähnliche Leistungen an den Klents über die (ano¬ 
malen und selteneren) dinglichen Verpflichtungen gegen Kirchen, Pfarrei} 
und Schulen, sondern auch über das umfassende und wichtige Gehiet 
der subsidiären Baulast der Parochiapen getroffen werden sollen, würde 
dieses mit einem blossen „dagegen“ abgemacht .sein? Während def ff*r 
griff „Pfarrzwang“ im gegnerischen Sinne in Ansehung der Stoigebflbrea 
und ähnlicher Leistangen an den Klerus im S. 2 und 3 eise fernere 
breite Aujpeinanderleguag erfahren, sollte die Baplapt, welche erfabruags* 
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nissig su vielen Zweifeln Anlass gibt, keines ferneren AuSdrUckeS ge- 
würdigt, darek einen blossen Gegensatz abgefunden sein? 

Wie and wo bat denn aber der Gesetzgeber die Baulast unter- 
bringen wollen? 

Struben begründet im 4. Theile Nr. 116 seiner rechtlichen Bedenken 
den 8atz: Müssen non die einer anderen Religion Zugetbaneta die onera 
paroehialia personalia übernehmen, so können sie viel weniger ver¬ 
weigern , au dem Bau einer Kirche Beitrag na thuu, weil dieses ein 
onas mixtum, wo nicht reale ist. Dieser Ansicht scMiesst sich Schlegel 
Kirchenrecht IV. S. 100 an: „Wenn indessen ein Katholik oder Re- 
formirter in einer evangelisch - lutherischen Panoahie ansässig ist f so 
liegen ihm in dieser Hinsicht auch die Parochial-Pflichten auf, da man 
durch dessen Aufnahme und durch den ihm gestatteten Erwerb voü 
Gütern die der Kirche einmal beigelegten Einkünfte oder die senkt na 
deren Unterhaltung su leistenden Beiträge nicht hat vermindern wollen, 
„Er versteht diess auch von den Realpflichten, wozu ein in Rücksicht der 
innerhalb der Parochie belegenen Güter au leistender Beitrag gewisser- 
ma8sen su rechnen ist.“ Diese Ansichten blieben bis 1824 in den alten 
hannoverschen Provinsen in Geltang. 

Die neueren Provinsen anlangend, resoribirte dieselbe Hand, welch» 
die Declaration eingeleitet und abgefasst hat, noch unterm 17. Mai 1821 
auf ein Gesuch der evangelischen Eingesessenen von Berge im Fürsten- 
Auma Osnabrück wegen Befreiung von den Bau- und Unterhaltungs¬ 
kosten der katholischen Schule, sowie von den Beiträgen su den Kosten 
des inneren katholischen Cultus daselbst, „ihrem Gesuche könne niokt 
gewillfahrt werden, denn jene^Unterhaltungsbosten gehörten su den, den 
Colonaten anklebenden Real-Parochiallasten, in Ansehung deren die 
früheren Verhältnisse fast in allen Kirchspielen des Fürstenthoms Os¬ 
nabrück aufrecht erhalten worden seien.“ 1 

Von solchen Ansichten ausgehend, hatte man denn 1824 vor Erlass 
der Declaration im Cultusministeriam wohl Bedenken, ob man auch den 
lutherischen Geistlichen ihren bisherigen Stolgebührenbesug ohne Ent¬ 
schädigung nehmen könne und beruhigte sich darüber erst in Folge 
eines ausführlichen Exposes des Justizministeriums. Dass aber die 
Ms onus' mixtum, oder als onus reale angesehene, nach Grundstücken 
and Häusern getragene Baalast gleichfalls durch den Art. 16 der D. B. A» 
Haus- und Hofbesitzern einer anderen Confassisn abgenontmen sei, darag 
dachte man nicht einmal, oder doch nur so weit, dass man diesem im* 
thume im S. 4 einen vermeintlichen Riegel vorsnschieben beschloss. 

Jene Auffassung hat sich swar in Folge der späteren Reclamationen, 
Welche er et die Declaration hervorrief , so umgestaltet, der Ansats sü 
einer gewohnheitsrechtlichen Behandlung der Baulast als dingliche »Last 
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Ist durch dis’ erstatteten Gutachten des JaätismftHsteriutns and dis 
spätere Rechtsentwicklung . (vgl. Feehtmann's kbrchenrechttiche Mittei¬ 
lungen) so gründlich gebrochen, daäs man jetdt erst durch Studium sich 
die früheren Anschauungen wieder vergegenwärtigen muss. 'Nack Fachmann 
ludet es aber keinui Zweitel, dass man bei Edens der Declaration mit 
dem §. 4 das ganse Gebiet parochialer Leistungen an Kirchen; Pfarren 
Schalen, welche man als dingliche fasste, treffen wollte. Man urtheilt 
just anders. Soviel ist aber klar , wenn man gegenwärtig den wich¬ 
tigeren Theil der fraglichen Leistungen als nioht unter den $. 4 fallend 
ansieht, und ihn auf Grund eines Gegenaatses sum §• I unterbringen 
will, so irrt man. Man muss vielmehr sagen, jene frühere irrige An¬ 
sicht hat. veranlasst, dass die fraglichen Kosten da, wo man sie ab- 
bandeln wollte, im 8. 4 nicht abgehandelt sind; die Declaration von 
£824 enthält keine positive Bestimmungen über die nicht dingticken 
Leistungsverbindlichkeiten gegen Kirchen, Pfarren, Schulen. 

Ein Argument für diesen Sats aus der Zeit nach 1624 tat noch 
naehsutragen. Ate dis nach 1824 fortdauernde, oben erwähnte Beitrags- 
verhfiltniss im Osnabrück’schen Weiterungen veranlasgte, beabsichtigte 
das Cultusministerium läut Rescripts vom 3. Märs 1829, nachdem das 
Justisamnisterium sich für He Personalität jener Last ausgesprochen 
hatte , eine gesetsliche Regelung dahin, dass die Parochianen künftighin 
nur su den Raalasten dev Kirchen und Schulen ihrer Confeseion beisu- 
tragen hätten, and beauftragte mit dieser Arbeit eine confessionell ge¬ 
mischte Commission. Hätte die. Declaration von 1824 die > persönliche 
Banpflicht gegen Parachien anderen Bekenntnisses, wie Brüel glaubt, 
bereits aufgehoben gehabt, wosu dann noch gesetsliche Regelung dessen, 
was genagelt war? — Da aber das Cultusministerium die gesetsliche 
Regelung für erforderlich hielt, musste es doch wohl von der Ansicht 
aasgehen, die Deckration habe , hier nach nicht eingegriffen. (Vgl. 
Faehtmaan. Kirchenr. Mittheil. S. 24. 56.) 

Hiermit steht denn auch völlig im Einklänge, dass im Osnabrück’seken 
die kirchliche Baulast bis in die nhueste Zeit trots der Deckration ln 
den rein katholischen und rem evangelischen Kirchspielen i von den 
Kirchspiekgenossen abweichenden Bekenntnisses, so viel die nur Sprache 
gekommenen Fälle ergeben, ferner mitgetragen ist. Fsehtmsnn bemerkt 
auch, dass der in seinen kirohenrechtlichen Mittheil an gen bereits ange¬ 
deutete sehr erhebliche Zweifel gegen die Rechts beständigkeit der De¬ 
ckration wegen Unterkssang der Pubücation in der 1818 vorgeschrie¬ 
benen Form von Brüel übergegangen werde. Wie Aon aber die 
Declaration, so enthält auch der Wortlaut dde Artikels 16 der 



R B. A. *) 'keine positive Anordnungen rfleksicfltTfch der persönlichen 
kirchlichen Baulast. Der bisherige Rfecfctsknstand blieb unberührt. Es 
hat dieses Fachtmann in seiner hirchenrechtßcfaen MittheOun^ S. SB *u 
begründen versucht. Einem dort gebrauchten Argumente -widersprach 
Brflel. ' 

Fäehtmamn hatte nSmlteh darauf aufmerksam gemacht, dass dhi 
neuere Bcholgesetsgebung für Osnabrück das ältere, angeblich 1924 be^ 
seitigte Prhicip über die Paroebiaibaulast 1 in den Jahren 1849 htfd 1951 
ln Ansehung der Schullast wieder reactiVirt habe. Die Bewohnerdei 
feehulbesirks, welche einem anderen Sthidverbattde Picht angehöfreni 
haben darnach dem Lehrer den durch Herabsetzung des Schulgeldet 
herbeigeführten Einnahmeverlust nach dem Fuase der gesammten dtrecteh 
Steuern tu ersetaen. Es müssen also,- wo nicht (analog den ptrochiis 
tnixtrs) swei Schulverbände, sondern entweder 1 (analog den paroebfii 
taere catbolicis oder mere evangelicis) ein käthblischer oder ein evan-^ 
gdfecher Verband (Iber einen Betirk sieb erstrecken, dis evangelischen 
Bettvohner des katholischen Besfrks für die katholische Sehulanst&lt und 
umgekehrt Bteuern. Brüel sagt hierüber: „Der von Fachtmann niUÜt 
berücksichtigte wesentliche Unterschied aber ist der, dass die Beitrag#^ 
pflieht nicht wie beim Pfarrtwange auf die Unterordbubg einer ^Con- 
fession unter die andere, als die Über jene hernschehde, basitt iSf; dass 
desshalb auch die Begründung eines Scholverbandes der anderen Con-* 
fession für den Betirk, für welchen bisher nur ein Schal verband der 
einen Confession bestand, unverwebrt ist, und dass mit der Begründung 
eines solchen Scholverbandes jede BeitragSpfltcht der Bekänher dir «h 
deren Confession für die ihnen fremde Schule aufhört.“. 

Fachtmann entgegnet darauf, ein Fortbestehen des Pfsrrtwangs 
und der Unterordnung einer Confession unter die andere nie behaupte! 
au haben. ■ In den Beiträgen dagegen der evangelischen Bewohner rein 
katholischer ParoeHen tu deren Bedürfnissen, and in • der 1848 ge-^ 
sehaffesen Beitragspüicht der evangelischen Bewohner eines Bezirks, über 


J ) Der Artikel >6 der D. ß. A. lautet; „Die Verschiedenheit der christlichen 
Religionsparteien kann in den Landern, und Gebieten des deutschen Bundes 
keinen Unterschied in dem Genüsse der bürgerlichen und politischen hechte 
begründen;“ Referent Vernahm, dass der 185f verstorbene Rath Johann 
Friedrich Heinrich Schlosser, weiter itaf den* Wiener Congresse thätftg war* 
geäussert hat, es sei Anfangs eipe dJür^ct für die Religionsfreiheit derphijift-r 
liehen Confessionen günstigere Fassung des Art. 16 beabsichtigt worden; man 
sei aber davon abgegangen, als das Bedenken erhoben worden sei, Preussen 
werde danri eine Schutzherrlichkeit über die Protestanten in Oesterreick In 
Anspruch tu nehmen soeben. V. 

. »mtf* muh. ßrcMem-rnkl /n. Btnd. ’ 48 ’ 



welche* sich Rar ejj» katholischer Schulverband erstreckt,: na dessen 
ßehulbedürfnissen —* sowie umgekehrt katholischer Bewohner rein evan¬ 
gelischer Paroehien oder Schulhenirke .vermag Fachtmann kernen wesent¬ 
lichen Unterschied nu entdecken, denn nicht bloss den andersgläubigen 
Bewohnern des Schulbesirks ist die Begründung einer Schule ihrer Con- 
j^gsion unbenommen, sondern auch den andersgläubigen Bewohnern einer 
Paroehie die Begründung einer Parocbie ihres Bekenntnisses» Die er» 
fiepen treten dadurch in die Categorie der Beshrke, über welche sich 
fwei Schulverbinde erstrecken , die letsteren in die Categorie der paro- 
chiae muta«. Die Schwierigkeit liegt nur darin, dass Paroehien und 
Scholbesirke sieh nicht ohne Weiteres schaffen lassen, sondern von Be¬ 
dingungen abhingen. 

Fachtmann hat daher daraus, dass man 1848 und 1841 Verpflich¬ 
tungen trots des Art. 16 gesetzlich nett begründete, welche den älteren 
Osnabrück’schen Leistungsverbindlichkeiten der Bewohner einer Paroehie 
abweichenden Bekenntnisses gegen diese völlig analog sind, den Schiass 
gesogen, es sieben derartige Verpflichtungen und Leistungen, bei welchen 
die coofessioaelle Paritit völlig gewahrt ist, nach besserer jetniger Auf¬ 
fassung mit dem Art. 16 nicht im Widerspruch. 

Fa c htmann sagt, Brüel gerathe mit sich selbst in Widerspruch, 
wenn .er die ältere Osnabrück’sche, auf strenge Paritit gegrüadete Pa» 
rochial» und Schulbeitragspflicbt der Bewohner von Kirchen- und Scbal- 
besirken abweichenden Bekenntnisses als unvereinbar mit dem declarhrtan 
Inhalte tinas Fundamentalgesetses des Bundes, und desshalb für beseitigt 
erklärt, und andererseits eine Schulbeitragspflicht völlig gleicher Art ge- 
setslich neu begründen hilft. 

So weit die Abhandlung von Fachtmann im VH» Bande den 
Magaflns. 

Im Magaxin für hannoversches Recht Bd. VHI. Heft 1 (1848), 
S. 36-*» 43 wird nun von Herrn Obergerichtsanwalt Dgkheff IL noch 
ein oberstgerichtlkhea Krkeantniss Uber die Dinglichkeit der Kirche n- 
lastcn mitgetheilt, welchem vom Oberappellationsrath Dr. Wachsmuth noch 
einige Erörterungen beigefügt werden. Der Letstere hatte sich auch 
schon früher im „Maganin“ über diese Frage vernehmen lassen. 

In swei Aufoitsen im V. Bde. des „Magazins“ hatte Oberappel- 
Utionsrath Wachsmuth su neigen gesucht, 1) Welche Umstände in den 
titeren Provinnen des Königreichs Hannover geeignet gewesen seien, 
•ine RechtsbUdang na bewirken, nach welcher die kirchliche Baulast als 
eine dingliche Last nu betrachten sei; 2) welche äussere Erscheinungen 
das Vorhandensein einer solchen Rechtsbildung erkennen lassen. Das 
Erkenntnlss des obersten hannoverschen Gerichtshofs» (Meganin Bd. VHL 
S. 86 ff.), welches auch In unserem Archive im Anhangs mitgsthsüt 
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wird) stimmt mH Weebemuth in Besag auf die Kriterien jener Rechte^ 
htldong — Herensiehung von Grundbesitsern anderer Conlession, tob 
Forengen and Corporationen überein. BrQel auch hatte nicht sowohl 
in dieser Besiehung gegen Wachsmuth’s Ansicht gestritten, als vielmehr 
das Vorhandensein jener Kriterien in den betreffenden Landcatheilen in 
Abrede gestellt, wenigstens in der Allgemeinheit, in welcher Wachsmuth 
dasselbe behauptet hatte« 

Gegen Wachsmuth und des höchsten Tribunals Auffassung trat 
wiederum Professor Herrmann in Güttingen auf in einem (bereits, ik 
der vorigen Bibliographie uhseres Archiv’s kur» in Besug genommenen) 
Abhandlung: „Zar Lehre von der rechtlichen Natur der KireheolsBtonf* 
in der „Zeitschrift für deutsches Recht. 1 * Bd. 18. Hft. 1. p. 29. Her*- 
mann sucht in diesem, auch su besonderem Abdrucke gelangten Ast* 
satse su sefgen, dass die Erscheinungen, welche eben angedentet worden, 
mit Unrecht als Kennsciches der Dinglichkeit der Last angesehen werden, 
weil sie auf anderen Gründen beruhen können. WaehssMth erwidert 
(Mago*. Bd. VIII. 8. 43 f.), gegen die betreffenden Argumente lasst 
sich Manches geltend machen; er würde gern (nach Henüann’a Aus¬ 
druck) die Prineipieafrage ablehnen, wenn jene Erscheinungen anerkannt 
würden. Hermann’s Worte, womit derselbe Ihm am directesteo' eüt- 
gegentrete, theile er den Lesern des Magasins um so uubedettklicher 
mit, als sie auch am offenbarsten ihre Widerlegung in sich selber trügen. 
Hermann sage: „Obschon die Kirchenlasten ihren dinglichen Anseheia 
am meisten durch ihre, besonders im gleichen Repartitionsfasse, in der 
Anwendung der gleichen Exerationsgründe u. dgl. hervortretende iden¬ 
tische Behandlung mit den bürgerlichen Gemeindelasten gewonnen bähen, 
so lässt sich doch auch hierauf der dingliche Charakter schwerlich 
gründen. Wenn nämlich auch in der eingebildeten Vorstellung, welche 
sich durch die Unfähigkeit, das bloss Verbundene von dem Identischen 
su unterscheiden, besonders charakterisirt, Kirchliches und Bürgerliches 
ab ein ununtersohbdenes Ganses aufgefasst werden mag, so bleibt es 
doch ein absoluter, durch Bekenntnisse und 8taatsacte unverbrücbltok 
sanctionirter Rechtssats, dass beide »toei verschiedene Gemeinwesen sind. 
Wie hier und dort der Rechte- und Pfliohtengrund Tür die Einseinen 
durchaus diffierirt, so stellt sich auch in den objeettven Gliederungen 
beider Gemeinwesen eine Zweiheit naoh Mitteln und Zwecken durchaus 
verschiedener Lebensgebiete dar. Diess ist die Rechtsanalogie, an 
Welcher steh hier die Bedeutung aller rechtbildenden Thatsachen messen 
bssen man.. Keine eonfuse Identitfttsvorsteliung vermag gewohriheite- 
rechtlich und auch gesetslicb eh» Einheit su schaffen, in welcher jener 
Unterschied aofginge. Man möge die Gemeindepflichten toi beiden Ge- 
mefariresen noch so lange als unterschiedsloses Ganses gedacht und be- 

48* 
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handelt haben, sie bleiben .doch der Inhalt sweier Sowohl ideal, als in 
der rechtlichen Wirklichkeit verschiedener Lebens- und Rechtskreise. Es 
gibt doch keine Gemeinde- Schlechthin, sondern nur bürgerliche und 
‘kirchliche Gemeindelasten 14 u. s. w. 

Wachem uth bemerkt dagegen, er vermöge in der That nicht so ha- 
greifen, wie alles dieses gegen die Behauptung sutreffe, es habe sinh 
gewohnheitsrechtlich für die nach Grundbesitz repartirte kirchliche 
'Saulast ein Reiches Princip, wie für die ebenso repartirte Last der 
bürgerlichen Gemeinde gebildet. Wie dabei von Identität, von, einer cen- 
fusen (consumirenden) Vorstellung einer Identität, vom Aufgaben des 
Unterschiedes der bürgerlichen und der kirchlichen Gemeinde, voneiner 
Gemeinde schlechthin, oder von Gemeindelasten schlechthin die Rede sehe 
hSörfne? — In einem Zusatse su dem Aufsatse Hermanns, welcher 
übrigens gewiss sehr geeignet sei, die schlimme Streitfrage weiter su 
instruiren, habe Reyscher (der Herausgeber der Zeitschrift für deutsches 
Hecht) selbst vom gemeinrechtlichen Standpunkte Bedenken gegen die 
Gruhdansiohten Hermann’s angedeutet. 

27. Manual completo de desamorlixaciOn civil y ecleaiistici, por 
IK Ign. Miguel y D. Jose Heus. Madrid 1756. Duron. (1 TMr. 
48 Sgr. 

28. Memoire et dispositions sur les hglises et biete conveatuels 
de la Maldavie. Reglement pour la reorganisation de l’instruction publique 
dans ld. Prineipauih de Moldavie. Publies par ordre du Departement 
des Gultes ei de l’Iastruction publique. Jassy 1857. (1 Thlr.) 

29. Mouatshlatt für christliches Unterrichts- und Erxiekunge- 
wesen. Münster 1858. Jahrg. XIII. Hft. 2. „Das wilrtembergiiche 
Cohcordat und der öffentliche Unterricht (nach den historisch-politischen 
fiiüttern.) 

30. MiÜinen E. F. von , Helvetia sacra oder Reihenfolge der kirch¬ 
lichen Oberen und Oberinnen in den ehemaligen und noch bestehenden 
innerhalb dem gegenwärtigen Umfange der sch weiserischen Eidgenossen¬ 
schaft gelegenen Bisthfimern, CoUegiatstiften und Klöstern. Erster 
Theil. Quer-Folio. (Br. 7 Flor. rh. oder 4 Thlr.) 

31. Hello stato di legale separaxione di letto e di mensa con- 
tinua nel eonjugo offeso »1 diritto di accusa per adulterio? (Estntto 
dell’ Eco dei Tribunali, Ser. I.) Venesia 1857. Tip. delia Gassetta. 
46 Sgr. 8. 

32. Heues Tagblatt für die östliche Schwei*. St. Gallen. Verlag 
von A. J. Köppel. 1858. Nr. 94 —104: ,JHe Extravaganten xum 
Staatskirchenrecht des Herrn Hungerbühlerl * 

In diesen mit grosser Frische, aber auch in einem darehaUs wir*» 
digen Tone geschriebenen Aufsätsen, als dertn Vertaner uns HerrDam- 



deean GrtHh genannt wurde, wird di» gegen die Denkschrift boeh- 
wtirdfgsten Herrn Bischofs ton 8t. Gallen gerichtete Schrift ven Hanger- 
bfthler (das 8t Gallische Staatskirchentecht. Man vgl. darüber die vorige 
Bibliographie) Schritt für Schritt auf’s schlagendste widerlegt Dfer 
Verfasser weist umständlich nach, wie Hongerbühler falsche Thatsaofaen 
berichtet, erfanden, den klaren Sinn der bischöflichen Denkschrift ent- 
stellt hat, und wie die verschiedenen französischen und deutschen Bi¬ 
schöfe und Schriftsteller, welche Hungerbühler als Adtoritäten für sein# 
staatskirchlichen Ideen cittrte, gerade das Gegentheil davon lehren. (Man 
vgl. auch oben dieRabrik: ,J)ie Lage der katholischen Kirche“ eic.J 

33. Reichensperger. — Perlamentarieche Reden der Gebrüder 
August und Peter Dranx Reichensperger. Als Material sn einem 
Charakterstück der grossdeutschen und katholischen Section 1848—1857. 
Mt Genehmigung der Autoren heraasgegeben. Regensburg, Verlag von 
Georg Joseph Mens. 1858. XXUL und 1087 S. gr. 8. 

Die Gebrüder Reichensperger, der ältere, August, Appellationsge- 
riehtsrath so Köln, und der jüngere, Peter, jetst Obertribunalsrath so 
Berlin, die Führer der Katholiken in den prenssischen Kammern, welche 
für die Verwirklichung der religiösen Freiheit kämpfen, and die Rechte 
der Kirche vertreten, sind entweder Beide oder doch wenigstens Einer 
von ihnen bei allen wichtigeren dort verhandelten Fragen aafgetreteh. 
Das vorliegende Werk stellt die Reden der Gebrüder Reichensperger 
snsammen, and gedenkt auch der Thätfgkeit vieler hervorragenden 
Männer, die sich nebeB ihnen geltend machten. Unter den für das Recht 
der Kirche überhaupt und insbesondere die neuere Entwickelung des Preus- 
sisehen Staatslebens im Verbftltniss zur Kirche wichtigen Fragen kommen 
insbesondere folgende Punkte In Betracht. Im Erfurter Volkshaus von 
1850 die Rede von Reichensperger I. dagegen, dass das Christen¬ 
thum eine nationale Religion und die christliche Kirche eine nationale 
Kirche sein solle; (S. 110 fg.) die Rede von Reichensperger D. über 
die Freiheit des Unterrichts und die nothwendige religiöse Grundlage 
der Erziehung und des Unterrichts. (S. 112 fg.) In der preussischen 
Kammer im November 1819 die Verhandlungen über Art. 11—16 der Ver¬ 
fassungs-Urkunde über das Verhältniss von Staat und Kirche (8. 249 fg«) 
über die Unterrichtsfragc zu Art. 17—23 der Verfassungs-Urkunde (S. 
259 fg.); im Mai 1851 eine Rede von Reichensperger, worin er Ge¬ 
legenheit hatte, sich über die Wirksamkeit der katholischen Orden, für 
christliche Nächstenliebe, insbesondere derer für Erziehung von Waisen 
so Hassern. (S.307 fg.); im Februar 1853 die Verhandlungen über den 
von WaMbott-Bornheimtechen Antrag, betreffend die Beseitigung der Be¬ 
schränkung in Abhaltung katholischer Missionen so wie in der Ausbildung 
und Niederlassung katholischer Geistlichen; (S. 403—495) das wieder- 



holte Aadringtto der Katholiken auf Parität besüglicb des Etats für 4m 
Bf inistetiam der geistlichen Unterrichte- und Medta’nalangelegenhaitafc 
im Hai 1853 (S. 503—515), and im April 1853 (8. 621— *34), and 
im Zusammenhänge damit die Verhandlungen über 400,000 Thnler M 
königlichen Gnadenbewilligungen, im Mär» 1854 (S. 575 fg) und den 
Antrag von Otto betreffend die Verwendung der katholischen Stifttmgsri 
fonde, im April 1854 (S. 635—655) und im April 1856 (8. 935—r 
044); Ober die Staatspfarrgehalte der evangelischen und katholischen 
Geistlichen am linken Rheinofer, gegen Ende Mars 1855 (S. 760— 
763); gegen Wiederherstellung der Steuerfreiheit der Geistlichen, Schul¬ 
lehrer und Kirchendiener, am 17. Mär» 1854 (S. 578—580 fg.) und 
am 8, Mai 1857 (S. 1078 fg.); die Frage über die Durchführung der 
verfassungsmässigen Rechte der Juden im Februar 1855 (8.696—703); 
Ober die Anträge des Abgeordneten Wagner betreffend die Aufhebung 
der Art. 4 und 12 der Verfassung (Gleichbeit der Personen vor dem 
Gesetse und Unabhängigkeit der staatsbürgerlichen Rechte vom religiösen 
Bekennte») im Mär» 1856 (S. 847—866); über den Vorwurf des Mini- 
sters, der kathol. Klerus fraternisire mit der Democratie gegen Russland, im 
Deeember 1854 (S. 665—952), über die Erhebung der Akademie in Mttn- 
ster su einer katbol. Universität, im April 1856 .(8. 944—952), über den 
Antrag v. d. Horst auf Beschränkung des su frühen HeirathenS gegen Ende 
April 1856 (S. 955—959), über das Ehescheidungegesets im Februar 
1852 (8. 975—1003), über die christkatholisehe Gemeinde su Berlin im 
Februar 1852 (S. 972—975), über die Ertheilung des Religionsunter¬ 
richtes in den freien Gemeinden im Mai 1857 (8. 1080—1082.) Jedem 
Abschnitte sind kurse Einleitungen beigegeben. Die ganse Zusammen¬ 
stellung verdanken wir dem Fleiese eines jüdischen Studenten der Rechte, 
der proprio motu sich an die für uns werthvolle Arbeit gab u. naeb 
der Vollendung die Genehmigung der Autoren einholte. Wir können 
aus diesem Werke nebst Rönne’s Staatsrecht (vgl. unten den Art.) und 
•Vogt’* Kirchenrecht (vgl. die vorige Bibliographie) uns eia Bild des 
heutigen kirchlichen Rechtslebens in Preussen schaffen. 

34. Richter. — Lesebuch des katholischen und evangelischen Kir¬ 
chenrechts mit besonderer Rücksicht auf deutsche Zustände, verfasst von 
Aemiliut Ludwig Richter, Ordentl. Prof, der Rechte und Mitglied dos 
evangelischen Oberkirchenraths *u Berlin. Fünfte umgearbeitete Auflage. 
Leipsig 1858, XVL und 837 8. gr. 8. (Preis 3 Thaler.) 

Wir begnügen uns damit, hier das Erscheinen dieser fünften viel¬ 
fach vermehrten und umgearbeiteten Auflage vorläufig kurs su registri- 
ren, und dabei den Wunsch aussudrüeken, der gelehrte, umsichtige Ver¬ 
fasser möge die in der vorigen und noch mehr in der jetsigen Anlage 
hervortretende polemische Teudens gegen die Lehren und das Recht der 



katholischen Kirche künftig wieder aufgeben, and su dem bürgeren and 
unbefangeneren Standpunkte der Objectivitfit surückkehren, welcher die 
ersten drei Aaflagen seines Lehrbuches im Allgemeinen ausseichnete. 
Aach die oft sehr anfruchtbaren and hüchst persönlichen Bemerkungen 
gegen Walter, welche sich so vielfach durch das Buch hindarchsiehen, 
gereichen der fünften Auflage keineswegs sur Zierde. Wosa bedarf es 
einer solchen Gereistbeit bei wissenschaftlichen Erörterungen t Walter 
hat sogleich eine Entgegnung „zu Richters Kirchenrechl“ (Bonn 1858, 
14 S. 8;) erscheinen lassen, worin er in genügender Weise and in 
«ehr würdiger and milder Form die näheren Belege and Aaseinander¬ 
setsangen sa den in der 11. Auflage seines Lehrbaches ausgesprochenen 
Behauptungen gibt, durch welche sich Richter hauptsächlich so sehr 
verletzt sah. 

Richter hat seinem Bache als Anhang jetzt nicht mehr die neueren 
Concordate and 8taatskfrchengesetse, sondern (S. 749—810) eine Reihe 
ton Urkunden sar Geschichte der Entwickelung einseiner Rechts- 
institate beigefügt. Insofern als solche Urkunden sur Veranschaulichung 
eines Institutes dienen, and sie, als ton Wirklich im betreffenden Falle 
competenten Urhebern aasgegangen, auch wirkliche eigentliche Rechts- 
sitse enthalten, haben sie anstreitig grossen Werth. Ging eine Urkunde 
aber nicht ton den für den betreffenden Act competenten Behörden aas, 
so kann ihr Inhalt auch nicht sur Begründung ton Rechtss&tsen dienen, 
sondern so hat, wenn ihr Inhalt sich wirklich factisch geltend machte, 
jener nur einen negativen Werth. 

35. Rönne. — Das Staatsrecht der preussischen Monarchie. Von 
Ludwig von Rönne. Bd. I. das Verfassungsrecht. Leipsig 1856. XXI. 
und 729 S. gr. Lex. Octav. 

Das ausgeseichnete, sorgfältige, neue, preussische Staatsrecht ent¬ 
hält auch einen längeren Abschnitt (S. 638—696) von dem Verhält¬ 
nisse des Staates sur Kirche und Schule. Wenn wir auch nicht voll¬ 
ständig den Standpunkt des protestantischen Verfassers theilen, und dem¬ 
gemäss einigen Ansichten und Auffassungen desselben nicht beistimmen, 
so müssen wir doch die grosse Sorgfalt und Objectivität anerkennen, 
womit er die älteren und neueren Bestimmungen über das Verhältniss des 
Staates Preussen sur Kirche und su anderen Religionsgesellschaften, von 
dem verfassungsmässigen Grundsätze der Selbstständigkeit der christ¬ 
lichen Kirchen und der anderen Religionsgesellschaften, von den bis¬ 
herigen Massregeln sur Ausführung des Art. 15 der Verf.-Urkunde, und 
die allgemeinen Grundsätze und die historische Entwickelung in Betreff 
des Verhältnisses des Staates sur Schule, die Glrundsätse der Lehr- und 
Lernfreiheit, der Unterrichtsfreiheit, von der Verpflichtung des Staates 
sur Sorge für ausreichende Unterrichtsanstalten, der Staatsangehörigen 
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Zur Benutzung dpr üfiterricjvtsanstalte», zur Orgmiisatipn und Befaß» 
siphtigupg des Unterricbtswespns aupammengcsteUt hat. Es sind hi*f 
iiberjene Punkte eine Menge von Notizen kurz und bündig susamme%- 
gefasst, die man sonst noch nirgends so findet. Der betreffende Abschnitt 
des Buches bildet Bebst den (oben bezeichneten) parlamentarischen Be¬ 
iden der Gebrüder Reichensperger eine wichtige Ergänzung des (in d>cr 
vorigen Bibliographie besprochenen) umfassenden ziemlich gleichzeitig 
erschienenen Prpcess-, Kirchen- und Eherechts von Vogt. Eine spe- 
cieRe, noch vollständigere Darlegung der Rechtsverhältnisse der katho- 
lisohen Kirche in Prenssen nach der Bulle JDe salute animarum und 
nach der. preussischen Verfassnngsnrkunde haben , wir demnächst im 
.Archiv aus der .kundigen Feder des Herrn Dr. Hüff^r zu Bonn zu er- 
warten, und sehen wir diesen Arbeiten mit um so grösserem Verlangen 
entgegen, weil sowohl den Juristen wie dem Klerus vielfach die ato un¬ 
entbehrliche, genaue Qrientifung über jene Verhältnisse im Einzelnen 
und mannigfach auch die Gelegenheit sieb die nöthige Aufklärung zu 
verschaffen fehlte. . 

36. Schimon, Anton , k. k. Statthlt.-Offic. Sammlung der gämipl** 
lieben seit dem 1. Jänner 1826 bis Ende December 1855 für Böhmen 
ergangenen geistlichen Gesetze und Verordnungen als Fortsetzung des 
Peter Carl Jackschen Gesetzlexicons. Prag , 1#57. Druck von Fr. 
hoblicek. 734 S. 8. 

37. Schlipf. — Handbuch des katholischen Kirchenrechts. Schaff- 
housen 855 fg. Man vergl. darüber oben das Drthcil des Freiburger 
kathol. Kirchenblatts. 

38. Schulte, Giov. Frederico, Manuale del dlritto matrimoniale cattolico 
secondo il diritto ecclesiastico commune e il diritto particolare austriaco, 
prussiano, francese, avuto inoltre riguardo ad. altre legislazioni civiii del 
Dr. G. F. Schulte. Versione dal tedesco riveduta dall’ Autore. Vol. 1 
Milano 1857. Presso Natale Batteazatti. Coi tipi di Angelo Licca in 
Padova. XVI. 144. S. 8. 

39. Schulte, Giovanni Frederico, Manuale del diritto matrimoniale 
cattolico del Dottore Giovanni Frederico Schulte. Vol. IL Continuazione 
della parle II. Illustrazione della legge sui matrimonil dei Cattolici, 
nel’ Impero d'Austria dell’ 8. Ottobre 1856 c dell’ annessavi patente im¬ 
periale, colla esposizione e motivazione deJle disposizioni della legge 
ecclesiastica. Milano presso Natale Battezzati 1858. Un vol. in 8. pic- 
colo di pag. 160 ehe forma la puntata 26 della Collczzione Intitolata 
la Parola cattolico. 

40. Semichon. — La pat'x et la trete de Dieu; histoire des Pre¬ 
miers d6veloppemens da tiers Etat par l’Eglise et les Association**, per 
Fm. Semichon. Paris 1857. 8. . 
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Eine Anseige dieser hauptsächlich die Entwickelung in Frankreich 
berücksichtigenden historisflhel EfVrtefudg der pax Lei ond der treuga 
Lei brachte die katholische Litereturseitung 18^8. Nr. 23. S. 179. 

41. SÖUL — Die frotnmen ond milden Stiftungen der Wittelsbacher 

gMhdSafThett von 'Deutschland. Aas erchivälischen und än¬ 
deren Schriften geschöpft von J. M. Söltl, k. geh. Haus-Archivar etc. 
Landshut, Krtlll’sche Buchhandlung. 1858. VIIL und 251 S. 9. (t Flor. 
24 kr. rh. öder 27 Sgr.) Die Natur des Gegenstandes bringt es, mit 
sich, dass hier auch kirchenrachUich für die Lehre von den milden 
Stiftungen interessante historische Thatsaoben und Ansichten mitunter¬ 
laufen. Eine kritische Anseige der Schrift enthalt die Kathpl. Literatur- 
Zeitung. 1858. Nr. 24. S. 190. 

42. Synodue Jjmdensis octava quam, illustrissimus ac reverendis- 
simus D. D. Cajetanus Comes ßenaieus Dei et Apostolicae Sedis gratis 
Episeopus Läudensis et soBo pontiflcio assistens eelebrat fwite IH, iV-, 
et V, post dom. XS. post Pentecoeten id est Diebus 29, 30, 31 mensis 
AugusU aoqqi; 1854. XXJUL 309. S. 2 BL % 5. lir. aostr. Die Ver- 
handiingeii und ein bisehSJA Erlass beailgliieh der achten Diflcesunl. 
Synode von Lodi. 

43. Walter, Ferd. — Zu Eichters Kirchenrecht. Bonn 1855. (Vgl. 
eben Michler.') 

44. Waeseneehleben. — Die Bussordnungen der abendlfindisehen 
Kirche nebst einer rechtsgeschichtlichen Einleitung, herausgegeben von 
Dr. F. W. H. Wasserschieben, Prof, der Rechte su HäUe (jetst iti 
Giessen) Halle, Verlag v. Ch. Gräger 1851. XVL und 727 S. gr. 8. 

Wir mache» auf dieses werthvolle Quelleawerk desshalh hiev neaer- 
ding8 aufmerksam, weil der Verleger den etwas hohen Ladenpreis von 
4% Thaler jetst vor einiger Zeit für einen bestimmten Vorrath anf 1% 
Thaler herabgesetzt hat. Anf Grundlage dieses Werkes soll demnächst 
eine seit mehreren Jahren vorbereitete systematische Darlegung des ge* 
samtnten in den Poenitentialbilohern enthaltenen kirchenrechtlichenStoffes 
in einer Reihe von Abhandlungen im Archiv veröffentlicht werden. 

45. Zkiskman, J, Dr. Die Unions Verhandlungen »wischen der orien¬ 
talischen und römisches Kirche seit dem Anfänge des XV. Jahrhunderts 
bis sum Concil von Ferrata. Wien 1858. Druck und Verlag von' CI 
Gerold’» Sohn. VI., 257 S. 8. 
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Ab hau gb 

Oesterr eichte che Rechtsquellen. 

lieber Prlvutsehulen und Frlvat-Ijelir- a«4 Bwltliimfi» 

nnttalten. 

[Abthellnng derselben nach dem Geschlecht und der Confession der Schüler , Aus¬ 
scheidung der blossen Lehr- und der Lehr- und Erziehungsanstalten, Bedingungen 
der Errichtung solcher Anstalten, Verpflichtungen und Befugnisse der Vorsteher 

und Lehrer derselben.] 

(Brizner DloeoesanMatt XIII. Stück. S. 98. Nr. 46.) 

Die k. k. Stntthalterei hat mit Erlass vom 1. Dec. 2. 21444/2917 
Schale nachstehende Anordnung des k. k. Ministeriums des Coitus und 
Unterrichtes vom 2. v. Mts. Z. 1244 anher mitgetheilt: 

Bestimmungen über die Privatschulen und Privat-Lehr- und E ruiehm gs - 
anstalten in Gebiete der Vslksschde. 

$. 1. Privutanstalten für den Unterricht und die Erstehung der 
Jagend sind entweder Privatschulen oder Privat-Lehr- und Erziehungs¬ 
anstalten. 

Erstere belassen sieh mit dem Unterrichte und der Erstehung, und 
swar mit dieser nur in soweit, als sie auch den öffentlichen Schulen 
obliegt; letstere besorgen nebst dem Unterrichte die Erstehung im 
sollen Umfange, wesshalb sie auch die ihnen anvertrauten Zöglinge in 
Wohnung und Verpflegung aufnehmen. 

§. 2. Sowohl die Privatschalen, als auch die Privat-Lehr- und 
Ersnhungnanstalten theilen sich nach dem Geschlechte der Jagend, der 
sie gewidmet sind, in Anstalten für Knaben und in Anstalten für 
Mädchen. Entere können nur Männern, letstere nur Frauenspersonen 
anvertrant werden; doch wird gestattet, auch in diesen Männer als Lehrer 
so verwenden. 

Prevatschulen, sowie Privat-Lehr- und Ersiehungsanstalten für beide 
Geschlechter sind nicht sulässig. 

I. 3. Eine weitere Eintheilnng ergibt sich nach den Glaubensbe¬ 
kenntnissen. Hiernach können die gedachten Privatanstalten entweder 
katholische oder evangelische, oder grieebisch-nichtunirte, oder jüdische 
sein. In dieser Besiehung ist jedoch in Beachtung su nehmen, dass 
Kinder katholischer Eltern nur in katholischen Privatschulen oder in 
katholischen Privat - Lehr- und Ersiehungsanstalten Aufnahme finden 
können. 

$. 4. Die Vereinigung beider Gattongen von Privatanstalten ist 
nicht gestattet; Privat-Lehr- und Ersiehungsanstalten dürfen daher keine 
externe — und Privatschulen keine interne Zöglinge aufhehmen. Ebenso 
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tirenfg kam mit der ehran oder der endbrn solchen Anstatt ehe Kinder¬ 
be wahranstalt verbanden werden. Ausnahmen hievon, and swir in der 
Regel nur für derlei weibliebe Privatanstalten, können bei dem Mini¬ 
sterium für Cultas and Unterriebt nngesuebt werden. 

$. 5. Die Bewilligung sar Errichtung von Privat-Lehr- and Er¬ 
stehung* anstalten im Qebiete der Volksschule ertheilt die Landesstelle 
Aber Einvernehmen des betreffenden Ordinariates, beziehungsweise Con- 
sistoriums. 

$. 6. Privatschalen and Privat-Lehr- and Erziehungsanstalten 
stehen unter derselben Aufsicht, welcher die im Orte befindlichen öffent¬ 
lichen Volksschulen derselben Glaobensgenossenschaft untergeordnet 
sind. Aach haben die Sehuldistrfcts - Aufseher Ober den Zastand 
derselben bei Gelegenheit des Berichtes Ober den Zastand der öffient^ 
liehen Schalen ihres Besirkes zu berichten. 

a) Van den PrJvat»cbalen. 

8. 7. Die Privatscbalen tbeilen sich nach dem Umfange des Unter¬ 
richtes, den sie im Gebiete der Volksschule besorgen können, in solche, 
welche entweder auf die Gegenstände der Trivialschule, oder attf die 
Gegenstände der Hauptschule beschränkt sind, und in selche, welche 
auch die Gegenstände der Unter-Realschule behandeln* 

Die Inhaber von solchen Privatschulen sind übrigens befugt, nebst 
dem Unterrichte in den für die öffentlichen Schalen vorgeataachnetan 
Gegenständen ihre Zöglinge auch in lebenden Sprachen, im Zeichnen, 
im Gesänge und in der Musik, sowie in nützlichen Handarbeiten su unter¬ 
richten, oder durch hiezu befähigte Lehr-Individuen unterrichten zu lasses. 

8 * 8. Privatschulen sind wie öffentliche Schulen derselben Gattung 
etoznrichten, haben alle Lehrfächer, die für diese vorgezeichnet sind, 
sa behandeln, und dabei die für die öffentlichen Schalen vorgeschriebenen 
Schulbücher sa gebrauchen. 

8. 9. Privatschulen im Gebiete der Vdkssehule sind in der Hftgd 
nur in grossen Städten und Märkten, besonders wenn die öfentüchen 
Schulen für das Bedürfhiss nicht sureichen, am Platse; die Bewilligung 
nur Errichtung einer solchen Privatschule kann daher auch nur auf 
Grund des genau nachgewiesenen Bedürfnisses ertheRt. werden. 

8. 10. Individuen, welche am die Bewilligung sar Errichtung einer 
Privatsehule einsehreiten, haben sich: 

a) Ober die österreichische Staatsbürgerschaft, über ihr Alter und ähre 
Religion; 

b) Uber ihre religiös-sittliche und bürgerliche Unbescholtenheit; 

e) über eine derartige 'theoretische und praktische Befähigung, als 
ihnen sw Anstellung ala.Lehrer oder Lchrertanen an einer öffent* 



Wehen Behuf* gleichen UmfaBgss verschriftsm&ssfg tifordetüch 
r> ist* ■ ' ' ' r , 

d) über solche Vermögenskräfte, eit) ihnen nur zweckmässigen £»• 
richtung der betreffmden Privatschule nöthig sind» und 

e) über die bereits getroffene Vorkehrung wegen Ertbeilung des in 
ihrer Sohule nöthig werdenden RelJgionsrUaterrichtes aus zu weisen. 

Mit ihrem Einschreiten beben sie den Lehrplan, zu dessen Befol¬ 
gung sie sich verpflichten, vorzulegen, und zugleich mit Rücksicht auf 
Mir eigenes GUubensbekenntniSs «Bzuzeigen, für welche ReUgionsge- 
nossensehaft die zu errichtende Privatschule bestimmt sei, and in welcher 
Stadt oder welchem Pfarrbezirke sie dieselbe au errichten beabsichtigen. 

$.11. Die Privstschule, welche für eine bestimmte Stadt bewilligt 
wurde, darf ohne besondere Bewilligung der Landesstelle nicht in eins 
andere verlegt werden. Dies gilt auch wenn die Bewilligung auf einen 
bestimmten Pfarrbezirk lautete. 

$. 12. Die Bewilligung zur Errichtung einer Privatschule wird an 
eine bestimmte Person erthwilt, welche nicht berechtigt ist, sie an eine 
andere zu übertragen. 

' §. 13. Von der erhaltenen Befugirfss ist binnen eines Jahres Ge¬ 

brauch za machen, sonst erlischt die erhaltene Bewilligung, wenn nicht 
etwa um weitere Frist zur Errichtung der Anstalt angesaeht wurde. Die 
Wirksamkeit dar erlangten Befugniss erlischt aach durch die Über ein 
Jahr andauernde Auflassung der errichteten Schale. 

$.14. Werden an Privatschulen Hilfslehrer oder Hiifslehrerinnen 
verwendet, so können es nur solche sein, welche die österreichische 
Staatsbürgerschaft besitzen, für den ihnen übertragenen Unterricht lehr- 
befäfaigt, und in moralischer und politischer Beziehung unbescholten 
sind. An katholischen Privatschulen dürfen nur Katholiken als Hülfe- 
hehrer oder Hüfslehrerinnen verwendet werden. 

$. 15. Die Inhaber von Privatschulen sind für den Znstand ihrer 
Schale, insbesondere für den Unterricht, die religiöse, sittliche und bür¬ 
gerliche Leitung der Schüler, dann für das zum Unterrichte aufgenom- 
nteue Dienstpersonals verantwortlich. Sie haben das Lehrpersonale in 
feinem eigenen Ausweise alljährlich mit Anfang des Schuljahres dem 
Schuldistricts-Aufseher bekannt zu machen, sowie jede im Lauf» des 
Schuljahres vorkommende Veränderung in demselben an «uzeigen. 

$. 16. Privatschüler, welche ein gütiges Zeugniss nöthighaben, 
sind dar Prüfung an einer .dazu berechtigten öffentlichen Schale za 
unterziehen. 

Einzelne Privatsohnlen im Gebiete der Volksschule können das 
Rocht zur Abhaltung Öffentlicher Prüfungen nnd zur Ausstellung stasts- 
gUtiger Zeugnisse erhalten, sowie sie eich darch eine bewendest Ver- 
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titwniiHy|(gt(iil vorsti gliche Einrichtung, und hervorragende Leistungen 
bervorthun. Dienen Recht wird über gemeinschaftlichen Antrag der 
Landenntnlle und den Ordinariates, bestehungsweise Consietoriums, vom 
Ministerinm für Cultus und Unterricht verliehen. 

$. 17. Betreffend den Besuch von Privatschulen seitens solcher 
Kinder, die einer anderen Glaubensgenossenschaft angeboren, als für 
welche die Privatschale errichtet ist, sowie hesüglich des Religions¬ 
unterrichtes, über welchen dieselben sich durch Beibringung der von 
ihren eigenen Seelsorgern ausgestellten Zeugnisse aussuweiseü haben, 
gelten dieselben Bestimmungen, welche in dieser Hinsicht den Öffent¬ 
lichen Schulen nur Richtschnur dienen. 

$. 18- Die Inhaber von Privatschulen haben die für Öffentliche 
Schulen vorgeschriebenen Kataloge su führen, und sich in der unausge- 
setsten Kenntniss der das Yolksschulwesen betreffenden Vorschriften su 
erhalten. 


b) Von Sen Prlvat-Lekr- und Erziehungsanstalten. 

$. 19. Die voranstehenden besüglich der Privatschulen festgesetsten 
Bestimmungen haben auch auf jene Privat-Lehr- und Ersiehungsan- 
stalten volle Anwendung su finden, welche den vollständigen Unterricht 
in den für Haupt- und Unter-Realschulen vorgeschriebenen Lehrgegen¬ 
ständen ertheileo, oder ihren die Öffentlichen Schulen besuchenden Z0£r 
liegen die nOthige Nachhilfe dabei leisten. 

$. 2Q. Die Bewilligung sur Errichtung von Privatlehr- und Erniehunga- 
•nstalten ist nur solchen Personen su ertheilen, welche die im $» 10 
vorgesekhoeten Nachwelsungen heibringen, und sich durch mehijihtfge 
ausgeseichnete Leistungen im Lehr- und Ersiehungsfache, sowie durch 
ihr moralisches und bürgerliches Verhalten einen ehrenhaften Ruf er¬ 
worben haben. Ferner haben in der Regel männliche Bewerber, sich 
über das surückgelegte 30., und weibliche Bewerber über des surückgfr* 
legte 24. Lebensjahr aussuweisen. 

Beabsichtigen einseine Bewerber nach Stadtrand« das Qytagasiams 
als Zöglinge aufsunehmen, so haben sie npoh den dassltalb, bestehenden 
besonderen Bestimmen gen (kaiserL Verordnungen vom 27. Jadi 18*0* 
R. 6. B. CI. Stück) Genüge su leisten. 

$. 21. Der donfessionelle Charakter ist bei Privab-Lebr- mul Er- 
mehungsänstsUen sirängdhs festsnhnlten, und desshalb nach die Aufnahme 
christlicher Kinder, welche der katholisehen Kirche nicht angeboren, M 
katholische Prifat-Lehr- and Ersiehangsanstalten nur «nur besonders 
rücksichtswürcUgcn. Gründen, und mit der Bssehrinkaag auf eine massige 
Zahl an gestatten. 1 
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t.‘2f. fei Absicht auf die religiöse Erstehung der Zt&iat&s Mea 
die Inhaber von Privat-Lehr- und Ersiebungsanstaltan nicht nnr f M 
häusliche Andachtsübungea, sondern auch dafür »u sorgen, dass selbe 
dem öffentlichen Gottesdienste beiwohnen, su welchem Zwecke sie sieh 
mit dem Seelsorger des Sprengels, in wekh$m die Anstalt besteht, in’s 
Einvernehmen so setsen haben«. 

Falls sich einige Zöglinge eines andern katholischen Ritus, oder 
piner anderen christlichen Confession in der Anstalt befinden sollten, so 
haben die Inhaber nach Zulass der Umstände entweder mit dem be¬ 
treffenden geistlichen Vorsteher, oder mit den Eltern dieser Zöglinge 
wegen der religiösen Ersiehung derselben das Nöthige vorsokahrqs« 
Hievon wird die hochwürdige Seelsorgsgeistlichkeit nur Kenntnis¬ 
nahme und genauen Darnachachtung verständiget. 

FiirstbischVfliches Consistorium Briten, 8. November 1858. 

Joseph Comini, 

k. k. Diöcesan-Schuleuoberanflpefcer. 

Rotned Griessenböck, Secretär. 


Mim J Feier ef er Heil. Mette in Brietst* Oratorien, an* 
Me Mitta Oe Beates betrefft**. 

P>*r FOratbiachof von Brlxen bat anf fünf Jahre die Ermächtigung 1 . ln allen 
Spitälern, Braderhäuaern u. dgl. Hanskapellen zur Feier 4er hl. Messe,' 2. Kranken 
Priestern die Celebrirang der hl. Messe lm Hause nnd 3. den aagensehiradten 
Priestern die Votivmesse de Beate vlrg. au gestatten.J 
(Ans demselben Blatt.) 

Bi meinem Erlasse vom 30. Jali d. Js. (Diöc.-BL 8. 55 u. d. f.), 
worin ich eine Entscheidung des Cardinal-Fräfecten der Propaganda 
über den 15. Abschnitt der Quinquennal-Vollmachten, die Feier, der hei¬ 
ligen Messe in Privet-Oratorien und Privathäosern betreffend , bekannt 
■achte, gab ioh auch den Entschluss kund, beim Apostel. Stuhle um 
die Vollmacht, wenigstens kranken Priestern die Feier der heil. Messe 
im Zimmer gestatten su dürfen, bittlich entschreiten su wollen. Wefl 
ühardiess inmtiner Oiöaese es «ftars sweifel halt kt, ob Spitäler, Brader- 
hänior u* s. w. nach eaüonbehen Begriffen ab locus plus betrachtet 
werden können, und weil fernem nicht selten dar EaH vorfconmt, dass 
Priester wegen entnehmender Angenschwäche nicht mehr die für den 
la u fe n d e n Tag vorgeschriebene heil. Messe lasen können, so nahm ich 
in’s obige Bittgesuch auch diese beiden Gegenstände auf. (Jsbtr diese 



dreifache Bitte «hielt ich unterm 3Q. Sept. d. J. von der Congregatio 
Sa. Ritoum folgenden Bescheid: 

Brixinen. 

Rvme. Domine uti Frater. 

Quam Amplitado Tua a Ssmo. Domino Nostro Pio Papa IX. sup- 
plicibus votis privilegia qaaedam imploraverit, quae eo potissimom ten- 
dant, nt in ista Dioecesi Brixinensi praescriptiones Sedia Apostolicae re- 
gnlariter observentur; Sanctitas Sua ejusmodi votis dementer deferens, 
referente subscripto Sacrorum Rituam Congregationis Secretario, fndul- 
gere dignata est, nt Amplltudo Tua intra fines Dioecesis Brixinensis ex 
epeciali delegatione ejusdem Sedis Apostolicae (quod in singnlis Re- 
scriptis erit exprimendum) ad proximum Quinquennium concedere valeat 

1. Favore quorumcumque Locornm Piorum erectionem Oratorii pri- 
vati, ubi Sacrosanctum Missae Sacrificium cclebretor. 

2. Presbyteris senibus, vel infirmitate fatiscentibus indultum Oratorii 
privat!, seu domestici, in quo Missam celebrare possint, exceptis diebus 
intra Annom solemnioribus, nimirum Festis Nativitatis, Epiphaniae, As- 
censionis Domini, Paschae Resurreetionis, et Pentecostes, Annantiationis, 
et Assamptionis Deiparae, Sanctorum Apostolorum Petri et Pauli die 
XXIX. Junti, omninm Sanotorem, et Patron! praeeipai Civitatis vel 
Dioecesis, nee non Farin qointa in Coena Domini. 

3. Sacerdotibns gravi ocnloram incommodo farretitis, aut etiäm coects, 
prfvileginm celebrandi in Duplicibus Missam Yotivam Beatae Mariae 
Yirginis, in Semiduplicibus vero, et Feriis Missam de Requie, sub con- 
ditione tarnen, nt, si omniatoda coecitate Iaborent, nonnisi in Oratorio 
privato celebrare pössint, et com assistentia alterias Saeerdotis Super** 
pdliceo indnti, et salva qnoad Parochos obligatione per alinm sibi bene^> 
Visum Saeerdotem Missam Oflcto dtei respondentem celebrandi, quoties 
pro Popolo applicare teneaiar. 

Benignas ejusmodi Sanctitatis Suse concessiones dam pro mci mu- 
neris ratione Ampli tadini Tuae communico, ut ipsa diu felfx, et in* 
ealumis vivat, ex animo adprecor. 

AmpUtadlnm Tune 

Romae, die 30. Ssptembris 1318. 

Uti Frater 

CL Episc. Albanen. Card. Patrisi 8. R.. C. Praef. 

H. Capalti 8. R. O. Seeretarins. 

Bsixea, den 0« Defcember 1858. ' 

Vincen s, Fürstbischof. 
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Regelung «Her Rfarr-Coneure^Rr&fung. 

(Ans demselben Blatt.) 

Es war von jeher eine Haaptsorge der Kirche, dass jede Gemeinde 
von einem würdigen and tauglichen Seelsorger pastorirt werde. Darum 
behaupten Canonisten und Theologen einstimmig: „Episcqpos aljosque 
collatores, ad Beneficia, praesertim ea, quibus annexa est animarom 
curä, non modo dignis sed et dignioribus conferenda, strictissime esse 
obligatos, utpote ipsorum Beneficiorum non dominos sed dispensatores.“ 
Abelly, episcop. sollicit. enchirid. p. 297. Um diese Tauglichkeit su 
erforschen, hat bekanntlich das Concii von Trient (Sess. XXIV. de ref. 
c. 18.) die Abhaltung der s. g. Pfarrconcurs-Prüfung angeordnet. Da 
die Art und Weise, wie diese Prüfuog in Oesterreich und somit auch 
in dieser Diöcese abgehalten wurde, mehr auf den kaiserl. Verordnungen 
in publico-ecclesiasticis als auf canonischer Grundlage beruhte, so be- 
nütste ich meine Wallfahrt zu den Gräbern der Apostel, um auch 
diese Angelegenheit zu ordnen. Ich theile demnach dem hochwür¬ 
digen Curat- Cterus zuerst die darauf bezüglichen Actenstücke und dann 
jene Modificationen in der Abhaltung dieser Prüfung mit , die von nun 
an einzutreten haben. 

JBtnguie an, Me €fmng. IVegoNomth eeeteeiaeHeoruon 

ewtegerMnariemm» 

£Der Fürstbischof von Brlxen bittet um die Ermächtigung, 1. wie bisher allgemeine 
Conenrse za halten; 2. von der VerpOiohtang znm Conours Dispensationen za , 

ertbellen.] 

Um dieses Actenstück im rechten Lichte zu betrachten, muss man 
|deh folgende nähere Umstände vergegenwärtigen. B|er Art. XXIV de« 
^oneordates schreibt tor: „Parochiis omnibus providebitur pnblieo in- 
ditto coicumn et serratis Concilii Tridentini peaeseripdonibus. * In 
Folge dieses Artikels wäre eine einfache Rückkehr zu den tridentiniscbe« 
Vorschriften nothwendig geworden. Allein die im Jahre 1856 in Wien 
versammelten Bischöfe des Reiches hielten eine solche IKr tu ausführbar, 
und haben dem apostol. Stahle die Bitte mp eine dm Zeit- and Orts» 
Verhältnissen angemessene Abänderung der tridenttoischen Pfanfeoöcurs- 
Prüfung vetfgetragen. ; Ali eine solche zeitgemässe Abänderung be¬ 
trachteten die österreichischen Bisehöfe namentlich den s. g. allgemeinen 
Concors (concorsus generalis), dessen Wirkung darin besteht, dass das 
dabei erworbene »ZeagHiss auf eine gewisse Reihe von Jahren seine Gil¬ 
tigkeit erstreckt, und den Inhaber denselben bdfthijget, sich um jede 
während dieses Zeitraumes in Erledigung koinmende Seelsorgspfründe 
in Competenz zu setzen. Die bischöfliche Versammlung gab diesem 
allgemeinen Concors mit Rücksicht auf die Weitsehichtigkeit dar Oster- 





reichischen UflctsA den Vorsag- vor der Vorschrift des Trideittamm, 
dass bei jeder Vacatar einer Seelsorgspfrttnde mH denen, welche sieh 
als Competenten um dieselbe stellen, eine besondere Prüfung vorge- 
nommen werden soll. 

Ferners war nach der bisherigen Gepflogenheit die Wiederholung 
des allgemeinen Pfarrconcurses unter gewissen Umständen erfassen 
worden. Auch rttcksiehtlich dieser Dispens war die bischöfliche Ver¬ 
sammlung in Wien der Ansicht, dass die Vollmacht hiesn hn hollen 
Grade den Ordinarien der Diöcescn erwünschlich sei. Der apostolische 
Stuhl ging jedoch in eine allgemeine Abänderung der tridentinischen 
Vorschriften nicht ein, sondern verlangte, dass jeder DiOcesan-Bischof 
einsein sich um diese Abänderung mit genauer Angabe der Ortsverhfilt- 
nisse und der bisherigen Praxis bei demselben bewerbe. Dieser Vor¬ 
schrift habe ich nun durch die Eingabe vom 17. August 1. Js. ent¬ 
sprochen. Sie lautet: 

SanctisHme Pater! 

[Bittschrift an den hL Vater: Darstellung der bisheriges Praxis.} 

Litteris Apostolicis ad Episcopes Imperii Austriaci Vlennae con- 
gregatos die 17. Martii 1856 datis Sanctitas Vestra circa concursum in 
collatione parochiarum ex praescripto Conc. Tridentini servandum et 
eonsuetudines hac in re in Imperio Austriaco introduetas sequentia sta- 
tait: „Nobis innotuit, in quibusdam germanici territorii Dioeceslbus all- 
qoas circa parochiarum potissimum collationem invaluisse eonsuetudines, 
et nonnullos ex Vobis optare, ut hujusmodi eonsuetudines serventur. 
Nos quldem propensi sumus ad adhibendam indulgentidm, postquam 
tarnen easdem eonsuetudines ab unoquoque Vestrom speciatim ac per- 
diligenter expositas debito exaraine perpenderimus. <( . 

Ut hujusmodi Apostolieae indulgentiae ego quoque, pro Dioeoeti 
mihi commissa, particeps efficiar, consuetudinem hucusque, et speciatim 
inde ab anno 1851 in concursu parochiali observatam, pancis exponam. 

In Dioecesi Brixinenst cencursus sic dictus generalis singulis onnis 
bhm vice, et quidem ob Dioecesis ampüfsimam extensionetp septem in 
locis diversis habitus fuit. Examinandi tentamen subire: debebant Mt 
Theologie Dogmptica, Morali, Pastoral i, tat jure canoqieo, S. Scriptura, 
Cetechetica et Homiletice. Ad hoo examen nemo admittebstor, nisf ^ti 
saltem per tres annos in cura animarum Deo etEccfesiae inservierst. 
Qui ex una praedictaram soientiarum notam sinistram tulit, reprobatus 
fuit, et hanc notam novo examine post senjestre obqqndo repfUrHre de- 
bult. Qui vero ex omnibss sciedtüs saltem in classem primam relatus 
est, ia testimo«io ? pro quayis pqroehia, quam vacare contigerit, valituro 
instructus est. Hoc testimoniom valorem suum per sex annos tantum 
• Hofft Archiv für kalk Brckmmkh 4H. Band. 49 
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retinottf qoö spatio felapsö n, qui parochiam interim adeptus non eaft, 
novo «lamini ex omnibus praefatis scientiis scse submittere coactuseftt. 

■ — Qui ab (Ina parochia ad aliam transferri optavit, nonnunquam ab 
examlne isto repetendo dispensatus fuit. Circa hanc dispensationein 
Praedeeesser mens Beraardus b. m. sequentia, tamquam strictiSsimam 
montan), die 27. «ftanuarii 1851 statuit: 

^Exam ine ndi in posterum non solummodo exsingulis scientiis, sed 
etiam ex omnibus simnl Sumptis nota generali insignientur, qoae tribos 
gradibas elassis eminentis, landabilis et sufficientis constabit. Dispen- 
satio gratiose impertienda erit aut ommimoda aut solom partialis. Dia- 
pensatio partialis consistet in eo, ut bujus favoris partioeps nonnisi ex 
Theologia Dogmatica, Morali, et jure canonico se examini novo snb- 
mittere teneatur. — Dispensationem omnimodam et semper validam 
obtinebit, quicumque classem eminentem in examine saepins retolerit, et 
coram ordinariam in ecclesia aliqua parochiali vel quasi parochiali summa 
com laude exercuerit. Pro competentia proxima dispensationis gratis 
ei concedetur, qoi in examine saltem semel in classem eminentem relatas 
jam per aliquot annos ecclesiam parochialem vel quasi parothialem 
laudabiliter administravit, vel si in classem Iaudabilem tantum relatas 
luerit, saltem per sex annos curam ordinariam ratione undequaque iau- 
dibus digna exercuit, suamque in scientiis theologicis perpoliendis in- 
dustriam aliis mediis ▼. g. resolutione casuum conferentialiom et«, 
eertam indubUatamque reddidit. — Partialis dispensationis favore 
gandebit, quicumque vel in examine laudabiliter notatus ecclesiam paro- 
«bialem nondum per sex annos rexit, aut in classem tantum safücieatem 
relatas saltem per decem annos curam ordinariam modo ex asse lapda- 
bili exercuit. — Demum in casibus omnino extraordinariis, si quando 
«ontigerit, qaod Ordinarius sacerdotem quasi nolentem ad Competentiam 
.pro ecclesia vaeante compellere coactus fuerit, dispensatio in via extr»- 
erdiaarta concedetur.“ 

Consuetudine Ecelesiae et Curiae Brixinensis circa conCursum pa- 
rochialem jam diligenter exposita, ad pedes Sanctitatis Vestrae pro- 
vdutus oit»: 

Ut mfti benigne communicetur illod Decretum, qood a Bede Apo- 
•tolica. circa sie dictum generalem coneursim parochialem et ja» dispen- 
«Atlonis aliis Episeopis Austriae jam coneessum est. 

Sanctitatis Vestrae 

BriUtaM) 17. Aogusti 1858. 

faumfllimus et obsequentissimus servns 
Vtncmtnu, Episcopus Brixinensis. > 
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(ApofloJilches Docrct: l< Gewährung der Bitte, allgemeine Gonaur*# qpoad feie»» 
tiam durch Synodal- oder Prosynodal-Examiuatoren zn halten; 2, Vorschriften &b#r 
die Art der Abhaltung derselben naoh Benedict XIV. Const. „Cum illud“; 3. Voll¬ 
macht, gewisse in der Wissenschaft und In der Seelsorge erprobte Priester nach 
dem Gutachten der Synodal- oder Prosynodal-Ex&minatoren von der Concurspllicht 

zu dls pen siren.] 

Untern 36. Octeber 4. Jsu crftlgk alt firitdigMf Omt'- Bitt¬ 
gesuches nachstehende Antwort: 

Et audientia Sm(. 

Die 25. Octobris 185$. 

Sancttasimus Dominus Noster Pins divina providentia PP. IX* rs- 
ferente me infrascripto Secretario 8. Congregationis Negotiis Ecclesia- 
sticis Extraordiuariis praepositae attentis circumstantiis animum suum 
moventibus Episeopo Brixinensi Oratori ad decennium hiqc proximum 
tantum benigne concessit, ut vigentem in sua Dioecesi praxim exercere 
pergat, habendi scilicet bis in anno concursus pro approbandis quoad 
scientiam Sacerdotibus, qui Parochorum munere fungi vel int. Id tarnen 
ea lege concessum voluit, ut hujusmodi concursus habeantur per Syno¬ 
dales Examinatores ad Sacrorum Canonum normam electos, veluti monet 
Benedictus XIV. de Synodo Dioeccsana lib. IV. cäp. VII. et quoties hi 
desint, per Examinatores Prosynodales Apostolica Auctoritate pecnliariter 
delectos diligenter servatis Canonicis Sanctionibus, ac praesertim Apo- 
stolicis ejusdem Benedicti XIV. Litteris, quae inciplunt: „Cum illud.“ 
Ut antem Sacerdotes admittantur ad ejusmodi concursus, iis dotibus 
poliere debent,.quas Sacri Canones, et lex Dioecesana postulant, ac tum 
voce, tum scripto respondere debebunt quaestionibus, quae ab Exami¬ 
natoribus fuerint propositae, quaeque inter cetera de positive, uti dicunt, 
Dogmatica, et Moral! Theologia, itemque de positivo Jure Canonico crunt 
ferendae. Quovis exeunte sexennio, qui approbati fuerint, denuo con- 
cursui se sistant oportet, n quo obere ii dumtaxat ecclesiastici eximentur 
viri, qui in praesentia inter Synodales, vel Prosynodales Examinatores 
‘ sint adsciti, quique propter muneris aut beneficii, quo fruuntur, dignitatem, 
vel prdpfer diuturnam operam,'qua Ecclesiae cum laude servierunt, de 
eorum scientia probationem satis, Buperque exhibeant, quique iccirco ab 
Episeopo, auditä Examinatorum sententia ab hac concursus lege immunes 
fueriqt 4eclaratl Praetarea Ssmus.Dnus. Nbster permittit; ut cum 
quaevis parochia sao fuerit orbata Rectore, prae oculis habita praedicta 
approbatione quoad scientiam, habeatur per. commemoratos Synodales, 
ant Prosynodales Examinatores de collatione concursus, in quo ipsi «am 
adhibentes cautlonem, quae in usu cst, judicent, qui ex petitoribus digai 
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sfnl, qUlbus parochia sft conferenda, servetö tarnen semper Episeopo 
jure eligendi inter sic approbatos, quem ipse digniorem in Domino cen- 
sucrit. Cofttrariis quibuscumque minime obfuturis. Datum Romae e 
Secretariatu ejusdem S. Congregationis die, mense et anno praedictis. 

Pro Domino Secretario 
Aloisius Ferrari, Subsecretarius. 


. 'KribniftM jmt £rnmn«mf voaa 94 JPronyMorfof- 

Examinatoren, 

[Der Fürstbischof von Brixen ist ermächtigt, mit Zustimmung des Capitels, in Er¬ 
manglung von Synodal-Examinatoren 24 Prosynodal-Examinatoren anf je 3 Jahre 

zu ernennen.] 

Nach der Vorschrift des Concils von Trient sollte die Pfarrconcurs- 
prüfung vor dem Bischof oder seinem General-Vicar von den Synodal- 
Examinatoren abgehalten werden. Da jedoch die Abhaltung von Diöcesan- 
Synodcn, auf denen diese Examinatoren su wählen sind, früher beinahe 
unmöglich war, und auch jetst noch gar manche Vorbereitung erfordert, 
so pflegte und pflegt der Apostolische Stuhl den Bischöfen die Vollmacht 
su erthcilen, 12 Prosynodat-Examinatoren zu ernennen. Diese Ansahl 
reicht auch hin in jenen DiOcesen, wo die Pfarrconcurs-Prüfung — wie 
diess eigentlich der Fall sein sollte — nur am Bischofssitse abgehalten 
wird. Da diess jedoch in dieser DiOcese theils wegen ihrer Ausge¬ 
dehntheit, theils wegen der eigentümlichen Lage des Bischofssitses 
nicht möglich ist, so bewarb ich mich beim Apostolischen Stuhle um 
die Vollmacht, 24 Prosynodal - Examinatoren ernennen su dürfen. Dia 
diess bezügliche Vollmacht lautet also: 

Perillustris ac Revercndissime Domine uti Fr.-Sanctfssimus Dominus 
Nostcr, audita relatione infrascripti Secretarii Sacrae Congregationis Con- 
cilii, prccibus Amplitudinis Tuae benigne annuens, facultatem Eidern im- 
pertitus est eligendi de consensu Capituli vigintiquatuor Examinatores 
loco Synodalium per triennium tantum duraturos, qui in examinibus pro- 
movendorum ad parochiales ecclesias perinde adhiberi valeant ac ni in 
Synodo Dioecesana fuissent electi: ita tarnen, ut si qui ex deputatis in 
ultima Synodo supersint, iis etiam una cum a se electis utatur. Omnium 
▼erb etiam dicto termino dünnte exspiret potestas, quando celebrata fuerit 
Synodus. Amplitudini Tuae fausta omnia precamur a Domino. 

Amplitudinis Tuae, 

Romae, die 22. Septembris 185$. 

Uti Fnter Stud. 

A. M. Card. Cagiano Praef. 

A. Quaglia Secretariua. 
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fr. b. Verordnung Aber Abhaltung de« Pfarrconetnve* in 4er Dlfleea» Brite»r 
1. Ini Hai« 1» Jahr; 2. an Tier TenehledeneB Orte*; 3. für die schon 3 .Jahre 
in der Seelsorge Verwendeten; 4; schriftlich und mündlich; 5. ans Dogmatik* 
Moral, Kirchenrecht, Homiletik and Pastoral; 0. Censnrlrnng durch die Prosynodal» 
Examina toren am Sitz des Bisthoms: 7. gütig auf 6 Jahre; 8. Dispensen nach dem 

bisherigen Normale.] ' 

Mit Rücksicht auf das oben mltgetheilte päpstliche Rescript and auf 
die Constitution Benedict XIV. „Cum illad“ verordne ich Aber die Ab¬ 
haitang der Pfarrconcurs-Prüfung für die Zabonft Folgendes: 

1. Die allgemeine Pfarrconcurs-Prüfung wird, wie bisher, zweimal 
im Jahre abgehalten. Die hiesu bestimmten Tage werden alljährlich 
im Directorium angeseigt werden. 

2. Da die mir eingeriumte Vollmacht, vier und swansig Prosynodal- 

Examinatoren su ernennen, die Abhaltung dieser Prüfung an vier ver¬ 
schiedenen Orten ermöglichet; so bestimme ich als solche: Jtrixcr+ 
hmskrvck , Zorne und Feldkirch, : 

3. Um sich sur Ablegung dieser Prüfung stellen su dürfen, mess 

der Examinand bereits drei volle Jahre in der Seelsorge gedient haben. 
Machen gans besondere Gründe eine Ausnahme räthlich, so ist das Ge¬ 
such um dieselbe att das Ordinariat su leiten. ' . '7 

4. Die Prüfung selbst muss in Zukunft schriftlich und mündlich 
abgelegt werden. Zur Abhaltung der mündlichen Prüfung ist die gleich¬ 
seitige Anwesenheit von wenigstens drei Prosynodal-Examinatorcn noth- 
wendig. Sie haben hiebei nach jener Amts-Instruction su verfahren,' 
die ihnen eigens wird sugestellt werden, 

5. Die Gegenstände der schriftlichen Prüfung bleiben dieselben* 
wie bisher, nämlich am ersten Tage Vormittags Dogmatik und Moral f 
Nachmittags Kirchenrecht und homiletische Erklärung eines Evangeliums; 
Am sweiten Tage Vormittags Pastoral; Nachmittags Ausarbeitung einer’ 
Predigt nach der bisher üblichen Weise. Den schriftlichen Arbeiten d# 
sweiten Tages haben die Examinanden jene Zeit su widmen, die ihnen 
ausser der mündlichen Prüfung übrig bleibt. Das mündliche Examen, 
welches am sweiten Tage vorsunehmen ist, beschränkt sich auf die 
Dogmatik, Moral, auf das Kirchenrecht und eine mündliche Katechese 
Überein von den Prosynodal-Examinatoren su bestimmendes Katechismus* ’ 
Thema. Der mündliche Predigt-Vortrag hat künftighin su unterbleiben. 1 ' 

6. Die Censurirung der schriftlichen Elaborate geschieht durch die 
Prosynodal-Examinatoren am Sitse des Bisthums. Daher sind dicSo 
schriftlichen Arbeiten sammt dem Protokolle der Prosynodal-Examinatorcn 
über die mündlichen Leistungen vom Präses der Prüfungs-ComittfSsion 
an das Ordinariat einsusenden. Bei der Classification wird das Ergobniss 
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tw rtt t - in Btoe Note casammengefasst. 

7. Mv erlangte Zeugnis* Aber die wenigsttiis skit Mnreicheiidem 
Erfolge bestandene Pfätrconcnrs-Prüfirtig ist auf 6 Jahre giltfg. 

8. Üeber die Disgens von der Wiederholung der Pfarrconcurs- 
Prüfang bleibt das bisherige Normale io Kraft. 

. Mögen diese gesetzlichen Bestimmungen dazu dienen, «um berufs¬ 
mässigen Studium ansueifefn, and für jeden Seelsorgsposten den taag- 
lichsten Hirten ausfindig zu machen! Turpe est ignorare artem, quam, 
profitemnr, et intolerabilis ignorantia in iis, qui praesunt. S. Leo 1VL 
Bfixen, den 8. December 1858. 

I’ toteenz, Fürstbischof. • 


Mtän Provisors-Gehalt bei vacaften wnA <Ue 

■ t*ersohfi9run6 Her SUftmeOoeee AeHre/fendf. 

gütifiUf der Provisoren von RellglonsfoDdspfründen, bei Pfründen unter 800 fl. «nF 
35 fl.) bei Pfründen über 500 II. auf 30 fl. monstitek bestimmt, mit Ausprnek auf 
daa Itessatipendium für die Stlftmesaen.] 

(Aus demselben Blatt.) 

Di* hohe k. k. Statthalterei hat unterm • 11. November 1. Js. 
Z. 22636/4407 Geistl. Nachstehendes anher eröffnet: 

*8e< k. k. apoettd, Majestät haben mit a. h. Entschliessnng vom 
8. October 1858 Nachstehendes allergnädigst ansuordnen geruht, 
v. Hinsichtlich des Gehaltes der Verweser erledigter Pfründen, deren 
Bsinertrag in den Religionsfond fiiesst, genehmige Ich, dass durch 
Meine Entschliessnng vom 19. Febrnar 1856 (Ministerialerlass vom 
28. Febrnar 1856 Z. 2716) für drei Jahre gemachte Zugeständnis, 
zufolge dessen jener Gehalt bei Pfründen, deren Jahreserträgniss 500 6. 
nicht erreicht, mit monatlichen 25 fl., bei Pfründen aber, die ein Jahres¬ 
einkommen von 500 fl; oder darüber abwerfen, mit monatlichen 30 fl. 
so bemessen ist, nach nach Ablauf der drei Jahre fortzudauern habe. Die 
bischöfliche Versammlung hat ferner den Wansch dargelegt, dass die 
Verweser eledigter Pfarren fortan nicht verpflichtet würden, die Stift- 
messen anders, als gegen das vom Bischöfe festgesetste Stipendium zu 
entrichten, and Ich genehmige diese Bestimmung, welche bei allen Prie¬ 
stern, welche die Verwaltung einer erledigten Caratpfrflnde nach dem , 
1. Jänner 1859 übernehmed, in Wirksamkeit zu treten haben wird.“ 

Hievon wird die. hochw. Seelsorgs-Geistlichkeit unter Hinweisung 
auf das Diöcesan-BIatt vom J. 1857 S. 51 in Kenntniss gesetzt. 

Fürstbischöfliches Consisiorium Brisen, 8. Dec. 1858. 

Georg Habimann, Präses. Loren* Singer , Seoretär. 
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Studirenden betreffend* 

(Aas demselben Blatt.) 

Auf eine diesseitige Anfrage bezüglich der Militärbefretang der 
Unterlehrer an Volksschulen hat die h. k. k. Statthalterei ulk Erlass 
vom 8. 1. Mts. Z. 24691/2116 Miiit. in Folge h. Auftrages des kais. 
königl. Ministeriums des Innern vom 1. d. M. Z. $0682 auf die nach¬ 
stehende b. Ministerial-Erläuterung der $$. 19 und 20 des neaen allge¬ 
meinen Gesetzes über die Ergänzung des Heeres hinsichtlich der Militär¬ 
befreiung der Lehrer und Studirenden hingewiesen. 

§. 22 des provisorischen Amtsmterrichtes nur Ausführung des 
Gesetzes über die Ergänzung des Heeres. 

Der 9. 19 des Heeresergänzungsgesetzes umfasst: 

c. o. 

b) Die Lehrer an Volksschulen. 

Zn 6) Schullehrer (Oberlehrer, Lehrer und Unterlehrer) an Volks¬ 
schulen sind mir dann befreit, wenn sie von der Schulbehörde bleibend 
ange8fellt worden sind; hierunter gehört auch die Anstellung durch Ge¬ 
meinden oder Schulpatrone, sobald die Schulbehörde die Anstellung ge¬ 
nehmiget hat, und selbe bleibend ist. 

Nur die Bestätigung der Schulbehörde ist hierüber als Nachweis 
zuzulassen. 

§.23. 

Welche Kategorien von Studirenden und unter welchen Bedingungen 
sie befreit sind, bestimmt der §. 20 des Heeresergänzungs-Gesetzes genau; 
es ist daher nur zu bemerken, dass die Nachweisung zur Erlangung 
dieser Befreiung in folgender Art zu geschehen hat: 

1. Ueber den Umstand, dass der zu Befreiende ein ordentlicher 
und öffentlicher Studirender der im Gesetze genannten Studien ist, durch 
Beibringung des Matrikelscheines, des Meldungsbuches oder einer son¬ 
stigen Bestätigung der Unterrichtsanstalt. 

2. Ueber das sittliche Betragen und den ausgezeichneten Fortgang 
im letztverflossenen Studienjahre haben 

a. Jene, welche sich im Vorjahre als ordentliche und öffentlicher 
Studirende an einer Studienanstalt befanden, wo halb- oder ganz¬ 
jährige Prüfungen bestanden, mit den betreffenden Studienzeugnissen 
über ein tadelloses, sittliches Betragen und mit der allgemeinen 
Vorzugsclasse, oder, wo eine solche allgemeine Classe nicht ge¬ 
geben wird, mit durchaus Vorzugsclassen im Fortgange sich aus¬ 
zuweisen. 

Maturitäts-Zeugnisse über -das vollendete Gymnasium werden 
diesen Zeugnissen gleichgehalten. 
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dirende an einer fKhdienänstält befanden, wo halb- oder ganzjährige 
Prüfungen nicht abgehalten werden, haben beisubringen. 
o. eine totliehe Bestätigung des Vorstandes des betreffenden Pro- 
■ ' fesioren-Oollegiums, dass sie in dem letxtabgelaufenen Studien¬ 
jahre «1s ordentliche Hörer des ... Jahrganges ordnungsmäßig 
> für folgende (namentlich aufsuführende) Hauptcollegten bei den 
(namentlich aufsufttkrenden) Docenten inscribirt waren, und dass 
gegen sie in disciplinärer Hinsicht kein Anstand vorgekommen ist. 
b. Zeugnisse der bezüglichen Docenten, dass sie su Folge der mit 
v ilmcn gehaltenes Colloquien aus deif genannten Hauptfächern den 
Unterricht mit ausgezeichnetem. Fortgange genossen haben. 

Für Hörer der rechts- und staatswissenschaftlichen Studien genügt 
auch das Zeugniss über eine für das vorangegangene Jahr mit dem Er¬ 
gebnisse der Befähigung zurückgclegte Staatsprüfung. 

Die Befreiungen als Studtrende bleiben ihnen noch bei der ersten 
Stellung nach Beendigung ihrer Studien, den Doctoranden and den Lehr- 
amtA-Candidaten für Gymnasien noch durch zwei Kalenderjahre wirksam, 
wenn Erstere jährlich wenigstens Eine strenge Prüfung abiegen , and 
Letstere im «weiten Kalenderjahre das Lehrfähigkeits - Zeugniss bei- 
hringän. 

Folgende Kategorien sind nicht befreit: 

a. Blosse Frequentanten, die nicht su den ordentlichen Stndirenden 
h gehören. 

b. Alle Privat-Studircnde ohne Rücksicht, ob sie die Bewilligung der 
Vorgesetzten Behörde erhalten haben. 

c. Alle Studircnde an ausländischen Unterrichts-Anstalten. Nachweise 
über blosse Frequentation, über Privatstudien, sowie alle Zeugnisse 
von ausländischen Studienanstalten sum Zwecke der Befreiung selbst 
eines später im Iolande ordentlich und öffentlich Studirenden sind 
nicht ansunehmen. 

Hievon wird die hochw. Seelsorgsgeistlichkeit sum Wissen und 
geeigneten. Benehmen in Kenntniss gesetzt. 

_ j Eürsibjschöflicke* Consistorium Brisen, 11. l)ec. 1858. 

Joseph v. Comni, ~<r 

k. k. Diöcesan-Schulenoberaufseber. 

Romcd Griessenböck. 

Secretär. 
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(An» demselben Blau.) 

Df« h. k. k. Statthalterei hat anterrn 10. d. Mts. Z. 24693/2118 
Milft. Folgendes anher mitgetheilt. 

Zufolge §. 8 des kaiserl. Patentes vom 29. Sept. 1858 (K G. BL 
Z. 167) betreffend die Ergänsung des Heeres, darf sieh, wer vom Ein¬ 
tritte in das Heer nfeht gesetslich befreit oder sum Heeresdienste ntoht 
offenkundig, oder nicht nach dem Urtheile einer Stellungscommission 
fDr immer untauglich ist, vor dem Austritte aus der sweiten Alterseiasse 
Cd. f. vor dem 1. Jänner des auf das vollendete swei and swansigste 
Lebensjahr folgenden Jahres) nicht verehelichen. 

Eine ausnahmsweise Ehebewilligung im Falle vorhandener, besonders 
rttcksichtswürdiger Umstände su ertheilen, ist die politische Landesstelle 
ermächtiget, jedoch begründet diese Bewilligung keine Befreiung von 
der Stellungspflicht während der ersten und sweiten Alteraclasse. Wer 
sich mit Uebertretung des im §. 8 enthaltenen Verbotes verehelicht hat, 
wird (nach §. 44 des besogenen a. h. Patentes) in seiner Altersclasse 
ohne Losung gestellt , im Falle der Untauglichkeit aber nach den Be¬ 
stimmungen des S. 35 des Gesetses über die Ehen der Katholiken (R. 
G. Bl. Z. 185. 1856) und des §. 507 des allgemeinen Strafgesetses 
bestraft. Gegen diejenigen, welche su der verbotenen Verehelichung 
aehuldbar mitgewirkt haben, ist eine dem Armenfonde anfallende Geld¬ 
strafe bis Einhundert Gulden Oestr. W. oder nach Umständen Verhaft' 
bis sur Dauer Eines Monats su verhängen, falls sie nicht als im Staats¬ 
dienste stehend, nach den Dienstvorschriften su behandeln sind. 

Demnach begehen Mannspersonen, welche vor dem Austritte aus 
der oben erwähnten sweiten Altersclasse sich verehelichen, desgleichen 
AHe, die sur Verehelichung derselben schuld bar mitwirken, eine gesetslich 
verbotene und strafbare Haodiung, es sei denn, dass der Ehewerber 

1) vom Eintritte in das Heer gesetslich befreit, 

2) sum Heeresdienste offenkundig, oder nach dem Erkenntnisse einer 
Stellungscommission für immer untauglich ist, oder 

3) von der politischen Landesstelle eine ausnahmsweise Ehebewilligung 
erlangt hat. 

Das vierte Haoptstilck des Im Eingänge angeführten kaiserlichen 
Patentes handelt $. 13—24 von denjenigen, denen die Befreinng von 
der Pflicht sum Eintritte in das Heer gesetslich susteht. Doch sollen 
nach 9. 26 desselben Patentes in dem Verseichnisse der in jeder Ge¬ 
meinde nach der Zuständigkeit sur Stellung Berufenen nur jene als von 
Amtswegen su Befreiende von der politischen Besirksbehörde beseichnet 
werden, deren Befreiungstitel ihr authentisch nachgewiesen vorliegt. 

Dieselbe Behörde hat ferner in dem erwähnten Verseichnisse als 
offenkundig untauglich jene Stellungspflichtigen su beseichnen, deren 
Blödsinn, auffallende Krüppelhaftigkeit oder Siechthum nach der Bestä¬ 
tigung des Gemeindevorstandes und von wenigstens swei Gemeindemit¬ 
gliedern, welche su derselben Stellung berufene und nicht gleichfalls 
untaugliche Söhne haben, in der Gemeinde bekannt ist, und keiner ärst- 
lichen Bestätigung bedarf. 

Demnach können stich die sur Mitwirkung bei der Eheschliessung 
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tot Mannspersonen, welch« ans der zweiten AHersehwsfc 'fleB’fhellangs- 
pflioktfgen Hoch nicht getreten sind, berufenen Seelsorger nnr dadurch 
▼or Verantwortung sicher stellen, dass sie solchen Ehewerbern die 
Trauung so lange verweigern, bis von denselben entweder* die von der 
politischen Landesstelle erlangte Ehebewilligung oder die Erklärung der 
politischen Bezirksbehörde ihrer Zuständigkeitsgemeinde darüber vorge- 
wiesen wird, dass sie von dem Eintritte in das Heer gesetzlich befreit, 
oder zum Heeresdienste offenkundig oder nach dem Erkenntnisse einer 
Stellungscommission für immer untauglich sind. 

. In jenen Kronländern, wo das Erforderniss der Heirathsbewilligung 
von Seite der politischen Obrigkeit gesetzlich angeordnet ist, wird diese 
Bewilligung nicht ohne Berücksichtigung der angedeuteten Bestimmungen 
des Gesetzes über die Ergänzung des Heeres gewährt werden, folglich 
der Seelsorger durch die Einhändigung der erwähnten Licenz gedeckt 
sein, und auf die Beibringung der Ehebewilligung der politischen 
Landesstelle oder der besprochenen Erklärung der politischen Bezirks» 
behörde nur bei jenen noch nicht in der dritten Altersclasse der Stellungs- 
pflichtigen befindlichen Ehewerbern nnzudringen haben, welche nach 
Massgabe der bestehenden Vorschriften einer Heiraths-Bewilligung von 
Seite der politischen Obrigkeit nicht bedürfen. 

In den Theilen der Monarchie aber, in denen das gesetzliche Er¬ 
forderniss des politischen Eheconsenses zur Schliessung einer Ehe der¬ 
malen nicht besteht (d. i. im lomb. venet. Königreiche, in Ungarn, 
Siebenbürgen, Kroatien, Slavonien, der serbischen Woiwodschaft mit dem 
Temesoher Banate, in Galizien und Krakau, in der Bukowina und Dal¬ 
matien) ist es unerlässlich, dass bei dem Umstande, als zufolge den 
S des a. h. Patentes vom 29. Sept. 1858 die Pflicht zum Eintritte in 
das Heer allgemein ist, von allen noch nicht aus der zweiten Alters-' 
claase der Stellungspflichtigen getretenen Mannspersonen, welche sich zu 
verehelichen beabsichtigen, die Ehebewilligungen der politischen Landes¬ 
behörde oder die erwähnte Erklärung der politischen Bezirksbehörde 
abverlangt werde.“ 

Hievon wird die hochw. Seelsorgsgeistlichkeit zur Wissenschaft und 
genauesten Darnachachtung mit dem Beifügen verständigt, dass die er¬ 
wähnte Ehebewilligung oder Erklärung jenen vorkommende Anstände 
behebenden Urkunden beizuzäblen sei, deren Andeutung in dem Trauqngs- 
tyiche gesetzlich vorgeschrieben ist. 

Fürstbischöfliche« Consistorium Brisen , 16. Dec. 1858. 

Georg Habimann, Präses. 

Andrä Huber , Secretär. 


Deutsche Rechtsquellen. 

Ille Ministerien des Innern und des Kirchen- und Schul¬ 
wesens an die vier Hrelsreglerungen, den kftnlgl. katho- 
llselken HJrehenrath und das k. Oberamt Gmünd. 

[Die Ausübung der Staatsaufsicht über die barmherzigen Schwestern ln Würtemberg 

betreffend.] 

Unter Beziehung auf die Verfügung der Ministerien des Innern und 
des Kirche»* und Schulwesens vom >80. März 1655, betreffend die Zu- 


Isesong des Ordens der barmbersigen Schwestern Im Königreiche, and 
dis damit veröffentlichten Statuten dieses Ordens werden für die Aus¬ 
übung der Staatsaufsicht über denselben nachstehende Bestimmungen 
biemit gegeben. 

1. Die Oberaufsicht der k. Staatsregierung Ober den Orden in seinen 
sfimmtlichen bürgerlichen Besiehungen (§. 1, Abs. 2 der Statuten) 
wird durch den k. katholischen Kirchenrath und die k. Regierung 
für den Jaxtkreis, durch Letstere in den besonderen poliseilichen und 
regfminellen Besiehungen ausgeübt. 

2. Als Organ für die nächste und unmittelbare Aufsicht dient diesen 

* ‘Behörden hiebei das am Sitse des Mutterhauses des Ordens in. 

Gmünd befindliche Oberamt. 

3. Diese letstgenannte Stelle ist es daher, an welche sich der Ordens- 
Superior sunächst su wenden hat: 

a) um die Staatsgenehmigung nachsusuchen, die erforderlich ist, wenn 
von dem Orden SchwesterhSuser neu begründet werden sollen, oder, 
wenn in irgend einer Gemeinde eine Anstalt von demselben über¬ 
nommen werden soll. (§. 3 der Statuten.) 

b) Um die weltliche Behörde über den Personalstand des Ordens in 
Kenntniss su erhalten. (§. 19 der Statuten.) 

c) Um Neuaufsunehmende ihrer Aufnahme vorgängig bet der Staats¬ 
behörde über den Besits eines Bürgerrechtes im In- oder Auslande, 

0 besiehnngsweise im Falle des Nachweises eines ausländischen Bürger¬ 
rechtes sieh sogleich darüber ausweisen su lassen, dass, des Ein¬ 
trittes in den in Würtemberg befindlichen Orden ungeachtet, das 
Bürgerrecht des betreffenden Staates fortdaure (§. 20, Abs. 2 der 
Statuten.) 

d) Um für den Orden die Ermächtigung der k. Staatsregierung sn 
Annahme von Vergabungen an beweglichem oder unbeweglichem 
Vermögen, die durch Acte unter Lebenden oder letsten Willen an 
ihn gemacht werden, sowie su Erwerbung von Liegenschaften oder 
liegenschaftlichen Rechten, sei es unter unentgeltlichem oder lästigen 
Titel, einsuholen (§. 36, Abs. 2 der Statuten); 

e) nm über Verwaltung des eigentlichen körperschaftlichen Vermögens 
des Ordens der Staatsbehörde die vorgeschriebene jährliche Rech¬ 
nung absulegen (ebendaselbst); 

f) um Streitigkeiten swischen einer Vorsteherin und der weltlichen 
Behörde auf dem in den einseinen Verträgen vorgesehenen Wege 

’ snm Austrage bringen sn lassen (§. 43, Abs. 2 der Statuten); sowie 
endlich 

g) in sonstigen Fällen, wo die Einwirkung oder Daswischenknnft der 
k. Regierung nothwendfg ist. ($. 12 der Statuten.) 

4. Das k. Oberamt Gmünd wird 

su a) ein ihm mitgetheiltes Gesuch nm Gründung eines Schwestern¬ 
hauses des Ordens etc. sofort dem k. katholischen Kirchenrath mit Be¬ 
richt vorlegen, und wenn hiebei auch Gemeinde-, oder Stiftungs-Interessen 
berührt erscheinen, gleichseitig der betheiligten Gemeinde oder Stiftungs- 
Aufsichtsbehörde, dem betreffenden Oberamte, besiehungsweise gemein¬ 
schaftlichen Oberamte, Behufs der weitern regfminellen Behandlung die 
entsprechende Mittheilung machen, in dem Falle aber, wenn die Bethei- 
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lfgnng «hier Gemeinde oder Stiftung des Oberem tsbezirke» 4hnünd in 
Frage steht, seinerseits die weitere regimineile Behandlung der flache 
dadurch ein leiten, dass es von sich aus zur beziehungsweise in Gemein- 
Schaft mit dem Decan in Gmünd (als gemeinschaftliches. Oberamt) die 
erforderliche Vorlage an die k. Regierung des Jaxlkreises macht; 

Zu b) das ihm übergebene Verzeichntes der aufgenommenen Aspi¬ 
rantinnen, sowie jenes der einsükleidenden und die Gelübde ablegenden 
Schwestern mit vollständiger Angabe der Personalien (Name, Heimath, 
Name der Eltern, Alter) sofort dem k. katholischen Kirckenrathe sur 
Einsichtnahme vorlegen und unter einstweiliger Vormerkung der mit Tod 
abgegangenen, ausgetretenen und entlassenen Aspirantinnen oder Schwestern, 
jährlich auf den 30* Oec. ein summarisches Verzeichntes sämmtlicher, 
dem Mutterhause und den Schwesterhäusern angehürigen Aspirantinnen^. 
Probe- und Institutsschwestern dem k. katholischen Kirckenrathe sur 
Einsicht einsusenden; 

Zn c) den ihm vorgelegten Nachweis über die bürgerlichen Ver¬ 
hältnisse einer Neuaufsunehraeoden (Bürgerrechts-Urkunde besiehungs¬ 
weise bei Ausländerinnen die Urkunde über die Fortdauer des auslän¬ 
dischen Bürgerrechts) sorgfältig prüfen und wenn sich hiebei Anstände 
ergeben sollten, vor einer Bescheidsertheilung für die Entscheidung durch 
die zuständige Behörde Sorge su tragen; 

Zu d) die ihm sugekommenen Gesuche um Ermächtigung des Ordens 
su Annahme von Vergebungen, sowie su Erwerbungen von Liegenschaften, 
etc. mit den hierauf bezüglichen Urkunden (Kauf-Verträgen etc.); zu¬ 
nächst dem k. katholischen Kirckenrathe vorlegen; 

Zu e) die ihm übergebene Jahresrechnung über.die Verwaltung des 
Ordensvermügens im Aufträge des k. katholischen Kirckenrathes und 
unter dessen specieller Oberaufsicht prüfen und erledigen, und sodann 
die Rechnung mit ihren Beilagen dem k. katholischen Kirckenrathe sur 
Einsicht einzusenden; 

Zu f) über die ihm angezeigten Streitigkeiten zwischen einer Vor¬ 
steherin und weltlichen Behörde alsbald der betreffenden Kreisregierung 
Mittheilung machen, und gleichzeitig dem k. katholischen Kirckenrathe 
eine Anzeige hierüber erstatten, und endlich 

zu g) je nach der Natur des Gegenstandes oder Verhältnisses ent¬ 
weder dem k. katholischen Kirckenrathe oder der k. Regierung für den 
Jaxtkreis oder einer anderen Regierung eine Vorlage su machen. 

5. Der k. katholische Kirchenrath: wird 

su. a) Gesuche um Gründung eines Schwesterhauses des Ordens dem 
k. Ministerium des Kirchen- und Schulwesens zur Entschließung vor¬ 
legen, und wenn es sich hiebei um Betheiligung von Gemeinde- oder 
Stiftungsinteressen handelt, vor der Vorlegung sich mit der betreffenden 
Kreisregierung in’s Benehmen setzen, und sich des Einverständnisses der¬ 
selben mit seinem Anträge vergewissern. 

Zu d) Gesuche um Ermächtigung des Ordens su Annahme von 
Vergebungen und Erwerbung von Liegenschaften mit gutächtlicher Aeusse- 
rung der k. Regierung für den Jaxtkreis sur Erledigung übermitteln; 

su e) über die Prüfung und Erledigung der Rechnung des Ordens 
dem h. Oberamt nähere Anweisung sukommen lassen; 
ff. Oie k» Regierungen werden 
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su i) auf die ihnen etwa sukommenden Gesuche um Gründang 
eines Schwesterhaases des Ordens etc. keinen willfährigen Bescheid er¬ 
gehen lassen, ohne sich suvor mit dem k. katholischen Kirchenrath in’s 
Benehmen gesetst and sich des Einverständnisses desselben besiehungs- 
weise des k. Ministeriums des Kirchen- and Schulwesens vergewissert 
su haben; 

su f) auf die Anseige von Streitigkeiten swischen einer Vorsteherin 
and der weltlichen Behörde sur Entscheidung derselben sich sofort mit 
dem bischöflichen Ordinariate in’s Benehmen setsen und das Ergebniss 
hievon auch dem k. kathol. Kirchenrathe mittheilen und endlich wird 
7. die k. Regierung für den Jaxtkreis insbesondere su d) von ihren 
Entschliessungen in Besiehung auf die vermügensrechtlichen Erwer¬ 
bungen des Ordens etc. gleichseitig mit der Decretsertheilang an das 
k. Oberamt Gmünd dem k. kathol. Kirchenrathe Mittheilung machen. 

Stuttgart, 5. November 1858. 

Linien. Rümelin. 


Dm blsehftflllelte Ordinariat In Rottenburg an den hoch* 
würdigen Klerus des Bisthums. 

[Hirtenbrief and bischöfliche Verordnung, den Pfsrreoncurs, resp. Beibehaltung der 
bisherigen Hebung in Ansehung desselben betreffend.] 

Während in Rom die Verhandlungen Uber den Abschluss der Con¬ 
vention geführt wurden, kam uns Seitens des heil. Stuhls die Auffor¬ 
derung su, demselben die Vorschriften und Anordnungen bekannt so 
geben, nach welchen bisher die Patloralconcure-Prüfungen in unserer 
DiOcese abgehalten wurden, und sugleich unsere Ansichten und Wünsche 
ansufügen, wie diese Prüfungen für die Zukunft su ordnen sein mochten, 
ln ausgeführter untertänigster Berichterstattung trugen wir betreffs des 
letstern Punktes die Bitte vor, dass der in der DiOcese Rottenburg bisher 
übliche s. g. allgemeine Pfarrconcurs beibehalten werde, und swar ohne 
Aenderung der bisher bestandenen Einrichtung, wornach die Geistlichen 
diesem Concurse bei erfolgreicher Erstehung nur einmal sich su unter¬ 
stehen hatten, nur dass dem Bischöfe in Abhaltung und Leitung des 
Concurses die volle Freiheit eingeräumt werde. Wir begründeten diese 
"Bitte in allseitiger Weise mit den in unserer DiOcese sutreffenden Ver¬ 
hältnissen, unter welchen das betreffende Reformdecret des hl. Concils 
von Trient, wornach für jede einseine su besetsende Seelsorgepfründe 
die competirenden besiehungsweise patronatisch ernannten Geistlichen su 
prüfen sind, wohl nicht oder nur mit den grössten Schwierigkeiten und 
mit ansehnlichen anderweitigen Nachtheilen sum Vollsug gebracht werden 
konnte. Zugleich entnahmen wir den bei uns bestehenden, auf wissen¬ 
schaftliche Fortbildung des Klerus hinsielenden Einrichtungen einen weitern 
Grund für die erbetene Dispensation von der tridentinischen Norm der 
Concursprüfungen. 

Nach Abschluss der Convention wurde uns ein vom 1. Mai 1857 
datirtes Decret der s. Congregatio negotiis ecclesiasticis extraordinariis 
praeposita übermittelt, inhaltlich dessen unser hl. Vater Papst Pius IX. 
in Würdigung der bei uns bestehenden Verhältnisse gnädigst gestattete, 
iaee behufe der Erprobung der wietentchafttichen Tüchtigkeit dir Mn 



ein SeeUprgeant nci bewerbendenPrietler die hergebrachten jährlichen 
Concursprüfungen beibehalten werden; es sollen aber diese Prüfungen 
durch rechtmässig erwählte Synodal-Examinatoren abgehalten und Alles 
dabei genau beobachtet werden, was diessfalls in den canonischen Voiy- 
schriften und namentlich in dem Sendschreiben Papst Benedicts XIV. fei. 
mem.: „Cum illud,“ verordnet ist. Ein Weiteres von der s. Congr. Conc. 
Trid. unter dem 7. Juli 1857 gegebenes Decret ertheilte sodann dem 
Bischof die Vollmacht, de Consensu Capituli statt derSynodal-Examinatoren 
je fiir drei Jahre Prosynodai-Examinatoren su wählen und darch diese 
das Prüfungsgeschäft vornehmen su lassen. 

Oie gedachte Gestattung des hL Vaters bezüglich der Fortführung 
der Concursprüfungen besiehungsweise der Entbindung von der triden- 
tinischcn Norm dieser Prüfungen lautet vorerst auf die Dauer von sehn 
Jahren. Es war aber dieser Gestattung noch die weitere höchst wich¬ 
tige Bestimmung beigefiigt, „dass je nach Abfluss van sechs Jahren die 
geprüften und fähig erkannten Geistlichen sich wieder sur Concurs- 
priifung su’ stellen haben. Von dieser Auflage sollen die Geistlichen, 
welche sur Zeit der Erlassung des belobten Decrets vom 1. Mai 1857 
die Concureprüfung mit Erfolg schon bestanden hatten, ausgenommen 
sein. Für die Zukunft sollen aber hur die 8ynodal- oder ProsynodaT- 
Examinatoren fiir die Zeit ihres diessfälligen Auftrags von der besagtep 
Auflage befreit werden, sowie diejenigen Geistlichen, welche vermöge 
ihrer höheren Stellung im kirchlichen Amte oder vermöge langjähriger 
lobenswürdiger Dienstleistung hinlängliche Bürgschaft ihrer wissenschaft¬ 
lichen Tüchtigkeit gewähren und desshalb vom Bischöfe nach gutächt,- 
Iicher Aeusserung der Examinatoren von der Auflage des Concils frei 
erklärt werden.“ 

Bei der dankbarsten Freude, welche wir über die von dem heiligem 
Vater gestattete Fortführung der seitherigen Concursprüfungen empfanden, 
durften und konnten wir doch nicht verkennen, dass die beschränkende 
Bestimmung, wornach die PriifungsZeugnisse nur je auf die Dauer vop 
sechs Jahren Giltigkeit haben sollen, in ihrer Durchführung mit vielen 
und bedeutenden Unzukömmlichkeiten verbunden sein würde. Bei unsejpi 
diessfallsigen Erwägungen glaubten wir aber von der Hoffnung sieht 
lassen su dürfen, dass angesehen den bedeutenden jOmfang unserer Diöcasp, 
die sehr ansehnliche Zahl der Diöcesangeistlichen, die verringerten öko¬ 
nomischen Verhältnisse der Kirchenstellen, die in dem Conferenz- 
Institut und in den Admissionspriifungen bestehenden Einrichtungen f(|r 
die Weiterbildung der Geistlichen, den strengen Studiengang, den unsege 
I Kleriker durchsumnchen haben, und endlich die anerkannt hervorragende 
Stellung, welche im Ganzen die Geistlichkeit unsere Bisthums in wissen¬ 
schaftlicher Hinsicht einnimmt, — eine erneuerte Bitte an den hL Yalfr 
ihres Zieles nicht verfehlen sollte. Wir führten daher in einem ehr- 
ehrbiethigen Vortrage die eben gedachten Momente des Weitern aus, opd 
begründeten wiederholt die Bitte, dass in Gemässheit dar in unserpr 
JDiöceee hergebrachten Praxis die Kleriker für Erprobung ihrer wissen¬ 
schaftlichen Befähigung nur eine Concmrsprüfung zu erstehen hafon 
dürfen, so dass, wenn sie in dieser das Zeugaiss der wissenschaftlichen 
Befähigung erhalten haben, sie zur Wiederholung derselben nicht apsc¬ 
halten sind. 
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Aaf diese wiederholte Bitte ist ans in den jüngst vergangenen 
Tagen ein Reecrljrt des Cardinal-SiaatsserretÄrB Eminenr, datirt 

Rom» 18* Oetober 18$.%: SH^geiWtigt wsjrde'», kvtt dessen der hl. Vater 
swar der$Hic ' Abänderung der . iHcmlti der «. CoDgregatio 

negotii« «eelßsiasiieis^ejUraoir^ifsariis v4do» L Mai 1S5T eut- 
fcaltesen bezüglich der Wiederholung des Concorses n*bh 

AhßaSär voa je sechs Jahr«» nicht Statt gab» jedoch die dem Stachel 
durch dasselbe Dekret gegebene «ad to» »ns oben «usgdiobene Voll“ 
macht dahin erweiterte, „dass der Bischof auch diejenigen Priester, welche 
die in unserer Didcese Bbücheö Pasitoral-Canferwisea fletaaig beuÜtMti, 
und durch ihre schriftlichen Arbeiten Proben ihrertheologisch~wi£sen~ 
soheftlichen Strebsamkeit ablegeft, ton der Wiederholung der Coacarsi- 
jpr&fung entbinden darf, wShreod gegenüber von solchen Geistlichen,, 
welche sich in ihrer wissenschsfelwB^^ 1ttig;iro«l 'nachlässig' 

erfinden lassen, die Befogniss des 'liföeholis, sie nur Wiederholung der 
Concursprüfuag ensuhaltea, aufrecht erhalten bleiben solle. 

In solcher Weis» hat die Cfascatsfirage für unsere Difle-eee durch 
die hohe Milde find Weisheit unseres Ml* Vaters eine Lösung erhalten, 
welche wie uns, m jeden Geistlichen* welchem kirchliche Wissenschaft 
and Studium am Her»«« Regt , mit aufrichtiger Freude m erfüllen ge¬ 
eignet ist. Mit neuer Bedeutsamkeit ist nunmehr das wohlihaRge In¬ 
stitut der Pflstöral-Conferenaea voc der fcüchsiem bircblichen Autorität 
seihst in unsere Diöcesan-Einrichtungen eingeordaet worden, and die’ 
hochw. Geistlichen, turne} die jüngeren.» weedea su würdigen wissen, 
was daran liegt, gegen dieses Institut die ohbabeadefi Pflichten mit regeta 
Eifer *u erfüllen, wie wir denn unsererseits fortan die Prüfung der 
Confereat-Acten »ugtefch im besonderen Hinblick aaf den uns eröfiaeten 
Willen des heil. Vaters vornehmen werden. 

Schliesslich bemerken wir, dass wir die unserm hochw. Klerus 
wohlbekannte Einrichtung der Abhaltung der Concursprüfungen mit den 
Bestimmungen des oben ollegirten Sendschreibens des Papstes Bene- 
41« XIV. „Coat illud“ verglichen, und dieselbe im Wesentlichen gaös 
eonfora mit den hier gegebenen Vorschriften erfunden haben, bo, dass 
dies« Einrichtung wie praktisch bewährt so auch kirchlich legalteirt 
erscheint. 

Hotteaburg, 12. November 1S58. 

• 1 - f Jwiephi Bischof. 

V « *» « * ff » u m gf. 

In Betreff der Zulassung au* den Pistot»leo»««rs-PrUfnngen sind 
wir nachfolgende Bestimmungen wö troS«n verÄnlasat: 

1. Zu diesen Prüfungen werden nur solche ßeistÜcfc* SQgelissen, welche 
wenigsten» im dritten Priesterjahre stehen und sich über ihm Ver¬ 
wendung iss Kirchen- besieh ungs weise Lehrdienste gute Zeugnisse 
erworben habe/); 

2. äki in vomchriftmässlger Form absufasaendeu and durch das he- 
treffead& Oecaoat bei dem bischöflichen Onämamt sutsnreiehenden 
Gesuche um Zulassung' haben »u enthalt«: 

a) den vollständigen Namen, den Geburtsort, Tag, Monat und Jahr 

der Geburt des Bittstellers; 

. 
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b) Tag, Mofat und Jahr der empfangenen Priesterweihe; 

«) vollständige Angabe der inswischen erhaltenen dienstlichen Ver¬ 
wendungen. 

3. Es ist nicht nar durch den Geist der Kirche und durch das Be- 
difrfais8 des. kirchlichen Amtes, sondern auch.durch ausdrückliche 
kirChengesetsliche Bestimmungen begründet, dass der Erhebung der 
wissenschaftlichen Tüchtigkeit auch die Erprobung der sittlichen 
Würdigkeit sur Seite gehe. Diese sittliche Würdigkeit hat sich vor— 
nehmlich durch die priesterlichen Tugenden der Frömmigkeit, Reinheit 
des Glaubens, Nüchternheit, Keuschheit und des erleuchteten Seelen¬ 
eifers su bewähren. Nicht minder verlangt das kirchliche GesetS, 
dass die Candidaten um das Seelsorgeramt besüglich der Pastorat¬ 
klugheit, d. *h. der Weisheit und Gewandtheit in Versehung ihrer 
seelsorglichen Obliegenheit sich erproben, und dass besondere, für 
die Verwaltung des kirchlichen Amts wichtige Eigenschaften derselben 
von dem kirchlichen Obern erwogen und gewürdigt werden. 

In Anbetracht alles Dessen verpflichten wir die Decanate, dass 
sie in ihren Bcgleitungsberichten die um Zulassung sur PastoraV- 
Concurs - Prüfung bittlich cinkommenden Geistlichen besüglich der 
soeben angegebenen Punkte einlässlich schildern und su diesem Bei¬ 
hufe, wo es nüthig erscheint, von den betreffenden Pfarrern, welchen 
die Candidaten sur Zeit als Hilfspriester sugetheilt sind, oder früher 
sugetheilt waren, Notisen einfordern. 

4. Unwürdige Geistliche werden bis sur Zeit ihrer beglaubigten Besse¬ 
rung von der Erstehung der Concursprüfung surückgewiesen. 

5. Die Concursprüfungen werden jedes Jahr im Fr Uhlin ge, in der Zeit 
swi8chen Ostern und Pfingsten, und im Herbste, in den ersten 
Wochen des Monats October, abgehalten. Je im Monat Februar sind 
die Gesuche um Zulassung sum Frühlingscottcurs und je im Monat 
Juli die um Zulassung sum Hcrbstconcurs bei dem bischöflichen 
Ordinariat einsureichen. Es werden daher in Zukunft besondere 
Bekanntmachungen besüglich der Meldungstermine nicht mehr erlassen 
werden. In besonders Einberufungsdecretcn wird den sulassungs- 
würdigen Geistlichen der Tag des Prüfungsanfangs notificirt werden. 

Gesuche, welche erst nach Ablauf des Monats Februar, besiehunge- 
weise des Monats Juli bei dem bischöflichen Ordinariat einllaufen, 
werden unberücksichtigt bleiben. Ebenso sind die Decanate ermäch¬ 
tigt, Gesuche, welche erst gegen das Ende des Monats sur Einbe¬ 
gleitung ihnen sukonimen, falls die etwa nöthige Einholung von 
Notisen nicht mehr reehtscitig abgemacht werden könnte, den be¬ 
treffenden Geistlichen surücksugeben. 

• 6* Die Prüfungsfächer bleiben die bisherigen, nämlich Dogmatik, Moral, 
Exegese, Kirchenrecht, Kunde der particularen Diöcesanverordnungen 
und der vaterländischen, auf die pfarrliche Amtsführung Besug 
habenden Gesetze und Verordnungen, Pastoral, Pädagogik und Di¬ 
daktik, Predigt-Aufsat* u. schriftliche Katechese. Zu dem mündlichtn 
Predigt- und Katechesevortrag dürfen frei gewählte Tbemate gebraucht 
werden. Ausser der heiligen Schrift in lateinischem und griechischem 
Texte dürfen keinerlei literarische Hilfsmittel in den Prüfungm&al 
gebracht werden. Rottenburg, 16. Nov. 185B. f Jotephp Bischof 

















